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Vorwort. 


Die  Hauptaufgabe  der  Nationalökonomie  ist  weit  weniger 
in  endgiltige  Normirung  gewisser  Begriffe  zu  setzen  als  in 
einen  jederzeit  erneuten  und  erneubaren  Ueberblick  über  die 
Gestaltung  der  Gesammtverhältnisse.  Immer  sind  hier  jedoch 
auch  heutzutage  noch  die  zwei  Hauptabwege  sehr  begangen. 
Der  eine,  den  wir  als  rein  historischen  bezeichnen  wollen, 
fbhrt  zwar  in  eine  Masse  von  unleugbar  vorhandenem  (oder 
vorhanden  gewesenem)  Stoff,  aber  leider  ist  das  Ergebniss  zu 
oft  kurz  gesagt  ein  Versinken  im  historischen  Detail. 
Auf  der  anderen  Seite  führt  der  rein  logische  Weg  (z.  B. 
Sozialismus)  zwar  durch  einen,  manchmal  dialektisch  sehr 
scharf  geschlossenen  Kreis  von  allgemeinen  Sätzen,  Behauptungen 
und  Forderungen,  aber  dem  thatsächlichen  Entwicklungsgang 
bleibt  er  fem  oder  will  in  der  Luft  über  ihn  hinführen. 

Das  geschichtliche  und  thatsächliche  Material  ist  frei- 
lich ein  ungeheueres  und  erfordert  demgemäss  eine  geteilte 
Verarbeitung;  allein  dabei  ist  nie  zu  vergessen,  dass  der  ge- 
schichtliche Entwicklungsgang  als  solcher  ein  einheitlicher  ist 
und  demgemäss  auch  einheitlich  aufgefasst  werden  muss.  Darum 
foi*dert  hier  die  Natur  der  Dinge,  dass  der  Stoff  ganz  nur 
beherrscht  werden  kann  durch  das  bewusste  Befolgen  gemein- 
samer Gesichtspunkte  bei  Verarbeitung  der  einzelnen  Gebiete. 

Auch  die  vorliegende  Untersuchung  möchte  ihrosteils  dazu 
beitragen,  die  Notwendigkeit  gemeinsamer,  auf  Thatsachen 
jeweilig  gegründeter  Gesichtspunkte  für  Beurteilung  und  Fort- 
führung unserer  national-sozialen  Entwicklung  zu  allgemeiuiUT'r 
Erkenntniss  zu  bringen. 

Leutkirch,  10.  November  1886. 

Hermann  L  o  s  c  h. 
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Einleitung. 


Cfeschichtliche  Entstehung  nnd   Tragweite   der  Frage  nach 

VolksvermSgen  nnd  Volkseinkommen. 

Mit  klarer  Erfassung  und  folgerichtiger  Durchführung  des 
einen  Grundgedankens  von  der  Relativität  aller  wirtschaft- 
lichen Gestaltungen  war  in  der  Volkswirtschaft  ^)  eine  historische 
Schule  gegeben.  Die  Anscha^uung  vom  Leben  der  Völker 
wurde  hiedurch  nicht  nur  beeinflusst,  sondern  von  Grund  aus 
neugestaltet.  Der  Blick,  nicht  mehr  durch  dogmatische  Be- 
griffskonstruktionen geblendet,  richtete  sich,  durch  eingehende 
Geschichtsforschung  geschärft,  mit  ganz  anderer  Beobachtungs- 
kraft auf  die  jeweilige  wirtschaftliche  Gegenwart;  ihre  sichere 
Erkenntniss  wurde  zur  ersten  Aufgabe,  und  so  kam  diese 
Wissenschaft  in  engste  Verkettung  mit  dem  Leben.  Gemeinsam 
all  diesen  Forschem  ist  das  Bestreben,  Zahl  und  Kraft  der 
vorhandenen  Thatsachen  genau  zu  messen  und  gewissenhaft 
gegenseitig  abzuwägen;  alle  diese  Thatsachen  aber  werden 
heller  im  Lichte  ihrer  Vergangenheit.  So  ergeben  sich  die 
zwei  Aufgaben :  auf  der  einen  Seite  die  Erforschung  des  Zu- 
ständlichen  auf  Grund  der  Thatsachen  und  ihrer  Geschichte, 
auf  der  anderen  Seite  aber  die  Zusammenstellung  jener  Re- 
sultate zu  klaren,  präzisen  Begriffen  —  eine  Arbeit,  die  erst 
in  jüngster  Zeit  konsequent  aufgenommen  worden  ist 

Diese  Grundanschauung,  welche  geistiges  Eigentum  und 
leitender  Gedanke  der  bedeutendsten  neueren  Nationalökonomen 
Deutsehlands  ist,  muss  auch  in  jeder  Spezialuntersuchung  sich 
verfolgen  lassen.  Es  ist  darum  nötig,  das  vorliegende  Problem, 
die  Untersuchung  des  Wesens  von  Volksvermögen  und  Volks- 
einkommen, zunächst  geschichtlich  abzuleiten,  den  Punkt  an- 
zuzeigen,  wo  es  entstand,  und  wie  es  sich  entwickelte. 

Ueberall,  wo  die  Zeiten  verschwunden  sind,  da  brutale 
Gewalt  wegnahm,  was  und  wann  sie  wollte,  sehen  wir  die 
Interessenkämpfe  mehr  oder  weniger  eine  gewisse  „parlamen- 


')  K.  Knies,  Die  politische  Oekonomie  S.  241;  G.  Schönberg,   Die 
Volkswirtschaftslehre  S.  27  f. 
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2  VII.  1. 

tarisolio"  Form  iiuneliincn.  Diese  Käiniifi;  gelten  (1<t  Aus- 
bikluiif;  (lor  GcHtminttorgaiiirtatiun  im  8ta:it.  Jede  »itlvhe  Orga- 
niaatidii  nbcr  erfordert  uiiic  Kraft,  gleic-lituini  ein  ErnAliniugi«- 
(luaiitiim,  wwfurcli  sie  gespeist  wird,  üeheii  »vir  »veiter  umi 
tragen,  woher  jene  .Summe  von  wirtselinftiielieii  Knitteii  aur 
äpeiHung  d(!r  Staatofonn  bezogen  wird,  autt  welchen  ZuHüsscn 
sie  sicli  zusammensetzt,  - —  so  haben  wir  den  gesuhiehtliehcn 
Keim  iinstu'es  Problems  gefunden.  Je  naeh  der  (jjesammt- 
gestaltung  der  gegenseitig  auf  »ich  einwirkenden  Interessen 
sehen  wir  einerseits  die  ganze  wirtsch.iftliche  Oi-setzgelmng, 
andererseits  die  Verteihing  der  Beitrüge  zur  Hxisti'uz  der 
StHHtsfonn  in  der  oder  jener  (natürlich  noch  lange  Sjmreii 
einseitiger  Intoressenberllcksichtigung  aul\v  ei  senden)  .\rt  sieh 
vollziehen.  Sa  einfach  dies  Schema  ist,  so  genügt  es  docli 
noch  iiiclit  ganz,  den  unserem  Problem  zugriindelii'genden 
wirtschaftlichen  Entwicklungsprozcss  voll  begreifen  zn  lassen. 
Vermöge  des  steten  Flusse»  in  allem  geschiehtlichen  Leben 
ein»'raeits,  der  relativen  ätabilitüt  einmal  normirtcr  Gcsoti',«.'*- 
und  Sittcneinriclitungcn  andererseits  ergjebt  sich  eine  gewisse 
Ungleielimiissigkeit.  Uie  Verschiebung  der  einzelnen,  wie  der 
gesammten  wirtschaftlichen  Kraftvcrhältiussc  geht  v<ir  sich 
ohne  Pause,  ununterbrochen.  Ihr  wird  erst,  wenn  die  IJift'erenz 
eine  gewisse  Höhe  erreicht  hat,  wieder  eine  entsproi-liendti 
Veränderung  in  den  Gesetzes-  und  Sittencinrichtungcn  nach- 
rücki'n.  Hieraus  erhellt,  dass  <'benso»vohl  die  höchste  Stiiats- 
kunst,  wie  der  grösste  volkswirtschaftliche  Scharfblick  daran 
sieh  erwctiaen  werden,  jene  obige,  gesehiclittich  sU'U  sich  or- 
gebi'Tido  Differenz  zwischen  jeweiliger  stabiler  Organisation 
(flir  unser  Problem  vorzllglich  das  Verhilltniss  der  Hti'uiT- 
systenic  zur  Wirtachaftskraftgliederung  des  A'olkes)  und  der 
wirtschaftlichen  Kraftverschiebung  mögliehst  genau  jederzeit 
zu  wissen,  d,  h,  die  Punkte  zu  bezeichnen,  wo  es  gilt,  die 
ersten:  der  letzteren  anzupassen  und  das  Wie  si'lcher  An- 
passung in  Zusammenhang  zu  bringen  mit  der  geschichtlichen 
Entwicklung  des   Ganzen. 

Sobald  erkannt  ist,  von  welch'  fundamentaler  Wichtigkeit 
es  ist,  jenes  Verhältniss  in  allen  seinen  Einzebiheiten  genau 
jederzeit  zu  wissen,  dann  tritt  sofort  auch  dii'  Notwendigkeit 
von  Vorauchen  zutage,  welche  zur  Erkcnntniss  der  vorhandenen 
wirtschaftlichen  Kraft  Verhältnisse  eineji  Volkes  zu  machen  sind. 
Wie  nun  aber  die  wirtschaftlichen  Kraftverhältnisse  des  Ein- 
zelnen in  Vormögen  und  Einkommen  sich  darstellen,  so  w<'rdcii 
dann  jene  Versuclie  zunächst  darauf  hin  sich  richten,  das 
Gesannnt\'emiftgi;n  und  Gesaramteinkommen  des  Volkes  zu 
erfassen,  damit  mau  sieht,  wie  die  Beitrüge  zur  Erftlllung  der 
Stoatsanfgabcn  daraus  hervorflieMsen.  Die  Bedeutung  dicarr 
Arbeiten  ist  darum  so  giijss,  weil  ihr  letzter  Zweck  darin 
besteht,  dureh  immer  bessere  Untersuthnngcn  der    im   Vi)lks- 
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ganzen  obwaltenden  Vennögens-  und  Einkommensverhältnisse 
immer  zuverlässigere  Grundlagen  zu  schaffen  für  die  wich- 
tigsten wirtschaftlichen  Staatsaktionen. 

Diese  Betrachtung  sollte  den  Nerv  des  ganzen  Problems 
biossiegen:  dieses  kann  nur  bei  Erreichung  einer  gewissen 
Kulturstufe  des  Staatslebens  überhaupt  entstehen.  Gelöst  kann 
es  nur  werden  auf  Grund  der  durch  die  Entwicklungshölie 
einer  jeweiligen  Staatsform  bedingten  Institute;  denn  in  diesen 
nur  ist  der  für  die  Untersuchung  eines  Volksganzen  notwendige 
Faktor  der  Gleichmässigkeit  gegeben,  welcher  Bedingung 
jeglicher  Lösung  ist.  Wir  werden  daher  hier,  das  lässt  sich 
jetzt  schon  sagen,  um  so  genauere  Grundlagen  gewinnen,  je 
umfassender  die  Aufgabe  und  Bedeutung  des  Staates  wird. 
Je  grösser  nämlich  bei  diesem  Fortschreiten  der  Anteil  wird, 
welchen  das  Individuum  zur  Existenz  des  Staatsganzen  als 
Steuer  oder  sonstwie  beitragen  muss,  und  je  mehr  es,  im  Gang 
dieser  Entwicklung  selbst,  diesen  Beitrag  als  einen  not- 
wendigen, zur  eigenen  Existenz  mitgehörigen 
erkennt,  um  so  höher  muss  auch  das  Interesse  des  Ein- 
zelnen an  der  Gleichmässigkeit  der  Verteilung  jener  Beiträge 
steigen,  um  so  mehr  drängt  also  die  Entwicklung  nach  ge- 
rechter, d.h.  kraftentsprechender  Verteilung  derselben 
hin,  um  so  genauer  werden  die  Klassen  einer  Staatsbevölkerung 
sowohl  als  die  Einzelnen  unter  sich  das  Verhältniss  von  Leistung 
und  Gegenleistung  überwachen.  Demgemäss  drängt  die  Unter- 
suchung von  Volksvermögen  und  Volkseinkommen  fortgesezt 
weiter  zu  einer  Untersuchung  der  wirtschaftlichen  Gesammt- 
kraft  und  ihrer  Verteilung  auf  die  einzelnen  Steuer-  und 
Einkommeusträger. 

Dieses  geschichtliche  Drängen  ist  es  auch,  welches  in  jüngster 
Zeit  auf  theoretischem  Gebiet  die  rechtlich-sittlichen  Grund- 
lagen *)  der  Volkswirtschaftslehre,  auf  praktischem  die  Steuer- 
frage ^)  so  sehr  in  den  Vordergrund  gerückt  hat.  Beiden 
liegt  ein  gleichartiger  Gedanke  zu  Grunde:  das  persönliche 
wirtschaftliche  Kraftzentrum  in  seinem  Verhältnisse  zum  Ganzen 
kennen  zu  lernen  und  zu  würdigen. 

Die  Begriffe  VolksvermögeM,  Volkseinkommen  und  Verteilung 

derselben. 

Zunächst  muss  nun  der  Gegenstand  der  Untersuchung 
unabhängig    von    der  Erfassung  herausgehoben  werden.     Die 


M  Vergl.  z.  B.  die  Ausführungen  von  Schmoller:  Gerechtigkeit  in 
der  Volkswirtschaft,  Jahrb.  f.  Gesetzgebung  u.  s.  w.  1881. 

2)  Vergl.  die  Gutachten  über  die  Steuerfrage  von  Held,  Nasse,  Neu- 
maun,  v.  Scheel;  dann  Schmoller:  Die  Lehre  vom  Einkommen,  Tttb. 
Zeitaclirift  18G3;  A.  Wagner  u.  s.  w. 
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einzelnen  Begriffe,  welche  dabei  in  Betracht  kmmiien,  müssen 
gegenseitig  abgegrenzt  und  in  ihren  versciiiedenen  Bedeutungen 
und  Auffassungen  klargestellt  werden.  Es  soll  und  kann  ia 
niemals  geleugnet  werden,  dass  alle  Mittel  und  Wege,  welcne 
benutzt  werden,  um  einen  Gegenstand  genau  zn  erfassen, 
sowie  die  Arten  ihrer  Kombination  abhängig  sind  von  den 
Grund  Vorstellungen  über  das  Wesen  jenes  Gcgensbindos  selbst. 
Nur  ist  dabei  zuzugestehen ,  dass  hier  ein  imnii-TWährendes 
Zusammenwirken  von  Theorie  und  Praxis  stattfindet,  denn  „bei 
den  Begriffen  der  Volkswirtacliaftslehre  handelt  es  sich  keines- 
wegs um  an  sich  feststellende  Dinge,  sondern  um  solche,  be- 
züglich deren  unsere  Erkenntniss  sich  fort  und  fort  erweitert"  '). 

Die  Mittel,  welche  zur  Verfügung  stehen,  um  uns 
einen  Einblick  in  Volksvcrmögen ,  Volk  sei  nkonnneii  und  ihre 
Verteilung  zu  gewähren,  lassen  sieh  in  zwei  Gebiete  zerlegen. 
Das  eine  befasst  alle  Organisationen,  welche  zum 
Zwecke  der  sozialen  Empiristik  ins  Leben  ge- 
rufen worden  sind,  je  jhu  der  Hölie  ihrer  toehnisoheii 
Entwicklung.  Hieher  gehören  ebensowohl  die  statistischen 
Bureaus  mit  der  Schulung  ihrer  Beamten,  ihrem  Verhältniss 
zur  Verwaltung,  Stand  und  Art  ihrer  Technik  u.  s.  f.,  als  der 
Einblick  in  die  Geschichte  der  Entwicklung  iiires  B<tstnndes. 
Dassdieser  Komplex  von  Mitteln,  kurz  gesagt  der  statistische 
Gesammtappnrat  eines  gewissen  Staates,  f\ir  unser  Problem 
genau  genommen  erst  in  zweiter  Linie  in  Betracht  kommt, 
verringert  seine  grundlegende  Bedeutung  flir  jegliche  LOsung 
nicht  im  mindesten;  ja  wir  werden  sogar  im  Verlaufe  unserer 
geschichtlichen  Untersuchung  sehen ,  dass  der  Grad  der  Voll- 
kommenheit dieser  Mittel  ebenso  die  Grundlage  wie  den  Mass- 
Stab  fttr  die   Genauigkeit  des  ganzen  Resultates  abgiebt. 

Der  andere  Komi>lex  vm  Mitteln  besteht  in  der  Ge- 
Bammthcit  all  der  Dinge  bezw.  Merkmale,  welche  zu 
irgend  einem  Zweck  quantitativ  glcichmässig  erfasst  werden 
sollen.  Es  werden  dies  in  unserem  Falle  digenigen  Gegen- 
stände sein,  aus  welchen  Volksvermögen  und  Volkseinkommen 
bestehen,  oder  aber,  was  gleich  beizufügen  ist,  diejenigen 
Merkmale,  in  denen  sich  jene  Begriffe  thatsächlich  ausprägen. 
Gerade  deshalb,  weil,  wie  vorauszusehen  ist,  Volksvcrmögen 
und  Volkseinkommen  uns  nicht  sogleich  als  schon  fertiges 
Güterinventar  entgegentreten,  sondern  als  Gesammtheit  von 
Güterkräften,  die  verschieden  eingeteilt  werden  können,  ist 
das  Herausgreifen  und  die  Kombination  jener  Mitte!  aweiter 
Art  so  wichtig.  Die  Gesammtheit  jener  „Merkmale"  kann  nun 
bei   „Subjekten"  gesucht,  oder   aber  als  den    „Objekten"   an- 


>)  Neumann  in  Schöobergs  Handbuch  1.  Aufl.    S.  110. 
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haftend  vorgestellt  werden,  oder  es  kann  eine  gewisse  Art  der 
Beziehung  zwischen  beiden,  des  Zusammenseins  von  beiden 
massgebend  »ein :  je  nachdem  wird  daraus  eine  Personal-  oder 
ßealmethode  oder  eine  solche  folgen,  welche  von  beiden 
mehr  oder  weniger  Elemente  in  sich  aufnimmt. 

Dadurch  werden  wir  weiter  geführt  zu  einem  Ueber- 
blick  über  die  Begriffe  „Volks vermögen"  und  „Volksein- 
kommen". Dieselben  bieten  vor  allem  zwei  Hauptschwierig- 
keiten, welche  in  letzter  Zeit  von  der  Wissenschaft  klar  erkannt 
und  gewürdigt  werden.  Die  erste  beruht  auf  einer  Differenz 
in  der  Definition  des  „wirtschaftlichen  Gutes".  Wagner  sagt 
(§  16)  in  seiner  Grundlegung,  dass  in  der  Wissenschaft  heute 
noch  ein  Streit  sei,  ob  jener  Begriff  rein  auf  Sachgüter  zu 
beschränken,  oder  ob  er  auch  auf  persönliche  Dienste  und 
Verhältnisse  auszudehnen  sei.  Die  zweite  Frage  ist  die,  ob 
dabei  direkt,  wie  Manche  wollen,  auf  den  Begriff  des  wirt- 
schaftlichen Gutes  zurückgegangen  werden  soll,  oder  ob  die 
Begriffe  des  Einzelvermögens  und  Einkommens  als  die  Fun- 
damentalbegriffe massgebend  sein  sollen.  Logisch  ist  es  freilich 
nicht  anzufechten,  gleich  von  den  Gütermengen  auszugehen, 
welche  den  Roh-  und  Reinertrag  der  Volkswirtschaft  aus- 
machen; allein  die  Ermittelung  dieses,  logisch  schon  jetzt 
vollziehbaren  Unterschiedes  ist  es  ja  eben,  was  das  Endziel 
der  ganzen  Untersuchung  ausmacht,  und  ausserdem  setzt  diese 
endgiltige  Unterscheidung  von  Roh-  und  Reinertrag  eben  schon 
einen  personalen  Faktor  voraus.  Denn  wenn  wir  uns  die 
thatsächlichen  Verhältnisse  klar  vergegenwärtigen,  so  ist  aller- 
dings der  eine  und  richtigste  Grundfaktor  in  obigen  Begriffen 
derjenige  der  Natur,  oder  sagen  wir  deutlicher:  die  Gesammt- 
heitder  (je  nach  Definition  des  Begriffes  „Avirtschaftliches  Gut**) 
einzurechnenden  Objekte.  Nun  aber  wird  die  Gesammtheit 
dieser  Objekte,  einerlei  ob  auf  eine  gemeinsame  Ziffer 
gebracht  oder  nicht,  erst  dann,  wenn  sie  im  Verhältniss 
zu  dem  dazu  gehörigen  Volk  betrachtet  wird, 
dessen  Vermögen  und  Einkommen:  d.  h.  der  personale 
Faktor  ist  eben  nicht  bloss  ein  indifferentes  Ak- 
zedens,  ein  blosser  Zahlendivisor,  sondern  eben- 
falls ein  reich  gegliedertes,  qualitativ- verschie- 
denes Inventar,  so  dass  hier  eine  Trennung  des 
Natur-  und  Personal faktors  unstatthaft  erscheint. 

Bei  Voraussetzung  eines  Gtiterinventars  und  Personen- 
inventars träte  nun  zuerst  die  Aufgabe  an  uns  heran,  das 
erstere  auf  die  Geltung  der  Begriffe  „Vermögen  und  Ein- 
kommen" hin  zu  untersuchen,  d.  h.  das  Einkommen  in  seinem 
Verhältniss  zum  Vermögen  zu  ermitteln,  das  periodische 
(etwa  jährliche)  Plus,  das  darin  vorläufig  vorausgesetzt  ist,  zu 
fixiren.  Diese  Berechnung  nähme  eine  der  Zinseszinsen- 
fonnel  ähnliche  Formel  an,  also  etwa: 


v  II  .  v«it=  I^r  Teil  vom  VolkBcink')iniaen, 

/    ■■«        «  „t  «m™       <>"  jährlich  zum  VolkirennögOT 
vermögen     emkommen  J      g^hlagen  wird.       ** 

1.  Jahr  X  y  z 

2.  Jahr      x  +  x  yi  zi 

3.  Jahr    x  +  z  +  zi       y«  ziu.  s.  f. 

Diese  Faktoren  zu  wissen,  wÄrc  das  Wcal  einer  auf  solche 
Voraus8Ctzuii(^en  sich  aufbauenden  Untcrsuclnuif^.  Ein  Fabrikant 
nun,  der  eine  gute  Buchführung  hat,  wird  die  Ausdehnung 
seines  Betriebskapitals  sowohl  als  seines  Einkommens  und  die 
diesbezügliche  Relation  genau  vorfiilgen  könm-n.  Sobald  wir 
aber  dies  Verfahren  verallgemeinern  wollen,  dann  steht  es  um 
die  Erkcnntniss  jenes  variablen  Faktors  überaus  betrübt.  Die 
Verschiedenheit  der  Kosten-,  Ertrags-  und  Preisberechnung 
türmt  Schwierigkeiten  vor  uns  auf,  denen  man  liöchstens 
vielleicht  schätzungsweise  gerecht  werden  könnte.  Einige 
wenige  Beispiele  genügen  hier  zur  Beleuchtung  der  Sache. 
Die  Forstrentenformel  ist  noch  nicht  gefunden,  die  Taxation 
viin  Bodenschätzen  wird  schliesslich  immer  auf  eine  Kapita- 
lisirung  des  Ertrages  hinauslaufen,  Gütemicliorationen  worden 
immer  nur  indirekt  im  Preise  wirken  u.  s.  w.  Wenn  wir 
also  eine  direkte  Summiruug  des  Volksvermögens  und  eines 
Teiles  des  Volkseinkommens,  auf  einem  der  beiden  Wege,  dem 
objektiven  oder  siibjektiven,  behufs  Aufstellung  der  Entwjeke- 
lungsreihe  des  Volksveniiögens  versuchen  wollten,  so  könnten 
wir  jetzt  schon  als  Resultat  angeben,  dass  ein  ziffermässigcr  Nach- 
weis hierüber  unerbringlich  ist.  Allein  mit  diesem  Schema 
von  Kapital  und  Zins  kommen  wir  hier  nicht  aus,  Schftfflo 
definirt  daher  das  Volksvermögcn  im  Bewusstscin  dieser  Un- 
zulfinglichkeit  so:  „Das  Vidksvermögen  ist  der  InbogrifF  der 
äusseren  materiellen  Macht  sfimm tlichcr  physischen 
und  moralischen  Personen,  welche  den  Gcsellachafts- 
körper  zusammensetzen,  das  Ganze  der  .Sonder vermögen. 
Das  Volksvermögen  hat  sein  Mass  an  der  Grösse  der  materiellen 
Macht,  die  es  der  Gesellschaft  flir  den  Unterhalt  aller  ihrer 
ineinandei^reifenden  Lebensthittigkeiten  verleiht.  Für  die 
^■lelbestrittene  Lehre  von  der  Schätzung  des  Volksvennögena 
ist  dies  der  oberste  Gesichtspunkt."  In  diesen  Worten  Seliüffles 
spricht  sich  deutlich  aus,  dass  das  Volksvennögen  in  letzter 
Linie  weniger  als  ein  „Kapital"  erscheinen  darf,  denn  als  — 
.,Macht",  als  „Gesammtkraft" .  Es  liegt  so  darin  schon  die 
Tendenz,  nicht  vom  Vermögen  zum  Einkommen ,  sondern  vom 
Einkommen  zum  Vermögen  fortzuschreiten.  In  der  That  ist 
auch  in  allererster  Linie  davon  auszugehen,  dass  das  Vermögen 
sich  in  nichts  anderem  ausweisen  kann,  als  eben  im  Einkommen, 
dieses  im  weitesten  Sinne  genommen.  Erst  vim  hier 
aus  kann  dann  weiter  gegangen  werden  und,  nachdem  die 
Kraft  des  Einkommens  gemessen  ist,  untersucht  werden,  wie 
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eich  Iiiezu  die  des  VemiÖgeiis  verhält  bezw,  welchen  Einfiusa 
dasselbe  auf  die  Bildung  des  Einkommens  hat.  In  dieser  Be- 
ziehung ist  das  von  Schmoller  Gesagte  grundlegend:  „Unsere 
Theorie")  gründet  aich  auf  die  unbestreitbare  Thatsache,  dasa 
da^  Mass  des  materiellen  und  geistigen  Besitzes  einen  ent- 
sprechenden Ausdruck  stets  im  Einkommen  des  Einzelnen 
sucht  und  findet."  „Unter  Einkommen  verstehen  wir  hiebe! 
die  Summe  von  Mitteln,  welche  der  Einzelne,  ohne  in  seinem 
Vermögen  zurückzukommen,  flir  sich  und  seine  Familie,  für 
seine  geistigen  und  körperlichen  Bedürfnisse,  für  seine  OenUsse 
und  Zwecke,  kurz  für  Steigerung  seiner  Persönlichkeit  in 
einer  WirtHchaftaperiode  verwenden  kann."  Und  weiter  unten: 
„Daher  sehen  wir  in  dem  Einkommen  die  Wflgung  der  gnnzen 
wirtschaftlichen  Schwere,  die  Messung  der  totalen  wirtschaft- 
lichen Kraft  der  Persönlichkeit.  Auch  uns  (wie  SchSffle)  ist 
die  einzelne  Vermögens  persönlichkeit,  nicht  der  lahy- 
rinthische  Fluaa  der  Ertragateilung,  in  welchem  alles  Ver- 
mögen zu  jeder  Zeit  aufgelöst  ist,  das  Grundelement  der 
Steuer  Wissenschaft  wie  der  Nationalökonomie.  Gerade  unsei* 
Einkommensbegriff  hat  die  Vermögens  persönlichkeit  in  prägnan- 
tester Weise  zur  Grundlage,  zum  innersten  Element.  Doch  ein 
Element  ist  noch  kein  Maasstab.  Einen  solchen  aber  brauchen 
wir,  und  darum  glauben  wir  erst  in  der  Messung  oder  Wägung 
der  Vermögenspei-sönlichkeit  durch  das  Einkommen  eine  Grund- 
lage für  das  Steuersystem  gefunden  zu  haben."  Im  Anschluss 
an  diese  Erörterung  Schmollers,  die  im  wesentlichen  den 
Hermann'schen  Einkommensbegriff  zur  Grundlage  der  wirt- 
schaftlichen Kraftibschfttzung  des  Individuums  macht,  wird 
später  im  systematischen  Teil  versucht  werden,  eine  Gliederung 
d<^a  Volkseinkommens  oder  dessen,  was  an  seine  Stelle  tritt, 
zu  geben. 

Handelte  es  sich  freilich  um  eine  wirkliche  adäquate 
Messung,  so  wäre  die  Lösung  des  Problems  mit  Held^)  von 
vornherein  schon  durch  konsequente  Betrachtung  der  Begriffe 
als  unmöglich  zu  erkennen  und  abzuweisen.  Allein  das  ge- 
rammte Problem  dreht  sich  um  eine  ganz  andere  Axe.  Und 
zwar  deshalb,  weil  die  Begriffe  Volksvennögen  und  Volks- 
einkommen noch  mit  einem  weiteren,  aus  unserer  Ueberschrift 
schon  sich  ergebenden  zu  kombiniren  sind,  d.  h.  mit  dem  Be- 
griff der  personalen  Verteilung.  Ea  ist  zu  konstatiren,  dass 
die  Verteilung,  bezogen  auf  Jene  Begriffe,  diese  selbst  nicht 
unwesentlich  modifizirt  bezw.  die  darin  liegende  wirtschaftliche 
Macht  vermehrt  oder  vermindert,  nicht  bloss  den  Weg 
beeinflusat,  zur  inhaltlichen  Erfüllung  jener  Begriffe  selbst  zu 
gelangen.   Wenn  wir  auch  hier  davon  absehen  müssen,  es  mit 
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Gründen  zu  belegen,  so  dürfte  doch  ohne  weiteres  feststehen, 
daaa  gerade  die  Bedeutung  des  Faktors  der  Verteilung 
und  der  wirtschaftlichenKraftgruppirung')  inner- 
halb des  Ganzen  das  Problem  ist,  um  das  es  sich  in  erster 
Linie  handelt ;  und  um  über  die  möglichen  Rückwirkungen 
einea  gewissen  Verteilungazuatandos  etwas  aussagen  zu  können, 
ist  ja  vor  allem  nötig,  das  treue  Büd  joner  Verhältnisse  zuerst 
überhaupt  sich  zu  verschaffen.  Es  kann  sich  also  nicht  handeln 
um  eine  Untersuchung  verschiedener,  von  einander  unabhängiger 
Begriffe,  sondern  um  eine  Betrachtung  eines  wirtschaftlichen 
Gesammtzustandea  nach  drei  gesonderten  Gesichtspunkten, 
analog  dem  Gedanken,  den  SchmoTler  ausspricht,  wenn  er  nicht 
will  eine  einzige  Einkommensteuer,  wohl  aber  Steuern,  die  das 
Gesammteinkomincn  treffen. 

Hieniit  sind  wir  nun  aber  naturgemöss  wcitergeluhrt 
worden  zur  Erörterung  des  Vertcilungabegriffea.  Dieser  Begriff 
achliesst  zwei  durchaus  selbständige  Momente  in  sich, 
die  von  grundlegender  Bedeutung  sind.  Es  ist  dies  einmal 
die  Verteilung  naeli  wirtschaftlichen  Güter (juali- 
täten  (Quellen),  z.  B.  Landwirtschaft,  Bergbau  u.  s.  w. 
Eine  besondere  Verfassung  dieser  Quellen  ist  ja  jedem  Volke 
eigen.  Sodann  aber  verteilt  sieh  diese  qualitativ  verschiedene 
Masse thatsächl ich  quantitativ  verschieden  unter  die 
einzelnen  Angehörigen  eines  bestimmten  Volks- 
ganzen; jeder  desselben  bekommt  oder  stellt  in  sich  selbst 
dar  ein  gewisses  Quantum  verschiedener  (oft  mannigfach  koro- 
binirter)  Quellenbruchteile  de«  gesammten  Volks  Vermögens 
und  Volkseinkommens,  Treffend  hat  Mangoldt')  gerade  von 
diesen  beiden  Seiten  des  Vertcilungabegriffs  aus  die  Unvoli- 
konmienheit  ebensowohl  der  reinen  Objektssummirung  als  der 
reinen  Fersonaleinkommensaddirung  nachgewiesen.  Er  giebt  die 
Kombination  beider  als  Lösung  an ;  inwiefern  damit  das  Richtige, 
oder  sagen  wir,  das  bei  dem  gegenwärtigen  Stande  der  Mittel 
Erreichbare  angedeutet  ist,  wird  spater  untersucht  werden. 

Es  bleibt  noch  zu  sagen,  in  welchem  Sinne  auf  wirt- 
schaftlichem Gebiete  Massstäbe  in  Betracht  kommen  können. 
Man  hat  hier  auch  schon  des  öfteren  rein  mathcmatiBche 
Berechnung  versucht  (Coumot,  Sacher);  allein  solche  haben 
mit  der  wirklichen  Natur  der  wirtachaftlieben  Verhältnisse 
nichts  zuthun.  Jede  „wirtschaftliche  Mechanik",  oder  wie  man 


■)  G.  SchöDberg,  Die  VolkawiTtachaft  der  Gegenwart  u.  s.  w.  S.  23 ; 
A.  Wagner,  Grundlegung  S.  116  Anm.  und  Bonst.  —  A,  Held,  Die 
EUnkommenateuer,  tagl  im  Abachnitt  IV  :  ^tio  betrachten  wir  (Hermanu. 
Schmoller)  das  Einkommen  des  Einselnen  als  einen  Teil  des  durch 
ZuBammenwirken  Aller  entutehenden  GesanuateinkommenB.  den  der  Ein- 
zelne nach  MaBBgabe  der  bestehenden  Becbtseinriclitungen  durch  geschickte 
Benutzung  der  Verbältnisse,  aber  nicht  durch  eigene  Kraft  allnn  erwirbt. *" 

*)  Vergl.  BlnntBchlis  Staats  Wörterbuch  :  Einkommen. 
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diese  Theoreme  nennen  mag,  wird  immer  wieder  an  der 
menschlichen  Ifatur  seh  eitern,  die  nun  einmal  eine  organische 
ist.  Es  hat  freilieh  lange  gedauert,  his  sich  die  Einsicht  zur 
allgemeinen  Geltung  erhob,  dass  von  wirklich  objektiven 
Massstähen  in  diesen  Dingen  nicht  die  Rede  sein  kann. 
Allerdings  blieb  und  bleibt  die  Beurteilung  äuch  ho  lange 
schwankend,  als  nicht  der  Qang  des  Ganzen  ins  Auge  gefasst 
wird,  und  es  ist  nicht  zu  leugnen,  dass  die  Massstäbe  zur  Messung 
von  Volkavermögen  und  Volkseinkommen  sich  mit  der  Zeit  ge- 
ändert haben.  Aber  diese  Veränderung  war  keine  gesetzlose, 
sondern  fand  in  gleichem  Masse  statt,  wiesichdcr  Inhalt  jener  Be- 
griffe erweiterte  und  bereicherte.  Die  Edelmetall<iuanti täten  als 
Gradmesser  des  Nationalreichtunis  anzusehen  hat  man  längst 
verlernt;  nicht  minder  ist  aber  auch  die  Anschauung  tiber- 
wunden, welche  das  Volkavermögen  und  Volkseinkommen  in 
dem  blossen  Naturalertrag  aufgehen  lässt.  Jene  ganze  Er- 
örterung, welche  in  der  ersten  Hälfte  unseres  Jahrhunderts 
über  Roh-  und  Reineinkommen  geführt  wurde,  war  zwar 
heilsam  zur  Klärung  der  Begriffe,  aber  eigentlich  gegen- 
standslos. Es  wurde  dabei  über  etwas  gestritten,  das  seiner 
Natur  nach  nur  durch  thatsächliche  Untersuchung  klai^estellt 
werden  kann.  Ein  gewisses,  allgenieingiltiges  Verhältniss  von 
Roh-  und  Reineinkommen  ist  eben  nicht  als  naturgesetzmftssig 
gegeben  und  ein  für  allemal  feststehend  anzunehmen:  gerade 
das  ist  die  Schwierigkeit,  dass  jenes  Verhältniss  je  nach  dem 
Gesammtstande  und  der  Entwicklungshöhe  der  ganzen  Be- 
völkerung bedeutenden  Veränderungen  unterworfen  ist.  Diesi' 
Veränderungen  können  rflumlicher  Natur  sein,  also  z.  B.  ver- 
schiedene Emfthrungsminima  je  nach  Klima,  Lage  u.  b.  f.,  sie 
können  aber  auch  zeitlicher  Natur  sein,  also  z.  B.  die  ver- 
schiedenen Entwicklungsgrade  der  Arbeitsteilung  im  gleichen 
Volke.  Die  Untersuchung  der  jedesmal  vorhandenen  wirt- 
scliafdichen  Gesammtmittel  müsste  also  jedenfalls  schon  ab- 
geschlossen vorliegen,  ehe  man  zur  Fixirung  der  Grenzlinie 
zwischen  Roheinkommen  und  Reineinkommen  weitergehen 
könnte.  Wir  wenden  uns  daher  jetzt  in  einem  geschichtlichen 
Ueberblick  eben  den  Versuchen  zu ,  wolclie  bis  jezt  gemacht 
sind,  um  einen  Einblick  in  die  wirtschaftlichen  Vermögens- 
zustände  eines  ganzen  Volkes  zu  geben. 


Geschichtlicher  Ueberblick  der  Versuche  zur  Lösung 
der  Frage  nach  Volksvermögen  und  Volkseinkommen. 


Ehe  wir  dnzu  libergcheii,  die  einzelnen  Mittel  zii  unter- 
sucheil, welche  vorhtiiideQ  sind,  Volksvennögen  und  Volks- 
einkommen zu  erfassen,  und  auf  welche  Weise  sie  vielleicht 
zu  korabiniren  sind,  ist  es  notwendig,  eine  geschichtliche 
Untersuchung  vorhergehen  zu  lassen.  In  derselben  werden 
einzelne  Versuche  als  Typen  gijwisser  gleichartiger  Gru|)]>en 
auftreten  und  in  ihren  Grundzügen  dargestellt  wonlen. 

Wenn  wir  die  Versuche  überblicken,  die  über  unser 
Problem  vorliegen,  so  ist  das  erste,  was  darüber  zu  sagen  ist : 
ihre  Entstehung  fUllt  in  die  jüngere  Zeit.  Alle  wirklich 
statistischen  Untersuchungen  darüber  sind  eine  Eigen- 
tümlichkeit des  modernen  Kulturstaatea.  Genau  genommen 
freilich  könnte  man  in  jeder  Steuererhebung  einen  solchen  Ver- 
such erblicken  und  in  der  That  ruhen  ja  auch  in  der  Be- 
st« ruerungsgesch  ich  te  eines  Volkes  die  Grundlagen  für  jegliche 
derartige  Darstellung.  Nur  ist  hier  w()hl  zu  beachten,  das» 
Staatshedürfnissc  und  Steuerffthigkeit  der  Btirger 
zwei  Grüssen  sind ,  deren  Verhältnis«  den  denkbar  grössten 
Schwankungen  ausgesetzt  ist  (z.  B.  verschiodi^ne  Belastung  der 
einzelnen  Steuerobjekte  in  Ertragssteuersystemen).  Eben  dieser 
Umstand  ist  auch  dann  in  den  betreffenden  Staaten  fUr  die 
Genauigkeit  der  statistischen  Ermitte!ung<!n  einzelner  Pro- 
duktions Objekte  von  nicht  unbeträchtlicher  Einwirkung  gewesen 
und  zwar  um  so  grösserer,  je  kleiner  der  iiuf  je  ein  Pmduktions- 
gehiet  entfallende  Steuerbotrag  war.  Geschichtlich  vermochte 
sich  eben  die  Organisation  der  Wirtsehaftsstatistik  nur  schwer 
abzutrennen  von  den  oft  sehr  einseitigen  Verwnltnngsz wecken, 
denen  sie  ihr  Dasein  zu  verdanken  hatte,  und  gerade  die 
Ti-Uliung  der  Resultate  hiedurch  bis  weit  in  unser  Jahrhundert 
herein  darf  nie  ausser  Acht  gelassen  werden. 

Berechnung  des  Verbranchs  nnter  Vorwiegen  der  Scbütznng. 

Das  Werk  L.  Krugs  (1806),  des  nachmaligen  Direktors 
vom  preussischen  statist.  Bureau  in  Berlin  (von  Stein  ins  Leben 
geruten)   ist   charakteristisch   nicht   nur   itlr  die  Gesammtheit 
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der  jener  Zeit  ku  Gebutc  Htelicntloii  Mittel,  unsere  Aufgabe  zu 
lösen,  sondern  auch  ftir  eine  gewisse  Art  der  AuffniSHung  der 
in  Betracht  konimenilen  Begriffe,  Schon  in  dem  ersten  der  sechs 
Kapitel  sehen  wir/daas  Krugs  Anschauung  vom  Wesen  des 
Nationalreich  tum  s  sehr  phyaiokratisch  gefllrbt  ist,  wozu  immerhin 
seine  genaue  Kenntniss  des  dazumal  noch  im  wesentlichen 
rein  ackerbauenden  preussi sehen  Volkes  beigetragen  haben 
mag.  „Das  unverdächtigste  Kennzeichen  von  dem  ökonomischen 
Wohlstand  einer  Nation,  welche  den  Grad  von  Intelligenz  und 
Bildung  erreicht  hat,  auf  dem  Preuasen  steht,  ist  unstreitig  in 
den  Mitteln  und  Kräften  zu  suchen,  welche  ein  jedes  einzelne 
Mitglied  des  Staates  hat,  sieh  hinreichenden  und  bequemen 
Unterhalt  zu  schaffen')."  Einen  anderen  Massstab  als  den  Preis 

fiebt  es  hier  nicht;  das  Geld  aber  ist  dabei  nur  Wertmesser, 
o  wird  von  Krug  zuerst  der  Gesaninitertrag  des  Bodens 
ermittelt  Von  den  zwei  Wegen  setzt  der  eine,  Anschlug  der 
Grundstücke,  eine  genaue  Vermessung  voraus,  die  nicht  vor- 
handen ist,  auch  ist  der  Verkaufswert  nicht  der  wahre;  Knig 
schlagt  daher  den  anderen  ein,  Berechnung  aller  jährlich  neu 
erzeugten  geniessbaren  Güter.  Dieser  Weg  ist  zwar  mUhsani, 
weit  die  Notizen  zum  Teil  fehlen,  allein  es  muss  dann  eben 
ergänzt  werden.  Grundlagen  sind  die  Tabellen  von  Aussaat 
und  Durchschnittsertrag  der  Grundstücke  sowie  die  Angaben 
über  den  Viehbestand.  Nachdem  su  die  Summe  der  im  Volke 
jährlich  neu  erzeugten  geniessbaren  Güter  gefunden  ist,  wird 
dazu  die  Summe  der  durch  die  Arbeit  der  Industrie  und  den 
Export  ihrer  Waaren  vom  Ausland  hereingezogenen  Güter 
obiger  Art  beigerechnet.  Dieses  Gesammteinkommcn  bezeichnet 
Knig  als  das  „ächte"  und  setzt  es  gegenüber  einem  „Zirkulations- 
einkommen", das  unächt,  weil  abgeleitet  ist,  für  Beamte  u.  s.  w. 
In  dem  Grössen  Verhältnisse  dieser  beiden  Einkomniensarten, 
sagt  Krug  weiter,  bezw,  in  dem  Verbältnisse  der  Teilung  jener 
Gesammtsumme  in  die  beiden  Arten  liege  der  Gradmesser  für 
den  Reichtum  eines  Volkes,  Ausserdem  berechnet  Krug  auch 
noch  das,  was  er  als  „todtes  Nationalknjiital"  betrachtet.  Dazu 
rei'hnet  er  den  Baarvorrat  an  edlem  Metjtll,  die  Gebäude 
(diese  werden,  da  A'ersicherungsan gaben  nur  fllr  4  ",'o  vor- 
banden sind,  nach  Bevölkerungsbetreftniss  für  die  Provinzen 
berechnet,  wobei  noch  '-a  zum  Ganzen  zugeschlagen  wird, 
Band  I S.  289),  Zug-  und  Nutzvieh  nach  Durchschnittspreisen  (dies 
möchte  Krug  für  die  einzelnen  Provinzen  aufgemacht  sehen), 
dann  noch  Inventar,  die  zu  '■»  vom  Gebäudewert  angenommen 
werden.  So  erhalten  wir  also  auch  eine  Kapitalsumme,  deren 
W'ert  aber  Krug  nicht  hoch  anschlügt.  Im  4.  Kapitel  kommt 
die  Verteilung  zur  Sprache,  aber  nur  so,  dass  die  entfallenden 
Portionen  für  Regierung,  Adel,  Bürgerstand  oder  (!)  Städte  und 
die  übrigen  Stände  in  Geld  und  prozentual  angegeben  werden, 

')  Bnn.I  I  S.  4, 
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Wohl  wissend  um  was  es  sicli  handelt  sagt  Krug  im  Hinblick 
»uf  seine  diesbezüglichen  Resultate :  „Die  Statistik  kann  nicht 
zu  der  Bestimmtlieit  und  der  Höhe  kominen,  welche  sie  zu 
erreichen  fähig  ist  und  verdient,  so  lange  wir  nicht  im  Stande 
sind,  das  Verhältniss  aller  einzelnen  Klassen  im  Staate  zu  ein- 
ander in  Rücksicht  auf  Quantität  und  Qualität  (Zahl  und 
Vermögen)  bestimmt  angeben  zu  können;  man  muss  wissen, 
wieviel  die  Schulanstalten,  der  Religionskultus,  die  Stifter  und 
Klöster  und  die  milden  Stiftungen  und  Ärmenanstalten  von 
dem  Nationaleinkommen  besitzen  und  wie  sich  diese  Summen 
zu  dem  Einkommen  der  ganzen  Nation  vurhaltcn,  um  ein 
richtiges  Urteil  zu  fallen,  welche  Anstalten  und  Klassen  in 
diesem  oder  jenem  Staat  v er) lältnissmi issig  reicli  oder  anu 
sind."  Uas  5.  Kapitel  handelt  von  dorn  Wohlstand  der 
drei  Klassen  im  Staat,  der  produz inmden,  industriösen  und 
besoldeten  Klasse.  Bei  der  „produzirenden"  Klasse  werden  fllr 
eine  grosse  Anzahl  von  adeligen  Güti'm  die  Preise  angi-führt; 
die  Schulden  darauf  waren  allerdings  nicht  zu  ermitteln. 
Dann  die  Pachtgtiter  und  Bauerngtlter,  alles  nach  dem  Kauf- 
werte  taxirt.  Den  Reichtum  der  „industriöaen"  Klasse  sucht 
Krug  aus  der  Höhe  der  verschiedenen  Abgaben,  sowie  den 
Feuersozietätssummen  der  Städte  (deren  Vervollständigung  er 
lebhaft  wUnsclit)  7,11  berechnen,  wobei  er  dann  freilich  zu 
dem  Geständntss  sich  genötigt  sieht :  „Die  genausten  und  unbl^- 
zweifolt  richtigen  Angaben  von  der  Bevölkerung  einer  Stadt, 
von  den  jährlichen  Abgaben  ihrer  Einwohner,  v{m  ihrem 
Patrinioniale  in  kommen  und  von  dem  Kapitalwert  ihrer  Ge- 
bäude werden  nur  dann  erst  eine  deutliche  Einsicht  in  den 
wahren  Reichtum  und  \Aolilstand  oder  Armut  einer  Stadt 
verschaffen,  wenn  wir  auch  das  Einkommen  aller  Bewohner 
einer  jeden  Stadt  nach  einer  gewissen  Taxe  berechnen  und 
tabellarisch  darstellen  können.  Eine  solche  tabellarische 
Uebersicht  gehört  zwar  noch  unter  die  frommen  Wünsche  der 
Wissenschaft,  aber  es  muss  doch  wenigstens  über  die  Fomi 
einer  solchen  Berechnung  etwas  gesagt  wenlen,  um  diesem  in 
der  Wissenschaft  noch  so  sehr  vernachlässigten  Gegenstand 
vielleicht  hie  und  da  einen  Bearbeiter  zu  gewinnen."  So  will 
Krug  unter  anderem,  dass  von  einer  Stadt,  die  man  genau 
kennt,  das  jährliche  Einkommen  ihrer  Bewohner  entworfen 
werde!  Für  die  Woblstandsbcurteiiung  der  industriöscn  Klasse 
misst  Krug  den  statistischen  Fabriken  tabellcn  keinen  grossen 
Wert  bei;  dagegen  „wenn  es  möglich  wäre,  das  Arbeitslohn, 
das  die  Fabrikarbeiter  nach  den  vprschiedencn  Fabrikaten 
und  in  jeder  einzelnen  Provinz  jährlich  verdienen,  zu  berechnen, 
so  würde  diese  Tal>elle,  welche  leichter  und  mit  grösserer 
Genauigkeit  geliefert  werden  könnte,  uns  eine  sehr  nützliche 
W'ohlstandstabelle  der  industriösen  Klasse  sein"  [Band  II 
S.    381).      Das    Urteil    Krugs    über   die    Zuverlässigkeit   der 
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Fabriken tabellen  (Gewerbetabellen)  von  1806  gilt  auch  noch  fUr 
spätere  Zeiten ').  Von  der  Statistik  der  besoldeten  Klassen 
sind  nur  Fragmente  vorhanden ;  sie  gilt  es  zu  vervolistÄndigen. 
Was  die  Verteilung  des  suniniirten  Nationaleinkommens 
auf  die  einzelnen  Subjekte  anlaugt,  so  stellt  Krug  (Band  I 
8.  224)  dieselbe  zusammen  wie  folgt :  Aecker ,  Wiesen , 
Holzungen,  Gärten,  Bergwerke,  Fischerei,  Jagd,  Fabriken, 
Handel,  und  dividirt  dann  diese  so  erzielte  Summe  mit 
der  Einwohnerzahl,  was  die  Ziffer  27'/«  Thaler  ergieht  als 
„diejenige    Quantität     Güter ,     die     ein     jeder     Mensch     im 

Iireussischen  Staate  jährlich  verzehren  (d.  Ii.  verbrauchen) 
lann"  (Band  I  S.  226/27).  Nach  Krugs  Annahme  reichen 
nun  24  Thaler  hin,  einen  Menschen  mit  den  rohen  Lebens- 
mitteln zu  versorgen,  jener  Spielraum  von  3Vi  Thaler  jähr- 
lich würde  also  etwa  den  Unterschied  von  unbedingt  not- 
wendigen und  den  wirklichen  Ausgaben  zum  Ausdruck  bringen. 
Uebrigens  ist  er  weit  entfernt,  sich  über  den  Charakter 
der  ganzen  Untersuchung  zu  täuschen:  „meine  Berechnungen 
sind  Versuche",  sagt  er,  und  oft  kann  man  bemerken,  dass  nur 
die  Mangelhaftigkeit  des  Materials  seinen  Untersuchungen 
obige  Gestalt  gab.  „Unsere  Statistik  und  unsere  statistischen 
Sammler  vergessen  zu  häutig  das  Ziel  und  den  Zweck  aller 
Staats  wirtschaftlichen  statistischen  Notizen,  nämlich  das  Ver- 
hältniss  so  genau  als  möglich  zu  messen,  in  welchem  nach 
allen  möglichen  Beziehungen  alle  Klassen  der  Staatsbürger 
gegen  das  Ganze  und  eine  jede  einzelne  Klasse  gegenüber  den 
übrigen  stehe."  Dieser  Gedanke  Krugs  ist  heute  noch  nicht 
veraltet;  er  bildet  sogar  den  Kernpunkt  vieler  neueren  Unter- 
suchungen auf  diesem  Gebiete. 


Das  Werk  von  Dieteriei  bildet  mit  dem  Ki-ug'schen 
eine  gewisse  Einheit,  wie  es  sich  denn  auch  ausdrücklich 
darauf  bezieht.  „Der  Volkswohlstand  im  prcussiscLen 
Staat  von  1846"  soll  mit  dem  von  Krug  ermittelten 
vor  40  Jahren  vei^lichen  werden.  Sein  Verhältniss  zu  Krug 
bestimmt  Dieteriei  dahin:  Krug  wolle  immer  direkt  ermitteln, 
was  und  wieviel  erworben  woi-den  sei;  aber  die  Kritik  habe 
wohl  Recht,  wenn  sie  gerade  gegen  diese  Richtung  der  stati- 
stischen Ermittlungen  sich  aussjireche;  er  selbst  bestimmt  im 
Gegensätze  hierzu  sein  Bestreben  dahin,  dass  er  die  Bedürfnisse 
zu  fassen  suche,  da  doch  jedermann  so  viel  erwerben  müsse, 
als  er  verbrauche.  Die  beiden  ersten  Abschnitte  enthalten 
einen  Ueberblick  über  die  Konsumtionsverhältnisse  des  preussi- 
schen  Volks   vor  1806  nach  Krug,  dann  folgen  entsprechende 

■)  E.  Engel,  Notwendigkeit  einer  Reform  der  Gewerbestatistik, 
Zeitsehrift  des  kgl.  preuss.  stat  Bureaus. 
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Daten  für  180631,  1832  34,  1834,45.  Wie  bei  Krug  er- 
scheinen auch  hier  vier  Teilsummen :  die  Konsum tionssunimc 
(d.  h.  der  peniessbaren  Güter),  Fabrikations-,  Bergwerk-  und 
H.indelssunun<'.  Das  Knnsuuitions(|iiantnm  wird  nach  den 
Hauptartikeln:  Getreide,  Fleisch  u.  b.  w,  bercctinet  und  die  Ge- 
sammt^uinnie  in  Geld  tixirt.  Dazu  werden  <lie  Daten  in  den 
mahl-  und  schlachtuteuerijfÜclitigen  t^tüdten,  die  Ernteauf  nahmen, 
Zülltabellen  etc.  benutzt,  so  dass  hier  fast  durcliweg  eigent- 
liche statietisctie  Daten  —  allerdings  von  zweifelhaftem  Wert  — 
zu  Grunde  liegen.  Die  Fabrikationssuniine,  zu  der  auch  die 
Summe  exportirter  Waaren  zu  reclmen  ist  wird  nur  llber- 
schlagsweise  gewonnen.  Die  Einfuhr  (Handel)  lässt  sicli  seit 
(1834)  Gründung  des  Zollvep-ins  Überhaupt  nur  nacli  di-r 
Proportion  der  preusHischen  Bevtllkerung  (verglichen  mit  der 
Zoirvereinsbcvölkerungi  Hcliützen,  wobei  aussenlem  noch  der 
Verkehr  der  Vereinsstajitcn  unter  sich  das  Ergebnius  unsicher 
machte.  Am  ehesten  Sicherheit  bietet  noch  die  Summe  ftlr 
die  Bergn-erksproduktion,  wie  denn  ja  liier  die  Statistik 
der  Natur  der  Sache  nach  frühzeitig  einige  Zuverlässigkeit 
erreichte.  Die  Summe  nun,  welche  i'ilr  „Handel"  gerechnet 
werden  darf,  ist  mir  die  Differenz  zwischen  Ein-  und  Ausfulir. 
Sieht  man  sich  also  die  Grundlagen  jener  vier  P'iiktoren  auf 
ihr  Verhillüiiss  zur  Wirklichki-it  näher  an,  .so  benilit  die 
Konsumtionssumtne  auf  ziemlich  Ijo^tiinmt  zu  ermittelnden 
„Tiiatsachcn",  die  Fabrik ationsiiumme  auf  „durchaus  umticherrn 
Enuittlungen",  die  Bergbauziftor  „auf  amtlichen  Angaben" 
(wenigstens  ftlr  1831);  bei  dem  Anschlag  des  Handelsertrages, 
der  in  oben  angegebener  Weise  geschah,  folgte  Dieterici  für 
17415  96  den  Geldangabcn  (!),  für  1831  den  Quantitäten.  Nach 
diesen  Ermittelungen  erfolgt  dann  die  Zusammenstellung  d<-r 
Gesannntsumnien  für  die  einzelnen  Jahre: 

Jahr      Einwohner      Einkommen     auf  den  Kojif 
Tlilr.  Thlr    Sgr,   Ff. 

180Ö       10  023  900         147  250  000       14      22      ti     (S.     41 ) 
1831       13038960        321000000      24      18     7    (S.  177) 
1843       15  471765         460750000       29      23      5     (S.  250) 
Diese     Gesammtzahlen     nach     den     vier    Hauptrubriken 
apezitizirt:    Konsuuitious-,    Fabrikations-,    Bergbau-.    Handels- 
summe  {a,  b,  c,  d)  gicbt  folgendes  BiH: 

1806  1831  1843 


Mill.  Thl.    «,» 

Mill.  Thl.   > 

Mill. 

Thl.    ". 

»)    U5       78,. 

b)  20       e,. 

c)  2,»     1,. 

d)  20       13,, 
147,9.  Mill.  Thl. 

a)  253    78 

b)  20      0,98 
q        9       2,. 
d)     39     12,1 

321  Mill.  Tbl. 

«) 
b) 
!-■) 
dl 

370,. 

3<i 

15,i 

4Ö 
460,7 

>      80,. 
6,.i 

".  Mill.  Tbl. 
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Charakteristisch  für  diese  Tabelle  ist  eigentlich  nur  das, 
dass  sie  eben  bei  der  Ungenauigkeit  der  Grundlagen  keine 
Schlüsse  erlaubt,  denn  das  prozentuale  Sinken  der  Handels- 
ziffer (d)  ist  bei  der  neuen  Art  der  Berechnung  unverbürgt. 

Einen  besseren  Einblick,  wenn  auch  nur  in  einen  Teil 
der  obwaltenden  Wirtschaftsveränderungen  im  preussischcn 
Staate  gewähren  die  Dietorici'schen  Tabellen  über  den  durch- 
schnittlichen Verbrauch  der  einzelnen  Lebensbedürfnisse  nobst 
den  dazu  gehörigen  jeweiligen  Preisen.  Wir  geben  das  wesent- 
liche derselben  in  der  folgenden 

Uebersicht 

des  durchschnittlichen  Verbrauchs  an  nachbenannten   Lebens- 
bedürfnissen auf  den  Kopf  der  Bevölkerung   des  preussischcn 

Staates  1806,  1831  und  1840/42. 

(Die  Waaren  sind  nach*  Waarenpreiskurant  und  Jahresdurchschnitts- 

Marktpreisen  angesetzt.) 


Quantum 

Preise 

Objekte 

a           b           c 

(S.29)(S.152)(S.218) 

per 
(( 
1806 

\rorbenanntc 

ß 
1831 

jr  Einheit 

}' 
1842 

1805     1831 

1848 

Scheffel  Gretreide 

4          4          4 

1 

2 

2  Thlr. 

(zuvor  meist  Koggen) 

Pfund  Fleisch  .     . 

aS       34' 4       35 

2 

2»/4 

2»  4  Sgr. 

Quart  Bier   .     .    . 

15         15         13 

2 

3 

100  Quart  3  Thlr. 

^      Branntwein 

3           8 

6 

3«/4 

1       3V2 

3V'3  Sgr. 

„       Wein .     .    . 

«4             2V2 

2 

10 

10 

10  Sgr. 

Pfand  Reis  .     .    . 

3/lO             »2 

"/16 

12 

11 

Ztr.  9\U  Thlr. 

Zucker   .    . 

1»2           4»8              5 

7 

6 

•    5V4  Sgr. 

Kaffee    .    . 

2.8            2»/lO    '     2V2 

6 

6 

5  Sgr. 

Gewürze  .... 

je  für  3V3  Sgr. 

3,5 

3,5 

3,5  Sgr. 

Pfund  Salz  .     .     . 

17     1     17     i     17 

1^4 

Vi* 

1  Sgr. 

r      Tabak    .    . 

IV  8 

38/10 

3Vio 

4 

3 

3  Sgr. 

Elle  Tuch     .    .    . 

V'2      »/4 

1 

IVa 

IV'2 

IV« 

r/2  Thlr. 

^     Leinwand .    . 

4 

5Va 

5 

7'/2 

V!2 

Vi2  Sgr. 

Baumwolle    . 

«4 

7          18 

20 

6SgrlV24j 

6  Sgr. 

„    Seide    .    .    . 

V4 

»*/ioo 

3/8 

1  Thlr. 

25    Sgr. 

25  Sgr. 

Lieder 

— 

— 

20 

20 

20  Sgr. 

Der  Wert  der  pro  Kopf  verbrauchten  Waaren  betrug  nach  den  jeweiligen 
Preisen : 

im  Jahre  1806        11     Thaler  15  Silbergroschen 

^      laSl        21        ,,  6 

„      184042  21        „  3 

Der  Geldwert   stand  um   das   Jahr   1806  gegenüber  1881  bezw.  184042  in 
einem  gewissen  Masse  höher. 
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Vom  „Volksvcnüögen"  gibt  Dicterici  nur  BruohatÜckß: 
ciniiitil  Znhl  und  Anwachsen  der  Gebäude  sowie  ihrer  Ver- 
Bivhenuigssumme,  sodann  die  in  Chausseen  und  Eisenbahnen 
angelegten  Kapitalien.  Von  stnder weitigen  Symptomen  flir  dio 
Zunalmie  des  Volkseinkommens  führt  er  uii  die  Bevülkernnga- 
zunahme,  das  Steigen  der  Güterpreise,  die  Vermehrung  der 
Handwerker.   Letzteres  ist  uns  fllr  apttter  das  Interessanteste. 

Ueber  den  Wert  seines  Werkes  sagt  Dieterici:  „Fast  alle 
in  den  folgenden  Blättern  aufgestellten  Zahlen resultate  sind 
nur  als  approximative  Grössen  zu  betrachten.  Aber  auch 
schon  aus  aiesen,  und  da  die  Untcrsueliung  sich  auf  die  Haupt- 
objektc  der  Verzelirung,  des  Verbrauchs,  Erwerbs  bezieht, 
wird  sich  ein  ungeföhres  Bild  im  Ganzen  mit  (wie  ich  hoffe) 
innerer  Wahrscheinlichkeit  entwickeln." 


Bereelinniij?  d«8  Ertrags  nach  Preis  und  „objektiver''  Methode. 

Haben  wir  im  Vorhergehenden  Versuche  betrachtet,  welche 
die  Volks  ein  komm  ensziffer  fast  lediglich  unter  dem  üesichts- 
punkt  des  Verzehrs  bezw.  des  Verhältnisses  vom  Erwerb  zum 
Verzehr  darzustellen  versuchten,  so  tritt  nun  im  Folgimden 
eine  Gruppe  auf,  welche  beide  Begriffe,  Volkseinkommen  und 
Volksvormögon  gleichmtlssig  darzustellen  strebt.  Ea  sind  dies 
(repräsentativ)  die  zusammengehörigt'n  drei  württembergi sehen 
Versuche  von  Schraidlin '),  Rdmelin,  Schall.  Die  Arbeit  von 
Sehmidlin  in  Memmingers  Beschreibung  des  Königreichs 
Württemberg  beginnt  bescheiilen  mit  dem  Zugeständniss  .  .  . 
„dennoch  dürfte  der  Versuch,  wenigstens  offenkundige  That- 
sachen,  soweit  sie  vorliegen,  zusammenzustellen  und  das  Fehlende 
durch  Schätzung  zu  ergänzen,  kein  wertloses  Unternehmen  sein". 
Nachdem  in  kurzer,  rein  praktisch  gehaltener  Definition  Volks- 
vormögen  als  „die  Summe  alles  den  einzelnen  Gliedern  eines 
Volkes,  den  Privaten,  öffentlichen  Anstalten  und  dem  Staate 
gehörigen  Eigentums"  bestimmt  ist,  mit  Ausschluss  der  persön- 
lichen Fähigkeiten,  wird  das  Volkscinkonunen  als  Zuwachs  zu 
jenem  (bleibend  oder  vorübergehend)  über  Abzug  des  zu 
Erzielung  dieses  Zuwachses  Aufgewandten  bezeichnet. 

Die  Untersuchung  (in  der  die  Ermittlung  des  Volksver- 
mögens noch  nicht  systematisch  von  der  des  Volkseinkommen» 
getrennt  ist)  verläuft  nach  folgendem  Schema; 

A.  Stoffgewinnung  (Urproduktion). 

B.  Stöffver arbeitung. 

1)  Handwerke. 

2)  Fabriken  und  Manufakturen. 

')  Oberfinanzrat  (später  !<taatBrat)  Sehmidlin,  in  der  Beschreibung 
des  KönigreichH  Württemberg  1841  .<.  .'J03— 524. 
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3)  Mühlen  und  ähnliche  Werke. 

4)  Getränkefabriken. 

C.  Wirtschaftsgewerbe  und  Handel. 

1)  Wirtschaftsgewerbe. 

2)  Kleinhändler. 

3)  „Handlungen"  (grösserer  Geschäfte). 

D.  Nebenerwerb. 
£.  Aktivkapitalien. 

F.  Nicht  rentirende  Vermögensteile.  (Nicht  gewerbliche 
Gebäude,  Mobilien,  Kostbarkeiten,  Vorräte,  Geld- 
umlauf.) 

In  der  Geldwerttaxirung  und  Summirung  dieser  Posten 
besteht  der  Versuch  Schmidlins.  Es  erhellt  hieraus  schon, 
dass  die  Untersuchung  rein  objektiv  d.  h.  nach  den  Gesammt- 
ertragen  bezw.  -  Preisen  der  einzelnen  Hauptobjekte  verläuft, 
und  hier  schon  werden  wir  also  auf  das  hingewiesen,  was  der 
ganzen  Gruppe  naturgemäss  zu  Grunde  liegt,  nämlich  auf  das 
wtirtterabergische  Ertragssteuersystem.  Was  oben  in  der  be- 
grifflichen Erörterung  von  uns  als  qualitative  Verteilung 
bezeichnet  wurde,  stellt  sich  demnach  bei  Schmidlin  im  Volks- 
vermögen und  Volkseinkommen  prozentual  so  dar: 

Volksvermögen :  Volkseinkominen : 

Urproduktion         73,8    Prozent  52,4  Prozent. 

Stoffverarbeitung    8,72       „  34,6         „ 

Handel  4,o8       „  6,5         „ 

Aktiva  im  Ausland  l,i         „  0,4         „ 

Nicht    rentirende  Nebenerwerb    6,4         „ 

Vermögensteile      12,8        „ 

Wir  sehen  also,  die  Sache  entspricht  sich  nicht  ganz,  mit 
anderen  Worten :  die  Beziehung  zwischen  Volksvermögen  und 
Volkseinkommen  ist  keineswegs  eine  ganz  direkte. 

Ueber  die  personale  Verteilung  von  Volksvermögen  und 
Volkseinkommen  kann  Schmidlin  nur  Bruchstücke  angeben, 
und  zwar  was  entfällt  auf  Staats-  und  königliches  E^ammergut, 
Hofdomänen,  Kxondotation,  Vermögen  der  Amtskörperschaften, 
Gemeinden,  Stiftungen,  landesherrlichen  und  ritterschaftlichen 
Adel,  die  Kapitalisten  (zusammen).  Das  ist  alles.  Dann  wird 
sofort  mit  der  Familien-  und  Kopfzahl  in  Volksvermögen  und 
Volkseinkommen  dividirt,  d.  h.  was  die  wirklich  personale 
Verteilung  anlangt,  so  sind  dafür  keine  Anhaltspunkte  vor- 
handen. Schmidlin  sagt  zwar,  es  sei  nützlich,  eine  Vorstellung 
sich  zu  bilden  „von  dem  Verhältnisse,  in  welchem  die  ver- 
schiedenen erwerbenden  Volksklassen  gegeneinander  stehen 
(s.  Krug :  oben  S.  12/13),  und  von  der  Bedeutung,  welche  der  einen 
oder  anderen  dieser  Klassen  gegenüber  der  Gesammtheit  zu- 
kommt", dies  scheint  aber  ebenso  richtig  als  für  eine  Ertrags- 
methode bei  der  Berechnung  ungünstig  zu  sein.  In  Ermittlung 

Forschungen  (28)  VII.  1.  -  Losch.  2 
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und  Taxation  vor  allem  der  landwirtscliaftlicheii  Objekte  zci^t 
der  Verfasser  eine  ungewöhnliche  persönliche  Erfahrung;  dies 
im  Vereine  mit  der  relativ  kleinen  Fläche  Württembergs 
ergiebt  für  die  Resnitate  immerhin  eine  annähernde  Zuvc'r- 
läesigkoit. 

RUmclin')  nennt  »eine  Untersuchung  „Iteitrilge  zur  Kr- 
mittelung  des  Volksvermögena  mid  Volkseinkommens".  Für 
die  ganze  Untersuchung  charakteristisch  ist  sofort  die  Klarheit 
des  Ausgangspunktes  und  der  Stellung  zu  der  Aufgabe: 
„Unter  Volksvemiögen  verstehen  wir  die  Summe  aller  Einzeln- 
vermögen  nach  gegenwärtigen  Preisen  berechnet.  Diese  Summe 
lässt  sich  nicht  auf  dem  direkten  Wege  ermitteln,  da»)  man 
von  den  einzelnen  Eigentümern  ausgeht,  ihren  Vermögens- 
stand nach  den  Stenerquoten  oder  anderen  Anhaltsjmnkten 
zu  bestimmen  sucht,  und  dann  die  Humnic  addirt.  Zu  diesem 
Verfahren  fehlt  uns  bei  der  Eigentümlichkeit  der  württeni- 
bergischen  Steuervorfassung  alle»  statistische  Material.  Wenn 
die  Aufgabe  Überhaupt  eine  annähernd  lösliare  ist,  so  kann 
sie  es  nur  auf  dem  Wege  sein,  dass  man  fUr  die  Haupt- 
gattungen der  im  Lande  vorhandenen  Güter  nach  ange- 
nommenen Durchschnittspreisen  oder  durch  andere  Mittel  die 
Werte  zu  bestimmen  sucht  und  so  gleichsam  das  ganze  Volk 
als  einen  Eagentümer  behandelt."  Hierin  liegt  die  bewusste 
Verzichtleistung  auf  einen  an  sich  besseren  Weg  im  Hinblick 
auf  die  Notwendigkeit  der  Anjiassung  iin  den  jeweiligen  Stand 
der  pniktischcn  Berechmmgsmßglichkeit.  Dies  ist  f^lr  spUter 
wichtig.  Für  die  Berechnung  zerlegt  Rllinelin  das  Volksver- 
mOgen  in 

1)  Grundstücke  4)  bewegliches  Eigentum 

2)  Gebäude  5l  Forderungen  an  das  Aus- 

3)  Eisenbahnen  land. 

Die  in  der  Katastrirung  vorhandenen  Grundlagen  ergeben 
die  Flächen  Verteilung  nach  Bentktzungsart ;  diese  nach  Bonität 
in  Durchschnittspreisen  abzuschätzen  ist  das  erste,  was  nötig 
wird.  Unter  Bezugnahme  auf  Sehniidlin  werden  die  Ver- 
hältnisspreise  gelaasen,  dagegen  ein  Zusehlag  (40  Prozent) 
wegen  Geldwerts  Verminderung  gemacht;  die  Weinberge  nur 
werden  etwas  höher  angesetzt.  Der  Wald  wird  hier  genauer 
nicht  wie  bei  Schmidlin  nach  dem  Bestände,  sondern  durch 
Kapitalisining  des  jfthrhchen  Anwuchses  berechnet,  Bergbau 
nacn  Kapitalisirung  des  Reinertrages.  In  der  Gebäude werts- 
berechnung  namentlich  zeigt  sich  die  bessere  Basis  bei  RUmelin, 
sowie  die  grössere  Genauigkeit.  Die  Brandversicherung  wird 
hier  geschickt  benützt,  und  unter  Abwägung  aller  einschlägigen 
Momente  eine  Erhöhung  um  ein  Drittel  des  Betrages  angenommen. 

<)  D&s  KöDigreich  Wflritemberg  IH>it    Ab^hnitt  S.  6'<4    G7G. 
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Der  Wert  der  Eisenbahnen  wird  unter  Abzug  der  Hoelibauten, 
Berücksichtigung  hoher  Rentabih'tät  neben  dem  Kostenpreise 
schätzungsweise  gefunden. 

Beim  beweglichen  Vermögen  geben  wieder  die 
Brandversicherungen  gute  Anhaltspunkte.  Es  handelt  sich 
hier  einmal  darum,  die  Beziehung  zwischen  Versicherungs- 
sunmie  und  entsprechender  wirklicher  Wertsumme  (Durchschnitt) 
zu  finden,  sodann  aber  das  Verhältniss  der  Zahl  der  Ver- 
sicherungen (Polizen)  zur  Gesammtzahl  der  Mobiliareinheiten 
überhaupt.  Die  erste  Frage  beantwortet  Rümelin  mit  Berück- 
sichtigung aller  auf-  und  abrundenden  Momente  ^)  dahin,  dass  dem 
Versicherungsbetrage  der  überhaupt  Versicherten  (Polizen)  ein 
Zehntel  zuzurechnen  sei.  Für  die  andere  Frage  giebt  die  durch 
viele  (2111)  Fälle  (1851/60)  relativ  sichere  Brandunfallstatistik 
und  die  Verteilung  ihrer  Fälle  auf  Versicherte  und  Unversicherte 
gute  Auskunft.  Der  so  gefundene  Betrag  wird  noch  auf- 
gerundet. Die  ausführliche  Schilderung  gerade  dieses  —  zum 
ersten  Mal  umfassend  benützten  —  Gegenstandes  sollte  zeigen, 
mit  welcher  Umsicht  Rümelin  auf  dem  einmal  eingeschlagenen 
Wege  vorgeht.  Für  Schätzung  der  Forderungen  an  das  Ausland 
(d.  h.  ausserhalb  Württemberg)  fehlen  so  ziemlich  alle  Anhalts- 
punkte, obschon  Anzeichen  vorhanden  sind,  dass  sie  die- 
jenigen des  Auslandes  an  Württemberg  um  ein  Erkleckliches 
überwiegen.  (Die  württembergische  Staatsschuld  ist  fast  ganz 
im  Inland,  wenig  ausländische  Kapitalanlagen,  viele  Besitzer 
ausländischer  Anteilscheine,  ausländisches  Papiergeld  wenig.) 
Kapitalisirt  man  den  Kapital-  und  Rentensteueranfall  zu 
4^  4  Prozent,  so  kann  man  etwa  ein  Viertel  davon  (100  Mill.) 
annehmen  als  Forderungen  an  das  Ausland;  doch  ist  diese 
Schätzung  bei  den  württembergischen  Steuerverhältnissen  gerade 
bezüglich  der  Kapitalien  ziemlich  unzuverlässig.  Die  Ausfüllung 
des  Schemas  stellt  sich  daher  folgendermassen : 

1)  Grund  und  Boden   .     .     .1215  Mill.  fl  44,8   Prozent 

2)  Gebäude 640     „      „  23,7 

3)  Eisenbahnen 55      „      „     2 

4)  bewegliche  Güter     ...     700     „      „  25,8 

5)  Forderungen  ans  Ausland     100      „      «     3,7  „ 
Von  dieser  Gesammtsumme  wird  nun  das  Vermögen  des 

Staates  und  der  Gemeinden  abgerechnet,  so  dass  nach  Abzug 
des  „festen,  dem  gewöhnlichen  Güterumlauf  entzogenen  Kor- 
porations-  und  fideikommissarischen  Vermögens  etwa  die 
i^umme  von  2300  Mill.  auf  den  freien  Besitz  der  Privaten 
fallen  wird.  Bei  einer  Zahl  von  365  000  Familien  träfe  hier- 
nach auf  eine  Familie  durchschnittlich  ein  Vermögen  von 
6300   fl.,  auf   den  Kopf  der    Bevölkerung    1337    fl."      Auch 

')  Von  etwa  einem  Viertel  der  Familienbaushai  tunken  liegen  Ver- 
sicheruDgon  vor;  dieses  ist  im  allgemeinen  der  wohlbaDendere  Teil  der 
Bevölkemng,  bat  aber  nicht  zum  wirklichen  Wert  versichert  u.  s.  w. 

2* 
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RUmelin  miisa  gestehen:  „Uebcr  die  AbetufungoD  des  Privat- 
besitzen lässt  sich  nichts  Zuverlässiges  mitteilen."  Doch  wird 
hier  von  ihm,  nachdem  er  konstatirt  hat,  dass  eine  (auch 
lokale!)  Ärmenstatietik  noch  gltnzlich  fehlt,  ein  Funkt  mit- 
geteilt: Die  Steiierrepartition  beliufs  Wählbarkeit  und  Wahl- 
föhigkeit  giebt  wenigstens  Relativznhien  fllr  eine  Anzahl  der 
Hflchstbesteuerten  in  verschiedenen  Bezirken,  die  aber  (z.  B. 
Nichtbereinziehung  der  Kapital-  und  Rentensteucr !)  noch  sehr 
unzuverlässig  sind.  Abgesehen  bievon  bleibt  also  auch  hier 
die  Verteilung  des  VolksvermOgens  summarisch  und  auf  die 
Objekte  beschränkt. 

Es  folgt  die  Ermittlung  des  Volkseinkommens,  wiederum 
mit  kurzer  Abgrenzung  der  dabei  ins  Auge  gefasaten  Aus- 
dehnung des  Begriffes.  Dieser  ist  „die  Summe  aller  während 
eines  Jahres  im  Lande  neu  gewonnenen  Werte  an  sachlichen 
Gutem,  nach  Abzug  derjenigen  Teile,  welche  genusslos  bei 
der  Hervorbringung  der  Güter  selbst  aufgewendet  werden, 
oder  nach  Abzug  deyenigen  Elementaraufwandes,  der  ohne  fllr 
Jemand  im  Volk  ein  Einkommen,  d.  h.  einen  zu  seinem  Lebens- 
bedarf und  der  Befriedigung  seiner  Neigungen  verwendbaren 
Ertrag  der  Arbeit  oder  des  Vermögens  gebildet  zu  haben, 
voraus  gemacht  werden  muss".  Das  Volkseinkommen  zerfitllt 
demnach  in  drei  Hauptbestandteile: 

1)  die  jährlich  neu  gewonnenen  Ilohprodukte  (nach  Abzug 
des  oben  bezeichneten  Elementaraufwandes), 

2)  die    Werterhöhung    durch    Verarbeitung    bis    zur   Kon- 
sumtion, 

3)  der  etwaige  Rentenüberschuss  (das  Plus  über  die  Forde- 
rungen an  Zinsen  des  Auslandes). 

Das  Einkommen  aus  Grund  und  Boden  wird  nun  durch 
Zusammenrechnung  des  Ertrages  abzüglich  der  Saatfnicht  und 
des  Aufwandes  für  Viehzucht  (letztere  erscheint  eben  als  Ertrag 
des  Futterfeldbaues)  berechnet,  wobei  insbesondere  noch  der 
Vorzehr  der  landwirtschafdich  benützten  Pferde  sowie  der  Be- 
trag der  sonsthin  abgegebenen  kleineren  landwirtschaftlichen  Er- 
zeugnisse nicht  zu  vergessen  ist.  Unter  Zugrundelegung  der 
Dieterici'achen  in  Preussen  anlässlich  der  Schlachtateuer  ent- 
worfenen Relationen  der  Viehwertsberechnung  (Preise  der 
Gattungen)  ergiebt  sich  auch  hier  der  Ertrag  der  Tierzucht. 
Die  Berechnung  des  Ertrages  der  Weinberge  erfolgt  nach 
lOjährigem  Durchschnitt,  dann  folgen:  Obstbau,  Gartenland, 
Forsten,  Bergbau,  Torf,  Für  die  Werterhöhung,  deren  direkte 
Berechnung  unmöglich  ist,  wird  schätzungsweise  ein  Betrag 
angesetzt,  der  durch  eine  Korabination')  mit  dem  wahrschein- 
lichen Einkommen  der  bekannten  (38,3  bezw.  41  Prozent)  Zahl 
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der  gewerblich  Beschäftigten,  sowie  mit  dem  Verhältniss  dieser 
Bevölkerung  zu  der  aus  Urproduktion  lebenden  eine  grosse 
Wahrscheinlichkeit  erhält.  Auch  für  die  staatlichen  Verkehrs- 
anstalten und  die  häuslichen  Nebenerwerbe  werden  geschätzte 
Ziffern  eingesetzt.  Jagd,  Fischerei  u.  s.  w.  sind  wegen  ihrer 
relativen  Geringfügigkeit  ausser  Betracht  gelassen.  Die  Renten- 
bilanz dem  Auslande  gegenüber  wird  als  fllnfprozentiger  Zins- 
entfatl  der  im  Volksvermögen  oben  gefundenen  (Ueberschuss-) 
Forderungssumme  eingestellt.  Die  Aus-  und  Einwanderungs- 
bilanz, eigentlich  der  Berechnung  vom  Volksvermögen  ange- 
hörig, wird  übergangen  als  sich  zum  grössten  Teil  ausgleichend ; 
ausserdem  erfordert  hier  die  Berechnung  —  wie  später  sich 
ergeben  wird  —  besondere  Berücksichtigung.  Im  Handel 
wird  nur  Selbsterworbenes  vertauscht.  Das  Schema  ist  also  dies : 

A.  Gewinnung  von  Rohstoffen: 

1)  Landwirtschaft: 

Ackerbau,  Viehzucht  110,5  Mill.  fl  40,5  Prozent 


Weinbau 

6            n        .       2,2 

n 

Obstbau 

4,5          „          „        1,6 

w 

Gartenbau 

4,5         „          „        1,6 

n 

126,5  Mill.  fl  45,9 

Prozent 

2)  Forstwirtschaft 

10       „      „     3,6 

n 

3)  Bergbau  und  Torf- 

gewmnung 

3,5         „          „        1,2 

T) 

Summa:  A  140     Mill.  fl  50,t  Prozent 

B.  Werterhöhung  durch  Stoff- 
verarbeitung und  Handel: 

1)  von  den  gewerbe- 
treibenden Ständen         120        „     „    43,5       „ 

2)  von  den  Verkehrsan- 

stalteu  des  Staates  5        „     „       1,8       „ 

3)  von  den  häuslichen 

Nebengewerben        6       „      „       2,2       „ 

Summa:  B  131    Mill.  fl     47,5  Prozent 

C.  Renten  aus  dem  Ausland        5        „      »       lyS       » 

Summa:  C       5    Mill.  fl       1,8  Prozent 
Gesammtsumme :  276     Mill.  fl    (100)  Prozent 

Da  nun  das  ermittelte  Volksvermögen  zum  Volkseinkommen 
sich  verhält  wie  2710  :  276,  so  ist  das  letztere  gleich  einer  jähr- 
lichen Rente  des  ersteren  von  10,i8  Prozent  weil  vom  Volks- 
einkommen kein  Abzug  zu  machen  ist;  auch  das  Einkommen 
des  Staates  geht  eben  den  Weg  durchs  Volk.  „Zu  einer  näheren 
Berechnung,  wie  sich  dies  Verhältniss  für  die  einzelnen  Haupt- 
erwerbszweige  gestaltet,  wie  hoch  insbesondere  die  Grundrente 
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Anzunehmen  sein  mag,  fehlt  Ann  statUtiselie  Mnterial ;  denn  es 
laset  sich  nicht  näher  nusBcheiden,  wie  viel  von  dem  mobilen 
und  Q^ebättdekapital  auf  die  liand Wirtschaft  und  ihre  Zweige, 
wie  viel  auf  Gewerbe  und  Handel  entfallen."  Auf  eine  Unter- 
scheidung von  „reinem"  und  „notwendigem"  (oder  wie  man  ea 
sonst  nennen  mag)  Einkommen  verzichtet  RUmelin,  weil  sie 
jiraktisch  wertlos  erscheint.  Wichtig  ist  noch  das  am  Schluas 
Gesagte:  „Endlich  erscheinen  uns  auch  alle  Vergleichungen 
mit  den  Berechnungen  dea  Volks  Vermögens  und  Volksein- 
kommens ftir  andere  Länder  unaustllhrbar,  da  diese  von  sehr 
verschiedenartigen,  meist  von  der  obigen  Auffassung  ab- 
weichenden theoretischen  Begriffen  ausgehen,  auf  sehr  un- 
gleichen statistischen  Grundlagen  beruhen  und  meist  fiir  ein 
und  dasselbe  Volk  zu  weit  auseinander! legenden  Ergebnissen 
f^lhn-n."  

Der  Versuch  Schalls'),  obschon  der  Gegenwart  angehörend, 
muss  noch  hier  in  dieser  Reihe  als  Abschluss  betrachtet  werden, 
denn  er  ist  der  Rllmelin'sche  auf  Grund  des  in  den  letzten 
20  Jahren  zugewachsenen  besseren  Materials  entworfen.  Dies 
zeigt  Hieb  sofort  bei  den  Ausgangttpunkten;  auch  er  schickt 
Definitionen  vorher.  „Fllr  die  eigenüiche  Aufgabe  der  Schätzung 
des  Volks  Vermögens  halten  wir  die  Ennittliing  des  gesummten 
Goldwertes  aller  wirtschaftlichen  Güter,  welche  einem  Volke 
zu  gegebener  Zeit  zur  VeriÜgun"  stehen,  wobei  je  nach  der 
Natur  der  einzelnen  Güter  bald  der  Tausch-  resp.  Verkaufs- 
wert, bald  der  Ertragswert,  bald  der  Kostenwert,  der  Ver- 
sichenmgswert  u,  s.  w.  die  objektive  Unterlage  i\Xr  den  Geld- 
anschlag  bilden  mag."  Diese  Unterlage  wird  teils  wegen  der 
Unausflihrbarkeit  eines  speziellen  Guterinventars,  teilM  zum 
Behufe  räumlicher  und  zeitlicher  VergleichlMirkeit  gewählt. 
Schall  spricht  sich  zunächst  über  die  beiden  zur  Lösung  der 
Aufgabe  anwendbaren  Methoden^)  aus,  und  das  Ergeoniss, 
zu  welchem  er  kommt,  ist  für  uns  wichtig;  „Die  beste  Lösung 
der  Aufgabe  bestände  offenbar  in  der  zweckmässigen  Ver- 
bindung^) dieser  beiden  (Real-  und  Personal-)  Metho<len  in 
einer  Kombination,  welche  uns  mit  dem  Gesamnitgeldwert  des 
Volks  Vermögens  beides,  die  Erkenntnis»  seiner  persönlichen 
Verteilung  und  seiner  sachlich- technischen  Gliederung  er- 
Bchliessen  würde."  Mit  RUmelin  wählt  auch  Schall  in  Rück- 
sicht auf  die  württembergische  ijteuer\ertas9ung  die  Methode 
der  Ermittlung  des  Geldwerts  der  Hauptvennögensnbjekt«,  die 
er  auch  in  gleicher  Folge  wie  Rümelin  abhandelt. 

Bei  Berechnung  dea  Grund   und  Bodens   legt  Schall  den 
aus    Erhebungen    und    Gutachten    anläsalich    der    Steuerver- 
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handlangen  (1877/79)  sich  ergebenden  durchschnittlichen  Er- 
trag zu  Grunde.  Torffelder  u.  s.  w.  werden  wie  früher  kapitalisirt 
(4  Prozent).  Die  schwankende  Gruüdlage  der  Berechnung 
wird  zugegeben  und  ausdrücklich  „auf  die  nahezu  allseitige 
Uebereinstimmung  der  Sachverständigen"  zurückgeführt.  Für 
die  Berechnung  des  Gebäudewerts  ist  zwar  seit  1877  ein 
Gebäudekataster  vorhanden  (behufs  Besteuerung) ,  welcher 
dieselben  nach  ihrem  ELauf-  (bezw.  Tausch-)  wert  enthält,  allein 
eine  Vergleichung  desselben  mit  dem  Brand  Versicherungs- 
kataster ergiebt: 

Brand  Versicherungskataster  1.  Januar  1881:  544  494  Gebäude 
Gebäudekataster  1.  April  1881:  505  432         „ 

Differenz:  38  062  Gebäude 
Die  Differenz  stammt  weniger  aus  Ungleichheit  der 
Zählungsmethoden  und  der  Versicherung  unbesteuerter  Privat- 
gebäude als  aus  der  Steuerfreiheit  gerade  wertvollerer  öffent- 
licher Gebäude.  Daher  ist  das  Brandversicherungskataster 
wohl  eine  bessere  Grundlage.  Auch  hier  geht  „unter  Berück- 
sichtigung der  verschiedenartigen.  Momente  die  Annahme 
Sachverständiger  dahin,  dass,  um  den  wahren  Wert  der  Gebäude 
zu  finden,  die  Brand  Versicherungsanschläge  noch  um  ein 
Dritteil  zu  erhöhen  sein  würden".  Die  Strassen  werden  in 
die  Berechnung  nicht  aufgenommen,  weil  sie  weder  Tausch- 
noch  Ertragswert  haben ,  und  ihr  Kostenwert  durch  Ein- 
beziehen ungleicher  Zeiten  (Preise)  Ungleichmässigkeiten  herein- 
bringen würde !  Angegeben  ist  ihre  Fläche  im  Verhältniss  zur 
Gesammtfläche  des  Landes  (2,8  Prozent)  sowie  ihre  Länge. 
Künstliche  Wasserwege  sind  nicht  vorhanden.  Das  Anlage- 
kapital der  Post  ist  teils  schon  im  Gebäudewert  ermittelt, 
teils  aber  fällt  es  als  Wert  des  Postregals  unter  die  einzel- 
wirtschaftliche Sphäre.  Schliesslich  werden  noch  Eisenbahnen, 
Bodenseeschiffahrt,  Telegraphen  nach  ihrem  Werte  berechnet, 
ebenfalls  unter  Abzug  des  Gebäudewerts  und  landwirtschaftlich 
benützten  Areals;  der  Eisenbahnwert  wird  nach  dem  Anlage- 
kapital, nicht  dem  Reinertrage  nach  angesetzt,  was  durch  die 
NichtVollendung  des  Bahnnetzes  begründet  wird.  Die  Schwierig- 
keiten der  Schätzung  des  beweglichen  Vermögens 
werden  nach  Rümelins  Muster  zu  heben  gesucht,  und  durch 
Einsetzung  der  betreffenden  Ziffern  berechnet  (vgl.  S.  19).  Dabei 
ist  zur  Berechnung  des  faktisch  Vorhandenen  das  Mittel  in 
Rechnung  gestellt,  das  sich  aus  dem  Verhältniss  der  Mobiliar- 
einheiten (Haushaltungen)  zu  den  PoHzen  einerseits,  aus  dem 
Brandschadenverlust  zum  Ersatz  andererseits  ergibt.  Die 
Sache  stellt  sich,  als  Proportion  dargestellt,  so: 

I.  Haushaltungen:    Polizen  =  470 000  :    314359 

(d.  h.  m  ö  g  1 1  c  h  e  Polizon : 

wirklichen  Polizen)  oder  wie  100  :  67 

IL  ßrandverlust :   Ersatz  =  1 1  398  009  :  9  405  880  Mark 

oder  wie  100  :  82,5       „ 
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Kombinirt  man  die  beiden  Befunde,  um  dem  Tntsächlichen 
näher  zu  kommen,  8o  «rhält  man  100:      --„    ''-=100:74,85 

oder  wie  Schall  berechnet  100:75.  PUr  75  nun  ist  einzu- 
setzen der  thatsächliche  Polizen -Versicherungsbetrag  von 
1658172642  Mark.  Das  Zurückbleiben  des  Versichenings- 
wertes  hinter  dem  wahren  Werte  beim  beweglichen  Eigentum 
schlägt  Schall  mit  RUmelin  zu  ein  Zehntel  an,  wodurch  er  seinen 
Qesammtbelauf  erhält  Die  grobe  summarische  Zerl^ung 
desselben  in  einzelne  Kontingente  hat  für  uns  keinen  Wert- 
Bei  Berechnung  der  Forderungen  ans  Ausland  wird,  anter 
Nichtberücksichtigung  der  Forderungen  von  Württembergem 
an  WUrttembei^er,  ganz  wie  bei  RUmelin  verfahren;  ihrer 
Natur  nach  ist  auch  diese  Berechnung  eine  Schätzung.  Diese 
Summirung  ersieht: 
1)  Grund  und  Boden  .  .  .  8174  Mill.  Mk.  3ö,a  Prozent 
'      2)  Gebäude 2419      „       „     26,«  „ 

3)  Verkehrsmittel 421       „       „       4,7  „ 

4)  bewegliche  Güter  ....  2432      „       „     27  „ 

5)  Forderungen  ans  Ausland  .     560      n  _  r       6,g         „ 

9Ö06  MiUrMk.  lOÖ  Prozent 
1 — 4  repräsentiren  das  gesammte  SachgUtcrvermOgen  mit 
8446  Millionen  Mark.  Dazu  kommt  dann  aber  noch  abgesehen 
von  den  Forderungen  ans  Ausland  das  inländische  Aktiv- 
kapital vermögen.  Zur  Berechnung  desselben  wird  der  Zinsen- 
una  Renten  ein  konimens  teuer  an  fall  (kapitalisirt  zum  Durch- 
schnittszinsfusa  von  4'/4  Prozent,  Steuerfuss  4,8 Proz.)  verwendet, 
und  der  geschätzte  Beti'ag  der  von  dieser  Steuer  befreiten  Ka- 

fiitalien  zugeschlagen.  Die  Oesammtschuldeomasse  der  Privaten 
ässt  sich  zwar  unter  Abzug  der  Forderungen  ans  Ausland 
sowie  der  Staats-,  Gemeinde-  und  Aktienkapitaie,  dagegen 
Zurechnung  der  Schulden  ans  Ausland  in  der  Ziffer  von 
789,s  Miliinnen  Mark  annehmen ;  aber  dies  ist  eben  eine  blosse 
Schätzung;  es  bleibt  dabei:  „Für  die  Schätzung  der  Schulden 
im  Lande  fehlt  es  gänzlich  an  direkten  Erhebungen  über  die 
hypothekarischen  und  anderen  Schulden  der  Privaten."  Was 
hierüber  zu  sagen  ist,  beschränkt  sich  auf  Beziehungen  ganz 
im  aUgemeinen:  „Rechnet  man  zu  dem  Sachgüterverraögen 
von  8446  Millionen  Mark  die  Gesammtäunime  des  Vermögens 
der  Kapitalisten  an  Forderungen  von  2200  Millionen  Mark,  so 
ergibt  sich  ein  Gesammtaktiv vermögen  des  Landes  von 
10646  Millionen  Mark,  welchem  alsdann  ein  PassivvermÖgen 
von  1640  Millionen  &[ark  gegen liberzus teilen  ist.  Die  Ge- 
aammtverschuldung  beträgt  demnach  15,4  Prozent  sämmtlicher 
Aktiva  im  Lande,  19,*  Prozent  de»  Geldwertes  des  gesammten 
Sachgüter\'crmögens.  27,a  Prozent  oder  etwa«  mehr  als  ein 
Viertel  des  Grundeigentums,  der  Gebäude  und  der  Verkehrs- 
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mittel."  Wenn  es  sich  nun  aber  darum  handelt,  die  so  ge- 
fundene Volksvermögensziffer  in  die  „persönlichen  Güter- 
krystalle"  zu  zerlegen,  muss  davon  das  öffentliche  (des  Staates, 
der  Gemeinden,  der  Anstalten)  abgezogen  werden.  „Auf  den 
freien  Besitz  der  Privaten  für  Zwecke  des  persönlichen  in- 
dividuellen Erwerbes  und  Genusses  würde  hiemach  ein  Aktiv- 
vermögen von  9285  Millionen  Mark  mit  einer  Verschuldung 
von  1167  Millionen  Mark  entfallen,  so  dass  das  reine  Volks- 
vermögen, soweit  es  für  das  privatwirtschaftliche  System  mit 
Arbeitsteilung  und  Tauschkonkurrenz  verfügbar  bleibt,  auf 
8117,1  Millionen  Mark  zu  schätzen  ist."  Diese  Summen  werden 
jetzt  sofort  mit  der  Haushaltungs-  und  Kopf  bevölkerungszifter 
dividirt,  womit  wir  erschöpft  haben,  was  über  die  individuelle 
Verteilung  des  Volksvermögens  gesagt  ist. 

Nach  der  einmal  eingeschlagenen  Methode  besteht  „wie 
bei  der  Schätzung  des  Volksvermögens,  so  auch  beim  Volks- 
einkommen die  Aufgabe  der  Statistik  in  der  Ermittlung  des 
gesammten  Geldwerts  der  von  einem  Volke  jährlich  neu  ge- 
wonnenen Güter".  Die  Definition  weicht  von  derjenigen 
Rümelins  nicht  ab,  ebenso  nicht  das  Schema;  neu  aber  ist, 
dass  alle  persönlichen  Dienstleistungen,  sofern  sie  Dritten 
gegenüber  entgeltlich  geschehen,  in  das  ursprünglich  dreiteilige 
Schema  von  1863  (Urproduktion,  Stoffverarbeitung,  Renten 
aus  dem  Ausland)  an  dritter  Stelle  eingeschoben  werden.  „Von 
besonderem  Werte",  sagt  Schall,  ehe  er  auf  das  Einzelne 
übergeht,  „sind  hier  die  Ergebnisse  der  Berufsstatistik  über  die 
Zahl  der  in  den  verschiedenen  Berufsarten  im  Haupt-  und 
Nebenerwerb  thätigen  männlichen  und  weiblichen  Personen, 
welche  annähernde  Schlüsse  auf  Art  und  Menge  der  von  einem 
Volke  zur  Befriedigung  seiner  Bedürfnisse  aufzuwendenden 
Arbeits-  und  Dienstleistungen  der  verschiedensten  Arten  ge- 
statten, sowie  Steuerveranlagungen,  Etatsaufstellungen  u.  s.  w., 
soweit  sie  über  die  persönlichen  Einkommensverhältnisse  der 
verschiedenen  Berufsklassen  und  damit  über  den  ihren  Leistungen 
von  der  Gesellschaft  zuerkannten  Wert  Aufschlüsse  gewähren." 
Der  Ertrag  von  Grund  und  Boden  wird  auf  Grund  neuester 
Katastrirung  bemessen.  Das  Einkommen  aus  der  Stoffver- 
arbeitung setzt  sich  zunächst  zusammen  aus  dem  Reinertrage 
der  Gewerbe,  „wie  er  für  die  Herstellung  des  Gewerbekatasters 
im  Jahre  1876  durch  die  Steuereinsohätzungsbehörden  ermittelt 
worden  ist".  I^azu  kommt  noch  das  in  Gehalten  und  Löhnen 
für  diese  Stoffverarbeitung  verausgabte  Einkommen,  welches 
nach  Abstufiing  dieses  Personals  durch  die  Berufsstatistik 
(Verwaltungs-  und  anderes  höheres  Personal  durchschnittlich 
zu  1500  Mark,  männliche  Gehilfen  zu  600  Mark,  weibliche 
zu  400  Mark  angesetzt)  eingesetzt  wird.  Da  aber  dieser 
Betrag  namentlich  infolge  des  notorischen  Zurückbleibens 
hinter  der  Wirklichkeit,   vor  allem  des  Reinertrages,  noch  zu 
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klein  eri$chi;iiit,  su  üclilif^t  Si'hall  iio<:Ii  '  lo  hin/.ti.  üflusliclic 
Uiensto  —  obwohl  von  grosüL'i-  volkswirtsehaftliohei'  Bedeutung 
—  bleiben  wegen  ihrer  persönliclie»,  nicht  entgeltlichen  Natur 
unbi.Tik'ksichtigt  Dagegen  ist  bei  den  Verkehraanstalten  ent- 
weder der  Roliertnig  mit  Ab/.ug  den  sonst  irgendwie  schon 
Berechneten,  oder  (was  ychaU  thut)  der  Reinertrag  mit  Bei- 
zählung der  dabei  verausgabten  Gehalte  und  LOhne  anzusetzen. 
D&n  Einkommen  aus  pemünlichcn  Dienste»  wird  lediglich 
nach  der  Beruf ss tat! stilc  und  angeuonimenem  persönlichen 
Durchschnittspinkomnieii  gefunden.  Der  üurchsclmittelolm  bei 
persönlichen  Diensten  ixt  filr  mitnnliche  Bedienstete  600  Mark, 
iiir  weibliche  300  Mark.  Das  gleiche  Vorfahren  findet  An- 
wendung auf  den  öffentlichen  —  nicht  schon  in  einer  der 
obigen  Abteilungen  enthaltenen  —  Dienst,  „unter  Annahme 
eines  <turch schnittlichen  Einkommenssatzee  von  1500  Mark 
fiir  Pereonen  im  Hauptberuf,  und  von  375  Mark  für  die  im 
Nebenberuf  BeacliÄftigten".  Es  folgt  die  Berechnung  de» 
Militär-  und  Pension  sein  kommen  s.  Die  jährliche  Rente  des 
im  Auslande  angelegten  Voiksvermögens  wird  zu  4'  a  Pi-ozent 
durchschnittlich  eingesetzt.  Unrcgelniässigkeitcn  durch  Reisen 
von  Aus-  und  Inländern  werden  teils  als  unkontr<i)irbar,  teils 
als  relativ  unbedeutend  übergangen;  ebenso  Ein-  und  Aus- 
wanderungsbilanz,  und  diejenige  de«  Handels  [vgl.  KUmelin), 
desgleichen  Jagd,  Fischerei  u.  s.  f.  .So  bietet  denn  auch  die 
t^chall'sche  Berechnung  das  auf  das  wiirttcnibergische  Ertrags- 
sleueraystem  aufgebaute  Schema  RUmclins,  jedoch  mit  der  ftlr 
später  sehr  wichtigen  Hereinziehung  der  persönlichen 
Dienstleistungen.  „Um  das  Einkommen  der  Privaten  zu  linden, 
darf  an  dem  Volkseinkommen  nicht,  wie  es  oben  bei  dem 
Volksvermögen  geschah,  das  Einkommen  der  gemeinwtrtschaft- 
lichen  Organe  in  Abzug  gebracht  wei-den.  So  gewiss  als  bei 
Personen  ohne  physische  Persönlichkeit  von  einem  Verbrauch 
filr  die  eigene,  persönliclie  Gcnusskonsmntion  keine  Rede  sein 
kann,  für  welche  ein  Teil  des  Einkommens  der  gemeinwirt- 
schaftlichen  (">rgano  zu rtlck behalten  werden  könnte,  an  gewiss 
kann  Reich.  .Staat  und  Gemeinde  keine  Ausgabe  machen,  die 
nicht  filr  irgend  Jemand  im  Volke  ein  Einkommen  bildete." 
Auch  hier  wird  jetzt  sofort  auf  Familien  und  Köpfe  verteilt, 
wobei  die  Wohnung  als  Vermögen sgenuss,  nicht  als  Einkommen 
gerechnet  wird.  Wertvoll  ist  die  nun  von  Schall  gegebene 
Vergleichung  seiner  Ergobnisae  mit  den  Biimelin'schen  von  1863. 
Die  Endziffern  für  Württemberg  sind: 

Volks vermögeii  Volkseinkommen  auf  1  Camilie  anf  1  Kopf 
1863  4645,7  Mill.  Mk.  473  Mill.  Mk.  1296  Mk.  274,^«  Mk. 
18S3  WOÖ        „       ,      702      ,      „      ]üS>3..4     .,       :i:.t"..u     _ 
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Vermögensobjekte 

1)  Grand  und  Boden 

2)  Bergbau     .    .    . 
S)  Gebäude     .    .    . 

4)  Verkehreanstalten 

5)  bewegliche  Güter 


1863 


1883 


Zuwachs 
186:i-18«3 


Mill.  .M  Proz. 
2022,9     43,5 


Mill.^  Proz. 
3095      34,4 


60 
1097,1 

94,3 
1200 


6)  Forderangen  ans  Ausland     171,4 


1,3 
23,7 

2 

25,8 

3,7 


79 
2419 

421 
2432 

560 


0.9 

26,9 
27 

6,2 


Mill.  ^  Proz. 
1072,1      53 

19        31,7  >) 

1321,9  120,4 

326,7  446,4 

1232  102,7 

388,6  226,7 


Summa:  4645,7     100 


9006     100        4360,8    93,85 

(Dorchschn.) 


Die  Ziffern  in  der  letzten  Spalte  spiegeln  äusserst  wichtige 
und  interessante  Steigerungsrelationen  im  Volksvermögen  wider, 
denen  offenbar  eine  grosse  Wahrscheinlichkeit  innewohnt. 
Nicht  minder  charakteristisch  sind  auch  die  prozentualen  An- 
teile und  ihre  Verschiebung,  namentlich  bei  Grund  und  Boden, 
worüber  Schall  sagt:  „Im  grossen  ganzen  ist  daher  un- 
zweifelhaft die  nachgewiesene  Zunahme  des  Volksvermögens 
keineswegs  eine  für  das  Wohlbefinden  des  Volkes  gleich- 
giltige  blosse  Wertsteigerung  (Soetbeer  nach  einer  hamburger 
Preisstatistik  12 — 13  Prozent),  sondern  eineeffektiveVermehrung 
der  im  Volksvermögen  begriffenen  wirtschaftlichen  Güter  aller 
Art  und  der  Ausdruck  einer  entsprechenden  Zunahme  des 
Volkswohlstandes.  Nichts  ist  gewiss  bezeichnender  gerade 
hiefdr,  als  die  Thatsache,  dass  während  früher  Grund  und 
Boden  inkl.  des  Bergbaues  44,8  Prozent  des  gesammten  Volks- 
vermögens betragen  hat,  sein  Anteil  an  letzterem  trotz  des 
verhältnissmässig  höheren  Anschlages  hieflir  nunmehr  auf  35,8 
Prozent  herabgesunken  ist."  Ueber  die  Verteilung  erhalten 
wir  nun  am  Schlüsse  ausser  der  allerdings  wichtigen  Thatsache, 
dass  am  1.  April  1882  nur  4580  Personen  von  139844  Kapital- 
steuerpflichtigen ein  Renteneinkommen  von  jährlich  über  2550 
Mark  oeziehen,  nur  noch  die  freih'ch  glaubwürdige  Versicherung, 
„dass  die  scheinbar  grossen  Ziffern  nur  das  Massenergebniss 
kleiner  und  mittlerer  Vermögensverhältnisse  sind,  und  dass  im 
Hinblick  auf  möglichste  Verteilung  des  Volksvermögens  in 
Württemberg  zur  Zeit  wenig  zu  wünschen  übrig  bleibt".  Der 
Nachweis  dafiir  fehlt.  Dagegen  werden  zur  Beleuchtung  des 
Ergebnisses  die  Kopfbetreffnisse  vom  Volkseinkommen  von 
Preussen  und  Sachsen  beigezogen,  was  Folgendes  ergiebt: 
Preussen  ....  1878  pro  Kopf  313  ^)  Mark 
Sachsen  ....  1882  „  „  356,i8  „ 
Württemberg  .  .  1883  „  „  356,i4  „ 
Trotzdem,  dass  jene  Ziffern  auf  ganz  anderem  Wege  und 
mit  Hereinziehung  ganz  anderer  Dinge  (Minimum  dort  300  M., 


M  Bei  Schall  8,2  Prozent  offenbar  aus  Verseben  für  31,7  Prozent. 
2)  Nach  Soetbeer,  Volkseinkommen  S.  55.    Statt  323  ist  318  einzu. 
setzen,  vergl.  dazu  E.  Philippi,  Preuss.  Jahrb.  1884  S.  214. 
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dagegen  Taxirung  der  \\"cthnung)  gefuuden  sind,  niöclite  Schall 
diese  Paktoren  sich  ausgleichen  Taasen  und  sagt:  „Immerhin 
kann  die  Uebereinstimmuiig  des  auf  ao  verschiedenem  Wege 
gefundenen  Resultats  jenen  zu  denken  geben,  welche  der 
Meinung  sind,  dass  die  freilich  nicht  ganz  leichten  Versuche 
der  vorliegenden  Art  nur  aus  Unkenntnisa  der  Unlösbarkeit 
des  Problems  angestellt  und  mehr  rechnend  als  überlegend 
ausgeführt  werden." 


Berechnniig  des  Gesanrnteinkominens  nach  subjektiver 
Methode. 

Fast  alle  Staaten  Europas  zeigen  seit  Beginn  dieses  Juhr- 
liunderts  oder  im  Verlaufe  desselben  eine  gewisse  gemeinsame 
Tendenz  in  der  Entwickelung  ihrer  Steuergeschichte.  Diese 
Tendenz  ist,  kurz  gesagt,  die,  von  der  Besteuerung  der  Ob- 
jekte (Ertragasystem)  überzugehen  zu  einer  der  Subjekte 
in  der  oder  joner  Form,  d.  Ii.  zu  einer  Erfassung  der  im 
Staate  vorhandenen  Individuen  nach  ihren  verschiedenen  wirt- 
schaftlichen Kräften.  Auch  da,  wo  der  Versuch  gemacht 
wird,  die  Ertragabestouening  (scheinbar  als  „Ertragssteuer- 
aystem")  prinzipiell  noch  beizubehalten,  und  wo  nur  „revidirt" 
wurde  (z.  B.  Württemberg,  Baden),  sind  alle  Neuerungen 
sachlich  denselben  Motiven  entsprungen:  Anschluss  der  Steuer 
an  die  personale  Verteilung  der  gesummten  Steuerkräfte. 
Klassisch  in  dieser  Beziehung  iat  flir  die  erste  Hälfte  des 
Jahrhunderts  Preussens  Steuergeschichte  (Hofmann!)  mit  der 
Einftihrung  und  Vervollkommnung  der  Klassen-  und  klaasi- 
iizirten  Einkommensteuer;  fllr  spater  Sachsen,  dessen  Reform 
vor  10  Jahren  in  dieser  Richtimg  geradezu  typisch')  ge- 
nannt werden  muss.  Mit  der  Erstarkung,  Ausbildung  und 
Durchführung  dieser  Steuerart  in  einem  Lande  einerseits,  der 
Voraussetzung,  dass  Volksvermögen  und  Volkseinkommen  die 
Summe  der  Personal  vermögen  und  -einkonimen  sei,  anderer- 
seits, ist  eine  neue  Gattung  von  Untersuchungen  unseres  Pro- 
blems gegeben ;  denn  die  Steuerinatitute  sind  Ja  doch  in  letzter 
Linie  (wenn  auch  manchmal  nur  indirekt)  die  Grundlagen 
aller  derartiger  Berechnungen.  Dem  Gange  der  Dinge  nach 
reichen  diese  Versuche  freilich  nicht  weit  in  die  Vergangen- 
heit zurück.  Prinzipiell  betrachtet  ninnnt  die  englische  Ein- 
kommensteuer hier  eine  Zwitterstellung  ein ;  in  ihr  sind  beide 
Methoden  z»i  einer  eigenartigen  Einholt  verquickt,  weshalb 
auch  die  diesheKÜgliche  Berechnung  D.  Baxters  (1869)  ohne 
entsprechende     Kenntniss     der    englischen    Steuer  Verhältnisse 
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nicht  wohl  verständlich  ist.  Wir  halten  uns  daher  an 
die  deutschen  Repräsentanten  der  Versuche,  unser  Problem 
auf  Grund  der  Einkommensteuer  zu  behandeln ;  der  Vertreter 
dieser  subjektiven  (Juristisch-formellen"  :  Schall)  Methode  ist 
uns  Soetoeer  in  seiner  1879  erschienenen  Arbeit*).  Dieselbe 
wird  von  Eheberg*)  sogar  als  entschieden  die  eingehendste, 
gewissenhafteste,  den  wirklichen  Verhältnissen  am  meisten  ent- 
sprechende Arbeit  dieser  Art  bezeichnet 

Soetbeer  giebt  zu  Beginn  dieser  Untersuchung  zugleich 
auch  einen  Ueberblick  über  die  sächsischen  Steuerverhältnisse ; 
die  Grundlagen  der  dortigen  Erhebung  werden  geschildert. 
Eine  allgemeine  Einkommensteuer  war  dort  nach  langen  Ver- 
handlungen®) durch  ein  Gesetz  vom  22.  Dez.  1874  beschlossen 
worden  und  es  wurden  flir  1875  erstmals  die  Veranlagungen 
vorgenommen.  Da  das  Einschätzungspersonal  sich  zu- 
sammensetzte aus  978  Bezirkssteuerinspektoren,  denen  9876 
Kommissionsmitglieder  zur  Seite  standen,  so  kamen  auf  eine 
Schätzungsperson  nicht  ganz  100  Steuerpflichtige,  was  für  das 
Ergebniss  einen  ziemlichen  Grad  von  Genauigkeit  vermuten 
lässt.  Durch  das  Gesetz  vom  2.  Juli  1878  wurde  die  Ein- 
schätzung, so  weit  sich  Mängel  herausgestellt  hatten,  verbessert. 
„Das  Urmaterial  für  die  sächsische  Einkommenstatistik  besteht 
aus  den  Ortseinschätzungskarten  und  den  Individualein- 
schätzungskarten,  die  ftir  jeden  Ort  und  jede  eingeschätzte 
Person  unter  Aufsicht  der  Bezirkssteuerinspektoren  ausgefüllt 
und  dem  königl.  statistischen  Bureau  zur  Bearbeitung  übergeben 
werden."  Alles  Einkommen  unter  300  M.  bleibt  steuerfrei 
und  von  1600  M.  aufwärts  ist  Deklaration  möglich,  deren 
Unterlassung  den  Verlust  des  Reklamationsrechtes  nach  sich 
zieht.  Die  Einteilung  des  Einkommens  nach  seinen  Quellen 
geschieht  so: 

1.  Verpachtung  von  Grundstücken,  Vermietung  von  Ge- 
bäuden oder  Benutzung  derselben  zur  eigenen  Wohnung;  Be- 
trieb der  Land-  oder  Forstwirtschaft  auf  eigenen  Grund- 
stücken ; 

2.  Kapitalzinsen,  Retten,  Apanagen,  Dividenden  von  Aktien 
oder  Kuxen,  NaturalgefHlle,  Auszüge  und  andere  Gerechtsame ; 

3.  Bekleidung  einer  ausschliesslich  oder  zum  Teil  mit 
festem  Gehalt  oder  Lohn  verbundenen  amtlichen  oder  sonstigen 
Stellung,    ingleichen  der  Bezug  von  Pension  oder  Wartegeld; 

4.  Handel,  Gewerbe,  einschliesslich  des  Betriebes  der  Land- 
wirtschaft auf  fremden  Grundstücken,  und  jede  andere  Er- 
werbsthätigkeit. 

Die  Scheidung  nach   diesen   4   Hauptquellen   lässt    einen 

*)  A.   Soetbeer,  Umfang  und  Verteilung  des  Volkseinkommens  im 
preussißchen  Staate  1872—1878. 
2)  Schmollere  Jahrbuch  1880. 
^)  Hirths  Annalen  1874.  1875. 
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eutnmariHclicii  Einblick  in  die  realu  Gliederung  den  Einkommens 
thnn  und  gibt  für  >:>achsen  im  JHhrc  1878  folgendes  Resultat: 

1.  Orundbesit?.    .     .     214  304  278  M.  21,i  Prozent 

2.  Renten   ....     108903082    „     10,7 

3.  Gehalte,  Löhne   .     333U08  798    „    33 

4.  Handel,  Gewerbe     356934  806    „    32,g 

Summe     1014050  964  M. 
Ab/iizieliendo  Schuldzinsen      87  008  480    „ 


9:!7  128  544  M. 

Uoeli  enthalten  die  Rubriken  immer  noch  sehr  heterogene 
Bestandteile.  In  Sachsen  werden  auch  die  juristiscben  Per- 
sonen getrennt  herangezogen  und  sind  von  den  pliysisclieti 
abecheidbar.  Das  Ergebniss  der  ersten  faktischen  Erhebung 
wurde  1878  veröffentlicht  und  zwar  unter  Zusammenfassung  zu 
4  Hauptklassen*): 

Penonen    Prozent      Qnkoinmenniinine    Prozent 

I.       bis    800.^756681      74,si>         358.»  Mi».  ^      38.o.-. 

IX.   800—3300  Jt  224860     22,m         315,«     „     Ji      34,o« 

111.3300-9600,^     24227       2,«  123,r     „    J6       13,8« 

IV.  9600  u.  mehr  Jt        5191        0,m  I29,a     „     Jt       13,i.a 

Nachdem  so  am  aÄchsischcn  Muster  der  Blick  für  die  Be- 
trachtung der  analogen  prcussiachen  Verhilltnissse  geschürft 
ist,  geht  Soetbeer  zu  diesen  über.  Erst  mit  Veränderung  der 
Klassen-  und  klassitizirteu  Einkommensteuer,  d.  h.  mit  der 
Einführung  wirklicher  Einschätzung  (an  .Stelle  blosser  Ver- 
anlagung nach  Merkmalen),  Auf  liebung  der  Mahl-  und  Schlacht- 
steuer sowie  des  8teuermaxiniums  —  d.  h.  mit  dem  Jahre  1875, 
ist  eine  für  das  Ganze  gemeinsame  und  gleichinüssige  Unter- 
lage für  eine  solche  Darstellung  gewonnen.  Immerhin  aber 
sind  dabei  noch  zwei  schwerwiegende  Punkte  unerledigt:  „ein- 
mal die  Bestimmung  des  präsumtiven  durchschnittlichen  Ein- 
konmiens  derjenigen  Haushaltungen  und  Einzelerwerbenden, 
die  jetzt  von  der  Entrichtung  der  Klassenstcuer  befreit  sind, 
weil  ihr  Einkommen  nach  Ansicht  der  Einachätzungsbehörden 
den  Betrag  von  420  M,  nicht  erreicht;  und  sodann  der  im 
übrigen  eventuell  zu  berechnende  durchschnittliche  Zuschlag 
zu  den  amtlichen  Einschätzungen,  weil  diese  in  der  Regd 
hinter  dem  wirklichen  Einknnimen  zurUckblei  ben".  Was  den 
ersteren  Mangel  betrifft,  so  erklärt  Soetbeer^)  seine  frühere 
Annahme  eines  Durchsclniittes  von  300  M.  pro  Zensit  fUr  jene 
Klasse  für  nicht  mehr  entsprechend  und  zwar  teils  „weil  in  der 
Regel  nur  noch  die  Haushaltungsvorstände  veranlagt  werden", 
teils  weil  die  Löhne  entsprechend  der  verminderten  Kaufkraft 

I.  siichs.  stntistiK-hen  Bureau  1^7''. 
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des  Geldes  sich  gesteigert.  Die  unter  Vorsitz  von  v.  d.  Goltz 
beschlossene  und  von  ihm  veröffentlichte  Enquete  habe  ein 
durchschnittliches  Einkommen  des  ländlichen  Arbeiters  von 
mehr  als  420  M.  ergeben,  da  die  Naturalien  in  der  Regel  zu 
nieder  angeschlagen  werden.  Nachdem  nun  Soetbeer  eine 
Reihe  von  lohnstatistischen  Aufnahmen  zur  Kontrolle  herbei- 
gezogen hat,  zieht  er  das  Resultat:  „Wir  haben  aus  der  Er- 
wägung der  vorhin  erwähnten  Erörterungen  über  die  Kosten 
des  notwendigen  Lebensunterhaltes  auch  der  dürftigsten  Fa- 
milien und  über  die  üblichen  Löhne  die  Ueberzeugung  ge- 
wonnen, dass,  von  vereinzelten  Ausnahmsßillen  abgesehen, 
etwa  400  M.  Jahreseinkommen  —  etwa  350  M.  ftir  den 
Einzelerwerbenden  und  etwa  500  M.  für  die  Haushaltung  mit 
Angehörigen  —  als  das  Minimum  für  einen  Haushalt  anzu- 
nehmen sei,  während  in  den  meisten  Landesteilen  das  Ein- 
kommen auch  in  der  untersten  Klasse  sich  höher  stellt,  wor- 
aus der  Durchschnittsbetrag  von  500  M.  abgeleitet  ist."  So 
rechnet  Soetbeer  Folgendes  heraus: 

Steuerfreie  gegliedert  in 

a)  Haushaltungs- 
vorstände .     .  1  171  178  X  500  =   585  589  000  Mark 

b)  Einzelerwer- 
bende   .    .    .  2  335  245  X  350  =   817  335  750     „ 

oder  1 402  924  750  (I)  Mark 

Steuerfreie  Erwerbende 

überhaupt  3  506  423  X  400  =  1  402  569  200  (H)     ^ 

In  einer  Vergleichung  mit  den  sächsischen  Ergebnissen 
wird  dann  Zahl  und  Gesammtbetrag  aller  bis  500  M.  Ein- 
kommen jährlich  beziehenden  Personen  den  entsprechenden 
wirklichen  Verhältnissen  Preussens  einerseits,  den  nach  Mass- 
gabe der  sächsischen  Bevölkerungsziffer  im  Verhältniss  zur 
preussischen  zu  erwartenden  andererseits  gegenüber- 
gestellt: dies  ergiebt  für  Sachsen  eine  höhere  Anzahl  von  Er- 
werbenden der  untersten  Klasse.  Dies  dürfte  der  genaueren 
Erwerbseinschätzung  (Frauen,  Kinder)  zuzuschreiben  sein.  Das 
niedrigere  dabei  sich  ergebende  Durchschnittseinkommen  in 
Preussen  (Sachsen  gegenüber)  möchte  Soetbeer  aus  dem  immer 
noch  zu  niederen  Durchschnittsanschlag  von  500  M.  pro  Haus- 
halt herleiten. 

In  einem  folgenden  Abschnitt  wird  das  Verhältniss  des 
zur  Besteuerung  kommenden  zum  thatsächlichen  Einkommen 
näher  untersucht.  Es  wird  die  stetige  Annäherung  des  ersteren 
an  letzteres  als  Resultat  steigender  Steuerpraxis  konstatirt,  wobei 
auch  die  Gogentendenzen  von  staatlicher  und  Kommunalbesteue- 
rung mitwirken.  „Auch  hier  müssen  wir",  sagt  er,  „wie  vor- 
hin bei  der  Annahme  de^  durchschnittlichen  Einkommens  der 


32  VII.  1. 

dtirftigou  Klasse,  bei  welcher  eine  spezielle  Einschntzung  nicht 
geschieht,  offen  einräumen,  dasB  es  eine  absolute  Unmöglich- 
keit ist,  einen  bestimmten  Ansatz  mit  einiger  Zuversicht 
rechnungsmässig  zu  ermitteln,  und  dass  deshalb  nichts  übrig 
bleibt,  al»  mit  umsichtiger  Berücksichtigung  bekannter  that- 
silchlichcr  ^- erschieden  er  Verhltltuisse  und  sachverstftndiger 
Meinungen  eine  mutmassliche  Schätzung  eintreten  zu  lassen," 
20  Prozent  erscheint  zu  wenig,  30  Proz.  (Sarater  50  Proz.) 
zu  viel,  daher  wählt  Soetbeer  25  Proz.  Die  Vemieiirung  von 
nur  10  Proz.  bei  den  Einkommen  von  über  100  000  JA.  moü- 
rirt  Soetbeer  mit  den  „hier  stattfindenden  Schwankungen*. 
Er  gibt  nun  seine  eigene  Gliederung  des  Ei^ebnisses  in 
6  Klassen  nach  den  Listen:  I  —420,  II  —  1650,  III  —  4800, 
IV—  16  800,  V  —  84  000,  VI  über  84000  M.  MitSoet- 
beera  Zuschlag:  I  —  525,  II  —  2000.  KI  —  6000, 
IV  —  20  000,  V  —  100000,  VI  Über  100000  M.,  während 
er  die  Einteilung  Samters  in  4  Klassen  verwirft  (I  360—  750, 
II  —  1500,  III  —  3000,  IV  über  3000  M.). 

Es  folgen  jetzt  die  eigentlichen  Tabellen  für  Preussen 
(1872 — 78)  mit  Zusammcnifasaung  der  Zensiten  und  ihrer 
Einkommen  nach  obigem  6glicderigen  Schema.  Zur  Vergleichung 
werden  dann  im  folgenden  Abschnitt  die  sächsischen  Zahlen, 
wenigstens  von  1878,  gegeben.  Ueber  das  ~  wichtige  — 
Verhältniss  der  Zensiten  zur  Gesanimtbevölkerung  in  den 
einzelnen  Klassen  sind  keine  Angaben  vorhanden.  Daran  reiht 
sich  noch  eine  üebersicht  über  die  Entwickelung  (1872 — 78) 
von  Zahl  und  Einkommensbetrag  der  Einzeln-  und  Haus- 
haltungszensiten  der  verschiedenen  Klassen.  Dabei  bemerkt 
Soetbeer  doch  ausdrücklich ,  dass  sein  gleichmässiger  Zuschlag 
von  25  Prozent  für  jedes  Jahr  dennoch  bei  VorauBsetzung 
genauer  werdender  Einschätzung  eine  „Modifikation"  wünschens- 
wert machen  könnte. 

Aus    dem    ganzen    Zahlenmaterial    Soetbeers     über    das 
preussische  Volkseinkommen   teilen   wir,   um   das  Gesagte  zu 
verdeutlichen,  nur  folgende  Zahlen  mit: 
(Siebe  Tftbeile  Seite  33.) 

Bleiben  wir,  diese  Tabelle  überblickend,  bei  den  ganz 
allgemeinen  Eindrücken,  z.  B.  bei  dem,  dass  8 — 9  Mill.  Zen- 
siten ein  Einkommen  von  7—8000  Mill.  Mark  haben  und  dass 
davon  '*/äo  der  Zensiten  und  fast  ■  *  des  Einkommens  auf  die 
Einkommen  unter  2000  Mark  entfallen,  so  dürfte  eine  Anntlherung 
an  die  wirklichen  Thatsachen  des  Lebens  nicht  zu  leugnen 
sein.  Sobald  wir  aber  wieder  auf  das  Einzelne  eingehen, 
schwindet  jede  Sicherheit.  Die  Veränderungen  von  1872  auf 
1878  können  ebensogut  wesentlich  andere,  ja  fast  entgegen- 
gesetzte gewesen  sein.  Schon  aus  allgemeinen  Ursachen  lässt 
sich  bezweifeln,  ob  das  Einkommen  der  preussischen  Bevölkerung 
im  Jahre  1878  so  viel  grösser  gewesen  sei  als  1872, 
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A.  DOrftige  Einkommen  bia  525  Mark. 
1872  IS 1500001      39,1*      ItiStiCOOl      26,i«      1  1^  1      18,ra      | 
1878  »506423       89,m       6664600       25,m         1402        17,» 

B.  Klone  fimkommfln  aber  525  biß  8000  Mftrk. 
1872  145300001  S6,io  Il6217600|  68,««  1  3985  I  57.i>  l| 
1878  H  516  8S3|     54^       17390767      67,m         4417        54,7« 

C.  HBMge  Einkommen  aber  2000  bis  6000  Hark. 
1872  I  831 636 1  4,ii  |l  191 100'  5,<ki  |  1031  1  14^  jl 
1878     396895J       4,t*      jt43T0O0|       5,»8         1260        15,u 

D.  Gute  ankommen  über  GOOO  bis  20000  Hark. 
0^      I  146000  I       0,»      I    985  I       5^      || 


8110 
3189 


1872 

1878 


400011 
61972 


£.  Groese  Einkommen  übet  20000  bis  100000  Mark. 
7    I       0,(«      I  22 120  I       0,1»      i    2S6  I       3,»      |    37  232 
1  0,09         27  920  0,11  289  S,»  37  726 

F.  Sehr  groflae  E^nkomman  überllOOOOO  Mark. 
7     I      0,001      {     1800    I      0,«»«      [      81  I       l,u      II  227  241 


0,0« 


101 


207  271 


1672  I 
1878  I 


Qenmmtes  Volkseinkommen. 
t28820u0O|       100      1  6969  1 


2641 

2680 


6240S 
56539 


790265        100      25747660 


Ein  Yereleich  mit  den  Ergebniesen  in  England  (Baxter, 
dessen  Grundlagen  von  Kaaee  als  unsicher  nacugewiesen)  ist 
nur  teilweise  möglich.  „Die  persönlichen  Selbstschätzungen 
oder  eventnellen  individuellen  Einschätzungen  beschränken 
sich  auf  die  unter  Schedula  D  begriffenen  Einkommen  von 
Handel  und  Gewerbe  u.  a.  w.,  und  kann  also  nur  bei  diesen 
sowie  bei  den  Beamten  unter  Schedula  E  die  Zahl  der  Zen- 
siten  nach  den  verschiedenen  Einkommensklassen  ermittelt 
werden."  Auch  die  Zeitdifferenz  (Baxter  bezieht  sich  auf 
1867)  tritt  erschwerend  hinzu,  so  dass  nur  die  Einkommen  von 
2000  Mark  aufwärts  verglichen  werden,    was  allerdings  (nach 

Fonchongen  (28)  TU.  1.  —  Logch.  3 
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der  Bevölkerung  reduzirtj  ein  4facbcs  Ueberwiegen  dieser  Ein- 
kommen bei  der  engliaclien  Bevölkerung  gegenüber  der  ureuasi- 
sclien  ergibt.  Uie  Einkommen  über2000Mark  machen  1878  nach 
Soetbeer  2250  Mill.  Mark  in  PreusMen,  1 2  060  Mill.  Mark  in  GroBS- 
britannien  aus;  d.  li.  die  Betrllge  verhalten  sich  zu  einander 
wie  100  :  536  absolut,-  und  wie  100  :  406  im  Verhältnis»  der 
Volktizahl.  Nun  folgt  micJi,  angeregt  durch  die  Einteilung 
Baxters  in  produktive  und  unproduktive  Klassen,  eine  inter- 
essante Erörterung  uber  urspritngliche  und  abgeleitete  Ein- 
kommen. .Soetbeer  sagt:  „Eine  erneuerte  Erwftgung  hat  unH 
aberzeugt,  dass  mit  solcher  Unterscheidung  nichts  anzufangen 
Bei."  Er  meint,  man  werde  dabei  zu  immer  weiteren  Konzes- 
sionen und  Abtrennungen  geführt  „Man  kann  darüber 
streiten,  ob  nicht  die  vom  Staate  aus  den  Steuern  gemachten 
Aufwendungen  über  das  Notwendige  hinausgehen,  aber  prin- 
zipiell mUssen  sie  mit  als  Produktionsmittel  des  Volksein- 
kommens betrachtet  werden.  Die  Besoldungen  für  notwendige 
oder  doch  zweckmässige  Dienstleistungen  jeder  Art,  wenn  sie 
auch  nicht  unmittelbar  zur  Produktion  mitwirken,  bilden  keinen 
Doppelansfltz  im  Volkseinkommen,  sondern  sind  in  frleichem 
Masse  als  selbständiges  Einkommen  berechtigt  wie  der  Erwerb 
durch  direkte  Produktion."  Ein  Abzug  erscheint  nur  bei 
Verzinsung  von  inlllndischen  Staats-  und  Kommunalanleihen 
für  unproduktive  Zwecke  aus  dem  Steuerertrage  zulitssig;  denn 
die  Rente  wird  hier  einfach  dureh  Erhöhung  des  Steuerertrages 
erzielt.  Zum  Schlüsse  erscheinen  kurz  noch  die  Schwierig- 
keiten,  welche,  nachdem  obige  Summirung  vollzogen  ist, 
übrig  bleiben,  und  deren  Wortlaut  hier  noch  stehen  mag. 
„Das  Einkommen  juristischer  Personen  sowie  dasjenige  aus 
der  privatwirtschaftlichen  Ausnutzung  von  Staatseigentum  für 
Rechnung  des  Fiskus  sind  gftnzlich  unberücksichtigt  geblieben. 
Ura  diese  Einkommen  voltstilndig  zu  veranschlagen,  dazu 
fehlt  es  an  ausreichendem  Material.  Dieselben  geliören  aber 
(abgesehen  vim  dividondenzablenden  Aktiengesellschaften)  un- 
zweifelhaft mit  zur  Gesammtheit  des  Volkseinkommens.  Dies 
ist  sofort  einleuchtend,  wenn  man  die  wirtschaftlichen  Zustände 
zweier  Länder,  wo  diese  VerhUltnisse  sehr  verschieden  sind, 
Mich  gegenüberstellt"  Ausserdem  wäre  das  Reineinkommen 
von  Kommunen,  Kirche,  Staat  u.  s.  w.  anzusetzen.  ^Nacli 
Amortisation  der  Anlagekoaten  oder  auch  nach  Wegfall  eines 
Reinertrages  in  Folge  von  Tarife rmäsaigungen  würden  die 
Eisenbahnen  ebensowenig  einen  Teil  des  Volkaeinkoniraen» 
schaffen,  wie  dies  jetzt  bei  den  Chausseen,  schiffbaren  Ge- 
wässern u.  8.  f.  der  Fall  ist,  obschon  sie  flir  Hebung  des  all- 
gemeinen Wohlstandes  von  höchstem  Werte  wären,"  „Diese 
Bemerkung  bezweckt,  ilarauf  mit  hinzuweiaen ,  wie  ausser- 
ordentlich schwierig  und  bedenklich  ea  erscheint,  das  durch 
Zusammenlegung  der  einzelnen  Privatcinkonimon    bereclinete 
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Volkseinkommen  in  Ländern  mit  weBentlich  verechiedenen 
wirtschaftlichen  Zuständen  unter  einander  zutreffend  zu  ver- 
gleichen und  darauf  ohne  gehörige  Vorbehalte  und  Erläute- 
rungen bundige  Bchlussfolgerungen  zu  begründen." 

Hiemit  ist  flir  iins  die  Soetbeer'sche  Untersuchung  zu 
Ende,  da  der  letzte  Abschnitt  nur  eine  Anwendung  des  Vor- 
hergehenden ist,  wobei  der  Verfasser  im  Interesse  des  Unter- 
nehmungsgeistes und  des  dadurch  bedingten  Kulturfort- 
schrittes fUr  die  grossen  Einkommen  eine  Lanze  bricht 
Ausser  dem  Soetbeer'schen  Versuch  existiren  noch  verscliiedene 
andere  dieser  Gattung,  z.  B.  von  Engel,  Nasse  (nach  den 
wirklichen  Einschätzungen),  8amter.  Allein  da  sie  der  Haupt- 
sache nach  auf  den  gleichen  statistischen  Grundlagen  ruhen, 
Bo  genügt  für  unseren  Zweck  Soetbeer  als  Typus. 

Bereehnnns  der  VerteilnngsverhMltDisse. 

Wir  gehen  weiter  zu  einer  neuen  Klasse,  deren  Methode 
man  als  „indirekte"  bezeichnen  könnte,  indem  hier  nicht 
direkt  VolkavermSgen  und  Volkseinkommen,  sondern  die  ver- 
schiedenen Abstufungen  de  rwirtschaft liehen  Ver- 
hältnisse einer  Untersuchung  unterworfen  werden.  Dies  kann 
auf  mehrfache  Weise  unter  Benutzung  von  verschiedenem  statisti- 
schen Material  geschehen.  Eine  hervorragende  Stelle  nimmt  hier 
die  Arbeit  von  R.  Michaelis')  ein.  Der  Inhalt  ist  weniger  durch 
den  ersten  Abschnitt  wichtig,  in  dem  die  preussiache  Klassen-  und 
klassilktrte  Einkommensteuer  sowie  die  letztere  der  grösseren 
Städte  geprüft  wird,  als  durch  die  gründlichen  Forschungen 
im  zweiten  Teil.  Hier  wird  ein  erst  in  jüngster  Zeit  durch 
die  Organisation  der  Städtestatistik  erschlossener  Weg  be- 
treten. Aus  den  in  der  Wohnungsstatistik  gegebenen  Daten 
wird  eine  Wohls tandsgliederung  entworfen.  Schmoller 
betont  in  seiner  Vorrede  dazu  die  Gründlichkeit  und  Zuver- 
lässigkeit; Eheberg  sagt  in  seiner  Besprechung:  „Ich  möchte 
die  Arbeit  geradezu  begründend  und  epochemachend  für  die 
kommunale  Statistik  nennen."  Für  die  Bedeutung,  welche 
derartige  Untersuchungen  speziell  fUr  unser  Problem  haben, 
möge  Michaelis  selbst  sprechen:  Die  Untersuchungen  von 
Krug  und  Dieterici  waren  „im  wesentlichen  nur  Vergleich ungcn 

fewisser  Bevölkerungsziffern  mit  den  von  der  Nation  pro- 
uzirten  und  konsumirten  Gutem,  welche  Durchschnittszahlen 
ergaben,  die  fUr  räumliche  und  zeitliche  Vergleiclmng  der  vor- 
handenen Gütermassen  des  von  der  Gesammtarbeit  der  Nation 
geschaffenen  Reichtums  von  Wert  waren,  ja  die  unter  Vor- 
aussetzung gleicher  oder  gleichgebliebener   oder  auch  nur  be- 

')  „Die  GUederung  der  Oesellschaft  nach  dem  Wohlstand."  Staats- 
und social wiaeenscliaftliche  Forscliuneeii,  hemnsfregeben  von  Q.  Sohmoller 
Band  I  Heft  5,  I87M. 
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kannter  Verteilung  selbst  fUr  die  Vergleichung  des  an  gewissen 
Orten  oder  Zeitpunkten  vorhandenen  wirklichen  Wohletaades 
ein  gewisses  Interesse  boten,  die  aber  keinerlei  Resultate  ergeben 
können  über  das  wirkliche  Wohlergehen  der  Bevölkerung  in 
unseren  Tagen,  wo  die  stattgclundene  ausserordentliche  Ver- 
mehrung der  Qutenaassen  ganz  unbestritten,  dagegen  gerade 
der  Umstand  unbekannt  und  wissenswert  ist,  ob  diese  Venneh- 
rung nur  verhftltn issnlässig  wenigen,  oder  ob  sie  der  Ge- 
sammtheit  zu  gute  gekommen  ist.  DafUr  bedarf  es  einer  neuen 
Art  der  Wohlstandaerforachnng ,  welche,  nicht  zufrieden  mit 
den  Durchschnittsziffem ,  eindringt  in  jede  einzelne  Familie 
und  deren  wirtschaftliche  Lage  nach  bestimmten  Rennzeichen 
zu  erfahren  sucht,  und  es  ist  ein  sprechendes  Zeugniss  für 
die  Macht,  mit  der  dieses  Bedlirfniss  gei\lhlt  wird,  dass  in 
unserer  Zeit  diese  Statistik  auf  zwei  Gebieten,  bei  den  En- 
Hchätzungen  zur  Einkommensteuer  und  bei  den  allmählich  zu 
Volksbeschreibungen  sich  erweiternden  Volkszählungen,  «tun 
Durchbruch  zu  kommen  vermocht  hat ,  allerdings  mit  mög- 
lichsten Garantien  gegen  Ausschreitungen ,  wie  sie  nament- 
lich in  der  Setbsteinschätzung  und  Selbsteintragung  gegeben 
sind."  Durch  diese  Worte  stellt  Michaelis  seine  Abhandlung 
in  einen  höheren  Zusammenhang  mit  den  wichtigsten  sozial- 
politisclien  Zielen  der  Gegenwart, 

Zunächst  wird  Lassalles  demagogische  Ueber treibung  bei  der 
Darstellung  der  Einkommensverteilung  zurückgewiesen ;  teils  die 
Mangelhaftigkeit  der  von  demselben  zugrunde  gelegten  Er- 
hebungen, teils  die  Nichtabrechnung  der  ausser  der  Heimat 
sich  befindenden  über  16jährigen  Personen  hat  jene  Ver- 
zerrung des  Bildes  verursacht.  Mit  grosser  Scharfe  werden 
dann  die  beiden  Punkte  herausgehoben,  an  denen  alle  Ein- 
kommenstatistik 1855/78  leidet.  Diese  sind  die  auch  von 
Soetbeer  zugegebenen,  aber  willkürlich  korrigirten  Fehler,  ent- 
standen 

1,  durch  zunehmende  Genauigkeit  der  Einschätzungen, 

2.  durch  die  immer  veränderliche  Kaufkraft  des  Geldes, 
welche  zu  kontrolliren  eine  genaue  und  zuverlfissige  Preis- 
statistik noch  mangelt.  W&hrend  daher  Schmoller  eine  Ver- 
mehrung des  Proletariats  und  der  Grossen  auf  Kosten  des 
Mittelstandes  annimmt,  Laspeyres  das  Gegenteil,  Soetbeer, 
Böhmert  ebenso,  scheint  Michaelis  das  Urteil  in  dieser  Sache 
bei    der  schwankenden  Katur  der  Grundlagen   sehr   gewagt. 

Zuverlllasiger  sind  die  Ein  komm  ensteuerergehnisse  für 
grössere  Städte,  weil  hier  eine  gewisse  Gleichinässigkeit  ga- 
rantirt  ist  (Sachsen).  Trotzdem  ist  das  Endresultat  all  jener 
Untersuchungen  der  Steuerdata  ein  sehr  unbefriedigendes.  „Es 
ist  eine  schwierige  Aufgabe,  untersuchen  zu  wollen,  wie  die 
verschiedenen  sozialen  Klassen  sich  bezüglich  der  Wohlliaben- 


heit  zu  einauder  gruppiren ,  wozu  eine  Kombination  der  au 
eich  schon  sehr  verwickelten  Berufsstatiatik  mit  den  Er- 
bebungen, die  uns  hier  beschäftigen,  notwendig  wäre,  ein 
Unternehmen  welches  die  Ueberstchtlichkeit  und  Klarheit 
dieser  letzteren  leicht  beeintrficbtigen  könnte,  wozu  uns  übri- 
gens auch  unsere  Quellen  bislang  nicht  die  geringste  Mägtich- 
keit  gewähren." 

Von  hier  geht  Michaelis  zu  seinem  eigentlichen  G^en- 
stand,  der  Wohnungsstatistik  grösserer  Städte,  über.  Kein 
menschliches  Bedtlrfnisa  spiegelt  auf  einer  gewissen  Höhe  der 
Kultur  die  Wohlstandsverhältnisse  so  treu  wieder,  wie  das 
WohnungsbedUrfhiss.  Nicht  bloss  ist  hier  die  Geschmacks- 
differenz auf  minimale  Schwankungen  reduzirt,  auch  die 
statistische  £rfassbarkeit ,  ein  wesentliches  Moment,  ist  hier 
sehr  günstig.  S.  Neumanns  Zusammenstellungen  (1861/71) 
aber  die  Haushsltungs-  und  Wohnungsstatistik  in  Berlin  sind 
hier  in  viermaliger  Wiederholung  und  Verbesserung  bahn- 
brechend geworden.  Hieran  schlössen  sich  die  anderen  städte- 
statistischen Aufnahmen  (Knapp,  Hasse  in  Leipzig,  Nesamann 
in  Hamburg,  Körfisi  in  Pest).  Bei  Vergleiehungen  ist  natüi-- 
lich  die  Zeitverschiedenheit  in  den  Erhebungen  zu  berück- 
sichtigen ,  ausserdem  die  variablen  Faktoren,  und  weiter  ist 
nie  zu  vergessen,  dass  die  Personen  hier  nur  als  Glieder  der 
Gesammtbevölkerung ,  nicht  als  Angehörige  gewisser  Berufs- 
klassen erscheinen.  Die  Grundlage  bei  allen  derartigen  Auf- 
nahmen bildet  die  Haushaltungseinheit ,  wie  sie  in  der  Bevöl- 
kerungsstatistik erscheint.  Diese  wird  zuerst  in  Rücksicht 
auf  die  Gesindeverhältnisse  untersucht.  Die  Zahl  der  dienst- 
boten haltenden  Familien  überhaupt  wird  ermittelt  und  die  auf 
sie  (1,  2,  3  oder  mehr)  entfallenden  Dienstboten ;  dann  die  Ver- 
teilung solcher  Haushaltungen  auf  Vorder-  und  Hintergebäude, 
und  schliesslich  die  (vorderhand  noch  rein  farblose)  Zahl  der- 
jenigen Haushaltungen,  die  gar  keine  Dienstboten  halten. 
Sodann  folgen  die  Haushaltungen,  welche  Dienstboten  und 
Chambregamisten  (Spezialität  grösserer  Städte)  oder  letztere 
allein  in  sich  beiden,  und  weiter  diejenigen,  welche  „Scblaf- 
leute"  haben.  Dies  ergiebt  einmal  für  Berlin  die  nachfolgende 
Tabelle : 

Berlin  1871      Proz. 

1.  Haushaltungen  mit  mehr  als  1  Dienstboten  10130       5,t1  _ 

2.  „  mit  1  Dienstboten    .     .    .  20710     11,«/^''^ 

3.  „  mit  Chambregamisten      .     10  351       5,b] 

4.  „  mit  1  Schlafburschen .     .     18  574     10,t^26,3 

5.  „  mit  mehreren      „  .     .     17  955     10,i) 
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Die  Gliederung  dieser  77  720  Familien  haben  wir  hier 
in  ein  Schema  gebracht,  allein  sie  betragen  imr  43,6  Prozent 
der  GeBammthaushaltungsuihl.  Die  Itbrigen  56,4  Prozent, 
llber  welche  Angaben  noch  fehlen,  stehen  nach  Neumann  and 
Schwabe  durchachnittlich  auf  einer  niedrigeren  Stufe  der  Wohl- 
habenheit Michaelis  vermutet  dies  auch  von  einem  groesen 
Teil  derselben,  bleibt  aber  vorderhand  dabei  stehen  und 
sagt,  daas  zur  Aufklärung  hier  die  eigentliche  Wohnungs- 
etatistik  einzutreten  habe.  Höhenlage,  Kellerwohnungen, 
4.  Stock  geben  wohl  hier  in  den  meisten  Fällen  Symptome 
ab,  sind  aber  zur  Zeichnung  eines  klaren  Bildes  nicht  hin- 
reichend. Anders  verhfllt  es  sieh  mit  folgendem  Mittel :  Kom- 
bination der  Bevölkerung  mit  der  Zahl  der  bewohnten  (be- 
wohnbaren) Zimmer.  „Die  Untersuchungen  über  die  Räumlich- 
keit der  Wohnungen,  kombinirt  mit  deren  Dichtigkeit,  geben 
uns  über  die  wirtschaftliche  Lage  der  Bevölkerung  so  unver- 
kennbare Züge  in  so  bestimmten  Farben  an  die  Hand,  daas  wohl 
Irrtümer  in  der  Detailzelehnung ,  eine  vollständige  Verzeich- 
nung des  Bildes  aber  bei  einiger  Vorsicht  kaum  denkbar  ist" 
Diese  Kombination  ergiebt  die  Wohnungen  gruppirt  nach 
0  bis  8  und  mehr  heizbaren  Zimmern;  jede  einzelne  Gruppe 
wird  gesondert  untersucht  und  Haushaltungen,  wo  auf  1  Zimmer 
6  und  mehr,  auf  2  Zimmer  10  und  mehr  Personen  fallen,  werden 
noch  besonders  als  „übervölkert"  herausgestellt:  diese  stehen 
offenbar  noch  eine  Stufe  tiefer  als  die  anderen.  Eine  synoptische 
Tabelle  giebt  fiir  Berlin  im  Jahre  1871  das  folgende  Bild: 


Prozent 

Zahl 

Pro- 

Zahl der 

Pio- 

der  Haiu- 

der 

Zimmer 

haltUQgen 

Bewohner 

zent 

(heizbare) 

""' 

Wohnungen  ohne  belzWe 

Zimmer 

2.. 

12  545 

1,« 

0 

Uebervölkerte   Wohn,   mit 

1  oder  2  Zimmern    .     . 

12.» 

162191 

20,» 

23572 

6,. 

Nicht  übervölkerte  Wohn. 

mit  1  Zimmer .... 

40,. 

225  852 

26,1 

7227» 

»,. 

desgl.  mit        2  Zimmern 

23 

184  680 

23,. 

82200 

28,. 

,      mit        S        „ 

10,i 

89163 

11.^ 

54264 

15.. 

,      mit        4        „ 

4.« 

43755 

b.i 

33060 

9,. 

,      mit  5-7 

.%» 

.S47S2 

«,• 

53754 

15,. 

„      mit8u.mehr^ 

1,. 

22  833 

2,« 

27  324 

',» 

100 

795  251 

100 

S46  453 

100 

Zur  Erklärung  dieser  Tabelle  genUgen  die  von  Michaelis 
angefilhrtcn  zutreffenden  Worte;  „Ein  Thaler  ist  freilich  ein 
weniger  dehnbarer  Begriff  und  analoge  Berechnungen  der  Güter- 
verteilung, welche  direkt  auf  Grund  der  Geldsummen,  die  eine 
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jede  Person  ftir  ihre  Zwecke  zu  verwenden  hat,  gemacht 
wären,  würden  noch  mehr  der  Wirklichkeit  entsprechen,  aber 
solche  Berechnungen  gibt  es  nicht,  am  allerwenigsten  sind  die 
im  ersten  Teile  nach  den  Resultaten  der  Einkommensteuer 
mitgeteilten  Zahlen  geeignet,  diesem  Zwecke  irgendwie  zu 
dienen." 

Von  Berlin  geht  die  Untersuchung  über  zu  Leipzig,  wo 
sie  analog  durchgeführt  wird;  interessant  ist  das  Verhältniss 
von  Industrie  und  Handel  in  beiden  Städten: 

Handel  Industrie 

1871  Berlin     16  Prozent  der  Bevölkerung    53  (!)  Prozent 

Leipzig  30,6      „  (!)    „  „  39,6 

Dieses  Verhältniss  hat  auf  die  Wohlstandsgliederung  gewich- 
tigen fänfluss;  gerade  die  innere  Stadt  Leipzig,  die  jene  Diffe- 
renz am  ausgeprägtesten  zeigt,  weicht  auch  am  vorteilhaftesten 
von  den  berliner  Ergebnissen  ab.  Freilich  kommt  hier  Abzug 
der  Arbeiter  in  gewisse  Vorstädte  als  lokaler  Faktor  sehr  in 
Betracht  (für  die  Peripherie).  Mit  einigen  Modifikationen  (die 
wirkliche  Dichtigkeit  der  Haushaltungen  jeder  Räumlichkeits- 
klasse  ist  hier  ersichtlich,  dagegen  sind  15,9  Proz.  aller  Haus- 
haltungswohnungen als  unpraktikabel  ausser  Ansatz  gelassen) 
ergibt  sich  auch  ftU*  Leipzig  schliesslich  die  analoge  Tabelle 
wie  flir  Berlin,  nur  mit  bedeutend  günstigeren  prozentualen 
Gruppenziffem.  Ftlr  Hamburg  und  Frankfurt  a/M.  sind  die  Grund- 
lagen weniger  sicher,  auch  hier  macht  sich  das  Verhältniss  von 
Handel  und  Industrie  als  einflussreicher  Faktor  bemerkbar, 
und  es  wäre  überaus  wichtig,  die  Beziehung  der  betreffenden 
Tabellen  zu  wissen  zu  dem  folgenden  Verhältniss  jener  Städte : 

Industrie  Handel 

Berlin  53  Prozent  16  Prozent  der  Bevölkerung 

Hamburg  43,7      „  31,i      „  „  „ 

Leipzig  39,5      „  30,6      „  „  „ 

Frankfiirt  a/M.  31,9      „  34,6      »  «  » 

Aufklärung  nach  dieser  Seite  wird,  wie  wir  später  sehen 
werden,  die  nächste  Aufgabe  sein,  welche  zur  Lösung  unseres 
Problems  erfüllt  werden  muss.  Für  die  Wohlstandsgliederung 
Stuttgarts  liegen  schon  1865  statistische  Angaben*)  vor  über 
die  Dienstboten  Verhältnisse ,  welche  namentlich  im  Vergleich 
mit  Berlin  und  den  später  noch  behandelten  Städten  Königs- 
berg, Chemnitz,  Pest  die  denkbar  günstigsten  Schlüsse  er- 
lauben : 


')  Württembergiscbes  Jahrbuch  1865. 


Stuttgart  Haiuhaltoiigen 

1.  Keine  Dienstboten  liaben     .     .  7990     59,4  °:o 

2.  einen  „  „     .    .    .  3996    29,s^ 

3.  zwei  -  „     .     .     .  10151  [  40  b 

4.  drei  ,  r     ■     ■     ■      275     10,») 

5.  vier  u.  mehr  Dienstboten  haben       168| 


13  444  Haiuhaltungea 
Ueber  die  Bedeutung  wie  über  die  Schranke  seiner 
Untersuchungen  spricht  Michaelis  sich  dann  noch  in  einem 
Rückblick  und  Schiusawort  aus.  „E^t  wenn  die  wirkliche 
Dichtigkeit  des  Wohnens,  d.  h.  die  wirklich  in  Jeder  Haus- 
haltung auf  das  Zimmer  entfallende  Zahl  von  KOpfen,  etwa 
wie  in  Leipzig  damit  der  Anfang  gemacht  wurde,  den  Haupt- 
einteilungsgrund der  Haushaltungen  iUr  die  einzelnen  Unter- 
suchungen bildet,  werden  alle  Einwendungen  verstummen. 
Die  Dichtigkeit  spielt  schon  bei  unseren  jetzigen  Betrach- 
tungen unwillkürlich  die  hauptsächlichste  Kolle.  Mit  ihr  zu 
kombiniren,  d.  h.  für  jede  einzelne  Dichtigkeitsklasse  zu  unter- 
suchen, sind  alle  übrigen  Verhältnisse,  insbesondere  die  Höhen- 
lage, die  Zusammensetzung  und  ähuliches."  Ausserdem  aber 
betont  Michaelis,  dass  vor  allem  eine  genaue  Verständigung  der 
einzelnen  Bureauvorstände  über  die  Art  der  in  Anwendung  kom- 
menden technisehen  Mittel  stattzufinden  hat,  und  schliesst  mit 
seinem  Lieblingsgedanken  (den  er  schon  oben  ausgesprochen) : 
„Die(se)  Thatsache  (dass  die  Zahl  der  Reichen  verschwindend 
klein  ist)  scheint  mir  weniger  eine  ungllnstigc  Verteilung  und 
Gliederung  des  Wohbtandea,  als  vielmehr  die  trotz  aller  Er- 
rungenschaften der  Neuzeit  noch  immer  niedrige  Stufe  der 
materiellen  Kultur,  auf  der  die  Qesellachaft ,  insbesondere  die 
deutsche  Q-esellschaft  als  Ganzes  steht,  darzuthun!" 

Ebenfalls  nach  indirekter  Methode  entworfen  und  auf  die 
Erkenntniss  der  persönlichen  Güter\-crtcil«ng  gerichtet  sind  die 
„Untersuchungen*)  UberQuellen  undUmfang  des 
allgemeinen  Wohlatandea  in  Deutschland"  von 
Ph.  Geyer:  ein  weiterer  Beweis  dafllr,  wie  die  Behandlung 
unseres  Problems  in  jüngster  Zeit  nach  dem  Begriff  der  Ver- 
teilung hin  gravitiii;.  Der  Punkt,  um  den  sich  hier  alles  dreht, 
ist  der  allgemeine,  durchschnittliche  Wohlstand, 
und  Geyer  versucht  zu  zeigen,  dass  der  Massstab  fUr  den- 
selben „in  höchst  einfacher  Weise  aus  der  Statistik  und  zwar 
aus  der  Gewerbestatistik  gefunden  und  in  einer  einzigen 
statistischen  Ziffer  dargestellt  werden  kann". 


i(  ist  17,s  PtozeDt: 
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Die  eigentliche  Untersuchung  eröflFhet  er  mit  den 
Worten:  „Wenn  man  wissen  will,  ob  ein  Volk  arm  oder 
wohlhabend  ist,  muss  man  untersuchen,  wie  dieses  Volk  lebt, 
d.  h,  wie  es  sich  nährt  und  wie  es  wohnt."  Eine  allgemeine 
Konsumtionsstatistik,  welche  die  beste  aller  Lösungen  wäre, 
ist  nicht  einmal  in  den  grösseren  Städten  vorhanden.  Wir 
müssen  daher,  schliesst  Geyer,  zu  ermitteln  suchen,  was  zur 
Ernährung  produzirt  wird,  bezw.  welche  Intensivität  jene  Ge- 
werbe in  einer  gewissen  Zeit  und  an  gewissen  Orten  besitzen. 
Mängel  sind  hiebei  unvermeidlich,  aber  um  mathematische  Ge- 
nauigkeit handelt  es  sich  hiebei  auch  nicht  Von  den  Ge- 
werben kommen  daher  in  Betracht  nur  solche,  welche  Gegen- 
stände des  allgemeinsten  und  weitverbreitetsten  Konsums  pro- 
duziren  und  die  zugleich  wenig  oder  gar  nicht  für  den  Export 
arbeiten.  So  stossen  wir  auf  Bäckereien  und  Fleischereien 
in  den  verschiedenen  nicht  allzu  kleinen  Bevölkerungszentren. 
Die  totale  Verschiedenheit  der  Lebensgewohnheiten  von  Stadt 
und  Land  erkennt  Geyer  wohl;  er  sucht  aber  diesen  Uebel- 
stand  durch  Berücksichtigung  der  Zahl  viehbesitzender  Haus- 
haltungen, sowie  der  Nebengewerbe  und  Konsumtionslaunen 
der  Bevölkerungen  zu  beseitigen.  Zur  Probe  und  Erhärtung 
sollen  dann  die  Bäcker-  und  FleischerziflFem  verglichen  wer- 
den mit  der  ZiflFer  der  im  Baugewerbe  Beschäftigten.  Da  nun 
hier  die  winterliche  Gewerbezählung  (1.  Dezember  1875)  die 
Ziffer  nicht  unwesentlich  dem  Sommer  gegenüber  verschiebt, 
so  müssen  hier  vorsichtig  die  grösseren  Komplexe  zusammen- 
genommen, die  Wanderungen  berücksichtigt  werden.  Die 
Fischerei  als  ev.  Ergänzungsgewerbe  zur  Fleischerei  wird  in 
den  entsprechenden  Bezirken  so  berücksichtigt,  dass  das  arith- 
metische Mittel  zwischen  der  Ziffer,  wo  sie  ignorirt,  und  der, 
wo  sie  voll  berechnet  ist,  angesetzt  wird. 

Die  Ausführung  dieser  Gedanken  beherrscht  die  Geyersche 
Arbeit.  Die  notwendige  Folge  hievon  wäre,  dass  beide 
Ziffemgattungen  zwar  nicht  absolut,  aber  prozentual  die 
gleichen  Relationen  zeigten;  dies  ist  aber,  wie  Geyer  sogleich 
vorbeugend  erklärt,  einesteils  wegen  der  Inkongruenzen  durch 
die  Landbevölkerung,  andemteils  wegen  der  winterlichen  Ge- 
werbezählung unmöglich.  Das  Endergebniss  ist  also  anders 
und  zwar  so  zu  finden:  „Summirt  man  beide  Ziffern,  so  wiixi, 
wenn  eine  von  beiden  ungenau  ist,  diese  Ungenauigkeit  durch 
die  Summirung  vermindert  und  das  Resultat  der  Wahrheit 
näher  gebracht.  Die  Summe  der  Konsumtions-  und  der  Bau- 
ziffer bildet  daher  den  eigentlichen  Wohlstandsmesser  oder  die 
wirkliche  Wohlstandsziffer." 

In  einem  weiteren  Abschnitt  zeigt  Geyer,  wie  der  durch- 
schnittliche Wohlstand  durch  ein  gewisses  Verhältniss  von 
Landwirtschaft  und  Industrie  wesentlich  beeinflusst  werde, 
und   zwar   namentlich   in  der  Weise,    dass  eine  Hypertrophie 


der  letz tf reu  (iin  Vei-hältniss  zur  „NÄhrkrnt't"  des  Bodens) 
die  Eutwickelung  eines  dem  Hll;;eiii einen  duri.'liH(-hiiittlichen 
W'oUdtand  liöchst  gefälirlichen  Massenproletariatä  nach  sich 
ziehe.  Dies  wird  dnrch  Gegenüberstellung  der  Wohlstanda- 
ziffer  der  (absolut  betrachtet)  ärmsten  biiyrischen  Provinz,  der 
Oberpt'alz,  gegenüber  denenigen  der  absolut  reichsten  preussi- 
sehen  der  Rheinprovinz  illustrirt  Nun  wendet  sich  Geyer,  vom 
„beschreibenden  Wort"  immer  ausgiebigen  und  erspriess lieben 
Gcbraueh  machend  (Abschn.  5 — 8),  Bpoziell  dem  preussiscben 
Staate  zu  und  suebt  zu  zeigen,  daes  die  Nährkraft  des  Bodens 
weitaus  in  erster  Linie  Quelle  des  allgemeinen  durch  sehn  itt- 
lichen  Wohlstandes  ist  und  dass  alle  sonstigeu  Faktoren  an 
dieser  Stufenfolge  nur  bei  grosser  Intensität  etwas  zu  ändern 
vermögen.  Diese  Käbrkraft  ist  aber  überaus  schwierig  zu 
bemessen.  Die  Ergebnisse  der  Emteertragsstatistik  sind 
für  Geyer  durchaus  unbefriedigend;  in  Preussen  pä^e  die 
Ermittelung  der  Ernteergebnisse  in  der  Weise  zu  geschehen, 
dass  „im  Sommer  an  die  landwirtschaftlichen  Zentral-  und 
Zweigvereine  der  Monarchie,  sowie  an  einzelne  Fachleute  eine 
Anzahl  von  Formularen  verschickt  wird,  worin  im  Herbst  die 
Schätzung  einzutragen  ist.  Die  auf  diese  Weise  eingezogenen 
Nachrichten  werden  dann  im  Minis tiTiuni  für  die  landwirt- 
schaftlichen Angelegenheiten  lediglich  zusammengestellt,  da  zu 
einer  sachlichen  Kontrolle  der  Art  und  Weise,  wie  die  Vereine 
die  Zahlen  ermittelt  haben,  und  welchen  Wert  daher  diese 
Zahlen  beansjiruchen  können,  jegliche  Handhaben  fehlen." 
Unter  solchen  Umständen  bleibt  die  Zuhilfenahme  des  bei  der 
Veranlagung  der  Grundsteuer  eingeschätzten  Reinertrags  der 
Liegenschaften  noch  verbal tnissmflssig  die  beste  Grundlage. 
Die  Repartitiou  des  so  gewonnenen  (nicht  ganz  genauen)  Rein- 
ertrags vom  Boden  auf  die  Bevölkerungsziffer  der  einzelnen 
Provinzen  d.  b.  die  relative  Fruchtbarkeit  des  Bodens  oder 
die  Nährkraft  ergäbe  nun  sofort  die  Wohlstandsrei benfolge, 
wenn  nicht  noch  andere  Faktoren  dabei  ins  Spiel  kämen. 
Geyer  unterwirft  zunächst  die  3  neuen,  sodann  die  8  an- 
deren preussiscben  Provinzen  einer  Analyse :  ihre  Wohlstands- 
zitferreihenfoige  wird  jeweils  aus  gewisser  Entwickehing  von  In- 
dustrie (Textil !),  Klei nindus tri e (sehr  e indussreich),  (irosshandel, 
Sehenswürdigkeiten  u.  s,  w.  zu  erklären  gesucht  Ebenso  wirke 
extensiver  LandwirtSL-hnftsbetrieb  wie  Industrie,  d,  h.  ver- 
schlimuiernd  auf  den  allgemeinen,  durchschnittlichen  Wohl- 
stand. Doch  sind  alle  diese  Ausführungen  mehr  AusflUsse 
E?rsönlicher  Erfahrung  und  ^'ergleichung  als  ziffennässiger 
ach  weise. 

In  einem  zweiten  Teil  ersL^heinen  die  übrigen  Staaten, 
zunächst  Bayern.  Das  fast  genaue  ZusammcnfaHen  der  Wohl- 
standsziffem  mit  der  Fruchtbarkeit  des  Bodens  habe  sich  hier, 
da  Bayern  in  industrieller  Beziehung  ungefähr  gerade  auf  dem 
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Reichsdurchschnitt  stehe,  schon  zum  voraus  annehmen  lassen. 
„Genauere  statistische  Nachweise  über  die  Bodenverteilung 
und  Grössenverhältnisse  des  ländlichen  Besitztums" ,  sagt  er, 
„sind  leider  in  Bayern  so  wenig  zu  haben  wie  in  den  meisten 
übrigen  deutschen  Staaten.  Die  Volkszählung  von  1870  hätte 
diesem  Mangel  einigermassen  abhelfen  können;  denn  da  sie 
die  verschi^enen  Berufsarten  berücksichtigte,  so  hätte  man 
bei  der  Landwirtschaft  aus  dem  Zahlenverhältniss ,  welches 
zwischen  Besitzenden  und  Dienenden  besteht,  leicht  auf  die 
Grössenverhältnisse  des  Besitztums  zurückschliessen  können. 
Aber  in  dieser  sogenannten  »B^rufsstatistik<^  von  1871  herrscht, 
wie  die  Reichsstatistiker  selber  bemerken,  gerade  in  Bezug 
auf  die  dienende  und  im  Erwerb  unselbständige  Bevölkerungs- 
klasse ein  solcher  Wirrwarr,  dass  bei  den  meisten  deutschen 
Staaten  der  statistische  Nachweis  unbrauchbar  ist."  In  Sachsen 
macht  die  „BauziflFer"  die  grössten  Schwierigkeiten,  nicht 
minder  in  Wtlrttemberg ,  für  welches  dieselbe  sogar  eben  des- 
halb „zur  Darstellung  des  allgemeinen  Wohlstandes  und  zur 
fegenseitigen  Vergleichung  nicht  brauchbar  ist" !  Leider  ist 
ie  Geyer  sehe  Arbeit  gerade  von  hier  an  Fragment;  welche 
Modifikationen  Geyer  noch  gegeben  hätte,  um  die  Konsumtions- 
zifferreihenfolge : 

Neckar-     Donau-     Schwarzwald-     Jagstkreis 
105,7         103  87,6  86,8 

zu  erklären   und   wahrscheinlich   zu  machen,  lässt  sich  nicht 
angeben. 

Von  hier  gehen  wir  über  zu  einer  Untersuchung  *),  welche 
der  Gegenwart  noch  näher  steht.  Zunächst  sind  bei  P  h  i  1  i  p  p  i 
die  fundamentalen  Gesichtspunkte  hervorzuheben,  nach  welcnen 
seine  Arbeit  angelegt  ist.  Gleich  im  Eingang  stellt  er  im 
Hinblick  auf  die  Bevölkerungsvermehrung  die  EVage:  „Ist  nun 
auch  der  Volkswohlstand,  d.  h.  der  Inbegriff  der  den  Staats- 
angehörigen zur  Befriedigung  ihrer  Bedürfnisse  zur  Verfiigung 
stehenden  Güter  in  dem  gleichen  Verhältniss  gewachsen?" 
Hiezu  will  er  „Bruchstücke"  liefern  und  zwar  in  einer  Weise, 
die  er  in  einem  späteren  (1884  I)  Abschnitt  noch  näher  dar- 
legt. „Für  das  ganze  Reich  eine  solche  Schätzung  (wie  die- 
jenigen von  Rümelin,  Schall,  Soetbeer)  zu  versuchen,  scheint 
uns  augenblicklich  noch  nicht  angezeigt  Sollte  sich  auch  das 
deutsche  Volkseinkommen,  d.  h.  die  Summe  der  im  Deutschen 
Reiche  jährlich  neu  erzeugten  sachlichen  Güter  abzüglich  des 
Elementarauffvandes  für  die  Produktion  mit  den  uns  zur  Ver- 
fiigung   stehenden   Hilfsmitteln    nicht    direkt    messen    lassen, 


1)  Preussiflche  Jahrbücher  1883—1885:  Dr.  E.  Philippi,  die  Schwan- 
kungen des  Volkswohlstandes  im  Deutschen  Reich. 
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so  iat  es  docli  möglich,  in  (Iberfiichtlicher  Weise  die  Voi^nge 
darzustellen ,  welche  teils  als  Bedingungen  (kons tituir ende 
Faktoren),  teils  als  Folgeerscheinungen  (aymptoma tische  Fak- 
toren) mit  den  steigenden  oder  sinkenden  Bewegungen  in  den 
Wohlstands  Verhältnissen  der  Bevölkerung  zusammenhängen." 
Freilich  sind  die  Ursachen  der  hier  in  Frage  kommenden 
Erscheinungen  höchst  mannigfaltig  und  zusammengesetzt,  so 
dasB  man  sich  bei  jedem  Schritt  vor  übereilten  Schlüssen  und 
Folgerungen  hüten  muss.  -Dafür  bietet  aber  unsere  Methode 
den  Vorteil,  dass  wir  die  benutzten  Massst£be  wechaelweiser 
Kontrolle  unterziehen  und  aus  dem  Parallelismus  oder  der 
Divergenz  der  gefundenen  Zahlenreihen  nach  den  Regeln 
der  Wahrscheinlichkeitsrechnung  auf  ihren  symptomati- 
schen Wert  oder  Unwert  zurUckachliessen  können.  Was 
wir  bezwecken  ist  also  eine  In  geeigneten  Zwischenräumen 
wiederholte  Uebersicht  über  die  wichtigsten  mit  den  Verände- 
rungen unseres  nationalen  Wohlstandes  zusammenhängenden 
statistisch  fassbaren  Erscheinungen."  —  Wir  haben  hier  also 
das  Prinzip  der  Kombination  analoger  Faktoren- 
reihen und  Symptome,  gegründet  auf  diejenigen  stati- 
stischen Grundlagen,  welche  zu  gemeinsamen  Betrachtungen 
geeignet  sind;  wie  weittragend  dies  ist,  wird  später  erörtert 
werden.  In  der  Ausführung  Philippis  erscheint  zunächst  die 
Unterbilanz  des  Reichs  in  den  letzten  Jahren  als  Symptom 
eines  un regelmässigen  Verhältnisses  zwischen  Bedarf  und  Er- 
werb. Die  Steuerstatistik  (Preussen,  Sachsen,  Hamburg)  gibt 
wegen  der  Nichtberlicksiehtigung  der  Kaufkraft  des  Geldes 
und  der  Unmöglichkeit,  einen  Massatab  für  die  zunehmende 
Verschärfung  der  Einschätzung  anzugeben,  eben  höchstens 
auch  nur  relative  Resultate.  „Die  Unsicherheit  der  auf 
Steuer  ei  nschätzung  basirten  Beurteilung  des  Volkswohlstandes 
macht  es  wünschenswert,  auf  anderen  Gebieten  Bestätigung 
oder  Widerlegung  zu  suchen."  Von  den  Ausgaben,  die  sich 
hier  in  erster  Linie  anbieten,  sind  diejenigen  zu  beobachten, 
deren  Relation  durch  eine  regelmässige  Buchung  gemessen 
werden  kann.  Eklatant  ist  der  Aufschwung  des  Sparkassen- 
weaens  (Preussen,  Sachsen,  Bayern).  Nicht  bloss  die  Zahl  der 
vorhandenen  Sparkassenbücher,  ihr  Gesammtbotrag ,  das  Ver- 
hältnis» derselben  zur  Kopfzahl  der  Einleger  und  Bevölke- 
rung sind  hier  von  grosser  symptomatischer  Bedeutung,  son- 
dern hauptsächlich  auch  das  Verhältniss  von  jährlichen  Ein- 
lagen (Zahl  und  Betrag)  zu  den  entsprechenden  Ziffern  der 
Rückzahlung;  hicmit  ist  ein  äusserst  „feinfühliges  Baro- 
meter" gewonnen.  Hieran  reiht  sich  die  Lebensversicherungs- 
Statistik,  die  man  als  die  Sparkassen  Statistik  der  höheren 
Stunde  auffassen  könnte.  Dabei  erlauben  schon  Fortschritts- 
hemmungenim  Vergleich  mit  anderen  Symptomen  und  dem 
regulärenDurchschnitts-Fortschritt  Schlüsse.  In  dritter  Linie 
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stehen  dann  Lohn-,  Wohn-,  Verbrauchs-,  Handwerker-,  Eisen- 
bahnbenutzungsstatistik, wenigstens  als  Bruchstücke  zur  Mes- 
sung von  Fortschritt  bezw.  Rückschritt.  Philippi  untersucht 
nur  letztere.  Weiter  folgt  dann  die  Statistik  der  Konkurse, 
Rechtsverletzungen,  der  öffentlichen  Wohlthätigkeit,  Aus-  und 
Einwanderung.  Diese  sind  zum  Teil,  z.  B.  die  Konkurs- 
statistik, wegen  ihres  notorischen  zeitlichen  Nachhinkens  erst 
tertiär;  auch  verlangen  namentlich  die  Rechtsverletzungen 
(Delikte  aus  Eigennutz)  vorsichtige  Abwägung.  Bei  der 
Armenstatistik  würde  namentlich  Vergleichung  von  vorzugs- 
weisen Industrie-,  Landwirtschafts-  u.  s.  w.  -Zentren  wertvoll 
sein.  Die  Wanderungen  sind  ebenfalls  schwierig  in  ihrer 
wirklichen  Beziehung  zu  den  Wohlstandsverhältnissen  dar- 
zustellen: ausser  inländischen  Faktoren  kommt  nicht  zum 
mindesten  auch  die  jeweilige  Anziehungskraft  der  überseeischen 
Länder  in  Frage.  Im  grossen  ganzen  möchte  Philippi 
„darin  ein  Zeichen  sehen,  dass  der  wirtschaftliche  Heilungs- 
prozess  fortschreitet*),  indem  eine  wachsende  Anzahl  von  Per- 
sonen, von  richtigem  Urteil  oder  Instinkte  geleitet,  allmählich 
durch  Sparsamkeit  die  Mittel  zur  Auswanderung  zusammen- 
bringt". 

Das  Ergebniss  der  Untersuchung  ist  freilich  kein  glän- 
zendes, kann  aber  der  Natur  der  Sache  nach  auch  noch  kein 
präzises  sein:  „Wenn  wir  nun  abschliessend  unseren  Befund 
überblicken,  so  müssen  wir  zuvörderst  bekennen,  dass 
uns  derselbe  nicht  gestattet,  die  im  Eingange  gestellte  Frage 
mit  der  wünschenswerten  Genauigkeit  zu  beantworten.  Ob 
das  durchschnittliche  Einkommen  auf  den  Kopf  der  deutschen 
Bevölkerung  gestiegen  und  zwar  mehr  gestiegen  ist,  als  die 
Verminderung  der  Kaufkraft  des  Geldes  beträgt,  das  wagen 
wir  weder  zu  bejahen  noch  zu  verneinen."  Die  meisten  Mo- 
mente sprechen  dafür:  die  sächsischen  Einkommensteuer- 
ergebnisse, die  vermehrte  Sparkassenbenutzung  (seit  1877), 
die  Lebensversicherungen  (seit  1878),  die  Eisenbahnbenutzung 
(seit  1879),  die  Konkurszahl  und  die  der  Eheschliessungen 
(Preussen).  Dagegen  sprechen  die  preussischen  Einkommens- 
einschätzungen (bis  1882),  die  freiliclb  auch  vielleicht  auf  eine 
Aenderung  der  Einschätzungspraxis  zurückgeführt  werden 
könnten. 

Im  Folgenden  geht  nun  Philippi  auf  den  sachlichen  Teil 
d.  h.  die  materiellen  Data  über,  die  in  der  Reihenfolge: 
Bodenertrag  (im  weitesten  Sinne),  nationale  Arbeit,  Einflüsse 
der  Weltwirtschaftsbeziehungen  —  abgehandelt  werden ;  dann 
folgen  Ueberblicke  über  landwirtschaftliche  Produktion  und 
Fabrikate,  Bergbau  und  sonstige  Metallproduktion  und  -Ver- 
arbeitung. 


^)  Vergl.  die  ReichBtagsverhandlungen  vom  Januar  1885. 


Ueberblick  fiber  den  Wert  nnd  die  Schranken  der 
Yorbantlenen  Versneke. 

Wir  sind  um  Ende  unserer  gt>scluclitliclinn  Uiitemuclkung 
im  engeren  Sinne  angelangt  Es  wurde  in  derselben  der 
Versuch  gemacht,  die  typischen  Arbeiten  nach  ihren  Grund- 
gedanken sowohl ,  wie  nach  den  hauptsäc))lic'hstan  Mit- 
teln und  Kombinationen ,  welche  dabei  angewandt  wurden, 
systematisch  darzustellen.  Wir  bekommen  dadurch  eine  feste 
gcHcliichtliche  Grundlage  flir  die  Beurteilung  der  vorhegenden 
Dinge  und  zugleich  einen  Blick  auf  die  Richtungelinie  der 
entsprechenden  Entwickelung.  Konnten  auch  nicht  alle  Einzel- 
heiten dabei  berücksichtigt  werden,  so  dürfton  dfn-h  daraus 
neben  dem  EntwickelungKprozess  im  grossen  ganzen,  welchen 
unser  Problem  durchgemacht  hat,  aucli  noch  die  DilTorenzen 
hervorgetreten  aoin,  welche  hier  durch  die  Verschiedenheiten 
Btaatlicner  Organisationen  und  Institute  hervorgebracht  wer- 
den. Auch  wird  es  leichter  werden,  nach  voraufgegaugenem 
Ueberblick  hierüber  die  relativen  sowohl  als  die  absoluten 
Mftngel  der  einzelnen  Versuche  nachzuweisen.  Wenn  dies 
geschehen,  werden  wir  erat  mit  den  nötigen  Vorkehrungen 
an  eine  systematische  Untersuchung  herantreten  kUnnen. 

Der  zentrale  Gesichtspunkt,  um  den  es  sich  bei  der  Kritik 
der  biaherigen  Versuche,  Volksvennögen  und  Volkseinkommen 
zu  messen,  handelt,  ist  der,  dass  wir  einen  Einblick  bekommen 
wollen  nicht  nur  in  das  Volksvennögen  und  Volkseinkommen 
tlberhaupt,  als  einer  Miisse,  sondern  auch  in  ihre  Vertei- 
lung. Diese  drei  Faktoren  sind  zusammengehörig  und  erst  in 
ihrer  Dreiheit  reprÄ.sentiren  sie  das,  was  man  etwa  als  „wirt- 
schaftliche Gesammtkraft  des  Volkes"  bezeichnen  könnte. 
In  der  Annäherung  an  die  Erfassung  jener  Momente  zugleich 
wird  also  die  relative  Vollkommenheit  der  Versuche  ihren 
Massstab  finden. 

Das  Urteil  über  die  Gruppe  Krug-Dietcrici  lässt  steh  in 
kurze  Züge  zusammenfassen  und  beruht  auf  dem  von  Neu- 
mann ')  und  Michaelis  (in  seiner  Einleitung)  Gesagten.  Vor  allem 
ist  der  „approximative"  Wert  jener  Zahlen  ein  sehr  pauscli- 
hafter,  wie  die  Darstellung  zeigte.  In  vielen  und  zwar  sehr 
wichtigen  Füllen  (man  denke  nur  an  die  An  Setzung  der 
„Fabrikationssumme"}  ISsst  die  Statistik  die  Verfasser  voll- 
ständig  im  Stich. 

Doch  ist  dies  nur  ein  Fehler.  Allein  wenn  wir  die  von 
Dieterici  entworfene  synoptische  Tabelle  uns  ansehen,  so  er- 
geben sich  noch  ganz  andere  Schwierigkeiten,  Alle  jene  Scheffel, 

Unsere  Bozialen  Zu- 
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Ellen  u.  8.  w.  sind  dort  auf  einen  bestimmten  Hauptnenner 
gebracht  für  bestimmte  Zeiten  und  es  wird  von  Dieterici  der 
Versuch  gemacht,  jene  Preissummen  mit  Modifikation  nach 
dem  jeweiligen  Preis  einander  vergleichbar  zu  machen.  Allein 
wir  sehen  sofort,  wie  es  sich  mit  dieser  Sache  verhält,  wenn 
wir  etwa  einheimische  Naturprodukte,  Kolonialprodukte,  Ma- 
nufakturwaaren  in  der  Tabelle  trennen:  wir  beKommen  dann 
so  verschiedene  Preisbewegungen  der  einzelnen  Artikel,  dass 
wir  wohl  sehen :  gerade  durch  den  Versuch,  die  Preisbewegung 
auf  einen  Hauptnenner  zu  bringen ,  werden  die  offenbar  h  e  t  e  r  o- 
genen  qualitativ  verschiedenen  Preisbewegungen 
zusammengeworfen  in  eine  Preissiunme *),  die  sogar  unter  Um- 
ständen jene  ganze  Lebendigkeit  und  charakteristische  Diver- 
genz der  Güterartenpreise  verschiedener  Zeiten  in  eine  beidemal 
identische  Preis-  (Geld-)  Ziffer  auflösen  könnte.  Man  kommt 
bei  Betrachtung  obiger*),  freilich  nur  einen  Teil  der 
Gtlterquantität  im  Volke  ftir  den  Gebrauch  aufweisenden  Ta- 
belle mit  Notwendigkeit  zu  dem  Ergebniss,  hier  eine,  wenn 
auch  nicht  ziffermässig  darstellbare  Abschätzung  der  verschie- 
denen Quanta  gegen  einander  nach  dem  „Gebrauchswert"  ein- 
treten zu  lassen.  Die  Preisreduktion  von  Dieterici  bringt 
also  aus  diesem  Grund  keine  bessere  Vergleichbarkeit  der 
Daten  zustande. 

Die  gebotenen  Data  sind  alsdann  vom  Begriff  der 
Verteilung  aus  einer  Prüfung  zu  unterwerfen.  Das  Resultat 
derselben  ist:  statt  dass  der  Kopf  konsimi  an  den  einzelnen 
Gütern,  welche  hier  in  Betracht  zu  ziehen  sind,  sowie  seine 
verschiedene  Quantität  und  Qualität  (mit  Berücksichtigung 
verschiedener  Geldkauf  kraft)  der  Ausgangspunkt  der 
ganzen  Untersuchung  ist,  statt  dessen  ist  der  Gang  gerade 
der  umgekehrte;  und  ob  Krug  dabei  das  „Erworbene" 
oder  Dieterici  das  „Verbrauchte"  zuerst  addirt,  thut  zur  Be- 
antwoiinng  dieser  Sache  nichts.  Es  erscheint  so  bei  Dieterici 
gewissermassen  ein  preussischer  „moyen  homme",  d.  h.  eine 
Durchschnittsziffer,  welche  zwar  scheinbar  über  die  Ver- 
teilung der  Güter  auf  die   Personen   etwas  aussagt,    über  die 

^)  Zur   YeranschaDlichang    diene    die    Vergleichung   zweier    Mög- 
lichkeiten: 

1)  5  EUen zu  4  Thaler  =  20  Thaler 

4  Scheffel     ...         „3        „      =  12 
2  Pfund  (z.  B.  Kaffee)   V2     „     ^       =1 

33  Thaler 

2)  4  Ellen zu  3  Thaler  =  12 

5  Scheffel     .    .    .    .    „    4        „       =20 

4  Pfund  (z.  B.  Kaffee)  „  V*        „      =    1        „ 


33  Thaler 
Hier  ist  die  Endsumme  jedesmal  die  gleiche,  während  die  Objekte  wie 
die  Preise  heterogene  Bewe^ngen  durchlaufen  haben. 
*)  Vergl.  dazu  die  „UeDersicht"  auf  Seite  lö. 
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thatsftchliche  Vertoilung  aber  im  Dunkeln  Ittsat  „Was hilft 
es  mir",  sagt  Neumann  mit  Beziehung  darauf,  „dnss  ich  den 
Durch  schnitte  verbrauch  von  Baumwolle,  Zucker  oder  Kaffee 
tUr  ganz  England  oder  den  deutschen  Zollverein  kenne,  wenn 
ich  zugleich  woibs,  dass  dieser  Verbrauch  hier  wie  dort  in  den 
einzelnen  Gegenden  und  einzelnen  Schichten  der  Bevölkerung 
überaus  wechselt,  gleichwohl  aber  kein  Mittel  habe,  diesem 
Wechsel  in  seinen  einzelnen  Gestaltungen  nachzugehen')." 

Man  konnte  fast  sagen,  die  beiden  Werke  von  Krug 
und  Dieterici  seien  gar  keine  Untersuchungen  über  „Volks- 
vermögen und  Volkseinkommen".  Allein  thatsOchlich  befassen 
sie  sich  mit  den  Hauptgegenständen  dieser  Begriffe  und 
sie  stellen  eben  die  ersten  Versuche  dar.  Wenn  wir  be- 
denken, wie  sehr  die  nationalSkonomische  Wiasenschaft  jener 
Tage  gerade  über  leere  Begriffsbestimmungen  herumziüikte, 
ohne  dem  wirklichen  Leben  der  Völker,  inrem  Bedarf  und 
Verbrauch  untersuchend  näher  zu  treten,  so  mUssen  wir  diesen 
Werken  einen  hohen  Wert  zuerkennen,  wenn  auch  nur  so, 
dass  eine  eingehendere  Untersuchung  des  Volksreichtunis  in 
der  Folge  ftlr  notwendig  erachtet  wunde.  Der  Umstand  end- 
lich, dass  über  das  VolksvermOgen  nur  einzelne  Fragmente 
vorhanden  sind,  hängt  mit  der  Natur  der  tiaohe  aufs  engste 
zu&anmicn;  die  Summirung  des  Einkommens,  wenn  sie,  wie 
dort,  fast  lediglich  auf  Äddirung  des  Naturalertrages  beschränkt 
bleibt,  lässt  sich  viel  leichter  ohne  Berücksichtigung  der  Ver- 
teilung vornehmen,  als  diejenige  des  Volks  Vermögens.  — 

Im  Vergleiche  mitdieseu  ersten  beiden  preussischen  Versuchen 
zeigt  die  folgende  wUrttembergische  Gruppe  manchen 
bedeutungsvollen  Vorzug,  Auch  die  Darstellung  des  Volks- 
vermögens ist  hier  versucht,  der  Ansatz  der  Preise  erhält  bei 
der  Kleinheit  des  Gebietes  und  der  geradezu  grossartigen 
Landeakenntniss  der  Verfasser  einen  viel  höheren  Wert;  Grund- 
lage und  Siehe rheitsmass  der  Schätzungen  lassen  sich  fast 
bei  jeder  einzelnen  Berechnung  kontroUiren.  Ftlr  Schmidlin 
lag  noch  keine  genaue  Landesvermessung  vor,  das  Kataster 
war  veraltet,  die  Bevölkerungsstatistik  unentwickelt.  Knt 
Rtimelin  imd  Schall  hatten  bessere  Grundlagen.  Betrachten 
wir  nun  einmal  die  gewonnenen  Ziffern,  so  wie  sie  in  den  drei 
Versuchen  geboten  werden,  an  sich,  ohne  Reflexion  über  ihren 
inneren  Wert,  ob  sich  nicht  daraus  f\lr  uns  schon  einige  Fol- 
gerungen ergeben: 

Einwobner-       Volksvennögen         Volksönkommen 
^-  zahl  in  Mill.  Mark  in  UilL  Hark 

Dez.     1840    1 682  338  2734  236 

1861     1720  708  4646  473 

1883    1971118  9006  702 

■)  HUdebnuda  Jiüirbttoher  XVUl  S.  283. 
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II.     Das  Gleiche  prozentual: 
Einwohner  Yolksvermögen  Volkseinkommen 
1840       100  100  100 

1861       102.28  169,9  200,4 

1888       117,17  328,7  297,45 

III.  Das  Gleiche  mit  Reduktion  auf  den  Geldwert  von  1840*)  : 

100  100  100 

102,28  129,9  143,1 

117,17  223,4  202,15 

IV.  Relation  mit  Berücksichtigung  der  Bevölkerungszunahme 

und  der  Aenderung  des  Geldwertes: 

100  100  100 

100  127  189,9 

100  190,66  172,5 

V.  Prozentuale  Zunahme: 
Volksvennögen  Volkseinkommen 

a)  1840—1861      100 :  127     ...     .    100  :  139,e 

b)  1861—1883     100 :  150,i  ....    100  :  124,i 

Vor  allem  liegt  in  diesen  Ziffern  das  Gleiche  vor,  was 
wir  bei  der  ersten  Gruppe  gefunden  haben:  die  prozentuale 
Fortschrittstabelle  (dort  der  durchschnittlichen  Preissummen- 
ziffem,  hier  der  Gesammtsummenziffem)  ist  zum  Grabe  aller 
signifikanten  Einzelpreisziffem  geworden.  Schall  sucht  zwar, 
wie  wir  in  seiner  Darstellung  sahen,  diesem  Uebelstande  we- 
nigstens einigermassen  dadurch  abzuhelfen,  dass  er  das  pro- 
zentuale Anwachsen  auch  einzelner  Einkommenskategorien  ge- 
sondert angiebt     Allein   so  richtig  dies  war,  es  genügt  nicht. 

Welches  der  im  Vorstehenden  unter  I — V  angegebenen 
Schemata  sollen  wir  nun  der  Betrachtung  über  die  würt- 
tembergischen Volksvermögens-  und  -Einkommensverhältnisse 
zu  Grunde  legen  ?  Doch  wohl  am  zweckmässigsten  das  letzte 
bezw.  vorletzte.  Wir  bemerken  hier  aber  sofort  das  Lückenhafte. 
Zu  konstatiren  ist  allerdings  ein  bedeutendes  prozentuales  An- 
wachsen des  Volksvermögens  in  den  beiden  Zeiträumen; 
dagegen  weist  das  Volkseinkommen  in  V  flir  die  zweite  Periode 
von  1861 — 1883  eine  erhebliche  (prozentuale)  Wachstums- 
abnahme auf.  Gerade  das  Interessanteste  nun  fehlt  uns: 
der  Einblick  in  den  Entwicklungsgang  der  beiden  Ziffern.  Wir 
haben  schon  oben*),  bei  Erörterung  der  Begriffe  eine  Art 
Zinseszinsenformel  angegeben,  die  auch  hier  zu  Grunde  gelegt 
werden  müsste.  Der  Einblick  in  den  Prozess  dieser  Zinses- 
zinsenformel von  Volksvermögen  und  -Einkommen  erst  gäbe  uns 

1)  Rümelin  8.  662  Anm.;  Schall  S.  904. 

2)  Seite  5  unten. 

Forechnngen  (28)  VH.  1.   —  Losch.  4 
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eiue  Vorstellung  vou  dum  wirklichen  Forbtcliritti!  beider,  und  was 
daa  WichtigHto  ist,  von  dem  VerbttltnisBc  beider  in  einem  be- 
stimmten Zeitpunkte.  Dies  wUrde  freilich  allenfalls  nur  den 
Vorwurf  rcsp.  den  Mangel  ergeben,  dass  juni;  filr  drei  Zeitpunkte 
vorliegenden  Ermittlungen  nicht  in  kürzeren  Zeiti'ttttmen,  womüg- 
licb  alljährlich,  wiederholt  seien.  Allein  sind  wirklich  jene  Zif- 
fern —  auch  vorausgesetzt,  dass  sie  auf  Addirung  gleichartiger 
Wertangaben  beruhen  —  die  wirklichen  Ziffern  filr  Volksver- 
mBgen  und  -Kinkommen  ?  Musg  liier  nicht ,  um  ein  Beispiel  anzu- 
führen ,  die  Nichtberechnung  des  Strassen netzea ,  zu  di-sscn  Bau 
doch  vom  Volkseinkommen  ein  gewisses  Quantum  verwendet 
wurde,  das  eben  dadurch  Ins  Volksvennögen  Ilbei^ng,  eine 
kleine  Ötöning  verursachen  in  jener  obigen  Zinsesformel? 
Doch  das  Nichterfassen  jenew  Verhältnisses  ist  kein  Vorwurf, 
den  man  hier  einem  einzelnen  Versuche  machen  könnte: 
dieses  Problem  ist  noch  nirgends  gelöst. 

Das  Wichtigste,  was  wir  vermissen,  ist  ein  Einblick  in  die 
Verteilung,  in  die  personale  Verl  cilung  jenes  Volks- 
vermögcns  und  Volkseinkommens.  Hiemit  kommen  wir 
zu  der  Schranke  jener  Versuche.  Dass  die  blosse  Ertraga- 
aummirung,  und  wäre  sie  auch  die  genaueste,  nach  den  jetzigen 
Ansprüchen  an  die  Versuche  zu  statistischer  Ermittelung  des 
Inhaltes  unserer  Begriffe  nicht  mehr  ausreicht,  das  zeigt  der 
letzte  Versuch  dieser  Gattung,  der  Schall'sche  selbst.  Ist  nicht 
die  Hereinnähme  der  persönlichen  Dienste  sowie  die  Berech- 
nung eines  Teiles  vom  Einkommen  der  Gewerbe  durch  Multi- 
plikation der  Zahl  von  Vertretern  der  einzelnen  Berufsarten  mit 
angenommenen  Durchschnittslöhnen  und  -Besoldungen  bei 
späterer  Betrachtung  ein  Widerspnich  mit  der  ganzen  ein- 
geschlagenen Methode?  Schall  wird  dies  nicht  leugnen 
können.  Aber  machen  wir  den  Rückschluss  von  hier  aus, 
ao  gelangen  wir  zur  eigentlichen  Quelle  dieses  Fehlers,  zur 
württembergischen  Ertragsbesteuerung,  die  sich  allmählich  mehr 
und  mehr  nach  personaler  Erfassung  hin  zu  entwickeln  gezwungen 
sieht.  DiedreiMängel  also:  Ungleichartigkeit')  der  zusammen- 
gesetzten Faktoren ,  Unmöglichkeit  der  Einsieht  in  die  thatsttcb- 
liebe  Beziehung  der  beiden  Summen  (Volksvennögen  und  Volks- 
einkommen) ohne  Wahl  kürzerer  Zeitperioden,  gänzliches  Fehlen 
des  hochwichtigen  Faktors  der  personalen  Verteilung  führen  una 
zu  dem  Ergebniss,  dass  der  SchaH'sche  Versuch  —  unbeschadet 
seines  geschichtlichen  Wertes  —  nicht,  wie  einige  Zeitungen 
meinten,  die  erste  und  beste  Lösung  des  fraglichen  Problems  ist, 
sondern  die  zwar  genaueste,  aber  vielleicht  eine  der  letzten  Er- 
örterungen desselben  auf  Grund  lediglich  der  Er- 
tragsberechnung, d.  h.  der  objektiven  Methode.  Diej» 
scheint  uns  auch   om   Satz  von   Schall   selbst   zu    bestütigen, 

')  Man  denke  an  die  veiBchiedene  Entsteliimg  der  .Preise'-. 
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wenn  er  sagt:  „Ueberhaupt  bemisst  sich  nach  unserer  Ansicht 
die  wirtschaftliche  Autarkie  einer  Person  (!)  nach  ihrem 
Vermögen  im  Ganzen  und  nach  der  Gesammtsumme  aller 
Güter,  welche  sie  damit  selbst  erzeugen  oder  von  Anderen 
erwerben  kann^  keineswegs  bloss  nach  dem  etwa  darunter 
begriffenen  Grundbesitz  und  den  selbstgewonnenen  Erträg- 
nissen daraus."  Jene  „Autarkieen"  der  einzelnen  Personen 
bezw.  Personengruppen  in  der  Bevölkerung  gilt  es  darzustellen ! 

Für  die  Besprechung  des  Resultats  von  So  et  beer  mag 
vorangestellt  werden,  was  er  den  allzuharten  Kritikern  der- 
artiger Versuche  ans  Herz  legt:  „Man  muss  allerdings  ein- 
räumen, dass  viele  bisherige  Versuche  auf  dem  Gebiete  der 
Einkommenstatistik  ihre  Aufgabe  gar  zu  leicht  genommen 
haben,  und  bei  ihrer  bald  erkennbaren  Oberflächlichkeit  nicht 
geeignet  gewesen  sind,  Vertrauen  zu  erwecken  und  zu  Schluss- 
folgerungen aufzufordern.  Allein  deshalb  sollten  doch  nicht 
auch  die  unter  genügender  Darlegung  ihrer  positiven  Elemente 
und  der  angewandten  Methode  mit  Sorgfalt  ausgearbeiteten 
vergleichenden  Zusammenstellungen  über  das  Volkseinkommen 
ohne  weitere  Prüfung  in  Bausch  und  Bogen  verurteilt  werden, 
zumal  in  neuester  Zeit  manche  hiefür  zu  verwertende  amtliche» 
Veröffentlichungen  einen  wesentlichen  Fortschritt  aufweisen 
und  früheren  Irrtümern  vorbeugen."  Die  rein  sachlichen 
Ausstellungen  hat  neben  den  Grundlagen  am  schärfsten  heraus- 
gehoben E.V.  Heyking*).  Die  Annahme  eines  durchschnitt- 
lichen Einkommens  der  untersten  Klassen  von  400  M.  (bezw. 
500  und  350)  findet  er  teils  in  Rücksicht  auf  die  lohn- 
statistischen Erhebungen,  teils  im  Hinblick  auf  die  doch  einen 
hohen  Grad  von  Genauigkeit  aufweisenden  westlichen  Ein- 
schätzungen zu  hoch.  Die  Zuschläge  von  25  Prozent  er- 
scheinen ihm  nicht  hinlänglich  motivirt,  vollends  dann  relativ  die 
nur  10  Prozent  bei  Einkommen  über  100000  M.;  Nasse  be- 
hauptet geradezu  das  Q^enteil,  ebenso  Wagner*):  „In  Folge 
fehlenden  Deklarationszwanges  [Preussen]  werden  die  Ein- 
koramen der  wohlhabenden  Klassen  nicht  richtig  nach  den 
gesetzlichen  Sätzen  getroffen.  Die  von  Soetbeer  und  Anderen 
aufgestellten  Statistiken  des  preussischen  Volkseinkommens 
und  seiner  Verteilung  sfnd  deswegen  auch  nicht  brauchbar, 
um  einen  richtigen  Einblick  in  die  Höhe,  Anzahl  und  Ver- 
teilung gerade  der  grösseren  Einzeleinkonmnen  zu  gewähren." 
Die  formale  Abgrenzung  der  Ergebnisse  zu  übersichtlicher  Grup- 
pirung  findet  v.  Heyking  (Engel)  bei  1200  M.  viel  mehr  der 
thatsächlichen  sozialen  Gruppengrenze  entsprechend.  Am  schärf- 


1)  Tflbinger  Zeitschrift  188()   S.  164  f.    Vgl.  auch  die  Ausftihrangeu 
ilippis  oben  S.  44. 

')  UnanzwissenBchaft  II  S.  612  Atiin. 
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Hlen  aber  zieht  v,  Heyking,  im  wesentlichen  vom  Wagner'aclien, 
hier  mit  Rodbertus  sieh  berührenden  StaatsgedRiiken  (Organi- 
sation des  Bevölkerungsganzen)  ausgehend,  gegen  gewisfle 
Qrundvoraufisetzungen  zu  Felde,  welche  jene  Arbeit  zeigt.  Bei 
der  prinzipiellen  Wieb tigkeit  dieses  kritischen  Ausgangspunktes 
mögen  v.  Heykings  Worte  hier  stehen:  „Alle  bisherigen  der- 
artigen Schätzungen  wurden,  wie  es  auch  in  der  Hoetbeer'achen 
Abhandlung  geschieht,  duich  das  Mittel  der  Addition  einzelner 
Bruchteile  des  Nationaleinkommens  zu  Stande  gebracht,  indem 
nach  möglichst  genauer  Feststellung  des  Privateinkommens 
Jedes  einzelnen  Staatsangehörigen  die  Summe  dieser  Etnzeln- 
einkommen  gezogen  und  als  Nationaleinkommen  angegeben 
wurde.  Es  wurde  demnach  von  der  Fiktion  ausgegangen,  dass 
die  Summe  der  Privateinkommen  mit  dem  Natiunaleinkommen 
in  jedem  Volke  oder  Staate  gleichbedeutend  sei.  Dennoch  ist 
es  einleuchtend,  dass  die  Summe  der  Privateinkommen  inner- 
halb einen  Volkes  höchstens  llber  die  Menge  der  jährlich  von 
einzelnen  Staatsangehörigen  emp&ngenen  und  in  Geld  ab- 
schätzbaren Einnahmen  nach  Abzug  gewisser  Froduktions- 
koaten  ihrer  resp.  Einzelwirtschaften  Auskunft  zu  geben  vermag, 
uns  aber  über  die  Summe  derjenigen  Gilter,  die  innerhalb 
einer  Volkswirtschaft  jfthrlieh  neu  produzirt  werden,  um  später 
nach  einem  von  den  Gesetzen  und  sozialen  Einrichtungen  be- 
stimmten Modus  unter  die  einzelnen  Angfliörigen  des  Volkes 
zur  Verteilung  zu  gelangen,  niemals  etwas  zu  sagen  vermag." 
Weiter  ftlhrt  v.  Heyking  im  Anschluss  an  Baxter  aus,  daes 
manche  Beträge  (Herr  und  Diener)  doppelt,  manches  andere, 
für  den  Wohlstand  einschneidend  Wichtige  gar  nicht  zur  Be- 
rechnung eingestellt  werde.  Zur  letzteren  Gattung  gehören 
juristische  Personen  (diese  in  Sachsen  abgetrennt),  dann  vor 
allem  die  Staats-  und  Gemcindeanstalten ,  namentlich  erstere, 
z.B.  die  Eisenbahnen.  Der  Staat  selbst  als  Produktiv- 
faktor wird  hier  ignorirt,  und  nur  eine  rein  privat- 
wirtschaftliche  Anschauungsweise  kann  in  jenen  Ziffern 
(Soetbeers)  das  tatsächliche  Volkseinkommen  erblicken. 

Schliesslich  spricht  v.  Heyking  seine  eigene  Anschauung 
von  der  Behandlung  des  Gegenstandes  aus  in  den  Worten : 
„Wir  werden  nur  diejenige  Schätzung  eines  Nationale! nkommona 
für  eine  zutreffende  und  der  Wirklichkeit  entsprechende  halten 
dtirfen,  die  von  der  Schätzung  der  innerhalb  einer  Volkswirt- 
schaft jährlich  produzirten,  nach  Qualität  (Sorte)  und  Quan- 
tität genau  bestimmten  Gütermengen  ausgebt  und  erst  nach 
Feststellung  dieser  Erträge  der  verschiedenen  Produkiiona- 
zweige  eines  Volkes  zur  zweiten  Frage:  der  Verteilung  dieser 
Güter,  insoweit  sie  stattfindet  und  nach  welchem  Massstabe 
sie  stattfindet,  übergeht."  Hinzuzufllgen  sind  noch  zwei  wei- 
tere Momente.  Das  „Volksvermögcn"  ist  in  allen  Einkommen- 
steuen'ersucben  nicht  berücksichtigt,    nur    insofern,    als    eine 
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Gliederung  nach  Quellen  hier  Rückschlüsse  gestattet  Aber 
eben  in  diesem  weiteren  Fehlen  jeglicher  Einsicht  in  die 
Quellen  des  Einkommens  liegt  der  Hauptnachteil  dieser  Art, 
das  Problem  zu  erfassen.  Höchstens  wäre  hier  die  für  Sachsen 
bestimmte  Einteilung  nach  4  Einkommensarten  eine  summa- 
rische Verteilung  nach  Quellen  zu  nennen,  ähnlich  wie  in  den 
objektiven  Versuchen  das  Quellenverhältniss  summarisch  in 
gewisser  Weise  zum  Ausdruck  kam.  Gerade  die  Farb- 
los i  g  ke  i  t  der  Einkommensteuerabstufungen  bezüglich  des 
Herkommens  aus  bestimmten  Quellen  ist  es,  was 
ihren  Wert  für  uns  wesentlich  herabdrückt;  durch  das  Vor- 
wiegen der  oder  jener  Quelle  in  der  oder  jener  Einkommens- 
stufe wären  jene  Listen  von  ungleich  höherer  Bedeutung. 

Was  wir  bei  Michaelis  fanden ,  ist  eine  in  hohem  Grade 
annähernde  Relation  der  tatsächlichen  Wohlstandsgliederung 
gewisser  Teile  der  Bevölkerung.  Obschon  aber  hier  nach 
eigener  Angabe  von  Michaelis  das  Verhältniss  z.  B.  von  Handel- 
und  Industriebevölkerung  in  den  einzelnen  Städten  von  aller- 
grösster  Bedeutung  ist  für  die  Art  jener  Abstufung,  so  ist  dies 
doch  im  Einzelnen  nicht  ersichtlich ;  die  Data  dazu  mangeln.  Wir 
haben  hier  also  erstens  einmal  nicht  die  Abstufung  der  ganzen 
Bevölkerung,  sondern  höchstens  ein  Zwanzigstel  derselben, 
und  zwar  nur  der  grossstädtischen  Bevölkerung ;  sodann  weder 
Fixirung  von  Vermögens-,  noch  von  Einkommensverhältnissen, 
sondern  lediglich  eine  Relation,  welche  ebenfalls,  was  die 
Einkommensauellen  der  einzelnen  Glieder  anbelangt,  farblos 
ist  und  nur  die  prozentuale  Verteilung  des  Wohlstandes ,  d.  h. 
der  Einkommens-  und  Vermögensverhältnisse  der  Einzelnen, 
allerdings  mit  grosser  Wahrscheinlichkeit  für  die  Richtigkeit 
jener  Relation,  angiebt. 

Noch  sekundärer  sind  hier  die  Ergebnisse  der  Geyer  'sehen 
Untersuchung.  Seine  „Wohlstandsziffer"  sagt  über  die  Höhe 
von  Volksvermögen  und  -Einkommen  lediglich  Nichts  aus; 
ebenso  zeigt  sie  die  Art  des  allgemeinen  durchschnittlichen 
Wohlstandes  nur  typisch  in  einer  Ziffer  an.  Diese  Ziffer  setzt 
sich  aus  einer  Anzahl  primärer  Ziffern  zusammen,  deren  Rich- 
tigkeit des  öfteren  mehr  als  zweifelhaft  ist;  das  relative  Verhält- 
niss der  einzelnen  Provinzialziffem  steht  in  keinem  nachweis- 
baren Zusammenhange.  Eines  dieser  Verhältnisse  beispiels- 
weise von  150,  160,  lässt  nicht  mehr  als  den  Schluss  zu,  als  dass 
die  Provinz  mit  160  den  ersten,  und  die  mit  150  den  zweiten 
Platz  einnimmt;  die  Rektifizirung  der  Ziffern  bei  Neben- 
gewerbe (Landwirtschaft  z.  B.)  ist  anders  als  in  will- 
kürlicher Weise  unausführbar.  Eines  aber  hat  uns  Geyer 
gelehrt:  die  grossartige  Einwirkung  gerade  der  Quellen 
des  Wohlstandes  und  der  Art  des  Einkommens  und  des 
Vermögens  nicht  nur  auf  Höhe,  sondern  auch  auf  Verteilung. 


54  VII.  1. 

K.  Philipp!  schliesslich  verzichtet  ganz  auf  einheitliche, 
direkt  ziffcimllBsi^e  Darstellung  von  Volksvcnnögen ,  Volks- 
einkommen und  Verteilung.  Dagegen  tritt  an  deren  Stelle 
die  Kombination  einer  Reihe  von  einzelnen  Faktoren,  in  denen 
sich  ziffermäasig  der  Steigerungs-  bezw.  Minderungsprozeas  in 
den  wirtschaftlichen  Mitteln  eines  Volkes  am  deutlichsten  aus- 
prägen muss.  Die  zeitliche  Verschiedenheit  ihrer  Intensität 
filhrt  zu  Schlüssen,  die  aber  vorsichtig  abgewogen  werden 
müssen:  sie  kongruiren  vor  allem  nicht  immer  zeitlich,  so- 
dann hängen  sie  von  verttchiedenen  Prämissen  ab  und  ihre 
prozentualen  Zu- resp,  Abnahmen  sind  von  ungleicher  dynamiscb- 
symptomatiacher  Kraft  Beispielsweise  kann  eine  Zunahme 
um  1  Prozent  einer  Zunahme  von  2,  3  etc.  Prozent  bei  einem 
anderen  Faktor  entsprechen  etc. :  kurz  jene  Faktoren ,  teils 
konstitutive,  teils  rein  symptomatische,  können  auf  keinen  ge- 
meinsamen Ausdruck  gebracht  werden ;  sie  können  nur  durch 
Vergleichung  der  jeweiligen  Verhältnisse,  denen  sie  entnommen 
sind,  rein  intuitiv,  d.  h.  durch  Schätzung  des  mit  den  Verhält- 
nissen vertrauten  und  sie  abwägenden  Subjekts,  durch  eine 
in  längerer  Beobachtung  aufgedeckte  Analogie  unter  einander 
zu  relativen  .Schlüssen  verwendet  werden. 

Fassen  wir  den  Eindruck  zusammen,  den  uns  dieser 
historisch-kritische  Ueberblick  gemacht  hat,  so  sind  wir 
beinahe  versucht  an  das  Urteil  von  Einminghaus')  zu  erinnern, 
welcher  sich  gelegentlich  in  seiner  schweizerischen  Volkswirt- 
schaft auch  über  diese  Dinge  ausspricht  „Vergeblich  wird 
man",  so  heisst  es  dort,  „in  diesem  Teile  unserer*)  Darstel- 
lung eine  unmittelbare  Schätzung  des  schweizerischen  Volks- 
vermögens suchen.  Wir  stellen  nicht  in  Abrede,  dass  solche 
Schätzungen  ihre,  wenn  auch  sehr  einseitige  Bedeutung  haben; 
aber  ganz  abgesehen  von  ihrer  grossen  Unzuverlässigkeit  tragen 
sie  doch  gar  nichts  zur  Beurteilung  des  Volkswohlstandes  bei, 
denn  bei  dieser  Beurteilung  kommen  die  Güter  nicht  ihrem 
Preise,  sondern  ihrem  Werte  nach  in  Betracht  und  es  kommt 
hier  viel  weniger  auf  die  Massen  als  auf  die  Verteilung  der 
Güter  an;  endlich  kann  man  aus  einer  solchen  Schätzung 
keine  Schlüsse  ziehen  auf  das  Vorhandensein  der  Grundbedin- 
gungen des  Volkswohlstandes,  nämlich  das  Vorhandensein 
nachhaltiger  materieller  Mittel  und  einer  harmonischen  Ent- 
iviekelung  der  allgemeinen  Volksbildung."  Auch  der  Wert  der 
DurchschnittszifFem,  deren  problematische  Natur  wir  seibat 
kennen  gelernt,  wird  von  Emmingliaus  gerade  bei  diesen  DingeD 
sehr  emphatisch   angegriffen    (mit  Bezug   auf  eine  Schätzunff 
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Franscinis) :  ...  „gesetzt  nun,  diese  Zusammenstellung  wäre 
zu  vervollständigen  gewesen,  und  es  hätte  sich  daraus  ein 
Durchschnittsbetreffhiss  von  6—8000  Fres.  Vermögen  auf  die 
schweizerische  Haushaltung  ergeben,  was  wäre  damit  gewonnen? 
Würde  man  aus  einer  Gegenüberstellung  dieser  Zahl  und  einer 
ftlr  ein  anderes  Volk  berechneten,  von  beispielsweise  5000  Frcs., 
schliessen  können,  dass  das  schweizerische  Volk  sich  höheren 
Wohlstandes  zu  erfreuen  hat,  als  ein  anderes?  Oder  würden 
diese  2^hlen  auch  nur  einen  Beitrag  liefern  zur  Begründung 
eines  solchen  Schlusses?^  Emminghaus  verzichtet  also  auf 
jenen  Weg  der  Ermittlung  irgend  eines  Quotienten  und  wählt 
den  zwar  beschwerlicheren,  aber  wie  er  hofft,  sachlich  viel 
befriedigenderen  Weg  der  eingehenden  Beschreibung. 
Seine  Disposition  mag  zur  Illustration  des  Ganzen  angeführt 
werden. 

I.  Das  materielle  Leben. 

1)  Die  Wohnungsverhältnisse  (werden  sehr  genau  ange- 
geben, ohne  übrigens  direkte  Wohlstandsschlüsse  zu 
gestatten:  Haushaltungen:  Wohnhäuser,  Haushaltun- 
gen: Zimmer,  Wohnhäuser:  Zimmer). 

2)  Kleidung. 

3)  Nahrung  und  Wirtschaftswesen. 

4)  Materielles  Leben  im  Verhältniss  zur  Bevölkerungs- 
bewegung. 

n.  Sorge  für  die  Zukunft  und  Vorkehr  gegen  Vermögens- 
verlust. 

1)  Sparkassen:    Sparkassen    1 

£mlagsumme>:  Einwohnerzahl. 
Sparerzahl     | 
Einlagsumme:  Sparerzahl. 

2)  Versicherungswesen. 

III.  Aufwendungen  zu  Zwecken  des  Staats-  und  Gemeinde- 
lebens. 

2)  a^einde-h^-^hältnisse. 

3)  Armenwesen. 

IV.  Aufwände  für  Volksbildung. 

Eine  solche  Beschreibung,  mit  den  heutigen  Mitteln  aus- 
geführt, würde  zwar  keinen  präzisen  Ziffemachweis  unserer 
gesuchten  Faktoren  geben,  aber  doch  immer  einen  einheit- 
lichen Gesammteindruck  von  dem  thatsächlichen  Zustande  dieser 
Dinge. 

Diese  Art  der  Behandlung  unseres  Gegenstandes  sieht 
nun  aber  einer  gänzlichen  Verzichtleistung  verzweifelt  ähnlich ; 
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deshalb  erscheint  ea  uutwendig,  zuvor  eine  noclimalige  Baod- 
schau  anzutreten  and  sii  sehen,  ob  nicht  vielleicht  in  den 
letzten  Jahren  die  Erörterung  unserer  Fraffe  in  der  Praxis 
oder  Theorie  ein  oder  einige  Mittel  gefunden  hat ,  um  die  Sache 
in  einer  anderen,  vielleicht  doch  „exakteren"  Weise  in  Angriff 
zu  nehmen. 

Wir  haben  zum  Eingang  bei  Geyer  die  wichtigen  Worte 
wohl  gelesen,  aber  keineswegs  verwirklicht  gefunden :  „Ebenso 
wichtig  wie  die  richtige  Messung  des  Wohlstandes  ist  näm- 
lich die  Kenntniss  der  Quelen,  aus  denen  er  fliesst,  sowie 
die  Kenntuiss  des  Masses,  in  welchem  Jede  dieser  Quellen  an 
seinem  Entstehen  und  Wachen  Anteil  nimmt  Uierin  liegt 
entschieden  der  Schwerpunkt  des  wissetiscbafUichen  sowohl  als 
des  praktischen  Interesses.  Denn  indem  wir  diese  Punkte 
näher  untersuchen,  werden  wir  vor  allem  eine  viel  genauere 
Einsicht  in  die  sogenannte  »Gliederung',  d.  h.  in  die  Vertei- 
Ium;  des  allgemeinen  Wohlstandes  auf  die  verschiedenen  Be- 
völkerungsklassen  gewinnen  und  damit  die  ihn  begleitenden 
aozialpolitiache]!  Momente  sowie  den  ganzen  Staats-  und  volks- 
wirtschafUichen  Wert  der  Quellen,  atia  denen  er  flieset,  viel 
besser  und  genauer  beurteilen  können,  als  dies  bei  der  bis- 
her üblichen  rein  deskriptiven  Darstellungs weise  mSglich  ge- 
wesen ist." 


Unansgellhrte  VorschlHf^e  zar  Messnnj;  von  Volkseinkommen, 
Volksvermfigen  nnd  deren  Verleilunp. 

Auf  der  Tagesordnung  der  statistischen  Kongresse  stand 
die  Frage  nach  dem  Ntionaleinkommen  zum  ersten  Mate  auf 
dem  zu  Haag  im  Jahre  1869').  Der  Referent  daselbst  über 
dieses  Thema,  deBruynKopa,  betont,  dass  eine  exaktere  Me- 
thode zu  suchen  sei  an  Stelle-  der  bisher  Üblichen  Ueberschläge 
und  giebt  im  Anschluas  daran  seine  Auffassung  des  ßegriffs, 
Berechnung  des  ursprünglichen  Einkommens.  Von  den  beiden 
Methoden,  der  realen  und  personalen,  zieht  Referent  die  letz- 
tere vor,  doch  können,  da  beide  Methoden  —  richtig  durch- 
geführt —  daa  gleiche  Resultat  ergeben  müssen,  sie  gegen- 
seitig sich  zur  Kimtrole  dienen.  Bei  der  personalen  Methode 
müsste  dann  zuerst  eine  Gliederung  der  Einkommen  ilberhaapt 
aufgemacht  werden;  nur  die  Summe  der  „ursprünglichen" 
wäre  in  Ansatz  zu  bringen.  Die  Schlussproposi^'on  geht  da- 
hin, dass  der  Kongress  Entwürfe  der  einzelnen  Staaten  wOnscht 
über  die  Frage:  „Welche  Grundlagen  muas  man  annehmen, 
um  zu  einer  so  genauen  Statistik  des  Jahreseinkommens  der 
Nation   als   möglich  zu   gelangen   und   welches    ist   die  beste 

■)  IBMebiands  Jahrbücher  XVI. 
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Methode,  uni  Wiederholungen  von  Zahlen  und  andere  Unge- 
nauigkeiten  zu  vermeiden  ?"  Die  Aussprüche  anderer  Fachmänner 
zeigen,  in  welchem  Zustande  sieh  dazumal  die  Erörterung  un- 
seres Problems  befand.  Legoyt  findet  die  Realmethode  ge- 
eignet zur  Berechnung  vom  Ackerbau-  und  Gewerbeertrag; 
dagegen  weist  er  auf  die  enormen  Schwierigkeiten  hin,  weichte 
bei  der  mangelhaften  Organisation  hier  erwachsen.  Maöstri 
und  Castiglioni  filhren  an,  dass  man  sich  in  Italien  behufs 
Berechnung  des  Nationaleinkommens  an  die  jährlichen  nach 
dem  wirklichen  (?)  Einkommen  der  Bürger  bemessenen  Ab- 
gaben halte  (auch  die  Grundsteuer  wurde  nach  dem  Reinertrag 
erhoben).  Hey  schling  berichtet,  dass  in  Belgien  1846,  185Ö, 
1066  die  Herstellung  einer  genauen  Industrie-  und  landwirt- 
schaftlichen Statistik  nach  beiden  Methoden  versucht  worden 
sei:  die  Differenz  habe  nur  5  Prozent  betragen,  doch  sei  es 
unmöglich  gewesen,  für  die  Industrie  genaue  Angaben  über 
Quantität  und  Qualität  zu  erzielen;  er  stellt  deshalb  den 
Antrag,  nach  den  Grundzügen  einer  gemeinsamen  Methode 
fliir  die  Darstellung  des  Nationaleinkommens  zu  forschen. 
D.  Baxter  verliest  eine  Arbeit  über  das  englische  National- 
einkommen nach  den  Ergebnissen  der  Einkommensteuer  (inconie 
tax) ;  wie  einschneidend  hier  aber  (auch  noch  für  spätere  Zeit) 
der  Umstand  ist,  dass  unter  100  Pfund  Sterling  keine  Steuer 
mehr  erhoben  wird,  zeigt  Soetbeer^):  „Bei  der  Berechnung 
des  englischen  Volkseinkommens  und  seiner  Verteilung  nahmen 
die  englischen  Statistiker  ohne  weiteres  an,  dass  bei  einer 
Freiheit  der  Einkommen  von  100  Pfund  Sterling  diese  Ein- 
kommen auf  ungeßlhr  den  gleichen  Betrag  wie  die  zur 
Steuer  herangezogenen  grösseren  Einkommen  zu  schätzen 
seien.  Das  fand  keinen  Widerspruch  (!);  seit  1875/76  ist  nun 
die  Befreiung  von  der  Einkommensteuer  bis  auf  150  $  aus- 
gedehnt worden."  G.  Mayr  weist  auf  den  in  Bayern  1848 
misslungenen  Versuch  hin  (als  einen  verfrühten),  eine  Ge- 
sammteinkommensteuer  zu  erheben;  F  ick  er  gesteht,  dass  in 
Oesterreich  noch  gar  nicht  die  zu  einer  Berechnung  nötigen 
Grundlagen  vorhanden  seien.  Engel  betont  den  grossen 
Unterschied  von  katastermässigem  (bald  wieder  veraltendem) 
und  wirklichem  Einkommen.  Wir  sehen  also  deutlich,  dass 
die  Frage  eigentlich  in  die  Diskussion  erst  eingeführt  wird, 
um  eine  systematische  Erörterung  zu  erfahren.  Das  Resultat 
ist  auch  demgemäss  —  wie  gewöhnlich  —  nur  ein  Vorschlag, 
ein  Gutachten  über  die  Sache:  „Man  müsste  die  Mittel  ver- 
bessern, welche  man  braucht,  um  die  Statistiken  der  Industrie, 
des  Handels,  des  Bergbaues,  der  Fischerei  ebenso  vollständig  zu 
machen,  wie  es  die  des  Ackerbaues  bereits  in  einigen  Staaten 
ist.     Man  müsste  sich  an  die  Abfassung  von  Spezialstatistiken, 

')  Jahrbücher  für  National-Oekonomie,  herausg.  von  Conrad,  V. 
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und  zwar  benondera  an  dieicnigoii  den  Gewerbes  derart  machen, 
dass  <Iie  vcnchiedenen  Demente,  auit  denen  sie  zuummen- 
gesetzt  wäre,  wie  die  gebrauchten  Rohstoffe,  das  Brennmaterial 
u.  8.  w.,  BJch  unterscheiden  lassen.  Auf  diese  Weise  würde 
man  die  Dop)ielauf nähme  in  den  verschiedenen  Statistiken 
vcnnciden,  welche  bestimmt  sind,  das  Nationaleinkommen 
festzustellen.  In  letzter  Keihc  wfire  es  wünschenswert,  die 
Methode  zur  Kenntnissnalime  der  verschiedenen  Einkünfte 
HUsKndig  zu  machen,  welche  gegenwärtig  in  den  Ländern,  in 
welchen  es  keine  Einkommensteuer  giobt,  jeder  Nachforschung 
entgehen."  AuHwrrdem  wird  die  Bcschamtng  von  Genjeinde- 
und  !tonstig<'n  Rori)orati<inBfiimnzen  empfohlen. 

Einen  ^tcn  Einblick  in  die  Entwickbing  der  Frage  auf 
diesem  Gebiet  giebt  die  Unterauchung  von  A.  N.  Kiaer*), 
welche  1874  der  permanenten  statistischen  Kommission  zu 
Stockholm  überreicht  wurde.  Zum  Eingang  sagt  Kiaer,  das 
Problem  sei  lange  Hchon  da,  und  zwar  wegt'n  des  Bedürfnisses, 
die  Verteilung  der  Industrie  u.  k.  f.,  den  Entwicklungsgang 
eines  Landes  «owie  seine  Stellung  zu  anderen  Ltlndem  klar 
zu  erkennen. 

„Aber')  wie  die  NationalOkonomen  nicht  einig  sind  in  der 
Frage :  in  was  besteht  das  Nati onal ei ti kommen  ?,  ebenso  haben 
die  Statistiker  noch  nicht  die  Methode  bestimmt,  welche  zu 
einem  Ei^ebniuse  fUhrcn  könnte,  und  nirgends,  soviel  ich 
weiss,  hat  man  statistisclie  Nachforschungen  einzurichten  ver- 
sucht, welche  sich  direkt  die  Schätzung  des  Nadonalein- 
kommens  als  eines  Ganzen  zur  Aufgabe  gemacht  hätten.  Die 
Orgftnisationskammission  des  petcrsburger  Kongresses  hat  zwar 
die  Frage  besprochen,  aber  dann  darauf  vernichtet,  wie  besagtem 
Kongress  zu  unterbreiten,  in  der  Erkeuntniss,  dass  man  zu 
keinem  Ergebnisse  gelangen  würde.  Zuletzt  wurde  die  Frage 
in  den  wiener  Sitzungen  der  permanenten  Kommission  dps 
internationalen  Kongresses  besprochen.  Auch  da  erklärten 
die  Gewährsmänner  der  Statistik,  dass  die  Lösung  der  Frage 
ihres  Erachtens  unmöglich  sei,  wenigstens  jetzt,  und  nur  zwei 
Statistiker  wollton  nicht  daran  verzweifem.  Dies  sind  die 
wenig  günstigen  Ausaiciiten,  untiT  denen  wir  an  die  Be- 
trachtung unserer  Frage  gehen." 

Seine  ganze  Untersuchung  b^ilt  Kiaer  in  zwei  .Abschnitte: 
Der  erste  untersucht  (faistoriseh  mit  Zitaten)  den  Bc^ff  des 
Nationaleinkommens  und  zerßLllt  wieder  in  zwei  Abteilungen, 
welche  durch  die  zwei  in  der  Definition  hier  auseinander- 
gehenden Schulen  gebildet  werden.  Die  erste  dieser  Schulen, 
vertreten  durch  A.  Smith,  Ricanlo.  Rau  und  Nachfolger, 
definirt  das   Nationaleinkommen   als   Reineinkommen  (Summe 

')  Memoire»  n.  s.  w.  1K76  Petersbnig,   Esaai  eur  la  quratioD  d'noe 
Etatistiqae  du  revenu  national:  8.  TZ.V- (jit. 
')  Der  Text  ist  französiscb. 
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der  Einzeleinkommen)  unter  Abzug  der  Kosten  dieser  Pro- 
duktion. Die  andere  Schule,  mit  den  Vertretern  J.  B.  Say, 
Hermann,  W.  Roseher,  G.  SchmoUer,  A.  Held  und  anderen, 
definirt  es  als  „die  Summe  der  Einzelneinkommen,  jede  Art 
von  Produktion,  materielle  und  immaterielle,  einbegriffen,  sofern 
sie  beitragen  die  Summe  von  Nutzen  zu  schaffen,  welche  aus  der 
nationalen  Arbeit  erwächst".  Kiaer  schliesst  sich  an  die  letzt- 
erwähnte Schule  an,  nachdem  er  eine  Uebersicht  über  die 
verschiedenen  Definitionen  gegeben.  „Unter  »Einkommen«  ver- 
stehe ich  den  Kaufwert  des  Ertrags  der  Arbeit  und  des 
Kapitals  (Grundeigentum  einbegriffen),  und  unter  »National- 
einkommen« die  Summe  der  Einzelneinkommen."  In  der 
näheren  Darlegung  dieses  Begriffs  tritt  Kiaer  ein  für  die 
Einrechnung  der  immateriellen  Produkte  (im  Gegensatz  zu 
de  Bruyn  Kops,  der  in  seinem  haager  Referat  sie  ausschloss) 
und  kommt  zu  dem  Resultat :  „Es  muss  bemerkt  werden,  dass 
das  »Nationaleinkommen«  nicht  der  Massstab  ist  für  das 
Wohlsein  der  Nation,  weil  hiebei  die  freien  Gaben  der  Natur 
eine  grosse  Rolle  spielen;  es  ist  vielmehr  die  Messung  der 
produktiven  Energie«  der  Nation."  Freilich  sind  hier  dann 
immer  noch  verschiedene  Bestandteile  möglich,  über  deren 
Natur  und  Hergehörigkeit  man  zweifeln  kann.  Hauptsächlich 
kommen  z.  B.  öffendiche  Kapitalanlagen  in  Betracht.  Die- 
jenigen davon,  die  einen  Reinertrag  abwerfen,  müssen  auch 
gerechnet  werden,  andere  derselben,  wie  z.  B.  Museen  u.  s.  w., 
wirken  wie  die  Güter  der  Natur  durch  Erhöhung  des  Wertes 
vom  Grundeigentum.  Theoretisch  sind  hier  die  einzelnen 
Fälle  schwer  auszuscheiden  und  das  Resultat  lässt  sich  daher  nur 
so  etwa  zusammenfassen :  „In  allen  diesen  Fällen  muss  man,  glaube 
ich,  prüfen,  welches  .der  Grundcharakter  der  Einnahmen  ist: 
sie  werden  immer  dann  als  ^Einkommen«  betrachtet  werden 
müssen,  wenn  es  sich  um  die  Belohnung  eines  Dienstes 
handelt."  Nach  diesen  theoretischen  Erörterungen  giebt  nun 
Kiaer  ein  (nach  Hermann  gebildetes)  Schema  der  Personal- 
methode und  schreibt  der  Ausfüllung  desselben,  namentlich  in 
den  Staaten,  welche  die  Einkommensteuer  besitzen,  einen 
Wert  jetzt  schon  zu:  „man  könnte  schon  annähernd  das 
Nationaleinkommen  überschlagen".  Die  folgenden  Ausführungen 
sind  zur  Charakteristik  der  Auffassung  Kiaers  und  für  uns 
später  so  wichtig,  dass  wir  sie  wörtlich  herübernehmen  zu  müssen 
glauben:  „Zu  den  wesentlichsten  Daten  für  unseren  Zweck 
gehören  die  beruflichen  Bevölkerungstabellen.  Der  Beruf 
der  Einzelnen  giebt  schon  einige  Winke  über  ihr  Ein- 
kommen; wenigstens  wird  wohl  die  Möglichkeit  nicht  zu 
leugnen  sein,  annähernd  das  Durchschnittseinkommen  zu  finden 
für  Pächter,  Tischler,  Schneider,  Matrosen,  Taglöhner,  Fabrik- 
arbeiter u.  s.  w.  Die  Beträge  der  Gehalte  verschiedener 
Arbeitsarten    sind   in   den   meisten  Ländern  bekannt,  und  da. 
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w.  "Hvt  jj)<-Lt  d'-r  Fall  irt,  würd^-  d*»  Aa&iiclien  dendben 
k<^u«L  ^Pn^fu  S<.-li«-i<^rtjckHtm  be^'^en.  Ebau»  kennt  man 
'ii*  Hth-Mmi^  dfr  Qff^ndifh*^  Aemier.  Ui<:  ^rtwte  Scfavierig- 
k*it  li*i^  in  der  Berwbnung  d*«  Gewinne«  der  ^roMen  in- 
rj  ii«tri'41«u  L'uum^^inKfriuid  d>'rHindIer:ab«Tdi«i«Bei:«Huiiing 
irt.  ^auUr  ir-li.  d'fcfa  dun-hsoh  nicht  anmdidtcli.  wenn  nun 
»^mrtii':!»*^  Nswbf' irwrfinng'^n  darül^er  aiwtdiL  bötond«»  in  den 
J^ud^rnj.  w»rlclie  dl*-  Eiiik'iinm>-iirt--u<-r  hxben.  IcL  verwebe 
lii<:T  Ulli  di^  Mineiluii^cn  v<>u  Eng«!  ■  i  in  dem  BeHcbte  ühtr 
dii  Ari>^it«D  d*»  )uui^»-r  Konjerewr«.  S«ie  295  96.  Wahr 
i*t  ">>.  da»k  di«  An^ben  keiifn  absoluten  Wen  haben  werden. 
iil>«r  darf  di«  \^'iHenM.')iafi  Xsbi^ningnrene  abwei«en?  Uan 
wird  vHl«i<;Jii  oa^f-ii.  ■]«*-  diw«  BOTwhmnigen  der  Kon- 
JTkiuraUtatietik  an^eh'irrrn .  and  ich  lea^e  nicht,  das»  wir 
Uli*  hifT  auf  gf^hriich'-ni  H<fdi'n  bewegen:  aber  ich  glaube. 
dajM  nian  tnil  Hilfe  ^t  t^t^rimn^Kr  und  in  bestinunten  Zeit- 
rüuiueii  Iwou'i^dicli  jSbHichi  wied*rii'ilt<?r  Berechnnngen  all- 
ifiSUicb  »•/  weit  k'immen  würde,  die  Ifurcbacknitiaein kommen 
mit  t^inali«  etxinit'j  fn-"u>er  rWrnaui^kcit  )ie«timmen  zu  kSnnen. 
wi*;  den  Wfrrt  der  «-in-  unil  auiipeflährten  ^Vaa^en.  Es  wire 
wiiiM^Th-juiwin.  da»o  man  unt'-rechiede  zwischen  Einkommen  antf 
Kai'ital  und  nUf  Arlfrit  (Unternehmer-  und  Arbeitereinkommen) 
utia  'la*ii  man  »<>  für  jeilen  Beruf  das  DurchscfanittskapitaL 
den  Itetrag  <ler  ZitiM;n  und  anderen  Einkommen  sufniachen 
wlirde:  die»e  ttind  im  allg>-mernen  gleichml**iger  (wenigstens 
für  viele  Henifej,  während  das  Veniirtgen  in  den  einzelnen 
Füllen  »tehr  verschieden  ist  Anderereeits  könnte  man  die 
Berfichmingen  der  einzelnen  Vermögen  kontroliren  mit  Hilfe 
'finer  Geaammttxirechnung  des  Vermü^i-ns  jeder  Gesellschaft, 
wahrend  die  Anwendung  einer  gli-ichen  Kontrolle  fiir  die  Ein- 
k'imiiieii  "Kihr  schwierig  wäre." 

I'nter  den  versehiwiencn  Mi'tii'tden  der  Kuntrole  empfiehlt 
dann  Kiaer  die  von  Van  Stolk  empfohlene,  nich  an  die  Aun- 
ga)y;n  zu  lialtcn,  die  sich  der  OelTentlichkeit  weniger  entziehen. 
Er  m«':bb;  zwar  diese  Methode  nicht  an  Stelle  der  von  ihm 
vor;fe«;blagenen  direkf-n  setzen,  ,aber  ich  gebe  zu.  dass  e« 
•ift  un'l  tfesonders  wenn  es  sich  darum  handelt  das  Durch- 
i«<:hnitf»ein  kommen  von  der  oderjener  Oesellachaftuklaase  zu 
l^rntitnni'fri,  von  \\'ert  wäre,  die  lirgelinisse  der  direkten  Be- 
r'M-hriungzu  vergleichen  mit  dem  Durchnittsbudgetder  fraglichen 
Klaw^';.  Der  Koiigress  ZU  HrüHsel  hat  empfohlen,  die  Budget« 
der  arlmitenden  Klasrien  zu  entwerfen  mit  spezifizirten  Ein- 
iiahtiien  und  AuHgnl>en.  E«  leuchtet  ein,  das«  es  von  grosser 
U'iebtigkeit  wHre.  analoge  Budget»  zu  entwerfen  ftlr  die 
nnd'T'-n    Bevit Ikerungnklassen,    wie    man    es    Hclion    in    einigen 


VII.  1.  61 

Ländern  versucht  hat,  obschon  diese  schwierige  Untersuchung 
beim  gegenwärtigen  Stande  der  Dinge  kaum  durch  die  offizielle 
Statistik  in  Angriff  genommen  werden  kann,  sondern  eher 
der  freien  Untersuchung  überlassen  bleiben  dürfte." 

Weiter  untersucht  Kiaer  auch  die  Schwierigkeiten  der 
Kealmethode;  diese  bestehen  hauptsächlich  darin,  dass  die 
Produktionsarten  ins  Unendliche  variiren  (bezw.  nicht  gut 
einzuteilen  sind),  sowie  in  der  stets  drohenden  Gefahr 
der  Doppelansetzung.  Von  den  Pferden  z.  B.  gehören  die 
einen  der  Landwirtschaft,  andere  dem  Verkehre  an,  u.  s.  w. 
Nun  könnte  man  auch  eine  gewisse  Kombination  der  beiden 
Methoden  in  Anwendung  bringen  und  zwar  die :  Für  jede 
Produktionsgattung  wird  berechnet: 

„1.  der  Zins  des  angelegten  Kapitals, 

2.  der  üntemehmergewinn, 

3.  die  Gehalte  der  Beamten  und  Arbeiter,  welche  direkt 
bei  der  betreffenden  Produktion  verwendet  sind.** 

Es  wären  hiezu  immerhin  viele  statistische  Anhalts- 
punkte gegeben;  z.  B.  in  den  öffentlichen  Instituten  und 
Arbeiten  (ihrer  Buchführung),  in  den  Rechnungsablagen 
von  Eisenbahnen  u.  s.  w.  Hier  ist  nun  aber  der  ver- 
schiedene Stand  der  Statistik  in  den  einzelnen  Produk- 
tionsgebieten von  grossem  Einfluss.  Wir  finden  in  der 
That,  dass  in  den  meisten  Ländern  die  Statistik  schon 
viele  Daten  bietet  über  Akerbau,  Vieh,  Bergbau  u.  s.  w. 
Diese  quantitativen  Data  müssten  dann  auf  ihre  jeweiligen 
drei  oben  mitgeteilten  Bestandteile  (Zins,  Profit,  Lohn)  hin 
untersucht  und  nach  diesen  abgeteilt  werden.  „Es  müssten 
in  dieser  Richtung  Spezialuntersuchungen  veranstaltet  werden 
und  man  müsste  eingehende  Fragebogen  für  die  verschiedenen 
Zweige  der  Produktion  ausarbeiten,  welche  die  notwendigen 
statistischen  Elemente  ftir  eine  annähernde  Berechnung  der  Ver- 
hältnisse böten.  Die  Fragebogen  könnten  an  die  besonderen 
Vertretungen  (Handelskammern,  landwirtschaftliche  Verbände 
u.  s.  w.)  und  je  an  die  einzelnen  Interessenten  gerichtet  wer- 
den. Indem  man  diese  Untersuchungen  nach  einem  guten 
System  fortsetzen  würde,  bekäme  man  Angaben,  die  zwar 
anfangs  ein  wenig  vag  wären,  aber  von  Jahr  zu  Jahr  an  Ge- 
nauigkeit zunehmen  würden."  Nun  kommt  aber  auch  hier 
die  Schwierigkeit,  welche,  wie  wir  gesehen.  Schall  zu  teilweiser 
Benützung  der  subjektiven  Methode  gezwungen  hat.  Es  giebt 
Posten  im  Nationaleinkommen,  bei  denen  keine  quantitative  Mes- 
sung der  Produktion  ansetzen  kann ;  Kiaer  kommt  zu  demselben 
Resultate:  „Man  könnte  indessen  diese  Lücken  ergänzen  durch 
die  Personalmethode,  durch  Aufzählung  der  nicht  in  den  Ge- 
sammtberechnungen  enthaltenen  Einzeleinkommen;  aber  es 
wäre  sehr  schwierig,  die  Zahl  und  die  Berufe  dieser  Einzelnen 


■^ 


62  VIL  1. 

«nzugctien,  weil  viele  Gewerbe  einen  gemivchten  Charakter 
tragen  und  ihre  Einreihung  nicht  %-olIkonimen  sicher  ist.  Um 
diese  Schwierigkeit  zu  beseitigen  wftre  es  nOtig.  aiuser  der 
Aufzählung  der  Einkommen  aus  Ackcrltnu.  ViehBiicht,  In- 
dustrie u.  s.  w.  noch  Autzeiciinungeii  zu  haben  über  die  Zaiil 
der  Unternehmer  und  der  in  den  korreepondirenden  Pro- 
duktionszweigen verwendeten  Arbeiter  mit  der  Angabe  des 
Teiles  der  betreffenden  Einkommen,  welcher  aus  anderweitigen 
Quellen  fliesst."  Trotz  all'  dieser  Schwierigkeiten  glaubt 
Kiaer  dieser  Reahnothode  ein  aiiproxiniatives  Resultat  zu- 
schreiben zu  dürfen,  du  geradediefllrdie  Berechnung  schwierigen 
Elemente  dasselbe  relativ  nicht  so  stark  beeinflossen  können. 
Das  Ei^ebniss  der  ganzen  Betrachtung  ist  aber  doch  ein  (lir 
die  personale  Methodi;  gtlnstigeres.  „Bei  einem  Vergleich 
zwistHien  der  Personal-  und  Realmethwje  darf  man,  glaube 
ich,  nicht  zögern,  der  ersteren  den  Vorzug  zu  geben;  sie  ist 
klarer,  einfacher,  leichter  ilurchzuftUiren  und  bietet  ausserdem 
noch  vom  Stand]>unkt  der  statistischen  Ergebnisse  grOmere 
Viirteile.  Sie  verschafft  ausserdem  noch  wertvolle  Angaben 
(iber  die  Verteilung  der  Reichtümer  in  den  verschiedenen 
Ocsellsehaftsklassen.  Da  indi.-ssen  zugestanden  werden  muas, 
dass  die  Personal methodc  ihre  liesonderen  UnzutrilgUchkeiten 
hat,  so  könnte  die  ganze  Berechnung  nur  gewinnen  durch 
Anwendung  auch  der  Realmethode  als  eines  ergHnzenden  und 
kontrolirenden  Mittels."  So  kommt  Kiaer  dazu,  sein  Schluss- 
resultat in  vier  Thesen  kurz  zusammenzufassen: 

1.  Das  Nationaleinkommen  umtnsst  die  Ge^ianimthait  der 
Etnzeleinkoinmcn. 

2.  Um  das  Nationaleinkommen  zu  berechnen,  muss  die 
Zahl  der  den  verschiedenen  Berufen  angehörenden  Personen 
mit  den  diesen  Berufen  zugehörigen  Durchschnittseinkommen 
kombinirt  werden. 

3.  Es  wäre  nützlich,  womöglich  Untersuchungen  auf  Grund 
der  Reahnethode  hinzuzufügen ,  indem  die  Einkommen  jedes 
Produktionszweiges  insgesammt  aufgemacht  wlkrden. 

4.  Es  wäre  gut,  fllr  das  Einkommen  folgende  Einteilung 
Anzunehmen : 

a)  Zinsen, 

b)  Gewinne, 

c)  Löhne. 

Nachdem  wir  die  Stimmen  der  statistischen  Kongresse  und 
Kommissionen  vernommen  haben,  welche  mehr  nur  Vorschlttge 
bieten,  wenden  wir  uns  zu  der  eigentlich  wissenschaftlichen 
Behandlung  der  Sache,  um  zu  sehen,  ob  vielleicht  die  jüngsten 
Erörterungen    <le.'i    Gegenstandes    eim.-   einheidiche,    abschliea- 
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mde  Belmtidtuiig  dessolbeii  unuögliclieii,     Vwii  hier  huis  wer- 
wir   dann  wohl    aelieii    können,    ob   die  Theorie  hier  an 
I  Praxis  ZugeätfindnisHe  zu  mHchen  )iat  und  welche.     Audi 
_^         ist   es  nötig,    dss  Typische  herauszugreifen,    und  so  be- 
"schrÄiiknn  wir   uns  aul'  ilic    hiehergehOrigen   Untersuchuiij^eii 
von  Neumaun'),  Wagner  und  den  von  R.  Meyer,    Rodbertus 
und A.Wftgner  eingebrachten  Antrag.  Milder  ersteren„Un8evi' 
Kenntnis»  von  den  sozialen  Zuständen   um  uns"  be- 
titelten Arbeit   treten    uns   gleichsam   die  wunden  Punkte,  der 
ganzen  itozialwirtschaftlichen  Statistik  übersichtlich  vor  das  Auge, 
und  an  der  Arbeit  Philippis,  die  zwur  nur  einige  der  Punkte 
rttrtorte,  sehen  wir  die  FrUchte  eines  Anbaues  dieser  Ciobiete 
fOfl    ihrer     konibinirten    Betrachtung.      Der    Ausgangspunkt 
kränzen :    das   wirkliche  Wohlorgelicn    der    Be- 
S^alkerung  tritt  als  Gegenstand  der  wisseuHchaftlichen  Unter- 
suchung   klar    heraus.      In    der    Thiit    ist   die   ßanzt-    neuere 
Sozial  Statistik  von  diesem  leitenden  Gedanken  getrugen.     Ab- 
gesehen   von   ijersönlicher  Erfahrung   und   der    Lukalstatistik 
bedarf  es   dazu   noch    umfassenderer  Elemente.     Die  direkten 
Versuche,    welche    hier    über    Verbrauch    u.   s.  w.    angestellt 
wurden   (Krug,    Dieterici ) ,    werden   als    auf  Hchfttzungen  be- 
ruhend   tiachge wiesen.     Die   Kotonialwaaren   sind    zwar,    was 
da»  Quantum  ihres  Verbrauchs  betrifft,    mit  erträglieher  Ge- 
nauigkeit  zu    ermitteln,    allein  die    Geschmacksrichtung    und 
-Vei-schiedenheit  (Baumwolle  oder   Leinen,  Kaffee  oder  Bier), 
sodann  veränderliche  Bezugsbedingungen  (Zölle  n.  s.  w.)  sind 
Elenii-nte,  welche  wesentlich  vt-rschiedene  Resultate  im  Gefolge 
haben,      Sie     künnen    danach    nicht     ohne    Kenntniss     aller 
^anderen  hier  einwirkenden  Faktoren  in  Betracht  gezogen  werden 
^■■td  geben  zudem  t\ir  die  Beurteilung  der  lokalen  Wohlstand.s- 
^^Mtaltungen  keine  Anhaltspunkte.     Eiuigemtassen  zuverifissig 
^Hnd  die  Eisenbahnverkehr-   und   Hand  Werkerstatistik.     Wtch- 
^Tlger  sind  die  Wohn-  und  die  leider  bis  jetzt  (1872)  gänzlich 
vcniachlÄasigte   Lohns tatietik !    Bei    der   Wichtigkeit    nament- 
lich des  letzteren  Punktes  ist  das  Mittel  interessant,  das  hier 
Bchon    1872   angegeben    wird :    „Kein  Kreislwumi- ister .    Buu- 

Ripektor,  oder  wie  der  Lokal  bau  beanite  sonst  hetsst,  wUrd*- 
als  eine  grosse  Belustigung  empfinden,  wenn  er  etwa  jeden  2. 
ter  3.  Monat  einmal  anzeigen  mllsate ,  wieviel  bei  den  in 
inem  Inspektionsbeztrk  {resp.  in  dessen  einzelnen  Teilen) 
rnn  ihm  gi^loiteten  Gruben-,  Kanal-  oder  Strassenarbeiten 
der  gemeine  Mann  durchschnittlich  etwa  an  Akkord-  oder 
Tagelohn  verdiene  und  wie  lange  er  etwa  dafUr  täglich  arbeite. 
Und  doch  würden  solche  Nachrichten,  die  gleich  den  Preisen 
von  Zerealien,  Fleisch  u.  s.  w.  leicht  fitr  den  ganzen  Staat 
obenso  regelmässig  publizirt  wie  erhoben  weitlen  könnten,  uns 

<)  Hildebninds  Jalirbilolier  XVIH. 
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i.-m  t'ortlaiileiKles  überaus  schätzenswertes  Bild  von  den  Lohnvi 
hältnUsen   einer   sehr  grossen   Kliusüe  der  Bevölkerung,    iiu- 
besondere  der  sogenannteu   losen  Arbeiter  oder  Einlieger  auf 
dem  platten  Lande  und  in  den  Ackerbaustädten  geben.   Denn 
ilev  Lobn   dieser  Klasse   von  Arbeitern  und  joner  zu  den  gi 
dachten  Zweeken  von   den  Lokalbeamten  bescliäftigti 
im  wesentlichen     regelmässig    übereinstirameu." 

Wir  betrachten  ferner,  was  über  die  Wohnungcistatial 
in  jenem  Zusammenhange  gesagt  wird :  , Niemand  wird  zweifeln, 
dasB  eine  ausreichende  Wohnungsstatistik  auch  die  herrschenden 
Wohl  stau  dsverhältni  SS  e  im  wesentlichen  zum  Ausdruck  bringen 
wtlrde",  erhalt  durch  den  Hinweis  auf  die  6  Jahre  später  erfolgte 
partiolle  Bearbeitung  diese»  CregenstaudeB  durch  Michaelis  seiuo 
volle  BestAtigung.  Nicht  minder  wichtig  ist  das  Material  der 
Veraicherungsstatistik ,  aber  wenig  bearbeitet  Die  Woh- 
nungssteuem  sind  iiuf  dem  Lande  in  Folge  ihres  Ansatzes 
nach  dem  zugehörigen  Grund  und  Buden,  in  den  Städten 
we^en  Fluktuation  der  Preise  unsicher.  Gerade  auf  dem 
G-ebiete  der  Wohn  Verhältnisse  in  der  Bevölkerung  fehlt 
alle  Erhebungen.  Ausser  diesen  direkten  Mitteln  mtlssen  al 
auch  noch  indirekte  für  die  Beobachtung  angewandt  wei-di 
die  sich  teils  in  materiellen  Dingen,  teils  in  immateriellen  find« 
lassen,  insbesondere  auch  in  der  sogenannten  „Bewegung  der 
Bevölkerung."  Unter  erateren  ist  wertvoll  die  Statistik  der 
Lebensmittelpreise.  Die  lokalen  Schwankungen  sind  infolge 
der  80  sehr  gestiegenen  Leistungsfähigkeit  der  Verkehramittel 
Mehr  abgeschwächt,  ditgegen  sind  die  zeitlichen  noch  wichtig. 
weil  sie  die  wirtschaftliche  Widers tandsfilhigk ei t  der  Bewohner 
widerspiegeln.  Dabei  ist  auch  das  gegenseitige  Verhält- 
nis» der  Preise  in  den  einzelnen  Konsnmtionsartikeln  fUr 
Schlüsse  verwertbar.  Dann  ergäbe  die  Kombination  von 
Preis-  und  Lohnatatiatik  einen  sehr  guten  Eiubüek  besonders 
in  die  Verhältnisse  der  niederen  Klassen.  Gerade  das  letztere 
wäre  sehr  ivichtig.  Nicht  minder  interessant  ist  die  Kom- 
bination jener  Preisstatistik  mit  der  Zahl  der  Trauungen  und 
Todesfälle.  „Ein  gutes  Bild  von  der  Wohlhubenheit  und  dem 
wirtschaftlichen  Sinn  der  unteren  und  mittleren  Klassen  giebt 
sodann  eine  Statistik  der  Spar-  imd  Vorschusskassen,  Lebene- 
versicheningsanstalten  und  ähnlicher  Inatitute,  das  beste  Bild 
aber  von  dem  Zahlenverhältniss  der  höheren ,  mittleren  und 
unteren  Klassen  zu  einander  neben  einem  Einblick  in  die  Ver- 
mögens- und  Einkommens  teuer  listen  ein  Vergleich  der  die  höheren 
und  niederen  Schulen  besuchenden  Schüler,"  lieber  die  Nicht- 
vor Wertung  namentlich  der  Einkommensteuerlisten  (welche 
S.  S22  Anm.  24  einer  gründlichen  Prüfung  unterzogen  werden) 
spricht  sich  Nenmanii  in  gerechtem  Unwillen  aus:  „Es  cha- 
rakteriairt  den  StJvnd  unserer  Sozialstatiatik ,  dass  es  uns  ai 
so    leicht  erhältlichen   und    doeii   so   überaus   wichtigen  all 
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sende  Behandlung  desselben  ermöglichen.  Vun  hier  uns  wer- 
den wir  dann  wohl  sehen  können,  ob  die  Theorie  hier  an 
die  Praxis  Zugeständnisse  zu  machen  hat  und  welche.  Auch 
hier  ist  es  nötig,  das  Typische  herauszugreifen,  und  uo  be- 
schränken wir  uns  auf  die  hieh ergehörigen  Untersucliunj^cn 
von  Neumann*),  Wagner  und  den  von  R.  Meyer,  Rodbertus 
und  A. Wagner  eingebrachten  Antrag.  Mit  der  ersteren  „U  n  s  e  n^ 
Kenntnis»  von  den  sozialen  Zuständen  um  uns"  be- 
titelten Arbeit  treten  uns  gleichsam  die  wunden  Punkte  der 
ganzen  sozialwirtschaftliehen  Statistik  übersichtlich  vor  datt  Auge, 
und  an  der  Arbeit  Philippis,  die  zwar  nur  einige  der  Punkte 
erörterte,  sehen  wir  die  Frllchte  eines  Anbaues  dieser  Gebiete 
und  ihrer  kombinirten  Beti-achtung.  Der  Ausgangspunkt 
des  Ganzen:  das  wirkliche  Wohlergehen  der  Be- 
völkerung tritt  als  Gegenstand  der  wissenschaftlichen  Unter- 
suchung klar  heraus.  In  der  That  ist  die  ^anze  neuere 
Sozialstatisttk  von  diesem  leitenden  Gedanken  getragen.  Ab- 
gesehen von  persönlicher  Erfahrung  und  der  Lokalstatistik 
bedarf  es  dazu  noch  umfassenderer  Elemente.  Die  direkten 
Versuche,  welche  hier  über  Verbrauch  u.  s.  w.  angestellt 
wurden  (Krug,  Dieterici),  werden  als  auf  Schätzungen  be- 
ruhend nachgewiesen.  Die  Kolonialwaaren  sind  zwar,  was 
das  Quantum  ihres  Verbrauchs  betrifft ,  mit  erträglicher  Ge- 
nauigkeit zu  ermitteln,  allein  die  Geschmacksrichtung  und 
-Verschiedenheit  (Baumwolle  oder  I^einen,  Kaffee  oder  Bier), 
sodann  veränderliche  Bezugsbedingungen  (Zölle  u.  s,  w,)  sind 
Elemente,  welche  wesentlich  verschiedene  Resultate  im  Gefolge 
haben.  Sie  können  danach  nicht  ohne  Kenntniss  aller 
anderen  hier  einwirkenden  Faktoren  in  Betracht  gezogen  werden 
und  geben  zudem  für  die  Beurteilung  der  lokalen  Wohlstands- 
geataltungen  keine  Anhaltspunkte.  Einigemiassen  zuverlässig 
sind  die  Eisenbahnverkehr-  und  Handwerkerstatistik.  Wich- 
tiger sind  die  Wohn-  und  die  leider  bis  jetzt  (1872)  gänzlich 
vernachlässigte  Lohnstatistik !  Bei  der  Wichtigkeit  nament- 
lich des  letzteren  Punktes  ist  das  Mittel  interessant,  das  hier 
schon  1872  angegeben  wird:  „Kein  Kreisbaumeister ,  Bau- 
inspektor, oder  wie  der  Lokalbaubeamte  sonst  heisst,  würde 
es  als  eine  grosse  Belästigung  empfinden,  wenn  er  etwa  jeden  2. 
oder  3.  Monat  einmal  anzeigen  mtlsste ,  wieviel  bei  den  in 
seinem  Inspektionsbezirk  (resp.  in  dessen  einzelnen  Teilen) 
von  ihm  geleiteten  Gruben-,  Kanal-  oder  Strassenarbeiten 
der  gemeine  Mann  durchschnittlich  etwa  an  Akkord-  oder 
Tagelohn  verdiene  und  wie  lange  er  etwa  dafür  tägÜch  arbeite. 
Und  doch  würden  solche  Nachrichten,  die  gleich  den  Preisen 
von  Zerealien ,  Fleisch  u.  s.  w.  leicht  für  den  ganzen  Staat 
ebenso  regelmässig  puhh'zirt  wie  erhoben  werden  könnten,  im.^ 

<)  Hildebrands  JahrbUcher  XVIII. 
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matisclicn)  Data  zukommt,  nusgosprochen.  Tliatsächlicb  wird 
denn  auch,  wie  wir  die»  Philipp!  oben  noch  näher  ausfuhren 
sahen,  durch  diese  Kombination  die  Gewitiaheit  der  Schlüsse 
auB  den  vereinzelten  Beobachtungen  nach  der  ^^'fth^acheinlich- 
keitsrechuung  beträchtlich  gesteigert.  Bei  Darlegung  der 
Grundbegriffe*)  gliedert  Neumann  diese  Uutersuchuiig  des 
Volküwohlstandefl  in  drei  Gruppen :  1.  der  Verbrauch 
(schwierig  der  inlandische,  besser  schon  der  importirte ;  femer  Zahl 
der  bei  trequenten  Gewerben  durclischnittTich  Beschäftigten: 
Schuhmacher u.  s.w.,  Wohnnngs-, Lohnstatiatik),  2.SchätzuDg 
nach  den  Einkommens-  und  VcrmSgenssteuer-  . 
listen,  3.  symptomatische  Erschttinungen.  Diese 
Anhaltspunkte  bleiben  uns  hier  allein  noch  fUr  Anfassang 
des  Problems  übrig,  da  von  Neumann  schon  auf  Grund 
der  Begriffe  „Volks vermögen"  und  „Volkseinkommen"  nach- 
gewiesen wird ,  dass  dieselben  ihrer  Natur  oach  auf  ein- 
heitliche Ziffern  nicht  gebrnelit  werden  können,  und  zwar  ein- 
fach deshalb,  weil  „Wert"  nicht  „Preis"  ist,  weil  hier  nicht 
die  privatwirtschaftliche  Taxation  Platz  greift ,  die  dem  Preis 
—  sei  es  nun  ii^end  einer  Gattung  desselben  —  zu  Grunde 
liegt,  sondern  hier  der  Wert  des  einzelnen  Objektes  im  Ver- 
hältnisse) zu  der  Gesammthcit  abgeschätzt  werden  muss. 
Davon  später. 

Auch  A.Wagner  erörtert  in  seiner  „Grundlegung"  die  Er- 
tassbarkcit  unseres  Problems  mit  grosser  Grikndlicbkeit.  „Alle 
solche  Schätzungen  des  Volks-  oder  Nationaleinkommens 
(Moreau  de  Jonnes,  de  Lavergne,  Pebrer,  Lowe,  Cliaptal,  de 
Laveleye,  Schnitzler)  und  kaum  weniger  die  noch  häufigeren 
des  Volks  Vermögens  sind  durcliaus  unsicher  und  gerade  in  der 
Neuzeit  trotz  oder  richtiger  wegen  di-r  Fortschritte  der  exakten 
Statistik  immer  mehr  als  unbrauchbar  erkannt  worden.  Aus 
diesem  Grunde  sind  sogar  Versuche  solcher  Schätzungen  sel- 
tener geworden.  —  Meistens  nur  grosse  blendende  Zahlen,  viel- 
fach mit  der  Unrichtigkeit  oder  grössten  Zweifclhaftigkeit  au 
der  Stirn.  —  Trotz  ^ler  Mängel ,  die  hier  zum  Teil  wegen 
der  Umgehungstendenz  bei  Steuern  selbstverständlich  sind, 
möchten  die  Daten  des  Volksei nkonmiens  nach  den  Einkommen- 
steuerab Schätzungen  oder  Deklarationen  verglichen  mit  den 
Ergebnissen  anderer  Methoden  immer  noch  die  relativ  weniger 
unbrauchbaren  sein,  namentlich  auch,  was  die  wichtigere  Frage 
der  Verteilung  des  Volkseinkommens  anbelangt.  —  Im  übri- 
gen ist  es  richtiger,  das  offene  Zugeständniss  zu  machen,  dass 
die  Statistik  mit  ihren  gegenwärtigen  Hilfsmitteln  und  Daten 
keine  brauchbare  Uebersicht  des  Volkseinkommens  und  Vnlks- 

<)  Schöoberg,  Handbui'h  I.  Aufi.  i  S.  VA—l^l. 
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vermOgeDs,   im  Ganzen  und  nach  daa  einzelnen  Bestandteilen 
und  deren  Tauschwert  geben  kann." 

Im  Folgenden  giebt  dann  Wagner  auch  die  beiden 
Methoden  der  Berechnung  an:  „Statt  dessen  ist  eine  Statistik 
zu  verlangen,  welche  mnglichst  genau  die  Quantitllten  der  ein- 
zelnen, möglichst  nach  Qualitäten  (Sorten  u.  s.  w.)  unterschiedenen 
Güterarten')  im VolkflTermögen  und  Volkseinkommen  für  eine 
ganze  Volkswirtschaft  darstellt.  Daraus  lassen  eicli  dann 
einige,  freilich  noch  bedingte  Schlüsse  auf  das  Wohlbefinden 
und  die  ganze  Ökonomische  Lage  der  Bevölkerung,  wenn  nur 
die  Zahl  der  letzteren  bekannt  ist,  gebün,  und  auf  den  wich- 
tigsten Punkt,  die  Verteilung  des  Vermögens  und  Einkommens 
unterderBevöIkerung  werden  wenigstens  Streiflichter  geworfen." 
Von  hier  aus  weist  Wagner  nach,  dass  erst  die  Verteilung 
von  Vermögen  und  Einkommen  die  wahre  wirtschaftliche  Lage 
und  Kraft  eines  Volkes  anzeige.  Ja  das  Problem  der  Verteilung 
muss  dem  der  grOsstmOglichen  Produktion  gegenüber  als  das 
wichtigere*)  bezeichnet  werden,  woraus  fiir  den  Oang  der 
statistischen  Erforschung  das  Gleiche  sich  ergiebt  So  kommt 
er  zu  einer  ^systematisch  -  Statist ischen  Unter- 
suchung des'  VolkswohlstandeB.  „Die  Thatsachen, 
welche  als  Kennzeichen  des  Volkswohlstandes  dienen  sollen, 
müssen  so  gewählt  werden,  dass  aus  ihnen  nicht  nur  auf  die 
Hohe  des  Volkseinkommens  und  Volksvennögens ,  sondern 
auch  auf  die  Güterarten  und  Gebrauchs  wertmengen,  aus  denen 
es  besteht,  aber  auch  auf  die  Verteilung,  auf  die  Teilnahme  der 
Massen  des  Volkes  der  unteren  Klassen  am  Konsum  der  Güter 
und  auf  die  Verwendung,  welche  die  reicheren  Klassen  von 
ihrem  Einkommen  und  Vermögen  machen,  geschlossen  werden 
kann."  So  ergiebt  sich  für  Wagner  ein  ziemlich  reichhaltiges 
Schema  der  Kennzeichen  des  Volkswohlstandes  in  einigen 
Hauptrubriken.  Eine  erste  ist  die  materielle  Lage  des 
Volkes  im  Ganzen,  welche  vor  allem  in  der  Bevölkerungs- 
statistik zum  Ausdruck  konmit;  also:  die  natürliche  Bewegung 
der  Bevölkerung,  die  Geburten,  Heiraten,  Todesfälle  nach 
ihren  Relationen  in  den  einzelnen  Klassen,  die  räumliche 
Bewegung  der  Bevölkerung  (Aus-,  Einwandeining,  Wanderung 
in  die  StSdte),  ferner  die  Medizinal-,  Armen-,  Kriminalstatistik, 
äelir  wichtig  ist  der  Arbeitslohn  (gemeiner  und  qualifizirter) 
im  Verhältniss  zu  den  Preisen,  dann  die  Statistik  der  Haupt- 
nahningsstoffe  (Brot,  Fleisch  u.  s.  w.),  sowie  der  sogenannten 
Luxus  nähr  ungsstoffe  und  Getränke,  welche  letztere  beide 
übrigens  mit  grosser  Vorsicht  anzustellen  sind  wegen  lokaler 
Geschmacks-  bezw.  Produktions Variation.  Dazu  kommt  noch 
die  Wohnungsstatistik,  namentlich  grösserer  Suidte.    Neben  der 
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materiellen  Lage  des  Volkes  im  Grauzen  erlaubt  der  Aufwand 
nir  feinere  Bedtlrfniase  RUekachllisse :  Qualität  der  Exiatenz- 
bedUrfnisae  zweiten  Grades  (Kleidung,  Nahrung,  Wobnung), 
Kultur bedflrf niese  (Gtemein-  und  geistige  Bedürfnisse),  Umfeng, 
Inhalt  und  Kosten  der  Leistungen  für  Staat  und  Gemeinde; 
auch  hier  zwingt  die  Unmögliclikeit  direkter  Vergleichung 
zur  Anwendung  vorsichtiger  Modifikationen.  Wichtig  ist  hier 
auch  noch  die  Verbreitung  gewisser  Berufe,  der  Presse  u.  s,  w. 
In  dritter  Linie  erwähnt  Wagner  Aufwände  fUr  grosse  Unter- 
nehmungen bedeutenden  Kapitalbedarfs :  öffentliche  und  private 
Gebäude  (BeachafTenheit  der  letzteren),  Meliorationen,  ICunst- 
strassen,  Eisenbahnen.  An  vierter  Stelle  erscheinen  die  inter- 
nationalen Kreditverhältnisse  —  auf  die  schon  Storch  in  seiner 
Teilung  in  Kredit  gebende,  nehmende,  neutrale  Nationen  hin- 
gewiesen hat.  Hiemitsind  wir  freilich  auf  ein  Gebiet  gekommen, 
wo  es  noch  mehr  der  iVbwftgung  aller  Elemente  bedarf.  Zu- 
letzt sind  auch  noch  Zahbnittel  von  Belang  (WahrnngB- 
frage).  „Bei  allen  diesen  Kennzeichen  des  Volkswohlstandes 
sind  dann  die  Veränderungen  im  Zeitverlauf  besonders  zu 
verfolgen.  Namentlich  ist  zu  prUfen,  ob  sich  daraus  eine 
durchschnittliche  Verbesserung  in  der  Liugc  der  Masse  de» 
Volkes  und  in  der  Befriedigung  von  Kulturbediirfnissen  ergiebt." 

Eine  eigenartige,  gründliche  und  systematisehe  Inangriff- 
nahme unseres  Problems  ist  der  „Antrag  von  B.  Meyer, 
Rodbertus  und  A.  Wagner  auf  dem  KongresB 
deutscher  Landwirte"').  Da  derselbe  fast  ganz  auf  die 
Rodbertus' sehen  Anschauungen  aufgebaut  ist,  so  erscheint  es 
nötig,  diese  kurz  zu  skizziren.  Grundlegend  ist  dabei  der 
Gegensatz  von  „logisch"  und  „historisch".  Historisch -wirk!  ich 
besteht  Grund-  und  Kapital  ei  gen  tum  als  Privatbesitz ;  aber  „der 
logische  Begriff  des  Nationalvennögims  verwirklicht  sich  nur  in 
einem  Zustande,  in  welchem  nur  Verdienst-  oder  Einkommens- 
eigentum  besteht,  also  der  Eigentumsbegriff  sein  idealrecht- 
lidies  (!)  Mass  einhält.  Es  teilt  sich  dann  in  nationales 
Grundvermögen  und  nationales  Kapital  venu  ögen.  Von  der 
Produktivitllt  beider  Teile  hängt  die  Grösse  des  National- 
einkommens ab.  Dieses  ist  in  diesem  Zustand  entweder  Gehalt 
oder  Lohn  —  dieser  fllr  den  qualiHzirten,  jener  für  den 
materiellen  Arbeiter.  Aber  kein  Teil  dieses  Nationalein- 
kommens ist  »Vermögen»,  denn  beide  Teile  haben  ja  keinen 
Bestand,  sind  Einkommen,  werfen  aber  nicht  Einkommen  ab, 
werden  sofort  konsuniirt  Darum  geht  es  auch  nicht  an,  in 
der  Summe  der  Privatvermögen  das  Nationalvermögen  er- 
blicken zu   wollen.     Das   Fazit  würde   grösser   ausfallen,    als 
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eä  in  Wirklichkeit  ist,  denn  vor  dem  BegrifF  des  National- 
vermögcDs,  vro  die  Nation  als  ein  Mann  erscheint,  kOnnen, 
wie  gesagt,  nur  alles  Grund-  und  Kapitalvermögen  —  das 
an  sich  Kapitalnatur  hat,  also  Materialien  und  Werkzeuge  im 
weitesten  Sinne  des  Worttis  —  Nationalvermögen  sein ,  aber 
niemals  etwas,  was  seiner  Natur  nach  Einkommen  !»t,  wie 
doch  entschieden  der  Lohn.  Man  würde  also  beim  Rechnungs- 
verfahren ein  und  denselben  Wertbetrag  doppelt  nehmen,  ein- 
mal beim  sogenannten  Nationalvermögen  (im  binne  der  Summe 
der  Privatvermögen)  und  einmal  beim  Nationaleinkommen." 
Ohne  hier  erörtern  zu  wollen ,  wie  dann  Rodbertus  das  An- 
wachsen des  Nationalvermögens  sich  denken  kann,  und  muss, 
war  uns  hier  wichtig  nur  zu  zeigen,  wie  von  hier  aus  Rod- 
bertus  zur  Er&BSung  unseres  Problems  iortschreitet  Einfach. 
Denn  sobald  —  logisch!  —  jene  Trennung  von  Grund-  und 
Kapitalvermögen  einerseits,  von  Nationaleinkommen  anderer- 
seits vollzogen  ist,  tritt  die  Frage  der  Verteilung  der  abgeworfenen 
Frucht  sofort  hervor.  Denn,  führt  er  aus,  unter  allen  Um- 
ständen wird  die  Lohnhöhe  durch  irgend  welchen  Anteilsbetrag 
am  derzeitigen  Nationaleinkommen  im  Verhältnis»  zur  Zahl 
der  arbeitenden  Bevölkerung  bestimmt.  Ist  aber  dieser  — 
und  hierin  liegt  der  praktische  Anatoss  zu  den  Erwägungen 
von  Rodbertus  —  nacn  der  Annahme  wenigstens  der  arbeiten- 
den Klassen  selbst  ein  relativ  zu  kleines,  so  ruht  die  ganze 
Quintessenz  der  sozialen  Frage  in  den  beiden  WOrtchen  „m  e  h  r 
Lohn".  „Wenn  ich  korrekt  sprechen  will,  sage  ich  immer: 
die  Arbeiter  mOssten  einen  mit  der  steigenden  Produktivität 
mitsteigenden  Lohn  erhalten,"  Damit  aber  ist  schon  das 
Postulat  ausgesprochen,  dass  jene  Verhältnisse,  so  wie  sie  in 
Wirklichkeit  liegen,  einmal erfasstwerden müssen, 
und  dies  ist  der  Grundgedanke  obigen  Antrags;  zur  Er- 
mittelung des  Inhalts  der  einzelnen  Frageobjekte  giebt  Rod- 
bertus einen  Weg  an.  Bei  der  kurzen  Fassung  ist  es  nötig, 
zum  Teil  wörtlich  die  Angaben  von  Rodbertus  herüberzunehmen, 
„I.  Wieviel  beträgt  gegenwärtig  der  Geldlohn  fUr  den  Tag 
in  den  verschiedenen  Hauptbranchen  der  nationalen  Arbeit 
fiir  Männer ,  Frauen  und  Kinder  und  unter  Einteilung  der- 
selben nach  der  ArbeitstUchtigkeit  in  2  Klassen? 

1.  Rohproduktion: 

a)  Landwirtschaft, 

b)  Beigbau; 

2.  Fabrikation: 

al  die  verschiedenen  Arten  der  Spinnerei, 

b)  die  Weberei, 

c)  die  Näh-  und  Stickereiarbeiten, 

d)  Schneider,  Schuster, 


e)  Eiscnarbeiter, 

f)  Bauarbeiter:     Zimmerei'),     Maiirerei ,    Tischlerei, 
Schlosserei ; 

3.  Transportation: 

a)  Matrosen, 

b)  Eisenbahnbedienatete,   soweit  sie   zu   der  materiell 
arbeitenden  Klasse  gehören. 

Die  Ermittlung  des  Qeldlohns  pro  Tag  dieser  verschie- 
denen Arbeiterklassen  kann  nur  teils  durch  Ciosicbt  der 
besten  betreffenden  statistischen  Werke,  teils  durch  Einzel- 
vemehmungen  von  Untfimehmern  und  Arbeitern  deredben 
Unternehmung  geschehen.  Akkordlohn  ist  in  Tagelohn 
umzurechnen. 

U.  Wieviel  solcher  Lohntage  im  Jahre  sind,  mit  Berück- 
sichtigung der  ArbeitsausfUlIe  aller  Art,  in  diesen  verschie- 
denen Haupthranchen  aufjeden  Arbeiter  durchschnittlich  zu 
berechnen  ? 

Wie  oben ;  nur  sind ,  da  es  sich  um  Durchschnitts- 
zahlen handelt,  in  jeder  Branche  in  verschiedenen  Unter- 
nehmungen mehrere  Einzelvemehmungen,  namentlich  von 
Arbeitern,  vorzunehmen, 

ni.  Welches  Mass  der  Ublichst«n  realen  Lohngüter  ist 
heute  fUr  den  nach  I  und  II  ermittelten  Jahresgeldlohn  zu 
beschaffen  ? 

1.  Ermittlung  des  Jahresgeldlohns  durch  Zusammenrech- 
nung  der  Durchschnittszahl  der  nach  I  und  II  ermittelten 
Creldlohntage. 

2.  Vernehmung  von  Arbeitern  darüber,  welche  Arten  von 
Gutem  (Nahrung,  Kleidung,  Wohnung  u,  s.  w.)  sie  der 
Reihenfolge  nach  in  ihren  Konsumtionsetat  aufzunehmen 
l»flegen(!). 

3.  Endlich  sind  die  Preise  der  vorstehend  angedeuteten 
realen  LohngUter  nach  statistischen  Ermittlungen,  die 
schon  in  den  meisten  statistischen  Bureaus  vorhanden 
sind,  auszuwerfen.  Das  Verhftltniss  der  Preise  zu  den 
Jahreslöhnen  giebt  dann  das  Mass  der  realen  LohngUter- 
quaiititÄten,  die  um  jene  Jahreslöhne  zu  beschaffen  sind. 

IV,  Wie  verhält  sich  die  gegenwärtige  Höhe  des  nach  I, 
II,  in  ermittelten  Geld-  und  Rejdlohns  zu  der  vor  30  bis 
40  Jahren? 

Verfahren  ebenso  i  Arbeiter,  die  zurückdenken  können  (?), 
und  statistische  Stutzpunkte;  zu  den  Fragebeantw Ortungen 
gehört  aber  dieser  Ueberblii'k  nicht  wesentlich. 


')  Hier  von  H.  Fetere  Hilfetabellen  der  Anfang  gemacht. 
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V.  Wie  gross  ist  heute  die  Gesammtsumme  des  jährlichen 
nationalen  Arbeitslohns  a)  in  der  Landwirtschaft,  b)  in  allen 
übrigen  Gewerben,  und  wie  gross  in  beiden  Zweigen  der 
nationalen  Arbeit  ist  die  Kopfzahl  der  gesammten  Arbeiter- 
bevölkerung einschliesslich  der  dazu  gehörigen  Frauen  und 
Kinder  ? 

Die  Bevölkerungsstatistik  ergiebt  die  wirkliche  Arbeiter- 
zahl; diese  mit  der  Summe  des  Geldjahreslohnes  multipli- 
zirt  und  der  Gesammtarbeitsbevölkerung  dividirt,  giebt  die 
Quantität  an  Geld-  und  Realgütem  pro  Kopf.  Das  Resultat 
dieser  Folgerungen  liefert  den  Schlüssel  zu  der  Erscheinung 
unserer  seit  30 — 40  Jahren  stetig  gestiegenen  Armenbud- 
gets. Zur  erfahrungsmässigen  Bestätigung  und  Aufklärung 
dieser  Bewegung  würde  noch  dienen,  sich  von  den  bedeu- 
tendsten 20  Städten  im  Reich,  seit  einer  Reihe  von  30 
bis  40  Jahren  in  Durchnittszahlen  von  5jährigen  Perioden, 
Auskunft  geben  zu  lassen: 

a)  über  die  Bewegung  der  Bevölkerung  der  Stadt; 

b)  über  die  Bewegung  der  Armenzahl  nach  Köpfen; 

c)  über  die  Bewegung  der  Armenbudgets  nach  der  Grösse 
der  darauf  venvendeten  Summen. 

Einer  Reichskommission  würden  die  Magistrate  dieser 
Städte  die  Notizen  nicht  vorenthalten.  Könnte  zu  V  auch  noch 
ermittelt  werden,  wie  sich  die  durchschnittliche  Lebensdauer 
und  Mortalität  unter  den  arbeitenden  Klassen  zu  der  unter 
den  Besitzenden  verhält  —  namentlich  die  Mortalität  der 
Kinder  beider  Klassen  — ,  so  würde  diese  Ermittlung  in 
grellster  und  wahrster  Beleuchtung  das  Untersuchungsobjekt 
erscheinen  lassen.  Die  medizinische  Statistik  besteht  freilich 
nur  erst  in  Bruchstücken,  aber  doch  schon  in  genügenden, 
um  annähernd  auch  zu  diesen  Ermittelungen  zu  gelangen. 

VI.  Wie  stellt  sich  für  den  genannten  Zeitraum  von  30  bis 
40  Jahren  die  Bewegung  des  verhältnissmässigen  Arbeits- 
lohnes heraus,  d.  h.  wie  verhält  sich  die  Veränderung,  die  wäh- 
rend dieser  Zeit  in  der  Höhe  des  nationalen  Arbeitslohnes 
vorgegangen  ist,  zu  den  in  derselben  Zeit  vorgegangenen  Ver- 
änderungen in  der  Höhe  der  nationalen  Grundrente  und  der 
Summe  des  nationalen  Kapitals  und  seines  Gewinnes? 

1.  Der  Geld-  und  Realarbeitslohn  flir  heute  und  vor  30 
bis  40  Jahren  ergiebt  sich  aus  I — V. 

2.  Die  Summe  der  nationalen  Grundrente  für  damals  und 
heute :  „Dies  geschieht,  wenn  man  die  Kauf-  und  Pacht- 
zinse  für  beide  Zeitpunkte  von  einzelnen  Gütern  und 
etwa  4  Ackerklassen  ermittelt  und  diese  daraus  zu  er- 
kennende Grundrentenhöhe  für  die  Zahl  der  bebauten 
Morgen   des  Landes   als   Gesamintdurchschnittsziffer  der 


nationalen    Grundrente   aufrechnet    und    fUr  beide  Zeit- 
punkte mit  einander  vergleicht. 
3.  Die  Sumine    des  Gewinne   vom  Nationalkapital  ist  fUr 
beide  Zeitpunkte  zu  ermitteln. 
Dies   kann   nur  geschehen,    wenn  zunächst   fiir   beide 
Zeitpunkte   die  QrSsee   des  Nationalkapitals   selbst  ermittelt 
wird.     Dazu  geben,  wo  nicht  statistische  Ermittlungen,  wie 
z.  B.  von  Knu;  selbst  fUr  die  Zeit  um  1805,  fllr  Preussen  vor- 
liegen,  die   Einsicht  der  Steuersysteme   und   Steuerobjekte 
annähernd   Aufschlüsse.     Von    dieser    gefundenen    Kapital- 
summe   ist   dann    nach   dem   Gewinnsatz    von   damals    und 
heute,  der  sich   nach   dem   laufenden  Zinsfiiss  von   damals 
und  heute  richtet,  die  Summe  des  nationalen  Kapitalgewinnes 
zu  berechnen. 

Die  Vergleichung  jeder  Einkommenskategorie  in  sich  für 
beide  Zeitpunkte,  und  demnächst  die  Vcrgleichung  der  Be- 
w^ung  der  Veränderung  aller  drei  Kategorien  in  diesem 
Zeitraum  giebt  dann  den  Aufschluas,  wie  in  der  Bewe^ng 
des  Nationaleinkommens  sich  die  einzelnen  drei  Einkommens- 
kategorien  als  Quoten  desselben  verändert  haben  und  damit 
also  auch  über  die  Bewe^ng  des  verhsltnissmässigen 
Arbeitslohnes." 

Diese  6  Punkte  umfa^ste  der  Antrag,  so  me  er  auf  dem 
sechsten  landwirtschaftlichen  Kongresse  gestellt  und  fast  ein- 
stimmig angenommen  wurde,  um  dem  Reichskanzler  zur  Er- 
nennung der  beantragten  Kommiasion  überwiesen  zu  werden. 
Von  den  4  weiteren  Punkten  sind  nur  noch  2  fUr  unseren 
Zweck  wichtig,  die  auch  Roclbertus  für  nötig  hält,  um  die 
Bewegung  der  Nationaleinkommensverteilung  vollständig  zu 
übersehen. 

„VIII.  Wie  hoch  ist,  in  Folge  der  Freiheit  des  Grundeigen- 
tums, die  heutige  nationale  Grundrente  in  der  Kreditform 
kündbarer  Kapital  schuld  belastet  worden? 

Die  Beantwortung  dieser  Frage  lässt  sich  nur  unmittel- 
bar aus  den  HypothekenbUchem  ermitteln,  da  den  Statistikern 
diese  Ermittlung  noch  wenig  zugänglich  gewesen  ist.     Aus 
der  Zusammenstellung  der   Grundrentenziffer   und   des   za- 
gehOrigen  Schuldenstandes  ergiebt  sich  die  Höhe  der  Grund- 
renten Verschuldung, 
IX.  Wievi('l   Millionen    künstlicher   Kreditmittel   hat  der 
Staat  dem  Ka])ital  zur  Förderang  von  dessen  Anwachsen  und 
Vennehnmg  seines  Gewinnes  zugeteilt? 

Diese  Frage  ist  leicht  aus  der  Summe  des  Zettelgeldes, 
das  die  Banken  emittiren  dürfen,  wie  aus  der  Zahl  der 
Umsätze,  die  sie  mit  diesem  künstlichen  Gelde  bewerk- 
stelligen,   zu    beantworten.      Letztere    Zahl    gelit    aus    den 


jHhrlichen  Geschäftsberichten  hen"or,  die  die  Banken  er- 
statten." 

Ueber  den  Wert  der  Ausfüllung  de»  im  Vorhergehenden 
dargestellten  Schemas  sagt  Rodbertus  amächlusse:  „Sind  die 
vorstehenden  Punkte  hinlänglich  im  Detail  erörtert,  so 
liegt  auch  eine  ausführliche  Skizze  des  gesanimten  national- 
Ökonomisehen  Zustandes  in  allen  seinen  treibenden  Kräften 
wie  getriebenen  Resultaten  vor," 

Dieser  Darstellung  ist  noch  ein  sehr  gewichtiges  Moment 
hinzuzufügen.  Auf  eine  Anfrage  um  praktische  Erläuterung 
dieses  Schemas  behufs  Erhebung  vom  landwirtschaftlichen 
Ministerium  spricht  sich  Rodbertus  in  mehr  als  nachdrück- 
licher Weise  über  die  Art  der  Verwirklichung  des  Planes 
aus.  Eine  EnquSte,  betont  er,  kann  „niemals  zu -einer  auch 
nur  annähernd  richtigen  Beantwortung  der  6  Pragepunkte 
unseres  Antrages  fllhren.  Denn  wenn  auch  allenfalls  in 
Punkt  I,  II  und  IV  eine  Vernehmung  einzelner  praktischer 
Sachverständiger  anwendbar  wäre,  so  sind  doch  Punkte  III, 
V  und  VI  schlechterdings  nicht  durch  Einzel  Vernehmungen, 
sondern  nur  durch  statistische  Ermittelungen  zu  erledigen." 
Nicht  die  ephemere  und  summarische  Natur  einer  £nqu€te  sei 
hier  am  Platz,  sondern  die  Einsetzung  einer  Kommission. 
Diese  „würde  auch  mit  der  Befugniss  auszurüsten  sein,  aller- 
dings über  Spezialfragen  Sachverständige  vernehmen,  aber 
hauptsächlich  auch  die  statistischen  Bureaus  des  Reiches 
requiriren  zu  dürfen,  um  aus  deren  bereits  vorhandenen  Er- 
mittelungen die  erforderlichen  Notizen  zur  Kombination  der 
Schlüsse,  die  zur  Beantwortung  der  Fragen  zu  ziehen  wären, 
zu  erhalten." 

Die  Beziehungen  dieser  ganzen  Untersuchung  zu  unserem 
Problem  spricht  dann  Rodbertus  zum  Schlüsse  seines  Antwort- 
schreibens an  das  Ministerium  ebenso  klar  als  gross  aus,  wenn 
er  sagt:  die  Ziele  dabei  „sind  keine  anderen,  als  ein  treues 
objektives  Bild  des  Teilungsverhältnisses  des  Nationalein- 
kommens zwischen  Arbeitern,  Grundbesitzern  und  Kapitalisten 
und  der  Bewegung  dieses  Teilungs Verhältnisses  seit  30 — 40 
Jahren  zu  gewinnen,  denn  nur  erst,  wenn  davon  ein  wahres 
Bild  vorliegt,  wenn  man  zweifellos  weiss,  wie  sich  dieses  Ver- 
hältniss  zur  Zeit  stellt  und  ob  und  nach  welcher  Seite  dieser 
drei  Teilnehmer  am  Nationaleinkommen  es  sich  seit  30—40 
Jahren  etwa  verändert  hat,  ist  ohne  Gefahr  eines  Irrtum»  zu 
beurteilen,  ob  und  mit  welchen  Massregeln  und  zu  Gunsten 
welchen  Teiles  der  Staat  zu  interveniren  hat." 

Wir  sind  hiemit  am  Schlüsse   eines   weiteren,  zusammen- 
gehörigen Abschnittes  angelangt,   dessen  Resultate  wieder  zu- 
lengefasst  werden  müssen.  Und  zwar  sind  die  Darstellungen, 
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die  hier  au  uii8  voriiberg(^n};en  sind,  die  Quellen  fllr  die 
Weitererörterung  dea  gesaniinten  Problems  und  fttr  die  Richtung, 
welche  eine  fernere  Inangrifüiahmc  desselben  einzuschlagen 
hat.  Was  die  Behandlung  des  Themas  auf  dem  Kongreaa  KU 
Haag  anlangt,  s«  hat  sie  einen  Fürtathritt  insofern  nicht  ge- 
bracht, als  überhaupt  der  Natur  der  Sache  nach  diese  FVage 
auf  den  Kongressen  nur  in  ganz  allgemeinen  „  internationalen" 
Zilgen  bea])n>ehen  werden  kann.  Hier  kann  ja  nur  das  vor- 
gebracht werden,  wae  in  den  oinzelnenLändcmachon  geleistet 
ist.  Wichtiger  ist  schon  die  der  statistischen  Zentral kommission 
von  Kiacr  voi^elegte  Arbi'it.  Hier  ist  die  prinzipielle  Ent- 
scheidung getroffen  zwischen  der  Personal-  und  der  Beal- 
raethode  und  zwar  zu  Gunsten  der  ersteren.  Freilich  ist  im 
Hintergrunde  der  Gedanke  an  die  wirkliche  Daratellharkeit 
des  Nationaleinkommens  in  einer  gewissen  Ziffer  bezw.  in 
einer  gewissen  Gnippc  von  Ziffern  immer  noch  festgehalten, 
so  ftroas  auch,  wie  wir  sahen,  die  Schwierigkeiten  sind,  Staats- 
institute  und  ähnliche  Dinge  von  indirektem  Einfluss  oder 
auch  gar  nicht  in  Geld  abschätzbarer  Wichtigkeit  in  jene 
Rechnung  einzustellen.  Bemerkenswert  ist  der  Fortschritt  in 
der  Betonung  des  Berufliehen  der  Gliederung  des  Volkes, 
sowie  die  ausdrflckhche  Trennung  der  Einkommensarten  nach 
den  drei  Hauptkategorien :  Zins,  Profit,  Lohn.  In  diesen 
beiden  Momenten  liegt  der  Fortschritt  Nur  ist  dabei  nicht 
zu  v<'rgessen,  daas  diese  Dinge  wohl  leichter  auf  dem  Papier 
herausgeschält,  als  in  der  Wirklichkeit  eingefllhrt  werden  können: 
hier  handelt  cn  sich  nicht  bloss  um  theoretische  Erwägung 
der  Art,  wie  die  Dinge  angegriffen  werden  milasen ;  es  handelt 
sich  zugleich  um  die  praktischen  Grundlagen,  auf  welche 
solch'  eine  Scheidung  aufgebaut  werden  kann. 

Liegt  das  Verdienst  dieser  Erörterung  wesentlich  darin, 
dass  positive  Vorschläge  gemacht  wurden,  auf  welchem  W^e 
das  Nationaleinkommen  in  einer  Weise  berechnet  werden 
könne,  die  der  Wirklichkeit  in  höherem  Masse  entspreche, 
als  die  bisher  in  jener  Richtung  gemachten  Versuche,  so  liegt 
der  Vorzug  der  Nenn lann' sehen  und  Wagner'aehen  Unter- 
suchung des  Gegenstandes  wesentlich  in  der  historisch- kritischen 
Art,  mit  welcher  hier  die  Begriffe  der  thatsHchlichen  Erf^lllung 
derselben  auf  Grund  der  vorhandenen  Mittel  gegenU hergehalten 
werden.  Beide  betrachten  zuerst  den  Inhalt  joner  beiden 
Begriffe  des  Volks  Vermögens  und  des  Volkseinkommens  und 
linden  dann  bei  allen  Versuchen  sie  zu  messen  ein  so  grosses 
Auseinanderklaffen  von  „Soll  und  Haben",  dase  das  Resultat 
kein  anderes  sein  kann,  als  da.ss  beim  gegenwärtigen  Stand 
der  Mittel  jegliche  befriedigende  Lösung  unmöglich  ist.  Allein 
nicht  nur  dies.  Unter  den  Bestandteilen  dea  Volks  Vermögens 
sowohl  als  des  Volkseinkommens  linden  siL-li  Faktoren,  z.  B. 
der  Natur,    die   an   sich   schon,   auch  abgesehen   von  den  un- 
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vollkommenen  Mitteln,  eich  gegen  eine  exakte  Erfassung 
sträuben.  Weiter  kommt  noch  hinzu,  daea  jene  Ziffern  tin 
sich  noch  überhaupt  gar  nichts  bedeuten  wüMen,  denn  nicht 
nur  ist  die  Verteilung  ein  volkswirtschaftlich  pro- 
duktiv wirkender  Faktor,  auch  der  BedUrfniesHtand 
ist  in  den  einzelnen  Völkern  wechselnd  und  müsste  auf  jeden 
Fall  als  Divisor  in  Betracht  kommen.  Das  gemeinsame  Re- 
sultat ist  also  das,  dass  vorderhand  in  erster  Linie  e  i  n  e  W  o  h  1- 
standsgliederung  der  Gesammtbevölkerung  —  wo- 
bei auch  die  bisher  als  absolute  Zahlen  betrachteten  Einkommen- 
stenerergebnisseu.  s.  w.  nicht  ausgenommen  sind  —  nach  relativen 
Daten  es  ist,  was  die  Statistik  zu  ihrer  Aufgabe  zu  machen  hat. 
Sehr  wichtig  ist  femer  der  in  dem  oben  dai^estellten 
Antrag  von  R.  Meyer,  Rodbertus  und  A.  Wngner  enthaltene 
LösungBversuch.  Oenau  genommen  könnte  man  das  darin 
Enthwene  allerdings  eher  eine  Statistik  der  sozialen  Frage 
heissen.  G^en  die  I — VI  vorgeschlagenen  Untersuchungs- 
objekte, d.  h.  was  die  Wichtigkeit  sie  zu  erfahren  betrifft,  ist 
nicht  das  Geringste  einzuwenden;  und  dass  der  Anfang  gerade 
mit  den  untersten  KJassen  zu  machen  ist,  darauf  wurde  schon 
froher  lebhaft  gedrungen  (Neumann,  Kiaer,  Wagner).  Ebenso 
unanfechtbar  ist  die  Forderung,  die  Einkorn mensarten  in  jene 
drei  Klassen  (wie  Kiaer)  abzuteilen  und  ihre  Entwicklung  ge- 
sondert und  im  gegenseitigen  Verhaltniss  zu  verfolgen.  Allein, 
in  Wirklichkeit  lassen  sich  jene  Untersuchungaobjekte  nicht 
so  rasch  abwickeln,  wie  es  hier  den  Anschein  gewinnen  könnte. 
Jene  Data  für  ein  Volk,  ein  Reich  auszuarbeiten  ist  geradezu 
eine  Riesenarbeit!  Die  Anfänge  dazu  schon  (man  denke 
allein  an  das  ungeheuere  Gebiet  von  Lohn-  und  Preisstatistik ') !) 
sind  zu  umfassend,  als  dass  ihre  Verwirklichung  so  rascb 
zu  Stande  zu  bringen  wäre.  Die  Ausführung  jenes  Unter- 
sachungsganges  ist  jedenfalls  mit  allem  Nachdruck  anzustreben ; 
die  theoretische  Grundlage  jedoch,  die  kurz  gesagt,  in  einer 
Verstaatlichung  aller  Produktiv-Faktoren  in  der  Weise  be- 
steht, dass  Einkommen  kein  Vermögen  werden  kann,  muss 
wohl  oder  übel  noch  dahingestellt  bleiben.  „Logisch"  ist  es 
jawol  denkbar,  dass  ein  Staat  bestünde,  von  dessen  Bürgern 
jeder  einzeln  entweder  Lohn  oder  Gehalt  bezöge,  ohne 
Vermögen  zu  besitzen;  allein  ob  dieser  logisch  mögliche 
Zustand  je  zum  „historischen"  wird,  das  kommt  so  lange 
nicht  in  Betracht,  als  thatsSchlicb  der  Einzelne  so  gut  als  das 
ganze  Volk  alljährlich  vom  Einkommen  gewisse  Teile  abzweigt, 
am  sie  als  Vermögen  gewissermassen  zu  deponiren.  Die  wirt- 
schaftliche Gestaltung  der  Gesamrathei t  müsste 
vor   allem    mit   der   grössten    Genauigkeit    schon 
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Yersach  eines  stafenförmigen,  organischen  Aufbaues 
unserer  Aufgabe.    Notwendigkeit  staatlicher,  um- 
fassender Einrichtungen  für  diese  Zwecke. 


Ho  sind  es  also  betrübende  Auspizien,  unter  denen  wir  an 
eine  eigene  Erttrterung  über  die  Mittel  herangehen,  welche 
vorhanden  oder  zu  beachafTen  sind,  Volksvemiögen  und  Volkß- 
einkommen  zu  messen.  Begrifflich  zwar  trennbar  und  denkbar 
entziehen  sie  sich  jeglicher  statistischer  Darstellung  teils  wegen 
mangelnden  gemeinaamen  Nenners,  teils  wegen  Unzulänglich- 
keit der  zur  Erfassung  vorhandenen  technischen  Mittel,  Das 
einzig  Brauchbare,  jene  Begriffe  nur  unvollkommen  zum 
Ausdruck  Bringende  ist  eine  Uebersicht  über  die  Verteilung 
in  G-estalt  der  Wohls  tan  dsgliederung  der  Gesammtbevölkerung; 
doch  auch  hier  sind  nur  Retativzahlen  erhältlich  und  die 
InteneitSt  der  hier  in  Betracht  kommenden  Symptome  lässt 
sich  in  keine  einheitliche  Formel  fafisen. 

Allein  wäre  es  nicht  möglich,  einmal  (vorderhand  wenigstens) 
j^liche  Trennung  im  Volks  vermögen  und  Volkseinkommen 
aufzugeben  und  einen  Versuch  noch  unabhängig  von  der  Aus- 

Srägung  in  jene  zwei  Faktoren  vorzunehmen?  Sind  sie  ja 
och  auch  nur  zwei  bestimmte  Kategorien,  in  welche  man  die 
Qesammtheit  der  wirtschaftlichen  Kraft  Verhältnisse  zu  fassen 
versucht  Der  Grundgedanke,  von  welchem  hiebei  auszugehen 
wäre,  ist  der  eines  steten  Flusses  der  wirtschaftlichen  Kräfto 
im  Ganzen  eines  Volkswirtschaftslebens.  Diese  Kräfte  stellen 
sich  dar  als  Personen.  Jedes  Individuum  im  Ganzen  der 
Bevölkerung  stellt  in  sich  einen  gewissen  Bruchteil  der  wirt- 
schaftlichen Gesammtkraft  dar:  aber  dieser  Bruchteil  kann 
wechseln,  er  kann  steigen  oder  fallen.  Unsere  Aufgabe  ist 
nun  gelöst,  sobald  es  gelingt,  aufzuzeigen,  wie  jene  wirtschaft- 
liche —  natürlich  noch  unbestimmt  —  vorausgesetzte  Teil- 
kraft  eines  bestimmten  Individuums  in  einem  bestimmten 
Zeitraum   nach  einheitlichem  Massstab  gemessen  wird.     Dabei 
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Ut  frigleich  zu  Bi^nn  <lie  VorausscbEung  ausdrücklich  aiu- 
sadprechen.  welche  wir  maehcn,  und  welche  immerhin  als 
.spekulativ  oder  .unbewiesen"  bezeichnet  werden  mag.  Eine 
wirtschat'ilivhc  Einzelkraft  kann  ein  fUr  allemal 
nie  für  »ich.  d.  h.  ohne  BerUvkMichtigang  ihres 
V  erhältnissfs  zur  Gesam  in  tlieit  aller  Übrigen  wirt- 
schaftlichen Kräfte  in  Betracht  gezogen  werden, 
wenn  es  sich  darum  handelt,  ihren  volkswirt- 
schaftlichen Wert  abzusL-h ätzen:  eben  diese  Wert- 
beziehung im  Verhältnisse  zum  Ganzen  gilt  es  in 
unserem  Probleme  zn  erfassen.  Dass  aber  die  Sarame 
der  so  au^efasstcn  wirtschaftlichen  Einzelkräfte  iaserhalb 
eines  Iiitaatea  dann  wirklich  gleich  ist  der  wirtschaftlichen  Ge- 
sammtkraftdieBes.Staates,d»s  kann  nur  bestreiten,  wer  jene  indivi- 
duellen wirtschaftlichen Kraftzentra  sich  nicht  anders  als  in  einer 
Geldsumme  ffdersonstwicäusserlich  vorzustellen  vermag.  Inwie- 
weit freilich  jene  Kraft  sich  in  Geld  oder  sonstwie  darstellt,  das 
musa  untersucht  werden.  Zuvor  aber  gilt  es  die  Vorauitsetzung  au 
rechtfertigen,  dass  jene  wirtschaftlichen  Individnal-  d.  h.  Teil- 
kräfte sofort  personal  gedacht  unil  in  die  Erörterung  ein- 
geführt wenlen.  Charakteristisch  t\lr  den  thatsächlichen  Zustand 
dessen,  was  in  den  Begriffen  „Volks vermögen"  und  „Volks- 
einkommen" aufzufassen  gesucht  wird,  ist  eben  (wie  schon 
oben  angedeutet  wurdet  nicht  die  Snmme  oder  das  Inventar 
von  Gutem  —  und  wäre  deren  Genauigkeit  auch  eine  un- 
tadelige —  sondern geradi^  die  Beziehung  der  Gesammt- 
heit'dor  Bevölkerung  dazu.  Die  blosse  Glitermasse 
findet  sich   auch    auf  unbewohnter  Korallen  in  Hei. 

Wenn  die  8nche  dergestalt  betrachtet  untl  anzufassen  ge- 
sucht wird,  dann  tritt  auch  die  nahe  Berührung  dieser  Unter- 
suchungen mit  den  StcueHragen  erst  in  die  nchtige  Beleuchtung 
ein.  Wir  verstehen  dann,  warum  gerade  in  der  G^^cnwart  die 
Frage  nach  verschiedenem  kSteuerfuss  für  ver- 
schiedene EinhomniGU  vielfach  erörtert  wird,  und  be- 
sonders der  Begriff  „Einkommen"  es  ist,  um  den  sich  die 
Debatten  drehen.  FUr  die  Besteuerung  ist  ja  die  Wertung 
des  Einkommens  und  namentlich  des  Einzeleinkommens  in 
seiner  Beziehung  zum  Staats-  bezw. Bevölkerungs- 
gnnzen  von  grundlefjender  Bedeutung.  Um  dieses 
an  einem  Beispiel  darzulegi-n.  so  ist  es  ja  t^lr  die  Staats- 
kasse gleichgiltig,  ob  von  zwei  Einkommensträgem  zu  je 
3000  Mark,  deren  crstei-  diese  Sunmie  als  Rente,  der  andere 
als  Gehalt  bezieht,  jeder  jährlich  50  Mark  in  dieselbe  nieder- 
legt, oder  ob  der  erstere  75  Mark,  der  andere  25  Mark 
steuert:  in  beiden  Fällen  hegen  100  Mark  darin.  FUr  das 
Stnatswohl  dagegen  ist  dieser  Umstand  nicht  nur  nicht  gleich- 
giltig,  sondern  von  grossartiger  Tragweite,  denn  von  ihm  hingt 
der  ganze  Bestand  des  Staates,  mithin  auch  der  kStaatskasse  ab. 
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Gerade  solche  Erwägungen  führen  dazu,  nicht  nur  der 
Ziffer  des  Einkommens,  sondern  auch  der  damit  verbundenen 
Leistungsfähigkeit  naehzufürsclien ;  hiebei  aber  spielt 
sogleich  der  nEinkonimensträger"  mit  allen  möglichen 
Eigenschaften,  die  ihm  innerhalb  des  Bevölkerungsganzen  zu- 
fallen, eine  überaus  wichtige  Rolle.  Betrachten  wir  nun  aber 
die  Massen,  sowohl  der  in  einem  Volks-  bezw.  ätaatsganzcn 
befassten  Individuen,  als  auch  der  verschiedenen  Natiti--,  Arbeits- 
und Kapitalfaktoren,  aus  denen  sieh  die  jeweilige  —  vorder- 
hand noch  immer  fiktive  —  wirtschaftliche  Kraft  des  Einzelnen 
(oder  sein  „Einkommen",  seine  „LeistungsfUhigkeit")  that- 
süchlich  zusammensetzt  und  zusammensetzen  kann,  so  tritt 
uns  in  diesen  Zahlen  (Bevölki^rungszifFem,  kombinirt  mit  jenen 
Einkommensfaktoren  beim  Einzelnen)  schon  die  ganze  Ver- 
wicklung des  Problems  entgegen.  Wir  erkennen,  das»  diese 
Lösung  nicht,  wie  von  v,  Heyking  versucht,  in  der  Summirung 
und  erst  nachträglichen  Reparation  bezw.  Konstatirung  der 
thatsflchlichen  Verteilung  jener  >Summc  bestehen  kann :  da« 
einzelne  Einkommens  Subjekt  schon  birgt  das  Rätsel.  Der 
Grund  dafHlr  liegt  in  nichts  anderem  als  in  der  Un  trenn  barkeit 
des  geachichtlich-wirtschafcliclien  Prozesses  Überhaupt;  an  der 
Lebendigkeit  und  Flüssigkeit  des  hier  vor  sich  gehenden 
personalen  Entwicklungsganges  scheitert  jeglicher  Versuch, 
welcher  von  rein  logischen  Prämissen  aus  zuerst  gewisse  Summen 
von  Erträgen  aufmachen  und  dann  verteilen  will  bezw.  sehen, 
wie  sie  verteilt  sind.  Die  ganze  Sachlage  stellt  sich  uns  also 
so  dar:  ob  wirklich  alle  Faktoren,  aus  welchen  sich  die 
wirtschaftliche  Kraft  der  Einzelnen')  im  Volksganzen  zu- 
sammensetzt, je  statistisch  erfassbar  sind  oder  nicht:  der 
theoretische  Streit  über  diese  Möglichkeit  wird  den  thatfiäeh- 
lichen  Entwicklungsgang  nicht  verändern,  der  vom  Guten  zum 
Besseren  fortschreitet,  ob  es  ein  absolut  Bestes  nun  giebt  oder 
nicht.  Gerade  dies  wird  immer  das  Charakteristische  wirt- 
schaftlicher Untersuchungen   bilden. 

Der  Entwicklungsgang  wird  also  der  sein,  dass  zuerst 
die  grundlegenden  Faktoren  dargestellt  worden,  die  gleichsam 
den  Rahmen  des  Ganzen  bilden:  das  ist  (Ur  unser  Problem 
vor  allem  die  noch  farblose  Bevölkerungsgliederung  in  gewissen 
Raum  Zentren.  Von  hier  aus  werden  dann  zunächst  die 
Faktoren  erfasst,  welche  die  wirtschaftliche  Qualität  der 
Individuen  innerhalb  des  Ganzen  anzeigen  (Berufsstatistikl; 
dann  muss  der  Versuch  gemacht  werden,  die  Gesamnitbeit 
der  beruflich  charakterisirten  Individuen  noch  eingehender 
auf  ihre  wirtschaftliche  Kraft  hin  zu  prUfen  (Einkommens- 
gliederung). 


'I  NatOrUch  mUwen  hier  der  AbklirzuDg  des  Verfahrene  halber  ge- 
wisse wenig  differirende  Gruppen  von  „Einzelnen"  KUBammengenommen 
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.>>  bekommen  wir  eine  Htutenförmig  sich  aufbauende 
Untersuchung  der  wirtschaftlichen  Kraftverhältnisse : 

1 1  Bevölkerungsgliedenmg, 

2)  Berufsgliederung. 

^)  EinknnimensgHe(lerun^. 

Die  Vergleichung  der  Ergebnisse  dieser  drei  UnterBu- 
chungen wird  uns  einen  Einblick  gewühren  in  das,  was  man 
im  . Volks vennögen",  „Volkseinkonnnen"  nebst  ihrer  „Ver- 
teilung** darzustellen  und  aufzufassen  versucht,  nftmlich  in  die 
wirtschaftliche  Gesammtmacht  und  ihre  Organisation. 

Für  Begründung  gerade  dieses  Ganges  der  Untersuchung 
spricht  vor  allem  der  geschichtliche  EntAvickelungsverlauf  dieser 
Dinge  selbst.  Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  dass  die 
Bevölkerungsstatistik  zunitchst  auf  eine  gewisse  Stufe  der  Voll- 
kommenheit gebracht  werden  musstt^  Dies  erforderte  aber 
weit  mehr  Arbeit,  als  man  anzunehmen  pflegt.  Bis  in  die 
Gegenwart  hinein  ist  man  mit  der  Lösung  dieser  Aufgabe 
beschäftigt  gewesen.  Die  Ergebnisse  auf  diesem  Gebiete 
müssen  ja  immer  die  Grundlage  bilden  flir  alles  Uebrige,  den 
Divisor  ftir  alle  sonstigen  Ermittelungen ;  es  liegen  hier  auch 
die  Verhältnisse  so,  dass  alle  Objekte  mit  fast  absoluter  Ge- 
nauigkeit gefasst  werden  köimen,  vorausgesetzt  dass  die 
Organisation  eine  gewisse  Höhe  erreicht  hat.  Ueberblicken 
wir  nun  die  Geschichte  der  Bevölkerungsstatistik,  so  finden 
wir,  dass  es  lange  gedauert  hat,  bis  liier  eine  erträgliche 
Exaktlieit  erreicht  w(>rd(»n  ist.  Die  Denkschrift  ^)  Engels  über 
die  Methoden  der  Volkszählung  illustrirt  diesen  Entwickclungs- 
gang  deutlich.  Zuerst  ganz  oberflächliche  Schätzung,  dann 
Konstruktion  aus  Einwohnerlisten,  dann  Vernehmung  der 
Familienhäupter,  weiter  individuelle,  aber  nicht  namentliche 
Zählung  von  Haus  zu  Haus  durch  Ortstabellen,  dann  das 
Gleiche,  aber  durch  Zähler  mittels  Hauslisten  ausgeführt,  dann 
die  individuelle  und  nanu'ntliche  Zählung  von  Haushalt  zu 
Haushalt  in  Haushaltungslisten;  h'tzteres  Verfahren,  aufgebaut 
auf  dem  dreifachen,  sich  gegenseitig  kontrolirenden  Listensystem 
von  Haushalts-,  Haus-  und  Ortszetteln  ist  das  jüngste,  wird 
aber  voraussichtlich,  wie  sclion  bei  Erhebungen  der  jüngsten 
Zeit,  durch  ein  Personalzählkai-ten System^)  verdrängt  werden. 
Bei  diesen  beiden  letzteren  Verfahren  erst  wird  es  möglich,  die 
variabeln  Bevölkerungsverhältnisse,  hauptsächlich  Dififerenzen 
der  ortsanwesenden  und  ortsangehörigen  B(*völkerung,  genau 
zu  konstatiren,  ein  Mangel  früherer  Erhebungen,  der  beiläufig 
erwähnt,  die  Volkszahlen  bis  weit  in  die  jüngere  Zeit    hinein 


M  Preussische  statistische  Zeitschrift  II  IWI. 

■-)  Engels  Denkschrift  (1879),  Preussische  statistische  Zeitschrift  1879 
.S.  374  Annri. 
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ungenau  ^)  macht,  sogar  fUr  prozentuale  Berechnung.    Die  An- 
wendung der  letzteren  Methode  reicht  nicht  (abgesehen  von  Ver- 
suchen in  Belgien,  Sachsen)  über  die  letzten  25  Jahre  hinaus. 
Eine    nach    allen   möglichen   Kombinationen   exakte  Be- 
völkerungsstatistik bildet  also  die  Grundlage  ftir  alle^  Uebrige ; 
andererseits  gestattet  sie  an  sich  schon  (symptomatische)  Schlüsse 
auf  die  Verhältnisse,  die  wir  erforschen  sollen ;  Rümelin  sagt 
hierüber  bei  Verarbeitung  des    württembergischen  Materials: 
„Eine  auf  zuverlässiges  Material ')  gegründete    Kenntniss   der 
Bevölkerung  gestattet  einen  unverhofft  tiefen  Einblick  in  die 
durch   die  wirkliche   Bevölkerung    repräsentirte    Macht    und 
Arbeitskraft,   wie  in  die  Grundbedingungen  ihrer  wirtschaft- 
lichen Thätigkeit  —  Um  die  Grundmacht  eines  Staates  und 
Volkes   zu  bemessen,   ist  allerdings  die  Volkszahl  immer  das 
nächste   imd   beste,   aber  es   fragt  sich   dann   gleich    wieder, 
wieviel  aktive  Wehr-  und  Arbeitskraft  ist  in  einer  bestimmten 
Bevölkerung  enthalten,  wieviele  Kinder,  Weiber,  Greise  stecken 
in    einer  solchen  Zahl   und   wie  viele  vollkräftige  Männer?" 
„Eine  Aufiiahme  nach  Jahresklassen  (zum  ersten  Male  1861), 
Geschlecht  und  Zivilstand  bringt  neue  und  wichtige  Aufschlüsse 
über  den  Grundbestand  einer  Bevölkerung  und  einen  tieferen 
Einblick  in  die  soziale  Gliederung   eines  Volkes.     Sie  gleicht 
einem  genaueren  Inventar  über  die  aktiven,  rentirenden  Kräfte 
eines  Volkes,  während  die  blosse  Volkszahl  darüber  nur  vage 
Vorstellungen  giebt  und   eine  und  dieselbe  Einwohnerzahl  ein 
ganz  verschiedenes   Mass  von  staatlicher  Grundmacht  in  sich 
schliessen  kann."     Dieser  Gedanke  ist  von  Engel  ausgeftlhrt 
worden  in  dem  Abschnitt  seines  Aufsatzes^):  „Wer  ist  Konsu- 
ment", der  überschrieben  ist:  „Konsumenten  und  Produzenten, 
ermittelt  aus  der  Alterszusammensetzung  der  Bevölkerungen". 
Aber  nicht   nur    in   dieser   Richtung  muss  die  Bevölkerungs- 
statistik  ausgebildet    werden,   wenn   sie  die  Grundlage  bilden 
soll  ftir  die  Messung  der  wirtschaftlichen  Kräfte  eines  Volkes. 
Was  ebenso  wichtig  ist,    diese  Data  sind  nicht  nur  ftir  ganze 
linder,   sondern   flir   einzelne   Bezirke   wieder    getrennt    der 
Vergleichbarkeit    halber   aufzubereiten,   jedoch   so,    dass    eine 
gewisse   ftir    Schwankungsbeobachtungen    notwendige    Grösse 
stets  vorhanden  ist.    Es  ist  nicht  möglich,  die  Kombinationen, 
welche  hier  denkbar  sind,  einzeln  aufzuzählen ;  die  Werke  von 
Wappäus  und  Bodio  geben  hierzu    ein  reiches  Material;    ihre 
Grundlagen  haben  aber  noch  nicht  denjenigen  Grad  von  Sicher- 
heit, der    jetzt   in    den  Kulturstaaten    Europas    erreichbar  ist. 
Nur  die  Kindersterblichkeit,  der  in  neuster  Zeit  mannichfache 

^)  Württembergisches  Jahrbuch  1871,  Das  Königreich  Württemberg 
1884  8.  3d4. 

«)  Württembereisches  Jahrbuch  1863. 

3)  Zeitschrift  des  königl.  preussischen  statistischen  Bureau  1879 
S.   817. 
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AaimerkäanikiMt  g«r.scliiMikt  wird,  80II  herausgegriffen  werden  ^). 
L^.  PfritVr-i  sagt  hierUl>er:  „Spiegelt  nun,  wie  wir  später 
ä«»hen  werden,  das  Geschick  unserer  Mitmenschen,  Lust  und 
Leid  der  l»*benden  und  dahingegangenen  Qenerationen,  am 
ehesten  im  Oejschick  der  jün^Hten  widerstandslosen  Weltbürger 
■iich  ab.  Sil  g*'ben  dirse  (fibige)  Ziffern  auch  einen  Anhalt,  wie 
durch  das  Leben  und  Sterbt^n  der  Kinder  in  den  Grossstädten 
ein  •  Iradniesser  für  das  Auf-  und  Abwogen  des  WohlbelindenK 
gegeb»-n  ist,  der  genauer  wie  kein  anderer  die  gegenwärtige 
Lel^eiirsenergie,  den  Zustand  des  physischen  und  dementsprechend 
auch  den  des  psych isclien  l^rosnerirens  anzeigt  In  den  nach- 
folgend^-n  Zeilen  hoffen  wir  Belege  ftlr  die  Behauptung  beizu- 
Ipringen.  dass  die  Sftuglingssterbliclikeit  sidi  iranz  entsprechend 
dem  Autwand  an  Geld  (und  an  vtTständnisvoller  l*flege| 
gestaltet,  welchen  die  Eltoni  je  nach  ihrer  gesellschaftlichen 
Stellung  aufzubringen  im  Stande  sind.*"  Auf  Grund  solcher 
Untersuchungen  kommt  auch  Neumnnn  zu  dem  Resultat:  „Bei 
sonst  gleichen  Umständen  ist  die  Kindersterblichkeit  um  so 
jreringer,  je  weniger  nach  Sitte  und  sozialcT  Gestaltung  die  Frau 
zum  notwendigenGliwle  nationaler  Produktion  herabgedrUekt  ist* 
Alli*  diese  Differenzen  in  <len  Bevölkerungserscheinungen 
würden  uns  nun  ab<»r  wenig  helfen,  auch  wenn  sie  nach  ein- 
zelnen Teilen  des  Bevölkerungsganzen  vorhandiMi  und  ver- 
gleichbar wären.  Die  weitere  Frag<?  ist  die:  welcher  Quali- 
tät gehört  irgend  eine  Bevölkerung  vorzugsweise  a  n, 
wo  g «.» w i  8 s e  E  r s c  h  ('  i  n  u  n g <•  n  der  Bevölkerungs- 
statistik sich  in  abnormer  \V<»is<'  bemerk  lieh 
machen?  Dieses  Bedürfniss  führt  uns  zur  Erörterung  der 
zweit<*n  Stufe  in  dem  oben  skizzirt<*n  Aufliau  der  Lösung 
unseres  Problems,  zur  Berufsstatistik.  „Sie  schliesst  sieh 
so  unmittelbar  an  die  der  BevöikerungssUitistik  zugeteilten 
A])8chnitte3)  übc»r  die  Glied<*ning  des  Volkes  nach  Geschlecht, 

M  Ei«  ist  interessaut,  hier  ein  gewisses  Zusaininentreffen  zu  kon- 
statiren,  welches  nicht  wohl  zufiillig  ist.  Es  betriftl  dies  die  Reihen- 
folge einzelner  Provinzen  (zu  weiterer  Vcrglcichunff  fehlen  die  Data). 
so  wie  sie  bei  Neumann  auf  Grund  der  Kindersterbüchkeitf  bei  G^er 
(vgl.  oben)  auf  Grund  des  allgemeinen  durchschnittlichen  Wohlstanaes 
sicn  ergiebt.    Nur  Schlesien  stört  die  Gleichheit  der  Reihen. 

A.  Kindersterblichkeitsziffer 

(Ueberlebende  Neugeborene  nach 

1  Jahr  von  lüöOO.)  H.  Wohlstandsziffer 

Westfalen «031  WpqtfalPii                          17Q 

Rheinprovinz   ....    s2.ss  i\!f;„„r^i^          '         '     U? 

OfitT^ri^iaoo«                        701 Q  Rhempro\ninz .     ...     ItH 


Ostpreuasen      ....    7913  oT  X    w^Jf,.;^«;-.;      qi 

W^tpreussen.    .    .     .    7806  ^t^.  """'^^"""^.^      II 

sSen  :  :  :  :  :  7520       ^^»^'-^^^ ^^4 


2)  Uildebrands  Jahrbücher  1882. 

^)  Daß  Königreich  Württemberg  H^  II  S.  420  (Itiimelin). 
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Alter,  Familienstand,  nach  dem  Unterschiede  der  Wohnplfttze 
an,  diiss  es  als  das  Natürlichste  erscheinen  muss,  sie  als  Mittel- 
glied und  Uebergang  der  Bevölkerung»-  zur  Erwerbsstatistik 
zu  behandeln,  als  Schlusskapitel  der  einen,  als  Einleitung  zur 
anderen."  Ebenso  schreibt  EngeP)  schon  1861:  „Zu  gi'ünd- 
licher  Auffassung  der  ganzen  nationalökonomischen  Lage  eines 
Landes  und  zur  Beurteilung  seines  finanziellen  und  wirtschaft- 
lichen Fortschrittes  ist  Kenntniss  über  Stand,  Beruf,  Erwerb, 
Vermögen  jedes  Einzelnen  unentbehrlicli.  Eine  sorgfältig  und 
vollständig  gearbeitete  Zählung  der  Bewohner  nach  Berufs- 
und Erwerbsklasse  ist  nicht  bloss  sicherste  Basis  für  eine 
brauchbare  Gewerbs-  und  Handelsstatistik,  sondern  in  Ermange- 
lung letzterer  sogar  ein  Surrogat  dafUr ;  denn  es  ist  nicht  schwer, 
aus  einer  so  geordneten  Zählung  mit  ziemlicher  Sicherheit  auf 
die  Grösse  der  Produktion  und  Konsumtion  einer  Bevölkerung, 
mithin  auch  auf  deren  internationale  Tauschbeziehungen  zu 
scUiessen.  Die  landwirtschaftliche  Statistik  ruht  ebenfalls  auf 
der  Basis  einer  guten  Bevölkerungsstatistik." 

Dieses  sachliche  Verhältniss  jener  beiden  Statistiken ,  die 
Notwendigkeit  und  Natürlichkeit  des  Aufbaues  des  beruflich 
gegliederten  auf  dem  rein  zahlenmässig  ennittelten  Volksganzen 
in  seiner  verschiedenartigen  Gliederung  wird  durch  den  Ent- 
wickelungsgang  bestätigt.  Bis  in  das  letzte  Jalirzehnt  herein  war 
die  Gewerbestatistik  das  Schmerzenskind  der  ganzen  Statistik. 
Ein  üeberblick  über  die  Resultate  der  Gewerbestatistiken  in  den 
europäischen  Kulturstaaten  2)  ergiebt,  dfuss  bis  1870  noch  keine 
einzige  befriedigend  genannt  werden  konnte.  Es  heisst  in 
dem  Berichte  der  Kommission  zur  weiteren  Ausbildung  der 
Statistik  des  Zollvereins  betreffend  die  Gewerbestatistik: 
„Sobald  man  sich  in  der  gewerbestatistischen  Literatur  dar- 
nach, was  in  diesen  oder  jenen  Ländern  über  die  einzelnen 
Gewerbe  ermittelt  und  als  inre  Charakteristik  zur  öffentlichen 
Kenntniss  gebracht  ist,  etwas  näher  umsieht,  so  wird  man 
sehr  bald  gewahr,  dass  mit  wenigen  Ausnahmen  die  in  den 
sogenannten  »Gewerbestatistiken«  niedergelegte  Charakteristik 
oder  Schilderung  der  Gewerbe  kaum  als  solche  zu  bezeichnen 
ist     Abgesehen  davon,  dass  das  industriereichste  Land  Euro- 

Sas,  Grossbritannien,  gar  keine  Gewerbestatistik  besitzt,  son- 
em  nur  eine  ziemlich  ausgebildete,  mit  dem  Zensus  verbun- 
dene Zählung  der  Gewerbtreibenden ,  so  stehen  auch  die 
gewerbestatistischen  Leistungen  aller  übrigen  Länder  weit 
hinter  den  Anforderungen  und  dem  Bedürfnisse  der  Gegen- 
wart zurück."  Die  verschiedenen  Richtungen,  in  denen 
Anläufe  gemacht  wurden ,  eine  solche  zu  gewinnen ,  gingen 
teils    «1US    von    der   Volkszählung,    indem  hier    nebenbei   noch 

')  Zeitschrift  des  kgl.  preuss.  stat.  Hureau  1861. 

*)  Zeitschrift  des  kgl.  preuss.  stat.  Bureau  Band  X  (Engel). 

Cr 
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(liesbeztlglicbo  Data  eingezogen  wurden,  teila  wurden  auch  die 
Oewerbtreibeaden  selber  über  den  Umf&ng  ihres  Gewerbes 
gefragt  oder  endlich  wurden  die  ProduktionsmeDgen  zu  fauen 
gesucht,  durch  Waaren-  und  Konsumtionsstatistik,  durch  Auf- 
zeichnung der  Art,  Stärke  und  Richtung  der  O titerbe wc^ung 
und  des  Verbrauches.  Allein  diese  Wege  waren  von  einander 
unabhängig  und  befassten  zudem  nur  die  im  engeren  Sinne 
gewerbtreibcnde   Bevölkerung. 

Die  Erwägungen  jener  Kommission  sind  auch  in  anderer 
Richtung  von  grosser  Sachkundigkcit  getragen  und  vei^ 
lieren  bei  der  DiskuRsion  nie  den  wahren  Zweck  der  ganzen 
Statistik  auf  diesem  Gebiet  aus  dem  Auge:  „Die  Statistik 
eines  Industriezweiges  mag  leicht  in  den  Zitfem  grOsster 
ProsperitAt  glänzen,  die  Statistik  eines  Landes  kann  doch 
mit  einer  Untcrbilanz,  hervorgebracht  durch  eine  massenhafte 
Sterblichkeit  von  Kindern  und  Erwachsenen,  durch  verarmende 
und  unterstUtzungsbedtlrt^ige  Gemeinden,  durch  geringe  Wider- 
standsfähigkeit der  ganzen  Bevölkerung  bei  unglücklichen 
Naturere Iltissen  u.  s.  w.,  abschlicsson.  Andererseits  ziehen  viele 
ihr  erworbenes  Vermögen  heraus  und  leben  dann  in  einem 
stillen  Plätzchen.  Aehnlichen  Erwägungen  über  die  entfernten 
Wirkungen  der  Industrie  darf  die  Gewerbestatistik  —  wie  sie 
sein  soll  —  sich  nicht  versehliesiicn ;  sie  darf  sich  nicht  b^nü- 
gen,  lediglich  die  tcohninche  und  tausch  wirtschaftliche  Seite 
der  Produktion  zu  betrachten,  sie  muss  den  sozialen  und  ethi- 
-schen  Wirkungen  derselben  eine  ebenso  grosse  Aufmerksam- 
keit zuwenden,  wodurch  sie  an  Interesse  ausserordentlich 
gewinnt,  die  Lösung  ihrer  Aufgabe  allerdings  daflir  anch  um 
so  viel  schwieriger  wird."  „Die  Würdigung  der  meisten  dieser 
Momente  muss  auf  dem  Wege  der  itlonogruphie  <ler  einzelnen 
Industriezweige  und  mit  Zuhilfenahme  aller  derjenigen  Auf- 
zeichnungen geschehen,  welche  über  die  einen  oder  anderen 
sachlichen,  räumlichen  oder  zeiüichen  Besonderheiten  Licht  zu 
verbreiten  vermögen.  Von  der  allgemeinen  Gewerbestatistik 
können  nur  die  Schilderungsobjekte  ins  Auge  gefasst  werden, 
welche  allen  oder  doch  der  grossen  Mehrzahl  von  Gewerben 
eigentümlich  sind."  „Dcmgeniäss  ist  die  Kommission  sich 
darüber  klar  gewesen,  dass  von  sämmtliehen  Gewerbebetrie- 
ben nur  zu  ermitteln  seien:  die  Betriebsform  und  die  in  den 
einzelnen  Gewerbebetrieben  thfttigen  persönlichen  und  Maschi- 
nenkräfte. Ausserdem  hielt  sie  die  Erlangung  von  Nachrich- 
ten über  die  Einrichtungen  für  wünschenswert,  welche  zum 
Besten  der  Arbeiter  getroffen  sind,  und  über  die  Beträge, 
welche  in  einem  Betriebsjahr  durch  Lohnarbeit  dem  National- 
vermögen zufliessen." 

Die  Kommission  war  sich  also  der  Schwierigkeiten  wohl 
bewuHst,  welche  mit  der  Erhebung  der  Gewerbestatistik  ver- 
knüpft sind,  und  vieles,   was   früher   in   die  Tabellen   aufge- 
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nommen  war,  musate,  wie  die  Beschränkung  der  Aufgabe 
zeigt,  wieder  gestrichen  werden.  Denn  —  wie  es  in  jenem 
Bericht  auch  einmal  heisst  —  die  Bedeutung  des  NatuHaktors 
zu  wQrdigen  ist  leicht,  ihn  aber  durch  die  Gewerbestatistik 
zur  Zilfer  zu  bringen,  ausserordentlich  schwer, 

Demgemflaa  fiel  auch  das  Resultat  nicht  günstig  aus. 
Sowohl  da«  Ergebniss  der  mit  der  Volkszählung  vom  1.  Dez.  1871 
verbundenen  Berufsaufnahme  als  die  1875  erfolgte  Zählung 
aller  Gewerbebetriebe  und  der  darin  beschäftigten  Personen 
im  ganzen  Deutschen  Reich  sind  ungenau.  Und  gewiss  darf 
man  behaupten,  dies  sei  historisch  notwendig  gewesen.  Eine 
Gewerbestatistik  ist  eine  so  komplizirte  Aufgabe,  dass  sie  weder 
im  Anschluss  an  die  Bevölkerungsstatistik,  noch  durch  Auf- 
nahme der  Gewerbebetriebe  und  der  Zahl  der  darin  beschäftigten 
Personen  abgemacht  werden  kann.  So  oiusste  es  denn  kommen, 
dass  man  einen  zwar  laugsameren,  aber  vor  Enttäuschungen 
sicherem  W^  zu  betreten  lernte,  der  dem  gewerbeatatis tischen 
Problem  sozusagen  von  einer  anderen  Seite  aus  zu  Leibe  geht. 
Es  ist  dies  die  Beschränkung  lediglich  auf  die  persönliche 
Gewerb^üederung  im  weitesten  Sinne  des  Wortes,  die  soge- 
nannte Berufsstatistik. 

Durch  Gesetz  vom  15.  Februar  1882  wurde  die  erste 
deutsche  Berufsstatistik  beschlossen  und  die  Erhebung  erfolgte 
am  5.  Juni  desselben  Jahres.  Das  Schema  derselben  —  nicht 
viel  verechieden  von  demjenigen  des  Jahres  1871 — ist  dieses: 


HuiptbernbklaiueD 

Erwerbs- 
thätige 

Mit   Ohne 
Neben- 
erwerb 

Dienst- 
boten fiira 
Haus 

Ange- 
hörige 

Gesaaimt. 
xah]  der 
Gruppe 

A.    1.  T,andwirt8chaft, 
Tierzncht,  Gärt- 
nerei, 
tl.  Foratwirtachaft. 
jBgd,  Fischerei. 

1 

1 

1 

1 
1 

f 

B.  Berftbau,    Hütten- 
wesen, Industrie, 
Banweseti. 

1 
1 

1 

C.  Handel.  Verkehr. 

D.  HänHUche  DienMe, 

Lohnarbeit  wech- 
selnder Art. 

i 

1 

E.  Hof-,  Militär-,  bür- 
gerlicher   Dienst 
Freie  BernfsarteD. 

F.  Ohne    Beruf   und 
ßcniiaangabe. 

1 

%tj  VIL  1. 

I>ie»  iMt  mir  dad  S;)t<-iiin  im  all^eromnen:  auasenleni  rind 
natOrlic-ii  dti:  mMnnli(-b<-n  und  wi-iMichen  Mit^Iieiler  in  den 
einzelnen  Onij>[icn  immer  VxM'mdert  ^ezfihlt.  «owie  aach  die 
HaiinhaltungBangeh'irigen  ähcr  und  imtT  14  Jahren. 

Aiu  di<»cr  Anlage  ergiubt  sich,  wenn  alle  Data,  die  hier 
erhoben  sind,  ziuuimmeiigeiit'rllt  werden.  <la^enige  was  wir  ala 
die  zweite  Stufe  in  der  LiiHung  den  gestellten  Problem»  an- 
j^egeben  hslw-n.  Was  da»  Verhältnisit  dt-r  Ei^ebnisae  jener 
Bt^nifsautn ahmen  zur  Wirklichkeit  anlangt.  Mwie  die  Ver- 
wertung den  dabei  gewonnenen  Materials,  so  sind  hier  einige 
Punkte,  auf  diu  RUmelin')  aufmerksam  macht,  zu  erwähnen. 
Ein  •frstiT  L'mittand  vor  all<>ni  fiillt  für  uns  ins  Gewicht: 
die  Differenz  der  Oesanimtzalil  Ixri  Volkszählung  (1880)  und 
BemfHzahlung  (1882): 

Wfirttembei^  Baden 

I.  Dez.  1880  1971118  1570  254 

5.  Juni  I^«2  1  957  469  1  558  598 


1882  —13649  —11856 

Unter  Ilinzun-chnung  de.*  fakiisehcn  und  wahrscheinlichen 
OeburtenUlterHchusses  Übfir  Tod  und  Auswanderung  ergiebt  »ich 
in  WUrtteniberg  bfi  der  Berufsstntistik  ein  Dirtizit  von  etwa 
30(KJO  Köpfen,  d.  h.  von  Vi  "  o,  was  immerhin  auf  die 
ZahIi:Hrclation<-n  Kinfluss  uusUht.  RUnicUn  schreibt  diese 
Ditferenz  der  soinm'Tlicli  vagirenden  Bevölkerung  zu,  waa 
die  [irozentual  nali<-zu  identische  Difteroiiz  von  Baden  zu  be- 
stätigen scheint.  Km  zweit<T  Umstand  ist  spezioll  fttr  unseren 
Zwt;<:k  von  noch  grijsscn-r  WichtigkeiL  RUinelin  spricht  sich 
über  denselljen  so  aus:  „Eine  störende  Eigentündichkeit  der 
(ranzen  Bisnifsaufnulmie  ist  es.  diiss  der  Unterschied  der  Selb- 
ständigen, d<»  hßheren  Gfsciii[fts|>er8onHls  und  der  sonstigen 
^Vehilfen  und  Arlxiiter  auch  auf  das  ungleichartige  Gebiet  des 
<*fr<i;ntlich<-n  Dienstes  si-ine  Anwendung  (gefunden  liat,  dass  nun 
Unten iffizien.*  und  Soldaten  in  der  Armee,  Kochner  und  Schrei- 
ber, Insassen  von  Erziehungsinstituten  und  Anstalti-n  filr  reli- 
giHse  Zwecke,  das  Wartci>ersoiial  in  KrankenhÄusem  mit  den 
fJutsverwaltem,  den  Forst-,  Post-  und  Eisenbnhnbcamten,  den 
Fabrikins])nktoren,  di^n  (Jonmiis  der  Handlungshäuser  und 
Krämerg'^schäftß  in  der  lit  h  als  höheres  Geschäfts-  und 
X'erwaltungs personal  in  der  buntfsten  Gesellschaft  von  der 
Welt  neigen  einander  :*t<'heii.''  Diese  beiden  Punkte  wird  die 
W'iifl erhol ung  dieser  Herufsstatistik  zu  verbessern  haben. 

Denk'-n  wir  uns  die  Data  dieser  ßerutszählung  fUr  ein 
r^aiid  (und  in  diesem  fUr  charakteristische,  zusammengehörige 
Teilgf-bii^te)  zusammen  gestellt,  so  ist  damit,  hauptsächlich  auch 

■(  Dil»  Köiiigreii^h  Württemberg  li^lM  11  S.  420  f. 


I,  40  000  mehr 
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wegen  der  Mitaul  nähme  der  Nebengewerbe,   ein  Blick  in  die 
Gliederung  der  WirtschaftB Verhältnisse  gegeben,  der  an  Deut- 
lichkeit alle  anderen  Uebereichten  in  dieser  Richtung  übertrifft 
Was  hier  allein  in  den  Hauptgattungen  —  also  summarisch  — 
„die   Verhältnisszahlen     besagen ,    ist   daran  zu  ersehen,  dass 
in  ^^'^rttembe^g,  wenn  die  Prozentsätze  des  Reiches  gälten,  in 
(Sdte  85) 
Gruppe  A  statt  393  000       40  000  weniger 
„        B      „     263  000       nOOO  mehr  > 

C      „       49000      16  500 

D     „         5  892      11500 

E  „  42  800  1000 
zu  zählen  wären,  Unterschiede,  die  schon  ein  erheblich  ver- 
ändertes Oesamnitbild  der  wirtschaftlichen  und  sozialen  Ver- 
hältnisse geben  würden".  Aber  mit  jener  HaupttabcUe  ist 
das  Resultat  der  Berufsstatistik,  wenn  sie  auch  die  Hau ptd ata 
enthält,  noch  nicht  erschöpft:  „Das  Material  der  Fragebogen 
hat  den  8tolf  zu  noch  drei  weiteren  Zusammenstellungen 
geboten,  zu  einer,  welche  die  Benifagliederung  mit  dem  Faktor 
des  Alters  und  Familienstandes  kombinirt,  einer  zweiten,  welche 
die  durch  Verletzung,  Krankheit,  hohes  Alter  dauernd  erwerbs- 
unfähig gewordenen  Personen  nach  ihrem  vormaligen  Beruf 
aufweist,  einer  dritten,  welche  die  Wittwen  nach  dem  Beruf 
ihres  verstorbenen  Mannes  und  ihrem  Erwerb  im  Wittwenstand 
mitteilt"  Die  vollständige  Verarbeitung  nach  den  einzelnen 
Ländern  und  Provinzen  ist  zwar  noch  nicht  tliatsächtich  gege- 
ben, macht  aber  auf  Grund  des  gegebenen  Materials  keine 
weiteren  Schwierigkeiten  als  die  der  Aufbereitung, 

Bis  jetzt  fanden  wir  also,  indem  wir  unsere  systematische 
Entwickelung  nach  den  Ergebnissen  der  Iiistorischen  Unter- 
suchung einrichteten,  als  Grundlage  die  Gliederung  der  Bevöl- 
kerung (gesammte  und  lokale  mit  allem,  was  dazu  zu  rechnen 
ist),  und  gelangten  zu  der  weiteren  wichtigen  Erkenntniss, 
dass  nach  anderen  Versuchen  schliesslich  in  vorläufigem 
Verzicht  auf  eine  eigentliche  Gewerbestatistik  konsequent 
der  rein  personale  Weg  einer  auf  die  Gesammt- 
bevölkerung  gerichteten  Beruf» Statistik  einge- 
schlagen wurde  und  zwar  erst  in  der  jüngsten  Zeit 
Zugleich  ist  jetzt  schon  daraus  zu  ersehen,  dass  diese  Beschrän- 
kung nur  scheinbar  eine  solche,  thatsächlich  aber  ein  Fortschritt 
ist  in  der  Erkenntniss  der  Gestaltungen  des  deutschen  Wirt- 
schaftslebens. Eigentlich  milsstcn  wir  hierbei  stehen  bleiben, 
wenn  wir  uns  auf  das  Thatsächliche  beschränken  dürften.  Allein 
die  oben  gefundenen,  nach  Zahl  und  Beruf  gegliederten  Angchöri- 
■  gen  des  deutsehen  (bezw,  in  ihm  jedes  einzelnen)  Volksganzen 
mtlssen  gewissennassen  auf  ihren  volkswirtschaftlichen  Wert, 
ihren  Wohlstand,  ihre  wirtschaftliche  Kraft,  ihr  „Einkommen" 
(im  weitesten  Sinne)  zu  bringen  gesucht  werden  5  und  wenn  es 
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für  Einzelne  vorläufig  uiclit  möglich  sein  sollte,  so  ist  es  für  Orup- 
peti,  Aie  zusamniengehSren,  zu  versuchen.  Gerade  dies  letztere 
wird  auch  bei  den  historischen  Voreuchen,  die  wir  hier  kennen 

ftlemt  haben,  immer,  allerdings  oft  veigeblich,  angestrebt, 
rst  wenn  so  die  personale  Gliedenmg  gegeben  ist,  bezw.  ihre 
Grenze  gczoigt.  können  wir  uns  zur  realen  Untersuchung  d.  h. 
der  Quantitäten  wenden. 

Wo  finden  wir  nun  aber  Methode  sowohl  als  Anhalts- 
punkte, jene  „wirtschaftliche  Kraft"  odirr  wie  wir  das  Wert- 
verhUltDies  der  einzelnen  Berufsgruppen  zum 
Ganzen')  nennen  mögen,  abzumessen?  Wir  mfiraen  hier  vor 
allem  uns  zimi  Bewusstsein  bringen,  inwiefern  eich  die  atatuti- 
gche  Erfassbarkeit  in  diesem  Gebiet  von  der  in  den  zwei 
ersten  Gliedc^rungsgebietiin  wesentliL-h  unterscheidet.  Die  Be- 
völkern ngsstatiätik  liat  nur  mit  Personal  ein  hei  ten,  d.  h.  solchen, 
die  sogleich  ziffennässig  einstellbar  sind,  zu  rechnen  und 
gewissse  Tliatsachen  (Geburten  u.  s.  w.)  damit  zu  kombiniren. 
Schwieriger  stellt  sich  die  Sache  schon  bei  der  Berufsstatistik: 
hier  macht  die  Nomenklatur  l»etrachtlicli<;  Differenzen  möglich. 
Dass  ein  junger  Mensch  von  15  Jahren  in  die  betreffende 
Altersziffer  gehört,  ist  klar;  wie  aber  ein  Tagelöhner,  der 
vielleicht  ein  Drittel  der  Zeit  landwirtschaftlicher,  ein  zweites 
Drittel  gewerblicher  Arbeiter  ist  und  im  dritten  Drittel  aoin 
eigenes  Gütchen  bestellt,  einzureihen  sei,  das  kann  grosse  Be- 
denken und  erhebliche  Ungenauigkeiten  ergeben.  Und  nun 
vollends  gar  das  Einkommen  der  einzi'liien  Berufe!  Es  ist 
hier  nicht  der  Ort,  ein  Problem,  welches  auch  die  Besteuerungs- 
und sonstige  Literatur  beschAftigt,  zu  erörtern.  Es  kann  sich 
höchstens  darum  handeln,  von  den  vorhandenen  oder  vorge- 
schlagenen Mittlen  diejenigen  anzuführen,  welche  als  die  zwcck- 
mäasigsti^n  und  grUnnlichsten  erscheinen. 

Hierzu  aber  ist  eis  unumgänglich  mitn'cndig,  auf  den 
technischen  Zustand  der  ätatistik  und  die  Grenzen  ihrer 
Leistimgsftihigkeit  auf  Grund  ihrer  gcKenwärtigon  OrganisatioD 
einzugchen.  Kaum  hatten  die  »tatii<ti sehen  Bureaus  durcli 
ihre  glänzenden  Erfolg<'  in  der  TtH-hnik  der  Volkszählung 
sich  eine  BedcutUTig  errungen  (Einsetzung  von  statistischen 
Zentralkommisaionen,  Verstärkung  rlcr  Arbeitskräfte,  System  in 
'den  Veröffentlichungen),  da  drängte  sich  Alles  an  sie  h<tran; 
Allee  wollte  in  allem  statistisch  bedient  sein.  Allein  die  Tech- 
nik war  solchem  Verlangen  nicht  gewachsen,  und  die  Ent- 
wickclung  hatte  sogar  in  dem  letzten  Jahrzehnt  noch  darunter 
zu  leiden,  dass  man  für  Erreicliimg  gewisser  Ziele  nicht  die 
Mittel    dazu  gehörig  abmass.     In   griissercii   Ktiklteii    zweigten 

')  Vel-  Schmollers  tierechtigkeit  in  der  Volkswirtschaft:  „Ea  wud  au 
nuaschliesiUch  an  die  iDdividuelle  Vert«ilnDg  des  E^nkommenH  gedacht, 
wfthrend  das  sozial  Wichtig?  dif  Verteilung  nnch  den  KUssen  ist." 
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sich  bald,  mit  Naturnotwendigkeit  dazu  weitergedrängt,  beson- 
dere stfidte-sttttiBtiscbe  Bureaus  ab ;  andere  Folgen  konnten  nicLt 
ausbleiben.  Engel  sagt  hierüber*):  „Dem  immer  wachsenden 
Drang  und  der  steigenden  Notwendigkeit  der  Keontniss  der 
Thatsachen  vom  Leben  der  menschlichen  Gemeinschaften 
zu  genügen  reicht  der  alte  Apparat  der  statistischen  Bureaus, 
die  halb  Behörden,  ialb  wissenschaftliche  Anstalten  und  keines 
von  beiden  recht  sind,  nicht  mehr  aus.  Je  grösser  das 
Arbeitsfeld  wird,  desto  mehr  ist  zu  seiner  Bebauung  eine 
andere  und  bessere  Organisation,  die  ebenfalls  auf  eine  Teilung 
der  Arbeit  herauskommt,  und  zahlreichere  und  bessere  Arbeits- 
instrumente vonnßten." 

Hiemit  sind  wir  schon  in  die  Organiaationa  frage  der 
Statistik  eingetreten,  die  praktisch  in  der  Gegenwart  noch 
nicht  gelöst  ist.  Zunächst  hat  dieselbe  unter  den  Schlagworten 
„Zentnüisation  oder  Dezentralisation  ?"  eine  lebhafte  Diskussion 
derAutoritatendiesorDingehervorgenifen.  DieAntwort,  welche 
BOckh  •)  giebt,  lautet :  „Die  Errichtung  eigentlicher  statistischer 
Stellen,  die  Einsetzung  derselben  fUr  solche  Landesteile,  welche 
dadurch,  dass  sie  für  sich  eine  grössere  Einheit  bilden,  selbst 
StatistiscDes  Interesse  erwecken  können,  die  aber  doch  nicht 
so  gross  sind,  dass  nicht  Einer  sie  zu  Überblicken  im  Stande 
wäre,  und  gerade  (Ur  solche  Landesteile,  welche  annähernd 
gewissen,  innerhalb  des  Staates  bestehenden  Verschiedenheiten 
in  der  EtevOlkerung  und  namentlich  in  den  Kulturverhältnissen 
derselben  entsprechen,  und  deren  Eigentümlichkeit  die  grössere 
oder  geringere  Entwickelung  der  Statistik  nach  bestimmten 
Seiten  hin  zur  Folge  hat,  und  weiter  die  Verbindung  solcher 
Stellen  mit  allen  Ressorts,  so  dass  die  Überaus  wichtige 
Universalität  der  Statistik  gewahrt  bleibt,  das  ist  es,  worauf 
das  wirkliche  Bedürfniss  der  Statistik  hinweist,  also  statistische 
Provinzialbureaus."  Als  Provinzialorgane  wären  sie  selb- 
ständig, im  übrigen  Organe  der  Zentralstelle.  Nach  ähn- 
lichen Ausführungen  resUmirt  v.  Scheel*):  „Die  Mängel  der 
Statistik  sind  also  lediglich  technische,  Mängel  der  Beobachtungs- 
otf^ane  an  Menge  und  Güte  oder  an  beidem."  G.  Mayr,  der 
eine  eigene  Denkschrift  über  die  Frage  verfasst  hat,  stellt  den 
Grundsatz  auf;  Je  dezentral isirter  die  Erhebung  ist,  um  so 
besser  ist  sie",  und  kommt  zum  Resultat,  dass  die  Frage  sich 
auf  das  Verhältniss  der  Erhebungs-  und  Konzentrationsfomiu- 
lare  zuspitzt.  Unter  Abwägung  aller  Momente  entscheidet  er 
sich  für  die  Zentralisation  in  der  Aufbereitung  letzterer. 
Konek   (der   über   denselben   Gegenstand   ein   Gutachten   ein- 


')  i^eitaclirift  des  kgl.  preuw.  stat  Borean  1 
*)  Zdtscbrift  des  bgl.  yreuu.  stat.  Burnau  ] 
")  Tübinger  Zeitschrift  lr<69. 
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reichte)  spricht  «icli  nidit  so  klar  über  <)ii.>  obwaltende  Differenz 
aus,  verlangt  aber  Provinzial-  iintl  .SUidtebureaue  sowie  Ver- 
bindung der  Statistik  mit  »tatisti sehen  Vereinen.  Rtlmelin*) 
hatte  riich  als  Rotnmissionsmitglied  und  Referent  1871  iPreuBBen) 
für  Errichtung  iirovinzialer  Zweigbureaus  «UMges prochen,  indem 
IT  das  litatisti seile  Material  gliederte  in  „zentrales"  (Zoll-  u.  s.  w.% 
qtfJderirtCB"  (BevOlkerungs-,  Agnir-,  Handels-,  Verkehrsatatiatik) 
und  „partikulares".  Engi4,  als  Zentralist,  ist  1879  noch  der 
Ansicht,  dass  die  l'rovinzialhurenus  kein  BedUrfniss  seien. 
Ziehen  wir  ein  Ergcbniss  aus  den  diesbezüglichen  Erörterungen, 
SU  würde  Engel  vielleicht  Recht  behalten,  wenn  (!)  es  nur  die 
Bevölkerungsstatistik  wHre,  welche  man  von  dem  jetzigen 
Kultuntaat  verlangen  muss.  Allein  gerade  dies  war  ja  der 
Orundgedanke  unseres  g>-schicht liehen  Ergebnisses,  dass  die 
Bevölkerungsstatistik  nur  die  Grundlage,  den  Rahmen  uns 
bieteL  Von  liier  aus  gilt  es  weiter  /.u  hauen.  Sobald  das 
nun  mit  gebieten  sc  her  Notwendigkeit  sieh  aufdrängende  Feld 
der  ^^'il-tschaftsstlltistik  (in  seiner  ganzen  ungohcueren  sozialen 
Gliederung)  behaut  werden  soll,  {«t  eine  gewisse  Dezentrali- 
Mition  einfach  ein  unaliweisV>areM,  soziales  BedUrfniss. 

Auf  diese  Notwendigkeit  einer  systematischen  Qesammt- 
iirganisation  zu  unseren  Zwecken  ist  in  Zusammenhang  mit  den 
volkswirtschaftlichen  Aufgaben  di-r  Gegenwart  klar  hingewiesen 
in  ilem  Öehriftelien  von  CSchiinlierg:  , Arbeitsämter".  Die  wich- 
tigsten hi  eh  ergehörigen  Vorschläge^)  s(iricht  der  Verfasser  in 
Folgendem  aus.  Der  Grundgedanke  ist  „staatliche  Feetatellung 
der  thatsS  eh  liehen  Zustände".  „Die  Feststellung  der  hier  in  Be- 
tracht kommenden  N'erhftitnisse  muss  für  die  deutsche  Volks- 
wirtschaft von  einheitlichen,  gleichen  Gcsiclitsi>unkten  bewirkt 
werden,  das  vermag  nur  das  Reich.  I  >ie  Erfiillung  dieser  Auf- 
gabe erfordert  besondere  und  stitndigc  Roichsorgane,  die  Eün- 
riehtung  besonderer,  ständiger  Reichsäiiiter.  Die  Erhebungen 
mlissen  ihrer  Natur  nach  an  Ort  und  Stelle  durch  besonder» 
<|ua)itizirte  und  privilegirte  Beiinite  und  sie  müssen  fortwllhrend 
erfolgen.  Die  allgemeinen  statistisi^'hen  Bureaus  mit  ihrem 
Sitze  in  den  Zenti'Rl])unkt<'n  reichen  ihrer  ganzen  (.>rgani8ation 
nach  zu  diesem  Zweck  nicht  hin.  Selbst  wenn  man  sie  ver- 
mehren und  ihre  Organisution  ändern  wollte,  so  würde  die 
Vereinigung  dieser  Erhebungen  mit  anderen  in  einem  Bureau 
die  Sache  nur  geflthrdon ,  der  neuen  Organ iniiti im  auch  nicht 
die  Entwickclung  gehen,  die  sie  haben  muss.  Der  Umfang 
der  Erhebungen  ist  so  bedenteitil,  dass  sie  vollkommen  die 
Thatigkeit  besonderer  Acmter  ausfüllen.  Aus  gleichen  Gründen 
kann  diese  Arbeit  nicht  als  eine  neue  den  schon  vorhandenen 
Verwaltungsbeamten  (ibertragen  werden.     Auch  nicht  vorüber- 
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gehende  einmalige  Enqueten  *)  genügen ,  denn  was  hier  zu 
thun,  ist  nicht  blos  vorübergehender  Art."  Die  Funktionen, 
die  fiir  unseren  Zweck  dabei  in  Betracht  kommen,  sind: 

1)  Die  genaue  Feststellung  aller  auf  die  materielle  und 
soziale  Lage  der  Lohnarbeiter  des  Bezirks  bezüglichen 
Verhältnisse. 

2)  Das  Arbeitsamt  hat  alle  Veränderungen  dieser  Ver- 
hältnisse im  Laufe  der  Zeit  zu  beobachten,  aufzu- 
zeichnen und  die  Ursachen  der  Veränderungen  auf- 
zuklären. 

3)  Statistik  der  Konsumtion,  wenigstens  der  arbeitenden 
Klassen,  auch  eine  bessere  Statistik  der  Produktions- 
und Absatzverhältnisse  der  einzelnen  Unternehmungen. 

Die  ganze  Tragweite  dieser  Ausführungen  wird  sich  uns 
dann  erst  zeigen,  wenn  wir  sehen,  welcher  Art  die  sonstigen 
Versuche  und  Erfolge  in  dieser  Richtung  überhaupt  sind. 
Wir  schlagen  hier  wieder  den  Weg  ein,  welcher  vom  Leichte- 
ren zum  Schwierigeren  fortschreitet,  iitdem  zuerst  diejenigen 
Angehörigen  des  Volkes  auf  ihre  wirtschaftliche  Kraft  geprüft 
werden,  welche  am  tiefsten  stehen.  Der  erste  Teil  in  der 
Untersuchung  würde  also  sein  eine  Armenstatis  tik  des 
ganzen  Reiches  nach  gemeinsamen  Gesichts- 
punkten. Denn  es  ist  nicht  in  Abrede  zu  ziehen,  dass  ein 
Üeberblick  über  diese  Volksklasse  der  Unterstützten  nach 
Alter,  Beruf,  Gegend  u.  s.  f.  ein  Licht  darauf  werfen  würde, 
welche  Berufsarten  hauptsächlich  von  fremder  wirtschaftlicher 
Kraft  zu  zehren  haben.  Die  städte-statistischen  Bureaus  haben 
nun  zwar  gerade  in  unserer  Zeit  (Dresden,  Berlin  u.  s.  w.)  diesem 
Gegenstand  grosse  Aufmerksamkeit  zugewendet,  ja  es  wird 
sogar  mit  Individualkarten  auch  hier  operirt,  allein  es 
gilt  einen  systematischen  Üeberblick  zu  bekommen 
über  die  Verteilung  im  ganzen  Reich,  etwa  in  der 
Weise  wie  Kollmann  2)  dies  für  das  Ländchen  Oldenburg  ver- 
sucht hat  Am  11.  Juni  1881  richtete  zwar  der  Reichskanz- 
ler ein  Rundschreiben  an  die  deutschen  Regierungen,  worin 
zu  Erhebungen  über  die  der  öffentlichen  Armenpflege  Anheim- 
gefallenen aufgefordert  wurde.  Allein  diese  Hessen  mit  weni- 
gen Modifikationen  das  beigefügte  Formular  einfach  an  die 
Gemeinden  weitergehen  zur  Ausflillung.  —  Das  Endergebniss 
ist  also  :  verschiedenartige  Einreihung  und  Erhe- 
bung; Notwendigkeit  einer  umfassenden  Organi- 
sation für   das  ganze  Reich. 

Von  hier  aus  kommen  wir  zum  Zweiten:  zu  einer  Lohn- 
statistik  der  arbeitenden  Klassen.     Hierin   liegt   der 


V)  Vgl.  oben  S.  7.3.    Kodbertus  gegen  Fricdenthal. 
2)  F.  Kollmann,  Das  Herzogtum  (Üdenburg.  1878. 
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Schwerpunkt.  UicseKlaaacn  machenden grÖsstenProzentoatz  der 
Bevölkerung  aus,  und  wie  wir  in  unseren  Vernuchen  gesehen 
haben,  sind  sie  dabei  gewöhnlich  gar  nicht  untersucht,  Bondem 
nur  scbfttzungsweise  eingestellt  worden  (Soetbeer).  Seil 
einiger  Zeit  nun  richtet  sich  das  Bcatreben  einzelner  Männer 
sowohl  aU  ganzer  Vereine ')  dahin,  hiertkber  Angaben  zn 
bekommen.  An  vorlaufigen,  vereinzelten  Untersuchungen 
Einzelner  ragen  hier  hervur  die  Werke  von  Le  Play  (1855), 
Ducptitiaux  (1855),  Engel,  Richl,  Rodbertus,  Jacobi,  Meitzen, 
Frief,  F.  Di-hn.  Schnapper -Arndt.  Oreanisirte  Erhebungen 
wurden  schon  1848  vom  preussiBdienLanaeaökonomiekoll^um 
versucht,  die  A.  v.  Lengerke  (1849)  unter  dem  Titel  ,die  länd- 
liche Arbeiterfrage"  hcrausgiib.  Wichtiger  ist  hier,  weil  systema- 
tischer und  umfassender  vorgenommen,  die  Prüfung  der  wirt- 
schaftlichen Lage  der  landllclien  Arbeiterklassen,  welche  auf 
Bescbluss  den  KongresscH  deutscher  Landwirte  1872  erfolgte. 
Die  (2)  Fragebogen  gingen  an  landwirtschaftliche  Vereine  und 
grössere  Landwirte  ab  (1873).  Diese  Erhebung  bildete  die 
Grundlage  zu  dem  Quellenwerke :  „Die  Lage  der  ISndlichen 
Arbeiter  im  Deutschen  Reich",  das  durch  Th.  v.  d.  Golti 
herausgegeben  wurde,  welcher  frtther  schon  eben  in  dieser 
Frage  Material  gesammelt  hattf.  Das  Neueste  in  dieser 
Richtung  ist  187i*  die  Konferenz*)  der  Dtn^kton^n  der  statistt- 
Hchen  Bureaus  in  Berlin,  welche  zur  Gewinnung  gemein- 
samer Grundlagen  fltr  die  Erbebung  der  Budgets  der  arbei- 
tenden Klassen  in  den  grösseren  Städten  sich  vereinigte.  Der 
Erfolg  war  ausser  einigen  kloinen  Anlftufm  in  Berlin  und 
Frankfurt  a.  M,  so  gut  wie  keiner.  Auch  jener  Kongress  teilb^ 
in  Bezielmng  auf  thatsMcliliche  praktische  Erfolge,  das  Schicksal 
SU  vieler  seiner  Vorgänger. 

Fassen  wir  daher  das  Urteil  llber  die  statiNttschon  Auf- 
nahmen dieses  Gebietes  der  Arbcitcrstiitisttk  zusumnien,  so  ist 
mit  P.  Ballin ")  zu  konstatiren:  „Aus  der  bisherigen  Aufzählung 
der  auf  den  Haushalt  der  deutschen  Arbeiter  gerichteten 
Forschungen  ergiebtsich,  dass  dieselben  entweder  nur  einzelne 
Teile  des  Deutschen  Reiches  umfaasten,  oder  aber  auf  eine 
bestimmte  Arbeiterkat<^orie  gerichtet  woren.  Ein  einheit- 
licher Plan  lag  dabei  nicht  zu  Grunde,  die  Erhe- 
bungen fanden  vielmehr  nach  den  verschiedensten  Programmen 
statt;  die  Resultate  sind  deshalb  nicht  ohne  weiteres  vergleichbar." 
Gerade  in  neuester  Zeit  ist  nun  den  sogenannten  „Haus- 
haltungsbudgets"  als  den  besten  Instrumenten,  die  Lage  der 
arbeitenden  Klassen  in  ihrem  Verhftltniss  zu  den  Uorigen 
kennen  zu  lernen,  der  höchste  Wert  beigelegt  worden.    Engel 

')  Tergl.  die  „I^oImnachweisWiclier  für  Kuchdnicker"  und  Aehnliches. 
")  Vgl.  auch  die  Scliriften  des  Vereine  fTir  Socialpolitik  (Saromltuig 
"--        iphien), 

.  Der  Haushalt  der  arbeitenden  Klassen.   1S88. 
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schreibt  hierüber ') :  „Nach  unaerem  DafUrhaltcn  giebt  ea 
kein  besseres  und  kein  sicliereres  Instrument,  den  Volks- 
wohlstand zu  meesent  als  eben  diese  Rechnungen,  oder  viel- 
mehr die  geeignete  Zusammenstellung  dieser  Hauptergebnisse, 
Denn  wenn  die  Erfüllung  des  Lebenszweckes  der  Menschen, 
vennöge  der  ihnen  angeborenen  Bedürfnisse,  nur  durch  die 
Befriedigung  dieser  Bedürfnisse  möglich  ist,  so  müssen  die 
Art  und  Weise  dieser  Befriedigung  und  die  dafür  in  gewissen 
Zeitabschnitten  vorhandenen  und  aufgewandten  Mittel  ein 
Massstab  dafttr  sein,  wie  diese  Lebenszwecke  im  einzelnen  wie 
im  grossen  ganzen  erreicht  werden.  Wenn  diese  jetzt  noch 
zersplitterten Krfifte  i n  einem  Brennpunkte  gesammelt 
werden,  wenn  sie  ausser  der  Erforschung  der  Lage  der 
arbeitenden  Klassen  auch  die  der  übrigen  und  namentlich  der 
bemittelten  Klassen  der  Bevölkerung  sich  angelegen  sein 
lassen,  dann  dürfte  der  Zeitpunkt  nicht  fem  sein,  wo  die 
Messung  des  Volkswohlstandes  durch  das  Volk  die  Messung 
eben  desselben'durch  die  Regierung  zu  kontroliren,  zu  ergänzen, 
und  sofern  nOtig,  auch  zu  berichtigen  im  Stande  sein  wird." 
Nehmen  wir  zu  diesen,  in  der  Begeisterung  für  die  Wichtig- 
keit der  Sache  geschriebenen  Worten,  welche  von  einer  freien 
Vereinsthätigkeit  (1)  derartige  Erfolge  sich  versprechen, 
noch  diejenigen  hinzu,  welche  P.  Ballin  (S.  68)  hieher  bezüglich 
ausspricht:  „In  dieser  Beziehung  möchten  wir  appelliren  (!)  an 
Alle,  die  über  die  Verhältnisse,  besonders  der  arbeitenden 
Klassen  Auskunft  zu  geben  in  der  Lage  sind,  und  durch  welche 
es  wohl  möglich  sein  müsste,  aus  jeder  Provinz  einige  Hundert 
detaillirter  Haushaltsrechnungen  zusammenzubringen  und  damit 
Licht  zu  verbreiten  über  Angelegenheiten,  die  auf  andere 
Weise  nicht  erforscht  werden  können."  (!)  Denken  wir  dann 
wieder  zurück  an  die  Erfolglosigkeit  sogar  der  Statistiker- 
konferenz sowie  au  die  Schwierigkeit  derartiger  Erhebungen 
—  so  erscheint  uns  die  Aussichtslosigkeit  solcher  Hoffnungen 
hinlänglich  erwiesen.  Vielmehr  zeigt  die  Geschichte  zur 
Genüge,  dass  alle  derartigen  Erwartungen  vergeblich  waren; 
es  würde  immer  an  der  Vollständigkeit  sowohl  als  vor  allem 
auch  an  der  Gleichmässigkeit  (räumlich  und  zeitlich)  derartiger 
Aufnahmen  fehlen. 

Unter  diesen  Umständen  gehört  zum  Besten,  was  in 
Betrachtung  der  Gesammtverhältnisse  nach  gemeinsamen 
Gesichtspunkten,  freilich  auf  Grund  unsicherer  Unterlagen 
geleistet  worden  ist,  das  in  einer  Abhandlung  von  E.  Engel 
Niedergelegte*).     Das   Thema   dieser   Abhandlung  bezeichnet 

■)  Zeitschrift  des  kgl.  preuss.  Etat.  Bureau  1881   S.  389. 
'I  Zeitschrift  des  kgl.  pieuse.   stat.  Bureau   18T9   S.    <5l~116:  Wer 
ist  Konsument? 
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Engel  Hclbüt  ala  e[n  umfaiMinideit,  „aic  beabsichtigt,  die  Volk«- 
und  Berufszahlungen  in  den  einzclncti  Staaten,  verbunden  mit 
i-iner  Reüie  H'>r^]tiger  und  zurorlKwiiger  Beol)achtungen  der 
K'pnsumtion  tyiiiaclier  A'nlkuklaHxen.  zu  i-inciu  bniuchbaron  und 
omptindliclien  Indtrumontc  zur  MenHung  den  Volknbetindens 
und  der  Volkitcntwickelung  zu  iTiicbeii".  Der  Gang  der 
UntiTsuchung  kann  von  iuik  uIn  ein«  BrHUitigung  angesoben 
wenlfn  tllr  den  AVeg,  der  oben  i'ingcecli tagen  wunlen  ist  wenn 
von  der  BevttlkiTung»-  zur  Benife-  und  von  tl«  erst  zur  Ein- 
kominene-  bezw.  Vi-miögensstatistik  llberzugchen  versucbt 
wurde.  Di<'  Konsuim.'nten  und  Produzenten  werden  hier  zu- 
cmt  RUH  der  ÄlterdzusHunneniietzung ,  dann  nan  der  Bem& 
Statistik  und  weiter  aus  der  Statistik  der  lieben sbedilrfnisse 
und  der  Konsumtion  ennittclt;  daran  reiht  sich  die  Verwertung 
der  Ergebnisiic  zu  einer  internationalen  Bilanz  der  Produzc-nten 
und  Knnaumcnten,  Die  erstere  Unlersuehung  ergivbt  in  dem 
Diviwions<[uotii'uten   aus   der  Zahl   der  Personen  der  Arbeit*- 

S «rinde  ()■">, — 65.  Lebensjahr)  in  die  Zahl  der  Personen  der 
ugendjjeriode  (0 — 15)  die  sogeiianiite  .Arbeitsbelastungsziffer", 
indem  die  Personen  vnn  über  (m  Jahren  als  solche,  die  aus 
dem  Ertrag  ihrer  frfihercn  Arbeit  leben,  u übe rilck sichtigt 
bleiben.  Natürlich  ist  itun  aber  dies  Hosidtat  in  Folge  der 
Sitten-,  Kch'gions-  u.  ^*.  w.  Verscbiedenheitcin  nur  unter  „Übrigens 
gleichen  UmstfiiKlen"  niassgeb<^nd.  und  an  sich  noch  zu  blass.  Es 
tritt  deshalb  eine  BeviH'hnungder  Berufsarteii  ein,  soweit  diese 
auf  Grund  der  noch  unsicheren  Erhebungen  von  1867  (fllr 
Prcusscfnl  und  1875  möglich  ist.  Die  dritte  Untersuchung 
gi'upnirt  die  Produzenten  und  ihre  Angehörigen  na<.-h:  Nahrung. 
Kleidung,  Wohnung,  Heizung  und  Beleuchtung,  Gesundhcib«- 

Eflege,  freistespriege,  Seelsitrge,  Kc(.<litsHeliutz  und  Sicherheit, 
Erholung.  Erquickung  und  Vergnügen.  Die  Produzenten- 
gmppon  werden  nach  diesen  grossen  Konsnmtioitszweigen  ^so 
genau  wie  möglich  nach  den  zum  unmittelbaren  Verbrauch 
bestimmten  Waaren,  die  sie  fertigen,  geordnet,  die  Übriggeblie- 
benen Produzenten  werden  auf  die  zugehörigen  (nrntinaaslich ) 
Konsuintionszweige  verteilt.  Gleichwohl  darf  matt  sich  durch 
diese  Schwierigkeit  der  absolut  richtigen  Verteilung  nicht 
abhalten  lassen,  die  in  Kede  stehende  Methode  immer  weiter 
auszubilden,  wozu  die  Kombination  der  Wahren  Statistik  ja 
manche  brauchbare  Ilandhalie  lieferr."  Kngel  selbst  ist  sich 
der  nur  relativen  Unterlagen  seiner  Rechnungen  sehr  wohl 
bewusst,  betont  aber,  dass  alle  bi^s  jetzt  vorhandenen  Gewerbe- 
und  Borufszfthlungen  eben  libei-haiipt  noch  viel  zu  wllnschen 
übrig  lasHcn;  es  liegt  ihm  v<ir  allein  daran,  „zii  zeigen,  wie 
aus  ithnlicheii  Mitteihingcn  zwar  niehl  so  si'hr  juif  die  Grösse, 
als  vielmelir  auf  die  K  i  c  h  t  u  n  g  der  Produktion  in  den  einzelnen 
Lflndcrn  geschlossen,  und  ans  diesen  Schlüssen  wiederum 
Lehren     vnti     ausNerordenlÜeh.-r     Tragweiti-     eiitwickelt    und 
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begründet  werden  können".  Es  wird  nun  in  allen  obigen 
Konsumtionszweigen  das  Gesammtstaatenmittel  prozentual  be- 
rechnet und  die  Ziffern  der  einzelnen  Staaten  an  diesem  Mittel 
gemessen :  an  dem  Plus  oder  Minus  ist  dann  jedesmal  zu  sehen, 
wie  der  einzelne  Staat  sich  in  jeder  einzelnen  Konsumtionsziffer 
stellt.  Welche  Bedeutung  eine  derartige  Zusammenstellung 
habe,  darüber  lässt  sich  Engel  mit  treffenden  Worten  aus: 
„Man  wird  hieraus  leicht  entnehmen  können,  dass  in  der 
That  das  Normalmass  der  Verteilung  der  Produzenten  auf  die 
einzelnen  Konsumtionszweige  ein  ausgezeichnetes  Mittel  ist,  nicht 
nur  den  gewerblichen  Charakter  der  einzelnen  Staaten  haar- 
scharf zu  bestimmen,  sondern  auch  die  günstige  oder  ungünstige 
Zusammensetzung  ihrer  Bevölkerungen  untrüglich  zu  erkennen. 
Ja  nicht  allein  das,  es  lässt  sich  sogar  der  Grad  der  Erspriess- 
lichkeit  der  Zunahme  der  Bevölkerung  der  Staaten  hiemach 
beurteilen.  Je  mehr  die  Zusammensetzung  der  Bevölkerung 
eines  Staates  in  der  Zahl  der  Produzenten  ftlr  jeden  Konsumtions- 
zweig der  Normalverteilung  der  Produzenten  entspricht,  desto 
günstiger  darf,  unter  übrigens  gleichen  Umständen,  diese 
Zusammensetzung  genannt  werden;  je  mehr  sie  sich  davon 
entfernt,  desto  ungünstiger;  am  ungünstigsten  ist  sie  dann, 
wenn  die  Zahl  der  Produzenten  der  Dienstgüter  dabei  eine 
abnorme  Höhe  erreicht.  Ganz  dieselben  Sätze  leiden  auch  auf 
die  Zunahme  der  Bevölkerungen  Anwendung.  Je  gleich- 
massiger  d.  h.  je  proportionaler  der  Normalverteilung  die  den 
einzelnen  Konsumtionszweigen  dienenden  Produzenten  in  einem 
Staate  der  vorhandenen  Bevölkerung  zuwachsen,  desto  weniger 
wird  die  Zunahme  dieser  Bevölkerung  ihm  Verlegenheit  berei- 
ten, je  ungleichmässiger  diese  Zunahme  aber  ist,  desto  grösser 
werden  diese  Verlegenheiten  sein.  So  ist  z.  B.  das  Königreich 
Sachsen  ein  solcher  Staat,  der  durch  das  Ueberwiegen  und 
die  ausserordentliche  Vermehrung  seiner  Produzenten  für 
Kleidung  jedesmal  in  grosse  Not  gerät,  sobald  <ler  Austausch 
der  Erzeugnisse  des  Ueberschusses  dieser  Produzentenklasse 
gegen  Nahrung  (für  deren  Beschaffung  nicht  genug  Produzenten 
im  Lande  vorhanden  sind)  auf  Schwierigkeiten  stösst  oder  gar 
aeitweilig  unmöglich  ist,  wie  es  bei  veränderten  Moden,  bei 
Absperrung  von  Märkten  durch  veränderte  Zollsysteme  oder 
auch  bei  Teuerungen  vorkommt."  „Aus  der  unscheinbaren 
Notiz,  die  jeder  Haushaltungsvorstand  über  seinen  oder  der 
Seinigen  Beruf  oder  erwerbthätige  Beschäftigung  der  Zälil- 
karte  anvertraut,  die  bei  der  Volkszählung  an  ihn  gelangt 
(geschrieben  1879),  wird  ein  Instrument  zur  Messung  und 
Beurteilung  der  internationalen  Teilung  der  Arbeit,  das  an 
Schärfe  und  Zuverlässigkeit  die  auf  den  Anschreibungen  der 
Ein-  und  Ausfuhr  beruhende  Handelsbilanz  bedeutend  über- 
ragt, womit  nicht  gesagt  sein  soll,  dass  es  dieselbe  überflüssig 
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macht.  N'ichtM  hinrlert,  e»  auch  >tlr  di'?  Prin-iiuen  «in«  Staats, 
l'tlr  Alf.  Staaf-n  nnen  Rctchrrs  anzuwenden." 

Tnitz  <\er  zwt^itelhaften  Zahlenp-undUgen  und  der  nach 
eifffTtem,  freiVn  Erni<^»pn  erfolgten  Einreibung  der  eüuelnen 
Faktorf;!)  v»n  Beruf-  und  (^ieworljeKtatistik  in  die  einzelnen 
KonBnmiiontizwei^e  erhalten  wir  hier  gewiäse  HaaptlinieD  des 
Rild'r.t  von  der  Ener^e  der  pn>duktiven  Kraft  der  Nationen  bo- 
wift  ihrer  Verteilung  nach  den  Hauptzwcigen  der  Produktion.  Ist 
auch  die  B<^cutung  mehr  in  der  Einheidiehkeit  der  Gesichta- 
fiunkte  und  allseitigen  Benutzung  de»  Materials  zu  Buchen,  ao 
daas  da»  Oanze  den  Eindruck  einer  sunimarischen  Intet^ 
nationalität  machen  kHnnte  —  wir  sehen  trotzdem,  waa  mit 
jenen  unvollkommenen  Mitteln  geleistet  werden  konnte.  Waa  aber 
wohl  bedeutungitvoller  ist:  wir  itehen,  dass  das  Material  anbe- 
dingt t>ei9Her  If'uchaft't  werden  musa,  und  dau  ea  wichtige 
SchlUttit«:  sind,  welche  man  darauis  ziehen  kann. 

\N'ir  kehren  wieder  zurück  zum  Ver8uch  der  Statistik  der 
Ei n kommen» Verl iultnitutcf  der  arlieitenden  Klasaen  und  den 
VerHUohen  zu  derartigen  Berechnungen.  Die  Personen  allein 
gelten  noch  keinen  genügenden  Einhiick  in  die  wirtschaftliche 
Gliederung,  noch  weniger  die  Summen  der  Pn)duktion :  das 
Mittel,  welche»  hier  angewandt  werden  niuss,  ist  die  Ein- 
stellung der  mit  dem  Einkommen  muttiplizirten 
Berufspersonenzahl.  Schon  einzelne  Gruppen  gleich- 
artiger Elemente  sind  we^t^"'lil.  Nur  »i  wird  man  dem  Fak- 
tor gerecht,  in  dem  sich  —  auch  nicht  exakt,  über  am  besten 
—  (lic  innem'irtschaMiche  Energie  der  einzelnen  Berufe  aus- 
spricht. VjH  kann  ja  der  Fall  »ein,  dass  zwei  L&nder  prozen- 
tital  betrachtet,  z.  ]}.  in  der  BiTufszilfcr  fUr  persönliche 
Dienste,  sieh  vollkommen  (f)r<izentual)  entsprechen').  Nun  aber 
findet  eine  Differenz  der  Diirchachnittslfthne  statt,  und  zwar 
eine  solche  relativ  betmchtet,  d.  li.  im  Verhältniss  zu  den  glei- 

')  Nehmen  wir  beiapielB weise  au: 

A.  Land  mit  1  Million  Einirohner  und 

1)  40000  ThEtige  für  pcrsünliche  Dienste, 
2|  Durchschnittslohn :.jO0  Matk. 
■i)  K&Dfkmft;  1. 

B.  I^iid  mit  2  Millionen  Einwohner  und 

1)  80  OC)  Thätige  für  persönliche  Dienste, 

2)  Durchschnittslohn :  400  Mark  (f), 

3)  Kaufkraft:  0,ir.  (!). 

Es  leuchtet  ein,  dass  zu  einer  Darstellung  der  wirklichen  volks- 
wirtschaftlichen Stellung  der  ..persönliclieti  Dieuate"  hier  weder  die  blossen 
ZiK'cni  der  Fersiinen  genügen,  welche  dabei  in  Betracht  kommen,  noch 
auch  die  Produkte  aun  Durchschnittslohn  und  Personen ,  ebenso  wichtig 
ist  die  reale  Kaufkraft  des  Lohne  a.  Das  eine  Mal  lA)  ist  also  das 
endfciltige  Krgebnifls:  40  (WjOx ''>(^X  1-  das  andere  Mal:  80  000  >e  400 
X  il.ir,.  Aus  diesem  Iteispicl  gehen  ebeneo  einfach  als  eindringlich  Ewd 
Forderungen  hervor,  nämlich  eine  das  <;anze  umfassende  Lohn-  und  eiiie 
entspreche iidu  l'rcisiitatiHtik. 
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chen  Kategorien  der  übrigen  Berufe,  sowie  eine  absolute,  d.  h. 
mit  Reduzirung  auf  eine  gewisse  Kaufkraft  an  Gütern. 

Sind  nun  diese  „Einkommenskoefiäzienten"  für  die  arbeitende 
Klasse,  beziehungsweise  gewisse  Oruppen  derselben,  auf  dem 
oben  von  Engel  (auch  Böhmert  u.  a.)  angenommenen  Wege  der 
freien  Vereinsthätigkeit  erhältlich ?  —  .Nie  und  nimmer!  — 
Die  preussische  Regierung  erhebt  nun  seit  vielen  Jahren  eine 
Klassensteuer  und  eine  klassifizirte  Einkommensteuer,  die 
sächsische  Regierung  verwandte  vor  10  Jahren  über  9000 
Schätzer  zu  jenem  Behuf  und  trotzdem  gehen  die  Ansichteii 
derer,  die  das  Einkonmien  des  Volkes  auf  Grund  jener  Data 
berechnen  wollen,  um  volle  50®/o  aus  einander !  Die  Sache  hat 
einen  einfachen  Grund,  der  aber  von  allergrösster  Tragweite 
ist.  Es  ist  kein  anderer  als  das  gänzliche  Fehlen  einer  wirk- 
lich konseauent  und  systematisch*)  erhobenen  Lohn-  und 
Preisstatistik.  Gerade  die  enormen  Lohnunterschiede  in  den 
einzelnen  Gebieten  des  preussischen  Staates  sind  ohne  eine 
Preisstatistik  unkontrolirbar.  Ohne  eine  solche  Statistik 
aber  steht  es  mit  allen  Versuchen,  Volkseinkommen  und 
Volksvermögen,  oder  das,  was  an  Stelle  dieser  getrennten 
Messungen  treten  soll,  darzustellen,  sehr  schlimm.  Abgesehen 
vom  Volksvermögen,  das  ja  wie  wir  sehen  teils  in  den 
unberechenbaren  Gebieten  der  Natur  sich  verliert,  operirt 
man  in  der  Berechnung  des  Volkseinkommens  fast  durcnweg 
mit  angenommenen,  höchstens  durch  Enqueten  unterstützten 
Durchschnittsziffem.  Ausserdem  werden  hier  Resultate  nur  durch 
periodische  Ve r g  1  eichbarkeit  interessant  und  führen  zu 
»i^chlüssen;  wenn  aber  dann  für  jene  Data  die  Grundlagen  ebenso 
oft  wechseln,  als  die  Au&ahmen  stattfinden?  Kurz,  immer 
und  immer  wieder  werden  wir  hingedrängt  zur 
Konsequenz  einer  systematischen  und  fortlaufen- 
den Aufzeichnung  aller  hierhergehörigen  Gegen- 
stände, eine  solche  aber  verlangt  eine  neue  Orga- 
nisation. Mag  auch  der  spezielle  Vorschlag,  den  Schönberg 
in  seinen  „Arbeitsämtern"  giebt,  gewissen  Modifikationen  unter- 
worfen werden :  solange  er  nicht  im  Prinzip  angenommen  wird, 
giebt  es  keine  befriedigende  Grundlagen  nir  die  Lösung  dieser 
Fragen.  Wohl  wird  gegenwärtig  auf  dem  Gebiete  der  Lohn- 
und  Preisstatistik  (in  den  einzelnen  Zeitschriften  sowohl  als 
durch  Privaterhebungen)  sehr  viel  gethan,  aber  vom  Ganzen 
erhält  man  dadurch  kein  genaues  Bild.  Und  eben 
in  der  Beziehung  zu  ihm  sahen  wir  den  Wert- 
messer für  die  wirkliche,  je  nach  Volk  und  Zeit 
wechselnde  wirtschaftliche  Kraft  des  Einzelnen 
i  m  G  a  n  z  e  n.  Es  ist  vorauszusehen,  dass  solche  Aemter  auch  auf 


M    Siehe    oben  Seite   89;    £.   Laspeyres,    Die   Kathedersozialbten 
u.  8.  w. 
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die  Oenauigkeit  der  Steuere! nacliStzungen  der  Beziriie  einen 
EinfluM  uuaUl>en  mUssten ;  ja  aic  wären  hier  ein  ausgleichendes 
Element  Freilicli  wenn  wir  über  die  arbeitenden  Klassen 
hinauakommen,  bei  denen  man  Einkommen  und  Ausgaben 
oft  ohne  Fehler  identiudi  setzen  kann,  dann  sind  wir  auch 
hier  in  den  höheren  wirtschaftlichen  Regionen  auf  die  Ziffern 
der  individuellen  Ei nkomnienm:li fitzung  angewiesen.  Allein 
wenn  erst  die  unteren  Klassen  festsb'hen,  so  ISsst  sicli 
das  Uebrige  nicht  so  schwer  darauf  aufhauen.  Die  Klassen 
der  Beamten  tiind  ja  durcli  ihre  Besoldungen  reitrfisentirt, 
und  wenn  man  einmal  von  gewissen  Klassen  absolute  Zahlen 
besitzt,  so  würden  sich  die  übrijjcn  darauu  —  bei  der  eigen- 
tümlichen Xatur  der  GemeindcviThültniBBC  (Kommunalbesteue- 
rung) —  wohl  mit  grosser  Zuverlässigkeit  berechnen  lassen. 

Ein  Versuch,  die  Einkommen  —  noch  auf  der  gewöhn- 
lichen, nicht  nach  der  Preisstatistik  rektitizirten  Einkommen- 
ateuerbaais  —  abzustufen,  liegt  von  P.  Kollmann')  fUr  Olden- 
burg vor.  Er  sagt  Über  den  \\'ert  dieser  Zusammenstellung: 
„Die  Bedeutung  dieser  Thatsachcn  Hegt  weit  weniger  in  dem 
Nachweise,  welche  absolute  HHhe  das  mittlere  Einkommen 
irgend  einer  Berufsklasse  hat  oder  welcher  Art  bei  derselben 
die  Ein  kommen  Verteilung  an  und  fikr  sich  ist,  als  vielmehr 
darin,  wie  sich  die  Abstufung  und  die  durchschnittliche  Grösse 
des  Einkommens  der  verschiedenen  Berufsklassen 
zur  nämlichen  Zeit  und  der  nämlichen  Berufs- 
klassc  zu  verschiedenen  Zeiten  gegeneinander 
verhalten." 

Nach  vorstellenden  Auaftiiirungen  wäre  also  das  Volks- 
einkoniinen  in  der  Weise  darzustellen,  dass  zuerst  die  Be- 
völkerungsstatistik alle  i  lieh  ergehörigen  Data,  besonders  auch 
die  „Belaatungsziffer" -)  angäbe;  dam uf  kämen  die  —  wenn 
exakt  durchgefilhrt  —  mit  obiger  Bevölkerungsziffer  iden- 
tische ßenifsziffer  im  Vergleich  mit  einzelnen  Landesdurch- 
schnitten') und  schliesslich  die  durch  die  Multiplikation 
jener  Berufsziffern  mit  dem  aus  Lohn  (Gehiilt)  und  Preis 
berechneten  Reallohn  {-Gehalt)  sich  endgiltig  ergebenden  Ein- 
kommens Verhältnisse.  Dieses  Schema  ist  nicht  unangreif- 
bar. Zwar  dass  der  „Staat"  z,  B.  und  vielleicht  auch  noch 
anderes  hierbei  nicht  inbegrifTeu  sei,  lässt  sich  eigentlich  nicht 
einwerfen;  denn,  kann  man  sagen,  die  Intensität  seiner  Ein- 
wirkung »11  rieht  sich  aus  in  Benifsziffem  wie  „öffentlicher 
Schutz"  oder  in  ähnlichen  Ziffern  summen.  Allein  wer  sagt 
uns,  welches  Verhältnis»   der  auf  diese  Weise  gefundenen 


<)  Das  Heizogthum  Oldenburg  von  P.  Kollmaun,  IRTS,  S.  34-5. 
■)  Seite  9S  diese  Ziffer  bei  E.  Engel. 

')  Es  könnt«n  hier  dann  auch  die  betreffenden  Ergebnisse  SOnslJKer 
Länder  Europas    verglichen   werden,  freilich    mit    Herilcksii-htiRuns  der 
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Berufsgruppen  mit  der  ihnen  jeweilig  zukommen- 
den „Einkommcnskraft"  zu  einander  das  „nor- 
mnle'  genannt  werden  niuss?  Diese  Frage  kann 
allerdings  nicht  umgangen  werden,  und  sie  ist 
auch  das  „plus  ultra"  von  Rodbertus;  allein  wir 
können  ruhig  darauf  die  Antwort  geben:  diese  Frage  ist 
noch  zu  vertagen,  bis  einmal  die  vorhandenen  Verhältnisse  in 
jener   Weise  aufgefasst  sind;   dann  gilt   es  weiter  zu  geben! 


ZnsammenfasBiiiig  der  Ergebnisse. 

Wir  sind  jetzt  im  Stande,  das  Gesammtergebniss  der 
Untersuchung  zusammenzufassen.  Es  ist  hiebe!  vor  allem  fest- 
zustellen, dass  wir  von  unseren  beiden  Begriffen  „Volka- 
vermögen"  und  „VolkBeinkoramen"  abgekonmien  sind.  Aber 
nicht  willkürUch,  sondern  dem  Drang  der  Verbältnisse  ent- 
sprechend. Wir  haben  oben ')  zu  zeigen  gesucht,  dass  das 
Endziel  unserer  Untersuchung  wäre,  doA  jeweilige  Ziffem- 
verhältniss  des  Volks  Vermögens  und  Volkseinkommens  festzu- 
stellen, um  dadurch  einen  Einblick  zu  erhalten  in  die  Höhe 
der  Volksrentc,  und  bei  Ausdehnung  der  Beobachtungen  auf 
kleinere  Zeitperioden  in  dasjenige  Quantum,  welches  von  der 
Volksrcnte  dem  Grundstock  neu  znwäclist.  Allein  wir  sahen, 
dass  der  Begriff  des  Volks  vermögen»  sich  gar  nicht  auf  eine 
einheitliche  Ziffer  bangen  lässt,  namentlich  aber  nicht  auf 
eine  Tauschwertziffer,  Alle  Versuche  scheiterten  daran,  dass 
wichtige  Faktoren,  seien  es  nun  solche  der  Natur  oder  solche 
der  Verhaltnisse,  einfach  sich  gegen  eine  Summirung  sträuben. 
Insofern  wac  es  berechtigt,  dass  an  Stelle  der  Volksver- 
mögenssmnmirungen  die  Volksbeschreibungen  rückten.  Länger 
fanden  wir  den  Begriff  „Volkseinkommen"  den  thatsächlicben 
Verhältnissen  gegenüber  Stand  halten,  und  zwar  weil  die 
Einkommensteuereinschätzungen  zugleich  den  personalen  und 
Verteil ungefaktor  raitberUcksichtigtcn.  Weniger  von  der  Un- 
brauchbar k  ei  t,  d.  h.  der  bloss  annähernden  Schätzung  aus,  als 
vom  Fehlen  jeder  Einsicht  in  die  Quellen  jener  Einkommen 
aus  drilngte  die  Sache  zu  weiterer  Entwicklung.  Diese 
bestand  darin,  dass  der  Einkommensgliederung  die  beruf- 
liche Farbe  gegeben  werden  musste.  Eben  hierin  macht  sieli 
wieder  der  Faktor  bemerklieb,  welcher  anfangs  getrennt  in 
Gestalt  des  gVoIksvermögens"  herauszustellen  versucht  wurde. 
Gewiss,  die  Bedeutung  der  Vennögensuntersuchungen  eines 
ganzen  Volkes  ruht  weit  weniger  in  der  Relation  dieser 
Summirung  zum  Einkommen,  als  in  der  Darlegung  der  In- 
tensität, mit  der  die  Quellen   des  gesammten   volkswirtschaft- 

')  Seite  5—6. 
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liehen  Erwerbslebens  flieeeen.  Jene  Intenaität  lässt  »ich  auch 
beruflich  bestimmen,  ao  lange  die  Statistiken  der  Prodnktioii 
noch  unsicher  sind  und  namentlich  auch  den  Faktor  der  Ver- 
teilung nicht  ersehen  lassen.  So  sind  denn  in  der  neueren 
Zeit  —  man  sehe  in  unserem  historischen  Abschnitte  alle 
indirekten  Versuche  —  die  Darstellungen  von  VolksTermOgen 
und  Volkseinkommen  in  andere  Bahnen  gelangt:  sie  unter- 
scheiden nicht  mehr  streng  zwischen  beiden  B^riffen,  beisw. 
sie  arbeiten  gar  nicht  mehr  mit  ihnen,  sondern  suchen  die 
wirtschaftlichen  Kraft^'erhältnisse  der  einzelnen  Einkommeiu- 
arten  in  Beziehung  zum  Ganzen  darzustellen  und  auf  ihren 
Wert  zu  prüfen.  Dieses  Bestreben  steht  auch  im  Einklang 
mit  der  gcsammten  Entwicklung  der  Gegenwart:  bezeichnend 
dafUr  ist,  wie  schon  oben  envflhnt,  die  ganze  Literatur  der 
Besteuerungsfrage,  sowie  die  begrifflichen  Erörterungen  auf 
dem  Gebiete  der  Volkswirtschaftslehre  Überhaupt.  „Es  verdient 
Beachtung",  sagt  Samter  in  seinem  letzten  Artikel  *),  .dass 
die  Brauchbarkeit  eine  Eigenschaft  der  Befriedigungsmittel, 
der  Sachen,  gesellschaftlicner  Bedarf  ein  Verhältniss  von 
Personen  ist,  das  freilieh  auf  die  Befriedigungsmittel  Bezug 
hat  oder  Bezug  nimmt;  die  objektive  Eigenschaft  der  Sachen 
einerseits  und  der  subiektive  Begehr  der  Personen  andererseits 
ist  es,  was  den  gesellschaftlichen  Wert  in  erster  Lioie  ins 
Leben  ruft."  Gerade  weil  also  Natur,  Arbeit  und  die  Ver- 
kettung der  Umstände  an  der  Bildung  des  gesellschaftlichen 
Wertes  teilnehmen,  kann  dieser  Wert  nur  gefunden  werden 
durch  gleichzeitige  Berücksichtigimg  aller  drei  Momente  und 
Bezogenhcit  eines  jeden  einzelnen  auf  das  Ganze.  Dieses 
Ganze  aber  ist  der  Staat  sclbitt,  d.  h.  die  Gcsammt- 
masse  seiner  Bevölkerung  gegliedert  nach  ge- 
wissen Produktionsarten.  Dasjenige  —  wenn  man 
will,  der  gemeinsame  Nenner  —  abur,  in  welchem  die  anderen 
Faktoren  gleichsam  personal  zu sammenäi essen,  sich  kri stall isiren, 
ist  sicher  das  Einkonmien  des  Subjekts  in  einem  gewissen 
Beruf,  aber  auch  wieder  gemessen  schon  in  seinem  Verhältniss 
zur  Gesammtheit  d.  h.  nach  genauer  Lohn-  und  Preisstatistik. 
Dass  diese  Messung  notwendig  auszufuhren  ist,  und  daas  Ge- 
sammt-Organisationen,  lokal  gegliedert,  dazu  nötig  sind,  um  die 
erforderliche  Sicherheit  sowohl  als  Periodizität  der  Data  zu 
erhalten,  das  wurde  im  Vorhergehenden  auf  Grund  des  vor- 
handenen Materials  zu  zeigen  gesucht.  Der  zentrale  Gesichte- 
punkt, welcher  dabei  leitend  war,  ist  derjenige  gewesen,  dass 
m  dieser  Frage  lediglich  erst  die  Beziehung  zur  Ge- 
sammtheit das  letzte  Wort  tiber  die  Normirung 
des  Wertes  habe.  Um  eine  solche  aber  herzustellen,  wurde 


■)  Hirths  Annalen  1883  S.  4d-!>:  Der  Wert  in  edner  (j^sellschaftlichen 
liedeutiing. 
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die  Notwendigkeit  des  Fortschritts  einer  staatlichen  Orga- 
nisation in  diesen  Dingen  als  die  Bedingung  einer  Lösung 
gefunden.  Dabei  galt  und  gilt  der  Kanon^  dass  das  relativ 
Beste  das  absolut  Notwendige  ist,  wo  es  sich  um  praktische 
Fragen  handelt. 

Nun  wäre  noch  in  zweiter  Linie  eine  Anzahl  von  „Mitteln" 
zum  Zwecke  der  Messung  unserer  Verhältnisse  zu  erwähnen, 
welche  man  als  die  „begleitenden"  bezeichnen  könnte,  wenn 
obige  Organisation  bestünde,  die  aber  gegenwärtig  als  „  Symptome" 
fast  das  einzig  sichere  Material  sind,  welches  für  die  Ge- 
sammtheit  zu  Gebote  steht.  Schon  im  Obigen  kamen  uns 
solche  Symptome^)  vor.  Sie  im  Einzelnen  hier  durchzugehen 
ist  unmöglich,  da  sie  ihre  Bedeutung  und  Beweiskraft  oft  nur 
unter  gewissen  Bedingungen  und  erst  durch  gegenseitige  Ver- 
gleichung  u.  s.  w.  erhalten*). 

Kümelin®)  sagt  einmal:  „Man  weiss  und  würdigt  es  lange  nicht 
genug,  welch  wichtige  Faktoren  der  wirtschaftlichen  Wohl- 
fahrt in  den  elementaren  Thatsachen  liegen ,  die  von  der  Be- 
völkerungsstatistik an  das  Licht  gestellt  werden."  Diese 
Thatsachen  würden  aber  noch  eine  ganz  andere  Wucht  der 
Schlüsse  zulassen,  wenn  sie  mit  den  jeweiligen  Erwerbs- 
u.  s.  w.  -Verhältnissen  sich  kombiniren  Hessen.  Sie  erst  würden 
die  wahren  wirtschaftlichen  Kraftverhältnisse  eines  Volkes  nicht 
nach  blossen  Gütersummen  gruppiren,  sondern  dieselben  in 
ihrer  personalen,  beweglichen  Flüssigkeit  und  Verschiebbar- 
keit verfolgen  lassen;  dann  erst  wären  die  Anhaltspunkte  ge- 
boten, um  im  Prozesse  der  Entwicklung  selber  allmählich  be- 
urteilen zu  können,  welches  gegenseitige  Verhältniss  der  ein- 
zelnen Güterquellen  in  ihrer  persönlichen  Verteilung  als  das 
normale  angesehen  werden  muss:  denn  dies  ist  in  allerletzter 
Linie  der  Zweck  aller  Untersuchungen  unseres  Problems,  für 
jenen  Prozess  gewisse  Direktiven  zu  gewinnen. 

Im  Anschluss  an  diesen  letzten  Gedanken  bleibt  noch  übrig  zu 
begründen,  warum  im  Vorhergehenden  die  eigentliche  Pro- 
duktionsstatistik im  engeren  Sinne  und  hauptsächlich  diejenige 
des  jährlichen  Ertrages  vom  Grund  und  Boden  sowie  dessen 
Summirung  nicht  ausmhrlich  dargestellt  wurde  und  die  Mittel  an- 
gegeben, wie  sie  zu  verbessern  wäre.  Hierin  würde  sich  ja 
zeigen  —  hauptsächlich  im  Verhältniss  von  Landwirtschafts- 
und Industrieprodukten  — ,  welche  Gütermassen  und  in  welchem 
Verhältnisse  sie  produzirt  werden.  Ja !  wenn  nur  die  Produktion 
derart  abzugrenzen  wäre,  dass  man  nur  die  Produktions- 
summen zusammenzuaddiren  brauchte,  um  die  erzeugten  Güter- 


^)  Vg].    die*  Arbeiten    von  Philippi,    Michaelis,    Geyer,    dann    die 
Untersuchungen  von  Neumann,  Wagner,  auch  Neumann-Spallart. 
*)  Siehe  den  Anhang. 
»)  Das  Königreich  Württemberg  1884  S.  419. 
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mengen  zu  finden  I  Vielmehr  erachten  wir  gerade  das  als 
den  Gewinn  der  hixtoriHchen  Darstellung,  aaes  wir  Kon- 
sumtion und  Produktion  al»  einen  einheitlichenProzess 
kennen  lernten,  welchen  zu  trennen  jene  Verauche  zur 
Erfassung  die  grö säten  und  vergeblichsten  Anstrengungen 
mnehten:  dieser  Prozess  spielt  sich  in  jedem  einzelnen 
Subjekte  ab.  So  muastc  es  denn  kommen,  dass  man  zuent 
dieses  einzelne  Subjekt  auf  seine  Beziehungen  zur  Gesammt- 
heit  in  diesen  Dingen  ansehen  lernte.  Erat  wenn  dieaeB  Ver- 
hältniss  im  allgemeinen  untersucht  ist,  kann  innerhalb  dieser 
■Subjekte  wieder  das  jeweilige  Verhältniss  von  Produktion  und 
Konsumtion  untersucht  werden,  und  welches  gegenseitige  Ver- 
hältnis» beider  in  jeder  Gruppe  von  BevölkerungssubjekteD 
(Berufen  u.  a.  w.)  normal  ist.  Wir  kUnnen  nicht  anders  zu 
einer  genauen  ProduktionHStatisdk  gelangen  als  durch  syste- 
matischen Autbau  derselben  auf  die  personale  Gliederung: 
jegliche  von  der  entsprechenden  Konsumtion  unabhängige  Pro- 
duktionsziffer ist  wertlos.  Ohm;  hier  die  Richtigkeit  und 
Wichtigkeit  dieses  Satze-s  naher  begründen  zu  wollen,  ßlgen 
wir  noch  die  weitere  Behauptung  hinzu,  dass  wenn  wir  eine 
Gesammtproduktionsziffer  je  auf  dem  objektiven  Wege  unab- 
hängig von  der  personalen  Gliederung  erlangt 
hätten,  das  vollständig  wertlos  wäre. 

Die  allseitige  wissenschaftliche  Untersuchung  unserer 
Frage  kommt  darin  überein,  dass  „Volks vermögen"  und 
„Volkseinkommen"  als  glatte  Werteinheiten  sich  nie  und 
nimmer  darstellen  lassen,  weil  ihre  Bestandteile  ungleichartiger 
Natur  sind.  Ihre  Trennung  und  die  ganze  Art  dieser  An- 
schauung entspringt  einer  Durchsickerung  und  unberechtigten 
Uebertragung  der  einzel  wirtschaftlichen  Taxirung  auf  das  Volks- 
ganze und  seine  wirtschufdiche  Bedeutung.  Dieses  Ergebniss 
wird  durch  die  Darstellung  der  geschichtlichen  Versuche  und 
die  Erörterung  ihres  Wertes  sowie  ihrer  jeweiligen  Grundlagen 
vollauf  bestätigt. 

Allein  hieraus  folgt  nicht  ein  Verzicht 
auf  die  Sache,  welche  jenen  beiden  Begriffen  zu 
Grunde  liegt,  sondern  nur  auf  die  bisherige 
Form,  jene  Sache  aufzufassen.  So  können  wir  auch 
den  Forderungen,  welche  jener  Antrag  von  Rud.  Meyer,  Rod- 
bertus  und  A.  Wagner  aufstellt,  beistimmen,  ohne  Jedoch  da- 
mit schon  auch  die  von  Rodbertus  geforderte  Notwenaigkeit  der 
Verwirklichung  des  „logischen"  Nationalvermögens  und  Na- 
tionaleinkommens anerkennen  zu  mdssen. 

Die  Frage  dreht  sich  eben  darum:  lässt  sich  der  Punkt, 
den  Rodbertus  als  das  „plus  ultra"  bezeichnet,  d.  h.  die 
Fixirung  desjenigen  Quantums  der  gesammten  jährlichen  Pro- 
duktion, das  zur  Verteilung  kommen  darf,  und  wie  es  zur 
Verteilung  kommen  muss,  um  Ikberhaupt  din  kulturellen  Fort- 
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schritt  zu  ermöglichen,  in  Wirklichkeit  ermitteln? 
kann  dies  jetzt  schon  geschehen  und  welcher  Weg  ist  zu 
diesem  Behufe  einzuschlagen?  Besteht  dort  die  Verwirk- 
lichung der  logischen  Begriffe  von  „Nationalvermögen"  und 
^Nationaleinkonunen"  darin  ,  dass  alles  Grund-  und  Kapital- 
vermögen verstaatlicht  ist,  d.  h.  kein  Eigentum  mehr  bildet, 
alles  Einkommen  aber  lediglich  nur  Einkommen  sein  und 
bleiben  kann,  so  müsste  Rodßertus  von  jenem  Moment  ab 
entweder  immer  dieselben  Quanta  produzirt  werden  lassen ,  was 
ein  Widerspruch  wäre  mit  der  unleugbaren  Thatsache  der  Kultur- 
en twicklung,  oder  aber  es  müsste  eine  „Kommission"  (!) 
oder  sonst  irgend  eine  „Vorrichtung"  (!)  vorhanden  sein,  um 
zu  bestimmen,  wie  viel  jedesmal  von  dem  Einkommen,  d.  h. 
ehe  es  zur  Verteilung  gelangte,  dem  Nationalvermögen  neu 
zugeführt  werden  solle :  diese  letztere  Vorstellung  ist  gewiss 
nicht  unvollziehbar,  vielleicht  auch  in  späteren  Zeitläuften  ein- 
mal nicht  unausführbar.  Allein  wir  stehen  auf  „historischer" 
Basis,  nicht  auf  „logischer",  und  selbst  der  Versuch,  jenes 
oder  ein  anderes  Verhältniss  zu  erreichen,  ja  gerade  dieser  ist 
eben  nur  durch  „historische"  Entwicklung  erreichbar.  Oder, 
reden  wir  im  Bilde,  wir  sehen  wohl  das  Land,  das  uns  über 
dem  Strome  gezeigt  wird,  wir  werden  jenes  Land  aber  weder 
betreten,  noch  schildern  können,  ehe  wir  den  Strom  pas- 
sirt  haben.  Der  Strom  muss  tiberbrückt  werden: 
d.  h.  der  nächste  Fortschritt  besteht  darin,  dass 
wir  einen  Einblick  bekommen  in  die  persönliche 
wirtschaftliche  Kraftgliederung  unseres  gesamm- 
ten  deutschen  Bevölkerungskomplexes. 

Demgemäss  stellen  wir  folgende  Postulate: 

I.  Die  mit  den  Begriffen  „Volksvermögen"  und  „Volks- 
einkommen" verbundenen  Inhalte  sind  nicht  an  sich  getrennt 
in  den  wirtschaftlichen  Verhältnissen  der  Völker  gegeben, 
sondern  es  liegt  ihnen  beiden  ein  Gemeinsames  zu  Grunde, 
aus  dem  sie  erst  abgeleitet  worden  sind:  die  jeweiligen  wirt- 
schaftlichen Gesammtverhältnisse  des  Volkes. 

n.  Es  liegt  nahe  vom  Standpunkte  der  Privatwirt- 
schaft, auf  dem  sich  Vermögen  und  Einkommen  vermittelst 
der  gegenseitigen  Tauschbeziehungen  leicht  praktisch  scheiden 
und  in  ihrer  gegenseitigen  Entwicklung  verfolgen  lassen,  das 
gleiche  Verhältniss  unter  Betrachtung  des  Volkes  als  einer 
Individualexistenz  auch  hier  zu  Grunde  zu  legen. 

in.  Der  geschichtliche  Prozess  der  Kulturentwicklung 
eines  Volkes  lässt  sich  Jedoch,  auch  wenn  zugegeben  wird, 
dass  das  Volk  als  Einheit  betrachtet  werden  muss,  nicht  mit 
dem  Lebenslauf  des  einzelnen  wirtschaftlichen  Subjekts  ver- 
gleichen :  dieses  bekommt  ja  eben  immer  nur  durch  sein  Ver- 
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hältnias  zur  Ocitammtheit  seinen  gc»ellecbaftlicheD,  d.  h.  wirt- 
schafte-,  kulturgeschichtlichen  Wert,  welcher  in  der  Ge^n- 
wart  z.  B.  für  äen  Einzelnen  jene  Trennung  in  „Vermögen" 
und  „Einkommen"  ermöglicht:  diese  Geeammuieit  aber  ist  keine 
konstante  GrOsse,  sondern  in  dem  BeTÖlkerungsprozess  immer, 
analog  dem  organischen  Entwicklungsverlauf,  otissig. 

rV.  Daraus  folgt  für  den  Weg  zur  Erfassung  des  in 
obigen  Begriffen  formell  getrennten,  sachlich  ungetrennten, 
thatsächlichen  Wirtschaftszustandes :  Der  Wert  der  einzelnen, 
persönlichen  wirtschaftlichen  Kraft  fUr  den  Bestand  und  Ver- 
lauf der  Gesammtkraft  ist  zu  untersuchen.  Dasjenige  aber, 
was  wir  hier  als  „wirtschaftliche  Kraft"  uostulireu  und  dem 
einzelnen  Subjekt  zugnmdelegen,  zeigt  sich  relativ  am  besten 
im  „Einkommen".  Ob  dieses  im  Verhältnias  zur  Geaammtheit 
zu  nieder  oder  zu  hoch  ist,  das  zeigt  die  Gliederung  der  Be- 
rufe. Der  Wert  derselben  folgt  immer  der  Reihenfolge  der 
Notwendigkeit  der  jeweiligen  GesammtbedUrfnisse. 

y.  Die  Erkenntniss  dieser  Gliederung  des  Bevölkerungs- 
ganzen  erfordert  ein  so  umfassendes  Beobachtungsmatertal, 
dass  eine  besondere,  konstante  Organisation  behufs  Erhebung 
desselben  absolut  notwendig  ist  Freie  Vereinsthatigkett 
ist  hier  deshalb  ungentlgend,  weil  gerade  der  Hauptpunkt 
fehlt,  die  Beziehung  zum  Ganzen,  weiche  hier  den  Aus- 
schlag giebt 

VI.  Die  Initiative  zu  dieser  Gosamiiitorganisation  kommt 
dem  Organo  der  Gesamintheit  zu:  das  ist  der  Staat 


Anhang. 


Nur  ein  einziges  Beispiel  mag  kurz  skizzirt  werden ,  um 
etwa  die  Art  der  symptomatischen  Schlüsse  aufzuzeigen. 
Wir  wählen  die  in  jüngster  Zeit  so  vielfach  debattirte  A  u  s  w  a  n  - 
derungsf rage,  die  im  Obigen  in  ihrer  Beziehung  zu  Volks- 
vermögen und  -einkommen  unerörtert  blieb.  Zur  Orientirung 
dienen  die  Worte  von  Rümelin^):  „Es  ist  freilich  eine  ganz 
verfehlte  theoretische  Formel^  wenn  man  uns  lehren  will,  dass 
jeder  Auswandernde  von  dem  Volksvermögen  so  viel  mit  sich 
aufiser  Landes  trage,  als  ftir  seine  Erziehung  aufgewendet  und 
von  ihm  noch  nicht  durch  produktive  Arbeit  zurückbezahlt 
worden  sei.  Aber  ein  sehr  beachtenswertes  Moment  liegt 
doch  in  dieser  schiefen  Fassung  versteckt.  In  jeder  Gesell- 
schaft muss  ein  ausserordentlich  bedeutender,  der  statistischen 
Messung  noch  unzugänglicher  Teil  des  gesanmiten  Einkommens 
auf  die  Grossziehung  der  nachwachsenden  Generation  ver- 
braucht werden,  ein  um  so  grösserer,  je  stärker  die  unmün- 
digen Klassen  vertreten  sind,  je  ungünstiger  sich  demnach 
das  Verhältniss  des  produktiven  und  unproduktiven  Teiles  der 
Bevölkerung  gestaltet.  Es  liegt  nun  sehr  viel  daran,  dass 
dieser  Aufwand  den  wirklichen  Bedarf  der  Gesellschaft  mög- 
lichst wenig  tiberschreite,  d.  h.  dass  nicht  mehr  Personen 
grossgezogen  werden  müssen,  als  zur  Erhaltung  und  einer 
angemessenen,  der  möglichsten  Steigerung  des  Einkommens 
wenigstens  nicht  vorauseilenden  Vermehrung  der  Gesellschaft 
erforderlich  wäre.  Vom  Standpunkt  der  Volkswirtschaft  ist 
jedes  Opfer  für  die  in  der  Kindheit  wieder  Wegsterbenden 
ein  nutzloses  gewesen;  noch  grösser,  nutzloser  und  auch  ver- 
meidlicher  ist  auch  der  Aufwand  für  später  Wegziehende." 
Im  Nebenstehenden  \^nirde  der  Versuch  gemacht,  die  württem- 
bergische Ein-  und  Auswanderungsbewegung  von  1856  bis  1870 

—  seit  1871  sind  die  Data  anders,  z.  T.  mangelhafter  erhoben 

—  zusammenzustellen,  und  die  bei  der  Zweifelhaftigkeit  des 
Materials  überhaupt  vorsichtig  zu  entnehmenden  Schlüsse  zu 
ziehen. 


>)  Das  Königreich  Württemberg  1884  S.  418. 
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1.  Die  Ziffern  der  Auswanderer  lassen  an  sich  —  abge- 
sehen von  den  Ziffern  der  ungünstigen  Jahre  1852—54  — 
weder  eine  Tendenz  zum  Steigen  erkennen,  noch  sonstwie 
ein   Kausalverhältniss  oder  innere  periodische   Entwickelung. 

2.  Die  Beziehung  zwischen  Ein-  und  Auswanderungsziffer 
ist  nicht  die,  dass  erstere  Ziffer  steigt,  wenn  letztere  fällt: 
während  die  Notjahre  dies  zu  ergeben  schienen,  repräsentirt 
1867  sowohl  die  grösste  Auswanderungsziffer  flir  1856 — 70 
als  auch  die  höchste  Einwanderungsziffer  desselben  Zeitraumes. 
Man  könnte  vielleicht  daraus  schliessen,  dass  ebensowohl 
starke  Notjahre  die  Auswanderung  begünstigen 
als  besonders  gute  Jahre,  wenn  nicht  hier  der  Krieg 
als   Grund  angenommen  werden  will. 

3.  Die  Differenz  von  Aus-  und  Einwanderern  nebst  mit- 
geführten Vermögen  —  soweit  diese  Erhebungen  zuverlässig 
8ind(!)  —  ergiebt  das  thatsächliche  Manko  mit  einer  ent- 
sprechenden durchschnittlichen,  aber  rein  theoretischen  Ver- 
mögensziffer  der  überschiessenden  Auswandererzahl: 

1856—60    1861—65    1866—70 

Faktischer  Menschenverlust:      16  306  1 3  600  22  553 

Vermögensverlust  pro  Kopf      93,8  fl.        164,7?  fl.      190,8  0.*) 

Diese  Ziffern  scheinen  doch,  trotz  der  Ungenauigkeit  ihrer 
Grundlagen,  vermöge  des  5jährigen  Durchschnitts,  Schlüsse  zu 
ermöglichen.  Die  Kopfziffer  vom  Volksvermögen  berechnet 
Rümelin  1863  auf  1337  fl.  Darnach  scheinen  obige  Ziffern 
des  Durchschnittsvermögens  der  württembergischen  Auswanderer 
(502^8  Gulden  von  1861  bis  1865)  gewissermassen  die  Aus- 
wanderung von  Bettlern  zu  repräsentiren.  Gesetzt  den  Fall, 
es  wandern  von  den  Angehörigen  eines  Volkes  diejenigen  aus, 
welche  unter  dem  Durchschnitt  des  Kopfquantums  liegen,  so 
wird  zwar  das  thatsächliche  Volksvermögen  vermindert,  aber 
die  Relation  der  Bevölkerung  zum  Gesammtver- 
mögen,  was  die  Hauptsache  ist  für  das  End- 
resultat, stellt  sich  günstiger.  Nun  tritt  aber  die  Frage 
heran :  ist  wirklich  jenes  ganze  Kopfbetreffniss  „auswanderungs- 
fihig"  ?  Manche  behaupten  dies;  aerAuswanderer  könne  ja  sein 
Stückchen  Land  versilbern.  Es  ist  aber  sicher,  dass  Mancher 
auswandert,  dessen  Vermögen  zum  grossen  Teil  noch  hier  ist; 
man  liest  z.  B.  fast  täglich  im  württembergischen  Staats- 
anzeiger von  Vermögen,  welche  für  solche  Ausgewandorte 
verwaltet  werden,    und   es    wäre   interessant,    sie   zusammen- 


1)  Diese  Ziffern  haben  in  ihrer  absoluten  Höhe  keine  Bedeutan^,  da 
äe  ja  rein  fiktiv  sind  (d.  h.  Auswanderervermögen  weniger  Einwanderer- 
vermögen  dividirt  durch :  Auswanderersumme  weniger  Einwanderersumme) ; 
allein  ihre  relative  Steigung  ist  wichtig. 
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zustellen.  Allein  ubgosolicn  von  deni  allem,  wer  beweist  uns, 
dass  gerade  jene  Durclischnittsziffer  das  Mase  ist,  an  dem  der 
Verlust  gemeuaen  werden  muss?  Kann  nicht  auch  erentudi 
die  Auswanderung  von  solchen  mit  U  b  e  r  durchachmttlicheni 
Vermögen  heilsam  sein  fUra  Ganze? 

4.  Wichtig  iat :  das  Steigen  der  durchschnitt- 
lichen Vermögens-Kopfziffer  der  Differenz  von 
Aus-  und  Einwandernden  indem  pro zi^ntualen Anwachsen 
von  100:  175,5:202,7.  Nehmen  wir  an,  dass  das  Volksein- 
kommen und  VolksvermOgen  in  den  Jahren  1856 — 70  gesti^en 
sei  wie  100 :  155 ')  —  was  sichorlich  eher  zu  hoch,  als  zu  nieder 
gegriffen  ist  — ,  ao  ergiebt  sich  im  Vergleich  zu  obiger  ZifFem- 
folge  schon  in  den  ersten  10  Jahren  eine  ganz  erkleckliche 
prozentuale  Mehrzunalime  des  Kopfbctreffnisacs  fltr  die  durch 
Auswanderung  überschtlBsig  Abgegangenen.  Liessen  sich  nun 
die  Auswanderer  genau  nach  B  eruf sein  komm  ensklaasen ,  wie 
wir  sie  im  Obigen  verlangt  haben,  gru^iren,  und  in  den 
einzelnen  BevOl kern ngs Zentren  genau  aunnachen,  so  wflrde 
sich  sofort  ergeben,  oh,  wie  wahrscheinlich,  die  Ansicht  des 
Reichskanzlers^)  die  richtige  ist,  welcher  die  Auswanderer  klasn- 
lizirt  in  solche,  die  noch  das  Geld  besitzen  zur  Auswanderung, 
und  solche,  die  es  schon  dazu  beisammen  haben').  „Ich  gebe 
zu"  ,  sagt  er ,  „daes  unter  Umständen  die  Neigung  sich  dem 
Militärdienst,  bei  den  Bauern  sich  den  Gnindsteuem  und  hohen 
Kommunallasten  zu  entziehen,  dabei  mitwirken  kann :  aber  im 
ganzen  ist  die  steigende  Aus  Wanderungsziffer  ein  unwiderleg* 
lieber  Beweis  des  steigenden  Vermögens  und  Erwerbs  im 
Lande,  und  wenn  die  Herren  das  nicht  wissen  und  nicht 
glauben,  dann  kennen  sie  das  Geschäft  nicht,  über  daa  sie 
hier  diskutiren."  Wir  kOnnen  nach  dem  oben  Ausgeführten 
hiezu  nur  bemerken,  dass  eine  systematische  Erhebung  dieser 
Dinge,  wie  die  Verhandlungen  zeigen,  ebenso  wünschenswert  is^ 
als  sie  biaher  lückenhaft  war ;  Differenzen  kHnnten  dann  nicht 
weiter  in  Betracht  kommen.  Doch  wenn  wir  auch,  alle  Gegen- 
tendenzen, welche  die  Differenz  von  AuswanderungsverroOgens- 
ziffer  mit  ihrer  Steigerung  gegenüber  den  analogen  Daten  des 
Volka Vermögens  hervorbringen,  abwflgend,  zu  dem  Resultate 
kämen,  dass  wirklich  jener  Fortscliritt  der  Auswanderung 
eine  Nachwirkung  steigenden  Wohlstands  int,  so  hätten  wir 
damit  noch  nicht  alle  Faktoren  erwogen. 

5.  Unter  den  Auawandcreni  waren : 

1856—6(1     1861—65       1866-70 
erwachsene    Männer      45,3  Proz.     45,6  Proz.       49,b  Proz. 

')  Oben;  i;*41-63  und  1863-t*.S.  S.  49. 

')  VerfaandloDgen  im  Bdchstag  ISX>  Janoar. 

')  !^iehe  Seite  106  Absatz  2. 
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Die  auffallende  Steigerung  von  der  zweiten  auf  die  dritte 
Ziffer  (1866  [Krieg!]  55,9  höchste  Ziffer),  sowie  die  Steigerung 
überhaupt  mag  uneW^rtert  bleiben.  Nun  ist  aber  nach 
EngeP)  die  ZsM  der  Erwachsenen  von  15  bis  65  Jahren  im 
württembergischen  Volke  60,6i  Prozent  bezw.,  wenn  die 
Personen  über  65  Jahren  (4,89  Prozent)  noch  hereingezogen 
würden,  65,4  Prozent  der  Bevölkerung;  letzteres  würde  sich  zu 
einem  Vergleich  kaum  eignen,  da  Auswanderer  von  über  65 
Jahren  wohl  zu  den  Seltenheiten  gehören.  Zur  Vergleich- 
barkeit ist  die  Relation  zwischen  männlicher  und  weiblicher 
Bevölkerung  von  1000  :  1071  filr  Württemberg  in  jene  Ziffer 
der  Erwachsenen  einzutragen,  damit  wir  eine  prozen- 
tuale Ziffer  für  die  männlichen  Erwachsenen  erhalten. 
Bei  Aufrundung  jener  Ziffer  auf  61  ergiebt  dies  als  Pro- 
zentsatz der  erwachsenen  Männer  61  X  -^^  =^  29,46  Pro- 
zent Demnach  verhält  sich  die  Ziffer  des  Landesdurch- 
schnitts  an  erwachsenen  Männern  zu  der  Durchschnittsziffer 
gleicher  Bedeutung  der  Auswanderer  beispielsweise  1866 — 1870 
wie  29,45  :  49,9  =  100  :  169,i.  Wir  erkennen  sofort,  dass 
diese  Differenz  von  nicht  unbeträchtlicher  Einwirkung  ist  auf 
dasjenige  Verhältniss,  dem  Engel  in  seiner  „Arbeitsbelastungs- 
ziffer"  einen  Ausdruck  gab;  denn  100  :  169  heisst  in 
diesem  Falle;  statt  dass  unter  einer  gewissen  Anzahl  Aus- 
wanderer die  normale  Zahl  von  100  arbeitsfähigen  Männern 
ist,  sind  ihrer  169  dabei,  die  „Sahne"  der  Bevölkerung  wird 
abgeschöpft  Schliessen  wir  noch  weiter  zurück,  so  finden 
wir,  dass  diese  Differenz  auch  auf  die  Erarbeitung  des  Volks- 
einkommens erschwerend  wirken  muss.  Allein  ist  es  viel- 
leicht möglich,  jenes  prozentuale  Verhältniss  mit  der  oben  ge- 
fundenen durchschnitdichen  Vermögensziffer  auf  einen  Haupt- 
nenner zu  bringen,  etwa  so,  dass  jenem  Durchschnitt  ein  ge- 
wisses Quantum  zugerechnet  gehörte?  —  aber  welches? 
Darüber  lässt  sich  vorderhand  nichts  sagen;  höchstens  soviel, 
dass  hier  nur  bei  sehr  grosser  Lokalisirung  der  Beob- 
achtungen, d.  h.  der  Möglichkeit,  alle  Einflüsse  und  fremden 
Momente  zu  isoliren,  endgiltige  Beurteilung  möglich  wäre. 

Dieser  Exkurs  sollte  —  gleichfalls  typisch  —  zeigen,  in 
welcher  Weise  etwa  die  Symptome  betrachtet  werden  können, 
bezw.  welche  Schlüsse  sich  hier  bei  der  UnvoUkommenheit  des 
Materials  ziehen  lassen  und  welche  gezogen  werden  könnten, 
wenn  die  Data  genauer  und  schon  länger  periodisch  erhoben 
wären!  Deshalb  auch  hier  wieder  das  Endorgebniss :  syste- 
matische Organisation  der  Erhebung  gerade 
solcher  Data,  aber  nicht  vom  Gesichtspunkte  lediglich 
der   Verwaltung  aus.     Mit  zunehmender   Genauigkeit   in  den 

')  Preuss.  etat.  Zeitschrift  1879  S.  84. 
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einzelnen  Daten  würde  die  Wahrscheinliclikeit ,  welche  sich 
aas  der  Kombinution  solcher  Symptome  ei^ebt,  in  geo- 
metrischer Progroasion  steigen,  und  i^r  gewisse  Din^ 
üher  welche  jetzt  noch  die  Ansichten  scharf  einander  gegen- 
überstehen, einen  hinlänglichen  Grad  von  Sicherheit  eiveben. 
Dass  eine  solche  Sicherheit  von  ungeheuerer  praktischer  Wich- 
tigkeit ist,  dos  zeigt  uns  faitt  jede  Reichstags verb andlang ,  in 
welcher  von  Wirtschaft! icht'n  Fragen  die  Rede  ist.  Um  nur 
eines  von  vielem  beizuziehen :  eine  solche  Meinungsverschieden- 
heit, wie  jene  Debatte  über  die  Auswandern ngsfrage  gezeigt 
hat*),  wäre  dann  einfach  unmöglich,  denn  Tliatsachen  brauchen 
nur  numerisch  konstatirt  zu  werden.  Dem  Staate  von  1786 
war  eine  Organisation  behufs  der  Volkszählung,  wie  sie  1886 
vorhanden  ist,  noch  fremd :  aber  wie  der  moderne  Kulturstaat 
ohne  solche  Volkszählungen  nicht  mehr  denkbar  ist,  »0  mnss 
CS  auch  in  Bälde  dahin  kommen,  dass  die  laufende  Erhebung 
gewisser  wirtschaftlicher  Thatsachen  ebenso  unumgänglich  not- 
wendig erachtet  wird.  Man  spricht  ja  so\'iel  von  der  sozialen 
Aufgabe  unseres  Jahrhunderts  i  messe  man  doch  zuerst  die 
Grösse  der  Lücke,  dann  erst  weiss  man,  welch  ein  Stttck 
nötig  ist,  um  sie  auazufiillen.  Diese  Forderung  wird  immer 
dringender  werden ,  denn  auch  die  weniger  klar  Denkenden 
spüren,  dass  man  vor  allem  müsse  unterscl leiden  lernen 
zwischen  dem ,  was  nur  Einzelnen  frommt,  und  dem,  was  der 
Oesammtheit  nützlich  ist. 


')  Reichstag  Januar  1 
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Vorwort. 


Wie  der  Fortschritt  der  Erkenntnis  in  den  Naturwissen- 
schaften darauf  beruht,  dass  einerseits  die  einzelnen  Natur- 
objekte möglichst  isolirt,  und  anderseits  die  Methode  der 
Untersuchung,   die   Instrumente  usw.    immer    von   neuem  ge- 

f)rüfk,  geschärft  und  vervollkommnet  werden,  ebenso  erforder- 
ich  erscheint  es  fltr  staatswissenschaftliche  Forschungen,  die 
einzelnen  Objekte  aus  dem  politischen  Gesammtleben  zunächst 
thunlichst  auszusondern.  Ebenso  nothwendig  ist  es  ferner, 
dabei  zugleich  die  wissenschaftlichen  Anschauungen,  Begriffe, 
Prinzipien  und  Postulate,  die  Lieblingsraeinungen  der  Schule 
und  cfer  öffentlichen  Meinung  auf  ihren  wahren  Werth  zu 
prllfen.  Nur  alsdann  kann  man  zu  relativ-wissenschaftlichen 
Ergebnissen  gelangen,  welche  der  Gegenwart  genügen. 

So  sehr  die  Kritik  und  die  begriffliche  Durchdringung 
auch  bei  historischen  Untersuchungen  der  Staats  wissen  Schäften 
als  das  Wichtigste  erscheinen,  ebensowenig  darf  bei  einer 
verhältnismässig  noch  jungen  Wissenschaft,  wie  es  die  Finanz- 
wissenschaft ist,  die  Schilderung  der  individuellen  Beschaffen- 
heit und  Eigenart  auch  der  geringsten  Steuern  als  Ausgangs- 
punkt unterlassen  werden.  Man  wird  bei  dieser  Gesammt- 
auftassung  finden,  wie  die  einfachsten  Finanzreformen  mit  den 
volkswirthschaftlichen  Zuständen,  der  Verwaltung  und  Rechts- 
ordnung, ferner  der  Bevölkerungsdichtigkeit,  der  moralischen 
und  politischen  Energie  eines  Volkes  in  innerer  Berührung 
stehen  und  von  Einfluss  sind.  Nur  alsdann  kann  man  diese 
einzelnen  Erscheinungen  des  Finanzwesens  vollständig  ver- 
stehen. 

Weniger  als  zu  erwarten  war,  boten  die  noch  vorhan- 
denen Urkunden  Material  hiezu.  Dennoch  gewähren  sie  uns 
den  bedeutsamen  Einblick,  dass  diese  einfachen  preussischen 
Steuerreformen  zugleich  wichtige  Reformen  der  Volkswirth- 
schaft  und  der  inneren  Politik  dieser  Epoche  enthalten  und 
veranlassen.  Und  das  ist  meines  Erachtens  das  Spezifisch- 
Preussische  an  diesen  Steuern   und   das  Charakteristische  der 


H'ilienzollempolitik.  Dadurch  erhalten  dieselben  ein  eigen- 
artiges Qeprflge,  wodurch  sie  sich  von  allen  gleicbzeitigeii  und 
späteren  Versuchen  in  Schweden,  in  Oeeterreich  wie  Uber- 
hnu]>t  in  der  bisherigen  Finanzgeschichtc  zu  ihrem  grossen 
Virrtheil  unterscheiden. 

Diese  bescheidenen  Steuern  reprSseniren  Errungen- 
schaften der  beiden  so  hervorragenden  KOnige  Preussena  auf 
dem  Qebiete  der  direkten  Steuern,  zu  welchen  Frankreich  erst 
nach  der  Revolution,  England  nie  gelangte,  während  Oeeter- 
reich nur  in  dem  Ccnsimento  Milanese  (1719 — 1760)  eine 
grosse  Leistung  gewagt  hat 

Ich  wurde  zur  Inangriffiiahme  des  Gegenstandes  dieser 
Schrift  —  über  den  Generalhufcnschoss  (1715—1719)  handelte 
meine  Inauguraldissertation  —  durch  Herrn  Prof.  Schmoller 
veranlasst  und  empfing  die  grOsste  Anr^ung  und  Forderung 
in  dem  staatswissenachafUichen  Seminar  desselben;  fUr  dies 
alles  tUhle  ich  mich  dem  letzteren  zu  innigstem  Danke  ver- 
pflichtet 

Gleichzeitig  sage  ich  auch  der  kOnigl.  Verwaltung  der 
Geh.  Staatsarchive,  inabesondere  den  Herren  Qeh.  Ärcbiv- 
rfithen  M.  Lehmann  und  Reuter  in  Berlin,  den  Staatsarchivaren 
Herren  Prof.  Grilnhagen  in  Breslau,  v.  Bulow  in  Stettin  und 
Dr.  R.  Prttmers  in  Posen  fUr  ihre  so  vielfachen  grossen  Be- 
mitbungen  meinen  verbindlichsten  Dank. 

Tauersee  in  Ostpreussen  im  Juli  1887. 
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Einleitung. 


Die  Entwickelung  des  Finanzwesens  in  Deutschland  hat  nach 
einander  innerhalb  der  verschiedenen  politischen  Körper,  der 
mittelalterlichen  Städtestaaten,  des  Reicnes  und  der  Territorien 
stattgefunden.  Während  aber  in  den  Städten  des  Mittelalters, 
in  welchen  zuerst  die  Geldwirthschaft  an  Stelle  der  Natural- 
wirthschaft  trat,  die  Finanzwirthschaft ,  insbesondere  das 
Steuer-  und  Staatsschuldenwesen,  einen  hohen  Grad 
und  eine  interessante  Ausbildung  erreichte  ^),  gelangte  das 
Reich  nur  zu  eigentlichen  Matrikularbeiträgen.  Die  wichtig- 
sten politischen  Machtkreise  und  die  eigentlichen  historischen 
Träger  der  Steuerentwickelung  bis  zu  Anfang  unseres  Jahr- 
hunderts sind  die  Territorialstaaten  geworden. 

In  diesen  findet  in  dem  Jahrhundert  des  grossen  geistigen 
und  wirthschaftlichen  Aufschwunges,  und  zwar  in  der  ersten 
Hälfte  des  16.  Jahrhunderts,  die  grösste  und  wichtigste  Epoche 
der  Steuerentwickelung  statt.  Fast  in  allen  ständischen  ratri- 
mohialstaaten  finden  wir  aus  dieser  Zeit  die  ersten  Kataster 
vor.  In  Böhmen*)  und  in  Schlesien®)  werden  bereits  grössere, 
nach  einheitlichen  Gesichtspunkten  verfasste  Steuerreformen 
durchgeführt,  in  Bayern  eine  umfassende  Steuerordnung*) 
erlassen. 

üeberall  aber  tritt  seit  dieser  Zeit  ein  Stillstand*)  ein» 
Die  Kataster  werden  nicht  vervollkommnet  oder  fortgeführt; 
die  bisherigen  Steuern  erstarren  oder  entarten.  Schliesslich 
dienen  sie  nur  noch   zu  einem    Vertheilungsschlüssel   für   die 


^)  G.  Schönber^,  Finanzverhältnisse  Basels  im  14.  und  15.  Jahr- 
himdert,  Tübingen  1879,  und  Zeumer,  die  deutschen  Städtesteuern,  be- 
sonders die  städtischen  Beichssteuern  im  12.  und  13.  Jahrhundert 
(HchmoUers  Staats-  und  socialw.  Forschungen  I  2),  Leipzig  1878. 

^  V.  Gindelj,  Geschichte  d.  böhm.  Pin.,  Denkscnr.  der  k.  k.  Aka- 
demie ber  Wissenschaften  Bd.  18. 

")  K.  G.  Kries,  Historische  Entwickelung  der  Steuerverfassung  in 
Schieden,  Breslau  1842. 

^)  Lud.  Hoffmann,  Geschichte  der  direkten  Steuern  in  Bayern 
(Schmollers  Staats-  u.  socialw.  Forschungen  IV  2),   Leipzig  1883,  S.  53  ff. 

^)  G.  ScbmoUer,  Epochen  der  preussischen  Finanzpolitik  (Jahrbuch 
für  Gesetzgebung  usw.  im  Deutschen  Reiche  1877  S.  41  ff.). 
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lokale  Subrepartition.  Die  zu  tinnier  grosserer  Macht  ge- 
langenden Stände  hatten  uberhuupt  an  einer  Reform  kein 
Interesse  mehr,  am  allerwenigsten  an  der  Steuerentwickelong. 
Erst  mit  der  Erstark ung  der  Staatsgewalt  gegenüber  dem 
StAndotbam  zur  Zeit  des  aufgeklärten  Despotismus  beginnt 
wieder  eine  Periode  der  Reform  direkter  Steuern  vom  Ende  des 
17.  bis  zum  Ende  des  18.  Jahrhunderts,  welche  erst  durch  die 
Steuerreformen  in  unserem  Jahrhundert  thciU  Übertreffen,  theils 
fortgefilhrt  werden. 

Die  wichtigHten  dieser  Steuerreformen,  wie  sie  in  den 
einzelnen  preuBsischen  Provinzen  im  Laufe  des  18.  Jahr- 
hunderts durchgeführt  werden,  ausflihrlicb  zu  bebandeln,  ist 
der  Zweck  und  die  Aufgabe  dieser  Arbeit. 


Erster  Abschnitt 
Der  General  hufenschoss  in  Ostpreussen 

(1715—1719). 


§  I.    Die  Btäudisehen  Steaerti. 

Sowohl  wegen  seiner  politist^hcn  Entwickelung  als  such 
insbesondere  infolge  seines  Finanzwesens  gebOrt  OstpreusseD 
zu  den  her%'orragend8ten  Territorien  im  Mittelalter.  Die  poli- 
tischen Zustände  waren  hier  ganz  viirnehmlich  auf  die  Aus- 
bildung des  Steuerwesens  von  massgcbendstem  Einflüsse.  Nach 
dem  Wechsel  der  ersteren  zerfallt  die  Entwickelung  der 
Steuern  dieses  Territoriums  in  drei  Absclmitto:  in  die  Zeit 
bis  zur  Säkularisation  des  Ordcnslandea  (1525),  in  die  Periode 
bis  zum  Heimfall  des  Herzogthums  an  Kurbrandenbui^  (1618) 
und  endlich  in  die  Epoche  bis  zum  Regierungsantritt  KOnig 
Friedrich  Wilhelms  1.  (1713). 

Vf»r  der  Säkularisation  flössen  den  Ordensherren  die 
grossen  Einkünfte  aus  der  geordneten  Zins  Verfassung  und 
der  vorzüglichen  Regal-  und  Domänenwirthschaft  zu;  Steaern 
kommen  erat  gegen  das  Ende  der  Ordensherrschaft  und  nur 
in  wenigen  Fällen  vor. 

Um  ein  Söldnerheer  (1391)  zum  Zuge  gegen  die  Lithaner 
(Jagello)  anzuwerben')  und  bei  dem  Ankauf  der  Meumark 
(1401)  wurden  von  dem  Hochmeister  Vermögens-  und   Kopf- 


VII.  2.  3 

steuern  erhoben;  seit  1411  kommen  infolge  des  Krieges  wieder- 
holt Vermögens-,  Familien-  und  Dienstlohnsteuem  ^)  vor. 

Alle  diese  Steuern  sind  mehr  durch  Gewalt  erzwungen 
als  durch  kluge  Politik  mit  dem  Anschein  ihrer  Berechtigung 
von  den  Bewohnern  erhoben.  Ich  verweise  nur  auf  den  bru- 
talen Vorgang  gegen  die  Stadt  Danzig.  Der  Orden  war  nicht 
mehr  fähig,  dieses  neue  Institut  politischen  Lebens  in  einer 
einigermassen  geschickten  Weise  auszubilden.  Und  dieser 
Umstand  war  eine  der  Hauptursachen  zum  Bürgerkrieg  und 
zu  dem  Verlust  eines  Theiles  von  Preussen  an  Polen. 

Nach  der  Säkularisation  des  Ordenslandes  treten  die 
Steuern  in  den  Vordergrund  des  Finanzwesens  und  bilden 
die  Hauptoinnahmequelle  des  Herzogs.  Sie  werden  regel- 
mässig von  den  Ständen  bewilligt,  welche  bald  fast  alle  Be- 
fugnisse über  dieselben  an  sich  reissen.  Nirgends  nämlich 
haben  sich  die  Verhältnisse  zwischen  dem  Territorialfürsten 
und  den  Ständen  in  Deutschland  so  sehr  zugespitzt  wie  hier. 
Als  die  Stände,  insbesondere  die  Vertreter  der  Städte,  sich 
dem  Herzog  Albrecht  gegenüber  zu  wenig  willfährig  erwiesen 
und  zu  geringe  Summen  bewilligten,  erbot  sich  ein  politischer 
Abenteurer,  Hans  v.  Besenrode,  (1529)  dem  Herzog,  durch 
Gewalt  die  Macht  der  Städte  vollständig  zu  brechen  2).  Mit 
Hilfe  eines  Söldnerheeres  wollte  er  die  Auslieferung  aller 
Privilegien  der  Städte  Königsberg  durchsetzen  und  dieselben 
in  Dörfer  verwandeln.  Kurz  vor  der  Ausführung  dieses 
Planes  jedoch  starb  Besenrode.  Ein  anderer  politischer  Aben- 
teurer, Skalich,  macht  sich  (1560)  dem  Herzog  gegenüber  an- 
heischig, mit  Hilfe  eines  grösseren  Söldnerheeres  die  Macht 
der  Stände  vollständig  zu  beseitigen  und  dieselben  „in  Unter- 
wilrfigkeit  zu  erhalten".  Skalichs  Plan  wurde  aber  zu  früh 
bekannt,  und  es  erfolgte  die  sogen.  Adelsrebellion,  das  eigen- 
thibnlichste  Ereignis  der  ständischen  Epoche  in  Deutschland. 
Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  auf  diese  Verhältnisse  näher  ein- 
zugehen. Die  Folgen  derselben  für  die  Steuerbewilligung 
wurden  bald  fühlbar.  Der  alternde  Herzog  bekam  auf  den 
Landtagen  kaum  noch  so  viel  bewilligt,  um  die  nothdürftigsten 
Bedürfhisse  decken  zu  können.  Nach  seinem  Tode  haben  die 
Stände  nur  Steuern  bewilligt,  welche  nicht  einmal  zur  Ab- 
zahlung seiner  Schulden  ganz  genügten. 

Der  vorzügliche  ansbacher  Gubernator  Georg  Friedrich 
hatte  indessen  durch  seine  gute  Regal-  und  Domänenwirth- 
schafb  sich  wieder  ergiebige  Einnahmequellen  zu  schaffen 
gewusst. 


^)  Toppen,  Der  deutsche  Ritterorden  und  die  Stände  Preussen«,  in 
V.  Sjbels  mstorischer  Zeitschrift  Bd.  10  1881  S.  431  ff.  beschreibt  diese 
Steuern  ausführlich. 

^Toppen,  Zur  Geschichte  der  ständischen  Verhältnisse  in  Preussen, 
in  V.  Kaumers  histor.  Taschenbuch  8.  Jahrg.  1847  8.  Sil  ff. 
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Innerhalb  der  Stände  »elbst  aber  eriangen  die  Vertrete 
des  Adel«  die  fllhrende  Stellung  xum  grossen  Nachtbml  d«r 
Slftdte.  Alle  Steuern,  welche  schliesslich  auf  den  Landtagen 
bewilligt  werden,  sind  gegen  die  Städte  gerichtet  and  anf 
deren  Einkr)ninien&-  und  VcnnögensveriiBltnisae  berecfaneL 

Die  Bierziene  zunächst,  von  dem  Malz,  das  in  die  Hfilile 
gebracht  war,  erhoben,  wurde  fast  nur  von  den  Städten  ge- 
tragen. Der  Bierpfennig  femer,  uraprUnglich  eben&lls  nach 
dem  Malz,  später  nach  dem  fertigen  Gebräu  umgelegt,  traf  zum 
grOssten  Thei),   da  der   Adel   fllr  seine  Tische  Steuerfreiheit 

fenoss,  die  städtische  BerSlkerung.  Uro  die  ungleiche  Wir- 
iing  de«  Bierpfenntgs  auf  Stadt  und  Land  zu  charakterisiren, 
führten  die  Vertreter  der  Städte  auf  dem  Landtage  1580  die 
Thatsache  an,  dass  im  Amte  Balga  der  gesammte  Adel  nicht 
volle  15  Mark,  die  Freien  und  Bürger  120  Mark,  die  einzige 
Stadt  Heiltgenbeil  aber  700  Mark  an  doppeltem  Bierpfennig 
bis  dahin  gesteuert  haben ').  Durch  Hufen-  und  VennOgena- 
ateuern  weiterhin  wollte  man  zwar  ursprünglich  Land  und 
Stadt  einheitlich  und  gleichmttssig  besteuern.  Wie  der  Adel 
von  den  Hufen,  so  hatten  die  SÜdte  von  dem  Werthe  ihrer 
nlie^endon  Gründe"  und  zwar  von  je  100  Mark  desselben 
den  gleichen  Steuersatz  zu  entrichten,  und  die  Einwohner, 
welche  keine  Übenden  GrUnde  besaesen,  zahlten  von  je  100 
Mark  ihres  Vermögens  nach  eben  diesem  Steuerfuss.  Diese 
partielle  Vermögenssteuer  gelang  es  aber  dem  Adel  meist  bei 
jeder  grösseren  Steuerforderung  in  eine  allgemeine*)  zu  er- 
weitern. Alsdann  wurde  diese  Steuer  nicht  blos  von  den 
Hufen  und  liegenden  Gründen,  sondern  von  allen  haaren  and 
ausgeliehenen  Kapitalien  erhoben.  Und  damit  hatten  die 
Städte,  da  das  mobile  Kapital  vornehmlich  in  diesen  vor- 
handen und  hier  leichter  zu  konstatiren  und  zu  erfassen  war 
als  auf  dem  platten  Lande,  den  grösseren  Theil  dieser  Steuem 
zu  tragen. 

Neben  diesen  Steuerarten,  welche  auf  den  Landtagen 
immer  wiederkehren,  kommen  noch  vereinzelt  eine  Viehsteuer 
und  Abgaben  von  den  Mühlen,  Hämmern,  Oefen,  Hütten, 
Wehren,  Zapfen  und  „angemessenen  Sachen"  fUr  Fischer,  Hand- 
werker, Tagelöhner,  Instlcute  »ind  Hausirer  vor. 

Diese  wenigen  Andeutungen  mögen  hier  genügen,  um  zu 
zeigen,  wie  ungleich  massig  in  dieser  Periode  die  Steuerlast 
auf  Stadt  und  Land  verthcilt  war.  Es  ist  hier  nicht  der  Ort 
zu  untersuchen,  inwieweit  diese  Steuerpolitik  den  damaligen 
wirth schaftlichen  Zuständen  entsprach'), 

'I  l'üppcn.  Die  prenwischea  Lsndtage  wäbrend  der  Regentschaft  d 

igrafen    "- —  ^-'-^-'-^    —-     .— v„l     n ..„  ^ 

Hohenstein  i 


MgrkRrafen   Georg  Friedrieb  von  AnBMch,  Prograinin  des  Gjmnas.  ■ 

"  '        ■   ■     ■.  Pr.  186"    "    '■' 


;.  B.  anf  den  Laadtsgen  lög6,  1602. 
')  leb   werde  so  einem  anderen  Ort,  bei  der  Betrachinng  der  Steuer- 
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Als  Preussen  an  Kurbrandenburg  fiel,  erwuchs  fUr  die 
Hohenzollem  die  schwierige  Aufgabe,  das  Finanzwesen  des 
Herzogthums  zu  ordnen  und  den  Gesammtbedürfnissen  anzu- 
passen. 

Der  Grosse  Kurfürst  ging  auch  hier  planmässig  zu  Werke. 
£s  kam  ihm  zunächst  alles  darauf  an,  die  Gesammtsummen, 
welche  seine  Politik  und  sein  Militäretat  jährlich  nothwendig 
erforderten,  von  den  preussischen  Ständen  möglichst  voll- 
«tändig  bewilligt  zu  erhalten.  Er  überliess  daher  vorerst  die 
Oberaustheilung  und  die  Wahl  der  Steuern  den  letzteren  voll- 
ständig. 

Die  Politik  der  Stände  aber,  d.  h.  des  Adels,  der  die 
Oberhand  hatte,  war  darauf  gerichtet,  diese  Lasten  durch  die 
vielfachsten  Steuern,  die  nach  einzelnen  Objekten  und  nach 
gleichen,  unabgestuften  Sätzen  umgelegt  waren,  auf 
die  dichtere  Stadt-  und  Domänenbevölkerung  abzuwälzen  und 
•die  kleinen  und  ärmeren  Bewohner  möglichst  heranzuziehen. 

Eine  kurze  Uebersicht  dieser  Steuern  möge  das  veran- 
schaulichen. 

Das  Kopfgeld,  das  wenig  und  ungleichmässig  abgestuft 
war,  lastete  vornehmlich  auf  den  kleinen  Leuten  der  Stadt- 
und  Domänenbevölkerung.  Für  den  Hufenschoss  gab  es  gar 
keine  Abstufung  der  Steuersätze:  alle  Hufen  im  ganzen  Lande 
waren  mit  einem  gleichen  Steuerfuss  belegt.  Der  Hom- 
imd  Klauenschoss  ward  ebenso  in  der  ganzen  Provinz  nach 
gleichen  Sätzen  erhoben,  ohne  Rücksicht  auf  die  verschieden- 
artige Beschaffenheit  der  Weideflächen  und  die  Bonität  der 
Wiesen.  Daneben  kam  das  Mastgeld  vor,  welches  vom  Fett- 
vieh entrichtet  wurde. 

Die  ländliche  Tranksteuer  wurde  von  jedem  Scheffel 
Malz  und  Branntweinschrot,  die  in  die  Mühle  gebracht  waren, 
erhoben.  Nur  gegen  Uebergabe  des  Steuerzeichens  durfte  der 
MiÜler  mahlen  und  nach  der  Zahl  dieser  Zettel  wurde  die 
Steuer  an  die  Behörde  abgeführt. 

Neben  allen  diesen  Steuern  kommt  viele  Jahre  die  für 
das  platte  Land  drückendste  und  unpassendste,  die  General- 
akzise vor. 

Es  ist  klar,  dass  jeder  Besitzer,  welcher  schlechte  und 
wenig  ergiebige  Aecker  besass,  infolge  der  vielen  gleichen 
Steuersätze  zu  viel,  jeder  Eigen thümer  fruchtbarer  Ländereien 
zu  wenig  zu  zahlen  hatte. 

Daher  entstanden  die  lautesten  Klagen  im  Lande  und  wirth- 
schafUicher  Nothstand  bei  den  einzelnen  Steuerzahlern.  Dieser 
unerträgliche  Steuerdruck  wurde  überdies   durch   die   häufige 


entwickelung  in  den  Territorien   bis  zum  DreissigjKhrigen  Krieg,   unter 
anderem  hierüber  ausführlich  bandeln. 
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TTifiderbolniig  derselben  .Steuern  innerhalb  eines  Jahres  fOr 
die  echwicheren  Steuerzahler  noch  ganz  besonders  empfindlich. 
Nc<ch  1716  suchten  die  ständisohen  Vertreter  in  Beriin 
die  «tlndiet-heD  Scliösse  unter  anderem  damit  su  vertheidigen, 
dass  sie  auf  ein  Mdmeni  aufmerksam  machten,  welche«  die- 
selben mit  den  indirekten  ätfuern  gemeinsam  haben.  Bei 
diesen  SchSsst^-n  hatte  der  Bauer,  wie  sie  ausführten,  den  Vor- 
tbeil,  dass,  wenn  ihm  ein  Objekt  zu  Grunde  gehe,  z.  B.  ein 
.Stück  Vi<-h  I^IIl  er  zugleich  dadurch  eine  Remission  erhalte, 
weil  die  Steuer  damit  aufhöre.  Genau  besehen,  sind  alle  diese 
stAnd i seh en  Obji-ktsteui'm  lediglich  indirekte  Steuern.    Und 

fersdc  deshalb,  weil  sie  indirekte  .Steuern  sind,  enthalten  sie 
ie  grosse  historische  Ungerechtigkeit  Bei  den  indirekten 
Steuern,  z.  B.  der  .Salz-,  der  .Stempelsteuer,  sind  die  Steaer- 
objekte  gleiche  wirthschaft  liehe  Grßssen,  z.  B.  der  Zentner 
Salz,  die  Urkunde  über  1000  Mark.  Bei  einer  Hufensteuer 
sind  die  Hufen  nur  ihrem  Umfange  nach  gleiche  Objekte; 
ihre  ökonomischen  Erträge  und  Wert  he  aber  sind  je 
nach  der  natürlichen  Bodenbeschaifenheit ,  dem  dauernden 
Wirthschaftßbetrieb,  der  Lage  und  AbsatzfUhigkeit  ausserordent- 
lich verschieden. 

Daher  wurden,  als  sich  die  wir thsc haftlichen  Verhilltnisse 
nach  dem  Dreissi^ährigen  Kriege  wieder  konsolidirten ,  in 
allen  Territorien,  wo  es  diese  stJindischen  Hufensteuem  usw. 
gab,  die  Klagen  vornehmlich  wegen  dieser  formellen  Gleich- 
heit und  der  wirthschaftliehcn  Ungleichheit  dieser  Hafen 
und  der  anderen  Steuerobjekte  laut') 

Der    Grosse  Kurfürst   suchte    schrittweise    diesen  Uebel- 


■)  Ich  kann  auf  die  steuertechDische  Natur  aller  bisher  berflluteik 
Steaem  hier  nicht  eincehcD  und  werde  ea  an  der  oben  S.  4  Anro.  S  be- 
merkten Stelle  thun.  Ich  bemerke  hier  nur,  lun  Miseveratändnissen  vor- 
zabeugen,  da«  alle  Steuern  in  zwei  Gruppen  zerfallen:  I)  entweder 
werden  die  Objekte,  nach  welchen  die  Steuern  umgelegt  uod  erhoben 
werden,  nach  ihrer  Grosse  in  <ield  genau  berechnet  (katastrirt)  oder 
■ummsrisch  feetgestellt  und  GeldquoCen  derselben  ale  Steuer  angenommen  : 
2)  odci-  es  wird  absichtlich  vermieden  und  unterlassen,  die  Ob- 
jekte, nach  welchen  diese  Steuern  umgelegt  sind,  nach  ihrer  Grösse  in  Geld 
ii^ndwie  genau  zu  lixiren.  Zu  diesen  letzteren  gehüreu  die  sogen,  in- 
direkten Steuern  und  in  früheren  Epochen  die  meisten  Steuern,  die  man 
mit  den  wunderbarsten  Namen  beleet  hat.  Ich  kann  es  nicht  unter- 
lassen noch  hinzuzufügen,  dsüs  die  Steueren Cwickelung  naturgemtiBa 
mit  der  vomehmliehen  Ausbildung  der  ad  2|  geschilderten  Abgabea  be- 
gonnen bat  nnd  dass  die  weitere  Entwickeluug  des  Finanzwesens  dahin 
tendiren  wird .  an  Stelle  der  unter  2)  gehörenden  Abgaben  immer  mehr 
Steuern  einzuführen,  deren  Gbjekte  man  entweder  cenau  oder  nngefthr, 
ausführlich  oder  summarisch  in  Geld  berechnet  oder  in  HeziehunK  m 
bringen  suchen  wird  zum  Vennüeen  und  Einkommen  der  einzelneD 
Steuerzahler  oder  der  ganzen  BevoIkeruiigshiaRsen  oder  des  ganzen  Volkes 
(Inl&nder,  Ausländer).  Und  das  ist  meiues  Erachiens  eine  der  schweren 
Aufgaben,  die  Theorie  und  Praiia  annähernd  und  allmäblich  zu  ISsen 
versuchen  wird  und  muss. 
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ständen  im  Steuerwesen  entgegenzutreten.  Er  regelte  1666 
die  Oberaüstheilung  der  Steuern :  ^s  hatten  die  Städte  (Königs- 
berg ^/e,  die  anderen  Städte  ebensoviel),  ^/s  hatte  das  platte 
Land  aufzubringen. 

Die  Akzise  war  ein  alter  modus  colligendi  in  Ostpreussen, 
ruhte  wesentlich  auf  dem  Malze,  dem  Mehle,  dem  Fleisch.  Die 
Städte  brachten  mit  derselben  in  der  Regel  ihr  Kontingent 
auf.  Es  folgte  nun  mehr  und  mehr  ein  Druck  der  Regierung 
auf  die  Art  der  Akzisebesteuerung;  so  wurden  schon  1658 
und  dann  wieder  1677  die  Kaufmannswaaren  herangezogen; 
mehrjährige  Akzisebewilligungen  kommen  vor.  Die  Erhebung 
dieser  Steuer  auf  dem  Lande  hörte  nach  und  nach  auf.  Zum 
Schlüsse  der  Regierung  des  Grossen  Kurfürsten  ist  die  Akzise 
eine  feste,  rein  städtische  Steuer,  welche  noch  in  städtischer 
Verwaltung  steht,  aber  ihre  Rechnungen  kurfürstlichen  Kom- 
missarien vorlegen  muss  und  sich  den  brandenburgischen  Ein- 
richtungen nähert.  Im  Jahre  1690  kam  die  Akzise  der  kleinen 
Städte,  1713  die  von  Königsberg  unter  direkte  staatliche 
Leitung. 

Seit  1671  wollte  der  Kurfürst  die  von  den  Ständen  an- 
gebotene Generalakzise  für  das  platte  Land  nicht  mehr  an- 
nehmen, sondern  verlangte  eine  Hufensteuer.  Darauf  Hess  er 
unbewilligte  Hufensteuern  ausschreiben,  wobei  er  für  das 
wenig  firuchtbare  Oberland  den  Steuersatz  um  ein  Drittel 
ermäflsigte. 

Schon  1664  hatte  der  Grosse  Kurfürst  den  Plan ')  gefasst, 
nachdem  er  ein  Gutachten  von  den  vier  Hauptämtern  und 
den  Abgeordneten  Königsbergs  eingefordert,  eine  dauernde 
Grundabgabe  flir  das  platte  Land  einzuführen,  die  nach  der 
Aussaat,  dem  Viehstand  und  dem  Ertrage  abgestuft  werden 
sollte.  Er  ertheilte  diesbezügliche  Befehle  an  den  Statthalter 
und  die  preussische  Regierung.  Diese  wandte  sich  an  die 
Stände,  und  zwar  zunächst  an  das  „kleine  Konsilium^,  das 
vornehmlich  aus  dem  Landadel  zusammengesetzt  war.  Letzteres 
erklärte  die  neue  Abgabe  in  Preussen  für  nicht  durchführbar 
und  schlug  seinerseits  die  Besteuerung  „der  Konsumtibilien" 
vor.  Der  Grosse  Kurfürst  musste  deshalb  sein  Vorhaben 
aufgeben. 

Im  Jahre  1684  hatte  der  Kurfürst  von  neuem  versucht 
eine  verbesserte  Grundsteuer  für  das  platte  Land  einzuführen 
und  eine  Kommission  bereits  eingesetzt,  welche  die  Privilegien, 
die  Hufenzahl  und  die  Bonität  der  Aecker  untersuchen  sollte. 
Die  Stände  protestirten  energisch  dagegen.  Gegen  die  Kom- 
mission selbst  machten  sie  geltend,  dass  dieselbe  aus  Bürger- 
lichen bestände  und  ihre  Instruktion  ohne  Zuziehung  der 
Stände   abgefasst   wäre.     Auch    dieser   Plan    musste   schliess- 

1)  Baczko  a.  a.  0.  Bd.  5  S.  364  ff. 
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lieh   au^^e^ben   und   vertagt    und   die  Kommiuion  . 
werden. 

Mehr  konnte  der  Grosse  Kurfürst  gegenüber  den  Ständen 
nicht  erreichen.  Ho  dauerten  diese  ungerechten  Zuatftnde  fort, 
deren  achlieseliche  Wirkungen  auf  die  Bauern  und  kleinen 
Leute  Baczko  in  den  grellsten  Farben  schildert 

Nach  dem  Tode  des  Grossen  Kurfürsten  erfolgte  bU  suin 
Regierungsantritt  Friedrich  Wilhelms  I.  keine  Aendemng 
dieser  Verhältnisse.  Als  dieser  Monarch  den  Thron  bestieg, 
hatte  bereits  auch  ein  Theil  des  Adels,  der  arme  und  weniger 
bemittelte,  unter  diesen  Steuer^-erhftltnissen  sehr  xa  Idden. 
Nur  noch  die  reichen  und  zu  der  herrschenden  Adeladiqne 
gehörenden  blieben  davon  unberührt  oder  zogen  sogar  Vor- 
theile  daraus. 


§  2.    Waldbnrgs  Stenerreform.    Tendenzen  derselbeB. 

Friedrich  Wilhelm  I.  erhielt  bei  seiner  Anwesenheit  in 
Königsberg  (1714)  persönlich  einigen  Einblick  in  die  verwahr- 
losten Zustände  der  Finanz-  und  inneren  Verwaltung;  die 
traurige  Lage  des  Landes  machte  auf  ihn  den  tiefäten 
Eindruck. 

Einer  der  Führer  der  Opposition  unter  dem  Adel,  der 
kühne,  lioclibegabte  Karl  Heinrich  Graf  Tnichsess  zu  Wald- 
burg*), hatte  insbesondere  dem  Könige  in  einer  Audienz  Er- 
öffnungen über  die  schlimmsten  .Seiten  des  Finanzwesens  und 
der  Verwaltung  gemacht.  Friedrich  Wilhelm  I.  forderte  den 
Grafen  auf,  darüber  eine  Denkschrift  nach  Berlin  zu  senden. 
Waldburg  reichte  dieselbe  bereits  im  Oktober  dieses  Jahres  ein. 

Mit  rücksichtsloser  Offenheit  und  in  vollem  Umfang 
schildert  Waldburg  in  derselben  die  praktischen  Konsequenzen 
des  ständischen  Finanzwesens,  unter  welchen  das  Land  seufiEte. 

Infolge  der  vielen  ländlichen  Steuern  hätten  sich  eigen- 
tliOmliche  agrarische  Zustände  herausgebildet. 

Der  Adel  hielte  wegen  des  drückenden  Hörn-  und  Klauen- 
schosses möglichst  wenig  Vieh,  wobei  er  in  kurzsichtiger  Weise 
ofl  die  eigene  Wirthschaft  vernachlässigte  und  die  Vortheile 
der  Viehzucht  aus  dem  Auge  licase.  Dagegen  wurden  die 
Frohnen  der  Bauern  bis  aufa  äusserstc  angespannt,  so  das« 
viele  Adelige  gar  kein  Vieh  auf  ihren  Vorwerken  hielten  und 
idics  von  den  Dienst-  und  Scharwcrkabaucm  bestellen  Hessen. 
Der  Bauer  hätte  nur  so  viel  Pferde  und  Zug\-ieh,  als  er   fllr 

'  I  L'eber  Waldburss  Persönlichkeit,  seine  Wirksamkeit  aof  dem  Qe- 
biete  der  inneren  Politik  siehe  Schmniler,  Die  Verwaltung  OstprätuMna 
untfr  Friedrich  Wilhelm  I.  in  v,  SybeU  historischer  Zeitschrift  Bd.  W 
1«T3  S.  .W-6'J. 
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seine  Frohndienste  brauchte,  und  schädigte  noch  mehr  als  der 
Adel  seine  eigene  Ackerwirthschaft  Ebenso  würden  wegen 
der  Kopfsteuern  beim  Adel  wie  bei  den  Bauern  möglichst 
wenig  Personen,  Gesinde,  Tagelöhner  gehalten,  weniger  als 
es  für  die  Landwirthschaft  zuträglich  wäre. 

Noch  mehr  als  diese  ständischen  Steuern  hätten,  wie 
Waldburg  richtig  weiter  ausfuhrt,  die  Missstände  der  ständi- 
schen Steuerverwaltung  und  -erhebung  unerhörte  und 
unerträgliche  Zustände  hervorgerufen  und  den  mo- 
ralischen Sinn  des  Volkes  zerstört  Defraudationen,  Be- 
stechungen, Konnivenz  und  der  überall  vorkommende  casus 
pro  amico  brächten  es  dahin,  dass  die  Steuerlast  in  vollem 
Umfange  nur  noch  von  (den  Armen,  Ehrlichen  und  denjenigen, 
welche  ausserhalb  der  herrschenden  Adelskoterie  und  deren 
Anhang  ständen,  getragen  würde  und  hart  drückte.  Je  reicher, 
einflussreicher  einer  sei,  je  enger  er  zu  der  herrschenden 
Adelsclique  gehöre,  desto  weniger  zahle  er  von  der  de  jure 
auf  ihn  fallenden  Steuersumme.  Durch  Autorität,  Aemter, 
Geschenke,  Bestechungen  der  Schosseinnehmer,  Verschweigen 
der  wahren  Hufenzahl  brächte  man  es  so  weit,  dass  die 
Besitzer  von  40  Hufen  durchschnittlich  nicht  mehr  Steuern 
zahlten,  als  diejenigen,  welche  zehn  besitzen. 

Bei  den  jährlichen  statistischen  Erhebungen,  den  sogen. 
Konsignationen,  die  bei  dem  Kopf-  und  Hornschoss  vorge- 
nommen wurden,  hätten  grosse  Defraudationen  und  Umtriebe 
stattgefunden.  In  vielen  Aemtern  hätten  die  Schosseinnehmer 
je  nach  der  Höhe  der  Geschenke  die  Anzahl  der  Menschen 
und  die  Grösse  der  einzelnen  Viehgattungen  bei  diesen  amt- 
lichen Erhebungen  bestimmt.  Die  Vorschrift,  die  Aussagen 
mit  einem  formellen  Eid  zu  bekräftigen,  veranlasste  unzählige 
Meineide. 

Um  dem  drückenden  Kopfschoss  zu  entgehen,  halte 
der  Bauer  seine  Kinder  von  der  Kirche  fern,  oder  lasse  er 
sie  bei  den  Papisten  in  Polen  taufen. 

Die  Umtriebe,  welche  bei  der  Tranksteuer  und  dem  Mast- 
geld vorgekonmien  sind,  mögen  hier  unberührt  bleiben. 

Die  ganze  ständische  Verwaltung,  die  Kastenherren,  die 
Kastenschreiber,  die  Amtshauptleute  und  adeligen  Beisitzer 
sowie  die  Schosseinnehmer  waren  mehr  oder  weniger  bei  diesen 
Defraudationen  direkt  oder  indirekt  betheiligt. 

Ausser  diesen  Missständen  sollen,  wie  Waldburg  bemerkt, 
noch  so  vielfache  Ränke  vorgekommen  sein,  dass  sie  kein 
Mensch  trotz  aller  Bemühungen  ergründen  könnte. 

Die  Macht  der  Schosseinnehmer,  welche  das  Recht  die 
Exekution  zu  verhängen  hatten,  wurde  von  den  Bauern  so 
gefürchtet,  dass  die  königlichen  Dörfer  denselben,  um  blos 
deren  Gunst  zu  erhalten,  gewisse  Fuhren  Holz  und  bestimmte 
Getreidelieferungen  wie   eine   Pflicht  freiwillig  leisteten.     Oft 
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hlltten  die  Schosscinnchmer  den  augenblicklich  anvermSgonden 
Steuerzahlern  die  öteuersmnmen  vorgeutreckt,  um  gie  vor  der 
ge fürchteten  Exekution  zu  bewahren,  und  dafOr  viel&che 
Oeschenke,  Viktualien,  Holz  usw.,  abgesehen  von  hohen  Wucher- 
zinaen,  erhalten. 

Die  Folgen  dieser  SteuerverhältniBse  waren  schliesslich 
scbUmmster  Art.  Der  Gegensatz  zwischen  den  armen  Adeligen 
und  Kölmern  und  dem  reichen  Adel  wurde  sukzessiv  ein 
immer  grösserer.  Nicht  weniger  als  40  arme  adelige  Guts- 
besitzer wurden  seit  1690  bis  1714  von  den  reichen  ausgekauft. 
Die  Bauern  verliessen  oft  ihre  Inimiibilien  und  begaben  sich 
nach  Polen,  um  diesem  unertrjtglichen  Steuerdruck  zu  ent- 
gehen, und  seitens  der  kleinen  Leute,  Dienstboten,  Inst-  nnd 
Miethleute  fand  eine  fast  kontiuuirliche  Auswanderung  und 
Flucht  nach  Polen  statt 

Um  alle  diese  unerträglichen  Zustande  gänzlich  zu  be- 
seitigen, schlägt  nun  Waldbui^  dem  Könige  verschiedene 
fruchtbare  Reformpläne  vor,  vor  allem  ein  interessantes  und 
fein  durchdachtes  Steuerprojekt,  welches  von  wirth- 
schaftlichen  Gesichtspunkten  getragen,  den  Zu- 
ständen des  Landes  streng  angepasst  war.  Drei 
Jahre  lang  hatte  derselbe  sich  mit  diesem  Plane  beschäftigt, 
Reisen  unternommen,  Material  gesammelt,  als  er  im  Sommer 
1714  es  einreichte. 

Gegenüber  den  vielen  ständisehen  Steuern  verlangt 
Waldburg,  indem  er  in  dieser  Bessiehung  dem  Plane  de« 
Grossen  Kurfürsten  folgte,  eine  einzige  Grundsteuer, 
den  GeneralhufenscIiosH,  welche  nach  der  Bonität  der  Aecker 
und  dem  aus  deo  landwirlhsehaftlichen  Neb  enge  werben,  Braue- 
reien, Brennereien,  Mühlen  usw.  zuflieatienden  Reinertrag 
auf  das  platte  Land  mit  Ausschluss  der  Städte  umgelegt 
werden  sollte. 

In  sozialpolitischer  Beziehung  will  Graf  Waldburg 
hiedurch  den  anncn  Adeligen,  Kölmer  und  Bauer  entlasten 
und  die  reichen  entsprechend  belasten.  Nicht  den  Gegensatz 
zwischen  Adel  und  Bauer  zu  mildern,  sondern  den  zwischen 
reich  und  arm  möglichst  auszugleichen,  war  seine  Hanpt- 
tendenz.  Um  einen  gerechten  und  namentlich  seitens  der 
Stände  unangreifbaren  Steucrmassstab  zu  haben,  betont  der- 
sell>e  stets  das  Prinz!))  der  Bonität  und  das  landwirthschaft- 
liche  Gesammteinkommen  als  Steuerohjekt. 

Erst  diese  Steuer,  wie  jede  Grundsteuer,  welche  nach  der 
Bonität  der  Aecker  umgelegt  wird ,  trifft  die  Ricardosche 
Grundrente,  während  die  bisherige  Steuer  sie  vollständig  frei 
Hess.  Mit  dem  Prinzip  der  Bonität  als  Steucrmassstab  wird 
aber  das  landwirthsehaftliche  Einkommen  noch  nicht  allseitig 
von  der  Steuer  erfasst.  Erst  durch  die  Berücksichtigung  der 
gcsammten    NebeneinkUnfte  aus   Brauereien,   Brenne- 
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reien,  aus  der  Pferdezucht,  aus  Krügen,  Mühlen  usw.  wird 
dasselbe  ganz  getroffen. 

Graf  Waldburg  wollte  daher  das  gesammte  Einkommen 
der  Landbevölkerung  zum  Steuerobjekt  machen  und  danach 
die  Steuersätze  abstufen. 

Durch  eine  gerechte,  gleichmässige ,  nach  dem  wirk- 
lichen Einkommen  der  Einzelnen  abgestufte  Grundsteuer 
hoffte  derselbe  den  Wohlstand  des  Landes  wieder  zu 
heben,  die  Population  zu  befördern,  die  Aus- 
wanderung zu  hindern  und  die  Einwanderung  zu 
begünstigen.  Daher  sollten  neben  dem  Generalhufenschoss 
die  kleinen  Leute,  Dienstboten,  Inst-  und  Miethleute,  Hand- 
werker, Fischer,  Müller  nur  mit  so  massigen  Sätzen  des  bis- 
herigen Kopf-  und  Homschosses  belegt  werden,  dass  sie  in 
ihrer  wirthschaftlichen  Existenz  nicht  gestört,  vielmehr  „en- 
couragirt**  würden. 

Inagrarpolitischer  Hinsicht  beabsichtigte  Graf  Wald- 
burg die  Landwirthschaft,  insbesondere  die  Bauern  freier  zu 
machen  und  zu  erleichtem.  Jeder  sollte  so  viel  Vieh  und  femer 
so  viel  Gesinde  halten,  als  er  wollte,  ohne  durch  die  Plackereien 
der  jährlichen  Anmeldungen  und  Kontrollen  belästigt  zu  werden. 

Bereits  im  Winter  1714  wurde  Wald  bürg,  dessen  Denk- 
schrift einen  sehr  günstigen  Eindruck  auf  den  König  und  die 
Minister  geübt  hatte,  nach  Berlin  berufen.  Unter  dem  Vorsitz 
des  Monarchen  fanden  Konferenzen  über  dieses  Projekt  statt, 
in  welchen  alle  Punkte  in  Bezug  auf  die  praktische  Durch- 
ftihrung  genau  geprüft  und  fast  alle  Vorschläge  angenommen 
wurden. 

Im  Sommer  des  künftigen  Jahres  kehrte  Waldburg,  vom 
Könige  zum  Präsidenten  des  Kriegskommissariats  ernannt*), 
nach  Königsberg  zurück  und  begann  Anfang  August  im  Amte 
Brandenburg  den  Generalhufenschoss  einzuführen  2).  Bereits 
im  September  hatte  derselbe  mit  grösster  Geschicklichkeit 
seine  Aufgabe  hier  gelöst. 

Indess  erfolgten  bald  zahlreiche  Reklamationen,  Be- 
schwerdeschriften und  Proteste  seitens  der  ständischen  Re- 
gierung an  den  König.  Die  ostpreussischen  Minister  sowie 
die  Stände  wollten  hiedurch  das  begonnene  Reformwerk  zu 
Falle  bringen  und  im  Keime  ersticken.  Der  König  beschied 
daher  im  Februar  des  folgenden  Jahres  den  Grafen  Waldburg 
und  vier  Vertreter  der  Stände  nach  Berlin.  Vielfache  Ver- 
handlungen, Sitzungen  im  Geheimen  Rath  fanden   statt;  zahl- 


>)  Der  König  füet  im  Vertrauen  auf  Waldburgs  Persönlichkeit  zu 
dieser  Ernennung  die  nerzlichen  Wort«  hinzu:  „sollen  Ihm  sagen,  so  die 
Sache  reüssiret,  das  der  Bauer  bestehet  nit  zu  Grunde  gehen,  werde  wie 
ein  Vater  vor  Ihm   und  seine  Familie  sorgen'^. 

>)  Schmoller  a.  a.  0.  S.  53  ff. 
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reiche  Schriftstücke  wurden  gowechadt,  manche  Intrigen  und 
Ranke  gesponnen,  Waldbui^  Reform  war  in  Frage  gestellt 
Seibat  einzelne  der  berliner  Minister,  wie  Kreuz,  wurden 
schwankend. 

Interessant  und  cliaruktcristi^jch  ist  es  aber  fUr  die  Per- 
sönlichkeit Friedrich  Wilhelms  I.,  dass  dieser  hiedarch  un- 
beirrt, objektiv  wie  ein  Richter,  der  im  Frozess  die  Beweis- 
last verthdit,  darauf  reskribirt;  „Trux")  soll  beweisen  oder 
die  Preussen  sullen  beweisen,  das  es  nlt  wahr  ist,  oder  da« 
wahr  ist,  das  die  Bauern  werdc-n  durch  den  neuen  modum 
ruiniret". 

Es  war  rorauBzusehon,  wer  bei  diesem  BeweisbescUuss 
obsiegen  wenle.  Der  König  betielilt  nun,  die  Hufenkommtsaion 
soll  ihren  Fortgang  nehmen,  der  Amtshauptmann  und  der 
adelige  Dcputirtc  aber  als  A'ertreter  der  btändo  in  jedem 
Amt  zugezugen  werden.  „Wiiferne  aber  das  die  preusaiachen 
Deputirtcn  snhr  lamentiren  soUteu",  mUssten  sie  fllr  eine  jähi^ 
liehe  Summe  von  232  000  Thlr.  (12  000  Thlr.  Einquartirung»- 
gcldcr)  und  die  Bethciligung  di-s  Adels  an  den  Kemisaions- 
kostcn  wogen  Hageläebadeii  tisw-,  gut  sagen.  In  diesem  Falle 
wollte  der  Monarch  sogar  auf  die  weitere  Durchführung  dieser 
.Steuer  verzichten. 

Die  ständischen  ^'ertrete^,  welche  nicht  allein  Waldburgs 
Reform  zu  Falle  bringen  wollten,  sondern  auch  ftlr  die  Neu- 
befestigung der  stiindis<.-iien  Mucht  zu  kflmpfen  schienen, 
gingen,  da  sie  den  König  auf  dem  Rückzug  begriffen  glaub- 
ten, auf  diesen  Vorschlag  nicht  ein,  verlangten  vielmehr  die 
Angelegenheit  auf  einem  nrcussischcn  Landtage  zu  entscheiden. 
Da  riss  Friedrieh  Wilhelm  I.  die  Geiluld.  Er  brach  die  Ver- 
handlungen ab  und  schrieb  die  bekannten  Worte :  „Die  Huben- 
commisaion  soll  seinen  Fortgang  haben  ich  komme  zu  meinem 
Zweck  und  stabilire  die  souverainctct  und  setze  die  Krone 
fest  wie  Rocher  von  Bronce  und  lasse  die  Herrn  Junker  den 
Wind  vom  Landtag."  Um  aber  die  vier  ^'ertreter  der  preussi- 
schen  ^Stände  zum  Schweigen  zu  bringen,  hatte  der  KOnig 
endlich  zu  dem  für  sie  passenden  Mittel  gegriffen.  Indem  er 
ihnen  nochmals  die  heruhigcudc  Erklärung  abgab,  dass  er 
diese  Steuer  nicht  einfüiiren  werde,  wofern  sie  ein  Ruin  des 
Adels  sein  sollte,  und  dass  der  letztere  innner  in  gcrechtsamen 
Sachen  einen  Rekurs  an  ihn  finden  sollte,  befiehlt  er,  dass 
sie  an  Diäten  5500  Reichsthalur  _vnr  ihre  Mtlhe,  das  sie  zn 
Hause  was   versäumt  haben",    hei    ihrc-r   Abreise    nach    Ost- 

freussen  erhalten.  Dieses  Mittel  verfehlte  seinen  Zweck  nicht. 
)ie   preusst sehen    ^'er treter    bwl unkten    sich    für    die   grosse 


■)  Graf  Tnicliseis  zu  Waldbur^;. 
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Generosität  des  so  sparsamen  Königs  und  verhielten  sich  im 
übrigen  ruhig. 

Im  Juli  setzte  Waldburg  sein  Werk  in  den  Aemtem 
Tilsit,  Lyck  und  Osterode  fort.  Aber  im  nächsten  Winter 
versuchte  der  Feldmarschall  Graf  Dohna,  welcher  an  der 
Spitze  der  ständischen  Regierung  in  Königsberg  stand,  noch 
einmal  die  Reform  zu  hemmen,  indem  er  im  Anschlüsse  an 
die  Reklamationsklagen  einen  von  Uebertreibungen  strotzenden 
französischen  Bericht  an  den  König  einschickte  und  den  Ruin 
des  Adels  und  des  ganzen  Landes  als  Folge  dieser  Steuer 
prophezeite.  Charakteristisch  ist  die  viel  zitirte  Marginal- 
Demerkung  des  Königs  hiezu:  „Curios,  tout  le  pays  cera 
Ruin^,  Nihil  Kredo,  aber  das  Kredo,  das  der  Junkers  Ihre 
ottoritet  Niposvollam  wird  ruiniret  werden,  trux  soll  seine  Ver- 
antwortung einschicken.  Die  Stände  sollen  steuern,  da  bleibe 
ich  biss  an  mein  schlich  ende.*^ 

Im  folgenden  Sommer  wurde  die  Steuer  im  Oberland  und 
1718  und  1719  in  Samland  und  Natangen  eingeführt,  wo  sie 
in  dem  Amte  Memel  im  Oktober  zum  Abschluss  gebracht  ist^). 

Die  Steuer  umfasste  also  folgende  Aemter:  1715:  Bran- 
denburg; 1716:  Tilsit,  Osterode,  Lyck ;  1717:  Liebstadt,  Meh- 
rungen, Preuss.  Holland,  Preuss.  Mark,  Riesenburg,  Marien- 
werder, Schönberg,  Deutsch  Eylau,  Hohenstein,  Gilgenburg, 
Soldau,  Neidenburg,  Ortelsburg;  1718:  Fischhausen,  Balga, 
Neuhausen,  Schaaken,  Labiau,  Bartenstein,  Rastenburg,  Rhein, 
Johannisburg,  Sehestan,  Preuss.  Eylau,  Tapiau;  1719:  Ragnit, 
Oletzko,  Lötzen,  Angerburg,  Bahrten,  Gerdauen,  Nordenburg, 
Insterburg,  Neuhoff,  Tapplacken,  Saulau  und  Memel.  Sie  er- 
streckte sich  also  auf  die  heutige  Provinz  Ostpreussen  ohne 
Ermeland  und  einen  Theil  von  Westpreussen. 

§  3.     Verfabren  der  Hafenkommission  ^).     Die  geometrisclie 

Vermessung  der  Aecker. 

Seit  1717  bestand  die  Hufenkommission  aus  dem  Präsi- 
denten Grafen  Waldburg,   drei  Direktoren  und   flinf  Spezial- 


^)  Aus  dem  Jahre  1717  fehlen  die  Ministerialakten  zum  grössten 
TheiL  Sie  scheinen  theils  verloren  gegangen,  theils  unterschlagen  zu 
sein.^  Nach  einem  Fragment  eines  Auszuges  aus  Waldburgs  Berichten 
scheinen  in  diesem  Jahre,  wo  die  Güter  der  Opposition  klassifizirt  wur- 
den, Intrigen  und  Dinge  passirt  zu  sein,  welche  die  Stellung:  Wald- 
burgs eine  Zeit  lan^  erschütterten.  Noch  im  Jahre  1718  dumen  die 
Arbeiten  erst  nach  Ankunft  des  Königs  in  Königsberg  im  Juni  aufge- 
nommen werden.  Im  September  1717  schrieb  Waldburg  dem  Könige: 
gMit  mir  aber  geht  es  sehr  schlecht,  ein  jeder  scheut  mich;  ich  diene 
£w.  Rönigl.  Majestät  mit  Furcht  und  Zittern,  fast  auf  niemand  kann  ich 
mich  verlassen,  muss  also  das  so  passiret,  mit  Gefahr,  Mühe  und  Geld 
entdecken." 

')  Die  folgende  Darstellung  stützt  sich  lediglich  auf  die  noch  allein 
vorhandenen    Generalhufenschoss- Akten    des   königl.    Ministerialarchivs, 
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komtutsaionen,  von  denen  jede  flinf  Mitglieder  xäUte.  Je  zwei 
Speziatkominissionen  wurden  einem  Direktor  uaterttellt,  dem 
dritten  nur  eine.  Jedem  Direktor  ward  ein  Amt  zugewiesen, 
welches  in  zwei  gleiche  Khiesitikntionädistrikte  eingetheilt  und 
an  die  beiden  iSpeziulkoinniiiisiouen  vertheilt  wurde.  In  zwei 
Instruktionen,  welche  nur  eine  Ei^flnzung  zu  dem  Steuer- 
projekt Waldburge  bilden,  waren  die  wesenüichsten  Vor- 
schriften über  die  Thätigkeit  der  Kommission  entwickelt.  Die- 
selbe hatte  in  jedem  Amte  vier  Stadien  zu  durclilaufen. 
Sie  erstreckte  sich  auf  aj  die  Lokalbcaiclitigung,  b)  die  Ver- 
nelimung  der  Elgt'nthUmer  über  gewisse  iu  der  Instruktion 
formulirte  Fragen  und  Anfertigung  der  sogen.  Ertragsanscbläge. 
c.)  die  öffentliche  Klassifikation,  d)  die  sogen.  Taxation,  d.  h. 
Fixining  der  SteucrsHtzc  ])ro  Hufe  fltr  alle  Anwesen  nach  der 
festgestellten  Klassifikation. 

Bevor  die  Kommission  in  einem  Amte  ihre  Arbrit  be- 
gann, wurde  dem  atitndischen  Amtshauptmann  der  kOniglicIie 
Befehl  zur  Publikation  zugesandt,  in  welchem  allen  Eigen- 
thUmem,  Vasallen  und  Einsassen  bei  100  Dukaten  Strafe  an- 
befohlen war,  ihre  Privilegien,  Kaufkontnikte,  Abrisse,  Wirth- 
schaflsrogister  usw.  der  Kommission  zu  iiniduziron.  Alle  Omnd- 
eigenthümer  mussten  femer  zur  Zeit  der  Anwesenheit  der 
Kunimission  im  Amte  an  Ort  und  Htclle  sein  oder  einen 
Mandatar  zurücklassen.  Sobald  die  Kommisaion  in  ein  Amt 
kam,  mussten  die  Grenzen  der  (illtcr  und  Dörfer  sichtbar 
abgesteckt  werden.  Endlieh  waren  die  Einzelnen  aufgefordert 
bei  den  Vernehmungen  über  die  ünien  vorgelegten  Fragen, 
die  Aussaat,  den  Emteertrng,  die  Pcrtinenzcn  usw.  wahrheits- 
gemäss  auszusagen,  widrigenfalls  sie  sich  selbst  indirekt  bei 
Remissionen  schaden  wUrden.  äeit  1718  hat  Graf  Waldburg 
auch  einen  fakultativen  Eid  eingettlhrt,  welchen  er  von  den- 
jenigen ablegen  licss,  deren  Aussagen  zweifelhaft  schienen. 

Die  Arbeit  der  Spozialkomniissionen  war  streng  ge- 
regelt. Drei  Mitglieder  (Icr^elben,  von  denen  wenigstens  eines 
ein  tüchtiger  Ookonom  sein  musste,  hatten  die  Inaugenschein- 
nahme des  Grund  und  Bodens,  der  Rulturarten  (Aecker. 
Wiesen,  Wälder),  der  Gebiludo,  der  Pertinenzen,  Brauereien, 
Mulden  usw.  vorzunehmen.  Für  diese  Lokal  Untersuchung  waren 
bestimmte  Regeln  vorgeschrieben.  Die  Kommissare  sollten 
bei  der  Inaugenscheinnahme  bestündig  zusammenbleiben.  Sie 
hatten  jedes  Gut  oder  Dorf  den  Grenzen  entlang  zu  umreiten 

welche  im  Geh.  Staatsarchiv  zu  Berlin  aufbewahrt  wetiien.  —  Scbinmiel- 
fcnnie.  Die  Gnindateiicrvcrfassuiigen  io  den  prcassiechen  Staaten,  in 
iiistonsch-pnigmatiacher  JMretellung  usw..  3.  Aufl.  Berlin  1859,  S.  273 
bis  31G,  tlieitt  nur  mehrere  unwesentliche  Urkunden  über  den  Oeneral- 
hufenschOBX  mit.  vermengt  mit  einigen  richtigen  und  falschen  Notiaen. 
die  er  grÖBstentheils  älteren  Eameralistcn  entnommen  hat  und  ohne  Kritik 
und  Zusammenhang  hinstellt 
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und  dann  die  einzelnen  Felder  der  Länge  und  Breite  nach 
zu  durchreiten,  und  zwar  jedes  Feld  einzeln,  um  desto  besser 
die  Bonität  der  Aecker  feststellen  zu  können.  Die  Eigen- 
thümer  oder  deren  Vertreter  wohnten  diesem  Akt  bei.  Später 
wurden  auch  die  Schulzen,  einzelne  Landgeschworene  usw.  als 
Vertreter  der  Bevölkerung  zugezogen.  Die  Ergebnisse  dieser 
Spezialuntersuchung  hatte  die  Kommission  täglich  in  einem 
Protokoll  für  jedes  Anwesen  niederzulegen  und  darin  insbe- 
sondere die  Bodenbeschaifenheit,  Lage,  Grösse  der  Aecker, 
Wiesen,  Wälder,  Gebäude,  der  Pertinenzen  zu  fixiren.  Gleich- 
zeitig wurden  die  besehenen  Anwesen,  Güter  und  Dörfer  täg- 
lich von  neuem  mit  einander  verglichen,  die  Bonität  und  die 
Hauptverschiedenheiten  der  ProduktionsfUhigkeit  derselben 
festgestellt  und  Mustergrundstticke  (Typen)  dafür  angegeben, 
damit  man  am  Schluss  zu  einer  endgiltigen,  „unangreif- 
baren" Klassifikation  derselben  gelangen  könnte. 

Die  beiden  anderen  Mitglieder  jeder  Spezialkommission 
haben  während  dieser  Lokalbesichtigung  die  von  den  Eigen- 
thümem  produzirten  Privilegien,  Abrisse,  Kaufkontrakte, 
Pachtverträge  untersucht,  dieselben  mit  den  Originalurkunden 
des  Handvestenbuches  des  Amtes  usw.  verglichen  und  Ab- 
schriften angefertigt.  Um  die  rechtliche  Qualität  jedes  An- 
wesens und  die  Grösse  der  Hufenzahl  festzustellen,  wurden 
noch  die  Amts-  und  Steuerregister  durchgesehen. 

Getrennt  von  diesen  beiden  Spezialkommissionen  nahm 
der  Direktor,  welcher  sich  ein  generelles  Urtheil  über  die 
Bodenbeschaffenheit  usw.  der  Güter  und  Dörfer  des  ganzen 
Amtes  bilden  sollte,  zusammen  mit  dem  ständischen  Amts- 
hauptmann, dem  adeligen  Deputirten  und  dem  Kammerrath, 
als  Vertreter  der  Domänen,  eine  Generalbesichtigung  des 
ganzen  Amtes  vor.  Später  wurden  noch  zwei  adelige  Depu- 
tirte,  der  Amtsschreiber,  mehrere  Landgeschworene  usw.  zu 
diesem  Akt  zugezogen. 

Um   die  Grösse    der   einzelnen   Kulturarten    und   Acker- 

Sarzellen  genau  zu  fixiren,  war  eine  geometrische  Vermessung 
es  Landes  in  Aussicht  genommen. 

Es  fand  aber  nur  eine  partielle  Vermessung  des  Grund 
und  Bodens  bei  dieser  Steuerreform  statt  Gegen  eine  all- 
gemeine war  Graf  Waldburg  von  Anfang  an  aus  Gründen  der 
Politik.  Er  befürchtete  nicht  mit  Unrecht,  falls  eine  voU- 
ständige  Vermessung  des  Landes  stattfinden  sollte,  einen  solchen 
Sturm  des  Unwillens  seitens  der  Stände,  dass  sein  ganzes 
Steuerprojekt  scheitern  könnte.  Der  Adel  hatte  sich  schon 
früher,  sobald  dieser  Gedanke  nur  auftauchte,  ganz  entrüstet 
dagegen  gesträubt,  und  zwar  aus  bestimmten  materiellen 
Gründen. 

In  keinem  anderen  Territorium  hatte  derselbe  mehr  Ge- 
legenheit als  hier  gehabt,  während  der  langen  schwachen  Re- 
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gienuig  und  der  fnktisclieii  Herrschaft  der  Stände,  thdls  ein- 
zelne bäuertiche  Domanenbufen,  ttieiU  ganze  BomfinengUter, 
welche  die  Regierung  verschenkt  oder  auf  Grund  eines  F&nd- 
oder  unvollständigen  Titels  verschleudert  hatte,  sich  anza- 
eignen.  Eine  genaue  geometrische  Vermessung  dea  I^andes 
hätte  diese  Domäncnbestandtheile  unbaimhenig  ans  Tages- 
licht gebracht  und  wieder  entdeckt.  Die  stSndische  Anschau- 
ung, dass  der  Adel  dem  Könige  nicht  verpflichtet  sei,  der 
Stenem  wegen  irgend  welche  Auskunft  über  seine  Vennt^ns- 
verhältnisse  zu  crthcilon,  war  noch  so  allgemein  verbreitet, 
daas  Waldburg  selbst  in  seinem  Projekt  achreibt,  man  kOnne 
vom  Adel  nicht  verlangen,  dass  er  die  Aussaat,  Eniteetgeb- 
nisse  usw.  angebe,  sondern  müsse  es  auf  indirektem  Wege  durch 
Ausforschen  der  Häeleuto  und  Bnucm  zu  erfahren  suchen, 
weil  daraus  zu  gefährliche  Folgen  entspringen  könnten. 

Uebrigens  darf  man  sich  darüber  nicht  so  sehr  wandern, 
wenn  man  erwägt,  dass  noch  heute  die  öiTcntliche  Meinung 
gegen  jedes  tiefere  Eindringen  in  die  persönlichen  VermBgens- 
verhältnisse  aus  SteuerrUckaichten  eingenommen  ist,  vie  man 
es  aus  den  Steuerberathungen  der  Parlamente  fast  täglich  er- 
sehen kann. 

Oraf  Waldburg  hatte  indeas  durch  haarscharfe  Unter- 
suchung der  Privilegien  und  eine  partielle  Vermessong  der 
Aecker,  welche  in  allen  zweifelhaften  Fallen  angeordnet  wurde, 
auch  in  dieser  Beziehung  seinen  Zweck  dem  Adel  gegenüber 
erreicht  und  ein  glänzenderes  Resultat  erzielt  als  eu  er- 
warten war. 

Die  Hufenzahl  wurde  bei  jedem  Anwesen  aus  den 
produzirten  Privilegien ,  Abrissen ,  Kaufkontrakteo ,  Stener- 
iind  Amtsregistem,  HandvcstenbUchem  der  Aemter  usw.  fest- 
gestellt 

Waren  in  einem  Privileg  oder  Kauf  kontrakt  mehr  Hufen 
als  in  dem  Steuerregister  angegeben,  so  ward  die  in  den  Privi- 
l^en  angegebene  Hufenzahl  von  der  Kommission  angenommen. 
Wenn  dieselbe  aus  den  Privilegien  oder  Knufkontrakten  nicht 
zu  ent«hen  war.  so  wurde  diejenige  angenommen,  welche  in 
den  Amts-  und  Steuerregistern  verzeichnet  stand,  oder  es 
wurde  eine  Vermessung  angeordnet.  Stimmten  die  Amts-  und 
Steuerregister  nicht  Uberein,  so  wurde  obenfalls  eine  Ver- 
messung vorgenommen. 

Diese  Vermexsungen  goGobahen  anfangs  nur  auf  Kosten 
der  Eigenthümer  dieser  Grundstficke,  Waldburg  ging  hier 
noch  —  der  damaligen  Verwallung8i)raxis  entsprechend  — 
vom  privatrechtlichen  Gesichtspunkt  aus.  Uebrigens 
hatte  dieses  Verfahren  den  praktischen  Erfolg,  dass  der 
widerspenstige  Tlieil  des  Adels  dadurch  abgeschreckt  wurde, 
die  HufenzaTd  oder  die  Privilegien  zu  verschweigen  oder  nur 
theil weise  anzuzeigen. 


vn.  2.  17 

Seit  1721  geschahen  die  Vermessungen,  welche  während 
der  Durchftlhrung  dieser  Reform  ausgesetzt  waren,  nach 
einem  Befehl  des  Königs  auf  Staatskosten. 

Im  ganzen  wurde  etwa  der  sechste  Tbeil  der  Provinz, 
sechs  Aemter  vollständig  und  in  den  übrigen  etwa  70  Güter 
und  Dörfer  vermessen. 

Hervorzuheben  ist  dabei  noch,  dass  in  keinem  anderen 
Territorium  die  Besitzverhältnisse,  mit  Ausnahme  der  Do- 
mänen, geordneter,  fester  und  genauer  abgegrenzt  waren 
als  in  Ostpreussen.  Der  deutsche  Ritterorden  hatte  hier  in 
mönchisch-militärischer  Weise  alle  Erfahrungen  ^)  und  Resultate 
der  Kultur  des  Westens,  dessen  Recht  und  Verfassung  auf 
einmal  übertragen.  Noch  im  16.  Jahrhundert  wurden  herren- 
lose Ländereien  gegen  Privilegien  ausgethan. 

§  4.    Die  Ertragsanscblftge. 

Sobald  die  Inaugenscheinnahme  des  ganzen  Amtes  voll- 
endet war,  hatte  jede  Spezialkommission  unter  Vorsitz  des 
Direktors  in  Gegenwart  des  Amtshauptmanns  und  des  adeligen 
Deputirten  alle  Eigenthümer  ihres  Distrikts  an  dem  Zentral- 
punkt des  Amtes  zu  vernehmen. 

Es  wurden  jedem  der  einzelnen  Besitzer  zunächst  die  Pro- 
tokolle über  sein  Anwesen  vorgelesen,  etwaiger  Irrthum  und 
Widerspruch  beseitigt  oder  ein  Einwand  desselben  vermerkt 
Darauf  wurden  den  Eigenthümem  die  in  der  Instruktion  for- 
mulirten  Fragen  über  die  Grösse,  Aussaat,  den  Ernteertrag, 
die  Zahl  der  zur  Ackerbestellung  nöthigen  Pferde  und  Ochsen 
vorgelegt  und  ihre  Antworten  zu  Protokoll  genommen.  Dieses 
letztere  wurde  von  jedem  Besitzer,  dem  Amtshauptmann  und 
dem  adeligen  Deputirten  unterschrieben. 

Nur  bei  den  Domänenbauern  waren  diese  Vernehmungen 
gleich  bei  der  Lokalbesichtigung  in  Gegenwart  des  Kammer-^ 
rathes  vorgenommen  worden. 

Sobald  dieser  Akt  beendet  war,  fertigte  die  Kommission 
auf  Grund  ihrer  Protokolle,  dieser  Aussagen  und  des  von  ihr 
selbst  beigebrachten  Materials  für  jedes  Anwesen  den  sogen. 
Ertragsanschlag  an.  Um  dabei  möglichst  vollständiges 
Material  zu  erhalten,  hatte  dieselbe  verschiedene  Wege  ein- 
geschlagen. Es  wurden  unter  anderem  die  Säeleute,  Bauern 
usw.  ausgeforscht,  ja  in  wichtigen  Fällen  hatte  Waldburg  sich 
sogar  durch  Trinkgelder  und  Bestechungen  Material  zu  ver- 
schaffen gesucht,  um  gegenüber  dem  Adel  Beweismittel  zu 
haben  und  das  staatliclie  Interesse  überall  wahrnehmen  zu 
können. 


^)  Schmoller,  Epochen  der  preuss.  Finanzpolitik,   im  Jahrbuch  für 
Glesetzgebung  osw.  im  Deutschen  Reiche  1877  S.  48. 

FoTucbungen  (29)  VIT.  2.  -  Zakrzewski.  2 
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Diese  Er tragsan schlage  wurden  nach  den  heute  sogen. 
Prinzipien  der  Reinertrags-  und  Q-utekataster  ange- 
fertigt. Es  wurden  nämHch  dabei  alle  Natural  brutto  ertrage 
eines  Resitzthums  zusammengestellt. 

Dieser  gesammte  Rohertri^  ward  sodann  in  einen  Geld- 
betrag umgewandelt  und  hierauf  wurden  die  Kulturkosten,  d.  h. 
die  Atisg&ben  nach  der  üblichen  Wirthschaftaart,  in  Abzug  ge- 
bracht. Den  Rest  nahm  man  dann  als  den  ateuerpäichtigen 
Reinertrag  an. 

Auf  Grund  des  so  ausgemittelten  Nettoertrages  wurde 
schliesslich  eine  „Balance"  für  jeden  Besitzer  formirt,  indem 
man  jenen  Betrag  zu  5  Prozent  und  zu  6  Prozent  kapi- 
talisirte.  Diese  durch  die  Hufenzahl  dividirten  Kapitalsum- 
men wurden  als  die  ungefähren  Werthe  einer  Hufe  ange- 
sehen. 

Bei  der  Ermittelung  des  Naturalbruttoertrages  sah  die 
Kommission  zunächst  auf  die  Situation  jedes  Dorfes  oder  Vor- 
werks, ob  dieselben  in  der  Nahe  einer  Stadt  gelegen  waren 
oder  nicht,  femer  auf  die  Entfernung  von  Königsberg,  Po- 
len usw.,  also  gerade  auf  die  Momente,  welche  die  v.  ThUnen- 
sche  Grundrententheorie  berücksichtigt.  Alsdann  wurde  der  im 
Verhältnis  zur  Aussaat  festgestellte  Ernteertrag  jedes  Be- 
sitzers an  Weizen,  Roggen,  Hafer,  Gerste,  Erbsen  und  Lein 
fixirt  und  nach  den  Durchschnittspreisen  der  Kammertaxe  in 
Geld  berechnet. 

In  ähnlicher  Weise  wurde  der  Ertrag  der  anderen  Kultur- 
arten, der  Wiesen,  Weiden,  Obst-,  Küchen-  und  Hopfengarten 
ausgemittelt. 

Von  diesem  gesammten  Geldbruttoertrag  wurden  nun 
die  Wirthschaftskosten  in  iolgeudem  Umfange  in  Abzug  ge- 
bracht : 

1)  das  Saatkorn,  2  Scheffel  auf  den  Morgen; 

2)  die  Geld-  und  Naturallöhne  der  Dienstboten,  Hirten, 
Jungen,  der  Gärtner,  des  Hofmanns; 

3)  die  Unterhaltungskosten  fllr  diese  Personen,  Diesel- 
ben wurden  in  der  Weise  berechnet,  dass  der  zum 
Unterhalt  nöthige  Aufwand,  die  Anzahl  der  Scheffel 
an  Roggen,  Erbsen,  Gerste  und  Hafer  in  natura  er- 
mittelt, das  Salz  und  das  Tafelbier  in  Geld  fest- 
gestellt und  abgezogen  wurden.  Der  Fleischkonsum 
wurde  insofern  berücksichtigt,  als  das  Mastgetreide 
für  die  Schweine  und  der  Werth  einer  halben  oder 
ganzen  Kuh  gerechnet  wurden. 

Die  Ausgaben  für  den  Bedarf  des  herrschaftlichen  Haus- 
wesens und  ebenso  die  Schulden  liess  man  grundsätz- 
lich ausser  Acht 

Für  die  Unterhaltungskosten  der  Gebäude  und  des  leben- 
den  und  todten  Inventars  wurden  endlich  überall  einheitliche 
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Amortisationsquoten ,  z.  B.  75  ^  50,  25  Tbaler,  von  dem 
Bruttoertrage  abgeschlagen.  Dieser  letzte  Punkt  ist  um  so 
bemerkenswerther,  als  in  der  Theorie  die  Zinsen  des  In- 
ventarienkapitals  erst  von  Thaer,  die  Zinsen  des  Gebäude- 
kapitalis  erst  seit  v.  Flotow  in  die  Wirthschafts-  und  Produk- 
tionskosten mit  einbegriflfen  werden.  Noch  bei  der  preus- 
aischen  Grundsteucrregulirung  im  Jahre  1861  waren  anfangs 
die  Zinsen  des  Gebäude-  und  Inventarienkapitals  nicht  be- 
rttcksichtigt,  und  erst  als  bei  der  Durchflthrung  dieser  Steuer 
überall  die  Klagen  darüber  laut  wurden,  entschloss  sich  die 
Zentralkommission  nach  langen  Verhandlungen  auch  diese 
Zinsen  zu  den  Produktionskosten  zu  rechnen^). 

Neben  diesem  solcherart  ermittelten  Reinertrag  aus  dem 
Grund  und  Boden  wurden  ferner  theils  die  durchschnittlichen 
Nettoerträge,  theils  die  individuellen  Einkünfte,  welche  die 
Kommission  ad  hoc  konstatirte,   aus  allen  anderen  Einnahme- 

Juellen  des  platten  Landes  berechnet.  Dabei  wurden  zuvör- 
erat  die  jährlichen  Einkünfte  aus  der  Viehzucht  (Mastochsen, 
Kälber,  Schweine)  und  dem  Federvieh,  forner  aus  der  Milch- 
wirthschaft  und  der  Pferdezucht  festgestellt  Auch  die  Er- 
träge aus  den  landwirthschaftlichen  Nebengewerben,  den  Brau- 
ereien *),  Branntweinbrennereien,  den  Dorf  krügen,  den  Walk-. 
Schneide-,  Wasser-  und  Windmühlen  wurden  in  ähnlicher 
Weise  fixirt  Ferner  war  der  Gewinn  aus  der  Fischzucht, 
der  wilden  Fischerei,  der  Karpfenzucht,  den  Aalkästen  usw. 
in  Rechnung  gezogen. 

Den  jährlichen  Ertrag  der  Wälder  suchte  man  nur  unge- 
fllhr  nach  dem  jährlich  zu  zahlenden  Zins,  dem  eigenen  Be- 
darf, der  Holzart  und  der  Absatzfiihigkeit  zu  ermitteln.  Es 
wurde  dabei  auch  der  Gewinn  aus  der  Eichelmast,  der  Bie- 
nenzucht, der  Fabrikation  von  Theer,  von  Blau-  und  Pottasche 
nicht  ausser  Acht  gelassen.  Endlich  wurden  auch  die  Kalk- 
und  Thonöfen,  die  Papiermühlen,  Glashütten  usw.  bei  dieser 
Steuer  mit  in  Anschlag  gebracht. 

Wie  jeder  Ertragsanschlag  so  enthielten  auch  diese  be- 
stimmte Fehlerquellen.  Das  war  dem  genialen  Grafen  Wald- 
burg nicht  unbekannt.  Er  hat  daher  dieselben  nicht  als  di- 
rekte Steuerquelle  annehmen  und  bestimmte  Prozente  davon 
als  Steuer  fixiren  wollen.  Vor  allem  erkannte  er  in  seinen 
Berichten  an  den  König  an,  dass  die  Kommission  bisweilen 
nur  unvollständige  Nachrichten  für  die  Anschläge  erlange.   Er 


')  Dr.  Engel  in  der  Zeitschrift  des  preuss.  statistischen  Bureaus 
Jahrg.  18^7  S.  117  ff. 

*)  Die  Feststellung  der  Reinerträge  und  der  Betriebskosten  bei 
diesen  Gewerben  war,  wenn  man  aus  den  wenigen  Andeutungen  schliesseu 
darf,  im  einzelnen  höclist  exakt  und  den  damaligen  wirthscnaftlichen  Zu- 
ständen ziemlich  angemessen.  Da  aber  die  Klassifikationsakten  nicht 
mehr  vorhanden  sind,  so  ist  das  Detail  hieriiber  unbekannt. 

2* 
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wollte  deshalb  die  ErtragsanschUge  eigentlich  nur  als  Beweis- 
niaterial  bei  den  Reklsniationen  und  persönlichen  Verdäch- 
tigungen benutzen.  Femer  dienten  dieselben  als  Basis  für 
die  öffentlichen  Klassifikationen  (vgl.  §  5). 

Es  ist  aber  noch  eine  mehr  versteckte  Fehlerquelle  der 
gewöhnlichen  Ertragsan schlage  hier  hervorzuheben,  welche 
Waldburg  genau  zu  kennen  schien  und  zu  beseitigen  oder  zu 
mindern  suchte.  Wenn  nfimlich  die  Kommission  bei  der 
Lokalbesichtigung  und  bei  ihrer  Beschreibung  nur  gewisser- 
massen  deskriptiv  verfltbrt  und  bei  den  Produktionskosten  nur 
diejenige  Anzahl  des  Gesindes,  der  Tagelöhner  und  die  Grösse 
des  lebenden  Inventars  (Pferde,  Zugthiere)  zu  Protokoll  bringt, 
welche  sie  ad  hoc  in  einem  landwirthscfaaftlichen  Betriebe  vor- 
findet, so  kann  sie  oft  einen  zu  kleinen  oder  zu  grossen  Netto- 
ertrag ermitteln. 

Werden  auf  einem  Gnmdstück  zu  viel  Gesinde  (Diener) 
oder  z.  B.  mehr  Pferde  (Luxuspferde)  gehalten  als  zum  Acker- 
bau nöthig,  dann  werden  die  Ausgaben  grösser  und  der  Netto- 
ertrag geringer  als  bei  einem  normalen  Wirthschaftsbetrieb 
sein.  Sind  umgekehrt  zu  wenig  Arbeiter,  ein  zu  geringes 
Inventar  auf  einem  Anwesen  vorhanden,  weil  der  Eigenthümer 
kein  genügendes  Betriebskapital  hat  oder  ein  „liederlicher 
Wirth"  ist,  dann  erscheinen  die  Ausgaben  zu  klein  und  der 
Ertragsgewinn  zu  hoch  gegriffen. 

Daher  machte  Waldburg  die  Kommission  auf  ein  kri- 
tisches Verhalten  aufmerksam.  Sie  sollten  überall  darauf 
sehen  und  im  Protokoll  vermerken,  ob  auf  einem  Grund- 
stück zu  viel  Dienstboten,  Diener,  Luxuspferde,  Wagen  usw. 
gehalten  werden,  ob  der  Eigenthümer  ein  schlechter  Wirth 
oder  arm  ist  und  zu  wenig  Angespann  und  Inventar  hat,  ob 
das  Land  endlich  meliorirt,  oder  ein  Theil  des  Waldes  ge- 
rodet werden  kann.  In  allen  diesen  Fällen  sollten  sie  einen 
Reinertrag  angeben,  den  das  Anwesen  in  besseren  Verhält- 
nissen liefern  könne.  Es  wurde  nämlich  damals,  trotz  der 
Nothlage  des  Landes,  noch  auffallend  viel  Luxus  in  Oatpreussen 

fetrieben   und   schlecht  gewirthschaftet,   sodass  selbst   in  den 
ublikationspatenten  zu  dieser  Steuer  die  Bevölkerung  davon 
abgemahnt  wird. 

§  5.    Die  öffentliche  Klassifikation. 

Sobald  die  Ertragsan schlage  des  ganzen  Amtes  fertig- 
gestellt waren,  schritt  die  Kommission  unter  dem  Vorsitz  des 
Direktors  zu  einer  provisorischen  Klassifikation  nach  der  Pro- 
duktionsfähigkeit  der  Aecker.  Aus  den  von  den  Spezial- 
kommissionen  für  ihren  Distrikt  angefertigten  Klassifikationen 
wurde  jetzt  diejenige  des  ganzen  Amtes,  ohne  Rück- 
sicht darauf  ob  die  Anwesen  adelig  oder  kölmisch  oder  bäuer- 


VII.  2.  21 

lieh  waren,  nach  dem  Prinzip  der  Bonität  formidirt.  Als- 
dann wurde  dieselbe,  indem  die  Kommission  nun  bei  jedem 
Anwesen  auf  die  gesammten  Kebeneinkünfte  aus  den 
Pertinenzstücken,  z.  B.  Brauereien,  Mühlen,  Krügen  usw., 
Rücksicht  nahm,  entsprechend  abgeändert  und  von  neuem 
formulirt.  Diese  zweite,  modifizirte  Klassifikation 
wurde  der  Versammlung  der  Kreiseingesessenen  vorgelegt. 

Es  waren  nämlich  in  einem  Termin  der  gesammte  Adel, 
die  Kölmer,  die  Schulzen  und  einige  Landgeschworene  des 
Amtes  zu  erscheinen  aufgefordert 

Sobald  den  Versammelten  die  Klassifikation  der  Kommis- 
sion vorgelesen  war,  forderte  der  Direktor  die  Anwesenden 
zu  einer  „gerechtfertigten  Kritik"  auf,  indem  er  darauf  auf- 
merksam machte,  dass  die  in  diesem  Termin  festgestellte  Klassi- 
fikation unabänderlich  und  für  die  Fixirung  der  Steuersätze 
masi^bend  bleibe. 

Darauf  begann  die  Diskussion  im  einzelnen,  wobei  die 
Debatte  mit  der  Besprechung  der  untersten  Klasse  und  den 
schlechtesten  Gütern  eröffnet  wurde.  Diese  Debatten  waren 
höchst  interessant. 

Es  machte  oft  der  Eigenthümer  des  betreffenden  Gutes 
^Itend,  dass  es  schlechter  sei  als  die  anderen  in  der  ange- 
zogenen Klasse  und  daher  in  eine  niedrigere  gesetzt  werden 
müsse.  Er  wurde  aber  dann  event.  schon  von  den  Eigen- 
thttmem  der  von  ihm  zitirten  Güter  widerlegt.  Einzelnen, 
die  hierüber  ihre  Meinung  abgaben  oder  das  Wort  ergreifen 
wollten,  ist  von  anderen  eingewendet,  dass  sie  parteiisch  und 
dabei  interessirt  wären,  weil  sie  ein  Pfandrecht  hätten  oder 
das  Anwesen  kaufen  wollten,  oder  Verwandte  des  Besitzers 
wären.  Nachdem  hierauf  der  Amtshauptmann  sein  Urtheil  ab- 
gegeben, wurden  event.  die  adeligen  Deputirten,  oder  der 
Kom-  oder  Amtsschreiber,  oder  die  Schulzen,  endlich  die- 
jenigen vom  Direktor  um  ihr  Gutachten  befragt,  welche  diese 
Ottter  oder  Dörfer  genau  kannton.  Zuletzt  erhielten  die  drei 
Kommissare,  welche  diese  Anwesen  bei  der  Lokalbesichtigung 
in  Augenschein  genommen  hatten,  das  Wort,  um  ihre  Klassi- 
fikation zu  begründen  oder  dem  Abänderungsvorschlag  beizu- 
stimmen. Je  nach  dem  Ausfall  dieser  Debatte  entschied  end- 
lich der  Direktor  definitiv  im  Namen  der  Kommission,  ob  es 
bei  der  bisherigen  Klassifikation  sein  Bewenden  habe  oder  die 
Abänderung  stattfinden  oder  endlich  die  geltend  gemachten 
Gründe  beim  Ausmass  der  Steuersätze  berücksichtigt  sein 
sollten. 

Es  war  ein  kühner  und  genialer  Gedanke  des  Grafen 
Waldburg,  die  Einfuhrung  dieser  öflentlichen  Klassifikationen. 
Da  hier  neben  dem  Adel  alle  Klassen  vertreten  und  die  Be- 
theiligten nur  das  Recht  der  Debatte  und  des  Vorschlags, 
aber  kein  Stimmrecht  hatten,  war  man  vor  den  Missbräuchen 
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einer  entarteten  standischen  Versammlung  geschtltzt.  Dagegen 
musste  jeder,  da  er  nur  von  seinem  Egoismus  geleitet  war 
und  eein  durfte,  bald  zu  der  Erkenntnis  gelangen,  dasa  er  bef 
einer  gerechten,  den  Verhältnissen  angepassten  Klassifikation 
am  besten  fahre. 

Weil  femer  die  Kommission  gründlich  zu  Werke  ging, 
gute  Protokolle  entwarf  und  in  den  Direktoren  tüchtige  Per- 
sönlichkeiten, wie  den  späteren  Oberpräsidenten  von  Lesgewang, 
den  V.  Kainein,  besnss,  konnte  sie  einerseits  jede  öffentliche 
Kritik  riskiren,  andrerseits  das  staatliche  Interesse  in  ausgie- 
bigster Weise  vertreten.  Wir  glauben,  daes  wohl  bei  keiner 
anderen  Steuerreform  des  18.  Jahrhunderts  die  fiskalischen 
Interessen  und  die  der  Steuerzahler  in  einer  so  offenen, 
ausreichenden  Weise  erörtert  und  berücksichtigt  wurden  wie 
hier.  Wir  erfahren  wiederholt  aus  den  Berichten  Waldburgs 
sowie  aus  den  Relationen  der  Direktoren,  dass  überall  die 
Klassifikation  zur  grössten  Zufriedenheit  aller  Anwesenden 
beendigt  und  das  Protokoll  von  allen  gern  unterschrieben  wor- 
den sei'). 

Sobald  die  öffentliche  Klassifikation  beendet  war,  zog  sich 
die  Kommisaion  zurück,  während  der  Direktor  das  Klassi- 
fikations-Protokoll dem  ständischen  Ämtshauptmann  zur  Unter- 
schrift seitens  der  Versammelten  aushändigte.  Gleichzeitig 
war  dieser  befugt,  noch  individuelle  Beschw erdepunkte  und 
Monita  derjenigen,  welche  nicht  zum  Worte  kamen,  im  Pro- 
tokoll zu  vermerken  und  su  diesem  Zweck  die  Klassifi- 
kation noch  einmal  zu  verlesen.  Diese  Beschwerdepunkte 
wurden  darauf  von  der  Kommission  sofort  definitiv  entschie- 
den und  event,  bei  der  Festsetzung  der  Steuersätze  berück- 
sichtigt 

Die  Prinzipien,  welche  diesen  Klassifikationen  aller  Aemter 
zu  Grunde  gelegt  wurden,  waren  ungeßlhr  folgende.  Hin- 
sichtlich der  Bonität  und  Produktionsfehigkeit  des  von  der 
Landwirthschaft  benutzten  Bodens  waren  für  die  ganze  Provinz 
neun  Hauptklassen  im  Anschluss  an  die  damaligen  ökonomischen 
Anschauungen  formirt: 


■)  £a  nird  nenerdiDga  von  der  Doktrin  (Stein,  Wa^er)  energisch 
die  Mitwirkung  der  Steuerzahler  auf  der  Baws  der  heutigen  Selbstver. 
waltung  bei  der  FestaetzuDg  der  Steuersätze  fUr  die  Einzelnen  und  der 
SteueTBChuldiKkeiteu  iur  einzelne  Gemeinden  verlangt,  indem  anerkanat 
wird,  dasB  allgemeine  Nonnen  den  individuellen  und  lokalen  Verschieden- 
heiten der  Steuerzahler  nicht  genlf^n  und  genügen  können.  Es  ist  nur 
zu  wünschen,  dnss  die  W ei terent Wickelung  des  SteuerweseiiB  diesen  Weg 
einschlägt,  und  die  Mitwirkung  der  Steuerzahler  eines  Selbstverwaltungs- 
bezirkes,  z.  B.  eines  Amtsbezirks,  Kreises,  stattfindet,  wofem,  dabei  das 
staatliche  InteresBe  hinreichend  gewahrt  und  jeder  Mißbrauch  and  die 
WitlkUr  der  Einzelnen  fluageechlossen  bleibt.  Vgl.  Klein,  Lehrbuch  der 
PinanzwiBsenschaft,  3.  AnfL  1875,  8.43  3.;  A.  Wagner,  Spezielle  Steuer- 
lehre I.  Theil,  in  ScbSnberga  Handbuch  der  politischen  Oekonomie  1882, 
2.  Bd.  S.  201. 
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1)  roter  mit  einigem  Grand  gemischter  Lehm, 

2)  gelber,  strenger  Lehm, 

3)  blauer  und  schluppichter  Lehm, 
schwarze,  fette  und  lockere  Erde, 
schwarz-graue  strenge  Erde, 

6)  graue,   lockere,  mit  Grand   und   ganz  kleinen  Steinen 
gemischte  Erde, 

7)  grauer  Grand, 

8)  gelber,  grandiger  mit  Sand  gemischter,  und 

9)  ganz  sandiger  Acker. 

Unter  eine  oder  mehrere  dieser  Hauptklassen  hatte  die 
Kommission  die  einzelnen  Aemter  nach  ihrer  Bodenbeschaffen- 
heit zu  subsumiren  und  weitere  Klassen  und  Kategorien 
innerhalb  derselben  zu  unterscheiden. 

Bei  den  Wiesenflttchen  waren  vier  Klasser  angenommen 
und  ebensoviele  für  die  Wälder,  für  welche  letzteren  zugleich 
die  Steuersätze  von  Anfang  an  und  zwar  f(ir  die  I.  Klasse 
IVg  Thaler,  fllr  die  II.  1  Thaler,  fllr  die  IIL  2/3  Thaler  und 
£Ür  die  IV.  ^/s  Thaler  pro  Hufe  ausgeworfen  waren. 

Besondere  Grundsätze  für  die  Klassifikation  innerhalb 
des  einzelnen  Amtes  wurden  nicht  aufgestellt  Waldburg  er- 
klärt es  für  unmöglich,  ein  Prinzip,  •  welches  durchgehends 
in  allen  Aemtem  gelten  sollte,  zu  formuliren.  Es  war  da- 
gegen in  jedem  Amte  eine  der  individuellen  Beschaffeinheit 
aesselben  angemessene  Klassifikation  vorzunehmen. 

Nur  hinsichtlich  der  Grösse   der  Güter  war  vorgeschrie- 
ben,   dass    in   jedem    Amt   vier    Hauptklassen    unterschieden 
wurden: 
die    I.  Hauptklasse  umfasst  die  Güter  von    1 —  12  Hufen, 

11     "•  n  n  n  n  JJ      12         20        „ 

Ji  HI-  »  V  n  n  n      ^"         ^^        » 

„IV.  „  „         „       „        „    40—100     „  u.  m. 

Als  ökonomischen  Grund  für  diese  Eintheilung  führte 
man  die  Thatsache  an,  dass  die  Güter  in  der  I.  Klasse  relativ 
die  grösste  Rente  gewähren  und  dass  bei  den  in  den  folgen- 
den die  Einkünfte  mit  der  zunehmenden  Grösse  geringer 
werden  aus  Mangel  an  genügendem  Personal  und  Betriebs- 
kapital. 

Im  Amte  Lyck,  von  dem  zufillHg  einige  Nachrichten  vor- 
handen sind,  wurden,  „weil  es  dort  keine  besonderen  Porti- 
nentien  gibt"  und  das  Land  ann  war,  „die  geringsten  Um- 
stände in  Consideration  gezogen"  und  in  jedem  der  filnf 
Kirchspiele  besondere  Klassifikationen  entworfen,  „um  nicht 
im  Geringsten  anzustossen".  Ferner  wurden  hier  zwei  Haupt- 
klassen innerhalb  der  Güter  des  Adels  unterschieden.  Es 
wurde  der  Adel,  von  welchem  jeder  ein  Gut  besass,  von  dem 
getrennt,  von  welchem  mehrere  auf  einem  Gut  neben  einander 
wohnten.     Erstere  hätten,  so  nahm  man  an,  bei  ihren  grossen 
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Gütern  geringeren  Boden  und  liefilnden  sich  aus  Mangel 
an  Gesinde  wegen  der  Nahe  der  Grenze  in  schlecbterem 
Zustand'). 

Welche  Modifikationen  bei  der  Klassifikation  der  Übrigen 
Aemter  vorgekommen  sind,  lässt  sich,  da  die  Akten  fehlen,  nicht 
feststellen.  Hervorzuheben  ist  nur  nochmals,  dass  in  jedem 
Amt  eine  doppelte  Klassifikation  aller  Anwesen  entworfen 
wurde.  Es  erfolgte  zunächst  eine  Klassifikation  aller  Güter, 
Dörfer,  Vorwerke  usw.  nach  dem  Prinzip  der  Bonität  der 
Aecker.  Dieselbe  wurde  darauf,  indem  die  Kommission  auf  das 
Neben einkommen  aus  den  landwirthschatUichen  Nebengewer- 
ben, Brauereien,  Brennereien,  Mühlen,  Krügen,  Fischerei, 
Wald  usw.,  Rücksicht  nahm,  überall  abgeändert.  Diese  zweite, 
abgeänderte  Klassifikation  bildete  fUr  die  obigen  Beratbungen 
der  Kreisein  gesessenen  die  Unterlage.  Man  könnte  die  eratere 
als  Klassifikation  der  Grund  Steuer,  letztere  als  die  einer  E  i  n  - 
kommensteuer  bezeichnen,  insofern  hier  das  gesammt«  Ein- 
kommen als  Steuerobjekt  genommen  wird.  Es  ist  hieraus 
ersichtlich,  dass  der  GeneralhafenschoBs  eine  Kombination  von 
Grund-  und  Einkommensteuer  ist,  oder  als  eine  Einkommen- 
steuer radizirt  auf  das  Prinzip  der  Grundsteuer  be^ieichnet 
werden  kann. 

§  6.    Die  Taxation. 

Auf  der  Basis  dieser  öffentlich  festgesetzten  Klassifikation 
fand  unter  dem  Vorsitz  des  Grafen  Waldburg,  welcher  in 
allen  Aemtem  mindestens  einige  Mustergrundstücke  und  Güter 
selbst  in  Augenschein  nahm,  die  Fixirung  der  Steuersätze  pro 
Hufe  fUr  jedes  Anwesen,  die  sogen.  Taxation  statt.  Es  nahmen 
daran  theil  die  drei  Kommissare,  welche  die  Lokalbesichtigung 


ij  Eb  ist  anSallend,  dass  gerade  Über  die  Eiorichtung  der  vier 
Aemter  Lyck,  hotzea^  Olelzko  und  Jotuumisburg  ein  Schriftstück,  eine 
TheTWteHKJBge  gchSssigster  Art  seitens  eines  höheren  Beamten  Masurens 
in  Gumbinnen,  buh  der  Mitte  des  vorigren  Jahrhunderts  exislirt.  Es 
sind  dort  ohne  genaae  Kenntnis  der  Sachlage  die  tcleineten  Punkte  müb- 
satn  zueammeni^etnigen  und  zu  einem  grossen  Angriff'  gegen  diese  Steuer 
Kusammengeballt.  Der  Verfasser,  von  wUthendem  Haas  ge^en  den  (zrafen 
Waldburg  erfüllt,  wirft  ihm  und  der  Kommission  vor,  sie  hätten  keine 
Rücksicht  darauf  genoDitnen,  dass  diese  Apmt^r  an  Polen  grenzen,  von 
Königsberg  weit  entfernt  liegen  ubw.  ~  lauter  Dinge,  weltrbe  die  Kommis- 
sion voll  und  ganz  berUckaichügt  hatte.  Der  Vorwurf,  die  Kommission 
hätte  von  Jahr  zu  Jahr  ein  strengeres  Verfahren  angewendet,  um  mög- 
lichst hohe  Steueraummen  zu  erzieteD.  ist  ebenfalls  unzutieffend  und  im- 
hegründet.  Das  Verfahren  derselben  wurde  im  Gegentheil  immer  objek- 
tiver, allseitiger  und  technischer.  Thatsache  ist,  dass  die  Kölmer  und 
Bauern  hier  dem  Urafen  Waldburg  wiederholt  erklärten,  sie  kfiunten  den 
üeneralhufenachoBB  viel  leichter  tragen  als  die  irüheren  Steuern.  That- 
sache ist  femer,  dasa  seitdem  in  der  Folgezeit  keine  weiteren  Anklagen 
gegen  den  Qeneralhufenachoce  erhoben  worden  sind. 
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der  betreffenden  Anwesen  vorgenommen  hatten,  der  adelige 
Deputirte,  der  Amtshauptmann ,  der  Direktor  und  bei  den 
königlichen  Bauemdörfem  auch  der  Kammerrath.  Bei  der 
Abstimmung  entschied  die  Majorität  Es  hatten  zunächst  die 
drei  Kommissare;  welche  die  Lokalbesichtigung  vorgenommen 
hatten,  abzustimmen.  Alsdann  gaben  der  adelige  Deputirte, 
der  Amtshauptmann  und  der  Kammerrath,  darauf  der  Direktor 
und  zuletzt  aer  Präsident  Graf  Waldburg  sein  Votum.  Bei 
Stimmengleichheit  entschied  die  Stimme  des  Präsidenten. 

In  jedem  Amt  ist  stets  zunächst  der  jährliche  Steuersatz 
filr  die  schlechteste  und  fUr  die  beste  Hufe  fixirt.  Hierauf 
«ind,  indem  die  Kommission  mit  den  schleciitcsten  Hufen  an- 
fing und  zu  den  besseren  überging,  die  übrigen  Steuersätze 
innerhalb  dieser  beiden  Grenzen  ausgeworfen.  Dabei  hatte 
Oraf  Waldbui^  die  Bestimmung  getroffen,  dass  die  Differenz 
der  Steuersätze  zweier  Klassen  nn'ndestens  5  Groschen  pr.  ^) 
betragen  sollte.  Im  Jahre  1717  wurden  fünf,  in  den  folgenden 
«echs  bis  sieben  Aemter  auf  einmal,  nachdem  sie  einzeln  klassi- 
fisirt  waren,  taxirt.  In  diesem  Falle  sind  die  Aemter  selbst 
noch  nach  ihrer  Bodenbeschaffenlicit  klassiüzirt.  Alsdann  sind 
wieder  zunächst  die  Steuersätze  fiir  die  schlechteste  Hufe  des 
schlechtesten  Amtes  und  die  vorzüglichste  des  besten  fixirt 
und  darauf  diejenigen  fi'ir  die  beste  und  schlechteste  Hufe 
jedes  einzelnen  Amtes.  Graf  Waldburg  wollte  liiedurch  sowie 
durch  den  Umstand,  dass  er  selbst  an  allen  Taxationen  theil- 
nahm,  die  möglich  grösstc  Gieichmässigkeit  und 
Einheitlichkeit  der  Steuersätze  im  ganzen  Lande 
erzielen. 

Zwar  seheint  es  nach  einzelnen  Aktennachrichten,  als  ob 
zufällige  Majoritätsbeschlüsse  und  Willkür  bei  der  Feststellung 
dieser  Steuersätze  eine  Rolle  gespielt  hätten.  Allerdings  hatte 
Waldburg  in  dieser  Beziehung  vollständig  freie  Hand.  In 
den  Vorberathungen  zu  Berlin,  die  unter  dem  Vorsitz  des 
Königs  stattgefunden  hatten,  war  nur  festgesetzt,  dass  eine 
mittcTmässige  Hufe  mit  3^  s  Thlr.  belegt  werden  sollte,  wenn 
bestimmte  Bedingungen  vorlägen.  Forsehen  wir  aber  genauer 
nach,  so  finden  wir,  dass  Waldburg  mit  allen  Mitteln  dahin 
strebte,  die  Steuersätze  in  jedem  Amt  nach  einem  gleichen 
Verfahren,  nach  einem  einheitlichen  Gesichtspunkt  fixiren 
zu  lassen. 

Welches  Prinzip  lag  diesem  Verfahren  zu  Grunde?  Aus 
den  Instruktionen  erfahn^n  wir  nur  die  allgemeinen  Be- 
stimmungen, dass  die  Kommissare  nach  den  damaligen  Schlag- 
wörtern auf  das  königliche  Interesse  einerseits,  auf  die  Kon- 
servation  der   Unterthanen   andrerseits  sehen,  dass  sie   ferner 


*)  Der  Thaler  hatte  90  preussische  Groschen. 
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nach  dem  Prinzip  der  Bonität  unpaiteiisch  und  ohne  Passion 
verfabren  sollten,  damit  sowohl  der  Bauer  wie  der  Adel  dabei 
gut  bestehen  könnten  und  auf  die  Dauer  nicht  ruinirt  würden. 
Endlich  sollte  die  Kommission  ihre  Aufmerksamkeit  darauf 
richten,  möglichst  überall  den  HOehstbetrag  der  Steuern  des 
Jahres  1708  oder  den  Durchschnittss  teuer  betrag  der  Jahre 
1700 — 1714  zu  erzielen.  Daher  waren  statistische  Tabellen 
aber  alle  Steuern,  welche  in  den  Jahren  1701  —  1714  ausge- 
schrieben waren ,  flir  jede»  Amt  und  Anwesen  zam  Gebrauch 
t^r  die  Kommission  angefertigt 

Waldbui^  hatte  sich  zwar  in  seinem  Steuerprojekte  dem 
Kflnige  g^enUber  nur  verpflichtet,  den  Durchschnittssteuer- 
betrag  der  Steuern  der  Jahre  1700 — 1714  bezw.  noch  ein  Plus 
aufbringen,  daAtr  aber  den  Reichen  zu  belasten  und  den 
Armen  auf^'ebig  zu  entlasten,  mit  anderen  Worten  diese 
Gesammtstener  nach  dem  Prinzip  der  Bonität  zu  repar- 
tiren.  Der  Oeneralhufenschoss  ist  insofern  eine  Reparti- 
rioDssteuer,  bei  welcher  der  historische  Durchschnittssteuer- 
ertrag, de  facto  der  Maximalbetrag  des  Jahres  1708,  nach  der 
Bonität  und  dem  dauernden  Kebeneinkonmen  aus  den  land- 
wirthschafUichen  Nebengewerben  umgelegt  ist. 

Waldburg  scheint  thataächlich  zu  seinem  Steuerprojekt 
auf  dem  Wege  gelangt  zu  sein,  dass  er  die  vom  Könige  jähr- 
lich verlangten  ihm  bekannten  Gesammtsteuersummen  mit  der 
faktischen  Austheilung  nach  den  ständischen  Steuern  einer- 
seits and  der  wirklichen  Leistungsfähigkeit  der  einzelnen 
Anwesen  andrerseits  verglich.  Ich  vermuthe,  dass  derselbe 
ausgehend  von  dieser  Qesammtsumme  bestimmte  Steuersätze 
für  die  einzelnen  Bonitätfiklassen  des  Landes  formulirte,  das 
er  infolge  seiner  vielen  Reisen  genauer  kannte,  als  andere. 
Ich  glaube  femer,  dass  derselbe  bei  der  Durchführung  dieser 
Reform  einen  Klassifikationstarif,  d.  h.  Maximal-  und  Minimal- 
steuereätze,  für  jedes  Amt  und  die  hervorragendsten  Bonitäts- 
klassen aufgestellt  hatte.  Dass  er  aber  denselben  geheim  hielt 
und  über  diesen  Punkt  in  den  Instruktionen  nur  unvollständig 
und  in  vagen  Ausdrucken  sprach,  während  er  sonst  alles 
genau  und  umständlich  präzJsirtc,  erklärt  sich  aus  seiner 
schwierigen  Stellung  gegenüber  dem  Könige  und  den  Ständen. 

Daher  aber  wurden  in  jedem  Amt  zunächst  die  Steuersätze 
für  di<;  schlechteste  und  die  beste  Bonitätsklasse,  wie  wir  oben 
Bafa«n.  von  der  Kommission  festgesetzt,  Waldburg  hatte  ferner, 
wit  oben  bemerkt,  für  fünf  bis  sieben  Aemter,  die  sich  durch 
die  „Differenz  der  Bonität"  ihrer  Acker  besonders  auszeichne- 
wn.  auf  eimnal  und  zwar  zunächst  die  Steuersätze  fUr  die 
Kthlecbteiae  Kla«Be  des  schlechtesten  und  die  vorzüglichste  des 
besten  Amtfjs  und  dann  fiir  die  geringste  und  die  beste  Klasse 
jeden  Amtes  fixirwi  laeeen.  Aus  demselben  Grunde  hatte  der- 
selbe feroer   den   Taxati'juen   in  jedem  Amt   präaidirt,   nOm*, 
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wie  er  sich  ausdruckt,    „die  Hauptsache   auf  einen  egalen 
Fuss  zu  bringen''. 

Wie  hoch  dieser  Klassiiikationstarif,  wie  gross  dieser  ein- 
heitlich durchgeführte,  nominelle  Steuerfuss  gewesen,  wie  viel 
Prozente  des  Keinertrages  derselbe  ausgemacht  habe,  darüber 
finden  wir  keine  Nachrichten. 

Dag^en  erfahren  wir  wiederholt  aus  den  Berichten  Wald- 
burgs  an  den  Kiinig,  die  Steuersätze  seien  in  der  Art  um- 
gel^ty  dass  jeder  tüchtige  Landwirth  aus  seinem  Grundstück 
noch  so  viel  „Profit"  ziehen  könne,  um  das  in  demselben  ent- 
haltene und  im  Kaufpreise  erkennbare  Kapital  bis  auf  7  Pro- 
zente nutzen  zu  können. 

Diese  Einheit  des  Steuerfusses  wurde  auch  durch  das 
koUegialische  Verfahren  und  das  Majoritätsprinzip  nicht  be- 
einträchtigt, sondern  im  Gegen theil  noch  gefördert.  In  der 
Kommission  befanden  sich  die  ttichtigsten  Beamten  aus  dem 
Kri^gskommissariat  und  aus  den  königstreuen  Vasallen,  und 
das  waren  damals  die  befähigtsten,  welche  einheimische  tüch- 
tige Landwirthe  und  des  Landes  kundig  waren.  Dadurch, 
dass  die  Zahl  der  Kommissare  gering  war  und  alle  von  An- 
fang bis  zu  Ende  ohne  Personenwechsel  bei  dieser  Reform 
gearbeitet  haben,  und  dass  genügende  Debatten  stattfanden, 
wurden  alle  Nachtheile  des  kollegialischen  Verfahrens  beseitigt 
und  eine  Einheit  gewahrt.  Waldburg  konnte  infolge  seines  "^ 
Einflusses  diesen  einheitlichen  Steuerfuss  gegenüber  der  Kom- 
mission überall  konsequent  durchführen.  Er  berichtet  z.  B. 
dem  Könige,  er  habe  es  verhindert,  dass,  wie  die  Kommission 
anfimgs  beabsichtigte,  in  Preuss.  Holland  und  den  benach- 
barten Aemtem  höhere  Steuersätze,  die  nicht  mit  dem  bis- 
herigen Verfahren  im  Einklang  ständen,  fixirt  würden. 

Bei  der  Festsetzung  dieser  Steuersätze  aber  richtete  man 
auch  auf  die  übrige  Steuerlast  des  platten  Landes  sein  Augen- 
merk. Waldburg  erklärt,  es  wäre  ungerecht,  wenn  man  keine 
Rücksicht  nähme  auf  „andere  Auflagen,  als  da  sind  Stempel- 
papier, die  Pfennigsteuern,  die  Akzise  in  den  kleinen  Stäclten 
usw.,  bei  welchen  letzteren  der  Landmann,  indem  er  das 
meiste  aus  den  Städten  kauft,  auch  insensiblement  mit  trägt". 

Wegen  des  so  dürftigen  Aktcnmaterials  gewähren  die 
Versuche,  aus  den  wenigen  Andeutungen  den  realen  Steuer- 
fuss zu  berechnen,  keine  Sicherheit  zu  einem  nur  annähernden 
befriedigenden  Resultat  zu  gelangen.  Irrig  ist  die  Ansicht  des 
Finanzministers  Roden,  der  Generallnifenschoss  hätte  33^3 
Prozent  des  Reinertrages  ausgemacht,  indem  derselbe  diese 
Behauptung  aus  den  Bestimmungen  der  berliner  Konferenzen 
abstrahirt,  nach  welchen  eine  mittelmässige  Hufe  mit  3^/8  Thlr. 
eventuell  belegt  werden  sollte. 
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§  7.    Die  Prinzipiell  der  AllgemeiBheit  nnd  Gleichheit 

Der  Graf  Waldburg  hatte  anfangs  das  Prinzip  der  All- 
gemeinheit so  rigoros  durchgefllhrt ,  dass  er  alle,  auch  die 
Pfarr-,  Hospital-  und  zum  Theil  die  Domftnenvorwerkshufen, 
welche  seit  1713  aus  Bauemland  gebildet  worden  waren,  mit 
dem  GeneralhufenschoBs  belegte.  Die  seit  früherer  Zeil  be- 
standenen Vorwerke  blieben  von  Anfang  an  frei.  Aber  auch 
jene  später  gebildeten  Vorwerke,  wie  die  anderen  eben  ge- 
nannten Kategorien  musste  Waldburg  auf  Befehl  des  Kinigs 
frei  lassen. 

Hinsichtlich  des  Prinzips  der  Gleichheit  haben  wir 
schon  oben  gesehen,  wie  alle  Acker,  ohne  Rficksicht  darauf 
ob  sie  adelig,  kölmisch  oder  bäuerlich  waren,  lediglich  nach 
dem  Prinzip  der  Bonität  Öffentlich  klassifizirt  und  auf  Grund 
dieser  Klassifikation  die  Steuersätze  ausgeworfen  sind. 

Mit  der  grOssten  Energie  trat  der  schon  vielfach  mit 
modernen  Ideen  •)  erfüllte  Graf  Waldburg  Überall  für  die 
gleiclimässige  Besteuerung  des  Adels  und  der  Bauern 
ein.  Er  erklärt  dem  K&nige,  dass  der  Adel  keinen  Vorzug 
geniessen  dUrfe,  da  der  Monarch  die  adeligen  Hufen  ebenso 
beschützen  mUsse  wie  die  bäuerlichen.  Ebenso  wenig  kOnne 
der  Adel  sich  auf  die  Steuerfreiheit  in  anderen  Provinzen  be- 
rufen, da  es  in  Ostpreussen  niciit  wie  dort  ehemalige  reichs- 
unmittelbare, grafliche  oder  freiherrliche  Güter  gäbe,  sondern 
nur  einfach  adelige.  Den  durchschlagendsten  Grund  hatte 
Waldbui^  schon  in  der  Konferenz  zu  Berlin  1715  gegenüber 
den  ständischen  Anforderungen  geltend  gemacht.  Der  Adel*) 
dürfe  bei  dieser  Reform  keinen  Vorzug  verlangen,  da  er  auch 
bei  den  bisherigen  ständischen  Steuern,  dem  Kopf-,  Hom-, 
Klauen-  und  Hufenschoss  usw.,  nicht  geringer,  sondern  mit 
denselben  Steuersätzen  belegt  worden  sei,  wie  die  anderen 
Unterthanen. 

Nur  im  Jahre  1715,  wo  Waldburg  zuerst  und  zwar  nur 
provisorisch  im  Amte  Brandenburg  diese  Steuer  einführte,  hat 
er  mit  diesen]  Prinzip   nicht  offen  hervortreten   können.     Elr 

')  In  seinen  Denkschiiften  Über  das  RemieaioasweseD  witd  von  ihm 
bereits  die  Idee  einer  Unfallversicherung  ausgesprochen  und  dem 
Könige  dahingehende  praktische  Voischlftge  semacht. 

')  „Wo7u  kommt,  dass  in  denen  öftem  Conferencien,  welche  bey  Sr. 
Königl.  Majestät  Hoflager  über  den  zu  introdudrenden  Geneial- Hufen- 
Schoss  gebaiteo,  erwiesen,  dass  die  adelicbe  und  Cöllmischen  Hufen  ra- 
tione  der  Contribution  vor  den  Küniel.  immediat  Hufen  nichts  vorans 
haben  können,  sonderlich  da  die  Stände  selbst  bey  dem  alten  Modo  cod- 
tribuendi  hierauf  reäectiret,  yielmehr  die  Bauer-Hufen,  das  Vieh  und 
Pferde  ratione  des  Schosses  nicht  geringer  oder  höher,  sondern  egal  mit 
denen  Cöllmischen  und  adelichen  Hufen  gesetzt...,  so  ist  bei  Indrodu- 
cimog  des  General- Hufen -Schosses  dergestalt  zu  verfahren,  dass  bei  An- 
schlag des  Cootributions  Qnanti  weder  auf  rorigtee  norh  ai^  Schulden, 
mit  welchen  die  Güter  beschwciet,  reflectiret"  . . . 


Vn.  2.  29 

berichtet  dem  Könige,  er  habe  gegenüber  dem  Widerstand, 
den  er  überall  gefunden,  aus  Politik  den  Adel  und  die  Kölmer 
massiger  besteuert  als  die  Bauern,  weil  anders  er  eine  Holche 
Opposition  seitens  der  Stände  beftirchtete ,  dass  sein  ganzes 
Befoimwerk  daran  scheitern  könnte.  Bereits  in  dem  nächsten 
Amte  wurde,  als  der  Widerstand  der  Stände  in  Berlin  im 
Winter  1716  beseitigt  war,  dieses  Prinzip  der  Gleichheit 
dorchgefiüirt  und  im  Amte  Osterode  eine  öffentliche  Klassi- 
fikation vorgenommen. 

Mit  Ausnahme  des  Amtes  Brandenburg  ist  also  das 
Prinzip  der  Steuergleichheit  für  Adel  und  Bauern 
in  der  ganzen  Provinz  durchgeführt,  wie  es  die  noch 
vorhandenen  Kataster  zahlenmässig  beweisen. 

Es  hat  sich  in  der  Literatur  bis  jetzt  durch  Schimmel- 
fennig  die  falsche  Ansicht  erhalten,  dass  bei  dieser  Reform  der 
Adely  die  Kölmer  und  die  Bauern  nach  einem  verschiedenen 
Steuerfuss  behandelt  worden  seien,  dass  die  Bauern  am  stärk- 
sten, die  Kölmer  geringer,  der  Adel  am  massigsten  belastet 
worden  wären;  dabei  war  man  nur  hinsichtlich  der  Prozente, 
nach  welchen  dieser  Steuerfuns  abgestuft  wurde,  im  unklaren  ^). 
Schon  Stolterfoth  *)  bekämpft  gegenüber  den  älteren  Kamera- 
listen die  allgemeine  Meinung,  dass  der  Gener<alhufenschos8 
beim  Adel  ^-4,  bei  den  Kölmern  ^ 's,  bei  den  Bauern  die  Hälfte 
des  Reinertrages  ausgemacht  habe,  als  falsch  und  unbegründet 

Die  Entstehung  dieser  irrthümlichen  Ansicht  erklärt  sich 
ans  dem  Umstand,  dass  die  zeitgenössische  Literatur  nur  das 
Verfahren  in  dem  Amte  Brandenburg  erfuhr,  das  durch  den 
Kampf  mit  den  Ständen  (1716)  allgemein  bekannt  geworden 
ist  Waldburg  hielt  seitdem  das  Verfahren  der  Kommission 
80  geheim,  dass  er  durch  einen  königlichen  Befehl  selbst  dem 
Amtshauptmann  und  adeligen  Doputirten  das  Nachschreiben 
der  Steuersätze  bei  der  Taxation  verbieten  liess  und  den  ge- 
planten Druck  der  Kataster  aufgab.  Dieses  Verfahren  im 
Amte  Brandenburg  ist  nun  aus  Mangel  an  anderen  Nach- 
richten von  der  Literatur  ohne  Grund  in  den  wesentlichen 
Punkten  generalisirt  und  «als  das  Charakteristische  dieser  ganzen 
Steuerreform  hingestellt  worden. 

Es  erscheint  daher  nicht  überflüssig,  hitT  das  ursprüngliche 
Verfahren  der  Kommission  in  diesem  Amte  mit  wenigen 
Worten  zu  berühren.  Das  ganze  Amt  wurde  in  fünf  Sta- 
tionen getheilt  Nachdem  die  Lokal  besieh  tigung  einer  Station 
beendet  war,  wurden  im  Mittelpunkt  derselben  die  Eigen- 
thümer  einzeln  vernommen.     Gleich  darauf  wurde  mit  jedem 

*)  Schimmclfennig  a.  Ji.  O.  2.  Aufl.  S.  37  führt  die  älteren  verschie- 
denen Ansichten  theil weise  an. 

*)  Stolterfoth,  Ue})er  das  Verfahren  bei  der  Einführung  des  General- 
hufenschosses  in  Preussen,  geschrieben  ls04,  veröffentlicht  in  den  Neuen 
preosrischen  Provinzialblättem  Jahrg.  1846  (Januar  bis  Juli)  S.  192  if. 
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besonders  der  Steuersatz  für  die  Hufe  fcs^estellt  und  in  einem 
Steuervertrag,  dem  „Akkord",  der  von  dem  Besitzer  unter- 
schrieben werden  musate,  fixirt.  Waldbui^  kam  es  haupt- 
sftchlicb  auf  die  Unterschrift  dieser  Steuerverträge  seitens  des 
Adels  hier  an,  weil  er  dadurch  denselben  rechtlich  gebunden 
glaubte  und  dem  weiteren  Widerstand  desselben  vorzubeugen 
hoflFte.  Die  Akkorde,  deren  Ünterechrift  der  Adel  oft  ver- 
weigerte, sind  in  den  nächsten  Jahren,  wie  auch  Schimmel- 
fennig  richtig  bemerkt,  ausser  Gebrauch  gekommen,  „weil 
deren  Vollziehung  nur  DIftikultäten  verursachte" , 

Gegen  die  Klausel  in  diesem  Akkord,  dass  keine  weiteren 
Steuern  später  fUr  das  platte  Land  eingeführt  werden  sollten, 
sträubte  sich  anfangs  der  streng  gewissenhafte  Friedrich 
Wilbebn  I.  Er  schreibt  in  margine :  „Bewahr  mir  Qott  das  ich 
soll  Imposte  machen  auf  das  Land  aber  ich  bin  im  Erii^ 
und  ich  weis  nit  wie  die  Sache  gehen  kann  das  ich  gegen 
meinen  Willen  mtlaste  auf  das  Land  ausschreiben  das  würde 
dann  in  Preussen  nit  angehen.  Ergo  binde  mir  nit  die  Hände. 
Gott  ist  bekannt,  ob  ich  Intention  habe  mein  Land  zu  sub- 
teviren  aber  die  Hände  binde  mir  nit" 

Bei  der  Durchführung  dieses  Prinzipes  der  Steuergleich- 
heit mussten  femer  aus  Rücksicht  auf  die  praktischen  Be- 
dürfnisse theila  vorübergehende,  theils  dauernde  Abweichungen 
stattfinden.  Um  den  persönlichen  Verhältnissen  der  Steuer- 
zahler und  der  traurigen  Lage,  in  der  sich  die  damalige 
Landwirthschaft  befand,  einigermassen  Rechnung  zu  tragen, 
hatte  Waldburg  bestimmt,  daas  die  infolge  von  Misswachs, 
Viehsterben  verarmten  Landwirthe  in  den  ersten  sechs  Jahren 
nur  '/«  der  fixirten  Steuerbetrttge  zu  entrichten  hätten.  Nach 
Verlauf  dieser  sechs  Jahre  waren  die  vollen  Steuersätze  zu 
zahlen.  Von  dem  Besitzer  der  „ruinirten"  Güter  wurde  in 
den  ersten  drei  Jahren  nur  '/a,  in  den  folgenden  drei  Jahren 
'/s  und  nach  sechs  Jahren  die  volle  Steuersumme  erhoben. 
Die  Steuerzahler  endlich,  welche  in  den  letzten  drei  Jahren 
einen  besonderen  Schaden,  Brandungltlck  usw.,  erlitten  hatten, 
zahlten  in  den  ersten  drei  Jahren  '/e,  event.  */8,  nach  drei 
Jahren  die  vollen  Steuersätze. 

Weiterhin  mussten  einige  Konzessionen  auch  der  Ver- 
waltung, insbesondere  den  Domänenkammem,  in  dieser  Be- 
ziehung gemacht  werden.  Die  Kammerbedienten  und  Forst- 
beamten ,  die  Hasenjägcr ,  Warthen ,  Wildniabereiter  usw. 
sollten  nur  'It  des  Oeneralhufenschosscs  zahlen.  Ebenso 
wurden  die  Schulzen  hu  fen,  d.  h.  die  Diensthufen  der  Schulzen, 
mit  */8,  die  Universitätshufen  mit  *,'a  des  Generalhufenschosses 
belegt. 

Inbetreff  der  Domänenbauem  hatte  Waldburg  die  Be- 
stimmung getroffen,  daas  stets  16* s  Prozent  des  Domänen- 
zinses von  den  ausgeworfenen  Sätzen  des  Generathufenachosses 
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für  die  Hufe  abgezogen  würden.  Hicdurch  wollte  er  eine  un- 
gefilhre  Oleichmässigkeit  der  Gesammtlastcn  der  letzteren 
g^enüber  den  adeligen  Bauern  herbeiführen,  die  insofern 
besser  gestellt  waren,  als  sie  keine  Servisgeldcr  zu  entrichten 
hatten.  Bei  den  Kadukhufen  und  den  so^en.  Berahmungs* 
hofen  —  d.  h,  Domänenhufen,  die  von  „Fremden",  die  sich  noch 
nicht  angesiedelt  hatten,  gepachtet  waren  —  sollte  V's  des  Do- 
mftnenzinses  zum  Generalhufcnschoss  gerechnet  und  an  diese 
Kasse  abgeführt  werden.  Sobald  sich  aber  diese  Pächter  an- 
gebaut and  dauernd  niedergelassen  hätten,  war  die  kataster- 
mftssige  Steuer  zu  entrichten. 

Wüste  Hufen  wurden  endlich  bei  Adel  und  Kölmern 
nidit  angenommen,  sondern  zum  Kataster  gebracht.  Die 
Kommission  sah  bei  diesen  nicht  allein  auf  die  Bonität,  son- 
dern auch  auf  die  augenblickliche  Benutzung  derselben,  z.  B. 
ob  sie  zur  Weide  genutzt  oder  verpachtet  wurden.  Femer 
achtete  man  darauf,  ob  dieselben  dauernd  oder  nur  aus  Mangel 
an  Leuten,  Vieh,  Kapital  oder  aus  verdrossener  Faulheit  wüst 

S ablieben  waren.  Wüste  Hufen  in  den  königlichen  Bauern- 
Orfem  wurden  zwar  in  dem  Katiister  verzeichnet,  aber  nicht 
eher  mit  Steuersätzen  belegt,  als  bis  sie  besetzt  waren. 
Unland  und  Oedland  dagegen  blieb  steuerfrei. 
Endlich  wurden  bei  dieser  Steuerreform  zugleich  die 
kleinen  Leute,  Inst-  und  Miethleute,  Gärtner,  MülliT,  Fischer 
usw.,  mit  dem  bisherigen  Kopf-  und  Homschoss  und  zwar  aus 
sozialpolitischer  Rücksicht  mit  massigen  Sätzen  belegt,  „damit 
die  Leute  zu  besserem  Fleiss  encouragirt  würden  und  also 
williger  in  den  königlichen  Ländern  sich  otablirten". 

§  8.    Die  Resultate  des  (ieueralhnfenscliosses. 

Das  finanzielle  Resultat  dieser  Steuer  war  ein  tlberaus 
glänzendes.  „Nicht  weniger  als  34  681  verschwiegene  Hufen 
sind  dem  Kataster  durch  diese  Reform  zugewachsen  ^)."  Am 
ersten  Mai  1723  belief  sich,  nachdem  die  Landvermessungen 
beendet  und  die  Kataster  vollständig  abgeschlossen  waren,  die 
Gesammtsumme  des  Gencralhufenschosses  auf  299  501  Thlr. 
in  märkischer  Münze  ^).  Viele  Ritterdienste,  zahlreiche  köl- 
mische,  den  Servisgeldcrn  unter>vorfene  Hufen,  die  sich  in 
den  Händen  des  Adels  befanden,  wurden  konstatirt  und  viele 
Domänenstücke,  welche  der  Adel  im  Laufe  der  Zeit  sich 
widerrechtlich  angeeignet  hatte,  wieder  entdeckt. 

Bei  den  Prozessen,  welche  Friedrich  Willielm  I.  wegen 
dieser  Domänenbestandtheile  gegen  den  Adel  durch  den  advo- 


»)  öchmoUer  a.  a.  O.  S.  56. 

')  Das  Verhältnis  des  Generallmfeuschosses  zu  den  früheren  stän- 
dischen Steuern  wurde  im  folgenden  veranschaulicht: 
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easaa  tieci  in  Königsberg  anstrengen  liese,  scheint  doch,  nach 
den  aber  die  Verjahmng  aafgestellten  Orundsfitzen  zu  schliessen, 
eine  grosse  Billigkeit  obgewaltet  zu  haben.  Als  Waldburg  in 
einer  Denkschrift  den  König  ans  volkswirthschafUichen  Grün- 
den bat,  dau  „die  von  der  Landesherrschaft  nicht  konürmirten 
Prmlegien  nicht  kassirt  würden",  weil  sonst  die  Kaufkraft 
der  Rittergüter  schwinde,  die  Besitzverbältnisse  unsicher  wür- 
den and  die  Einwanderung  nach  Ostpreussen  gehemmt  würde, 
erwiderte  der  Monarch  in  mat^. :  „Was  passirt  ist,  werde  nit 
schuf  examiniren  mit  meinen  Vasallen,  leb  will  sie  conser- 
Tirt  haben  und  will  sie  aufhelfen  gegen  ihren 
Willen." 

Neben  dem  Generalhufenschose  sind  noch  die  Ritterdienst- 
gelder,  die  im  ganzen  16  000  Tbir.  einbrachten,  und  die 
,Sem'8-  and  Fouragegelder*  eingeführt  Diese  letzteren  be- 
tragen 1  Thlr.  8  Gr.  filr  die  Hufe  und  wurden  nur  von  den 
Domfinenbaaem  und  den  Kölmem  angebracht  In  dem 
Kampfe  mit  den  Stttnden  1716  hatte  nSmlich  der  König,  der 
aach  den  Adel  wie  in  den  anderen  Provinzen  mit  den  Servis- 
geldem  belegen  wollte,  in  diesem  Punkte  nachgegeben.  Wah- 
rend also  die  königlichen  Bauern  und  Kölmer  neben  dem 
Generalhuf enschoss  noch  die  Serrisgetder  zu  entrichten  hatten, 
zahlte  der  Adel  die  Ritterdienstgelder,  so  dass  auch  in  dieser 
Beziehung  eine,  wenn  auch  mehr  formelle  Gleichmässigkeit 
der  Betastang  des  Adels  und  der  Bauern  erreicht  wurde.  Die 
materielle  Gleichheit  der  Steuersätze  war  aber  nur  bei  dem  _ 
Generalhufenschosa  realisirt. 

Interessant  wäre  ein  Veigleich  der  Steuersätze  des  Gene- 
ralhofenschosses  nach  den  noch  vorhandenen  Katastern  mit 
den  früheren  Steuern.  Leider  sind  die  statistischen  Tabellen, 
die  Graf  Waldbarg  von  dem  ftinfzehnjähngen  Steuerbetrag 
der  standischen  Steuern  (1700—1714)  ftir  jedes  Besitzthum 
anfertigen  liess,  nicht  mehr  vorhanden.  Nur  einzelne  gelegent- 
liche Aenssenmgen  existiren  noch,  aus  denen  wir  eine  unge- 
fähre Proportionalität  beider  Steuersammen  filr  die  Hufe  fest- 
stellen können. 
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Hieraus  geht  aber  hervor,  daas  die  Entlastung  der  Armen 
▼on  der  bisherigen  Steuerlast  und  die  Mehrbelastung  der 
Reichen  durch  den  Qeneralhufenschoss  grösser  war,  als  man 
erwartete  und  als  es  in  der  bisherigen  Literatur  angedeutet  ist. 

Ich  könnte  behaupten,  dassdie  Reichen  mehr  als  das  doppelte 
der  bisherigen  Steuern,  ja  in  manchen  Fällen  sogar  ein  JPlus 
▼on  200 — 260  Prozent  an  Generalhufenschoss  zahlen  mussten, 
während  die  Armen  in  den  meisten  Fällen  bis  um  200  Prozent 
g^enttber  den  ständischen  Steuern  erleichtert  wurden. 

Diese  Steuererhöhung  und  -emiedrigung  durch  den  Gcne- 
nühofenschoss  war  für  jeden  Besitzer  schon  wegen  des  Prin- 
zips der  Bonität  gegenilber  den  früheren  gleichen  Sätzen 
der  ständischen  Steuern  eine  verschiedene  und  noch  mehr 
infolge  der  früheren  Defraudationen,  verschwiegenen  Hufen 
usw.  In  der  tilsiter  Niederung  z.  B.,  wo  früher  grosse  De- 
fraudationen seitens  der  Kölm(T  vorgekommen  waren  und  die 
besten  Hufen  2,  3  bis  6  Thlr.  gezahlt  hatten,  waren  die 
übrigen  Steuerbeti^e  aller  ständischen  Steuern  zwischen 
8—20  Thhm.  auf  die  Hufe  gewesen  und  diese  haben  vornehmlich 
auf  den  ärmeren  Bauern,  nicht  auf  den  defraudirenden  Eöl- 
mem  geruht  Nach  dem  Generalhufenschoss  zahlte  die 
beste  Hufe  nur  14  Thlr.  In  diesem  Amte  also  wurde  der 
Eiigenthümer  der  besten  Hufe,  der  bisher  6  Thlr.  zahlte,  um 
233V8  Prozent  höher  belastet,  eine  Steigerung,  die  sich  aller- 
dings in  dem  Masse  geringer  erwies,  als  der  Besitzer  früher 
sonstige  ständische  Steuern  bezahlt  hatte. 

Im  Amte  Preuss.  Mark,  welches  2000  Thlr.  mehr  an 
Generalhufenschoss  als  1708  zahlte,  betrug  die  Durchschnitts- 
beUstung  pro  Hufe  1 20  Prozent  mehr.  Dabei  haben  wir  noch 
die  verschwiegenen  Hufen,  die  in  diesem  Amt  entdeckt  wur- 
den,  nicht  berücksichtigt,  weil  sie  unbekannt  sind.  Um  wie 
viel  hoher  musste  die  Belastung  fVir  die  einzelnen  Besitzer  in 
diesem  Amt  gewesen  sein! 

Graf  Dohna-Schlodien,  der  damalige  Präsident  der  ständi- 
schen Regierung,  zahlte  110  Prozent  mehr  an  Generalhufen- 
schoss. Im  übrigen  variirten  die  Steuersätze  des  General- 
hufenschosses wie  wir  im  folgenden  sehm  werden  wegen  der 
Bonität  der  Aeniter  so  sehr,  dass,  während  die  schlechteste 
Hufe  nur  mit  ^  a  Thlr.  belegt  war,  die  beste  14  Thlr.  tragen 
musste. 

Die  Relation  zwischen  beiden  war  also  wie  1  :  42! 

Steuersätze  für 
Namen  der  Aemter  die  beste  die  schlechteste 

Hufe 

1)  Tilsit  14  Thlr.  Pa  Tlilr. 

2)  Schaaken  12  Thlr.  2  Thlr. 

3)  Brandenburg  10*  a  Thlr.  Vb  Thlr. 
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Steuersätze  für 

Namen  der  Aemter 

die  beste 

die  schlechteste 

Hufe 

4)  Preusa.  Holland 

8  Thlr. 

2'/.  Thlr. 

5)  Preuas.  Mark 

8  Thlr. 

!•  s  Thlr. 

6)  Labiau 

8  Thlr. 

1>..  Thlr. 

7)  Neuhansen 

8  Thlr. 

1  Thlr.  73  Gr. 

8)  Fiachhauaen 

VI,  Thlr. 

VI,  Thlr. 

9)  Preuaa.  Eylau 

7'.,  Thlr. 

l'(.  Thlr. 

10)  Barthen 

7  Thlr. 

1  Thlr. 

11)  Balga 

7  Thlr. 

1  Thlr. 

12)  Marienwerder 

7  Thlr. 

1  Thlr.  65  Gr. 

7  Thlr. 

I  Thlr. 

6';.  Thlr. 

1  Thlr. 

15)  Tapiau 

6';.  Thlr. 

1  Thlr. 

16)  Deutach  Eylau 

6  Thlr. 

I'..  Thlr. 

17)  Liebatadt 

5  Thlr.  70  Gr. 

2  Thlr. 

18)  Hühenatein 

5  Thlr.  50  Gr. 

Va  Thlr. 

19)  Inaterburg 

5  Thlr. 

1  Thlr    10  Gr. 

20)  Szabienen 

5  Thlr. 

1  Thlr.  10  Gr. 

21)  Taplaken 

5  Thlr. 

1  Thlr. 

22)  Gerdauen  u.  Nordenburg 

4  Thlr.  80  Gr. 

I  Thlr. 

23)  Bartensteiu 

4  Thlr.  70  Gr. 

1  Thlr. 

24)  Sehönberg 

4';.  Thlr. 

l'.aThlr. 

25)  Mohrungen 

4«  .  Thlr. 

I'/sThlr. 

26)  Ragnit 

4V.  Thlr. 

1  Thlr.  10  Gr. 

27)  Memel 

4'  .  Thlr. 

!■  .  Thlr. 

28)  Angerburg 

4  Thlr.  16  Gr. 

!■..  Thlr. 

29)  Ortelaburg 

4  Thlr.  15  Gr. 

IThlr. 

30)  Soldau 

4  Thlr. 

1  Thlr. 

31)  Neidenburg 

4  Thlr. 

1  Thlr. 

32)  Lfitzen 

t  Thlr. 

1  Thlr. 

33)  Lyck 

34)  Rhein 

4  Thlr. 

1  Thlr. 

4  Thlr. 

1  Thlr.  5  Gr. 

35)  Oletzko 

4  Thlr. 

1  Thlr. 

36)  Osterode 

4  Thlr. 

'/.  Thlr. 

37)  Gilgenburg 

3' .  Thlr. 

1  Thlr.  15  Gr. 

38)  Sehestan 

3' .  Thlr. 

1  Thlr.  5  Gr. 

39)  Johannisburg 

3  Thlr.  15  Gr. 

1  Thlr. 

Mit  unermütlliehem  Fleiss  und  Pflichteifer  und  mit  grösster 
GrrUndlichkett  hatte  die  Kommission  dieses  gschwere  Werk", 
die  Einrichtung  des  Generalhufenschoases,  unter  den  grOssten 
Strapazen,  schlechten  Kommunikationsmitteln,  Mangel  aller  Art, 
Misstrauen  der  Bevölkerung,  Anfeindungen  und  Ränken  seitens 
des  Adels  und  der  Domänenbeamten  vollendet.  Am  meisten 
hatte  der  Graf  Waldburg  in  seiner  exponirten  Stellung  unter 
diesen  Verhältnissen  zu  leiden  gehabt     Schon  1718  klagte  er 
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dem  Könige,  dass  er  seine  Gesundheit  bei  dieser  Arbeit  gc- 
achädigty  über  20  000  Thlr.  ausser  den  Einkünften  aus  seinen 
Gütern  verwendet  habe,  um  nur  die  Reform  dergestalt  durch- 
zofiihren,  dass  er  wenigstens  seine  Ehre  gegenüber  allen  An- 
feindungen und  Ränken  seiner  Neider  retten  könnte.  Bereits 
im  Mai  1721  erlag  er  seinen  Leiden  in  Königsberg,  wo  er 
der  erste  Oberpräsident  war.  Noch  kurz  vor  seinem  Tode 
lieas  er  in  dem  königlichen  Schlosse  zu  Königsberg  einen  Pa- 
villon restauriren,  wo  die  Kanister  und  alle  Akten  des  G-eneral- 
hufenschosses  deponirt  wurden.  Er  schreibt  dabei  an  Friedrich 
Wilhelm  L,  er  habe  gesucht:  „alles  dergestalt  zu  incaminiren, 
damit  nicht  allein  bei  jetztiger  Zeit,  sondern  auch  der  Nachwelt 
die  Billigkeit  des  introducirten  Generalhufenschosses  wider  alle 
Feinde  und  Neider  und  Verfolger  kann  geschützt  werden  und 
ich  mein  Thun  vor  der  uuuarteyischen,  christlichen  und  ho- 
netten Posteriorität  gleichfalls  verantworten  mag"  ^). 

§  9.    Anhang. 

Die  Reklamationen  stehen  bis  zu  einem  gewissen  Grade  in 
einem  umgekehrten  Verhältnis  zu  dem  Werthe  einer  Steuer- 
reform und  scheinen  gleichsam  die  Probe  flir  die  augenblick- 
liche Werthschätzung  derselben  zu  sein.  Je  mehr  eine  Re- 
form den  augenblicklichen  Anschauungen  der  Steuerzahler,  ja 
dem  ganzen  Volke  entspricht,  desto  geringer  ist  der  Prozent- 
satK  der  Reklamationen.  Interessant  ist  diese  Erscheinung  bei 
dem  Generalhufenschoss.  Von  allen  an  den  König  einge- 
sandten Kogeu.  Prägravationsklagen  machen  die  aus  dem  zuerst 
katastrirten  Amte  Brandenburg  40  Prozent  aus;  die  übrigen 
stammen  fast  nur  aus  den  Aemtem,  welche  in  den  Jahren 
1716  und  1717  eingerichtet  sind.  Aus  den  Jahren  1718  und 
1719,  in  welchen  zwei  Drittel  des  Landes  katastrirt  wurden, 
sind  fast  keine  vorhanden. 

Im  Jahre  1716,  wo  Graf  Waldburg  die  „Klassifikation'' 
zum  ersten  Mal  im  Amt  Osterode  vornahm,  bei  der  allerdings 
nur  einige  des  Landes  kundige  Personen  als  Sacliverständige 
mitwirkten,  ist  die  Zahl  der  Prägravationsklagen  ganz  be- 
deutend geringer.  Aus  dem  Jahre  1717,  als  schon  ein  Tlieil 
des  Adels  an  den  Klassifikationen  theilnahm,  waren  noch 
weniger  Klagen  eingegangen.  Aus  den  nächsten  Jahren,  wo 
der  gesammtc  Adel,  die  Kölmer,  Schulzen  und  einige  Land- 
geschworene an  der  öffentlichen  Klassifikation  in  jedem  Amt 
sich  betheiligten,  sind  fast  keine  vorhanden.  Diese  Zuziehung 
und  Mitwirkung  der  Steuei*zahler  schien  dem  Rechtsbewusstsein 
und  den  Anschauungen  derselbr^n  vollständig  zu  genügen.    Es 


*)  Diese  Akteu  sind  während  des  Siebenjährigen  Krieges  nach  Rüstrin 
gebracht  und  bei  dem  Bombardement  verbrannt. 
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lauten  auch  die  Berichte  der  Kommission  aua  dieser  Zeit  über- 
einstimmend dahiii,  daas  Überall  die  öffentliche  Klassifikation 
zur  vollen  Zufriedenheit  der  Steuerzahler  geendigt  und  das 
Protokoll  derselben  willig  unterschrieben  worden  sei. 

Diese  Erscheinung  ist  ein  glänzendes  und  beredtes  Zeug- 
nis für  die  zweckmässige  Entwickelung  des  Verfahrens  seitens 
des  Grafen  Waldburg,  das  mit  so  schlichten  und  einfachen 
Anfängen  im  Amte  Brandenburg  begann. 

Als  sich  anfangs  die  ungerechtfertigten  Reklamationen 
gehäuft  hatten,  bat  Waldburg  gegenüber  den  mssslosen  An- 
griffen und  Verdächtigungen  den  König,  dass  nur  diejenigen 
PiügravBtionsklagen ,  welche  von  einem  Notar  beglaubigt 
wären,  eingesandt  werden  dürften.  Der  König  erliese  diesen 
Befehl.  Dagegen  hatte  Waldburg  nach  Schluss  der  Reform 
(1719),  als  die  bisher  niu*  im  Konzept  entworfenen  Kataster 
definitiv  ausgearbeitet  wurden,  ein  regelmässiges  Reklamations- 
verfahren eingeführt.  Sobald  nämlich  die  Kataster  eines  Amtes 
fertig  gestellt  waren,  wurde  von  der  Kommission  ein  Termin 
in  Königsberg  anberaumt,  zu  welchem  der  Amtehauptmann, 
der  adelige  Deputirte,  sowie  die  Einsassen,  welche  Grund  zu 
Klagen  ge^en  diese  Steuer  hätten,  zu  erscheinen  aufgefordert 
'Wuraen.  In  diesen  Terminen  entschied  die  Konmiission 
definitiv. 

Die  grossen  Vortheile  des  Generalhufenschoesea  wären 
jedoch  für  die  Steuerzahler,  insbesondere  die  Bauern,  illu- 
sorisch geworden,  wenn  die  Missstände  der  ständischen  Steuer- 
verwaltung fortgedauert  hätten.  Reformen  auf  diesem  Gebiete 
waren  daher  unbedingt  nothwendig  und  Waldburg  ging  hier 
radikal  vor. 

Die  Anzahl  der  Schosseinnehmer  wurde  verringert  und 
die  Bezirke  derselben  wurden  gleichmässig  abgegrenzt.  Da- 
gegen erhielten  diese  Steuererheber  ein  höheres  Gehalt  und 
den  Titel  Amtskoinmissar.  Alle  zweifelhaften  und  nicht  in- 
tegren Persönlichkeiten  wurden  beseitigt 

Als  eine  Mittel-  und  Kon trollins tanz  zwischen  diese  Amte- 
kommissare  und  das  Kri^skommissariat  schob  man  sieben 
Kreiskommissare  ein.  Diese  hatten  unter  anderem  die  monat- 
lichen Steuerlisten  fUr  die  Amtekommissare  auszuarbeiten.  Alle 
Abweichungen,  welche  sich  die  Amtskommissare  in  diesen 
Listen  zu  Gunsten  oder  zum  Nachtheil  irgend  welcher  Steuer- 
zahler fernerhin  etwa  erlauben  sollten,  wurden  kontroUirt  und 
streng  untersagt. 

Femer  führte  Waldbui^  gedruckte  „Quittbücher"  für  die 
Steuerzahler  ein,  welche  ebenfalls  von  den  Kreiskommiasaren 
ausgestellt  und  durch  ihre  Unterschrift  beglaubigt  wurden. 
Dadurch  erhielt  jeder  eine  untrügliche  Gewissheit  von  der 
Höhe  seiner  Steuerlast.  Um  aber  besonders  die  Bauern  von 
den  Schosseinnehmern  unabhängig  zu  machen,  bestimmte  Wald- 
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borg,  dasa  alle  Steuern  nicht  wie  bisher  monatlich,  sondern 
nur  in  den  sechs  Wintermonaten  Oktober  bis  März,  wo  der 
T^nilinAnTi  seine  Produkte  verkaufen  kann,  zu  je  ein  Sechstel 
abgetragen  würden.  Diese  Massregel  ist  so  populär  geworden, 
dass  sie  noch  heute  im  Volke  bekannt  ist  und  als  etwas 
Besseres  angeftlhrt  wird,  ohne  dass  man  natürlich  ihre  nähere 
Entstehung  kennt. 

Die  Erhebung  der  Steuern  geschah  in  folgender  Weise. 
Von  den  königlichen  Bauern  nahm  dieselben  zunächst  der 
Schulze  ein,  um  sie  an  den  Amtskommissar  abzuführen.  Die 
Kölmer  und  Freien  zahlten  direkt  an  den  letzteren  und  ebenso 
der  Adel,  der  zugleich  die  Steuern  von  seinen  Bauern,  die  er 
aelbst  zu  erheben  hatte,  entrichten  musste.  Die  Bestimmung, 
dass  der  Adel  fUr  die  Steuern  seiner  Bauern  haften  sollte, 
war  bei  den  damaligen  wiithschaffclichen  Zuständen  ebenso 
«elbstverständlich  wie  diejenige,  dass  kein  Bauernhof  einge- 
zogen, der  Bauer  davongejagt  werden,  oder  die  Stelle  unbe- 
setzt bleiben  sollte. 

Die  ständische  Zentralkasse,  der  Landkasten,  endlich 
wurde  aufgehoben  bezw.  mit  dem  Eriegskommissariat  kom- 
binirt,  und  die  Mitwirkung  der  Stände,  der  sogen,  adeligen 
Deputirten,  beseitigt 

Graf  Waldburg  hatte  hier  wie  in  den  anderen  Verwal- 
tungszweigen ■  der  rrovinz  einen  neuen ,  integren ,  tüchtigen 
Beamtenstand  zu  schaffen  gesucht.  Er  gehört  trotz  seines 
kurzen  Staatsdienstes  zu  den  wichtigsten  und  befilliigtsten  re- 
formirenden  Beamten  Friedrich  Wilhelms  I. 

Durch  die  Reformen  eines  genialen  Praktikers  ist  hier  die 
Steuerverwaltung  und  -erhebung  den  Verhältnissen  streng  an- 
gepasst,  nach  den  Grundsätzen  der  Bestimmtheit,  der  Bequem- 
Benkeit  und  der  geringsten  Erhebungskosten  geregelt,  welche 
in  der  Theorie  doch  erst  von  Ad.  JSmitli^)  in  voller  Klarheit 
und  Schärfe  formulirt  sind. 


>)  Ad.  Smith,  Wealth  of  natious,  vol.  V  eh.  2  part.  2. 


Zweiter  Abschnitt 
Die  hinterpommersche  Klassifikation 

(1717—1719). 


§  1.    Einleitnng. 

Im  Herzogthum  Pommern  war  das  Steuerwesen ')  im 
16.  Jahrhundert  soweit  auegebildet,  daes  die  einzelnen  Sutnde, 
Adel  und  Städte,  jährlich  sieh  selbst  bezw.  das  Vermögen 
ihrer  Hintersassen  einschätzten,  und  daas  dann  nach  diesen 
prolitirteu  Steuer  Objekten  die  dem  Landesherm  bewilligten 
sehr  geringen  Steuersummen  repartirt  wurden.  Steuereinheit 
war  dabei  eine  Hakenhufe,  welche  ursprünglich  15  Morgen 
Ackerland  urafasste,  hier  aber  bereits  früh  als  eine  fingirte 
Geldeinheit  von  der  Grösse  des  ungefähren  Ertrages  eines 
15  Morgen  grossen  Ackers  auftrat.  Nach  dieser  steuertcchni- 
Bchen  Einheit  wurden  auch  die  Handwerker*)  und  kleinen 
Leute  und  die  städtische  Bevölkerung,  bei  welcher  dieselbe 
Schattenhufe   hiess,  besteuert   und  die  ursprunglichen  Steuer- 

')  Die  folgende  Darstelluog  stützt  nicb  lediglich  auf  Urkunden  des 
ehemaligen  stindiachea  Archivs  des  altpominerechen  Kommunal  Verbandes 
in  Stettin  und  die  HiniBterialakten  im  Qeh.  Staatsarchiv  zu  Berlin. 
Schimmelfennig  a.  a.  0.  S.  617—628  bringt  auch  einige  Notizen  aus  der 
Zeit  von  1628  bis  1714  in  verwirrter  Reihenfolge.  Er  verlegt  z.  B.  S.  619 
die  Lnutration  der  Matrikel  vom  Jahre  1684,  infolge  eine»,  ich  weiua  nicht 
welchen  bcisen  Zufalles,  in  da«  Jahr  1673  und  weiss  alsdann  über  das 
Jiüir  1684  nichts  zu  sagen.  Im  Übrigen  kann  ich  mich  Schg.  gegenüber 
nur  auf  diese  Akten  des  ehemaligen  ständischen  Archives  benifen. 

^)  Das  Vermögen  eines  Müllere       wird  gleich  1    Hakenhufe  geset:it. 
„  „  „      Krügerä  „  ,      1  „  „ 

„  ^  „     Schmiedes     „  ,      1  .,  „ 

r  -1  1      Hchäfers         „  „      V'a  ,  „ 

„  „  „     Hirten  „  „      '.'»  „  „ 

,      Webers  ,  „      '.t  , 

71  n  T      Instmanns      „  ■,      '  's  „  „ 

n  :i  1     Quemers  * )    .  n     ' ''  ^  » 

Ein  Backofen      _     1    Hakenhufe. 
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kataster  angefertigt  Die  den  Herzögen  bewilligten  Steuern 
waren  noch  so  unbedeutend,  dass  sie  den  Betrag  von  6  Schill. 
aut  die  Hufe  nie  überschritten. 

Von  keinem  Territorium  gilt  jedoch  mehr  der  Satz,  dass 
der  Dreissigjährige  Krieg  das  deutsche  Volk  Steuern  zu  zahlen 
gelehrt  habe,  als  von  Pommern.  Als  die  Kaiserlichen  1627 
das  Land  besetzten,  versagte  das  bisherige  Steuerwesen  voll- 
ständig,  und  eine  neue  Steucrgrundlage  wurde  nothwendig. 

In  dieser  Nothlage  griffen  die  damaligen  Etatsräthe  zu 
dem  zunftchsdi^enden  Mittel;  sie  rafften  die  eingeschickten 
und  noch  vorhandenen  „Professionen^  und  Landkastenregister 
aller  Jahrgänge  zusammen  und  stellten  aus  diesem  Material 
die  nach  dem  Rentmeister  Kahlden  sogen.  Kalildensche  Ma- 
trikel (1628^  zusammen.  Dabei  nahm  man  bei  iedem  Amt, 
jedem  Oescnlecht  und  jeder  Stadt  die  grösste  Zahl  an,  w^elche 
m  den  nach  dem  Ab-  und  Zugang  gewisser  Steuerobjektc 
jährlich  variirenden  Professionen  im  Verlaufe  der  letzten  Jahre 
angegeben  worden  war.  So  hatte  man  für  das  ganze  Land 
ein  Gesammtsteuerobjckt  von  mehr  als  50  000  Ilakenhufen 
festgestellt,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  einzelne  Steuerobjekte 
noch  vorhanden  waren  oder  nicht.  Somit  trug  diese  Matrikel 
den  Keim  der  Ungenauigkeit,  Unsicherheit  und  Ungerechtig- 
keit von  Anfang  an  in  sich.  Ferner  sollen  die  Etatsräthe 
bereits  infolge  von  Konnivenz,  Vetterschaft  (des  „casus  pro 
amico**)  manchen  in  dieser  Matrikel  besonders  begünstigt  haben. 

In  einem  Bericht  an  den  Grossen  Kurfürsten,  der  viel- 
leicht noch  von  einem  Zeitgenossen  herrührt,  heisst  es,  dass 
.die  Klugen  sich  zu  Kopfe  gestanden''  und  gegenseitig  sekun- 
dirt  hätten,  und  die  Dummen  die  Steuerlast  sich  aufhalsen 
liessen.  Und  während  so  die  einen  zu  wenig  zahlten,  erlegten 
andere  zu  viel.  E3s  hatten  viele  adelige  Familien,  um  sich 
durch  die  grosse  Zahl  der  Hufen  im  Lande  ein  Ansehen  zu 
geben  und  durch  den  Stcuerbetrag,  der  vor  1627  noch  so 
gering  war,  den  Herzögen  besonders  zu  empfehlen,  die  Hufen 
Ihrer  Bauern  doppelt,  bezw.  dreimal  so  gross  regelmässig  an- 
gegeben. Ebenso  hatten  Domänenbeamte,  welche  den  Landes- 
nerm  durch  grössere  Einnahmen  zu  imponiren  suchten,  viele 
Amtsdörfer  doppelt  in  ihren  Anschlägen  vorzeichnet,  so  dass 
die  Bauern  die  Pachtgelder  z.  B.  statt  von  einer  von  zwei 
Hufen  entrichten  mussten.  Da  auch  diese  Beträge  anfangs 
gering  waren,  so  hatten  die  Bauern  nicht  besonders  darauf 
geachtet. 

Bald  aber  entstanden,  als  die  Kalildensche  Matrikel  längere 
Dauer  zu  erhalten  schien,  überall  die  lautesten  Klagen  im 
Lande. 

Trotzdem  haben  die  Stände  auf  dem  Landtage  zu  Star- 
gard  1653,  als  sie  über  ein  anderes  Prinzip  der  Besteuerung 
nicht    einig    werden    konnten,    an    dieser    Matrikel    —    wo- 
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bei  die  Ritterschaft  */s,  die  kurfliratlichen  Aemter,  die  Städte 
und  das  FUrstenthum  Kammin  je  '/s  voa  den  50  000  Hakeu- 
hufen  übernahmen  —  feslKehalten,  in  der  Voraussetzung,  dass 
es  dem  Lande  nicht  schädlich  sein  konnte,  da  sie  dein  Kur- 
fürsten keine  anderen  a!s  freiwillige  Steuern  zu  leisten  hätten. 
Als  sie  aber  die  harte  Noth wendigkeit,  wie  es  in  einem  Be- 
richt eines  kurfürstlichen  Beamten  heisst,  eines  anderen  be- 
lehrte und  man  in  Berlin  an  dieser  Matrikel,  von  der  man 
anfangs  gar  keine  nähere  Kenntnis  hatte,  wie  an  einem 
dauernden  und  unangreifbaren  Kataster  festhielt,  sahen  die 
Stände  ein,  welch  „eine  grosse  faute"  sie  zu  Stargard  be- 
gangen hatten.  Sie  fingen  jetzt  an,  über  die  Mittel  und  Wege 
eines  besseren  Besteuerungsmodus  nachzudenken. 

Nachdem  sie  aber  mit  ihren  egoistischen  Plänen  bei 
dem  Grossen  Kurfürsten  nicht  durchgedrungen  waren,  ge- 
riethen  die  einzelnen  Kreise  der  Ritterschaft  unter  einander 
in  Streit.  Diejenigen  Familien,  deren  Vorfahren  aus  Eitelkeit 
die  Bauernhufen  multiplizirt  und  das  Kataster  hochgeschraubt 
hatten,  suchten  sich  nun  an  ihren  Verwandten  zu  erholen  und  die 
Steuerlast  auf  dieselben  abzuwälzen,  wogegen  sich  diese  nach- 
drücklichst verwahrten.  Die  Klagen  dieser  prägra\-irten  Fa- 
milien boten  Anlass  zu  neuen  Verhandlungen  über  die  Be- 
steuerungsfragc  des  ganzen  Landes. 

Bereits  vor  Ablauf  des  Jahres  1654  waren  die  Stände 
dabei  in  ihrem  Reformeifer  sogar  soweit  gekommen,  dass  sie 
sich  über  das  zunächstliegende  und  beste  Abhilfemittel  einigten 
und  eine  geometrische  Vermessung  des  Grund  und  Bodens 
beschlossen.  Kaum  war  aber  diese  im  Gange,  so  gelang  es 
der  ständischen  Politik,  dieselbe  beim  Grossen  Kurfllrsten  zu 
hintertreiben. 

Um  weiteren  Klagen  einigermassen  abzuhelfen,  wurden 
seitens  der  kurfürstlichen  Regierung  sogen.  Eintheilungen  der 
Hufen  bei  einigen  prilgravirten  Familien  vorgenommen.  Als 
sich  aber  in  den  folgenden  Jahren  die  Klagen  der  überlasteten 
Familien  immer  mehr  häuften  und  die  Stände  bei  ihrer  Ver- 
schiedenheit der  Ansichten  über  die  Besteuerungsfrage,  bei 
ihrer  politischen  Verschlagenheit  und  Unlauterkeit  der  Motive 
zu  keinem  Resultat  gelangten,  suchte  die  kurfürstliche  Re- 
gierung einseitig  vorzugehen.  Man  beschloss,  die  Matrikel  so- 
weit thunlich  zu  durchlöchern.  Auf  Befehl  des  Kurfürsten 
wurden  bei  den  „am  meisten  prägravirten  Familien"  sogen. 
Reduktionen  der  Hufen  vorgenommen. 

Nach  den  theilweisen,  aber  im  ganzen  fruchtlosen  Ver- 
suchen in  dem  Jahre  1664  —  wo  nach  einem  Bericht  415 
Hufen  abgesetzt  wurden  —  und  im  Jahre  1673  gelangte  man 
endlich  auf  dem  Landtage  1684  zu  einer  umfassenderen  Re- 
vision der  Matrikel.  Allerdings  war  die  kurfürstliche  Re- 
gierung inzwischen   nie  ganz   unthätig  gewesen.     Es   fanden 


Vn.  2.  41 

weitere  Verbeeserungen  im  einzelnen  statt,  namentlich  viele 
Vermessuiigen  einzelner  Dörfer  und  Städte.  Wie  weit  diese 
Lokalvermessungen  ausgedehnt  worden  sind,  lässt  sich,  ab- 
gesehen von  den  Städten,  nicht  ersehen^). 

Die  sogen.  Lustration  der  Hufenmatrikel  von  1684, 
welche  im  wesentlichen  nur  zu  Gunsten  der  Stände  ausfiel, 
ist  nur  als  ein  Zugeständnis  des  Grossen  Kurfürsten  an  die 
Stände  anzusehen.  Der  Eurfllrst  genehmigte,  dass  eine  Kom- 
mission von  vier  Mitgliedern  aus  den  Ständen  der  Vorder- 
kreise  eingesetzt  wurde,  welche  die  Revision  des  Hufenstandes 
in  den  Hinterkreisen  vornehmen  sollte,  und  dass  ebenso  viele 
Depatirte  aus  den  Hinterkreisen  dieselbe  Thätigkeit  in  den 
Vorderkreisen  ausführten. 

Man  hatte  sich  inbetreff  des  modus  proccdendi  nach  der 
an  die  ponmiersche  Regierung  erlassenen  Instruktion^)  vom 
Mftrs  1684  dahin  geeinigt,  dass  alle  überlasteten  Bauern  und 
EUthner  durch  eine  Reduktion  ihres  Hufenstandes  entlastet 
oder  erleichtert  werden  sollten.  Hinsichtlich  der  Bauern  hatte 
die  Regierung  zwei  Klassen  aufgestellt.  Diejenigen,  welche 
sich  in  den  traurigsten  Verhältnissen  befauaen,  sollten  um 
50  Prozent  und  die  anderen,  etwas  besser  situirten,  um 
25  Prozent  entlastet  werden.  Die  Käthncr,  welche  besonders 
arm  waren,  schätzte  man  um  25  Prozent  geringer  ein.  Die- 
jenigen aber,  welche  nicht  mehr  ihre  Käthen  besasscn  oder 
irrthttmlich  im  Kataster  verzeichnet  waren,  wurden  aus  der 
Steuermatrikel  gänzlich  gestriclicn  und  frei  gelassen. 

Die  Kommissare  hatten  zu  diesem  Zweck  die  einzelnen 
Dörfer  bereist,  nach  dem  Stand  der  Saaten  sich  ein  ungeftlhres 
Bild  über  den  Zustand  der  einzelnen  Dorfschaften  verschafft  und 
antersucht,  ob  nicht  durch  vorhandene  Viehzucht,  Wiesenwachs, 
Fischerei,  Nutzholz,  Torf,  Kohlenbrennen  diese  Einnahmen  aus 
der  Landwirthschaft  kompensirt  werden  konnten.  Die  Ergeb- 
nisse dieser  Beobachtung  hatte  die  Kommission  bei  jedem 
Dorfe  in  einem  Protokoll  niedergelegt  und  ihr  Gutachten  ab- 
gegeben, ob  und  inwieweit  eine  Reduktion  statthaben  oder 
unzulässig  sein  sollte.  Diese  Gutachton  sind  alsdann  auf  dem 
nächsten  Landtage  1685  den  Ständen  vorgelegt  und  durch 
eine  besondere  Kommission  geprüft  worden.  Dieselbe  bestand 
aus  zwei  Regierungsrätlien  und  drei  Mitgliedern  der  Stände,  so 
dass  die  letzteren  die  Majorität  hatten. 

Nach  dem  Ergebnis  dieser  Gutachten,  deren  objektiver 
Werth  nach  der  „vorhin  geschehenen  Vermessung"  beurtheilt 
werden   sollte,   nahm   diese  Kommission   die  Reduktionen  der 


^)  Ich  babe  trotz  alles  Sucbens  nur  zwei  Vemiessanesregister  aus 
dieser  Zeit  in  dem  Staatsarcbiv  zu  Stettin  ^efimden.  Die  Yenneasungs- 
akten  der  Städte  sind  daselbst  fast  vollständig  vorbanden. 

*)  Siebe  binterpommerscbe  Beilagen  Nr.  1. 
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Iluf«^  rar  nnd  stellte  den  neuen  Hufenatand  eines  jeden 
Krtnmtn  fcMt. 

Nachdem  diu  Gesammtreeultat  dieser  Revision  der  kur- 
fUnitlichen  Regierung  und  den  Kreisständen  mitgetheilt  and 
ilf^'en  Krinnerungen  berücksichtigt  worden  waren,  stellte  die 
KommiHMion  die  definitive  Uatrikel  auf. 

Gleichzeitig  wurden  aber  auf  diesem  Landtage  alle  par- 
tikulären Kontrakte  jedweden  Namens  verboten,  die  eine 
Uebertragung  oder  Veränderung  des  Hufenstandes  zum  Zwecke 
hatten,  und  eine  Unterschlagung  derselben  involviren  oder 
«ine  Konfusion  veranlassen  könnten. 

Kbenso  beschloss  man,  alle  lokalen  Abänderungen  an  dem 
Hauptwerk  für  die  Zukunft  zu  verbieten,  „ehe  und  bevor 
etwas  mit  Bestand  kOnnte  vorgezeigt  werden,  damit  einmal 
ein  beständiges  Kataster  beim  Lande  verbleibe". 

Die  Stände  hatten  alle  Ursache,  mit  dem  grOssten  Eifer 
nn  dieser  Matrikel  dauernd  festzuhalten.  Denn  sie  hatten  von 
der  ihnen  oingortlumten  Macht  den  ausgedehntesten  Gebrauch 

((omacht.  Die  Vetterschaft  und  die  Cliquenwirthschaft  spielten 
Uli  diesen  Ueduktionen  eine  grosse  Rolle,  diese  sogen.  Lustra- 
tion  der  Ilufon  war  nur  eine  Revision  per  amicabilem  compo- 
sitionf-m,  um  einen  damals  üblichen  Ausdruck  zu  gebrauchen. 
Ks  sind  in  der  That,  ob  errorera  dupli,  als  Friesterhufen, 
Wf'gon  Versandung,  Wasaerschaden  207  und  aus  anderen 
QrtlniUni  1284  Ilakonhufen  aus  dem  Kataster  in  Hinter- 
pommem  allein  (ohne  das  FUrstenthum  Kammin)  entfernt 
wurden.  Der  General  Blankensee,  der  die  spätere  Reform 
voniahni,  sagt  inbetrefF  der  praktischen  Durchführung  dieser 
Luatration:  „1685  ist  nur  die  Quantität,  nicht  aber  auch  die 
Qualität  und  Bonität  der  Hufen  konsiderirt". 

Inttirctisant  ist  dabei  eine  Masaregel  des  Grossen  Kur- 
fltratcn,  wofeiie  einen  Eingriff  in  die  privatrechtlichen  Ver- 
hältnisse do8  Adels  aus  finanziellen  Gründen  darstellt.  Der 
(Intsso  KurfUrst  genehmigte  nämlich  den  Vorschlag  der  pom- 
mersohon  Uu^erung,  dass  bei  denjenigen  vom  Adel,  welche 
iiifolgi'  oint's  leichtsinnigen  und  frivolen  Lebens  oder  einer 
schKx-htt'n  WirtlischatY  veranuten,  alle  wüsten  Bauemhufen 
oittT  gttuie  wtlstc  Kauemdörfcr  fUr  immer  oder  eine  Zeit  lang 
an  Hiulore,  die  sich  anbauten  und  eine  geordnete  Wirthschaft 
tllhrh'ii,  verpachtet  wertlo«  sollten.  Nach  Ablauf  der  Zeit- 
)Mcht  wUto  der  OtuiMlborr  gegen  Erstattung  der  Baukosten 
wiwler  iu  den  Besitz  dieser  Hufen  gelangen.  Wenn  aber 
witHlernui  keine  Bi'sscrung  desselben  eintreten  und  die  Kon- 
triltiiiion  nicht  U'aahlt  wpnlen  wünle,  so  hätte  der  Kreis 
t)i<'»e  Hufen  in  Komntunalbesitx  zu  übernehmen. 

b^  lag  in  der  Natur  der  Sache,  dass  durch  diese  Lustra- 
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tion')  der  Matrikel  die  bisherigen  Klagen  nicht  beseitigt 
worden;  Beschwerden  über  Prägravationen  wurden  bald  wie- 
der überall  laut  Der  Wahrheitssinn  und  das  Rechtsgefühl 
der  edler  gesinnten  Minorität  übte  eine  vernichtende  Kritik 
an  dieser  Matrikel  und  verlangte  immer  wieder  ein  neues^ 
gedi^enes  Kataster. 

Trotzdem  blieb  dasselbe  bis  zum  Jahre  1718  in  Kraft. 
Dabei  ist  hervorzuheben,  dass  die  Regierung  Friedrichs  I.  in- 
folge dieser  Klagen  wiederholt  bemüht  war,  ein  neues  Kataster 
einzuführen.  Man  wollte  aber  nicht  einseitig  von  Berlin  aus 
voi^ehen,  sondern  verlangte  ernstliches  Entgegenkommen  und 
Unterstützung  seitens  der  Stände.  Da  aber  letztere  im  ent- 
scheidenden Moment  immer  auszuweichen  wussten,  so  wurde 
die  preussische  Regierung  bei  neuen  Beschwerden  immer 
zurückhaltender. 

Unter  dem  energischen  Regiment  von  Friedrich  Wilhelm  I. 
wurde  endlich  Ernst  gemacht.  Zunächst  reichte  1714*)  der 
Präsident  des  pommerschen  Kommissariats  v.  Massow  ein 
allerdings  unbedeutendes  Projekt  ein.  Nach  demselben  sollen 
alle  Hufen  in  fünf  Klassen,  ohne  jede  genauere  Ertrags- 
eimittelung,  klassifizirt  wenlen.  Es  wurde  in  Berlin  genehmigt, 
mit  den  Ständen  berathen,  eine  Kommission  ernannt  und  alle 
Vorbereitungen  für  die  Durchführung  desselben  getroffen.  Da 
reichte  der  Generalmajor  v,  Blankensee  zusammen   mit   dem 

B^mmerschen  Rath  v.  Grumkow  ein  neues  Projekt®)  ein. 
asselbe  machte  auf  den  König  und  die  Minister  einen  so 
ausserordentlich  günstigen  Eindruck,  dass  alle  VorbercM'tungen 
redressirt,  die  Kommission  aufgelöst  und  Blankensee  mit  dem 
Auftrag  einer  neuen  Klassifikation  der  Hufen  betraut  wurde. 
Allen  bisherigen  Vorschlägen  gegenüber  maclite  Blanken- 
see die  neue  Idee  geltend,  den  Reinertrag  als  die  einzige 
Bemessungsbasis  aller  Steuern  zu  wählen,  wobei  aber  nicht 
die  Hufe,  sondern  der  Reichsthaler  als  Steuereinheit  an- 
zunehmen und  von  demselben  eventuell  40  Prozent  als  Steuer 
zu  erheben  seien. 

Alle  Personalsteuern,  z.  B.  der  „Nebenmodus",  die  „Quar- 
talsteuer**  usw.,  dagegen  sollten  aufgehoben  sein.  Es  gelang 
aber  Blankensee  nur  in  Hinterpommern,  diese  letzteren  zu 
beseitigen.   Als  er  in  Vorpommern  die  Quartalsteuer  und  den 

^)  Ich  habe  den  Ausdruck  Lustration  überall  in  den  Kegierungs- 
und  stftndischen  Akten  nur  auf  die  Arbeiten  der  Jahre  1684  und  lfö5 
aogewendet  gefiinden  und  nie  in  Beziehung  auf  das  Jahr  1673. 

^)  Schimnielfennig  a.  a.  0.  S.  623—603  hat  dieses  Projekt  abge- 
druckt zugleich  mit  einigen  k('»niglichen  Ordern  an  Blankensee  vom  J.  1717. 

')  Ich  habe  dieses  Projekt  und  die  anderen  Kommissionsakten,  welche 
Scbimmelfennig  a.  a.  0.  S.  62s  für  verloren  erklärt,  in  den  Akten  des 
ständischen  Archivs  des  „altpommerschen  Kommunalverbandes"  aufse- 
fimdeD,  welche  gegenwärtig  in  dem  ^königl.  Staatsarchiv  in  Stettin  de- 
ponirt**  sind.    Abgedruckt:  Hintcrpommersche  Beilagen  Nr.  2. 
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NebeDmodua   aufheben   wollte,    stiess    er   auf  den   hefüdgaten 
Widerstand   bei   der   Zentralregierung  in   Berlin   seibat.     Das 

Ereussische  Oesammtministerium  trat  mit  aller  Ener^e  fUr  die 
eibehaltung  derselben  ein,  indem  es  sich  dem  König  gegen- 
über auf  die  Thatsache  berief,  daas  in  allen  anderen  Provinzen 
und  Territorien  derartige  Steuern  unter  den  verschiedenartig- 
aten  Namen  als  ßchutzgeld ,  Schattenhufen ,  Nahruugsgeld, 
Kopfsteuer  usw.  vorkämen. 


§  2.    Daa  Verfahren  der 

Im  Mai  1717  wurde  eine  Kommission,  an  deren  Spitze 
der  Generalmajor  v.  Blankensee  trat,  behufs  Klassifikation  aller 
Hufen  nach  Pommern  delegirt.  Auf  den  speziellen  Einfluus 
des  letzteren  hatte  Friedrich  Wilhelm  I.  angeordnet,  daaa 
neben  den  Baueräckem  auch  die  Ritter hufen  und  deren 
FertinenzstUcke  (Mühlen,  Brauereien  usw.)  zu  untersuchen 
seien,  obgleich  der  Adel  die  Steuerfreiheit  auch  fernerhin  ge- 
ni  essen  sollte. 

Kaum  hatte  aber  die  Kommission  ihre  Thätigkeit  be- 
gonnen, als  sie  auf  den  grössten  Widerstand  der  Ritterschaft 
stiess.  Die  meisten  derselben  weigerten  »ich  überhaupt,  Auskunft 
zu  ertheilen.  Gemeinsame  Proteste  und  masslose  Beschwerden 
über  Blanhensee  wurden  an  den  König  abgesandt. 

Friedrich  Wilhelm  I.  gab  nochmals  die  feierliche  Ver- 
sicherung ab,  dasB  er  an  dem  Privil^  der  Steuerfreiheit  nicht 
rütteln  wolle,  aber  an  dem  der  Kommission  ertheilten  Befehl 
streng  festhalten  müsse. 

Die  Kommission  nahm  ihre  Thätigkeit  von  neuem  auf, 
aber  vergebens.  Der  Adel  verweigerte  auch  jetzt  jede  Aus- 
kunft und  reichte  neue,  wiederholte  Proteste  ein. 

Nach  vielfachen  Verhandlungen  und  dem  Erlaas  ver- 
schiedener fast  gleichzeitiger  Kabinettsordern  gab  der  König 
in  dem  Hauptpunkte  nach.  Er  verzichtete  auf  die  Klassifika- 
tion der  Ritterhufen,  verlangte  aber  die  Annotation  der  Fer- 
tinenzstUcke mit  der  Vera  ich  erungsklausel  ihrer  Steuerfreiheit, 
Allein  auch  dieser  königliche  Befehl  blieb  ohne  jede  Wirkung. 

Die  Kitterschaft  beharrte  bei  ihrem  Widerstand  und  griff 
nur  zu  dem  Mittel  neuer  Proteste.  Nach  erneuten  Verhand- 
lungen gab  Friedrich  Wilhelm  I.  vollständig  nach  und  er- 
theute  der  Kummisaion  den  Befehl,  auch  die  FertinenzstUcke 
unberücksichtigt  zu  lassen. 

Hiernach  blieb  die  Thätigkeit  der  Kommission  nur  auf 
die  Untersuchung  der  Besitz  Verhältnisse  der  adeligen  Bauern 
beschränkt  Im  Oktober  1717  hatte  die  Kommission  ihre 
KlasaifikatioDsarbeiten  in  Hinterpommem  vollendet  und  am 
1.  Januar  1718  trat  diese  Steuer  in  Kraft. 

Im  April  desselben  Jahres  wurde  Blankensee   beauftragt, 
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eine  Klassifikation  nach  denselben  Grundsätzen  in  der  Neu- 
mark vorzunehmen,  welche  Anfang  1719  zum  Abschluss  ge- 
bracht wurde  ^). 

Im  Juli  desselben  Jahres  wurden  diese  Klassiiikations- 
arbeiten  auch  auf  das  Fürstenthum  Kammin  imd  die  sogen. 
,conquettirten  Oerter",  wo  neben  den  adeligen  auch  die  Do- 
mAnenhufen  katastrirt  sind,  ausgedehnt  und  vor  Ablauf  des 
Jahres  zu  Ende  geführt. 

Unsere  Darstellung  wird  daher  nur  die  stcuertechnischen 
Gtesichtspunkte  in  aller  Kürze  schildern,  welche  bei  allen  drei 
Klassifikationsarbeiten  dieser  Steuer  vorkommen,  die  man  als 
eine  Grundsteuer  mit  geringer  Berücksichtigung  der  übri- 
gen ESnkommenszweige  des  platten  Landes  bezeichnen  kann. 

Das  Verfahren  der  Kommission  war  ein  liöchst  einfaches. 

In  jedem  Kreise  wurden  an  einzelnen  Mittelpunkten  des- 
selben neben  dem  Adel,  den  Priestern,  den  Verwaltern  sämmt- 
liehe  Bauern  und  Käthner  dörferweise  in  bestinmiten  Ter- 
minen vorgeladen.  Die  Bauern  und  Käthner  wurden  von 
ihren  aus  der  Leibeigenschaft  herfliessenden  Pflichten  gegen 
den  Adel  von  der  Kommission  ad  hoc  entbunden,  vereidigt 
und  über  bestimmte  typische  Fragen  2),  z.  B.  die  Grösse  und 
BodenbeschaiFenheit  ihrer  Ackerparzellen,  die  Brache,  Aus- 
saat, das  Emtequantum,  den  Viehstind,  (lie  Frohnen,  Zehnten 
usw.y  zu  Protokoll  genommen.  Nur  je  ein  Tlicil  der  Dörfer 
eines  Kreises  ward  von  der  Kommission  und  dem  Landrath 
bereist  und  ganz  speziell  in  Augenschein  genommen. 

Als  ferneres  Material  benutzte  Blankensee  die  Steuer- 
matrikeln von  1628  und  1685,  die  Lchnsrollen,  die  Steuer- 
register, Pachtverträge,  die  Lehnsbriefe,  Taxen,  Erbvertrilge 
und  Inventuren. 

Hieraus  wurden  steuertechnische  Ertragsanschlilge  für  die 
einzelnen  Anwesen  von  der  Kommission  ausgearbeitet,  wobei 
die  ^Pensions-  und  Dienstgelder  nur  pro  adminiculo  ge- 
nommen** sind. 

§  3.    Die  Ermittelung  des  Reinertrages. 

Das  Prinzip  dieser  Steuer  war  die  Feststellung  des  wirk- 
lichen Nettoerträge«  jeder  Hufe,  wie  er  sich  aus  der  V(jr- 
schiedenheit  der  Bonität  und  der  wirthschaftlichen  Lage  der 
Aecker  ergab.     Zu  dem  Ende  hatte  die  Kommission  zunächst 


')  Ich  habe  die  Klassifikationsakten  der  Neumark  nicht  benutzen 
kennen.  Dieselben  sind  im  Geh.  Staatsarchiv  in  Berlin  nicht  vorhanden, 
scmdem  nach  einer  Notiz  im  Repositorium  „1811  abgegeben''  an  eine  Be- 
hörde. Schimmelfennig  a.  a.  O.  S.  736  ff.  hat  die  Instruktion  für  die 
Klassifikation  der  neumärkischen  Kreise,  das  Kommissoriale  für  Blanken- 
see nnd  ein  Fragment  eines  Berichts  der  Kommission  veröffentlicht. 

*)  S.  Hinterpommersche  Beilagen  Nr.  8. 
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dea  Reinertrag  der  einzelnen,  ganzen,  halben,  „Viertel-Bauern" 
und  Kosfliltlien,  welchen  dieselben  aus  ihren  Hufenparzelleu 
gewannen,  ermittelt.  Dieser  wirkliche  Nettoertrag,  welchen 
die  Kommission  ad  hoc  bei  dem  einzelnen  konstatirtc,  wurde 
aber  noch  nicht  ab  Steuerobjekt  angenommen.  Mit  Rücksicht 
auf  die  Erfahrungsthataache,  dasa  bei  jeder  Einzelwirthschaft 
Unglücksfälle,  Viehsterben  und  andere  Zufälle  vorkommen, 
hatte  Blankensee  von  diesem  Oesammtreinertrgg  stet£  12  bis 
15  Prozent  als  eine  Art  Gefahre nquote  in  Abzug  bringen 
lassen.     Der   so  gewonnene  Nettoertrag   ward  als  das  steuer- 

S flichtige  Objekt  angesehen;  nach  der  Oräase  desselben  ist 
er  Reinertrag  der  einzelnen  Hufen  üxirt  Die  Feststellung 
des  ursprlinglichen  Reinertrages  aber  setzte  sich  aus  folgenden 
Elementen  zusammen: 

Von  der  ermittelten  Aussaat  und  dem  ganzen  Ernteertrag 
der  einzelnen  Getreideprodukte;  Weizen,  Roggen,  Winter- 
und  Sommergerste,  Haier,  Linsen,  Wicken,  Buchweizen,  Lein 
und  Hanf,  wurde  ein  Korn  für  die  Saat  in  Abzug  gebracht. 
Von  dem  übrigen  Erntequantum  ward  überall  die  Hälfte  als 
fUr  den  Markt  produzirt  angesehen  und  als  der  steuerpflichtige 
Reinertrag  angenommen,  während  die  andere  HHlfte  zum  Unter- 
halt des  wirthschaftlichen  Betriebes  und  fUr  den  häuslichen 
Konsum  als  nothwendig  erachtet  und  nicht  berücksichtigt 
wurde. 

Dieser  Naturalreinertrag  der  einzelnen  Getreideprodukte 
wurde  in  einen  Qeldnettoertrag  verwandelt,  indem  man  die 
damaligen  Getreidepreise  der  Berechnung  zu  Grunde  legte. 

Es  ist  klar,  dass  bei  diesem  einfachen  und  schematischen 
Verfahren  die  Produktionskosten  per  Flächeneinheit  bei  dem 
guten  Acker,  z.  B.  bei  dem  mit  sechsfachen  Kömerertrag,  um 
mehr  als  um  das  doppelte  grösser  angenommen  waren  als  beim 
schlechten  Boden.  Blankensee  motivirt  diese  verschiedene  Be- 
rechnung der  Wirthschaftskosten  durch  die  Thatsache,  dass 
der  bessere,  schwere  und  strenge  Boden  mehr  Arbeitskräfte, 
grösseres  Kapital  erfordere,  als  der  schlechtere  Acker. 

Der  Ertrag  der  Wiesen  kam  nur  insofern  in  Anschlag, 
als  der  Ueberschuss  an  Heu,  welcher  zum  Bedarf  der  Wirth- 
schaft  nicht  erforderlich  war,  in  Geld  berechnet  wurde. 

Von  dem  vorhandenen  Viehstand  wurden  bei  je  24  Scheffel 
Aussaat  vier  Stück  Zugvieh,  welche  zum  Ackerbau  für  noth- 
wendig erachtet  waren,  frei  gelassen.  Im  übrigen  nahm  man 
nur  dasjenige  Vieh,  welches  über  Winter  gehalten  wurde  und 
zwar  zur  Hälfte  als  Milchvieh,  zur  Hälfte  als  gUste  an  und 
achätzte  es  nach  der  Beschaffenheit  der  Weide  in  drei  Klassen 
ein.  Von  den  Schafen  zählte  man  ebenfalls  nur  diejenigen, 
welche  über  Winter  gehalten  wurden,  aus.  Das  Weidegeld 
aber,  welches  einzelne  Bauern  oder  ganze  Dörfer  für  die  Be- 
nutzung der  herrschaftlichen   Weideflächen   zu  zahlen  hatten, 
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zog  die  Kommission  von  dem  Reingewinn  aus  der  Viehzucht 
ab.  Den  Ek-trag  aus  der  Schweinezucht  und  dem  Federvieh 
veranschlagte  man  je  nach  der  Grösse  des  Hofes  zu  ^/2  bis 
1^'a  Thaler. 

Endlich  wurde  der  Ertrag  aus  den  Hopfen-,  Obst-  und 
Kttchengärtcn y  Holzungen,  der  Bienenzucht,  dem  Kohlen- 
schwelen,  den  Torf-  und  Rohrbrllchen  und  den  Fischereien 
ermittelt 

Nach  diesen  wenigen  Gesichtspunkten  ward  der  Rein- 
ertrag aller  Hufen  fixirt  Das  praktische  Resultat  ergab  aber 
eine  solche  Mannigfaltigkeit  der  letzteren,  dass,  während  bei 
der  schlechtesten  Hufe  nur  ein  Reinertrag  von  6  Thalern  aus- 

fsfundeü  ward,  die  beste  im  Domkapitel  Kammin  mit  108 
halem  eingeschätzt  wurde.  Die  Ertragsgrössen  der  schlech- 
testen und  der  besten  Hufen  des  Landes  verhalten  sich  also 
wie  1  :  18.  Im  einzelnen  sei  nach  den  Kreisen  je  der  höchste 
und  niedrigste  Reinertrag  pro  Hufe  neben  einander  gestellt; 
er  betrug  im: 

1)  Domkapitel  Kammin 

2)  Beigard 
8)  Greiffenberg 

4)  Treptow 

5)  Geschlecht  v.  Flemmingen 

6)  Crembzowsche  v.  Wedelhi 

7)  Pyritz 

8)  Stolp 

9)  Stargard 

10)  Grammnitzsclie  v.  Glascnapp 

11)  Neustettin 

12)  Rügenwalde  (städt.  Eigenthum) 
18)  Pyritz  (städt.  Eigenthum) 

14)  Beigard  (städt.  Eigenthum) 

15)  Domprobstei  Kuekelow 

16)  Schlawe  (Kreis) 

17)  Poltzin 

18)  Geschlecht  v.  d.  Osten 

19)  Saatzig 

20)  Grafschaft;  Nauf^'ard 

21)  Regen walde-  u.  Labessche  v.  Borken 

22)  Greiffenberg  (städt.  Eigenthum) 

23)  Freienwaldesche  v.  Wedelln 

24)  Rummelsburg 

25)  Daher 

26)  Geschlecht  v.  Blücher 

27)  Stolp  (städt.  Eigenthum) 

28)  Schlawe  (städt.  Eigenthum) 

29)  PoUnowsche  v.  Glasenapp 
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§  4.    Der  Steuerfass. 

Die  Kommission  begnUgte  sich  nicht,  den  ermittelten  in- 
dividuellen Keinertrag  clor  einzelnen  Hufen  in  der  Matrikel 
zu  vermerken,  um  danach  die  Steuersumme  in  Prozenten  zu 
repartiren,  sondern  rechnete  daneben  diese  festgestellten  Netto- 
erträge in  Geldeinheiten  von  40  Thalem  —  von  ihr  sogen. 
„Hufen"  —  um,  damit  man  in  steuertechni scher  Beziehung 
überall  gleiche  Steuerobiekte  und  bequemere  Rechnung  habe. 

Auf  diese  Art  wurden  die  Gesammtrein ertrage  der  ein- 
zelnen Besitzer  und  Dörfer  in  eine  Anzahl  von  Steuerhufen, 
welche  lediglich  Geldreinertragseinheiten  repräsentirteu ,  zer- 
legt, und  hiemach  der  neue  Hufenstand  innerhalb  der  ein- 
zelnen Kreise  berechnet 

Es  kam  dabei  vor,  dass  mehrere  Besitzer  zu  einer  neuen 
Hufe  gehörten,  in  anderen  Fällen  war  die  wirkliche  Land- 
hufe  in  mehrere  dieser  neuen  Steuerhufen  zerschlagen.  Die 
Gesammtzahl  derselben  war  seit  1722,  nach  Erledigung  aller 
Reklamationen,  auf  19  260  Landhufen  für  Hinterpommem,  das 
FUrstenthum  Kammin  und  die  conquettirten  Oerter  Xiauenburg 
und  Butow  und  Draheim  schliesslich  fixirt 

Nach  der  definitiven  Repartition  aller  Steuerlasten,  welche 
Hinterpommem  im  Jahre  1722  aufzubringen  hatte,  betrug  der 
Steuersatz  pro  Hufe  13  Thlr.  15  Gr.  oder  35  Prozent  des 
Reinertrages  *). 

Dieser  nominelle  Steuerfuss,  welchen  der  pommersche 
Bauer  dauernd  zu  zahlen  hatte,  ist  der  grSsste  gegenüber  allen 
anderen  preussischen  Provinzen. 

Es  taucht  hier  unwillkürlich  die  Frage  auf:  wie  konnte 
der  Bauer  neben  den  grossen  Frohnen  und  hohen  Dienst- 
geldem,  welche  er  an  seinen  adeligen  Grundherrn  zu  leisten 
hatte,  bei  dieser  Steuer  wirthschaiuich  exiatenzßlhig   bleiben? 

Nach  dem  Urtheil  der  Zeitgenossen  aber  war  der  General- 
major V,  Blankensee  wegen  dieser  Steuerreform  in  Preussen 
berühmt  geworden.  Nach  dem  allgemeinen  Eindruck  ist  die- 
selbe allerdings  fUr  viel  besser  als  die  bisherigen  Matrikeln 
und  jedenfalls  als  eine  grosse  wirthschafüiche  Reform  anzu- 
sehen. 

Ich  möchte  aus  doppelten  Grtlnden  behaupten,  dass  der 
pommersche  Bauer  erst  durch  diese  Steuer  extstenzDlhig  wurde 
und  dauernd  in  einen  etwas  besseren  Zustand  gelangte.  Zu- 
nächst könnte  man  an  der  Hand  der  konkreten  landwirth- 
schaftlichen  Verhältnisse  in  Pommern  geltend  machen,  dass 
der  reelle  Steuerfuss  geringer  war,  als  der  nominelle.  Der 
Bauer  konnte  aus  den  Pertinenzstücken,  Weiden,  Holzungen 
usw.,  welche  hier  zahlreicher  und  in  grösserem  Massstabe  vor- 


)  mDterpommerscfae  Beilagen  Nr.  4. 
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Landen  sind  als  in  anderen  Provinzen,  noch  manche  kleine 
Ertrttge  sich  verschaffen,  welche  ihm  von  der  Steuerkommis- 
sion  nicht  in  Anrechnung  gebraclit  waren.  Er  konnte  im 
Sommer  mehr  Schafe,  Jungvieh  oder  manches  Stück  Gross- 
vieh auf  der  Weide  ausfüttern  und  aus  dem  Erlös  derselben 
im  Spätherbst  einen  Gewinn  erzielen,  welcher  in  dem  Kataster 
prinzipiell  nicht  berücksichtigt  war. 

Der  andere  Grund  für  die  Besserung  der  Lage  des 
Bauern  war  der  Schutz  der  »reussischon  Regierung,  welcher 
ihm  jetzt  gegenüber  seinem  adeligen  Grundherrn  zuthoil  wurde. 

Abgesehen  davon,  dass  durch  das  Prinzip  des  Reiner- 
trages die  frühere  Steuerüberlastung  besonders  des  schlechten 
Bodens,  der  so  viel  zahlte  als  der  fruchtbarste,  beseitigt  wurde, 
ward  auch  auf  v.  Blankensees  Antrag  durch  ein  königliches 
Edikt  bestimmt,  dass  der  Adel  von  den  bäuerlichen  Hufen, 
welche  er  zu  seinen  Ackerwerken  geschlagen  hatte,  alle 
Steuerlasten  in  Zukunft  persönlich  tragen  musste,  und  die- 
selben nicht  mehr  auf  seine  Bauern  abwälzen  oder  vertheilen 
durfte. 

Es  ist  ferner  klar,  dass  durch  die  Steuern,  welche  die 
Bauern  zu  zahlen  hatten,  der  Adel  in  seiner  Rente,  die  er 
in  der  Form  von  Dienstgeldern,  Frohnen  usw.  von  den  Bauern 
eriiielty  pro  tanto  verkürzt  wurde.  Infolge  der  Abstufung 
dieser  Steuer  nach  dem  Nettoertrag  trat  von  neuem  eine 
Verschiebung  in  der  Einkommensvortheilung  und  dem  Renten- 
besEUg  der  Einzelnen  ein.  v.  Blankensee  selbst  macht  bereits  in 
seiner  Denkschrift^)  hierauf  aufmerksam. 

Es  war  daher  wenigstens  erklärlich,  dass  der  Adel  für 
diese  Einbusse  sich  in  anderer  Weise  theilweise  an  den 
Bauern  schadlos  zu  halten  suchte.  Einzelne  Grundherren  und 
selbst  Landräthe  nahmen  nun  ihren  Bauern  «n'n  Stück  Acker 
oder  eine  gute  Wiesen parzellt»  oder  andere  Pertinenzstücke  für 
ihre  eigene  Benutzung  ab,  andere  gingen  mit  ihren  Bauern 
Tauschverträge  ein.  Sie  gaben  ihnen  dabei  schlechteren  Acker 
und  liessen  sich  dafür  besseres  Land  geben. 

Blankensee,  der  durch  sein  gerades,  offenes  und  leut- 
seliges Wesen  sich  überall  das  Vertrauen  der  Bauern  erwor- 
ben und  alles  erfahren  hatte,  brachte  diese  Uebelstände  neben 
anderen  ans  Tageslicht. 

Auf  seinen  Antrag  wurden  durch  ein  königliches  Edikt 
alle  diese  Tauschverträge  und  ähnliche  Rechtsakte  für  nichtig 
erklärt  und  flir  diese  Beschwerden  der  Bauern  eim»  Art  Ver- 
waltungsjustiz an  Stelle  der  gewöhnlichen  Gerichte  geschaffen. 
Jeder  Landrath  sollte  die  Klagen  der  Bauern  annehmen  und, 
da  dieselben  kein  Geld  zum  Prozessiren  hätten,  selil^nnigst 
an  das  königliche  Gerieht  nach  »Stargard  übersenden. 
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VergebcDS  erklArten  die  Stände  dieses  Edikt  fllr  einen 
Eingriff  in  ihre  Rechte.  Vergebens  machten  sie  den  König 
darauf  aufmerksam,  dass  dadurch  nur  die  Renitenz  der  Bauern 
vergrössert  werde;  imisonst  beriefen  sie  sich  auf  den  §  12 
der  Bauernordnung  filr  ihr  rechtmftsBiges  Verhalten'). 

Blankensee  hatte  femer  alle  Frohnen,  Dienstgelder,  Zehn- 
ten der  Bauern  und  Kossflthen  in  der  Matrikel  genau  ver- 
zeichnen und  den  Ursprung  derselben  und  alle  späteren  Er- 
höhungen besonders  aufführen  lassen.  Dadurch  bekam  die 
Regierung  bei  allen  künftigen  Uebergriffen  des  Adels  und  Be- 
schwerden der  Bauern  in  dieser  Beziehung  offizielles  Quellen- 
material*). Während  der  Adel  früher  von  Zeit  zu  Zeit,  .'lo 
oft  sich  die  wirthschafUiche  Lage  der  Bauern  etwas  gebessert 
hatte,  die  Dienslfelder  und  Frohnen  steigerte  und  seine  Rente 
auf  Kosten   der  letzteren   vergrösserte,    waren    nunmehr   die 

')  E>er  tj  12  der  fainlerpommeTschen  Üauem Ordnung  von  11)16, 
welchen  ich  nur  als  ein  BeiBpiei  juristischer  Verschlagenheit  des  Stäode- 
thums  anfHhren  nill.  beatimmt  üoer  die  VeihMltnisae  der  Bauern  fol^reii- 
de«:  riU"<^  obwohl  in  nnseren  Herzogthlimem  nnd  Landen  die  Bauern 
keine  Emphiteuticae  und  Erbzins-  oder  Pachtleute,  besondere  Leib- 
eigene homines  proprii  et  coloni  glebae  mcripti  eejad  nnd  von  den 
Hufen,  Aeckern  und  Wiesen,  welche  ihnen  eininsl  «ngetbui  nur  geringe 

C 'liehe  Pachte  geben,  da  entgegen  aber  allerhand  ungemeesene 
hndienste  ohne  Limitation  nnd  Oewiasheit  liefern  müssen,  tiuch  hc 
und  ihre  Söhne  nicht  mächtig  sein,  ohne  vorwissende  Obrigkeit  und  Er- 
lassung der  Leibeigenschaft  von  den  Hufen  und  dem  Hof  sich  weg  zu 
begeben,  gldcher  Gestall  anch  die  QGter,  so  den  Bauern  eingethan, 
keine  Eoiphvteutica  oder  Erbzinsgüter  sind,  besonders  die  Hufen,  Äecker, 
Wiesen  una  andere  res  soli  einig  und  allein  der  Herrschaft  und  Obrig- 
keit jedes  Orts  gehören.  Wie  denn  auch  die  Bauen)  und  coloni  gar 
kein  dominium,  nee  directum  nee  utile,  such  keine  Erbgerechtigkeit  nee 
ex  contractu  emphjteutico,  nee  libellsrio  nee  consensuali,  weder  eigenthüm- 
licb  noch  sonsten  daran  haben,  viel  weniger  eiceptionem  perpetuae  colo- 
niae  und  dass  sie  und  ihre  Vorfahren  über  50,  60,  auch  wohl  100  Jahre 
die  Hufen  bewohnt  haben,  vorwenden  können:  Derowegen  da  auch  der 
Bauemsohn  ohne  Vorivissen  der  Obrigkeit  als  ihrer  Erbherm  sicli  an- 
derswo nicht  niedeTlas9«D  und  Uomicilmm  nehmen  möge;  wie  auch  die 
Bauern,  wenn  die  Obrigkeit  die  Hufen,  Aecker  und  Wiesen  zu  sich 
wieder  nehmen  will,  ohne  alles  Widersprechen  folgen  müssen." 

*)  Es  eiistiren  meines  Erachtens  von  keinem  anderen  Territorium 
aus  dieser  Epoche  so  umfassende,  gründliche  und  gediegene  statistische 
Erhebungen  über  die  Orösse.  Zahl  und  Entstehung  der  JProhnen  und 
Heallaslen  der  leibeigenen  Bauern  und  Küthner,  welche  In  einer  ofß- 
zii/llen  Sammlung  zusAmmengesteltt  würen,  wie  es  bei  dieser  Steuer- 
iimtrikcl  der  Kall.  Selbst  bei  dem  kleinsten  Bauern,  dereine  '/ra  Hafa  besitzt, 
und  Ko9sAthen  jeden  Dorfes  «nd  die  Lasten,  welche  aus  snnem  ursprüng- 
lichen Kontrakt  äiessen,  mit  allen  spater  hinzugekommenen  Leistungen 
und  Erhöhungen  chronologisch  georanet  und  zusammengestellt.  Wir 
erhalten  dadurch  nicht  allein  einen  vollständigen,  stalisüsch  genauen 
Querschnitt  der  büuerlichen  Lasten  aus  dem  ,^hi'e  1717,  sondern  auch 
einen  völlifjen  Einblick  in  diese  Zustände  im  17.  Jahrhundert  Wir 
finden  dabei  Uegenden,  in  welchen  die  Bauern  dem  nacktesten  Egoismus 
preisgegeben  sind,  daneben-  aber  auch  Geschlechter,  die  in  humaner 
Weise  grössere  oder  geringere  Vergünstigungen  denselben  zutheil  werden 
lassen. 
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Bauern  der  G^fisJir,  in  ihren  Leistungen  noch  höher  geschraubt 
za  werden,  überhoben. 

Die  preussische  Regierung  war  aber  in  Pommern  aus 
besonderen  finanziellen  Gründen  daran  interessirt,  den  Status 
quo  der  Lasten  und  Verhältnisse  zwischen  Adel  und  Baueim 
zu  erhalten.  Die  bisherige  Kontribution  von  den  bäuerlichen 
Hufen  hatten  die  Bauern  selbst  meist  nur  tlieilwcise,  z.  B. 
ein  Viertel,  drei  Achtel  derselben,  entrichtet,  während  der  Adel 
den  Rest  auslegte.  Dafür  mussten  aber  die  Bauern  holie 
Dienstgelder  an  die  Herrschaft  entrichten. 

Die  Steuerkommission  hatte  daher  auch  in  der  Matrikel 
stets  die  Bruchtheile  der  bisherigen  Kontribution,  welche  die 
Bauern  selbst  zahlten,  überall  verzeichnet,  und  die  königliche 
Regierung  war  von  dem  Wunsche  beseelt,  dass  diese  Lasten 
—  Kontributionen  und  Dienstgelder  —  durch  die  neue  Klassi- 
fikation nicht  verändert  oder  zu  Ungunsten  der  Bauern  vor- 
schoben würden. 

Der  Ghneralm^or  v.  Blankensee  machte  daher  dem  Könige 
den  Vorschlag:  „Wenn  nun  dem  zuwieder  gehandelt  oder 
die  Bauern  auch  von  der  Herrschaft  mit  übermässigen  Diensten 
und  Auflagen  belegt  werden  würden,  könnten  die  Landräthe 
und  Direkteres  wohl  autorisirt  wenlen,  die  Güter  zu  verpachten 
und  den  Pächter  anzuweisen,  zuerst  die  Kontribution  von  der 
Pacht  abzuziehen  und  den  Ueberrest  der  Herrschaft  abzugeben." 

Ich  habe  über  die  Regelung  dieses  J^unktes  kein  Edikt 
vorgefunden,  aber  auch  keine  Klagen  oder  Denunziationen 
und  Beschwerden   der  Bauern  angetroffen.     Infoige  des  Ein- 

greifens  der  Staatsgewalt  in  die  Verhältnisse  der  Bauern  und 
mndherren  wagten  die  letzteren  wohl  nicht  mehr,  selb- 
stftndig  und  eigenmächtig  vorzugehen.  Die  Kontrolle  war  ab(ir 
auch  hier  stets  grösser  als  in  anderen  Provinzen. 

Das  grösste  Uebel  endlich  fiir  die  Bauern  war  die  Ueber- 
lastung  durch  die  Verpflegung  der  Kavallerien  auf  dem  platten 
Lande.  Die  Bauern  hatten  dieselbe  nicht  nur,  soweit  sie  auf 
ihren  Hufen  lastete,  zu  tragen,  sondern  auch  von  denjenigen, 
welche  der  Adel  an  sich  gezogen  hatte,  zu  übernehmen. 

Es  ist  ein  spezielles  Verdienst  des  (ieneralmajors  v.  Blan- 
kensee, der  wie  der  vorzüglichste  Verwaltungsbeamte  das 
Detail  der  praktischen  Verwaltung  vollständig  übersah  un<l  die 
Verhältnisse,  Bedürfnisse  und  den  Zustand  jedes  Einzelnen 
kennen  lernte,  dass  die  Bauern  von  dieser  unerträglichen  Last 
80  früh  befreit  wurden. 

Er  erwirkte  zunächst  ein  Edikt  (1718)  vom  Könige,  wo- 
nach der  Adel  gezwungen  wurde,  von  den  eingezogenen 
Bauemhufen  pcrsönlicli  diesem  Lasten  „der  MarcluN  Einquar- 
tirung,  Verpflegung  der  Kavallerie"  sowiti  dw  Kontributionen 
zu  tragen. 

Blankensee   gehörte  zu    den    energischsten    Vorkämpfern 
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für  die  Veriegung  der  Kavallerie  in  die  Städte;  er  wollte 
dnrcb  eine  Art  Ablösung  in  Geld  die  Bauern  von  dieser  Last 
befreien.  Bereits  in  dieser  Matrikel  1717  lässt  er  überall 
2  Tblr,  pro  Steuerhufe  zu  diesem  Zwecke  eintragen. 

Wir  erBehen  aus  diesen  Thatsachen,  dass  die  Steuerreform 
in  Hinterpommem  die  Rente  des  Adeb  verkürzte,  die  Steuer- 
last gleichmässiger  vertheilte  und  die  Bauern  nicht  Bchftdigte, 
BOndem  deren  Lage  sogar  noch  etwas  verbesserte.  Wenn 
diese  Klassifikation  nicht  durchgefttbrt  wäre,  so  hätten  die 
Bauern  noch  grössere  Frohnen  und  Dienstgelder  leisten  müssen, 
während  jetzt  ihre  Lasten  genau  geregelt,  fixirt  und  kontrollirt 
waren. 

Der  sogenannte  aufgeklärte  Despotismus  benutete  diese 
Katasterarbeiten  überhaupt  zugleich  als  einen  Hebel,  die 
Bauern  freier  and  wirthscbafUich  unabhängiger  zu  machen, 
um  sie  zu  ökonomisch  selbständigen  Individuen  innerhalb  des 
Staates  auszubilden. 


Dritter  Abschniti 
Steuerreform  in  Vorpommern 

(1691—1717). 


§  1.    Einleitung. 

In  Vorpommern^)  war  die  Kahldensche  Landesmatrikel 
von  1628  von  keiner  langen  Dauer.  Das  Land  hatte  hier 
unter  den  Folgen  des  grossen  Krieges  zu  sehr  gelitten.  Die 
meisten  Bauern  waren  vertrieben  oder  geflohen  und  die  Hufe 
daher  ein  zu  unsicheres  Stcuerobjekt.  Man  griiF  deshalb  zu 
anderen  Steuern,  zu  Vermögens-,  Vieh-  und  Kopfsteuern.  Da- 
neben wurde  aber  auch  für  das  platte  Land  noch  die  Akzise 
in  natura  eingeführt,  welche  jedoch  1639  in  eine  Geldakzise 
umgewandelt  worden  ist  und  dadurch  weniger  drückend  wurde. 
W^en  der  grossen  Unterschleife  und  Plackereien  entschloss 
man  sich  endlich  an  ihn;  Stelle  1672  eine  wenig  abgestufte 
Personal-  und  Klassensteuer,  die  sogen.  „Qiiartalsteuer"  zu 
setzen*). 

Dieselbe  wurde  von  allen,  auch   von  dem  Adel  getragen. 

Neben  dieser  Quartalsteuer,  welche  vornehmlich  auf  den 
kleinen  Leuten  lastete,  wurde  wieder  der  sogen.  Nebenmodus 
eingeführt,  wie  man  es  aus  dem  1672  publizirten  gedruckten 
Reglement  über  die  Erhebung  desselben  ersieht.  Diese  Steuer, 
ursprünglich  hervorgegangen  aus  den  Türkensteuern,  wurde 
jetzt  nur  von  den   Handwerkern    und   kleinen  Leuten  aufge- 


*)  Ueber  die  hier  benutzten  Akten  s.  S.  77  Anin.  2.  —  Schimmel- 
fennig  a.  a.  O.  8.  651 — 654  enthält  einige  verwirrte  Thatsachen  und 
manche  Unrichtigkeiten. 

")  Die  Stände,  besonders  der  Adel,  bekämpften  diese  Quartalsteuer, 
durch  welche  sie  nur  massig  getrogen  wurden,  wiederholt  auf  das  heftigste 
und  verwahrten  sich  dagegen,  „dass  sie  nicht  später  in  eine  Vennr>gen8- 
Steuer  entarte^.  Etwas  Analoges  finden  wir  in  der  jetzigen  prcussischen 
Klassen-  und  klassifizirten  Einkommensteuer,  welche  oekanntlich  aus 
einer  Mahl-  und  Schlachtakzise  (1810)  hervorgegangen  ist. 
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ändbe.  s*«  w-  Xiatk  Käateu  BOier  Frailaaacaig  der  edtrecb- 
fic^MSL  jJae*  PovufKB  and  der  BÜMrabileK.  imd  ludi  der  21^1 
«ud  An  d«<  ^'kluiaiid«  wwfdegt  and  eriioben. 

FcnMT  vxr  aan  wieder  nadi  dem  Jaht«  16dO  zn  einer 


H.«fciM*fw  zartckcdkehrt.  Ihn  lulmi  d^bej  wülksriicfa  bald 
UfJff  UU  2^>  Hvfes  ab  GeMmnitaleoerobjekt  för  da«  ganze 
Land  ixiklauRT«  der  ü$tldte  an,  .die  man  ex  bono  et  aequo 
itaeb  BeMiLaflVnheft  der  iNtrfcr  repartirt'  hatte,  wihreod  die 
UuerrwllMchaie  den  etnzefaien  Stlnden  öbeHaso«!  bli^  und 
im  Amltm  za  den  grtsaten  Klagen  gab. 

KaeUen  man  aof  den  Landtagen  von  1661.  1669  acd 
1^2  wwdmiMdt  ttber  diesea  mangelhafte  Besteaenugsrer- 
faktvo  b«nilbeti  hatt*^  eolachloH  man  sich  endlich  1^1  zn 
«änw-  Esükalen  B«£»in. 

E*  Latten  «ich  nimbdi  endlich  die  Stande  von  ganz  Vor- 
pontmeni  mit  der  •chwediachen  Begierong  aber  eine  Steuer- 
reC^^nu  definitiv  geeinigt,  tttAcht:  aoT  der  Basis  einer  geome- 
tnmhtM  V<'rTm?—nng  de«  ganzen  L^nde«  dm-chgefbhrt  werden 
«•lOt^.  Eine  Instmkti'-yn  mr  die  Steaerkonunission  wurde  so- 
ißt^eit  •mtwfrfen,  berathen  and  genehmigt 

Die  nnrer^gUche  InangriAuhme  de«  Werken  aber  ver- 
«tanden  die  Stände  zunftcbst  darch  ihre  Venchleppungspolitik 
zu  hintertreiben.  Erst  im  Jahre  1691  wurden  die  V  ermessongs- 
ar4>eiteo  bt^oanen  and  1693  völlig  beendet  Die  weitere 
Durch/tlhrung  der  Katasteroperati onen  geUng  es  jedoch  den 
Ständen  wieder  zom  Stillstand  zu  bringen. 

Im  Jahre  1703  wurden  aber  diese  Arbeiten  wieder  auf- 
genommen und  1708  war  da«  ganze  Werk  fast  vollendet  Es 
Mieb  nur  noch  eine  grössere  Anzahl  -zweifelhafter  F&tle,  vor- 
nehmlich privBtrechd icher  Natur,  zur  Erledigung  übrig.  Die 
fllr  Schweden  ungltickliche  Wendung  des  nordischen  Kri^ea 
in  dies'nn  Jahre  brachte  die  Thätigkeit  der  Kommission  so- 
gt etcK  ins  Stocken. 

Mochdem  nun  1715  die  &kti«che  Beaitzergreifung  von 
Vorpommern  diesaeit«  der  Peene  durch  Preuseen  erfolgt  war, 
wurde  1717  eine  Kommission  unter  dem  Vorsitz  des  General- 
leutnants V,  Borke  zur  Beendigung  „dieses  Werkes"  er- 
nannt. Diese  preussisch'!  Kommission  setzte  an  dem  Punkte 
wiedur  ein,  wo  die  itchwedische  ihre  Arbeiten  hatte  unter- 
brechen mUssen,  Die  zur  Erledigung  verbliebenen  zweifei- 
liaftJüi  Fälle  wurden  mit  Rücksicht  auf  die  Wünsche  der 
Stände  entschieden,  und  die  Kataster  zum  völligen  Abschluss 
gebracht.     Am  1.  Juli  trat  diese  Steuer  in  Kraft. 

Dieselbe  gehört  zu  den  interessantesten  Grundsteuern  des 
18.  Jahrhunderts.  Sie  ist  basirt  auf  dem  Parzellar-Roh- 
ertragska  tastcr,  wobei  aber  alle  Kulturarten,  Aecker. 
Wiceeii  usw.,  aus  Steuer  technischen   Gründen  auf  eine  reale 
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Einheit,  den  Morgen  der  besten  Ackerklasse,  je  nach  ihrer 
Bonität  und  Ertragsfi&higkeit  reduzirt  wurden. 

Es  ist  ttberair  eine  Individualschätzung  der  ein- 
seinen Panellen,  nachdem  eine  gänzliche  Vermessung  statt- 
eefunden  hatte,  dieser  Operation  vorangegangen.  Daher  haben 
diese  Arbeiten  eine  relativ  so  lange  Zeit  in  Anspruch  ge- 
nommen. 

Diese  Steuer  ist  aber  keine  reine  Grundsteuer;  die  Ein- 
nahmen aus  den  übrigen  Einkommenszweigen,  der  Viehzucht, 
den  Pertinenzen,  Brauereien,  Mühlen,  Krügen,  Holzungen  usw., 
sind  ebenfiüls  ermittelt  und  bei  den  Reduktionen  überall 
berücksichtigt. 

Wir  werden  daher  am  passendsten  zunächst  die  Ergeb- 
nisse der  Vermessungsarbeiten  in  aller  Küi*ze  betrachten. 

§  2.    Die  geometrische  Vermessung  des  Landes. 

Die  geometrische  Vermessung  erstreckte  sich  auf  ganz 
Vorpommern  und  wurde  in  einer  höchst  exakten  Weise  durch- 
gefahrt 

Eine  Anzahl  schwedischer  Geometer,  welche  in  Stock- 
holm zu  diesem  Zweck  ausgebildet  und  in  der  Landwirth- 
schaft  erfahren  waren,  wurde  1691  nach  Vorponinicm  abge- 
sandty  um  eine  geometrische  Aufnahme  nach  der  in  Schweden 
üblichen  Methode  vorzunehmen.  Jedem  Geometer  ward  ein 
Distrikt  zur  Spezialvermessung  überwiesen.  Der  Direktor 
der  Kommission  hatte,  um  Fehlern  bei  der  Detailvermefisung 
g^gen  die  allgemeine  geographische  Lage  vorzubeugen,  an 
verschiedenen  Orten  die  Längen-  und  Breitengrade  tixirt.  Die 
Ermittelung  der  Längengrade  aber  geschah  vemiittelst  der 
Berechnung  der  astronomischen  Mittagslinie  bis  auf  einzelne 
Bruchtheile  einer  Minute;   bei   der   Feststellung   der  Breiten- 

Snde  wurden  die  Polhöhe  und  die  Elevation  gemessen  ^).  Als 
nheitsmass  wurde  eine  pommersclie  Kuthe  angenommen, 
welche  15  rheinische  Fuss  oder  ungetlilir  8  ponnnersche  Ellen 
gross  ist;  300  Quadratruthen  bildeten  einen  Morgen. 

Um  eine  gleichmässige  und  exakte  Aufnahme  des  ganzen 
Landes  zu  erzielen,  bereiste  der  Direktor  fortwährend  die 
einzelnen  Distrikte,  überprüfte  die  ihm  zugesandten  Karten 
und  Konzepte,  wobei  er  Revisionen  an  vielen  Orten  anstellte. 

^}  AnsfUhriicheB  über  die  Technik  der  Vermessung  kann  ich  nicht 
mittfaeilen,  da  ich  nur  eine  höchst  unvollständige  Uebersetzung  der  In- 
■tmktion  für  die  Feldmesser  im  Geh.  Staatsarchiv  zu  Berlin  vorgefunden 
habe.  Dieselbe  ist  von  dem  preussischen  Kommissar  v.  Laurens  ver- 
fiMBt,  der  alle  auf  die  Technik  bezüglichen  Paragraphen  als  überflüssig 
amliesB.  Ich  habe  das  Original  dieser  Instruktion  vergebens  in  Stettin 
gesncbt.  Dasselbe  scheint  nebst  den  fehlenden  Akten  noch  in  Stockholm 
vorhanden  zu  sein.  Nach  einer  Xotiz  in  den  Akten  sind  die  Sachen  von 
MeuTOTXK>mmem  von  Lagerström  1729  nach  Stockholm  gesandt. 
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Die  SpezialvermesBungen  hatten  die  Grösse  der 
einzelnen  Dörfer  oder  Güter  zum  Objekt,  Von  jedem  Dorfe 
bezw.  Gut  wurde  eine  besondere  Karte  entworfen,  von  welcher 
dem  Eigenthümer  eine  Kopie  übergeben')  wurde. 

Nachdem  die  Fixirang  der  Grenzen  unter  Theilnahme  der 
Eigenthümer  und  aller  Interessenten  erfolgt  war,  ging  der 
Geometer  zu  einer  Detail-  und   Parzellar Vermessung  über. 

Ea  erfolgte  zunächst  die  Aufnahme  der  Situation  des 
Dorfes,  der  einzelnen  Höfe  und  ihres  Areals  und  die  Aus- 
messung der  Dorf-  und  Heerstrassen,  der  Vizinal-  und  Pri- 
vatwege. 

Hierauf  sind  die  einzelnen  Kulturarten :  Aecker,  Worden, 
Wiesen,  Waldflächen,  das  Oedland,  Moräste,  Seeatücke,  Teiche, 
Pfühle,  Gräben  usw.,  in  ihrem  Umfang  ausgemeseen  und  nach 
ihrer  Grosse  berechnet.  Alsdann  ging  der  Kommissar  zu 
einer  Parzellarvennessung  der  Aecker  über. 

Zunächst  wurden  die  einzelnen  Schläge  und  Stücke  auf- 
genommen ;  die  ersteren  sind  wiederum  nach  der  Verschieden- 
heit der  Bonität  (schwarze  oder  mit  Sand  vermengte  Erde, 
starker,  strenger  Lehmacker,  Vosserde,  scl)luppigter ,  kalt- 
grUndiger,  mit  Steinen  beschwerter  Acker  usw.)  in  verschie- 
dene Klassen  eingetheilt 

Jede  dieser  Parzellen  ist  besonders  vermessen,  ihre  Grösse 
berechnet  und  auf  der  Flurkarte  des  Dorfes  durch  eigene 
Lettern,  Nummern  und  Zeichen  fixirt 

Nach  Erledigung  dieser  Arbeit  erfolgte  eine  neue  Par- 
zellarvennessung der  Aecker  nach  ihrer  rechtlichen  Qua- 
lität. Die  Ritter-'),  die  Kirchen-  und  Pfarräcker,  sowie  die 
Bauemländereien  wurden  nach  ihrem  Umfang  abgegrenzt     ■ 

Alsdann  wurden  die  Parzellen,  welche  die  einzelnen 
Bauern  besassen,  festgestellt  und  durch  subtile  Striche,  Punkte 
und  Zeichen  auf  der  Karte  markirt  Einer  ähnlichen  Par- 
zellarvennessung wurden  die  Wiesen  und  Weideflächen,  die 
Waldkomplexe  und  die  wüsten  Ländereien  unterworfen. 

Die  Wiesenparzellen  theilte  man  nach  dem  Graswuchs 
und  der  BodenbeschafTenheit  in  Klassen  ein  und  unterschied 
sie    durch    besondere   Zeichen   auf   der  Karte.     Man  trennte 


')  IKese  Spezial karten ,  die  nach  dam  Hassstab  1 :  8200  entworfen 
und  mit  fünf  Farben  illuminirt  wurden,  sind  in  dem  königl.  .Staatsarchiv 
in  Stettin  noch  volletHndig  vorhanden.  Ein  Vergleich  dcreelben  mit  den 
heutigen  üeneralatabskarten  lässt  ihren  Kediegenen  Werth  deutlich  er- 
kennen.    Vgl.  auch  Mever,  Stettin  zur  Schwedenzeit,   Stettin  IB86,   8.  4. 

')  Bezüglich  der  Ritterhufen  war  diis  Jahr  1600  als  Normaljahr  an- 
genoQiuien.  Alle  Hufen,  welche  nach  1600  zu  den  Hittergüteru  ge- 
schlagen worden  sind,  wurden  als  bäuerliche  angesehen  uud  katastnrt. 
Jeder  mUBate  durch  Urkunden  oder  als  beweiskräfüg  anerkannte  Indi- 
zien {Kircheniaatrikelu,  Lehorollen,  Zeu^enauBsagen  alter  Leute)  nach- 
weisen, das3  die  von  ihm  piStendirten  Ritterhufen  achon  vor  1600  diese 
C^ialität  gehabt  hatten. 
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femer  die  reinen  Wiesen  von  den  mit  Weiden  bewachsenen 
(Werften)  oder  mit  Gesträuch  und  einzelnen  Holzarten  be- 
standenen. Die  Theile  derselben,  welche  des  Ausrodens  oder 
grösserer  Meliorationen  werth  schienen,  hob  man  besonders  auf 
der  Karte  hervor.  Alle  vorkommenden  Brüche,  Moräste,  Stein- 
und  Bergketten,  Gräben,  PAihle  stellte  man  in  ihrem  Umfang 
fest  und  zog  dieselben  von  dem  Flächeninhalt  dieser  Par- 
zellen ab. 

Bei  den  grossen,  mehreren  Dörfern  gemeinsamen  Wiesen- 
flächen wurden  zunächst  die  Grenzen  für  die  einzelnen  Dörfer 
fixirty  und  diese  getheilten  Partien  auf  besonderen  Spezial- 
karten  aufgenommen,  welche  den   Flurkarten   der  Dörfer  bei- 

Sel^t  wunlen.     Die  Namen  der  Wiesenkomplexe,   welche  sie 
amals  oder  von  Alters  her  geliabt,  wurden  auf  diesen  Karten 
auoh  angegeben. 

Die  Vermessung  der  Wälder  wurde  ebenfalls  höchst  genau 
durchgeftahrt.  Der  Geometer  musste  zuvörderst  die  geolo- 
gische Beschaffenheit  des  Waldbodens,  ob  er  humushaltig, 
sandig,  steinig,  morastig  usw.  war,  untersuchen  und  die  Grösse 
und  Ausdehnung  dieser  Parzellen  ausmessen.  Die  Partien, 
welche  zur  Weide,  zu  Wiesenflächen  oder  zum  Acker  ge- 
eignet und  des  Ausrodens  werth  waren,  wurden  besonders 
markirt.  Femer  grenzte  man  die  Waldparzellen,  welche  vor- 
wi^end  mit  bestimmten  Baumarten :  Eichen,  Buchen,  Fichten, 
Tannen,  Eschen  und  Birken,  bestanden  waren,  besonders  ab. 
Die  Theile  derselben,  welche  zu  industriellen  und  gewerblichen 
Zwecken,  z.  B.  Glashütten,  der  Fabrikation  von  Pottasche 
usw.,  Moldenhauen,  Theerbrennen,  dienten,  bestimmte  man 
nach  ihrem  ungeßthren  Umfang.  Das  Stab-  und  Nutzholz, 
das  Mast-  und  Schiffbauholz  wurde  durch  subtile  Striche  und 
Punkte  angedeutet. 

§  3.    Die  Ermittelung  des  Bruttoertrag<>s  der  Parzellen. 

Sobald  der  Geometer  die  Aufnahme  der  ganzen  Flurfläche 
eines  Dorfes,  Ackerwerks,  einer  Äleierei,  HoUänderei  vollendet 
hatte,  schritt  er  zur  Anfertigung  der  sogenannten  „Feld- 
register** ^). 

Er  entwarf  zunächst  ein  Verzeichnis  aller  Besitzer,  des 
Adels,  der  ganzen,  halben,  Viertelbauern  und  Kossäthen  und 
gab  bei  den  wüsten  Stelhm  und  Dörfern  die  Zahl  der  früheren 
Bauern   an.     Bei   den  Bauern   und  Kossäthen   wurden   ferner 


M  Dieselben  sind  in  schwedischer  h^prache  abgcfasst,  aber  noch  mit 
deutschen  Buchstaben  geschrieben,  im  Staatsarchiv  in  Stettin  vollständig 
vorhanden.  Die  „Schlussprotokolle'*  sind  dagegen  in  deutscher  Sprache 
entworfen  und  noch  theil weise  in  dem  ständischen  Archiv  des  ..alt- 
pommersehen  Kommunal  Verbandes'^  aufbewahrt. 
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aucb  die  Frohneo,  Hand-  und  SpanndienBte,  Zehnten,  Dienst- 

f  eider  au^ezeichnet.  Hierauf  erfolg  die  Beschreibung  der 
ituation  des  Dorfes,  ob  es  im  Walde  oder  auf  der  Ebene 
belegen  sei.  Es  wurden  die  Entfernungen  von  der  nächsten 
Handelsstadt  oder  Festung,  von  der  grossen  Anwehr  und  der 
Landatrasse  festgestellt  und  die  Dorf-  und  Nebenwege  be- 
schrieben. Oleictizeitig  bemerkte  man,  welche  Produkte  das 
Dorf  am  allermeisten  und  mit  Vortheil  zur  nächsten  ätadt 
bringen  konnte. 

Nach  Angabe  dieser  allgemeinen  Merkmale  erfolgte  die 
spezielle  Beschreibung  der  einzelnen  Parzellen.  Dieselben 
wurden  nach  ihrer  Qrösae,  Lage,  Bodenhesch  äffen  hei  t  und  Er- 
tragsßlhigkeit  geschildert  und  taxirt. 

Dabei  wurde  besondere  die  Lage  der  einzelnen  Parzellen, 
ihre  grössere  oder  geringere  Entfernung  vom  Dorf  angegeben. 

Bei  der  Beschreibung  der  ErtragsMiigkeit  hatte  der  Geo- 
meter  zunächst  festzustellen,  ob  die  Hälfte  oder  ein  Drittel 
der  Kufe  jährlich  besät  wurde,  und  dann  die  Aussaat  und 
das  Erntequantum  der  einzelnen  (jtetreidcprodukte :  Weizen, 
Ko^en,  Gerste,  Hafer,  Erbsen,  Bolinen,  Buchweizen,  Hirse, 
Linsen  und  Flachs,  zu  erforschen.  Zu  diesem  Zwecke  wurden 
von  ihm  die  EigenthUmer,  Priester,  Pächter,  Schulzen,  Vögte, 
Krüger,  alte  aber  doch  verständige  Leute  vernommen  und 
schriftliche  Aufzeichnungen  aus  dem  Archiv  oder  den  Wirth- 
schaftsbllchem  benutzt.  Es  war  ihm  femer  ausdrücklich  die 
Freiheit  eingeräumt,  während  der  Saat-  und  Erntezeit  und  im 
Winter,  wenn  gedroschen  wurde,  Beobachtungen  anzustellen, 
Proben  und  Berechnungen  vorzunehmen  um  über  die  lokale 
Wirthschaftsart  sich  vollständig  zu  orientiren.  Nur  sollte  er 
dabei  seine  Absiebt  möglichst  geheim  halten  und  niemandem 
lästig  fallen. 

Auf  Grund  dieses  Materials  der  eigeneu  Beobachtungen 
und  Berechnungen  hatte  schliesslich  der  Geometer  die  Ertrags- 
ftthigkeit,  den  Bruttoertrag  der  einzelnen  Parzellen  ab- 
geschätzt, unter  die  vorgeschriebenen  Bonitfttsklassen  sub- 
Bumirt  und  deren  Morgenzahl  reduzirt  (vgl.  g  4  unten). 

In  ähnlicher  Weise  wurden  femer  die  Erträge  der  Wiesen- 
und  Weideflächen  katastrirt.  Bei  den  Wäldern  suchte  man 
dagegen  festzustellen,  wieviel  jährlich  ohne  Ruin  des  Bestandes 
entweder  zum  Hausbedarf  oder  zum  Verkauf  geschlagen  werden 
konnte.  Der  Erlös  aus  dem  Mast-  und  Schiffbau-,  Stab-  und 
Nutzholz,  der  Gewinn  aus  der  Echelmast,  aus  Moldenhauen 
wurden  nach   den   individuellen  Verhältnissen    taxirt  und  an- 


Hinsichdich  des  unkultivirten  Ackers  stellte  man  fest,  ob 
derselbe  immer  oder  nur  wenige  Jahre,  ob  er  infolge  des  Krieges 
oder  aus  anderen  Ursachen  unbebaut  dalag,  aber  doch  „culti- 
vable"    war.     Bei   dem  als   unbrauchbar   bezeichneten   Acker 
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gaben  die  Geometer  ihr  Gutachten  ab,  inwieweit  derselbe, 
wenn  er  gerodet  oder  gebrannt  und  unter  Dünger  gehalten 
wUrde,  zu  Acker  gemacht  werden  oder  zum  Unterhalt  einer 
Schftferei  dienen  könne.  Endlich  ward  der  Ertrag  der  Baum-, 
Lust-  und  Küchengärten,  der  Torf-  und  Rohrwerbung,  der 
Fischerei,  der  Wasser-,  Wind-  und  Schneidemühlen,  der  Krüge 
und  Kniglagen  ermittelt.  Femer  wurden  auch  die  Ziegeleien, 
Theeröfen,  Papier-  und  Walkmühlen,  Glashütten  und  Kupfer- 
hAmmer  und  die  Kalköfen  nach  ihrem  gewöhnlichen  Ein- 
kommen taxirt. 

§  4.    Die  Reduktionen  der  Hnfen. 

Das  Eigenthümliche  an  dieser  Steuer  waren  nun  folgende 
steuertechnische  Momente.  Es  waren  10  Bonitätsklassen  für 
das  ganze  Land  aufgestellt;  unter  eine  dieser  Ackerklassen 
wurde  jede  Parzelle  ihrer  Bodengüte  und  ErtragsfHhigkeit  nach 
subsnmirt  und  deren  Morgenzahl  reduzirt. 

Um    ein    überall    gleichmässiges    Steuerobjekt   und    eine 

(gleiche  Einheit  zu  haben,  nach  welcher  die  Gresammtsumme 
eicht  repartirt  werden  könnte,  ist  hier  eine  Normal hufe  als 
reale  Einheit  angenommen.  Dieselbe  imifasste  30  Morgen  zu 
300  Quadratruthen  der  ersten  Bonitätsklasse  des  guten  Ackers, 
also  einen  quantitativ  bestimmten  Bruttoertrag.  Da  nun  in 
den  neun  übrigen  Ackerklassen  die  Bodengüte  eine  schlechtere 
und  der  Rohertrag  ein  geringerer  war,  musste  man,  um  überall 
diese  Normalhufen  bilden  zu  können,  eine  Reduktion  der 
Morgenzahl  innerhalb  der  verschiedenen  Klassen,  d.  li.  die  ge- 
ringere Qualität  der  Parzellen  durch  eine  grössere  Quantität 
kompensiren.  Daher  wurde  diese  Morgenzahl  iimerhalb  der 
10  Klassen  nach  folgendem  Schema  reduzirt: 

L  Die  erste  Hauptklasse  unifasst  den  guten  und  aller- 
besten Acker,  und  die  Landhufe  hat  30  Morgen  zu  300  Qua- 
dratruthen; 

II.  Die  zweite  Hauptklasse  enthält  den  mittehniissigen 
Acker  in  folgenden  Unterklassen: 

1)  in  dieser  Klasse  wird  zu  jedem  Morgen  ^.'a  Morp:en  zu- 
gelegt, und  die  Landhufe  hat  hier  40  Morgen; 

2)  in  der  zweiten    ^ia  Morgen  37^  2    „ 

3)  in  der  dritten    *  s        „  36        „ 

4)  in  der  vierten    V«        „  35        „ 

in.  Die  dritte  Hauptklasse  begreift  den  schlechten  und 
schlechtesten  Acker  in  5  Klassen: 

1)  in  der  ersten  Klasse  werden  2  Morgen  auf  1  gerechnet 
und  die  Landhufe  hatte  60  Morgen; 

2)  in  der  zweiten  Klasse  3  Morgen  auf  1  =    90       „ 

3)  „     „    dritten        „4         „         ,    1  =  120       „ 

4)  „     „    vierten       „       5         „         „1  =  150       „ 

5)  „      „    fünften        „6  „         „    1  =  180       „ 
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Die  letzte  Klasse  umfasst  den  wUaten  und  noch  nicht  auf- 
gerissenen Acker. 

Die  allen  Klassen  gemeiDBame  gleiche  Normalhufe  ist 
also  eine  Einheit  eines  quantitativ  bestimmten  Bruttoertrags 
für  äteuerzwecke,  oder  konkret  ausgedrückt,  eine  Landhufe 
des  besten  Ackers. 

Unter  eine  dieser  Klassen  wurden  alle  Parzellen  in  Vor- 
pommern subsumirt  und  nach  obigem  Schema  auf  die  be- 
stimmte Anzahl  Morgen  reduzirt 

In  dieser  Art  wurden  die  Lflndereien  eines  jeden  Be- 
sitzers, deren  Grösse  zunächst  nach  Quadratruthen  vermessen 
war,  nach  der  Bonität  der  einzelnen  Parzellen  auf  eine  Anzahl 
dieser  steuerpflichtigen  Normalhafen  gebracht. 

Hervorzuheben  ist  hierbei,  dasa  der  Ertrag  der  Pertinenzen 
(Mühlen,  Schäfereien,  Krüge,  Brauereien,  Eichelmast  usw.), 
welche  bei  den  einzelnen  Anwesen  vorhanden  waren,  dem 
Bruttoertrag  der  einzelnen  Parzellen  zugerechnet  wurde.  Da- 
her fand  bei  den  letzteren  oft  keine  Reduktion  statt,  oder  sie 
wurden  in  eine  hshere  Klasse  gebracht,  als  sie  es  ohnedies 
verdienten. 

Auf  diese  Weise  wurde  der  Ertrag  aller  Nebeneinkünfte 
berllcksichtigt  und  das  gesammte  Einkommen  des  platten 
Landes,  soweit  es  steuerpflichtig  war,  auf  das  steuertechnische 
Hilfsmittel  einer  Normalnufe  zurückgeftihrt.  Soweit  war  das 
Werk  1693  durch  die  Geometer  in  den  einzelnen  Kreisen 
gefördert. 

Im  Jahre  1703  trat  eine  Kommission  unter  dem  Vorsitz 
des  Direktors  Lagerström  in  Stettin  zusammen,  an  welcher 
der  Chef  der  Geometer,  ein  Notar  und  zwei  Mitglieder  der 
Stände  jedes  Distrikts  als  Vertreter  der  Ritterschaft  und  dor 
Städte  theilnahmen.  Nachdem  eine  schriftliche  Erklärung  des 
Eigenthümers,  ob  er  mit  dieser  Vermessung  und  den  Ergeb- 
nissen der  Feldregister  zufrieden  wäre  oder  nicht,  eingefordert 
und  nöthigenfalls  eine  Revision  oder  eine  neue  Vermessung 
angeordnet  worden  war,  setzte  die  Kommission  nach  Benutzung 
der  Kirchenmatrikeln,  Lehnbriefe,  Pfiindverschreibungen,  Pacht- 
verträge, brüderlichen  Theilungen,  geistlichen  Taxen  die  Zahl 
der  steuerfreien  und  der  reduzirten  Hufen  in  einem  „Schluss- 
urtheil"  definitiv  fest. 

Gegen  diese  Urtlieile  war  den  Ständen  der  ordentliche 
Rechtsweg,  eine  Berufung  an  das  königliche  Tribunal  in  Wis- 
mar, eingeräumt.  Dieser  Gerichtshof  verschafl^te  sich  durch 
eine  nochmalige  Revision,  Lokal  Untersuchung  und  eingezogene 
Nachrichten  die  Ueberzeugimg,  ob  die  Reklamation  berechtigt 
sei  oder  nicht,  und  beatsitigte  oder  änderte  den  Beschluss  der 
Kiassiükationskommission  ab.  Der  Adel  machte  von  diesem 
Rechtsmittel  den  reichlichsten  Gebrauch,  und  es  kam  zu  einzelnen 
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berttchtieten  Prozcsaen,  unter  denen  der  v.  Eichstädtische  be- 
sonders bekannt  geworden  ist. 

Bezüglich  der  wüsten  Aecker,  welche  allmälilich  zur  Kidtur 
herangezogen  wurden,  ward  eine  Revision,  die  alle  zehn  Jahre 
statthaben  sollte,  festgesetzt.  Dieselbe  wurde  1693  und  1703 
und  alsdann  zum  letzten  Male  1738  vorgenommen. 

Das  Resultat  dieser  geometrischen  Vermessung  war  fol- 
gendes. Im  Jahre  1681  war  ein  interimistischer  Hufenstand  von 
1297*/a  reduzirten  oder  3852  Landhufen  angenommen  worden; 
die  Oesammtzahl  der  steuerpflichtigen  Hufen  betrug  jetzt 
4452^),  also  600  reduzirte  Hufen  mehr,  welche  der  Adel  bis- 
her der  Steuer  entzogen  hatte.  Im  Jahre  1738  wurde  die  de- 
finitive Zahl  der  Steuerhufen  auf  4601  bestimmt  Während 
der  schwedischen  Herrschaft  hatte  eine  Hufe  14  Rthl.,  seit 
1715  20 — 24  Rthl.  bezahlt.  Alle  Steuern  und  Lasten,  welche 
eine  Normalhufe  zu  tragen  hatte,  nämlich :  Koutributions-,  Ka- 
vallerie-Verpflegungs-  und  Fortifikationsgelder,  und  Extraordi- 
naria  betrugen  17*/8  Thaler.  Die  Belastung  war  infolge  der 
Katastervollendung  25^  o  geringer  geworden  als  bisher  2).  Da 
aber  der  Reinertrag  dieser  Normalhufen  sich  nicht  ermittebi 
lässt,  so  kann  man  den  nominellen  Steuerfuss  nicht  mehr  fest- 
stellen. 

Im  schwedisch  gebliebenen  Neuvorix^nmiern  jenseits  der 
Peene  waren  von  der  Kommission  5727  steuerpflichtige  und 
1185  steuerfreie  Hufen  ausgemittelt  wr)rden. 

Hierbei  mag   endlich    nicht  unerwähnt  bleiben,  dass  das 

Sreussische  Generalkriegskommissariat  diese  Steuer  gegenüber 
en  Angriff'en  der  Stände  in  wiederholten  Resolutionen  ver- 
theidigte  und  Friedrich  Wilhelm  I.  den  Vorschlag  machte,  in 
allen  noch  übrigen  Provinzen  eine  gleichartige  Steuer  einzu- 
ftahren:  „Ob  nun  jemals  eine  Mati'ikel,  worauf  die  Krone 
Schweden  100000  Thaler  Vemiessungs-  und  Commissionskosten 
verwandt,  mit  besserem  Fundament  und  mehrerer  Gleicliheit 
in  Teutschland  gemacht  wäre,  daran  müssen  wir  billig  zweifeln. 


1)  Ich  fand   wiederholt  in  den  preussisclieu   Akten   folgende   amt- 
liche Zasammenstellung : 

(Tabelle  siehe  S.  62.) 

•)  Im  Jahre   1741    finde   ich  angegeben,  dass   die  vorpommersche 
Hufe  zahlt«: 

1)  Kontribution  monatlich  12  Gr.  =    6  Thlr.     —     Gr. 

2)  Dragonerverpflegung  monatl.  zu  12^  5  Gr.  =6  Thlr.    V's    Gr. 
9)  JuBtissgcider  2V'4    Gr. 

4)  MarschkoBten  81'6    Gr. 

5)  IKstriktsexpensen  12       Gr. 

6)  ForUfikationsgeld  5^/12  Gr. 

7)  Magazinkoni  ISchff.  13'  jMetzen:  Schff.  zu  12  Gr.  = 22' 2    Gr. 

ZU8.     14  Thlr.    4V'2    Gr. 


weil  uns   dergleichen   niemals   vorgekommen  und   wäre  nach 
unserer   Meinung   zu    wUnscben,    dass   Ew.   Königliche  Maj. 
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Bämmdiche    Provintzien    nach    so    sicherem    Fuss    classilicirt 
waren."     Der  König  bemerkt  i.  m.:  „Ist  wahr"  ^). 

Wir  haben  bei  diesen  beiden  Steuern  in  Pommern  eine 
Eigenthümlichkeit  in  steuertechnischer  Beziehung  wahrge- 
nommen, nämlich  die  Bildung  von  gleichen  Steuereinheiten, 
den  Hufen,  welche  in  dem  einen  Falle  eine  Geldreinertrags- 
einheit, in  dem  andern  eine  Rohertragsgrösse  repräsentiren. 
Nach  diesen  gleichen  Steuerobjekten  ist  die  Repartition  aller 
Steuern  in  diesen  Provinzen  erfolgt  Eine  einfache  Umlage 
der  Steuern  nach  Prozenten  des  Reinertrags  erscheint  dieser 
Zeit  noch  niclit  geläufig. 

Etwas  Analoges  finden  wir  in  den  römischen  Grundsteuer- 
katastem  aus  der  Kaiserzeit  vor. 

Bei  der  letzten  grossen  GrundsteuerreguHruug  unter  Dio- 
kletian (305),  deren  steuertechnische  Prinzipien  aus  Mangel  an 
genügendem  Quellenmatenal  noch  nicht  ausreichend  klar  ge- 
legt sind,  finden  wir  überall  gleiche  Steuereinheiten ,  juga, 
Caput  im  Orient,  centuria  in  Afrika,  millena  in  Italien  und 
Gallien  genannt,  angenommen,  welche  von  Savigny  als  ideale 
Steuerhufen  bezeichnet  werden,  die  überall  einen  Werth  von 
1000  Bolidi  darstellen.  Dabei  scheinen  diese  Steuereinheiten, 
wie  Marquardt  ^)  geltend  macht,  in  den  einzelnen  Theilen  des 
Reiches,  z.  B.  im  Orient,  in  Afrika,  in  Italien,  in  Gallien,  ver- 
schieden grosse  Wertheinheiten  und  zwar  die  grössten  in  Ita- 
lien zu  repräsentiren. 


')  Kaum  war  nämlich  diese  Steuer  am  1.  Juli  1719  eingeführt,  als 
die  Stände  Vorpommerns  von  allen  Seiten  Proteste  und  Beschwerden 
beim  Könige  einreichten,  in  welchen  sie  die  Wiederaufhebung  derselben 
▼erlangten,  weil  sie  praktisch  unerträglich  und  auf  die  Dauer  zu  ihrem 
Rnin  rahren  müsste.  Friedrich  Wilhelm  I.  ging  auch  auf  diese  Klagen 
ein.  schlag  aber  den  Ständen  dagegen  eine  neue  Klassifikation  der  Hufen 
nach  den  in  Hinterpommem  befolgten  Grundsätzen  vor.  Der  General- 
migor  ▼.  Blankensee  hatte  bereits  das  Kommissoriale  zu  diesem  Zweck 
erfialten^  als  die  Minister  mit  grossem  Eifer  für  die  Beibehaltung  dieser 
Steaer  eintraten.  Infolge  der  Bemühungen  der  letzteren  setzte  der  König 
eine  neae,  gemischte  Kommission  ein,  an  welcher  neben  den  Ministem 
Blankensee  und  einige  Mitglieder  der  früheren  Steuerkommission  theil- 
nahmen,  am  den  Werth  una  die  Prinzipien  dieser  Keform  nochmals  za 
nntenachcn.  Das  praktische  Resultat  dieser  Konferenzen  war  der  Vor- 
schlag an  den  König,  den  Ständen  selbst  die  Wahl  zwischen  beiden 
Bteaem  zu  überlassen.  Im  Jahre  1720  hielt  Blankensee  den  Landtag  in 
Stettin  im  Namen  des  Königs  ab  und  legte  den  Ständen  die  wesent- 
lichsten Gesichtspunkte  beider  Steuern  zur  Berathung  und  alternativen 
Annahme  vor.  Die  letzteren  brachten  aus  erklärlichen  Gründen  gegen 
beide  Katasteroperationen  ihre  Einwände  vor  und  reichten  selbst  ein 
neu.e8  Projekt  ein,  welches  aber  Blankensee  nur  für  eine  Regulirang  per 
amicabilem  compositionem  und  für  unannehmbar  erklärte.  Da  nach 
kuiffem  Hin-  und  Herberathen  keine  Einigung  zu  Stande  kam,  so  ver- 
tagte schliesslich  Blankensee  den  I^andtag  und  diese  Steuer  blieb  seitdem 
unangefochten  in  Kraft. 

«)  Marnnardt,  Römische  Staatsverwaltung  usw.,  2  Bde.  I-^ipzig 
1876,  S.  223  ff. 
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Nach  einer  neuerdings  aufgefundeneD  Quellenetelle  *)  sind 
bei  dieser  Steuer  Diokletians  (Ur  alle  Kulturarten  7 ,  für 
Acker-  und  Weinland  4  Bonitätsklassen  angenommen.  Man 
unterschied  im  letzeren  Fall: 

1)  Weinland, 

2)  Ackerland     I.  Klasse, 

3)  „       a     „ 

4)  „       in.     „ 

Daneben  wurden  die  Oelpflanzungen  in  2  Klassen  eiii- 
getheilt. 

Innerhalb  dieser  Klassen  wurde  die  Morgenzahl,  jugera. 
der  Posseasoren  in  folgender  Art  reduzirt: 
auf  1  jugum  gehen     5  jugera  Weinland, 
„    ]       „  „       20       „       Ackerland     I.  Klasse, 

«     1         »  „        40        „  „  H-        n 

.  1     «       .  „     60     „  „       in.     „ 

.    1       .  ,,     250  Stämme  LKlaase  einer  Oelpflanzung, 

,  1     ,        „  450     „    n.    „      „ 

ifiemach  nimmt  Marquardt*)  an,  dass  diese  Steuerhufe 
einen  „realen  Güterkompfex"  dargestellt  habe.  Allerdings 
waren  diese  juga  Gtlterkomplexe  von  verschiedener  Grösse, 
wie,  um  ein  analoges  Beispiel  zu  gebrauchen,  die  von  uns 
eben  besprochenen  Moi^en  und  Hufen  in  Vorpommern.  Aber 
allen  lag  doch  wohl  eine  Einheit,  d.  h.  eine  Geldeinheit,  z.  B. 
1000  solidi  usw.,  wie  Savigny  mit  Recht  annimmt,  zu  Grunde. 
Nur  war  diese  gleiche  Geldeinheit  nicht  überall,  wie  Savigny 
annimmt,  1000  solidi  gross,  sondern  in  den  einzelnen  Theilen 
und  Provinzialkomplexen  des  Reiches  eine  andere, 

'1  Diese  in  Bteuertechniacher  BeEiehimg  sehr  iiitere««ante  Stelle 
lautet  nacb  Monunnen,  SjriBches  Prorinzialmaas  und  römiacher  ß^chs- 
kataster,  im  Hermes  Bd.  3  S.  429:  „AgroB  vero  rex  Romanos  mensura 
perticae  sie  emeneuB  est.  Centum  perticae  sniit  iri/9^ov.  'loüyov  Autem 
diebns  Diocletiatii  regie  emeusum  et  delenninAtnm  esL  Qmaqne  jugera 
vineae,  quae  X  nl^Sa"  ei^ciunt,  pro  ano  jogo  podta  sunt.  Vi^ti 
incera  seu  XL  nU9^  agri  censiti  acnoDSS  osnt  unins  jugi.  TruDCi  (?) 
GCXXCV)  olearuni  Tetastamm  nnioB  Jagi  aimonas  dant:  tniiici  CDL  in 
moDte  Qnam  jiigam  dant.  Siiniliter  (si|  aser  deterioris  et  montani  nomine 
pontus  (est),  XL  jugera,  quae  efEciunt  LXXX  7il(9pti,  tuiiun  jagum  dant. 
Montes  veio  sie  scribuntur:  tempore  scriptiomB  u,  qaibns  ab  imperio 
poteetas  data  est,  ar&tores  montanoH  ei  rIüb  regiouibuB  advocant,  quomm 
tfoxiiiaaiif  Benbunt,  qnol  tritici  vel  hordei  modioB  terra  mootana  reddat. 
Simililer  etiam   terram   uon   eenBitam,   quae   peeudibus   minoribne  pascua 

Craebet.  scribunt,  quantaro  avvjdiiaf  in  loutnoc  factura  sit,  et  po«ta- 
itnr  pro  agro  pascuo,  quem  in  Ttruuior  quotannis  offerat,  dcuarius  uiius 
seu  duo  Ben  trett  et  hocce  tributum  aKri  pascui  exigunt  Romani  mense 
Nisan  (April)  pro  equiB  suis."  ü.  Marquardt  a.  a.  O.  ö.  219.  —  Nebenbei 
bemerkt  war  hei  der  iDteressanlen  Urundsteueirefonn  im  MailKodischeD, 
dem  Censimento  Milanese  (lT19--ßO).  als  EiaheitamasB  bei  der  Ver- 
meBHniig  die  pertica  angenommen,  dii^  üelbäume  wurden  ebenfalls  abge- 
zählt usn.  S.  Tafeln  zur  Statistik  der  Steaert'ernaltung  im  Osterreictu- 
Bchen  Kaiserataat.  Wien  185^. 
')  a.  a.  0.  S.  224. 
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Wag  reprttsentiren  nun  aber  diese  solidi?  den  Werth, 
den  Oeldbrutto-  oder  Geldreinertrag? 

unzweifelhaft  war  mit  diesem  Reichskataster  unter  Diokle- 
tian eine  Ertragsschätzung  verknüpft ,  wie  sie  schon  bei  der 
Grundsteuer  unter  Augustus  vorkommt.  Höchst  wahrscheinlich 
haben  wir  uns  aber  unter  diesen  Geldeinheiten^  z.  B.  den 
1000  Bolidi  usw.;  nach  den  übrigen  steuertechnischen  Gesichts- 
punkten dieser  Grundsteuer  zu  sehliesseny  modifizirte  Geld- 
bruttoerträge;  soweit  sie  in  unvollkommener  Weise  bei 
diesen  Katasterarbeiten  ermittelt  wurden ,  zu  denken.  Wir 
finden  in  den  Quellen  keinen  Anhalt  und  kein  Wort  über  die 
Berechnung  der  Betriebs-  und  Kulturkosten,  die  bei  der  Fest- 
stellung des  Reinertrags  irgendwie  nothwendig  stattfinden 
musste.  Auf  der  anderen  Seite  hat  sich  die  einzige  Beweis- 
steUe,  nach  welcher  Savigny  hier  eine  Steuer  von  1000  solidi 
Vermögen  annimmt,  Jetzt  als  falsch  gelesen  herausgestellt"  ^). 

Eine  wichtige  Thatsache  noch  spricht  ftir  diese  Annahme, 
dass  wir  es  hier  mit  dem  Geldbruttoertrag  zu  thun  haben. 
nämlich  der  Steuerfuss. 

In  Gallien  betrug  derselbe  nur  2  solidi  von  der  millena^); 
also  ein  auffallend  geringer  Steuersatz. 

Wir  könnten  daher  nach  dem  gegenwärtigen  Stand  der 
Quellen  vermuthen,  dass  diese  römischen  Steuerhufen  reale 
Ackerkomplexe  von  verschiedener  Grösse  waren,  welchen 
allen  aber  eine  gleiche  Geldeinheit,  wahrscheinlich  ein  Geld- 
brutto ertrag,  z.  B.  von  1000  solidi  usw.,  in  jedem  Theile 
des  Reiches  zu  Grunde  lag  und  als  das  tertium  compara- 
tionis  fbr  die  Einschätzung  der  einzelnen  Aecker  und  Kultur- 
arten bei  dieser  Katasteroperation  diente. 

>)  Marquardt  a.  a.  0.  S.  224  Adqi.  2. 

*)  Clamageran,  Histoire  de  Timpot  en  France,  vol.  I,  Paris  1867,  p.  1(5. 
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Vierter  Abschnitt 
Die  schlesische  Steuer 

(1742—1748). 

§  I.    Einleitang. 

Vielleicht  die  verdienstlichste  That,  weiche  Oeeterreich  in 
Schlesien,  so  lange  es  diese  Provinz  in  seinem  Besitz  hatte, 
auf  dem  Gebiet  der  Verwaltung  vollbrachte,  war  der  Versuch 
der  Einfllhrung  einer  allgemeinen  Steuer.  Durch  das  kaiser- 
liche Patent  vom  4.  November  1721  wurde  an  Stelle  des  ver- 
fallenen Kontributionswesens  eine  Vermögenssteuer')  ange- 
ordnet 

Nachdem  eine  Hauptkommission  zu  Breslau  eingesetzt, 
tind  die  einzelnen  FUrstcnthUmer ,  Standesherrschaften  und 
reunirten  Korpora  je  eine  Revisions-  und  eine  subdelegirte 
Kommission  gewählt  hatten,  wurden  die  Katasterarbeiten  1723 
in  Angriff  genommen. 

Jeder  Bigenthtlmer  musste  in  zwei  Exemplaren  eines  ge- 
druckten Schemas,  der  sogenannten  Bekenntnistabelle,  eine 
Faasion  seines  gesammten  Vennögensstandes  bei  einer  Strafe 
von  tausend  Dukaten  entwerfen,  die  Aussaat,  den  Erntebetrag, 
den  Viehstand,  die  l'ertinenzen,  Brauereien,  Krüge  usw.,  ebenso 
die  Stouerobjokte  der  Bauern  und  Gärtner  genau  angeben. 

Im  Jahre  1725  hatte  die  ständische  Revisionskommission, 
welche  aus  je  2  Mitgliedern  bestand,  die  Fassionen  geprüft. 
Hierbei  nahm  sie  die  Aeeker,  Wiesen,  Weiden  usw.  durch 
lokale  Untersuchung  selbst  in  Augenschein  und  wählte  überall 
die  natürliche  Bodenbeschaffenheit,  „bonitatem  intrinsecam" 
zum  Ausgangspunkt,  damit  „die  tibelc  Bestellung  der  Wirth- 
schaft  den  possessoribus  nicht  zum  Vortheil  komme". 

M  lieber  die  EutwickelnnK  des  Hteuerwesens  in  Schlesien  bis  1721 
s.  K.  O.  Kries,  Historiscbe  Entwicbelanp  der  Steuerverfaesung  in  Schlesien, 
"  -  '-     ■"">        j  -       I-     .    1   .-  .         .    >..         .^  Firanzwissenschaft, 
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Bei  der  Ermittelung  des  Ernteertrags  aber  wurde  überall, 
wo  die  Dreifelderwirthschaft  üblich  war,  das  Brachfeld  abge- 
zogen; wo  keine  Brache  gehalten,  nahm  man  die  gesammte 
Aussaat  an.  Behufs  der  Feststellung  der  Aussaat  und  des 
Emte^uantums  hatte  die  Kommission  auch  die  Grundbücher, 
Urbanen,  Kaufrechnungen  benutzt  und  im  Falle  eines  ver- 
mutheten  Unterschleifs  in  den  Bekenntnistabcllen  die  Amt- 
leute, Vögte,  Wirthschaftsbeamten,  die  Geschworenen  und  Ge- 
richte eiolich  vernommen  und  danach  die  wirklichen  Erträge 
iixirt 

Auf  Grund  dieser  Bekenntnistabellen  und  nach  den  von 
der  Kommission  angefertigten  Protokollen  wurden  schliesslich 
die  sogenannten  Befundstabellen  Rir  jeden  Eigen thümcr  aus- 
gearbeitet. 

In  denselben  waren  alle  Aecker  der  Provinz  in  vier 
Klassen  eingetheilt  Die  Erträge  der  Kulturarton,  Aecker, 
Wiesen,  Weiden,  GfÄrten  wurdeu  mit  dem  elf-  und  zw(ilf- 
fachen,  der  Gewinn  aus  der  Viehzucht  mit  den  Multiplikatoren 
18  und  14,  der  der  Pertincnzstticko,  z.  B.  Brauereien,  mit  15 
und  16  kapitalisirt,  und  danach  bestimmte  die  Kommission 
das  Oesammtkapital  des  einzelnen  Dominiums. 

In  ähnlicher  Weise  berechnete  man  das  steuerpflichtige 
Kapital  der  Bauern,  wobei  für  die  Feststellung  der  adeligen 
una  bäuerlichen  Hufen  das  Jahr  1633  als  Normaljahr  ange- 
nommen wurde. 

Im  Jahr  1786  erfolgte  eine  zweite  Revision,  die  eine  Ver- 
vollständigung der  steuerbaren  Kapitalien  bezweckte;  es  sollten 
alle  früher  ausgelassenen  Pertincnzen,  z.  B.  Mülilen,  katastrirt, 
und  die  Prästationen  der  Bauern  an  Geld  und  Getreidezinsen, 
die  Ghpund-  und  Robothenzinsen,  Ehrungen  beschrieben  werden. 
Nach  kurzen  Unterbrechungen  war  das  Werk  1788  fast  bis 
zum  Absclduss  gebracht^). 

Man  hatte  aber  in  Wien  nicht  den  Muth,  die  Reform 
dieser  Steuer,  deren  Katastrirung  mehr  als  3  Millionen  Gul- 
den gekostet,  vollständig  zu  beenden  und  die  Kontribution 
nach  dem  Kataster  zu  erheben. 

Somit  dauerten  die  schreiendsten  Jlissstände  in  der  Steuer- 
erhebung fort,  als  Schlesien  an  Preussen  kam.  Neben  der 
Vermögenssteuer  von  1527,  von  welcher  nur  noch  geringe 
Ueberreste  existirten,  finden  wir  zur  Ergänzung  eine  Unzahl 
verschiedenartiger  Steuern  ausgebildc^t,  nHmlich:  die  Ka])ita- 
tion,  die  Rauchfang-  und  Viehstcuer,  Türkensteuer,  Land- 
akzise, Mahlreluition,  Frilulcinsteuer,  don  gratuit,  Tanzinipost, 
Fortifikations-  und  Legationsgelder,   Ki-iegsmetzen,  Rekruten-, 


^)  Näheres  über  diese  Arbeiten  kann  ich  nicht  anführen,  da  die 
■Offen.  Bekenntnis-  und  Befundstabcllen  sich  noch  in  den  Händen  der 
k(migl.  Kegierung  in  Breslau  und  nicht  im  dortigen  Staatsarchiv  befinden. 
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Gewehr-  und  Remontegelder.  Dazu  kamen  die  in  jedem 
FUrstenthum  und  Stand eaherrschaft  auf  die  Kontribuenten  aus- 
geschriebenen sogenannten  Domeetikalan lagen. 

Es  ist  von  Ranke  bemerkt,  dass  der  grosse  König,  als 
er  Schlesien  eroberte,  nicht  sogleich  bemUht  war,  diese  Pro- 
vinz überall  mit  der  spezifisch  preussischen  Verwaltung  und 
Regierunge  weise  zu  überfluthen.  Auch  in  der  Finanzverwal- 
tung nehmen  wir  diese  Thatsache  wahr. 

Friedrich  II.  wollte  die  ständische  Verfassung,  deren 
Natur  er  nicht  genauer  kannte,  besteben  lassen. 

Der  preussische  Bevollmflchtigte  unterhandelte  neun  Mo- 
nate lang  mit  den  Ständen  über  die  nöthigen  Steuer  Umlagen. 
Erst  als  diese  Verhandlungen  sich  zum  schroffsten  Gegensatz 
zwischen  Monarchie  und  Ständethum  zuspitzten,  und  die  Stände 
auf  die  Frage  des  Bevollmächtigten,  wie  viel  sie  denn  schliess- 
lich bewilligen  wollten ,  erklärten ,  dass  sie  zu  gar  keiner  Be- 
willigung verpflichtet  wären,  trat  eine  vollständige  Aenderung 
in  der  Behandlung  der  Steuerfrage  ein. 

Die  Stände  wurden  jetzt  einfach  als  nicht  vorhanden  an- 
gesehen. Der  inzwischen  zum  schlesischen  Minister  ernannte 
Graf  von  Mtlnchow  dagegen  ergriff,  von  der  grossen  Verant- 
wortlichkeit seiner  Stellung  besonders  durchdrungen,  seiner- 
seits die  enei^schsten  Massregeln,  um  die  gänzlich  verwirrte 
Finanz  Verwaltung  nach  den  Anordnungen  Friedriclis  II,  zu  ord- 
nen. Gegenüber  den  grossen,  nur  allzu  berechtigten  Klagen, 
die  überall,  besonders  wegen  des  massloscn,  infolge  der  zahl- 
reichen Steuerarten  ungerechtesten  Steuerdrucks  laut  wurden, 
beschloss  man  für  im  platte  Land  eine  einzige  „Steuer", 
fUr  die  Städte  die  „Akzise"  einzuführen. 

In  dem  von  MUnchow  entworfenen  und  vom  KOnige 
korrigirten  Publikationspatent  vom  Jahre  1748  heisst  es :  .  . , 
„and  dagegen  alle  Abgaben  (ür  immer  auf  eine  einzige 
eingeschränkt,  und  zwar  für  die  Bewohner  des  platten  Landes 
auf  die  Steuer  und  für  die  Städte  auf  die  Akzise"  '). 

Dabei  erbot  sich  MUnchow  dem  Könige,  binnen  Jahres- 
frist diese  Steuer  in  der  ganzen  Provinz  einzuführen.  Mit 
Recht  bemerkt  Friedrich  II.  dagegen:  „Wo  will  er  aber  die 
Leute  nehmen,  auf  deren  Penetration  und  Geschicklichkeit 
man  sich  verlassen  kann."  Der  Energie  des  Grafen  Münchow 
gelang  es  jedoch,  eine  Kommission  von  16  Mitgliedern  zu 
bilden,  an  deren  Spitze  v.  Thile^),  der  bei  der  im  II.  Ab- 
schnitt geschilderten  Kontributionseinrichtung  in  der  Xeumark 
als   Kommissar  gearbeitet  hatte,    und   v.   Ziegler   traten.     Je 

')  Die  folgende  Schilderung  ist  den  ehemaligen  MiniHterialakten 
(H.  —  R.  IX),  welche  io  dem  königl.  Staatsarchiv  in  Breslau  vorhanden 
sind,  entnommen. 

•)  üeber  Thile  s.  Isaaceotm,  Das  preuMische  Beamtenthum  unter 
Friedrich  Wilhelm  I.  usw.,  Berlin  1884,  Bd.  3  8.  220. 
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zwei  in  der  Landwirthschaft  erfahrenen  Kommissaren  wurde 
ein  Kreis  zur  Aufnahme  und  Anfertigung  der  Kataster  unter 
Zuziehung  eines  Kreisdeputirten  überwiesen. 

Nachdem  im  Februar  1742  mit  den  Kreisen  Sehwiebus 
und  Frankenstein  die  Probe  in  Niederschlesien  gemacht  wor- 
den war,  wurden  die  Arbeiten  Anfang  Juni  1743  in  ganz 
Niederschlesien,  ausser  der  Grafschaft  Giatz,  zum  Abschluss 
gebracht  Im  Oktober  desselben  Jahres  hatte  man  Ober- 
schlesien katastrirt  und  Anfang  November  wurden  die  Ar- 
beiten auf  die  Grafschaft  Glatz  ausgedehnt^). 

Hervorzuheben  ist  an  dieser  Stelle,  dass  die  neue  prcus- 
sische  Verwaltung  die  sehr  ungünstige  wirthschaftliche  Lage 
Oberschlesiens  voll  und  ganz  erkannte  und  bei  dieser  Ka- 
tasteroperation zu  berücksichtigen  suchte.  Es  hatte  zuerst 
Thile  auf  den  grossen  Unterschied  zwischen  Nieder-  und  Ober- 
schlesien  wiederholt  aufmerksam  gemacht,  welchen  man,  bevor 
die  Katasterarbeiten  begonnen  würden,  durch  Bereisung  von 
Oberschlesien  feststellen,  und  dabei  die  Absatzverhältnisse,  die 
Preise  und  den  Zustand  der  einzelnen  Kreise  erforschen  sollte. 
Graf  Mttnchow  Hess  infolgedessen  Thile  und  drei  Steuerräthe 
diese  Reise  noch  unternehmen,  bevor  die  Katasterarbeiten  in 
Oberachlesien  begonnen  wurden. 

Nach  der  Instruktion  waren  aber  die  Kommissare  ange- 
wiesen, überall  die  sog.  Befundstabellen  zur  Kontrolle  ihrer 
eigenen  Untersuchungen  und  Katasteroperationen  zu  benutzen. 
Als  jedoch  die  Zeit  vorgeschritten  war  und  man  die  Kataster- 
arbeiten übermässig  zu  beschleunigen  suchte,  forderte  der 
nach  Abgang  Zieglers  alleinige  Präsident  Thile  di(j  Kom- 
missare auf,  sich  vornehmlich,  eventuell  ausschliesslich  an  die 
Befundstabellen  zu  halten,  deren  relative  Brauchbarkeit  er 
wohl  allzu  hoch  schätzte.  Damit  sank  natürlich  die  Thätig- 
keit  der  preussischen  Kommission  zu  einer  Kopie  der  Arbeiten 
der  früheren  Kommissionen  herab,  wie  es  die  Prägravations- 
klagen  im  Lande  bald  bewiesen. 

Man  hatte  nämlich  fUr  alle  Reklamationsklagen  eine  Prä- 
klusivfrist bis  ult.  1743  festgesetzt  und  als  Minimalgrenze  fiir 
eine  gegründete  Beschwerde  eine  Ueberlastung  um  mehr  als 
5  Proz.  der  gesammten  Steuer  eines  Steuersubjekts  verlangt. 
Man  machte  aber  bei  diesem  Reklamationsverfahren  bald  die 
Beobachtung,  dass  die  meisten  gegründeten  Beschwerden  auf 
Fehler  hinausliefen,  welche  in  den  Befundstabellen  vorhanden 
waren.  Einzelne  Prägravirte  machten  sogar  geltend,  dass  be- 
reits in  den  „Bekenntnistabellen"  von  1723  manche  Eigen- 
thümer,    um  als  reich  zu  gelten  oder  ihre  Güter  thourer  ver- 


')  Grünhagen,   Geschichte  des    ersten  schlesischen  Krieges,   Gotha 
1881,  Bd.  2.S.  348  ff. 
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pßtnden  oder  verkaufen  zu  kOnnen,  grössere  Ertrfige  fatirt 
bfltten,  als  der  Wirklichkeit  entsprach '). 

Vergebens  machte  v.  Thile  auf  den  gediegenen  Werth 
der  Be^mdstabellen  aufmerksam,  welchem  gegenüber  man  nur 
Vorsicht  und  Misstrauen  gegen  die  Reklamanton  hegen  müsse. 
Vergebens  suchte  er  die  verlangten  Lokalrevisionen  zu  be- 
schränken, „um  nicht  das  eben  vollendete  solide  Werk  der 
Kommission  zu  durchlöchern  und  den  guten  Ruf  dieser  Re- 
form und  der  preussischen  Beamten  aufs  Spiel  zu  setzen". 

Alle  diese  von  Thile  vorgebrachten  Gründe  übten  auf  den 
edlen  und  energischen  Ministor  MUnchow  keinen  Einäuss.  Er 
ergriff  die  Partei  der  Steuerzahler  und  nahm  nunmehr  per- 
sönlich an  der  FortAlhrung  der  Steuerarbeiten  besonderen 
Antheil. 

Zunächst  wurden  die  Steuer-  und  Befundstabellen,  welche 
man  bisher  geheim  gehalten  hatte,  der  Oeffentlichkeit  über- 
geben; jeder  Steuerzahler  erhielt  das  Recht,  Einsicht  in  die- 
selben oder  Abschriften  und  Auszüge  aus  denselben  verlangen 
zu  können. 

Bald  entschlosB  sich  MUnchow  nach  einzelnen  Versuchen, 
alle  Kataster  der  einzelnen  Kreise  der  Reihe  nach  von  neuem 
durch  die  sogenannten  Rektifikationskommissionen  umarbeiten 
zu  lassen,  wobei  aber  andere,  nach  einer  arithmetischen 
Progression  abgestufte  Getreidepreise  zu  Grunde  gelegt 
wurden. 

Ein  Personenwechsel  erschien  dabei  noch  noth wendig. 
Thile,  der  jetzt  bei  jeder  Gelegenheit  von  Münchow  die  Bc- 
filnvortung  "beim  Könige  fUr  seine  wohlverdiente  Versetzung 
ins  Generaldirektorium  beanspruchte  und  die  Arbeiten  zu  be- 
schleunigen suchte,  wurde  nunmehr,  während  ihn  vorher 
Münchow  zurückhielt,  nach  Berlin  versetzt  Dagegen  wurden 
die  tüchtigsten  der  früheren  Kommissare,  darunter  Soja  und 
Behmer,  der  zuerst  durch  Opposition  gegen  die  Befiindstabellen 
die  Aufhicrksamkcit  Münchows  auf  sich  gelenkt  hatte,  heran- 
gezogen. Soja  erhielt  die  Oberleitung  der  Rektifikationskom- 
missionen, die  aber  Münchow,  belehrt  durch  die  bisherigen 
Rangstreitigkeiten  und  Reibungen  zwischen  Thile  und  den 
Kriegs-  und  Domänen  kämm  om,  den  letzteren  unterstellte. 

Die  Thätigkeit  dieser  Rektifikationskommissionen  erreichte 
im  ganzen  im  Jahre  1748  ihren  Abschluss,  obgleich  einzelne 
Kreise  noch   später   und  der  Kreis  Wartenberg  erst  1768  re- 


■)  (von  KISber,)  Von  SchleHien,  „vor  und  seit  dem  Jahre  1844", 
Bd.  2  S.  240,  sagt  Ober  die  Befondstabellen :  „Bei  vielen  waren  die  Sporen 
der  Parteilichkeit   sehr  merklich.     Uan   sah,  dasa   die   K  '    ' 


!  Kommissionen  oft 
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yidirt  worden  sind.    In   der  Grafschaft  Glatz  ist  diese  Rek- 
tifikation so^r  erst  1780  durchgeführt  worden^). 

Unsere  Darstellung  wird  daher  am  zweckmässigsten  ver- 
fiediren,  wenn  sie  die  Steuer,  wie  sie  1748  ausgebildet  war, 
zu  schildern  versucht;  die  wir  als  eine  progressiv  abge- 
stufte Grund-  und  Einkommensteuer  charakterisiren 
möchten  *). 

§  2.    Der  Reinertrag  der  Knltnrarten. 

Der  Schwerpunkt  und  die  Eigenthtimlichkeiten  dieser 
Steuer  liegen  in  der  eigenartigen  Feststellung  der  Reinerträge 
der  einzelnen  Steuerobjekte.  Man  wollte  weder  die  wirk- 
lichen noch  die  mittleren,  sondern  progressiv  abge- 
stufte Nettoerträge  für  alle  Besitzer  ermitteln:  ein  Verfahren, 
das  steuertechnische  Fiktionen,  künstliehe  Regeln  und  Unüber- 
sichtlichkeit; wie  wir  es  in  nachstehendem  sehen  werden, 
nothwendig  zur  Folge  haben  musste. 

Um  dieses  Prinzip  durchzuführen,  suchten  nämlich  die 
Kommissare  überall  zunächst  den  wirklichen  Reinertrag 
eines  landwirthschaftlichen  Betriebes  zu  ermitteln.  Daher 
wurde  zuvörderst  die  Grösse  der  einzelnen  Kulturarten,  Aecker, 
Wiesen;  Weiden,  Holzungen,  durch  lokale  Untersuchung  mit 
Zuziehung  der  Schulzen,  Gerichte  und  Obrigkeiten  und  unter 
Berücksichtigung  der  vorhandenen  Hufen-  und  Steuerregister, 
der  Kauf-  und  Pachtverträge  festgc»stcllt.  Hierauf  geschah  die 
Ermittelung  der  durchschnittlichen  Aussaat  und  des  Emto- 
quantums  der  einzelnen  Ackerstücke,  welches  dieselben  bei 
mittelmässigen  Jahren  gewährten.  Diese  Erträge  wurden  mit 
den  in  den  Bcfundstabellen  angegebenen  Grössen  verglichen; 
ei^b  sich  eine  auffallende  Differenz  zwischen  beiden,  so  hatte 
die  Kommission  alle  hier  einschlagenden  Momente  nochmals 
genau  zu  untersuchen  und  eventuell  mittlere  Ertragsquanta 
anzunehmen. 

War  somit  die  gesammtc  Aussaat  und  der  ganze  Ernte- 
ertrag eines  Besitzers  durch  Summirung  der  Roherträge  der 
einzelnen  Ackerparzellen  festgestellt,  so  bestimmte  die  Kom- 
mission, indem  sie  mit  der  SchefFelzahl  der  Aussaat  in  das 
Emtequantum  di\'idirte,  den  Körnerertrag  für  das  ganze  An- 
wesen. Wurde  dabei  aber  ein  Bruch,  der  kleiner  als  *;4 
war,  z.  B.  3V»facher  Kömerertrag  ermittelt,  so  nahm  man  die 
ganze  Zahl,   also  den   dreifachen  Ernteertrag  an.     Falls   der 


>)  Schimmelfennig  a.  a.  0.  S.  570. 

')  Ranke,  Neue  Bücher  preussischer  Geschichte  Bd.  8  S.  441  ff., 
theilt  nur  Einzelheiten  über  diese  Steuer  aus  den  Jahren  1742—1743  mit 
—  Schimmelfennig  a.  a.  0.  S.  495—556  hat  die  meisten  Instruktionen  und 
die  Pnblikationspatente  yeröffentlicht. 
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Brach  grösser  war  als  '/s,  z.  B.  5'nt,  so  wählte  die  Kom- 
mUsioQ  das  nächst«  Viertel,  also  den  SVi&chen  Ertrag, 

Somit  stieg  der  KOrnerertrag  aller  Aecker  der  Provinz 
je  nach  der  Ertragsfbhigkeit  um  ein  Viertel  von  dem  3-,  S*/«-, 
8'/b-,  3"/*-,  4fachen  Ernteertrag  in  einer  arithmetischen  Pro- 
gression bis  zur  Mazimalgrenze  des  sechsftichen  Emtequan- 
tums,  das  selbst  bei  dem  vorzüglichsten  Äcker  nicht  über- 
schritten wurde. 

Nachdem  die  Kommission  diesen  wirklichen  Brutto- 
ertrag eines  Dominiums  auBgemittelt  hatte,  wurde  sie  bei 
ihrem  weiteren  Prozediren  an  folgende  steaertechnische  Re- 
geln und  Fiktionen  gebunden. 

Für  die  ganze  Provinz  war  zunächst  die  strenge  Drei- 
feld erwirthscbaft  als  das  einzige  Wirthschaftssystem  angenom- 
men, ohne  Rücksicht  darauf,  dass  in  einigen  Tbeilon  Schlesiens 
die  Wintersaat  grösser  als  die  Sommerung,  in  anderen  das 
Umgekehrte  der  Fall  war,  und  in  manchen  Gegenden  sogar 
die  Brache  besOmmcrt  wurde.  Weiterhin  wurden  hinsichtlich 
der  Anbauflächen  der  einzelnen  Getreide  pro  dukte  folgende 
Normaltypen  für  alle  landwirthschaftlichen  Betriebe  aufgestellt: 

I.  bei  dem  5'/a — 6fachen  Kömerertrag  wurde  angenommen, 
dass  von  der  Wintersaat  die  Hälfte  der  Aecker  mit  Weizen, 
die  andere  Hälfte  mit  Roggen  besät  und  als  Sommersaat  zur 
Hälfte  Gerste,  zur  Hälfte  Hafer  gesät  worden  wäre; 

H.  bei  dem  4'/(— 5'/«fachen  Kömerertrag  wurde  •/•  der 
Aecker  mit  Weizen,  '/a  mit  Roggen  in  Wintersaat  und  in 
Sommersaat  */b  mit  Gerste  und  'a  mit  Hafer  bestellt  fingirt; 

in.  bei  dem  3 — 4'/*  fachen  Körnerertrag  endlich  nahm  man 
für  die  Winteraaat  nur  Roggenbau,  bei  der  Sommerung  "/lo 
Gersten-  und  '/lo  Haferacker  an.  Ueberall  aber  wo  Hirse  und 
Lein  produzirt  wurden,  hatte  man  deren  Quantum  von  der 
Aussaat  der  Gerste  al^ezogen;  Wicken,  Erbsen  und  Buch- 
weizen wurden,  sofern  sie  nicht  in  die  Brache  gesät  waren, 
auf  Roggen  reduzirt.  Alle  BrachfrUchte  blieben,  weil  sie  nur 
zum  Unterhalt  der  Wirthschaft  dienten,  ausser  Anschlag. 

Nach  diesen  Normaltypen  der  Anbauflächen  hatten  die 
Kommissare  den  wirklichen  Bruttoertrag  einer  Besitzung  um- 
zurechnen und  die  Grössen  der  Hauptprodukte,  Weizen,  Roggen, 
Gerste,  Hafer,  zu  spezialtsiren.  War  z,  B.  bei  einem  landwirth- 
schaftlichen Betrieb  der  wirkliche  Bruttoertrag  von  90  Scheffeln 
und  dabei  das  4'/afache  Korn  ermittelt,  so  nahm  die  Kommis- 
sion im  Kataster  nach  diesem  Schema  15  Scheffel  Weizen, 
30  Scheffel  Roggen,  18  Scheffel  Gerste  und  27  Scheffel 
Hafer  an. 

Wir  halten  uns  nicht  für  kompetent  ein  Urtheil  abzu- 
geben ,  inwieweit  diese  Fiktionen  der  Anbauflächen  den  da- 
maligen landwirthschaftlichen  Zuständen  Schlesiens  entsprachen. 
Wir  dürfen  aber  annehmen,  dass  dieselben,  weil  Müncnow  alle 
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Beine  Massnahmen  den  konkreten  Verhältnissen  streng  anpasste 
und  viele  praktische  Landwirthe  bei  dieser  Reform  verwendet 
wurden,  von  den  wirklichen  durchschnittlichen  Betriebsverhält^ 
nissen  abstrahirt  sind. 

Dass  sie  nicht  überall  den  landwirthschaftlichen  Zuständen 
konform  waren,  erfahren  wir  aus  den  Reklamationen  noch  aus 
den  Biebsiger  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts.  Die  Kammern 
weisen  die  Reklamanten  ab,  obgleich  sie  den  Thatbestand, 
dass  der  wirkliche  Flächenanbau  derselben  nicht  dem  von  der 
Steuerkommission  angenommenen  entsprach,  als  wahr  aner- 
kannten, weil  ihr  Petitum  gegen  eine  allgemeine  Steuer- 
regel gerichtet  wäre,  die  überall  in  der  Provinz  durchgeführt 
worden  sei. 

Von  dem  nach  diesen  Normaltypen  der  Anbauflächen  um- 

femodelten  Bruttoertrag  eines  Be^itzthums  hatte  endlich  die 
Lommission  ein  Korn  mr  die  Saat  abgezogen.  Der  Rest  da^ 
gingen  ward  zur  Hälfte  für  die  Deckung  der  Wirthschafts-  und 
Produktionskosten  bestimmt,  während  die  andere  Hälfte  als 
fiir  den  Marktverkauf  übrig  bleibend  angesehen  wurde. 

Diesen  letzten  Theil  des  Naturalbnittoertrags  nahm  man 
als  den  steuerpflichtigen  Reinertrag  an,  welcher  nun  nach 
einem  progressiv  abgestuften  Preistarif  ftir  die  Haupt- 
getreideprodukte in  einen  Geldnettoertrag  umgewandelt  wurd(?. 
Bei  der  Fixirung  dieser  Getreidepreise  waren  die  mittle- 
ren Marktpreise  mehrerer  Jahre  zum  Ausgangspunkt  gewählt, 
und  die  ganze  Provinz  wurde  dabei  in  vier  geographische  B(^- 
zirke  eingetheilt.  Innerhalb  der  einzelnen  Bezirke  aber  wurden 
diese  Marktpreise  alsdann  nach  der  Grösse  des  Köniorertrags 
in  einer  arithmetischen  Progression  abgestuft.  Die 
Differenz  derselben  ist  innerhalb  der  13  Klassen  jedes  Be- 
zirks */§,  oder  wenn  man  die  Preise  der  ersten  Klasse  =  100 
setzt,  12^2.  Die  Preise  der  ersten  und  letzten  Klasse  jedes 
Bezirks  verhalten  sich  hienach  wie  100 :  250. 

(Tabelle  siehe  S.  74.) 

Auf  Grund  dieser  progressiven  Gctroidepreisc  wurden  für 
die  ganze  Provinz  52  Reinertnigsklassen  gt»bildet,  deren  nume- 
rische Verschiedenheit  wir  dem  geneigten  Leser  an  der  Hand 
eines  einfachen  Beispiels  in  folgendem  veranschaulichen  wollen. 
Kehmen  wir  eine  landwirthschaftliche  Betriebseinheit  an,  in 
welcher  die  Wintersaat  zehn  Scheft'el,  die  Sommerung  eben- 
falls zehn  Scheffel  gross  war,  und  setzen  wir  voraus,  dass  die- 
selbe in  allen  vier  Bezirk« ^n  vorkam  und  in  allen  Körner- 
ertragsklassen. Der  steuer])flichtige  Geldreinertrag  dieses  land- 
wirthschaftlichen Betriebes  betrug  alsdann  nach  diesen  Regeln 
und  Fiktionen  der  Anbauflächen  im: 
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I.  Preisbezirk: 

1)  bei  dem  3    fachen  Edmerertrag  16  Thlr 
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>)  Der  schicerische  Thaler  hatte  24  GroBchen  der  GroBclien  16  Hell«; 
dio  Bdation  des  Kbleeiscbea  nun  preuanscben  Thaler  war  wie  4 :  5. 


IV.  Preisbezirk: 
1)  bei  dem  3     fachen  KOrnerertrag  11  Thir. 
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Man  ersieht  aus  dieser  Zahlenreihe,  dass  der  Reinertrag  der 
eiBten  Klasse  beinahe  zehnmal  so  gross  ist,  als  der  der  letzten, 
Vergleichen  wir  diese  statistischen  Resultate  einen  Aagen- 
blick  mit  den  Geldreinertragsgrössen  der  preussischen  Qnind- 
steuer  von  1861'),  Man  wählte  bei  dieser  Steuer  zur  Basis 
für  die  Katasteroperationen  in  der  ganzen  Monarchie  die 
gemeinübliche  Dreifelderwirthschaft,  Nach  der  Spezialanwei- 
Bung  sollten  die  Kommissare  dabei  Überall  darauf  achten,  „dass 
der  Kulturzustand  des  Ackerlandes  so  anzunehmen  sei,  wie  er 
sich  da  vorfindet,  wo  derselbe  ohne  Anwendung  künstlicher 
Kulturmittel  und  ohne  Zusammenhang  mit  Fabrikationsanstalten 
bewirthsc  haftet  worden  ist".  Auf  Grund  dieser  Voraussetzung 
sind  schliesslich,  wie  Ad.  Wagner')  mit  Recht  bemerkt,  „am 
grtinen  Tische"  folgende  26  Reinertragsklassen  pro  Morgen 
nlr  die  ganze  Provinz  Schlesien  fixirt: 


Klassen 

Reinertrag  in 

Differenz 
der  Klassen 

Klassen 

R^ertraein 

Differen« 
der  Klassen 

Sgr. 

Sgr. 

Sgr. 

Sgr. 

1 

180 

14 

48 

6 

2 

165 

15 

42 

3 

150 

16 

36 

4 
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17 

30 

5 

120 

n 

18 

27 

l 

6 
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19 

24 

7 

99 

20 

21 

8 

90 

21 

18 

9 

81 

22 

15 

10 

72 

2a 

12 

11 

■e 

24 

9 

12 

60 

25 

6 

13 

54 

" 

26 

3 

' 

')  Dr.  Kngel,  Die  GrOsse,  Beschaffenheit  und  Besteuerung  der  FIftche 
des  prenssiscben  StaategelneteB,  in  der  Zeitschrift  den  königl.  preuss. 
Statist.  Bureaus  Jahrg.  1866  S.  178. 

*)  Wagner,  SpezieUe  Steuerlebre,  in  SchönbeiKs  Handbuch  der  polit. 
Oekonomie,  2.  Aufl.    TQbingen  1886,  Bd.  3  S.  244. 
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Erwilgt  man  jedoch,  dass  die  Aecker  der  geringsten  Rein- 
«rtragsklassen  der  Grundsteuer  von  1861  noch  im  Jahre  1742 
wttBt  und  unbenutzt  dalagen  und  die  besten  erst  später  infolge 
der  intensiveren  Landwirthschaft  hinzugekommen  sind,  so  ist 
die  Spannung  zwischen  den  Reinerträgen  der  besten  und 
«chlechtesten  Klasse  bei  beiden  Steuern  eine  ähnliche. 

Bei  beiden  Steuern  hatte  man  zwar  kein  einheitliches 
Prinzip  für  die  Abstufung  dieser  Reinerträge,  sondern  verfuhr 
mehr  oder  weniger  willkürlich ;  bei  der  ersteren  erscheint  aber 
diese  Differenzirung  mannigfaltiger,  umfassender  und  daher 
gerechter. 

Die  Ermittelung  der  Nettoerträge  der  anderen  Kulturarten 
war  weniger  künsüich  als  die  der  Aecker.  Die  Preistarife 
für  die  einzelnen  Produkte  derselben  waren  lediglich  nach  den 
vier  geographischen  Bezirken  abgestuft  Der  Ertrag  der 
Wiesen,  die  nach  ihrer  Bonität  in  3  Klassen  eingetlieilt  waren, 
wurde  nach  der  Anzahl  der  in  gewöhnlichen  Jahren  ge- 
wonnenen zweispännigen  Fuder  Heu  taxirt  Da  aber  der  Öe- 
winn  aus  der  Vielizucht  als  besonderes  Steuerobjekt  zum  Ka- 
taster gebracht  wurde,  so  veranschlagte  man  nur  den  Uebor- 
fichuBS  an  Heu,  das  zum  Unterhalte  des  vorhandenen  Vieh- 
etandes  nicht  erforderlich  war. 

Die  Weideflächen,  nach  ihrer  Gllte  ebenfalls  in  3  Klassen 
eingetheilt,  schätzte  man  nach  der  Grösse  des  Viehstandes  ab, 
der  auf  denselben  gehalten  werden  konnte.  Ueberall  aber  wo 
Fettweiden  vorhanden  waren,  wurden  die  jährlich  ausgeflltter- 
ten  Mastochsen  ausgezählt 

Die  Hopfen-,  Obst-  und  Tetzgärten  (Lustgärten?)  ferner 
wurden  einfach  wegen  ihres  in  der  Regel  besseren  Bodens  dem 
Weizenacker  angeglichen. 

Auch  die  Berechnung  des  Ertrags  der  Wälder  war  eine 
höchst  einfache.  Bei  den  grösseren  Waldkomplexen  stellte 
man  den  Geldertrag  aus  dem  Holz,  das  jährlich  geschlagen 
wurde,  fest;  nach  „ Stallungen '',  einem  ehemaligen  Raummass, 
wurde  das  Hartholz  (Eichen  und  Buchen),  weiches  Holz 
Jüchen-  und  Tannenholz)  und  lebendiges  Holz  (Elsen  und 
Birken)  ausgemessen  und  nach  verschiedenen  Preistaxen  an- 
geschlagen. 

Die  Seestücke  endlich  taxirte  man  nach  dem  Ertrag  der 
Fischerei ;  die  Gamztige  wurden  gezählt  und  die  wilde  Fischerei 
besonders  abgeschätzt  Bei  den  Teichen  ermittelte  man  die 
Anzahl  von  Schock  dreijährigen  Kar])fen8amen8  neben  den 
^Strichen"  Karpfen,  die  man  vorfand. 

Die  übrigen  Einkommenszweige  des  platten  Landes,  vor- 
nehmlich des  Adels  und  der  Geistlichkeit,  setzten  sich  zusammen 
aus  den  Einnahmen  aus  der  Viehzucht,  den  Pertinenzen  und 
den  Geld-  und  Naturaleinkünfton ,  die  mit  dem  Institut  der 
Leibeigenschaft  verknüpft  waren. 
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Bei  der  ErmitteluDg  zunächst  des  Ertrags  aus  der  Vieh- 
zucht blieb  das  Zug-  und  Federvieh,  weil  es  zum  Unterhalt 
der  Wirthschaft  dienen  sollte,  ausser  Anschlag.  Im  tlbrigen 
wurden  die  Kuhe  nach  BeschalTeiiheit  der  Weide  in  3  Klassen 
eingetheilt  und  von  dem  Übrigen  Viehstand  hatte  man  das 
gUste  und  Jungvieh,  die  Schafe,  Ziegen  und  Schweine  einzeln 
ausgezählt  und  nach  dem  Tarif  den  Geldertrag  £xirt  Das 
Einkommen  aber  aus  den  Molkereien  und  der  Pferdezucht 
schätzte  die  Kommission  nach  den  lokalen  und  individuellen 
Verhältnissen  ab. 

Was  die  landwirthschaftlichen  Nebengewerbe  anlangt,  so 
berechnete  mau  bei  den  Brauereien  das  jährlich  gebraute  Bier 
nach  Achteln,  bei  den  Branntweinbrennereien  den  itthrlich  ge- 
brannten Spiritus  nach  Eimern  und  normirte  danach  den 
durchschnittlichen  Jährlichen  Reingewinn.  An  den  Orten,  wo 
Wein  gebaut  wurde,  hatte  man  einen  Topf  Wein  zu  1  Thaler 
taxirt  Das  Einkommen  des  Adels  aus  den  Mühlen  schätzte 
die  Kommission  nach  dem  Pachtschilling,  dem  Mas^eld  und 
dem  Mengekorn  ab. 

Von  den  Gebäuden  endlich,  welche  nur  vermiethot  wurden, 
nahm  man  zwei  Drittel  des  Miethzinses,  weil  diese  Einnahme 
ab  keine  regelmässige  angesehen  wurde,  als  Steuerobjekt  an. 

Hinsichtlich  der  Übrigen  Einnahmen  des  Adels  und  der 
Geistlichkeit  wurden  alle  Geld-  und  Naturaleinklinftc,  welch© 
dieselben  als  Grund-  und  Gerichtsherren  von  den  Bauern, 
Dreschgärtnern,  Frcileuten  und  Häuslern  und  ferner  aus  den 
Mediatstädten  jährlich  erhoben,  in  dem  Kataster  verzeichnet 
Ebenso  wurden  auch  die  Erb-  und  Grundzinsen,  die  Robothen- 
zinsen  in  Geld  und  Getreide  genau  berechnet.  Diese  aus  dem 
Institut  der  Leibeigenschaft  äiessenden  Einkünfte  hatte  die 
österreichische  Kommission  1736  in  ihrem  Umfang  festzustellen 
versucht,  aber  nicht  mehr  in  Gold  genau  zu  berechnen  gewagt. 
Da  aber  gerade  in  Schlesien  die  Frohnen  sowohl  bei  dem  Adel 
als  auch  bei  der  Geistlichkeit,  wie  wir  es  aus  den  Akten  er- 
sehen, erheblich  gross  waren,  so  wurde  dadurch  der  Gesammt- 
reinertrag  der  Grund  eigen  thümer  ganz  bedeutend  erhöht.  Bei 
den  einzelnen  Frohnen  berechnete  man  die  gemessenen  und 
ungemessenen  Gespanndienste  mit  1,  2,  3  und  4  Pfenlen,  die 
gemessenen  und  ungemessenen  Handdienste  der  Männer  und 
Frauen,  das  unentgeltliche  Garnspinnen,  welche  Leistungen 
alsdann  nach  bestimmten,  für  die  vier  geographischen  Bezirke 
abgestuften  Tarifen  in  Geldbeträge  umgewandelt  wurden.  In 
gleicher  Weise  wunlen  die  Ehrungen  oder  Fleischzehnten  de- 
taillirt  beschrieben  und  nach  gewissen  Preissätzen  in  Geld 
tixirt.  Endlich  wurden  auch  die  Gerichts-  und  Übergerichts- 
zinsen in  den  Städten,  die  Sehank-  und  Oewerbezinsen,  der 
Pfannenzins,  das  Erbgeschoss  der  Bürgerschaft,  die  Zölle  und 
die  Oderfähren  nach  den  momentanen  Einnahmen,  die  sie  ge- 
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währten^  veranschlagt.  Schliesslich  berücksichtigte  man  auch 
noch  die  jähriichen  Einkünfte  aus  den  Oel-  und  Schleifmtihlen, 
Bleichen y  Kalköfen ^  ZiegelhUtten ,  Steinbrüchen,  Walk-  und 
Lohmühlen,  ThongrÄbereien,  Eisenstein-,  Galmei-  und  Stein- 
kohlengruben. 

Neben  dieser  Katastrirung  alles  Einkommens  auch  der 
kleinsten  Ackerleute,  der  Dreschgärtner,  die  nur  kleine  oft 
wechselnde  Ackerparzellen  zu  ihrer  Benutzung  erhielten,  wurden 
die  anderen  kleinen  Leute  und  Handwerker,  Müller,  Krüger, 
Kretschmer  (kleine  Schankwirthe),  Schmiede,  Weber  usw.,  so- 
fern sie  kein  Land  besassen,  mit  dem  sog.  Naiirungsgeld  belegt. 
Letzteres  ist  zu  einem  Schmerzenskind  der  preussischen  Ver- 
waltung geworden.  Schon  der  Präsident  der  Kommission  v.  Thile 
sah  sich  veranlasst,  die  Steuersätze  desselben  auf  die  Hälfte  zu 
reduziren;  später  erfolgten  weitere  Ermässigungen.  Namentlich 
die  armen  Weber  im  Gebirge  fiihrten  ein  so  dürftiges  und 
kümmerliches  Leben ,  wie  man  es  in  Preussen  nicht  kannte. 
Einzelne  tüchtige  Landräthe  suchten  später  die  Steuerlast  der- 
selben dadurch  zu  mindern,  dass  sie  noch  andere  Personen, 
Tagelöhner,  Einlieger,  ledige  Frauenspersonen,  zu  dieser  Steuer 
heranzogen. 

Friedrich  der  Grosse  erzählte  mit  Ironie  bei  der  Frage  der 
Besteuerung  Westpreussens  1772  von  einem  Geheim rath,  einem 
unpraktischen,  aber  sonst  tüchtigen  Menschen,  den  er  von 
Berlin  nach  Schlesien  geschickt  hätte,  um  das  Nahrungsgeld 
zu  regeln,  und  der  in  Unkenntnis  der  dortigen  Verhältnisse 
dabei  alle  kleinen  Leute  ins  Oesterreichische  vertrieben  hätte. 
Es  sei  ihm  (dem  Könige)  nichts  weiter  übrig  geblieben,  als 
den  Geheimrath  nach  Berlin  zurückzuberufen  und  alle  Mittel 
in  Bewegung  zu  setzen,  um  diese  kleinen  Leute  aus  Oester- 
reich  in  ihre  Heimath  wieder  zurückzubekommen. 

§  3.    Der  nominelle  Stenerfnss. 

Bekanntlich  sollte  diese  Steuer  nach  dem  Publikations- 
patent nicht  allein  die  adeligen  und  bäuerlichen  Grundstücke 
umfassen,  sondern  sich  auch  auf  alle  geistlichen,  bischöflichen, 
Kapitulargüter  und  die  königlichen  Domänen  erstrecken.  Für 
die  rechtliche  Qualität  der  adeligen  und  bäuerlichen  Hufen 
wurde  das  Jahr  1721  als  Normaljahr  angenommen.  Alle  Hufen, 
welche  der  Adel  vor  1721  zu  seinen  Gütern  geschlagen  hatte, 
sollten  als  adelige  angesehen  werden,  alle  später  eingezogenen 
durften  nur  als  bäuerliche  im  Kataster  verzeichnet  werden. 

Von  den  Domänen  blieben  bei  der  Ausführung  diejenigen 
Feldgüter,  welche  bisher  steuerfrei  waren,  von  dieser  Steuer 
unberührt;  die  anderen,  bis  dahin  nur  der  Landakzise  unter- 
worfen, zahlten  lediglich  diesen  Steuerbetrag,  wie  er  nach 
einem  sechsjährigen  Durchschnitt  ermittelt  war.  Bekanntlich 
waren  aber  die  königlichen  Domänen  Schlesiens  von  ganz  ge- 
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ringer  Bedeutung.  Von  den  bischöflichen  Oütem  wurden  die 
primordialitcr  zum  Unterhalt  des  Bischofs  *)  fundirten  aus- 
geschieden; dieselben  hatten,  da  sie  bisher  nur  die  Kirchen- 
steuer entrichteten,  lediglich  diesen  Betrag  zu  zahlen.  Alle 
anderen  bischöflichen  Güter  wurden  nach  denselben  Prinzipipn 
wie  die  weltlichen  katastrirt  In  ähnlicher  Weise  waren  die 
übrigen  Stifts-  und  geisthehen  Güter  behandelt 

Bei  allen  anderen  Anwesen  aber  wurde  der  steuerpflichtige 
Reinertrag  ausschliesslich  nach  den  bisher  gesell ilderteu  Grund- 
sfttzcn  fixirt. 

Nach  dem  katastrirten  Gesammtrein  ertrag,  welcher  fllr 
Niederschlesien  5  087  480  Thaler  ausmachte  und  in  Ober- 
Bchlesien  1  256  812  Thaler  betrug,  wAhrend  die  Indiktion  d.  h.  die 
von  den  österreichischen  Behörden  1736  für  Oberschlesien  fest- 
gesetzte Grundsteuer-Eapitalsumme  nur  1  132  509  Thaler,  also 
verhältnismässig  sehr  wenig  gegen  die  neue  Reinertrags- 
schätzung  betragen  hatten,  sollte  die  neue  Steuerlast  repartirt 
werden.  In  dem  Generaletat  von  Schlesien  waren  1743  näm- 
lich 1676  023  Thaler  angesetzt,  welche  durch  diese  Steuer 
gedeckt  werden  mussten.  Die  Repartition  dieses  Etatsquan- 
tums geschah  anfangs  in  der  Weise,  dass  die  Weltlichen  28  "lo, 
die  Geistlichkeit   Qb^lv  des  Reinertrags  zu   entrichten   hatten. 

Bereits  im  nächsten  Jahre  trat  aber  eine  Aenderung  ein. 
Der  schlesische  Minister  Münchow,  welcher  mit  aller  Umsicht 
und  Energie  für  die  Rechte  der  neuen  Provinz  überall  ein- 
trat, erinnerte  den  König  in  einem  Monatsbericht  an  dessen 
frühere  Aeussemng,  wonach  die  Weltlichen  mit  einer  Steuer 
von  25  "/o,  die  Geistlichkeit  mit  50 '/o  belegt  sein  sollten.  Da- 
bei flkgte  derselbe  hinzu,  daea  allerdings  dadurch  ein  Ausfall 
von  290000  Thalem  gegen  den  Etat  eintreten  wUrde.  Der 
König  bemerkt  dazu  i.  m.:  „200,000  Rthr,  ab  zu  Setzen  mus 
mann  Sich  nicht  im  Sinn  kommen  lassen,  ich  fordere  keine 
extraordinaires.  Die  Geistlichen  mus  man  wohl  was  Soula- 
giren  aber  alles  Was  er  bei  dem  Etat  verapart  kömt  Seiner 
Btunä  zu  Hülfe  und  mua  die  Industrie  Suchen  praktikabel  zu 
machen  was  von  anfang  Schwelir  Scheint." 

Im  Anschluss  an  diesen  Bescheid  des  KOnigs  gelang  es 
Münchow  den  definitiven  Steuerfuss  derart  zu  regeln,  dass: 

1)  der  Adel  2B^I>,°o, 

2)  die  Bauern  34  "/o, 

3)  die  Kommenden  40''/8"/o, 

Sdie  Geistlichkeit  50*'o 
assilizirten  Reinertrags  zu  entrichten  hatten.    Es  ist  aber 
ein  Verdienst  UUnchows,  die  Bauern  vor  einer  noch  grösseren 

■)  Die  Steuewimiine  de*  FGratbiBchoft  betrag  seit  1763  30907  Thlr-, 
während  die  von  M.  Lehmann,  Freu»sen  nnd  die  katholische  Kirche 
e.  Th.  S.  303,  Aiiffemiirlen  21617  Thlr.  bis  zu  diesem  Jahre  nach  dem 
jiteuerfosB  von  33'7>  Prozent  zn  entrichten  waren. 
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Belastung  zu  Gunsten  des  Adels  bewahrt  zu  haben;  der 
schlesische  Minister  machte  dabei  seinen  ganzen  Einäuss  gegen- 
über der  Kommission  geltend,  welche  den  Steuersatz  der 
Bauern  bis  auf  40  ^/o  hinaufgeschraubt  hatte.  Es  war  dies 
um  80  wichtiger  und  nöthiger,  als,  wie  Thile  einmal  bemerkt, 
die  Lage  der  Bauern  gegenüber  dem  Adel  dadurch  eine  un- 
günstige war,  dass  ihnen  die  grossen  Frohnen,  Zinsen  und 
Zehnten  von  dem  klassifizirten  Reinertrag  nicht  in  Abzug  ge- 
bracht wurden,  wie  dies  z.  B.  später  in  Westpreussen  geschah. 

Wenn  aber  Thile  auf  der  anderen  Seite  äussert,  der 
schlesische  Bauer  wäre  doch  nur  halb  so  hoch  besteuert,  als 
der  brandenburgische,  pommersche  und  ostpreussische,  so 
möchte  ich  das  auf  Grund  der  noch  vorhandenen  Steuerakten 
bestreiten. 

Erwägt  man  alle  Steuerlasten,  welche  die  Bauern  der 
einzelnen  Provinzen  zu  tragen  hatten,  so  kann  man  behaupten, 
dass  die  Pflichten  dieser  Steuersubjekte  in  Westpreussen,  Ost- 
preussen  und  auch  theilweise  in  aer  Mark  Brandenburg  ge- 
ringer waren  als  in  Schlesien. 

Nach  den  statistischen  Mittheilungen  von   EngeP)  betrug 

die  Grundsteuer  in  den  östlichen  Provinzen: 

bisher«)  von  1861 

Thlr.  Thlr.  Thlr. 

Preussen  780  207       1  330  043      +  549  836 

Posen  374  235         726  367      +  352132 

Pommern  441 015         825  612      +  411 597 

Schlesien  (ausschliesslich     1  792 124      1  634  900       —  157  224 

der  Oberlausitz) 
wobei  wir  allerdings  nicht  wissen,  ob  die  Nahrungsgelder  und 
andere  derartige  Nebensteuern  in  den  Qrundsteuersummen  vor 
1861  enthalten  sind.  Hienach  ergab  aber  die  Grundsteuer 
von  1861  nur  in  Schlesien  gegenüber  den  bisherigen  Steuern 
ein  Minus  von  157224  Thalern.  Ferner  sind  in  den  fünf 
östlichen  Provinzen  durch  die  neue  Grundsteuer  im  ganzen 
34  Kreise  und  zwar  in  der  früheren  Provinz  Preussen  2,  da- 
gegen in  Schlesien  allein  32  Kreise  ermässigt,  wobei  „die 
erheblichste  Ermässigung  für  den  schlesischen  Kreis  Landes- 
hut 41,2%  beträgt".    Diese  statistischen  Daten  beweisen  aller- 

')   Dr.   Engel,   Die  Grösse,    Beschaffenheit    und   Besteuerung   der 

Sreussischen    Staatsgebietes,  in  der  Ztschr.    des  königl.  preuss.   Statist 
iureaus  Jahrs.  1866  S.  22. 

')  Man  darf  dabei  nicht  fibersehen,  dass  infolee  der  Steuergesetz- 

Sebung  nach  1810  die  bisherigen  Grundsteuern  in  aUen  Provinzen  z.  B. 
urch  das  Gesetz  über  Einrichtung  des  Abgaben wesens  vom  1.  Mai  1820, 
die  neue  Grundsteuer  von  veräusserten  und  vererbpachteten  Domänen 
(1881),  die  Grundsteuervertheilung  bei  Ablösung  der  Reallasten  und  bei 
Begulirun^  der  gutsherrlicheu  und  .  bäuerlichen  Verhältnisse,  sowie  bei 
Gemeinheitstheilunfi: ,  endUch  die  Grundsteuer  der  Städte  erhöht  wor- 
den sind.  Diese  Erhöhung  der  Grundsteuer  in  Schlesien,  welche  1748 
1704932  Thlr.  betrag,  ^macht  im  ganzen  87192  Thlr.  aus. 

FonchiiDg«n  (29)  VH.  2.  —  Zaknewski.  6 
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dings  nar  einigermasBen,  dass  die  im  18.  Jahrhundert  feat- 
gestellte  GesanimtbeBteuerung  der  Provinz  Schlesien  und  ihrer 
einzelnen  Kreise  damals  eine  relativ  hohe  war. 

Aus  dieser  Thatsache  folgt  aber  noch  nicht,  dass  die  Be- 
lastung der  einzelnen  Steuersubjekte  eine  Übermässig  grosse 
war.  Die  progressive  Abstufung  dieser  Steuer  hatte  die 
Lasten  zwischen  den  Reichen  und  Armen  relativ  gerechter 
vertheilt  als  ii^end  je  eine  Grundsteuer.  Diese  ateuertechni- 
scben  Mittel  und  der  Umstand,  dasa  die  neue  Provinz  durch 
Preussen  eine  objektive,  entg^enkommende  und  gute  Ver- 
waltung erhielt,  möchten  wir  als  die  Grtlnde  ansehen,  warum 
besondere  Klagen  über  Steuerdruck  in  Schlesien  nicht  laut 
wurden.  Die  Einzelreklamationen  freilich  dauern  bis  zum 
Jahre  1780,  wo  sie  definitiv  von  oben  herab  beseitigt  und  ab- 
gelehnt wurden,  indem  die  Regierungen  geltend  machten,  dass 
die  Steuer  bereits  zu  einer  „hypothekarischen"  Last  geworden 
wÄre,  welche  in  Kaufpreisen  und  Erbregulirungen  überall  ihre 
feste  Berücksichtigung  gefunden  hätte.  Welche  Bedeutung 
aber  diese  Reform  bei  den  urtheils fähigen  Zeitgenossen 
gerade  wegen  dieser  steuertechnischen  Momente  er- 
langt hatte,  erfahren  wir  aus  dem  Munde  des  kompetentesten 
Mannes,  den  Schlesien  im  vorigen  Jahrhundert  auf  diesem 
Gebiete  gehabt  hatte,  v.  Kloeber  bemerkt  in  seinem  bekannten 
Buche  am  Schiusa  seiner  Betrachtungen  Über  diese  Steuer: 
„Und  doch  ist  dieses  Kataster  nach  dem  Urtheil  Derjenigen, 
die  eine  Kenntnis  davon  haben,  das  Vollständigste  und  Ge- 
naueste in  seiner  Art" 


Fünfter  Abschnitt. 
westpreussische  Kontribution 

(1772— 1773), 


§  1.    Einleitniig. 

Bereits  am  11.  Mai  1772  hatte  Friedrich  II.  den  Präsi- 
denten der  Oberrechenkammer  Roden,  der  kurz  vorher  die 
Regulirung  der  ländlichen  Steuern  in  Kleve  beendet  hatte,  mit 
der  Aufgabe  betraut,  in  den  durch  Reokkupation  von  Polen 
wiedererlangten  „Provintzien"  eine  neue  Kontributionsverfassung 
nach  den  Prinzipien  des  Generalhufenschosses  in  Ost- 
preussen  einzurichten*).  Eine  geometrische  Vermessung  des 
Grund  und  Bodens  sollte  den  Katasterarbeiten  vorausgehen. 
Der  grosse  König  räumte  Roden  dabei  plein  pouvoir  in  jeder 
Beziehung  ein,  während  er  selbst  sich  lediglich  darauf  be- 
schränkte, einige  allgemeine  Gesichtspunkte  für  die  der  Kom- 
mission zu  ertheilende  Instruktion  anzugeben. 

„Die  allgemeine  Wohlfahrt  des  Landes  sowohl,  als  auch 
eines  jgden  Particulier",  wie  es  in  dem  Protokoll  Rodens  über 
die  ihm  ertheilte  Audienz  heisst,  „beruhe  hauptsächlich  darauf, 
wenn  die  Landeslasten  mit  gleichen  Schultern  und  nach  einem 
egalen  Fuss  abgetragen  werden.  Es  sollen  sämmtliche  Obrig- 
keiten, Unterthanen  und  Einwohner  ohne  Ausnahme  in  solchem 
Masse  konkurriren,  wie  es  eines  Jeden  Vermögen,  Kondition 
und  Nahrung  mit  sich  bringe."  Besonders  die  kleinen  Leute 
sollten  bei  dieser  Steuer  möglichst  geschont  werden,  damit 
ihre   wirthschafüiche  Kraft  nicht  gänzlich  geschwächt  würde. 

Ganz  besonders  dürfte  „Pomerellen  nicht  übersehen  wer- 
den;  da   wären   viele  arme  Leute   und   das  Terrain  schlecht, 

^)  Die  foleende  Schilderang  fusst  auf  den  westpreassischen  Kontri- 
butions- und  Klassifikationsakten,  welche  noch  im  öeh.  Staatsarchiv  zu 
Berlin  vorhanden  sind.  Schimmelf enni^  a.  a.  O.  S.  371 — 980  hat  nur  die 
Instruktion  vom  5.  Juni  1772  abgedruckt  und  knüpft  daran  mehrere  viel- 
fach  unrichtige  Bemerkungen. 
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besonders  bei  Friedlaad,  Hammerstein ,  gegen  Tuchel  zu  bis 
Konitz.  Es  müsste  eine  Proportion  getroffen  werden,  z.  B. 
wenn  ein  Reicher  5000  Thaler  Einnalime  hätte,  so  könnte 
dieser  wohl  die  Hälfte  mit  2500  Thalern  abgehen,  weil  er 
dennoch  leben  könnte;  ein  Geringerer  aber,  wenn  er  80  Thaler 
Einnahme  hätte,  könnte  davon  nicht  die  Hälfte  abgeben,  in- 
dem er  alsdann  nichts  zu  leben  hätte;  bei  diesem  wäre  es 
schon  genug,  wenn  er  von  80  Thalern  einen  Thaler  abgäbe." 

Eine  Persönlichkeit,  wie  der  energische  und  begabte 
Minister  Schlesiens  Graf  von  Mtinchow,  hatte  bei  dieser  Sach- 
lage eine  interessante  Steuer  schaffen  können ;  Roden,  der  ein 
im  praktischen  Staatsdienst  sehr  erfahrener  Beamter  von 
grosser  Arbeitskraft  war,  löste  seine  Aufgabe  nach  der  Schab- 
lone des  bisherigen  Verfahrens,  ohne  je  in  das  Wesen  des 
Generalbufen Schosses  eingedrungen  zu  sein.  Daftlr  hatte  er 
aber  seinen  Auftrag  prompt  innerhalb  der  ihm  gesteckten 
Frist  von  sechs  Monaten  ausgeführt.  Nachdem  nämlich  am 
13.  September  1772  die  faktische  Besitzergreifung  der  Pro- 
vinz durch  Preussen  erfolgt  war,  begann  die  Kommission 
schon  am  23.  d.  Mts.  ihre  Thatigkeit  im  Ermland. 

Vierzehn  der  tüchtigsten  Kammerdirektoren  und  Kriegs- 
räthe  waren  zu  diesem  Zwecke  Roden  überwiesen.  In  zehn 
Aemtem  wurden  die  Arbeiten  gleichzeitig  von  je  einem  Mit- 
glied als  Einzelkommissar  aufgenommen.  Ueber  dieselben 
wurden  die  drei  Kammerdirektoren  gesetzt,  welche  die  Ar- 
beiten der  Einzelkommissare  zu  kontrotliren  und  mit  ihrem  Gut- 
achten versehen  an  Roden  einzusenden  hatten.  Der  letztere 
übernahm  mit  einem  Mitglied  der  Kommission  die  Superrevision 
der  gesammten  Klassifikationsakten. 

In  jedem  Amte  aber  war  dem  Einzelkommissar  ein  Oeko- 

3om  aus  der  Zahl  der  tllchtigsten  Domänenpächter  Preussens 
s  ständiger  Taxator  und  Sachverständiger  beigegeben.  Der- 
selbe hatte  sich  durch  Augenschein  und  Betreten  aller  Kultur- 
arten, Aecker,  Wiesen  usw.,  eines  Dorfes  oder  Gutsbezirks  von 
der  Bonität  derselben  ein  Urtheil  zu  bilden  und  auf  Grund 
der  Vennessungsrcgister  die  Aussaat,  den  Ernteertrag,  den 
Viehstand   in  einem  schriftlichen  Gutachten  anzugeben. 

Ein  grösseres  Corps  von  Ingenieuroffizieren,  Konduk- 
teuren und  Landmessern  war  der  Kommission  vorausgeschickt 
worden,  damit  die  Vennessungsarbeiten  bis  zum  Einbruch  des 
Winters  absolvirt  werden  könnten. 

Es  gelang  jedoch  diese  Vermessung  thatsächlich  nur  im 
Ermland,  Marienburger-  und  Kulmerland  vollständig  durch- 
zuführen ').     Bei   dieser  Vermessung   wurden   frühere   Karten 


)  Irrig  oitd  otineGnuid  behauptet  neaerdiiigaStadelinaiu),  PreuBseiu 


>)  liTig  oDd  otme  Unmd  behauptet  neaerdiiigi 
Könige  in  ihrer  Tfaätigkeit  f[lr  die  Landeakultur, 
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und  Abrisse  in  den  bischöflichen  Aemtem  mit  benutzt.  Die 
Detailvermessung  hatte  je  ein  Dorf  oder  Gut  zum  Objekt  und 
erstreckte  sich  auf  alle  Kulturarten:  Aecker,  Wiesen,  Weiden, 
Wälder,  Unland.  Einheitsmass  war  der  kulmische  Morgen, 
der  dreihundert  kulmische  Quadratruthen  umfasste^).  Gleich- 
zeitig mit  dieser  Steuereinrichtung  war  von  Friedrich  II.  eine 
Volkszählung^)  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Kon- 
fession, Nationalität  und  Sprache  angeordnet  worden,  welche 
gleichzeitig  mit  einer  Viehstatistik  verbunden  war;  letztere 
erstreckte  sich  auf  die  Auszählung  der  Pferde,  Füllen,  Ochsen, 
Kühe,  des  Jungviehs,  der  Schafe,  Ziegen  und  Schweine. 

§  2.     Die  Ermittelung   des  Reinertrages  von  Grund  und 

Boden. 

Durch  ein  gedrucktes  Avertissement  hatte  der  König  den 
Adel,  die  Kölmer  und  die  Geistlichkeit  auffordern  lassen,  alle 
ihre  Güter,  Dörfer,  Pertinenzen,  Wälder,  Seen  usw.  wahrheits- 
gemäss  aufzuschreiben,  durch  ihre  Unterschrift  zu  beglaubigen 
und  diese  Schriftstücke  nebst  allen  Privilegien,  Kaufbriefen, 
Karten  und  Vermessungsregistem,  Wirthschaftsrechnungen  usw. 
den  Kommissionen  bei  Strafe  der  Konfiskation  alles  dessen, 
was  verschwiegen  würde,  zu  übergeben.  Die  Kommission 
begann  in  einem  Amt  ihre  Thätigkeit  damit,  dass  zunächst 
der  Oekonom  in  jedem  Orte  auf  Grund  der  Vermessungs- 
register  die  verschiedene  Bonität  der  einzelnen  Kulturarten 
durch  Augenschein  und  Lokaluntersuchung  feststellte  und  sein 
Gutachten  über  die  Grösse  des  Ernteertrags  der  Aecker, 
Wiesen,  Weiden  und  den  Umfang  des  Viehstandes,  welcher 
wirthschaftlich  gehalten  werden  konnte,  in  einem  schriftlichen 
Gutachten  niederlegte.  Daneben  suchte  andererseits  der  Ein- 
zelkommissar die  durchschnittliche  Aussaat  und  das  gewöhn- 
liche Emtequantum  mittelmässiger  Jahre  aus  der  eidlich 
abgegebenen  Erklärung  des  Besitzers,  den  Ernte-  und  Wirth- 
schaftsregistem,  Kauf-  und  Pachtverträgen,  sowie  durch  Ver- 
nehmung der  Schulzen,  Gerichte  und  Säeleute  zu  erforschen. 

Dabei  wurde  in  der  Regel  eine  Dreifelderwirthschaft  an- 
genommen. Bei  den  Aeckem  dagegen,  welche  nur  alle  sechs 
oder  neun  Jahre  bestellt  wurden,  setzte  man  stets  ^/e  oder  */9 
des  Ernteertrags  als  jährlichen  Naturalbruttoertrag  fest. 

Für  alle  Aecker  der  Provinz  waren  sieben  Bonitätsklassen 

die  j^eBammtQ  Bodenfläche  in  Westpreussen  vermessen  sei,  während  schon 
Schimmelfennig  a.  a.  O.  8.  875  nur  eine  partielle  Vermessung  kennt. 

1)  Näheres  über  diese  VermessangsarDeiten  kann  ich  nicht  angeben, 
da  mir  die  Vermessungsregister  und  £arteu  nicht  vorlagen. 

^)  Die  statistischen  Materialien  sind  unter  den  Klassifikationsakten, 
die  vollständig  im  Geh.  Staatsarchiv  zu  Berlin  vorhanden  sind,  zerstreut 
und  enthalten  interessantes  Material  inbetreff  der  Städte,  z.  B.  Elbings. 
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äidgestellt,  welche  nach  der  Grösse  des  durchschnittlichen  Roh- 
ertrags der  vier  Hauptgetreidearten  Weizen,  Roggen,  Gkrete 
und  Hafer  fUr  den  geringsten  Boden  den  dreifachen,  fUr  die 
beeseren  Böden  den  3'/a-,  4-,  4'/a-,  5-,  5'/b-  und  6fachen  Kömer- 
ertrag  annahmen. 

Bei  jedem  Anwesen  wurde  die  Auaeaat  und  das  Emte- 
quantum  der  einzelnen  AckerstUcke  besonders  ermittelt  und 
dann  durch  Summirung  aller  der  durchschnittliche  Gesammt- 
bruttoertrag  festgestellt.  Dieser  letztere  wurde  unter  eine  der 
obigen  sieben  KJaasen  subsumirt.  Neben  den  Hauplgetreide- 
arten  Weizen,  Roggen,  Gerste  und  Hafer  wurde  der  Lein 
überall  berücksichtigt;  von  den  übrigen  Ackerprodukten  wur- 
den Erbsen  auf  Roggen ,  Buchweizen  auf  Hafer  nach  einem 
festen  Satz  reduzirt,  Bohnen  dagegen  dem  Roggen,  Hanf  dem 
Lein  gleichgesetzt.  Der  Rübsen  wurde  nur  dann  besonders 
angeschlagen,  wenn  er  nicht  in  die  Brache  gesät  war;  alle 
BrachfrUchte  dagegen  blieben  ausser  Anschlag,  Wo  die  Kom- 
mission Tabakbau  antraf,  wurde  statt  dessen  der  diesem  klei- 
nen Terrain  entsprechende  Durchs chnittBertrag  der  Gerste  an- 
genommen. 

Von  dem  ermittelten  Natural bruttoer trag  wurden  das  Saat- 
korn und  von  der  übrigen  Ertragsgrösse  die  Hälfte  als  Pro- 
duktionskosten abgezogen  und  der  Rest  als  freies  Einkommen 
jedes  Besitzers  angesehen.  Letzteres  Quantum  ward  nach  den 
Getreidepreisen  der  Eammertaxe  von  1768  in  einen  Geldrein- 
ertrag umgewandelt  und  als  das  steuerpflichtige  Objekt  an- 
genommen. 

Was  die  übrigen  Eulturarten  anbelangt,  so  ist  bei  den 
Wiesenparzellen  nur  der  UeberschuBs  an  Heu  und  Grummet, 
welcher  zum  Unterhalt  des  Viehstandes  nicht  erforderlich  war, 
katastrirt  Der  Ertrag  der  Weideöächen  blieb,  weil  das  Ein- 
kommen aus  der  Viehzucht  besonders  fixirt  wurde,  ausser 
Anschlag. 

Die  Hopfen-,  Küchen-  und  Bamngürten  wurden  dem 
\\'eizenacker  dergeringsten  Klasse  parifizirt  und  in  den  Orts- 
äuren, wo  kein  Weizenboden  vorkam,  dem  Gerstenacker. 

Die  Ermittelung  des  jährlichen  Einkommens  der  Wälder 
aber  geschah  mit  Zuziehung  eines  besonderen  Forstbeamten. 
Es  wurde  ausgemittelt ,  wie  viel  forstwirthschaftfich  an  Bau- 
und  Brennholz  jiliirlich  ohne  Ruin  des  Bestandes  verkauft 
werden  konnte,  wobei  man  die  üblichen  geringsten  Verkaufs- 
preise zu  Grunde  legte.  Auch  die  Abgaben  fUr  Leseholz,  die 
Einnahmen  aus  der  Eichelmast  wurden  nach  einem  zehn- 
jährigen Durchschnitt  berechnet 

Die  Wasserstücke  wurden  lediglich  nach  dem  Ertrag  aus 
der  Fischerei  katastrirt.  Der  Reinertrag  der  Karpfenteiche 
wurde  überall  auf  Abwauhsteiche  reduzirt  und  vornehmlich 
nach   dem  Fach tsclii Hing  bestimmt.     Bei   den   Seen   sah   man 
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besonders  darauf,  ob  mit  Wintergam  gefischt  wurde  oder 
nicht,  und  berecnnete  den  jährlichen  Gewinn  nach  der  Zahl 
der  Gamzüge  und  nach  der  Pachtsumme.  Die  kleine  und 
wilde  Fischerei  ward  nach  einem  dreijährigen  Durchschnitt 
abgeschätzt.  Die  Vor-  und  Nachzttge,  welche  einzelnen  Gütern 
auf  den  königlichen  Seen  eingeräumt  waren,  wurden  nach  dem 
Gutachten  der  Kommissare  angeschlagen.  Dazu  kam  der  Er- 
trag der  Bohmutzung.  Das  Unland  (Sandgruben  usw.)  blieb 
ausser  Anschlag. 

§  3.    Die  Knlturkosten. 

Hinsichtlich  der  Kulturkosten  haben  wir  schon  oben  be- 
merkty  dass  überall  nach  Abzug  des  Saatkorns  die  Hälfte  des 
Kömerertrags  ak  Aufwands-  und  Betriebskosten  abgezogen 
und  alle  Brachfrüchte  ausser  Anschlag  gelassen  wurden;  wo 
keine  Brache  gehalten  wurde,  schlug  man  ebenfalls  ein  Drittel 
der  Aussaat  ab.  Bei  den  Gebäuden  wurde  gemäss  dem  Ver- 
fahren bei  dem  Generalhufenschoss  je  nach  der  Grösse  des 
Anwesens  für  Bau-  und  Reparaturkosten  eine  Amortisations- 
quote von  zehn,  fünfeehn,  vierzig,  fünfzig  Thalern  ausgeworfen. 

Bei  den  Dörfern,  welche  keine  oder  nur  geringe  Wiesen- 
oder Weideflächen  besassen,  brachte  man  die  Wiesenzinse, 
Weidegelder  und  die  Beschaffungskosten  für  das  Heu,  welches 
sie  jährlich  zum  Unterhalt  der  Wirthschaft  kaufen  mussten, 
von  dem  Geldertrag  in  Abzug.  Bei  den  Aeckern  und  W^iesen 
dagegen,  welche  Ueberschwemmungen  ausgesetzt  waren,  zog 
man  ebenfalls  eine  Geldquote  ab.  Aus  demselben  Grunde 
wurden  femer  in  den  Niederungen  alle  Teichlasten,  Geldab- 
gaben und  persönliche  Naturalleistungen  von  dem  Gesammt- 
ertrag  abgerechnet.  Ebenso  machte  man  bei  den  Mühlen, 
Ziegeleien  usw.  flir  die  Reparaturen  und  casus  fortuitos  be- 
stimmte Geldabzüge. 

Endlich  wurden  den  leibeigenen  Bauern  alle  Reallasten 
und  Frohnen,  welche  dieselben  an  den  Adel  oder  die  Geist- 
lichkeit, den  Bischof,  Pfarrer,  Schulmeister  zu  leisten  hatten, 
als  dauernde  Ausgaben  und  Produktionskosten  von  defii  er- 
mittelten Geldrohertrag  abgeschlagen.  Zu  diesem  letzteren 
Verfahren,  welches  im  Gegensatz  zu  der  bisherigen  Steuer- 
praxis stand,  sah  sich  der  Präsident  Roden  wegen  der  „enorm 
hohen  Zinsen"  der  Bauern,  welche  man  hier  überall  antraf, 
veranlasst.  Es  waren  freilich  auch  wohl  in  keinem  anderen 
Theile  Preussens  die  Zinsen  und  Frohnen  der  Bauern  so  hoch 
geschraubt  wie  hier.  Die  Geistlichkeit  hatte  noch  ein  Jahr- 
zehnt etwa  vor  der  Einverleibung  die  Lasten  ihrer  Bauern 
h()hcr,  fast  bis  zum  Erdrücken  gesteigert.  Dieser  Zustand 
hätte,  wie  Roden  versichert,  zum  gänzlichen  Ruin  der  Bauern 
führen   müssen.     Daher  wurden   überall  die  Zinsen,   Zehnten 
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und  Frohnen  am  den  vorhandenen  Elaufbriefen  und  durch 
persönliche  Vernehmung  der  Interessenten  genau  ermittelt  und 
in  Geld  berechnet 

Die  gemessenen  und  ungemessenen  Hand-  und  Spann- 
dienste wurden  nach  der  Zahl  der  Personen  und  Pferde  pro 
Jahr  und  Tag  in  Geld  berechnet,  die  Naturalleistungen  und 
Ehrungen  oder  Fleiachzehnten  nach  der  Zahl  der  Hammel, 
Kälber,  Geflügel,  Eier,  der  Menge  des  Salzes,  UuBchlitta  usw. 
nach  den  dabei  Üblichen  Durchschnittspreisen  ausgemittelt 
Neben  den  Grund-  und  Getreidezinsen  wurde  das  Pfluggetreide 
an  den  Bischof,  das  Wachsgeld  und  der  Dezem  an  den  Pfarrer 
berücksichtigt. 

Kur  den  nach  Abzug  aller  dieser  bäuerlichen  Lasten 
resultirendeo  wirklichen  Geldreinertrag  nahm  die  Kom- 
mission als  Steuerobjekt  an.  Die  leibeigenen  Bauern  erschei- 
nen somit  hier  zum  ersten  Mal  dem  Fiskus  gegenüber  als 
selbständige  Wirtbschaftsaubjekte,  als  Ökonomisch 
gleiche  Individuen  neben  Adel  und  Geistlichkeit'). 

§  4.    Die  fibrigen  Einkommenszweige. 

Das  Prinzip  der  Steuer  war,  neben  dem  Reinertrag  der 
einzelnen  Kulturarten,  auch  das  mittlere  jährliche  Einkommen 
aller  übrigen  Einnahmequellen  des  platten  Landes  festzustellen. 
Von  dem  vorhandenen  Viehstand  wurden  bei  den  bischöf- 
lichen und  Kapitulargütem  zwei  Drittel  als  Milchvieh  und 
ein  Drittel  als  gUste,  beim  Adel  die  Hälfte  als  milchend  und 
die  Hälfte  als  güste  angenommen;  nur  bei  den  Kolmem  and 
Bauern  ist  die  wirklicne  Anzahl  beider  Arten  nach  Abzug 
der  Zugthiere  katastrirt.  Ueberall,  wo  man  Fettweiden  an- 
traf, wurden  die  vorhandenen  Mastocheen  ausgezählt. 

Den  Ertrag  der  Molkereien  schätzte  man  nach  der  GrOsse 
des  Pachtschillings  ab,  und  das  Einkommen  aus  den  Stute- 
reien wurde  durch  eine  genaue  Untersuchung  festgestellt  Von 
den  vorhandenen  Scliafen  und  Ziegen  veranschlagte  man  nur 
die,  welche  über  Winter  gehalten  wurden. 

Als  spezielles  Einkommen  des  Adels  und  der  Geistlich- 
keit wurden  femer  auch  die  jährlichen  Einnahmen  aus  den 
Frohnen,  Natural-  und  Geldzinsen,  Zehnten,  wie  sie  die  Kom- 
mission bei  den  Bauern  in  Geld  fixirt  hatte,  zum  Kataster  ge- 
bracht. Daneben  wurden  auch  die  Einkünfte  aus  den  Markt- 
zOllen,  Zinsen  und  Zehnten,  welche  die  Mediatstädte  an  die 
Obrigkeiten  zu  entrichten  hatten,  berücksichtigt 

Von  den  landwirthschaftlichen  Nebengewerben  blieben  die 
Brauereien    und    Branntweinbrennereien,     um    eine    Doppel- 

')  N&Deres  über  die  Lage  der  Bsuern  in  WeBterensseD  und  die 
Massiiahmeii  FriedrichB  IL  bei  Stadelmann  a.  a.  O.  S.  71—83. 
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besteuerung  zu  vermeiden,  bei  dieser  Steuer  ausser  Anschlag. 
Dagegen  belegte  man  das  in  den  Landkrügen  ausgeschänkte 
Bier  und  den  Branntwein  mit  der  Tranksteuer.  Letztere  ward 
nicht  wie  in  Ostpreussen  in  ihrer  Gesammtsunune  fixirt,  son- 
dern wurde  jährlich  nach  der  Grösse  des  Umsatzes  bei  den 
einzelnen  Steuersubjekten  von  den  Landräthen  von  neuem 
konsignirt.  Das  aus  den  Akzisestädten  bezogene  Bier  blieb 
von  dieser  Tranksteuer  unberührt 

Die  Einkünfte  aus  den  herrschaftlichen  Mühlen  schätzte 
man  nach  der  Natural-  und  Geldpacht  ab;  bei  den  übrigen 
nahm  £e  Kommission  einen  Gewinn  von  40  Thalern  pro 
Gang  an,  falls  sie  den  wirklichen  Ertrag  nicht  feststellen 
konnte.  Bezüglich  der  Wassermühlen,  welche  an  öfterem 
Wassermangel  litten,  oder  deren  Dämme  grössere  Unterhal- 
tungskosten verursachten,  warf  man  bestimmte  Abzugs- 
quoten aus.  Bei  den  Ziegeleien  suchte  man  das  Einkommen 
nach  dem  sechsjährigen,  beziehungsweise  dreijährigen  Durch- 
schnittsertrag mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Unterhal- 
tungskosten zu  berechnen.  Endlich  wurde  der  jährliche  Er- 
trag aus  den  Thongruben,  Ealköfen,  Theeröfen,  aer  Pottasche, 
Blauasche,  den  Torfgräbereien ,  Steinbrüchen,  den  Kupfer-, 
Eisen-,  Messing-  und  Blechhämmem,  ferner  den  Glashütten, 
den  Papier-,  Pulver-,  Oel-,  Loh-,  Walk-,  Draht-,  Schneide- 
mühlen und  Bleichen  je  nach  der  Grösse  der  augenblicklichen 
oder  dauernden  Produktion  und  unter  Voraussetzung  mittel- 
inässiger  Verhältnisse  abgeschätzt. 

§  5.    Der  Stenerfnss. 

Wir  haben  oben  gesehen,  dass  auch  bei  dieser  Steuer, 
welche  nicht  allein  das  platte  Land,  sondern  zugleich  die  soge- 
nannten Ackerstädte  *)  umfasste,  alle  Einkommenszweigejedes 
Steuersubjekts  in  ihrer  Totalität  nach  dem  jährlichen  &trag 
festgestellt  wurden.  Man  hätte  nun  erwarten  sollen,  dass  der 
Präsident  Roden,  der  hier  ziemlich  unbeschränkte  Freiheit 
hatte  und  nur  nach  der  Instruktion  an  die  Prinzipien  des 
Generalhufenschosses  gebunden  war,  den  Grundsatz  der  Steuer- 
gleichheit für  Adel  und  Bauern,  wie  er  in  Ostpreussen  durch- 
gefllhrt  worden  war,  realisiren  würde.  Aber  Roden  hatte 
irrthümlich   aus   den  Akten   des  Generalhufenschosses  heraus- 


')  Als  mit  der  Akzise  zu  belegende,  von  der  Kontribution  befreite 
Städte  wurden  ausgeschieden:  frauenburg,  Braunsberg,  Mehlsack, 
Wonnditt,  Guttstadt,  IBfeilsberg,  Rössel,  Wartenburg,  Biscbofsburg,  AJlen- 
stein,  Bischofsstein ,  Seeburg,  Marienburg,  Stubm.  Elbing,  Christburg, 
Neuteich,  Tolkemit,  Kulm,  Graudenz,  Uollub,  Lautenburg,  Löbau, 
Neumark,  Strassburg,  Behrent,  Dirschau,  Schöneck,  Stargardt,  Mewe, 
Neuenburg,  Tuchel,  Konitz,  iViedland,  Landen,  Hammerstein,  Balden- 
burg  und  Schwetz. 
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gelesen*)  und  angenommen,  daas  der  Steuerfuss  in  OstpreuBSen 
nur  fllr  die  Bauern  33Vb  Prozent  von  dem  wirkliehen  Rein- 
ertrag auamache.  Auf  Grund  dieser  irrigen  Annahme  warf 
er  nach  einer  vorhergehenden  Berathung  mit  dem  Ober- 
präsidenten Dombardt  Kilgende  Tersehiedenartige  Steuer- 
sätze ans: 

1)  &Xt  die  Bauern 

88>/i  Prozent; 

2)  fllr  die  KOlmer  und  Freien, 

a)  welche  keine  Ritterdienste  zu  leisten  hatten, 

28  Prozent; 
h)  die,  welche  Ritterdienste  hatten, 

25  Prozent; 

3)  für  den  Adel 

25  Prozent; 

4)  Atr  die  Oeistlicbkeit 

50  Prozent  von  dem  ermittelten  Reinertrag. 
Dabei  durfte  aber  die  Steuersumme  ftir  Kölmer  und  Freie 
den  Sata  von  5  Thalem  pro  Hufe,  fUr  bänerliche  Ctrundstttcke 
den  von  3  Thalem  pro  Hufe  nicht  Überschreiten,    falls  nicht 

fanz  besondere  Umstände,  z.  B.  vorzüglich  guter  Acker,  vor- 
anden  waren. 

Gleichzeitü;  hatte  aber  der  Adel,  die  Kölmer  und  Freien 
an  Stelle  der  Kitterdienste  Lehnpferdegelder,  und  zwar  der 
Adel,  sofern  er 

1)  mehr      als  25  Hufen  besase,     15  Tlialer, 

2)  15—24       „  „  10        „ 

3)  weniger  als  15       „  „  5        „ 
die  Kölmer  und  Freien                     6'ia    „ 

zu  entrichten. 

Durch  die  Kombination  der  Lehnpferdegelder  mit  dieser 
Steuer  war  der  reale  Steuerfuss  beider  Steuern  iUr  den  Adel 
in   manchen  Fällen  kaum  geringer  als  der  der  Bauern.     Da- 

Segen  war  die  Lage  der  letzteren  infolge  des  von  Roden 
urchgeführten  Prinzips,  wonach  alle  Frohnen  und  Reallasten 
von  dem  Qeldbruttoertrag  abgezogen  wurden,  fast  als  eine 
privilegirte  zu  bezeichnen  gegenüber  allen  anderen  Provinzen 
des  p-eussiechen  Staates. 

Während  diese  Kontribution  alle  didenigen  Steuersub- 
jekte umfasste,  welche  mindestens  eine  halbe  preussische  Hufe 
{15  Morgen)  besassen,  wurden  alle  übrigen  Einwohner,  Hand- 
werker, Eigenkäthner ,  Instleute,  Einlieger  mit  dem  sog. 
Schutzgeld,  einer  massigen,   wenig  abgestuften  Personal-Klas- 


')  Hoden  beruft  ndt  dabei  ohne  Gnuid  anf  ein  Aktenstück,  welches 
bei  den  MiniBterialkonfereiiEeii  in  Berlin  1714  abffefasst  war,  und  nnr 
~  9  infoimatione  über  die  bisherigen  ständischen  Slenem  eines  Baneru  in 
ssen  entworfen  wurde. 
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sensteuer  belogt ,  deren  Steuersätze  zwischen  ^/s  Thaler  und 
2  Thalem  schwankten.  Dabei  waren  die  Handwerker  ange- 
wieeen,  innerhalb  einer  bestimmten  Frist  in  die  neu  eingerich- 
teten Akzisestädte  einzuwandern.  Auf  dem  platten  Lande 
durfiten  nach  einer  Verordnung  des  Königs  fernerhin  nur  ver- 
bleiben die  Hufschmiede,  Stell-  und  Radmacher,  Zimmerleute, 
Schuhflicker,  Leinweber,  Schneider,  wenn  sie  zugleich  Küster 
waren,  und  die  Höker,  falls  sie  lediglich  mit  den  aus  den 
Akzisestädten  gekauften  und  durch  Passirscheine  legitimirten 
Waaren,  nämlich  Thran,  Theer,  Oel,  Licht,  Seife,  Schwefel, 
Lein,  Band  und  Schnur,  Nähnadeln  und  Essig,  handelten. 

Hinsichtlich  der  Juden,  welche  einer  doppelten  Besteue- 
rung, dem  Schutz-  und  dem  Nahrungsgelde,  unterlagen,  be- 
fahl Friedrich  H.  in  einer  Kabinettsorder:  „Die  an  die 
Juden  geschehenen  Verpachtungen  von  Brau-  und  Brannt- 
weinbrennereien auf  dem  Lande  müssen  gleich  aufgehoben 
werden  und  zu  den  Aemtem  geschlagen  werden.  Die  Bettel- 
juden  vom  platten  Lande  sowohl  als  aus  den  Städten  müssen, 
jedoch  successive  und  ohne  Ungestüm  weggeschafft  werden, 
vermögende  und  kommerziirende  Juden  mit  Schutzbriefen,  die 
sie  nachsuchen  müssen,  versehen,  sollen  in  die  Städte  ver- 
wiesen werden,  in  welchen  das  Commercium  darnieder  Hegt." 
Vom  Schankgewerbe ,  der  Brauerei  und  der  Branntwein- 
brennerei, welche  damals  fast  überall  in  den  Händen  der 
Juden  waren,  wurden  dieselben  prinzipiell  und  sofort  ausge- 
schlossen. 

Aus  den  wenigen  Mittheilungen,  welche  ^ar  in  vorstehen- 
dei^  über  diese  Kontribution  in  Westpreussen  liefern  konnten, 
ersieht  man,  dass  dieselbe  eine  massige  Grund-  und  Ein- 
kommensteuer war,  bei  der  die  Bauern  leichter  belastet  und 
liberaler  behandelt  sind  als  irgendwo  in  einem  anderen  Lande 
im  18.  Jahrhundert 

Bekanntlich  hat  nur  eine  Grundsteuer,  nämlich  die  Jo- 
sefinische Steuerreform  vom  Jahre  1785  in  Oesterreich,  die 
Dominikailasten  der  Bauern  insofern  berücksichtigt,  als  diese 
zusammen  mit  der  Steuer  30  Prozent  des  Rohertrags  nicht 
übersteigen  durften.  Gerade  diese  an  sich  sehr  geringe  Be- 
rücksichtigung der  Lage  der  Bauern  aber  war  die  Ursache, 
weshalb  die  ganze  Steuer  Josefs  H.  schon  nach  Jahresfrist 
wieder  beseitigt  wurde. 

Das  finanzielle  Ergebnis  der  Kontribution  überstieg  die 
Wünsche  Friedrichs  H.  in  Bezug  auf  Westpreussen. 

Die  Gesammtsumme ,  welche  der  Adel,  die  Kölmer  und 
Bauern  allein  aufzubringen  hatten,  betrug  325  448  Thaler  und 
509915  Thaler  mit  Einschluss  der  Geistlichkeit.  Während  also 
auf  die  Weltlichen  63  Prozent  der  ganzen  Steuer  entfielen,  über- 
nahm der  Klerus  37  Prozent  oder  fast  ^/s  derselben.  „Mehr 
kann  man  beim  besten  Willen  nicht  pretendiren",  äusserte  der 
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Kdnig,  als  er  dieses  Resultat  erfuhr.  Diese  Steuer  umfasste 
nach  Rodens  Berechnungen  3390  Dörfer  ohne  die  Gutsbezirke 
und  deren  Vorwerke.  Nach  der  Verschiedenheit  der  Bonität 
der  einzelnen  Distrikte  waren  die  durchschnittlichen  Steuer- 
sätze in: 


für  die  magdeb.  Hilfe') 

1)  Ernietod  ....    2  Tlilr.  78  Gr.') 

1       1  Thir.  24  Gr. 

a)  Pomerellen     ...     3      „      43       . 

1 

.      49     , 

3)  Kulmer  Land     .     .     4      ,      23       . 

I 

.      80     . 

4)  den  Netzekrei«en    .    4      ,     72      , 

2 

.      12     . 

(Nakel,  Ut.  Krone, 

Bromberg) 

5)  jenBeitB  der  Netze  .     6      „      24       „ 

6)  Marienburger  Land     8      „      45       „ 

2 

.       "     . 

3 

.      70     . 

')  iXe  kulmische  Uufe  hatte  66  kulniische  Morgen,  die  magdeb.  30 
magdeD.  oder  prenss.  MoTKen;  die  BelatioD  des  knlm.  tarn  magdeb. 
Morgen  habe  icA  nicht  feststellen  köanen.  Tm  amtlichen  Verkehr  irorden 
nach  Bodens  Entscheidung  2'k  magdeb.  Hnfen  auf  eine  kulmiaehe  Hufe 
gerechnet. 

*)  Der  Thaler  hatte  90  Grodchen. 


Hinterpommersche  Beilagen. 


Nr.  1.  Instrnktion  des  Knrfttrsten  Friedrich  Wilhelm  an  die 
pommersche  Regiernn^  vom  18.  März  1684. 

.  •  .  2)  Die  4  Commissare  sollen  die  prägravirten  Kreiser 
bereisen  und  alles  wohl  untersuchen, 

damit  sie  zugleich  aus  dem  Wachsthum  des  befindlichen 
Getreides  die  Beschafi^enheit  der  Aecker  um  so  viel  besser  er- 
kennen können  .  . . 

4)  dass  Commissare  aus  der  Ocularinspection  die  ungefilhre 
Quantität  und  Qualität  wohl  judiciren,  auch  in  Besichtigung 
der  Dörfer  gelegenheit  und  der  Felder,  soviel  nöthig,  sich  in- 
formiren  können,  was  vor  Mangel  und  Nutzbarkeiten  bei  jedem 
Dorfe  sind,  wogegen  etwa  der  schlechte  Acker  etwas  ersetzt 
werden  könnte.  Den  Hufenstand  jedes  Orts  können  sie  aus 
den  Matrikular-  und  Steuerregistern  extrahiren  und  von  den 
Pastoren,  Nachbarn  oder  aus  den  Kirchenmatrikeln  und  an- 
deren Umständen  durch  fleissige  Nachfrage,  die  von  Alters  in 
jedem  Dorfe  gewesenen  Bauern  und  den  Zustand  jeden  Dorfes 
und  der  Aecker  solchergestalt  erkundigen. 

6)  Sollen  Commissarii  darauf  reflectiren,  ob  das  Dorf,  so 
eine  Beduction  prätendirt,  beides  in  qualitate  et  quantitate  der 
Hufen  beschweret  sei,  und  ob  solches  nicht  durch  Viehzucht, 
Wiesenwachs,  Fischerei,  Brenn-  und  Nutzholz,  Kohlen  zu 
brennen  oder  Torf  zu  verkaufen  und  dergleichen  nutzbare  Zu- 
gänge hinwieder  ersetzt  werden  kann  . .  . 

8)  Sind  gewisse  Klassen  unter  den  Bauern  der  prägravir- 
ien  Dörfer  einzurichten  und  zwar: 

I)  denjenigen  Bauern  und  Besitzern  der  wüsten  Hufen, 
welche  ohne  ihre  Schuld  und  Nachlässigkeit  wegen 
schlechten  Ackers  und  übler  Situation  des  Dorfes  in 
solchen  schlechten  Zustand  gerathen,  dass  sie  in  der 
Contribution  nichts  oder  doch  gar  wenig  zu  Hilfe  geben 
können,  und  von  der  Herrschaft  zu  ihrer  Conservation 
jährlich  mit  Vieh,  Brot  und  Saatkorn  secundirt  werden 
mttssten  und  dabei  auch  nur  schlechte  oder  mittelmässige 
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Dienste  tliun,   dennoch   aber  auf  2  oder  3  Hackenhufen 
stehen,  ist  hiÜig  die  Hälfte  abzunehmen, 

2)  ingleichen  deaen  von  gleicher  BeBchaiFenheit,  welche  auf 
l*/a  Hackenhufen  oder  '/«  stehen,  nach  befundenen  Um- 
standen 1  oder  */8  zu  remittiren^ 

3)  denen  aber,  so  in  etwas  besserem  Zustande  sind,  also 
daas  sie  ein  ziemliches  und  bis  an  die  Hälfte  die  Rontri- 
bution abstatten,  sich  auch  sonsten  ohne  sonderlichen 
Zuschub  konserviren  können,  kann,  wenn  sie  auf  3 
Hackenhufen  stehen,  1,  von  2  Hackenhufen  aber  Vs  ab- 
genommen, den  übrigen  aber,  so  bei  dieser  letzten  Be- 
schaffenheit unter  2  Hackenhufen  stehen,  nichts  erlassen 
werden, 

9)  Wenn  nun  die  Commissarii  alles  besehen,  befahren  oder 
beritten,  mUsüen  sie  bei  jedem  Dorf  sofort  ein  kurzes  Pro- 
tokoll entwerfen  und  ihre  pflichtgemässen  Bedenken,  wie  hoch 
jedes  Dorf  zu  reduciren,  dabei  setzen. 

12)  Wenn  nun  die  Relationes  hierltber  abgestattet,  können 
solche  eurem  unterthänigsten  Vorschlag  nach  mit  der  vorhin 
geschehenen  Vermessung  konferirt  und  ob  Commissarii  auch 
richtig  verfahren,  daraus  ersehen  werden, 

13}  Sollte  sich  etwa  bei  einem  Dorf  ein  merklicher  Zweifel, 
ob  recht  verfahren  sei  oder  nicht,  hervorthun,  so  kann  durch 
andere  in  Oekonomie  erfahrene  die  Untersuchung,  soweit 
nöthig,  repetirt  werden. 

14)  Wenn  über  vorangezeigte  Prägravation  sich  in  den 
Kreisen  Unvermögen  oder  wüste  Dorf  er  und  Bauern  Hufen 
finden  sollten,  bei  denen  keine  rechtmässige  Ursache  der  Prä- 
gravation vorhanden,  sondern  wegen  ihrer  übelen  Administra- 
tion und  Conduite,  oder  aus  anderen  Ursachen  zur  Unver- 
mögenheit  gerathen  und  wüste  worden,  mit  denen  ist  ea 
allerdings  eurem  unterthänigsten  Vorschlag  nach  zu  halten^ 
ihnen  nach  Befinden  ganz  oder  zum  Theil  ad  tempus  abzu- 
nehmen und  an  gewisse  Leute,  welche  sich  in  verordneten 
Jahren  wiederaabauen  und  gegen  Erstattung  der  Baukosten 
nach  geendigten  Pachtjahren  wieder  einräumen,  zu  verpensio- 
niren :  wenn  aber  keine  Besserung  erfolgt,  noch  die  Kontribu- 
tion abgetragen  wird,  hat  der  Kreis  jene  Hufen  zu  Abtragung 
der  Kontribution  zu  nehmen  und  zu  behalten  und  was  die- 
selben über  Kontribution  abwerfen,  dem  Eigenthtlmer  abfolgen 
zu  lassen. 


Nr.  'i.    V.  BtaDkensees  Stenerprojekt  (1715?). 

1.  Weil  es   unleugbar,    dasa    der  bisherige  modus  contri^ 
buendi  sehr  ungleich  und   unbillig  gewesen,  indem  die  Hufea 
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weder  secundum  quantitatem  noch  qualitatem  recht  und  gleich 
considerirt  und  designirt  worden,  sondern  schlechterdings  so, 
wie  sie  designirt  gewesen,  steuern  müssen,  ob  einige  derselben 
schon  2,  3,  4  und  mehrmal  soviel  tragen  können,  wie  andere. 
Ueberdem  auch  der  Designation  von  1627  her  viele  neue 
Querelen  wegen  Versandung,  Cessirung  des  Commercii,  item 
dass  der  Hurenertrag  an  theils  Orten  das  Quantum  Contribu- 
tionis  nicht  erreicht  usw.,  entstanden  und  geführt  worden. 
Gleichwohl  darf  man  die  aus  den  vorherigen  Regestis  compi- 
lirte  Matrikul,  so  bisher  und  also  an  100  Jahre  pro  norma  et 
fundamento  in  allen  vorkommenden  Sachen  gericntet  worden, 
weder  direkte  noch  indirekte  umzustossen  und  solches  um  so 
viel  weniger,  weil  die  daraus  genommenen  Quinten  ratione 
der  Aemter,  des  Fürstenthums  und  Städte,  ob  den  letzteren 
schon  einige  Hufen  zu  merklichem  Schaden  der  Ritterschaft 
gegen  die  einmal  gemachte  Proportion  abgenommen  wonlen, 
bestehen  bleiben  sollen.  So  ist  kein  besser  Mittel,  allen  Que- 
relen und  Beschwerden  abzulielfen.  so  die  Ritterschaft  unter 
sich  hat,  als  wenn  alle  in  Matr.  1627  entlialtcnen  Bauern-  und 
Cossätenhufen  in  einen  grossen  Anschlag  nach  ihrem  eigent- 
lichen Ertrag  gebracht  und  die  Anlage  der  Contribution 
nicht  mehr  nach  Hufen,  sondern  Reichsthalern  gemacht 
wird,  wobei  nicht  die  geringste  Inegalität  und  Iniquität  übrig 
bleiben,  zumal  es  ratione  der  abzugebenden  Kontribution  allen 
und  jedem  gleich  viel  ist,  ob  die  Bauern  und  Cossäten  hoch 
oder  gering  im  Catastro  designirt  stehen,  ob  die  Hufen  guten 
oder  schlechten  Acker  haben,  oder  auch  gar  versandet  sind, 
ob  sie  in  Vorder-  oder  Hinterkreisen  liegen,  ob  sie  Mangel 
oder  Ueberfluss  an  HqIz,  Wasser  und  Weide  usw.  haben,  alle 
und  jede  dergleichen  Einwürfe  cessiren  ganz  und  gar,  weil 
nicht  nach  Hufen,  sondern  nach  dem  Ertrage  kollektirt 
wird,  und  es  also  gleich  viel  ist,  ob  Jemand  von  1,  2  oder  3 
oder  mehr  Hufen,  seinen  Bauer  oder  Cossäten  Hufen,  wel- 
cher nach  dem  Ertrage  e.  g.  auf  5,  10,  15  minder  oder  mehr 
Thaler  taxirt  ist,  versteuert,  und  wenn  die  Hufen  gar  ver- 
sandet, oder  sonsten  unnutzbar  geworden,  so  cessirt  auch  der 
Ertrag  und  folglich  die  Contribution.  Bei  der  Determinirung 
des  Ertrags  sind  alle  vorbemeldete  DiflFerenzen,    so    in   certo 

Suodam  conmiodo  et  inconmiodo  bestehen,  zu  consideriren  und 
er  Ertrag  also  zu  moderiren,  dass  sowohl  conservatio  als 
casus  minores  e.  g.  Abschlag  eines  oder  andern  Korns  it 
Viehflterben  usw.  darin  mit  begriflFen. 

Alsdann  es  keines  Nebenmodi  und  Designation  der  dazu 
gehörigen  Stücke  bedarf,  weil  a)  solche  und  insonderheit  der 
Abnutz  von  dem  Vieh  schon  in  dem  Ertrag  der  Hufen  mit 
steckt,  b)  sind  solche  Designationen  sehr  mühsam  und  kost- 
bar, dabei  doch  öfters  irrig  und  betrüglich,  c)  sind  die 
vielen    modi    contribuendi   Land    und  Leuten    ge- 
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fahrlich  und  der  Landeaobrigkeit  selbst  schäd- 
lich, hindern  auch  das  Commercium  und  depeup- 
liren  das  Land,  wie  denn  contribuable  Hufen  lionentlich 
doch  auch  zureichend  sein  werden,  das  quantum  contributionis 
sowohl  ordin.  als  extraordinarium ,  wenn  solche  nicht  gar  zu 
hoch  gesteigert  wird,  zu  tragen  e,  g.  die  pommersche  Bitter- 
schaft hat  nach  der  Matr.  Bauer  und  CossAtenhufen  18000, 
hiervon  V*  k  4500  Hufen  k  5  Thlr.  =  22500  Thlr. 

NB.  Dieses  werden  die  allerschlechtesten  Hufen  tragen 
können,  wenn  keine  Contribution  abgerechnet  wird ,  welche 
von  dem  Kr  trag  soll  gegeben  werden. 

Das  2.  »/*  h  4500  Hufen  k  10  Thaler     45000  Thaler 
„    3.    „    „  4500       „       „  15       "         67500       , 
„     4.    „    „  4500        „       „  20        ,         90000 

NB.  solche   Hufen   werden   sich    auch 

finden  und  welche  noch  mehr  tragen.     

Sa   18000  Hufen.     Ertrag  225000  Thaler. 
Etwas  minder  oder   mehr  wird  der  Sache   nichts   thun,   denn 
in  dem  Entwürfe,  so  bei  letzterem  Landtag  gemacht,  trifft  der 
pommerschen  Ritterschaft  zu  dem  Quanto 

ordin.  59804  Thalcr 

ad  Extraord.     15195        „ 

75000  Thaler 
solche  nach  dem  vorigen  Hufenertrag  der  225000  Thaler  re- 
partirt,  trifft  von  1  Thaler  zur  Contribution:  12  Schill,  so  '/a 
des  ganzen  Ertrags  ausmacht.     Wenn   es   minder   oder   mehr 
kommt,  müssen  die  Eigenthümer  sich  auch  gefallen  lassen. 

ob  es  denjenigen  schon  hart  ankommt,  welche  bisher  im 
Vortheil  gesessen  und  von  ihren  Unterthanen  die  schuldigen 
Praestanda  an  Pachten  und  Diensten,  ohne  Abkürzung  der 
Contribution  genossen,  ingleichen,  welche  die  steuerbaren 
Hufen  desfalls  theuer  bezahlt  haben,  dass  sie  mit  der  Steuer 
nicht  sonderlich  beschwert  gewesen  und  nun  quartam  vel  ter- 
tiam  wo  nicht  mehr  ihrer  freigehabten  Revenuen  verlieren 
sollet).  Da  aber  übriger  rechtgesinnter  Meinung  nach  in 
solchem  Falle  das  Interesse  publicum  dem  privatum  vorzu- 
ziehen und  die  gemeinen  Landesbeschwerden  mit  gleichen 
Schultern  zu  tragen,  so  werden  solche  hoffentlich  sich  also 
gefallen  lassen,  um  auch  S.  Maj.  zu  zeigen,  wie  willig  und 
bereit  man  sei,  Deroselben  und  dem  armen  Lande  unter  die 
Arme  zu  greifen. 

Den  moduro  executionis  betreffend,  wenn  solcher  schon 
etwas  Muhe  und  Kosten  erfordert,  so  würde  es  doch  auch 
etwas  Egales  und  Beständiges  sein  und  nicht  den  geringsten 
Zweifel  oder  Klagen,  daferne  es  beim  Anfang  nur  gleich  und 
recht  eingerichtet,  hinterlassen.  Es  dürfte  auch  so  schwer 
nicht  zu   expediren  sein,    indem  an  meisten  Orten,  wo   nicht 
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jetzt,  doch  vor  diesen  Bauer  und  Cossäten  Hufen  verpachtet 

Gewesen,  woraus  Land«  und  Oekonomie-Verständige  vereidete 
Jommissarien   leicht  den   abgeziehleten  Ertrag    formiren   und 
andere  gleichfalls  nach  ihrer  qualitaet  proportioniren  können. 


Nr.  3.     Die   von   Generalmajor   v.   Blankeusee  formnlirten 
,,interrogatoria  specialia'^  für  die  YeruehmuDg  der  Bauern 

(1777). 

1)  Wie  viel  Bauern  und  Cossäten  im  Dorfe  sind  und  auf 
wie  viel  Hufen  dieselben  stehen?  Wie  viel  Morgen  die  Hufen 
haben  und  wie  viel  Felder  sie  haben,  und  ob  alles  rein  oder 
ob  noch  was  bewachsen?  Was  sie  an  Winter-  und  Sommer- 
kom  in  ihre  Hufen  aussäen  können,  wenn  sie  ganz  rein  und 
das  wie  vielste  Korn  sie  davon  wieder  bekommen? 

2)  Ob .  einige  darunter  verpachtet  oder  auf  Dienstgeld  ge- 
setzt sind  und  was  vom  Hofe  gegeben  und  über  dem  Dienst- 
gelde  noch  sonst  gethan  oder  gegeben  werde? 

3)  Ob  die  Höfe  und  Hufen,  so  verpachtet  so  gut  seien,  als 
die  anderen,  davon  Dienste  gethan  werden,  ob  Hofwehr  dabei 
sei,  und  ob  die  Zimmer  ihre  eigenen  gewesen  oder  der  Herr- 
schaft gehören? 

4)  Wie  lange  die  wüsten  Bauemhufen  beim  Herrenhofe 
oder  Ackerwerke? 

5)  Was  der  Herrschaft  vom  Bauer-  item  Cossätenhofe 
vor  Dienste  zu  Fuss  und  mit  Anspannung  gethan  werden; 
wann  die  Bauern  und  Cossäten  auf  den  Dienst  konmien  und 
wieder  abgehen? 

6)  Ob  der  Bauer  in  Dienst  nach  grossen  Städten  fahre, 
und  was  er  aufladen  müsse,  auch  was  die  Herrschaft  vor 
Nutzen  davon  habe? 

7)  Ob  der  Bauer  oder  Cossäte  ein  gewisses  Land  bestellen 
müsse  oder  thue  so  viel  er  kenne? 

8)  Ob  der  Bauer  oder  Cossäte  von  der  Herrschaft  bei 
dem  Pferde-  und  Fussdienste  gespeist  werde,  oder  ob  er 
Deputat  bekomme  und  wie  viel? 

9)  Ob  der  Bauer  oder  Cossäte  die  Contribution,  Marches 
ganz  oder  etwas  zuhülfe?  It.  Was  sie  an  Pachten  geben, 
ob  sie  Auf-  und  Abzugszehenden,  das  beste  Pferd  p.  p,  geben  ? 

.     •     •     • 

12)  Ob  jeder  Bauer  sein  volles  Land  zu  seinem  Hofe 
habe,  so  vor  Alters  dazu  belegen  gewesen,  mit  allen  Beilän- 
dem,  Wiesen,  Holz,  Fischerei  und  dergleichen. 

13)  Ob  der  Bauer  die  Dienste,  so  er  und  seine  Vorfahren 
vorhin  gethan,  oder  mehr  thue? 

14)  Ob  die   Herrschaft  von   den   steuerbaren   Hufen,    so 

Fonchangen  (29)  VH.  2.  —  Zakrzewski.  7 
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beim  Heri-eiiliofe  oder  Ackcrwerkc  sind,  nucli  die  Mai'clieü, 
Landquarticre  und  dergleichen  onei-a  nach  Proportion  der 
Hufen  trage? 

15)  Ob  Hic  dayeiiige,  was'  wegen  der  MaR-lies  und  Stand- 
quartiere der  7  Monate  wegen  eines  Dragoners  Hartfutter- 
Geld  k  Monat  1  Tlilr.  23  Ör.,  tliut  in  7  Wintemionaten  13  Thlr. 
17  Gr.  Vf»n  Jedem  Dragoner,  gut  gethan  wird,  jeder  Zeit  richtig 
bekomme? 

16)  Wenn  Misswachs  gewesen,  ob  ilinen  die  Herrschaft 
an  ihren  Diensien,  Dienstgcldern ,  Pensionen,  Pachten  was 
erlasse  und  wie  viel? 

17)  Wie  viel  Vieh  ein  Bauer  und  Cossfite  auf  dem  Lande, 
80  er  beim  Hofe  hat,  auaflittern  könne? 

18)  Ob  die  Herrsclmft  den  Bauern  öfters  oder  jährlich 
mit  Vieh-,  Saat-  und  Brotkom  helfen  müsse  und  wie  liel? 

19)  Ob  sie  es  der  Heri-scliaft  wiedergeben,  mit  und  ohne 
Interesse? 

20)  Ob  auf  den  wüsten  Bauer-  oder  Cossätenhofestellen 
Käthen  stehen  und  bewohnt  werden,  ob  auch  Fischerkathen 
nnd  wie  viele? 

21)  Ob  auch  Instleute  in  dem  Dorf  und  wie  viele  bei  den 
Bauern  einlftgen? 

22)  Ob  von  den  Bauerhöfen  Riepen  oder  anderes  Koru, 
Bischofgeld,  Beede-Muntze ,  Silberzinae  und  Block- Fuhren  an 
die  königlichen  Aemter  oder  sonaten  wohin  gegeben  werden 
mUssen? 

23)  Ob  auch  kann  Land  gemacht  und  wo? 


Nr.  4.    Extrakt  des  Etati  1722/23. 

I.  von  Hinterpommem. 

Thlr.  Gr.  Pf. 

1)  oniin.  Contribution                                       182  400  —  — 

2)  an  bestäudigen  Extraordinariis                       5  187  8  — 
8)  an  veränderlichen         „                                  12  728  22  11 

4)  die   CavallerieVerpfiegung   kostet  dem 
Lande  nach  Abzug  der  Hartfuttergelder 

ungefähr  53313     2    — 

5)  zu  Salarien  und  sonstigen  Landes  Ex- 

pensien  ungefthr  9162    10     2 

Sa.     262  791    19      I 

Der  Hinterpommersche  Hufenstand  ist  =  19  260'  u  Land- 

huffen  und  trägt  nach  Unterschied  der  Corporum  jede  Hufe  in 

obiger  Summa  bei  13  Thlr.  13  Gr.  5  Pf. 


vn.  2. 


99 


n.  Vorpommern. 


Thlr.      Gr.    Pf. 


1)  an  ordin.  Contribution  von  jeder  Land- 
hufe 12  Gr.  monatlich.  Dazu  werden 
durch  den  Nebenmodum  und  Quartal- 
steuer aufgebracht  5  Gr.  5*4  Pf.,  zu- 
sammen 

2)  CavallerieVerpflegung  kostet 

3)  Fortificationsgeld 

4)  Magazinkorn 

5)  an  Besoldung  nach  Coeslin 

6)  an  Extraordinairen  Landes-Expensen 

Sa.     78  763  ~6 
Der   vorpommersche  Hufenstand  ist  =  4452  Landhufen^ 
also  jede  Hufe  =  17  Thlr.  15  Gr.  —  Pf. 

in  Hinterpommeni      „         „^=13„15„5„ 

die  vorpommersche  mehr    4  Thlr.  —  Gr.     7  Pf. 


38  924  16    — 

28  471 

1040  16     6 

6  920 

432  8    — 

2  968  12     9 

3 


■tnti.    SMpkm  Gclkil  A  Ca.  u  AHaibuf. 


Staats-  und  socialwissenschaftliche 
Forschungen 


Onstar  Schmoller. 


Siebenter  Band.     Drittes  Heft. 

(Dvr  giDzen  M»lh*  dtaiiaigilei  Hefl.) 


Walther  Scbultze,  Gescbicbte  der  preiiBBischen  ß^everwaltiing  v 
1766  bis  1786.    Erster  Theil. 


Leipzig, 

Verlag   von   Bancker  &   Hnmllot. 
1888. 


Geschichte 

der 

Preussischen  Regieverwaltung 

von  1766  bis  1786. 

Ein  historisch-kritischer  Vernuch 


Dr.  phil.  Walther  Schultze. 


Erster  Theil. 

Dir  Organisation  der  K^e  von  1766  bte  1786  und  die  Refonn  der  Akzise 
von  1766  bis  1770. 


Leipzig, 


Verlag   von    Puncker   &    Humhiot. 


Dh  U*t«n*tiu(nMU  ni»  all«  aitna  Ktthtt  ili 


Vorwort. 


Darüber,  dass  das  Bedürfnis  nach  einer  eingehenderen 
Darstellung  der  Finanzpolitik  Friedrichs  des  Grossen  vor- 
handen ist,  wird  wohl  kein  Zweifel  bestehen.  Kommt  doch 
in  den  neueren  Werken  über  den  grossen  König  diese  Seite 
seiner  Thfttigkeit  gar  zu  kurz  weg ;  ja  es  fehlt  bisweilen  nicht 
an  grober  Verkennung  der  Thatsachen.  So  bemerkt  z.  B. 
Oncken*),  eine  der  Hauptneuerungen  Friedrichs  habe  darin 
bestanden,  dass  er  die  Akzise,  die  bisher  blos  Fleisch,  Brot, 
Bier ,  Wein  und  Branntwein  betroflFen  habe ,  auch  auf  eine 
grosse  Anzahl  Fremd- ^)  und  Luxuswaaren  ausgedehnt  habe, 
während  gerade  bei  letzteren  Sachen  der  neue  Tarif  nur  die 
schon  geltenden  Bestimmungen  wiederholte.  Freilich  ist  der 
Irrthum  Onckens  durchaus  verzeihlich,  da  die  neueren  Werke 
über  diese  Dinge  gar  nichts  sagen. 

Einer  Rechtfertigung  also  flir  den  gewählten  Stoff  be- 
darf es  wohl  nicht ;  wohl  aber  ist  eine  Rechtfertigung  nöthig 
dafür,  dass  das  Werk  in  der  Gestalt  publizirt  wird,  in  der  es 
hier  vorliegt,  schon  deshalb  nöthig,  damit  man  in  ihm  nicht 
mehr  sucht,  als  es  geben  will  und  vermöge  des  zu  Grunde 
liegenden  Materials  geben  kann.  Man  gestatte  daher  einige 
Worte  über  die  Entstehungsgeschichte.  Bisher  übenviegend 
mit  mittelalterlichen  Studien  beschäftigt,  wurde  ich  durch 
einen  Anlass,  der  nicht  weiter  hierher  gehört,  auf  die  Frage 
geführt,  worin  denn  eigentlich  das  Wesen  der  so  viel  genannten 
und  so  wenig  gekannten  Regieverwaltung  Friedrichs  des 
Grossen  bestände;  bald  aber  kam  ich  zu  der  Einsicht,  dass 
ich  aus  den  gedruckten  Werken  nicht  zur  Klarheit  über  diese 
Gegenstände  gelangen  könnte,  während  sich  mir  andererseits 
die  Empfindung  aufdrängte,  als  sei  der  König  in  Bezug  auf 
seine  Fmanzpolitik  —  von  Riedel,  Philippson  u.  a.  —  zu  hart 
benrtheilt  worden.     Ich  suchte  daher  auf  die  ersten  Quellen 

»)  Zeitalter  Friedrichs  If.  S.  84S. 
2)  8ic ! 
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selbst  zurückzugeben,  halb  und  halb  mit  der  Absiebt,  eine 
Vertlieidigung  des  grosse»  Moniircben  zu  unternehmen;  wie 
weit  sich  diese  Absitzt  im  Lnufo  der  Studien  selbst,  wo  meine 
ursprünglichen  Meinungen  sich  natui^emäss  viellach  änderten, 
als  durchführbar  erwies,  möge  der  Leser  aus  dem  vorliegen- 
den Werke  selbst  entnehmen;  so  viel  aber  wird  er  nach  dem 
Gesagten  erkennen,  dasB  ich  durchaus  sine  ira  au  meine  Auf- 
gabe ging. 

Schon  bald  nach  Einsichtnahme  in  die  Akten  erkannte 
ich,  dass  hier  ein  äusserst  wichtiges  Material  ^'orliege,  das 
bisher  noch  nicht  genügend  (vielleicht  gar  nicht)  verwerthet 
war.  Freilich  konnte  ich  andererseits  bald  genug  abnehmen, 
dass  eine  abschliessende  Behandlung  dieser  Dinge  nur  unter 
zweierlei  Voraussetzungen  möglich  sei:  bei  einer  volUtitndigen 
Kenntnis  einerseits  der  gleichzeitigen  wirthsc haftlichen  Ver- 
hiiltnisse   anderer    Lilnder,    andererseits   der   voraufgehenden 

Ereussischen  Zustände;  beides  besass  ich  nicht  in  dem  Urn- 
inge, wie  mir  seihst  wiinschenawerth  gewesen  wäre.  Eine 
Detaiikenntnis  der  wirthschaftHchen  Entwickelung  Frankreichs 
und  Englands  fehlte  mir  infolge  meines  oben  dai^elegten 
Studienganges ;  fdr  tiefere  Einsicht  der  vorfrideriaianischen 
preuBsischen  Wirthsehaftspolitik  reichte  die  gedruckte  Litera- 
tur bei  weitein  nicht  aus,  ich  hätte  in  umfangreichster  Weise 
auf  das  arebivalisclie  Material  zurlkckgehen  müssen,  was  sich 
bei  der  Massenhaftigkeit  des  letzteren  von  selbst  verbot. 

Wenn  ich  mich  nun  auch  ohne  diesen  Voraussetzungen  zu 
genügen  entschliesse,  das  Fazit  meiner  Studien  zu  veröffent- 
lichen, so  bin  ich  mir  der  Schwächen,  die  hieraus  resultiren, 
roll  bewusst:  indem  ich  mich  absichtlich  auf  die  preussischen 
Zustünde  von  1766—1786  beschränke,  erscheinen  manche 
Dinge  fehlerhafter,  als  sie  bei  umfassender  Yergleichung  mit 
gleichzeitigen  Verhältnissen  anderer  Länder  vielleicht  sich 
darstellen  würden;  der  Fortschritt,  der  vielfach  gegen  früher 
vorliegt,  konnte  mehr  nur  angedeutet,  als  im  einzelnen 
gezeigt  werden.  Trotzdem  glaubte  ich  nicht  auf  eine  Ver- 
öffentlichung ver7;ichten  zu  dürfen;  die  Sachen,  die  hier  be- 
handelt werden,  sind  an  sich  so  wichtig,  dass  es  dringend 
nöthig  ist,  sie  der  allgemeinen  Kenntnisnahme  zugänglich  zu 
machen.  Aber  selbst  von  der  Abgabe  eines  Urtheils  über 
die  Geschehnisse  glaubte  ich  nicht  Abstand  nehmen  zu  können ; 
zu  wenig  schien  mir  die  Aufgabe  des  Historikers  erfüllt,  wenn 
ich  mich  begnügte,  lediglich  das,  was  die  Akten  im  Rohstoff 
enthalten,  in  geordneter  Form  wiederzugeben:  lieber  setze 
ich  mich  der  Gefahr  aus,  dass  mein  Urtheil  falsch  ist,  als  dass 
ich  überhaupt  keines  ausspreche:  den  Muth  zu  irren  nehme 
ich  für  mich  im  ^■ollste^  Masse  in  Anspruch.  Wenn  man 
diese  Gesichtspunkte  wohlwollend  erwägt,  so  wird  man  nach- 
sichtig  sein,   wenn   das   eine   oder  andere  Mal    die   gewählte 
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Form  der  Werthbemessung  zu  schroflF  sein  sollte:  ich  suchte 
stets  gerecht  zu  sein;  ob  ich  es  immer  gewesen  bin,  das  zu 
beurtheilen  ist  Sache  der  Kritik. 

Bezogen  sich  die  Einschränkungen,  die  ich  hier,  um 
falschen  Erwartungen  vorzubeugen,  nothwendigerweise  machen 
musste,  auf  die  nationalökonomische,  wirthschaftsgeschichtliche 
Seite  der  Arbeit,  so  kann  ich  in  Bezug  auf  die  rein  historische 
Seite  derselben  nur  wünschen,  dass  man  den  strengsten  Mass- 
stab anlegt ;  hier  liegt   es  mir  fem   um  Nachsicht   zu   bitten. 

Noch  ein  paar  Worte  über  das  Material  und  über  mein  Ver- 
hältnis zur  gedruckten  Literatur.  In  erster  Reihe  beruht  die 
Arbeit  auf  bisher  noch  nicht  verwertheten  Akten  des  Geheimen 
Staatsarchivs  zu  Berlin,  deren  Benutzung  mir  von  Herrn  Geh. 
Oberregierungsrath  von  Sybel  gütigst  gestattet  wurde,  wofür 
ich  ihm  auch  an  dieser  Stelle  tiefsten  Dank  ausspreche.  Leider 
waren  indess  gerade  über  wesentliche  Punkte,  wie  z.  B.  die 
Einrichtung  der  Regie,  Akten  nicht  aufzufinden,  so  dass  ich 
mich  wohl  oder  übel  veranlasst  sah,  hier  sekundere  Quellen 
zu  verwerthen.  Wenn  ich  manchmal  in  der  Darstellung  mit 
der  Verwendung  von  Hypothesen,  die  in  den  Beilagen  wahr- 
scheinlich gemacht  wurden,  zu  kühn  vorgegangen  sein  sollte,  so 
ist  dies  durch  das  Streben  nach  einer  von  kritischen  Zusätzen 
möglichst  frei  bleibenden  Erzählung  zu  erklären. 

Neuere  Literatur  führe  ich  nur  da  an,  wo  sie  wirklich 
Werth volles  bietet,  was  in  den  älteren  Werken  nicht  steht; 
es  ist  also  aus  dem  Nichtzitiren  neuerer  Arbeiten  nicht  ohne 
weiteres  zu  schliessen,  dass  mir  dieselben  nicht  bekannt  waren. 
Andererseits  habe  ich  mich  durchaus  nicht  gescheut,  da  wo 
die  Quellen  bereits  in  früheren  Werken  benutzt  waren,  einfach 
auf  letztere,  statt  auf  die  Quellen  zu  verweisen,  in  der  Hoff- 
nung, dass  man  mir  in  solchem  Falle  wohl  nicht  den  Vor- 
wurf des  Zurückstellens  primärer  Nachrichten  zu  Gunsten 
späterer  Darstellungen  machen  wird. 

lieber  den  historischen  Standpunkt,  der  für  mich  mass- 
gebend war,  geben  die  einleitenden  Bemerkungen  genügenden 
Aufschluss.  —  — 

Der  zweite  Theil  soll  die  Geschichte  der  indirekten 
Steuern  von  1771  bis  1786  enthalten,  insbesondere  die  Frage 
nach  der  Erhöhung  der  Luxussteuem,  die  Aenderungen  in 
der  Bier-  und  Weinsteuer,  die  Sonderstellung  Westfalens  und 
Westpreussens ,  das  Brennregal  (sogenannte  Kaffeemonopol) 
und  die  Aufhebung  der  Regie.  —  —  — 

Auch   an    dieser    Stelle   will    ich    nicht   verfehlen,    auszu- 
sprechen, dass  ich  Herrn  Professor  Dr.  Gustav  Schmoller  zum 
frössten   Danke   verpflichtet   bin   für    die   genaue   Durchsicht 
es  bereits   fertigen  Manuskriptes;  es   war   mir   infolge  seiner 
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iil*eraiu  ^tigen  Mittli eilungen  m^irh,  noch  an  ^  manchen 
Sfrllen  kleine  VcränderangeD  und  Verbe8eeran|ren  vorzu- 
nehmen. 

^hlieiHilich  hahe  ich  noch  die  angenehme  Pflicht  zu  er- 
füllen, den  Beamten  de«  Geheimen  Staatsarchive  zu  Berlin, 
innbesondere  Herrn  Archivrath  Renter,  raeinon  verbindlichsten 
Dank  auszusprechen  fUr  die  grosse  Freundlichkeit,  mit  der 
sie  mich  in  meinen  Arbeiten  unterstützt  halien,  und  ftir  die 
weitgehende  Liberalität,  mit  der  sie  allen  ausgesprochenen 
\^'l)nschen  nachgekommen  sind. 

Halle  B.  d.  S-,  den  26.  August  1887. 


Walther  Schnitze. 
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Erstes  Kapitel. 
Der  historische  Standpunkt. 


Bei  aller  Pflege,  die  jetzt  der  Geschichte  in  so  reichem 
Masse  zu  theil  wird,  und  bei  all  dem  Eifer,  mit  dem  man 
immer  von  neuem  die  Vergangenheit  bis  in  ihre  dunkelsten 
Tiefen  hinein  durchspürt,  haftet  doch  der  modernen  Geschichts- 
forschung und  Geschichtsschreibung^)  —  wie  dies  wohl  jeder 
unbefangene  Historiker  selbst  zugeben  wird  —  eine  gewisse 
Einseitigkeit  an.  Nur  hinweisen  will  ich  darauf,  dass  man 
ein  früher  viel  gepflegtes  Gebiet  der  Historik,  die  Universal- 
geschichte, so  gut  wie  ganz  vernachlässigt  —  denn  das  Vor- 
gehen Rankes,  weit  entfernt  den  vorigen  Satz  aufzuheben, 
bestätigt  ihn  vielmehr  eben  dadurch,  dass  es  bisher  absolut 
vereinzelt  geblieben  ist  — .  Viel  bedenklicher  ist,  dass  man 
das,  was  praktisch  geschieht,  auch  theoretisch  als  das  Rich- 
tige hinzustellen  sucht:  ist  doch  die  Zahl  derer  keineswegs 
gering,  welche  meinen,  die  Aufgabe  der  Historik  sei  nur  die 
Feststellung  des  Faktums,  wo  dann  die  einen  unter  Faktum 
das  Geschehnis  an  sich  verstehen,  die  anderen  gar  nur  die 
Abspiegelung  des  letzteren  in  der  Auffassung  anderer.  Geht 
aber  einer  über  diese  Anschauung  hinaus,  so  glaubt  er  sicher 
sich  beruliigen  zu  können,  wenn  er  auch  die  Ursachen  des 
Geschehenen  festgestellt,  wenn  er  an  Stelle  der  ^objektiven  die 
pragmatische  Geschichtsschreibung  gesetzt  hat. 

Nicht  nur,  dass  —  von  Ausnahmen  sehe  ich  natürlich 
ab  —  die  philosophische  Geschichtsschreibung  unangebaut  ist  -) 
—  man  könnte  ja  hierfür  mit  Recht  geltend  machen,  dass,  ehe 
man    zu    philosophischer   Geschichte    vorschreiten    kann,    die 

')  Wenigstens  der  augenblicklich  herrschenden  Schule. 

*)  Lorenz  bezeichnet  in  seinem  neuesten  Werke  Treitschke  als 
Vertreter  der  philosophischen  Geschichte;  ich  glaube  nicht,  dass  er  viel 
Anklang  finden  wird,  ich  glaube,  dass  man  in  Treitschke  viel  eher  den 
Repräsentanten  der  „politischen"  Geschichtsschreibung  —  in  dem  von 
Lorenz  angewandten  Sinne  —  sehen  dürfte. 

1* 
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Thatsachen  featatelien  iiiUssea  — ,  sondi^rD  wenn  sie  einmal  in 
packender  Weise  geptiegt  wird,  so  feblt  es  nicht  an  tadelnden 
Ötimraen'j.  Selbst  jene  Betrachtungaweise ,  die,  indem  sie 
darauf  verzichtet,  die  immanenten  Ideen  der  Geschehnisse  auf- 
zusuchen, über  die  blossen  Thataaehen  hinweg  auch  zu  einem 
Urtheil  über  dieselben  zu  gelangen  strebt,  erfreut  sich  keines- 
wegs allgemeiner  Gunst  Um  so  freudiger  ist  es  zu  begrüssen, 
dass  jüngst  ein  Historiker  von  Ruf  den  theoretischen  Nach- 
weis unternahm,  wie  die  eigentliche  Aufgabe  des  Gcschichts- 
Bchrcibcrs  nicht  die  Feststellung  der  Thatsachen  sei,  sondern 
das  Finden  von  objektiven  Werthmasastäbcn,  nach  denen  jene 
Thatsachen  zu  beurtheilen  seien;  und  so  wenig  ich  auch  mit  ■ 
den  Ausfuhrungen  von  Lorenz  im  einzelnen  Übereinstimme, 
so  billige  ich  doch  voll  und  ganz  sein  Gesammtresultat ,  das 
die  eigentliche  Aufgabe  der  Oeschichte  in  der  Werthbeur- 
tlicilung  erblickt. 

Dies  ist  die  Anschauung,  die  bei  der  Ausarbeitung  der 
folgenden  Blätter  für  mich  massgebend  war;  ich  glaubte  raieb 
mit  der  blossen  Erzählung  der  Thatsachen  nie  begnügen  zu 
dürfen,  sondern  auch  stets  eine  Kritik  derselben  wenigstens 
versuchen  zu  müssen.  Dass  diese  Eritik  selten  eine  ab- 
schliessende sein  wird,  schadet  meiner  Ansicht  nach  nichts: 
denn  erst,  wenn  ein  scharf  ausgesprochenes  Urtheil  vorliegt, 
wird  in  dem  Streit  über  dasselbe  allmählich  sich  die  richtige 
Werthbeurtheilung  von  selbst  ergeben:  man  wolle  daher  aus 
der  oft  ziemlich  kategorischen  Form  meiner  Kritik  nicht 
folgern,  dase  ich  auch  den  Inhalt  derselben  als  ununistösslichc 
Wahrheit  betrachte.  Eine  Werthbeurtheilung  wird  sich  bei 
einem  ersten  Versuch  nie  allgemeiner  Zustimmung  erfreuen, 
wird  auch  nie  gleich  zuerst  absolut  richtig  sein,  da  sie  natur- 
gemäss  oft  Momente,  die  sich  in  der  späteren  Diskussion  als 
Punkte  von  massgebender  Bedeutung  ausweisen,  nicht  in  ihrer 
ganzen  Wichtigkeit  erkennt,  während  sie  Untergeordnetes 
manchmal  überschätzen  wird. 

Um  einen  richtigen  Standpunkt  für  die  Werthbeurtheilung 
der  Finanzpolitik  Friedrichs  des  Grossen  zu  gewinnen,  sei  an 
eine  Erscheinung  erinnert,  für  welche  die  Geschichte  viele 
Beispiele  bietet  Ich  meine  die  auf  den  ersten  Anblick  über- 
raschende Thatsache,  dass  geniale  Männer,  die  sich  bisher  nur 
durch  die  Diplomatie,  durch  Kriege  und  Schlachten,  durch 
äussere  PoHtik  hers'orgethan ,  sich  jjlötzlich  mit  dem  grössten 
Eifer  den  inneren  Verhältnissen  zuwenden,  die  inn(sren  Zu- 
stände zu  beaaem,  zu  fördern,  zu  ändern  versuchen.  Es  winl, 
anstatt  die  Beispiele  zu  häufen,  wohl  genügen,  auf  Alexander, 
auf  Alfred  und  Wilhelm   den  Eroberer,   auf  Bismarck  hinzu- 
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weisen.  So  schwer  diese  Thatsache  oft  psychologisch  zu  be- 
greifen ist,  so  leicht  lässt  sie  sich  philosophisch  erklären:  sie 
zeigt  eben  nur  in  dem  historischen  Genie,  in  dem  Träger  der 
Idee  des  Geschehens  den  Drang  seine  Energie  auf  allen  Ge- 
bieten des  Geisteslebens  zu  bethätigen,  sich  überall  praktisch 
zu  versuchen.  Soll  der  Beiname  „der  Grosse"  mehr  als  ein 
nur  traditionelles  Epitheton  sein,  so  kommt  er  eben  jenen  zu, 
die  sich  nicht  auf  eine  Seite  des  menschlichen  Daseins  be- 
schränken, sondern  alle  zu  umspannen  versuchen.  Wenn  nun 
die  widerstrebenden  Elemente  auch  nirgends  fehlen,  so  ist 
doch  klar,  dass  sie  sich  auf  jenen  Gebieten  doppelt  geltend 
machen  werden,  zu  denen  den  Helden  der  immanente  Drang 
der  Idee  nach  Verwirklichung  erst  später  geführt  hat;  und 
wenn  eine  geschichtliche  Idee  überhaupt  nie  rein  hervortritt, 
so  wird  dies  doch  offenbar  am  wenigsten  auf  diesen  gewisser- 
massen  sekundären  Gebieten  der  Fall  sein.  Es  wird  dieselbe 
vielmehr  oft  nicht  im  Stande  sein,  die  Trägheitselemente  zu 
tiberwinden,  den  Sieg  über  die  retrogressiven  Bewegungen  zu 
gewinnen,  während  sie  dagegen  gleichzeitig  auf  ihrem  eigent- 
lichen Arbeitsfelde  durch  die  gewaltige  Kraft  ihrer  Energie 
die  Geister  aller  mit  sich  fortreisst. 

Es  ist  dieser  Unterschied  in  dem  Auftreten  der  Idee  und 
der  Wirksamkeit  des  Genies  von  Wichtigkeit,  weniger  für  die 
historische  Darstellung,  in  höchstem  Grade  dagegen  für  die 
historische  Kritik.  Während  man  von  dem  Genie  verlangt, 
dass  es  nicht  nur  neue  schöpferische  Gedanken  habe,  sondern 
es  auch  verstehe,  dieselben  m  Realität  umzusetzen,  und  wäh- 
rend ohne  jeden  Zweifel  diese  Anforderung  für  den  eigent- 
lichen Wirkungskreis  des  Genies  voll  begründet  ist,  würde 
es  zu  Unbilligkeiten  führen,  wenn  man  flir  jene  sekundären 
Gebiete  dasselbe  Postulat  erhöbe.  Es  ist  schon  ein  Verdienst, 
dass  das  Genie  sich  mit  jenen  Dingen,  die  von  seiner  eigent- 
lichen Aufgabe  mehr  oder  weniger  weit  abliegen,  überhaupt 
beschäftigt,  ein  Verdienst,  das  dadurch  nicht  im  geringsten 
geschmälert  wird,  dass  die  erweckte  Bewegung  hier  nicht 
eben  so  stark  ist  wie  dort  Für  diese  sekundären  Gebiete  ist 
das  unvergängliche  Verdienst  des  Genies  für  die  Historik  be- 
wiesen, sobald  dargethan  wird,  dass  auch  hier  von  dem  Genie 
eine  neue  schöpferische  Idee  vertreten  ist,  wenn  dieselbe  auch 
weder  ganz  rein  auftritt,  noch  einen  vollen  Sieg  über  die  sich 
entgegenstemmenden  Gewalten  davonträgt.  Während  auf  dem 
Hauptarbeitsfelde  des  Genies  das  so  oft  getadelte  Wort,  dass 
der  Erfolg  entscheidet,  sobald  es  richtig  verstanden  wird,  in 
der  That  Geltung  hat,  ist  dies  auf  jenen  Nebengebieten  nicht 
der  Fall ;  hier  ist  für  die  Beurtheilung  des  Genies  massgebend 
nicht  der  Ausgang,  sondern  die  Intention.  Freilich  nicht  so 
darf  dies  verstanden  werden,  als  ob  nun  der  Historiker  von 
dem  Nachweis  befreit  werde,  weshalb  hier  jener  volle  Erfolg 
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ausblieb,  welche  Fehler,  welche  Einseitigkeit  sich  hier  das 
Genie  zu  Schulden  kommen  lies» ;  es  bezog  sich  das  Dargelegte 
nur  auf  die,  ich  darf  wohl  sagen  subjektive  Beurtheilung  dea 
Genies  als  solchen,  nicht  auf  die  objektive  Würdigung  seiner 
Handlungen.  Letztere  in  möglichater  Schärfe  zu  kritisiren, 
das  Richtige  und  Falsche,  das  Gute  und  Böse  in  denselben 
streng  zu  unterscheiden,  ist  hier,  wie  überall,  Aufgabe  der 
Historik;  freilich  wird  diese  Kritik  für  die  Beantwortung  der 
Frage  nach  dem  historischen  Verdienst  des  Genies  eine  ge- 
ringere Bedeutung  haben  als  sonst  in  der  Geschichte- 
Ziehen  wir  jetzt  die  Nutzanwendung  aus  den  bisherigen 
Darlegungen  für  unsere  Aufgabe.  Allumfassend  wie  selten 
ein  Mensch  war  Fricdrit-h  der  Grosse;  ausser  Cäsar  hat  die 
Geschichte  ein  Genie  von  ahnlicher  Universalität  ivohl  nie  ge- 
sehen. Mit  dem  grossen  Römer  ist  ihm  gemeinsam,  was  ihn 
80  vortheilhaft  von  jenem  andern  Heroen  der  neuern  Ge- 
schichte, dem  franzSsischen  Imperator,  unterscheidet,  dass 
ihm  auch  die  Musen  ihre  Gunst  nicht  versagten;  daneben 
welche  unendlich  vielseitige  Schäpfungskraft :  ebenso  gross  als 
Diplomat  wie  als  Stratege  und  Taktiker,  iat  er  gleichzeitig 
bahnbrechend  für  die  Justiziiflege,  organisatorisch  in  der  Ver- 
waltung, schöpferisch  für  tlic  Landeskultur;  die  theoretisciie 
Politik  vei-dankt  ihm  neue  fruchtljare  Gedanken;  der  Volks- 
wirthschaft,  der  Finanzpolitik,  der  Bildung  konmit  seine 
Thfttigkeit  zu  gute.  Fürwahr  seine  Arbeitskraft  übersteigt 
die  des  gewöhnlichen  Menschen  unabsehbar.  Mit  Recht  hat 
man  bewundernd  darauf  hingewiesen,  wie  er  sieh  in  den  ver- 
schiedensten Gebieten  um  das  geringste  Detail  kümmert,  wie 
er  sich  nicht  begnügt,  leitende  Direktiven  zu  geben,  sondern 
alles  selbst  entscheidet,  wie  an  einem  Tage  aus  seinem  Kabinett 
Ordrca  über  weit  von  einander  abliegende  Gegenstände  bei-- 
vorgehen.  Wird  es  da  dem  Ruhme  des  grossen  Königs  iin 
geringsten  Abbruch  thun,  wenn  die  Geschichtsforschung  kon- 
statiren  muss,  dasa  seine  Schöpfungskraft  nicht  auf  allen  jenen 
verschiedenen  Feldern  gleich  gross  gewesen  ist,  dass  er  nicht 
überall  in  derselben  Weise  bahnbrechend  gewirkt  hat  wie  als 
Politiker  und  Feldherr?  Fürwahr,  dass  er,  als  er  im  Zenit 
seines  Ansehens  stand ,  als  er  die  Bewunderung  von  ganz 
Europa  genoss,  sich  nicht  begnügte  mit  dem  Vollglanz  seines 
Ruhmes,  sondern  seine  ThäUgkeit  noch  neuen,  ihm  bisher 
fremden  Gebieten  zuwandte,  ist  schon  ein  Verdienst,  das  ihm 
die  Geschichtsforschung  nicht  hoch  genug  anrechnen  kann. 
Freilich  um  so  genauer  hat  die  Geschichte  diese  Thfltigkeit 
selbst  zu  prüfen,  sie  darf  sich  weder  durch  die  Rücksicht  auf 
Friedrichs  Genialität  auf  andern  Gebieten  noch  durch  falsch 
angebrachte  Pietät  beirren  lassen :  in  strenger  Objektivität 
wird  sie  zu  untersuchen  haben,  was  in  Friedrichs  Handlungs- 
weise von  neuen  Gedanken  hen'ortritt,  wie  weit  dieselbe  von 
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Erfolg  gekrönt   war,    ob   ihre  Wirkungen    vortheilhaft   oder 
nachtheilig  waren. 

Auch  für  Friedrichs  Finanzpolitik  gilt  im  vollsten  Um- 
fange das  eben  Gesagte.  Dass  der  grosse  König  das  Finanz- 
wesen Preussens  in  völlig  neue  Bahnen  leitete,  ist  schon  eine 
Thatsache  von  der  schwerwiegendsten  Bedeutung.  Sollte  nun 
eine  unbefangene  historische  Kritik  ergeben,  dass  in  der 
Finanzpolitik  des  Königs  sich  mehrere  geniale  und  entwicke- 
lungsftlnige  Ideen  zeigen,  dass  dagegen  in  praktischer  Hin- 
sicht jene  Politik  mindestens  keinen  reinen  Erfolg  davontrug, 
so  wird  doch  dies  Resultat  dem  Ruhme  des  Monarchen  in 
keiner  Weise  Abbruch  thun;  denn  wie  oben  gezeigt,  kann 
man  es  wohl  von  dem  Genie  verlangen,  dass  es  auch  andere 
Felder  als  die  ihm  zunächst  liegenden  in  Anbau  nehme  und 
mit  neuen  Gedanken  durchdringe,  nicht  aber,  dass  es  auch 
hier  verstehe,  den  Erfolg  an  seine  Fahne  zu  fesseln.  Weit 
entfernt  also,  dass  ein  Urteil  über  die  Finanzpolitik  Fried- 
richs, wie  es  eben  skizzirt  wurde,  die  Verdienste  des  grossen 
Königs  im  geringsten  schmälert,  fügt  es  vielmehr  ein  neues 
Blatt  zu  dem  Lorbeerkranze  hinzu,  der  sich,  ewig  und  un- 
vergänglich, um  die  Stirn  des  genialsten  aller  preussiechen 
Monarchen  windet 


Zweites  Kapitel. 
Die  Prinzipien  des  preussischen  Steuersystems. 


Zwei  Elemente  sind  es,  denen  Preusaon  seine  Erhebung' 
2iur  GroBsmacht  verdankt:  das  Heer  und  die  Verwaltung.  Di» 
Bedeutung  der  drei  grossen  Herrscher,  die  man  als  die  Be- 
gründer des  preussischen  Staates  preisen  muas,  liegt  vor  allem 
aarin,  daes  sie  mit  gleicher  Liebe  und  mit  gleichem  Ver- 
ständnis ftir  die  Armee  wie  filr  die  Verwaltung  sorgten. 
Während  Friedrich  Wilhelm,  der  grosse  Kurftirat,  zu  beiden 
die  Grundlagen  legte,  indem  er  sowohl  den  miles  perpetuus 
einführte,  als  auch  die  Prinzipien  ftlr  die  spätere  Gliederung 
des  Beamtenthums  feststellte,  wurden  von  seinem  Enkel,  dessen 
Staunens  wer  thes  Organisationstalent  trotz  aller  Darlegungen 
von  berufener  Seite  oft  noch  nicht  genug  gewürdigt  wird, 
durch  geniale  Massrcgeln  Heer  und  Beamtenthum  auf  einen 
in  jener  Zeit  unerreichten  und  unvergleichlichen  Grad  von 
Vollkommenheit  erhoben.  Es  kann  und  soll  hier  nicht  imsere 
Aufgabe  sein,  die  einzelnen  von  ihm  getroffenen  Einrichtungen 
anzufahren;  es  genüge,  darauf  hinzuweisen,  wie  er  die  Armee 
durch  die  Aufstellung  des  Prinzips  der  allgemeinen  Dienst- 
pflicht —  freilich  führte  er  dasselne  nicht  rein  durch  —  von 
einem  blos  technischen  Elemente  der  Kriegführung  zur  Höhe 
eines  nationalen  Inatitutes  erhob,  wie  er  der  Verwaltung  durch 
Schaffung  des  Generaldirektoriums  die  so  wichtige  Einheit- 
lichkeit und  Zentralisation  verlieh.  Von  den  drei  grossen 
preussischen  Monarchen  ist  hier  vielleicht  am  einseitigsten  der 
in  anderer  Hinsicht  genialste  unter  ihnen,  PViedrich  II.  Und 
—  was  auf  den  ersten  Blick  überraschen  kann  —  diese  Ein- 
seitigkeit, wenn  eine  solche  überhaupt  vorhanden  ist,  zeigt 
aich  nicht  bei  der  Verwaltung,  aondern  bei  der  Armee,  Wäli- 
rend  in  der  Verwaltung  mehrere  und  höchst  entn^ickelungs- 
tUhige  Einrichtungen   von   ihm   herrühren    —    es  genüge  hier 
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an  die  Justizreform  zu  erinnern  ^)  — ,  hat  er  in  Bezug  auf  das 
Militär,  man  muss  es  offen  aussprechen,  keinen  bahnbrechenden 
Schritt  über  die  Organisationen  seines  Vaters  hinaus  gethan. 
Wohl  hat  er  einzelnes  gebessert,  hat  z.  B.  die  Artillerie  ver- 
mehrt, den  Generalstab  begründet,  aber  im  ganzen  ist  seine 
Thätigkeit  hier  eine  konser\nrende,  nicht  eine  progressive. 

Was  ist  nun  das  Wesentliche  bei  Heer  und  Verwaltung, 
denen  Preussen  so  ungemein  viel,  ja  geradezu  alles  verdankt? 
Nicht  die  äusseren  Formen ,  nicht  die  Technik  des  Dienstes ; 
denn  so  vortrefflich  diese  auch  waren,  so  war  es  doch  weder 
theoretisch  noch  praktisch  ausgeschlossen,  dass  sie  in  andern 
Staaten  gleich  gut,  ja  selbst  besser  waren,  wenn  freilich  auch 
das  letztere  nur  in  ganz  singulären  Fällen  vorkam.  So  waren 
z.  B.  gerade  die  technischen  Einrichtungen  des  Finanzwesens 
in  dem  so  durch  und  durch  korrumpirten  Frankreich  besser 
als  in  Preussen.  Was  aber  unübertrefflich  in  dem  deutschen 
Staate  war  und  für  lange  unerreicht  blieb,  war  der  Geist,  der 
diese  Einrichtungen  durchdrang :  es  war  der  Geist  des  Staats- 
bewusstseins,  des  Pflichtgefühls,  der  Verantwortlichkeit.  Jeder 
Offizier,  jeder  Beamte  wusste  es  und  war  davon  durchdrungen^ 
dass  er  nicht  für  seinen,  nicht  für  des  Monarchen,  sondern 
für  des  Staates  Nutzen  zu  arbeiten  habe;  sie  betrachteten  sich 
nicht  als  Inhaber  einer  Stellung,  die  ihnen  nutzbare  Rechte 
gewährte,  sondern  als  bezahlte  Beauftragte,  denen  eben  durch 
die  Bezahlung  auch  Pflichten  auferlegt  waren.  Gerade  hierin 
liegt  der  spezifische  Unterschied  zwischen  dem  preussischen 
und  französischen  Staatswesen,  der  zusammenfallt  mit  dem 
Unterschiede  zwischen  dem  modernen  Staate  und  dem  mittel- 
alterlichen: trotz  aller  Fortschritte  der  Technik  war  man  in 
Frankreich  im  Grunde  über  den  mittelalterlich  privatrecht- 
lichen Begriff  des  Amtes  als  Nutzung  nicht  hinausgekommen, 
wie  sich  dies  am  schärfsten  in  der  Thatsache  der  Verpachtung 
ausspricht.  Während  demgemäss  in  Frankreich  die  Rechte 
voranstanden,  waren  in  Preussen  das  erste  die  Pflichten. 
Offiziere  und  ßeamte  wussten,  dass  ihre  Würde  nicht  ein 
vornehmer  Sport,  nicht  ein  glänzendes  Akzessorium  war,  son- 
dern dass  es  bitteren  Ernst  galt,  dass  sie  ihre  volle  Arbeits- 
kraft dem  Staate  schuldeten.  Namentlich  Friedrich  Wilhelm  I. 
verstand  es  seine  Untergebenen  mit  diesem  Geiste  selbstloser 
Pflichttreue,  unermüdlicher  Arbeitslust,  tiefer  Gründlichkeit  zu 
erfüllen;  ihm  vor  allem  wird  das  verdankt,  was  man  noch 
jetzt  rühmend  als  altpreussischen  Geist  bezeichnet;  uner- 
bittlich gerecht,  aber  auch  unerbittlich  streng  gegen  sich  selbst, 
war  er  dies  auch  gegen  andere.  Der  Erfolg  dieses  seines  so 
oft   getadelten  Vorgehens   war   eine   für  jene  Zeit  beispiellose 


^)  Einige  andere  seiner  Massnahmen  werden  weiter  unten  in  diesem 
Kapitel  besprochen  werden. 
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Intcgritftt  in  Heer  und  Verwaltung.  Aber  seine  volle  Eigen- 
art erreicbt  der  preusaischc  Staat  erst  durch  jenen  dritten  Zug, 
den  er  ebenfalls  -wesentlich  Friedrich  Wilhelm  i.  verdankt,  den 
der  Verantwortlichkeit.  Nicht  so  ist  dies  zu  verstehen,  da»» 
der  einzelne  für  seine  Handlungen  und  Cnteriassungen  später- 
hin dem  Monarchen  und  dem  Staate  gegenüber  die  Verant- 
wortlichkeit übernehmen  musste;  denn  dieses  war  selbstver- 
»tfindlich  und  auch  anderswo  gebräuchlich;  neu  dagegen  war, 
dass  einer  auch  für  andere  einstehen  niusste,  dass  sich  der 
Mimarch  für  die  Fehler  anderer  an  ihn  hielt.  So  galt  schon 
bei  allen  kollcgialisch  organisirten  Behörden  der  Grundsatz: 
„einer  flir  alle  und  alle  für  einen",  aber  eine  viel  iveitergreifende 
und  bedeutungsvollere  Thatsache  war  es,  dass  auch  der  Vor- 
gesetzte für  die  Handlungen  und  Unterlassungen  des  Unter- 
gebenen bürgen  musste.  Wenn  uns  auch  diesea  jetzt  bis  zu 
einem  gewissen  Grade  als  vollkommen  selbstverständlich  er- 
scheint, wenn  wir  es  z.  B.  ganz  naturgemüss  finden,  dass  man 
sich  für  Veruntreuungen  und  pflichtwidrige  Handlungen,  die 
nur  durch  mangelhafte  Kontrolle  seitens  der  Oberbeamten 
möglich  wurden,  auch  an  die  letzteren  hält,  so  muss  man 
doch  bedenken,  dasa  fiir  jene  Zeit  die  strenge  praktische 
Durchführung  dieses  Satzes  etwas  vollkommen  Neue-ä  war; 
aber  andererseita  ging  man  auch  über  das  für  uns  Selbatver- 
Btändliche  damals  noch  hinaus.  Wenn  z.  B.  den  Chefs  einer 
Branche  die  Anstellung  der  Subalternbeamten  überlassen  blieb, 
80  verlangte  dann  der  König,  dass  sie  auch  geeignete  Leute 
auswählten,  und  fall»  die  von  ihnen  ernannten  sich  später 
V<Tgeiicn  oder  grobe  Miasgriffe  zu  Schulden  kommen  Hessen, 
so  machte  der  König  fiir  letztere  die  Chefs  verantwortlich. 
Es  ist  ja  wahr,  dass  dieser  preussische  Staat  Friedrich  Wil- 
helms I.  mit  seinem  beinahe  rigoristisch  gefassten  Pflicht-  und 
Verantwortlichkeitsbegriff  etwas  Herbes,  Strenges,  Abstossendes 
hat,  wie  man  dies  auch  wohl  tadelnd  hervorgehoben  hat:  aber 
ganz  abgesehen  davon,  daas  ohne  diesen  Rigorismus  Preussen 
nicht  das  geworden  wäre,  was  es  wurde,  so  gewinnt  dieser 
Staat  filr  das,  was  ihm  an  Heiterkeit  und  Glanz  abgeht,  an 
innerem  moralischen  Werthe:  wenn  m  der  Politic  der  Hellenen 
das  Künstlerische,  das  Harmonisehe,  in  der  Republik  der 
Römer  die  Idee  des  Rechtes  überwiegt,  so  ist  es  hier  der 
ethische  Begriff:  in  dem  Preussen  Friedrich  Wilhelms  I.  ist 
in  der  Th.at  theoretisch  und  praktisch  die  salus  publica  die 
suprema  et  unica  lex. 

Verwaltung  und  Armee  sind  es,  wurde  oben  gesagt,  in 
denen  sich  diese  dominirende  Idee  des  preussischen  Staates 
am  reinsten  ausspricht;  aber  es  wurde  mit  dem  bisher  Ge- 
sagten ein  wesentliches  Moment  des  preussischen  Staates  noch 
nicht  Charakter! sirt.  Es  war  an  sieh  keineswegs  ausgeschlossen, 
dass  Verwaltung  und  Armee  zwei  von   einander  ganz  unab- 
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hängige,  in  sich  geschlossene,  neben  einander  hergehende,  ja 
vielleicht  gar  in  einem  gewissen  Gegensatz  der  Interessen 
stehende  Bestandtheile  bildeten,  wie  dies  in  anderen  Staaten 
früher  und  später  häufig  vorgekommen  ist.  Dass  dem  in 
Preussen  nicht  so  war,  ist  das  zweite  grosse  Verdienst  der 
preussischen  Herrscher,  das  jenem  ersten  in  keiner  Weise 
nachsteht.  Wenn  die  BegriflFe  des  Staatsbewusstseins ,  der 
Pflicht,  der  Verantwortlichkeit  das  flir  den  preussischen  Staat 
bestimmende  materiale  Prinzip  ausdrücken,  so  ist  die  enge 
Verbindung  zwischen  Heer  und  Verwaltung  das  ihn  charak- 
terisirende  formale  Element.  Diese  Verbindung  wurde  ein- 
fach dadurch  erreicht,  dass  jenes  Gebiet,  welches  in  jeder 
Hinsicht  den  Mittelpunkt  der  Verwaltung  bildete,  seinerseits 
durch  tausend  und  aber  tausend  Fäden  mit  der  Armee  ver- 
knüpft, ja  man  kann  geradezu  sagen,  von  ihr  abhängig 
war.     Es  handelt  sich  um  die  Finanzen. 

Sie  bildeten  innerhalb  der  preussischen  Verwaltung  den 
bestimmenden  Mittelpunkt,  für  welchen  alles  andere  zuge- 
schnitten war,  das  Zentrum,  um  welches  alles  andere  rotirte. 
Der  erste  Zweck  der  preussischen  Verwaltung  war  und  blieb 
hohe  und  sichere  Einnahmen  zu  liefern.  Diese  Einnahmen 
aber  waren  in  erster  Linie  für  das  Heer  bestimmt,  und  von 
diesem  Zweck  derselben  war  die  ganze  Erhebungsart,  ja  zum 
Theil  die  Besteuerungsart  selbst  abhängig.  Das  Heer  war 
das  prius;  nach  ihm,  nach  seinen  Bedürfnissen,  seiner  Orga- 
nisation richtete  sich  die  Steuerpolitik.  Dadurch  allein  verbot 
sich  z.  B.  eine  Ver]>achtung  der  Steuern  von  selbst,  denn  wo 
wäre  da  der  enge  Zusammenhang  zwischen  Armee  und  Finan- 
zen geblieben*)?  Ebenso  war  jede  Art  von  Parlamentarismus 
in  diesem  Staate  vollkommen  unmöglich,  denn  wie  konnte, 
wenn  irgend  jemand  bei  der  Bestimmung  der  Einnahmen  mit- 
zureden hatte,  die  Armee  das  für  die  Finanzen  einzig  und 
allein  Miissgebende  bleiben?  Es  hat  nun  diese  enge  Verbin- 
dung von  Heer  und  Finanzen  ihr  Gutes,  aber  auch  ihr  Be- 
denkliches. Es  wurde  durch  sie  eine  grosse  Konzentration, 
eine  Einheitlichkeit  der  Staatsleitung  erreicht,  wie  sie  in 
höherem  Grade  nicht  denkbar  war.  Aber  andererseits  lag 
auch  die  Gefahr  nahe,  dass  die  Finanzen  nicht  genügend  zu 
selbständiger  Bedeutung  gelangten,  dass  sie  sich  nicht  in 
der  Weise  weiter  entwickelten,  wie  dies  die  Fortschritte  der 
Theorie  und  der  Praxis  erheischten.  Es  war  im  höchsten 
Masse  bedenklich,  die  Verknüpfung  zwischen  Finanzen  und 
Armee  zu  lösen,  aber  dennoch  musste  dieser  Schritt  geschehen. 


>)  Vielleicht  ist  die  Bemerkung  nicht  überflüssig,  dass  ich  hier  überall 
nur  von  dem  Preussen  Friedrich  Wilhelms  L,  bezw.  dem  Friedrichs  II. 
vor  1766  spreche;  dass  nach  1766  die  Zustände  bei  aller  äusseren  Aehn- 
lichkeit  doch  prinzipiell  vielfach  sehr  andere  sind,  dies  nachzuweisen  ist 
ein  Hauptzweck  des  vorliegenden  Werkes. 
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sobald  die  Finanzen,  wie  dies  fast  unvermeidlich  Irllher  oder 
später  eintreten  musate,  wegen  zu  geringer  Weiteren twickelung 
den  gesteigerten  BedUrfniasen  des  Staates  nicht  mehr  gentigen 
konnten;  es  handelte  sich  nur  darum,  die  Trennung  in  der 
Weise  zu  vollziehen,  daas  weder  das  Bedürfnis  der  Armee 
noch  die  Einheit  des  Staates  darunter  litten.  Den  richtigem 
Moment  zu  dieser  Scheidung  erkannt  und  wenigstens  das  eine 
der  eben  aufgestellten  Poatulate  erflillt  zu  haben,  ist  eines  der 
Hauptverdienste  der  Finanzpolitik  Friedriche  dea  Oroseen. 

Nachdem  wir  so  versucht  haben,  die  wahrhaft  zentrale 
und  dominirende  Stellung  zu  kennzeichnen,  welche  die  Finanzen 
innerhalb  des  preusafschen  Staates  einnahmen,  Hegt  uns  nun- 
mehr ob,  die  wesentlichen  materiaten  und  formalen  Eigen- 
thlimlichkeiten  der  Finanzein  rieh tung  seihst  darzulegen.    Scharf 

fesondert  erscheinen  zunächst  Stadt  und  Land:  in  beiden  ist 
ie  Steuer  eine  durchaus  verschiedene,  auf  dem  Lande  eine 
direkte,  in  der  Stadt  eine  indirekte.  Im  letzten  Grunde  geht 
diese  Verschiedenheit  zurück  auf  den  Gegensatz  der  Interessen, 
wie  er  sich  schon  während  des  Mittelalters  herausgebildet  hntto : 
die  Stadt  mit  ihrer  Geld  wir  thschaft,  mit  ihrer  Industrie  sucht 
eifersüchtig  die  Konkurrenz  des  Landes  auszuschliessen ;  der 
%-on  agrarischen  Gesichtspunkten  ausgehende  Landadel  strebt 
nach  Beseitigung  der  Stndtprivilegien.  Bei  der  natürlichen 
Gegnerschaft  von  Stadt  und  Land  musate  flir  beide  eine  ver- 
schiedene Steuer  als  angemessen  erscheinen:  für  die  Industrie 
und  Handel  treibende  Stadt  eine  Abgabe,  welche  eben  diese 
Industrie  und  diesen  Handel  traf,  d.  h,  eine  indirekte  Kon- 
sum- und  Verkehrsteuer,  für  das  Ackerbau  treibende  Land 
eine  direkte  Grundsteuer.  Nun  gab  es  wohl  in  der  Zeit  vor 
dem  grossen  Kurfürsten  einige  indirekte  Abgaben,  wie  vor 
allem  die  Bierziese,  aber  eineraeita  waren  jene  indirekten 
Steuern  keineswegs  auf  die  Städte  beschränkt,  andererseits 
erscheinen  sie  durchaus  als  untergeordnet  gegenüber  den  ver- 
schiedenen direkten  Abgaben ,  den  Schössen ,  Giebelgeldern 
usw.,  jenen  Auflagen,  die  man  später  als  Kontribution  zu- 
sammenfasate.  Es  war  daher  ein  wesentlicher  Fortsehritt,  dass 
der  grosse  Kurfürst  für  die  Städte  die  Akzise  einführte, 
d.  h.  dass  die  Städte  fortan  ihren  Anthcil  an  den  Staatslasten 
durch  eine  indirekte  Steuer  aufbrachten,  die  so  ziemlich  alle 
Gegenstände  betraf,  namentlich  die  Konaimitibilien  und  die 
Fabrikate.  Neu  war  diese  Massrcgel  allerdings  zunächst  nur 
für  die  Kumiark  und  für  Kleve,  während  in  Preussen  auch 
schon  vorher  die  Akzise  bestanden  hatte,  Stadt  und  Land 
umfassend;  doch  wurde  sie  auch  in  letzterer  Provinz  —  zum 
Theil  noch  unter  der  Regierung  des  grossen  Kurfürsten  — 
ebenso  wie  in  der  Kurraark  auf  die  Städte  beschränkt.  Nach 
dem  Vorbilde  der  Kurmark  wurde  dann  die  Akzise  auch  in 
Magdeburg  und  Pommern  eingeführt    Wohl  war  anfangs  das 
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Oeschrei  gegen  die  Neuerung  gross  genug,  allmählich  aber 
-drangen  die  Ideen  des  Kurfürsten  durch,  und  schneller  als 
man  es  hätte  vermuthen  sollen,  hatten  sich  die  Städte  völlig 
in  das  neue  System  eingelebt. 

Unzweifelhaft  war  die  Einführung  der  Akzise  ein  sehr 
:gros8er  Fortschritt,  da  sie  in  weitgehender  Weise  den  Interessen 
«der  Städte  Rücksicht  trug  und  erst  durch  sie  ein  richtiges 
Aufblühen  der  städtischen  Industrie  ermöglicht  wurde;  aber 
•die  Sache  hatte  auch  ihre  bedenkliche  Seite:  der  schon  vor- 
handene Gegensatz  von  Stadt  und  Land  wurde  noch  weiter 
verschärft,  indem,  fortan  beide  eine  vollkommen  verschiedene 
Äteuer  zahlten.  Um  zu  verhindern,  dass  auf  dem  Lande  eine 
neue  Industrie  entstand,  die,  weil  der  Akzise  nicht  unter- 
worfen, unter  günstigeren  Produktionsbedingungen  arbeitete 
und  somit  den  Städten  eine  ungerechtfertigte  Konkurrenz 
machte,  mussten  die  mittelalterlichen  Verbote  und  Gebote  sorg- 
sam aufrecht  erhalten  werden.  Gewerbe  und  Handwerk  durfte 
auf  dem  platten  Lande  nicht  betrieben  werden ;  nur  Schmiede, 
Hadstellmacher  und  Leineweber  durften  sich  dort  niederlassen, 
alle  anderen  Gewerbetreibenden  mussten  ihren  Wohnsitz  in 
^en  Städten  haben;  die  Bewohner  des  Landes  mussten  in  der 
nächsten  Stadt  kaufen  und  verkaufen.  Wohl  hatte  die  Trennung 
von  Stadt  und  Land  ihr  Berechtigtes,  wohl  war  sie  historisch 
.gegeben,  aber  gerade  das  grösste  Problem  der  preussischen 
Finanzpolitik  lag  darin,  diesen  Gegensatz  zu  beseitigen,  die 
beiden  verschiedenen  Interessenkreise  zu  vereinigen ,  zu  ver- 
söhnen und  in  eine  höhere  Einheit  zusammenzufassen.  Dieses 
[Problem  wurde  weder  unter  Friedrich  Wilhelm  I.  noch  unter 
Friedrich  11.  gelöst,  seine  Erfüllung  blieb  dem  19.  Jahrhun- 
dert vorbehalten,  doch  fehlt  es  gerade  unter  dem  grossen 
König  nicht  an  Versuchen,  die  Kluft  zwischen  Stadt  und 
Xand  zu  überbrücken;  und  so  wenig  gelungen  manche  der- 
.«elben  erscheinen  mögen,  so  verdienen  sie  doch  Beachtung  als 
halb  bewusstes,  halb  instinktives  Erfassen  der  grössten  Aufgabe, 
welche  das  preussische  Steuersystem  darbot. 

War  unter  dem  grossen  Kurfürsten  der  erste  grosse 
JSchritt  zur  Ausbildung  eines  rationellen  Steuersystems  ge- 
Bchehen,  so  erfolgten  weitere  bahnbrechende  Fortschritte  durch 
.Friedrich  Wilhelm  I.,  und  zwar  ist  sein  Verdienst  um  so 
Jiöher  anzuschlagen,  als  er  auf  den  beiden  so  scharf  von  ein- 
ander getrennten  Gebieten  der  preussischen  Finanzen,  dem 
der  direkten  sowohl  wie  dem  der  indirekten  Abgaben,  be- 
deutungsvolle Neuerungen  geschaffen  hat.  Das  Schlimmste  bei 
den  ersteren  war  die  kaum  glaubliche  Zersplitterung.  Aller- 
dings fasste  man  die  direkten  Steuern  unter  dem  Namen  der 
Kontribution  zusammen ;  aber  diese  Kontribution  selbst  bestand 
aus  einer  langen  Reihe  von  ganz  verschiedenen  Abgaben.  In- 
•dess  hiermit  noch  nicht  genug,  sondern  jede  Provinz  hatte  ihr 
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besonderes   K ontributionssy stein ,   das  von   dem   der  Nachbar- 

Srovinz  durchaus  verschieden  war.  Die  Höhe  der  Abgaben, 
ie  Vertheilung  der  Gesammteumme  auf  die  einzelnen  Unter- 
thanen  war  in  jedem  Theile  des  Staates  eine  andere.  So  gab 
es  z.  B.  in  Preussen  *)  Schüsse  von  Hufen,  von  Köpfen,  von 
Vieh,  von  Getranken  *) ;  in  Brandenburg  bestanden  Lehnpferde- 
gelder, Huf-  und  Giebelschösse,  Kavallerie- Verpflegungsgelder, 
Quittungsgelder  usw.;  noch  schlimmer  war  der  Wirrwarr  in 
Pommern^). 

Hier  griff  nun  Friedrich  Wilhelm  I.  ein,  indem  er  flir 
Preussen  den  Generalhufenschoss  einführte.  Derselbe  war  eine 
durchaus  einheitliche  Steuer  und  trat  an  Stelle  all  der  bis- 
herigen verschiedenen  Abgaben*).  SchmoUer*)  nennt  ihn  mit 
Recht  eine  Repartitionssteuer.  Das  Fundament  für  dieselbe 
war  der  GrundTiesitz.  Um  letzteren  niöglielist  genau  zu  be- 
messen, wurde  in  der  Provinz  Preussen  eine  neue  Katastrirung 
vorgenommen,  welche  1714  begonnen  und  bis  1719  vollendet 
wurde*). 

Es  bezeichnet  der  GeneralhufcnschoBS  einen  unendlichen 
Fortschritt  gegenüber  dem  bisherigen  Zustand;  er  setzte  an 
Stelle  der  mannigfaltigen,  oft  ungerecht  bemessenen  Abgaben 
eine  cinheitliclii?,  möglichst  gleichmüssig  vertheilte  Steuer;  er 
ist  ein  gewaltiger  Schritt  vorwärts  auf  der  Bahn  nach  dem 
Prinzip  der  Altgemeinheit  und  Gleichmässigkett  der  Steuer; 
ja  noch  merkwürdiger,  zu  einer  Zeit,  wo  die  Theorie  des 
PhysiokratismuB  noch  nicht  an  das  Tageslicht  getreten  war, 
hat  hier  in  der  Praxis  eine  Verwirklichung  dieser  Theorie 
stattgefunden,  wie  sie  in  dieser  Reinheit  vielleicht  nie  wieder 
dagewesen  ist').  Durch  die  Einführung  des  Gencralhufcn- 
schosses  bewies  Fiüedricli  Wilhelm  I.,  dass  er  in  wirthschaftliehen 
Dingen  seiner  Zeit  um  ein  volles  Mensehenalter  voraus  war. 

Nicht  ganz  so  hervorragend,  aber  in  ihrem  schliesslichen 
Effekt  kaum  minder  bedeutsam  erscheint  die  Wirksamkeit 
Friedrich  Willielnis  I.  auf  dem  Gebiet  der  indirekten  Steuern. 

■)  Promemorift  über  die  Akzisefreiheit  dm  platten  Landes  in  Akta 
wegen  dea  neuen  AkziBereglements  für  PreuHsen  und  Litthauen,  Berlin, 
Ueh.  Staatsarchiv. 

'l  Man  eraieht  zugleioli  hieraus,  claae  die  Kontribution  keineswegs 
eine  rein  direkte  Steuer  war;  es  wurde  die  letztere  -  auch  bisher,  soviel 
ich  Hche,  einstimmig  in  der  Wissenschaft  angewandte  —  BezeiehnuDg 
hier  u  parte  potiori  genommen. 

»)  Dieterici,  Steuerreform  S.  218—220. 

*)  Vgl,  Dieterici  a.  s.  0. 

^)  Epochen  der  preussiechen  Finanzpolitik,  im  Jahrbuch  für  Oesetz- 
og  usw.  im  Deutschen  Reich  1877  K.  59. 

*)  Biedel,  Staatshaushalt  S.  m. 

')  Freilich  darf  hierbei  nicht  verkannt  werden,  dass  daneben  die 
Akzise  in  den  Städten  fortbestand,  während  der  FhTsiokratismus  die 
Sttidte  ganx  stcuertrei  lassen  wollte.  Es  führte  also  aer  Generalhufen- 
BchoBS  den  Physiokratismus  nicht  für  den  ganzen  Staat,  sondern  nur  für 
die  eine  Hälfte  desselben  ein. 


gebuBg  u 


VII.  3.  15 

Sie   besteht  in   der  scharfen  Umbildung  der   fiskalen  Finanz- 

Solitik  zu  einer  Schutzzollpolitik.  Wohl  hat  er  das  System 
es  Schutzes  der  nationalen  Industrie  für  Preussen  nicht  neu 
geschaffen,  aber  er  zuerst  hat  es  konsequent  durchgebildet: 
durch  seine  Verbote  fremder  Fabrikate,  durch  seine  Mehr- 
besteuerung ausländischer  Produkte  wandelte  er  allmählich,  und 
zwar  vollbewusst,  die  Akzise,  soweit  sie  nicht  Verbrauchs- 
abgabe war  sondern  Handelssachen  traf,  zu  einem  Schutzzolle 
um;  er  stellte  damit  die  Finanzen  in  den  Dienst  der  Wirth- 
schaftspolitik :  sie  waren  nicht  mehr  isolirt,  waren  nicht  mehr 
das  allein  Massgebende,  sondern  ein  Mittel  zur  Hebung  der 
nationalen  Industrie.  Aber  noch  weiter.  Sobald  im  Interesse 
der  städtischen  Produktion  Sachen  ganz  verboten  oder  sehr 
hoch  besteuert  waren,  musste  es  zu  grossen  Unzuträglichkeiten 
führen,  wenn  eben  diese  Sachen  auf  dem  Lande  steuerfrei  ein- 
gingen. Friedrich  Wilhelm  erkannte  dies  vollkommen  klar, 
zugleich  aber  das  Mittel  zur  Abhilfe :  er  bestimmte,  verbotene 
Waaren  sollten  auch  auf  dem  Lande  nicht  eingeführt  werden, 
besonders  hoch  besteuerte  Sachen  sollten  die  Abgaben  auch  dann 
zahlen,  wenn  sie  nach  dem  Lande  gingen.  Es  wurden  dadurch 
wenigstens  in  einer  Beziehung  Stadt  und  Land  vollkommen 
gleichgestellt;  der  Gegensatz  des  Finanzsystems  von  Stadt  und 
Land,  war  wenigstens  an  einer  Stelle  durchbrochen,  das 
Land  war  gezwungen,  seine  Interessen,  seine  Privilegien  da 
zu  opfern,  wo  dieselben  mit  den  Forderungen  des  Gesammt- 
wohles  unvereinbar  erschienen:  ich  erblicke  hier  den  Punkt, 
wo  zum  ersten  Mal  in  der  preussischen  Finanzpolitik  klar  und 
deutlich  das  Interesse  der  Gesammtheit  einen  entscheidenden 
Sieg  über  die  auf  dem  historischen  Recht  beruhenden  Einzel- 
interessen davonträgt. 

Aber  die  Verdienste  Friedrich  Wilhelms  I.  um  die  Weiter- 
entwickelung der  Finanzen  sind  hiermit  noch  nicht  erschöpft ; 
nicht  nur  auf  dem  materialen,  sondern  auch  auf  dem  formalen 
Gebiet,  nicht  nur  in  der  Steuerverfassung,  sondern  auch  in 
der  Steuerverwaltung  traf  er  bahnbrechende  Anordnungen. 
Ein  bedeutsamer  Schritt  war  hier  schon  vor  ihm  gemacht:  der 
Uebergang  der  Verwaltung  in  die  Hand  des  Landesherren. 
Derselbe  ist  die  naturgemässe  Folge  der  Vernichtung  der 
Selbständigkeit  der  Landstände  durch  den  grossen  Kurfürsten. 
Es  kann  daher  nicht  überraschen,  dass  zum  Theil  noch  im 
17.  Jahrhundert  der  Landesherr  selbst  die  Erhobung  und  Ver- 
waltung ebenso  der  Akzise  wie  der  Kontribution  übernahm. 
Eis  hatte  dann  später  in  jeder  Provinz  ein  Kriegskoinmissariat 
die  Erhebung  und  Verwaltung  der  Akzise  und  der  Kontribu- 
tion, über  den  einzelnen  Kommissariaten  stand  als  Zentral- 
behörde das  Generalkriegskommissariat.  Es  zeigt  sich  in  dieser 
Einrichtung  der  enge  Zusammenhang  zwischen  Finanzen  und 
Armee.    Wie   die  Finanzen   so  gut  wie   ganz   für   die  Bedürf- 
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iiisse  dos  Heeres  bostiramt  waren,  so  wurden  sie  auch  von 
einer  eigentlich  militärischen  Behörde  erhoben.  Nun  ist  es 
gorado  Friedrich  Wilhelm  L,  der  diesen  Zusammenhang  zwar 
(iurcliaus  nicht  beseitigte,  aber  doch  etwas  lockerte.  Er  mit 
seinem  feinen  GefUhl  fUr  alles,  was  die  Organisation  der  Ver- 
waltung anging,  empfand  es  bald  als  beschwerlich,  dass  die 
verschiedenen  Einnahmen  des  Staates  so  schroff  von  einander 
getrennt  gehalten  wurden.  Soweit  diese  Einnahmen  üfFentlich- 
rochtlicher  Natur  waren,  haben  wir  sie  eben  besprochen;  dazu 
kamen  nun  die  privatrechtliclien ,  welche  in  erster  Reihe  aus 
den  Ertrugen  der  Domänen  herrührten.  Sie  wurden  verwaltet 
von  den  Amtskanimem,  über  welchen  das  Generaltinanzdirek- 
torium  stand.  Diese  absolute  Trennung  der  beiden  Zweige 
der  Staatseinnahmen  hatte  ihr  Bereehtigte»,  so  lange  nur  Ak- 
zise und  Kontribution  als  Staatsc'inkünfte ,  die  Erträge  der 
Domänen  dagegen  als  Privatcinkummen  des  Herrschers  be- 
trachtet wurden ;  aber  gi^rade  Friedrich  Wilhelm  I.  brach  mit . 
dieser  Anschauung  vollständig;  indem  er  die  Domänen  als 
Staatseigen th um  ansah'),  beseitigte  er  den  letzten  Rest,  der 
dem  preussischen  Rönigthum  noch  von  privatrechtlicher  Auf- 
fassung anhaftete.  Damit  wurde  nun  aber  jene  Duplizität  in 
der  Verwaltung  wenigstens  theoretiscli  unhaltbar.  Auch  prak- 
tisch hatte  sie  ihre  grossen  Nachtheile,  da  es  an  Zänkereien 
zwischen  den  Amtskammern  und  den  Kommissariaten  nie  fehlte. 
Friedrich  Wilhelm  I.  erkannte  dies  alles  aufs  klarste  und 
wusste  auch  die  praktischen  Folgerungen  zu  ziehen.  1722 
vereinigte  er  das  bisher  Getrennte  in  der  Oherinstanz,  indem 
er  das  Generalkriegskoinmissariat  und  das  Qeneralfinanzdirek- 
torium  in  das  Generaloberfinanz-  und  doraäncndirektorium  zu- 
sammenzog; 1723  folgte  die  Union  auch  in  der  Unterinstanz 
durch  Errichtung  der  Kriegs-  und  domänenkammern  an  Stelle 
der  Amtskammem  und  Kriegskommissariate.  Am  besten  zeigte 
der  König  seinen  praktischen  Blick  dann,  dass  er  mit  der 
Unifikation  nicht,  wie  dies  ein  einseitiger  Theoretiker  gethan 
hätte,  auch  da  vorging,  wo  dieselbe  nur  nachtheilig  wirken 
konnte:  für  die  Kassenverwaltung  blieb  die  bisherige  Scheidung 
bestehen,  es  gab  nach  wie  vor  Kriegskassen  und  Domänen- 
kasaen  in  der  Unterinstimz,  eine  Generalkriegs-  und  eine 
Generaldomänenkasse  in  der  Oberinstanz;  in  erstere  flössen 
Kontribution  und  Akzise,  in  letztere  die  Erträge  der  Domänen^), 
Es  bedeuteten  diese  neuen  Organisationen  zunächst  einen  un- 
geheuren Fortschritt  zur  Zentralisation,  eigentlich  konnte  erst 


')  Wenn  er  dies  aucb  nicht  mit  voller  Schärfe  ausspracb.  ho  ergieb 
es  Bich  doch  aus  dem  Edikt  von  1713,  das  alle  neuen  ETwerDungen  der 
Krone  inkorporirte.  Nur  die  formale  Fassung  des  Katzee,  dass  Sie  Do- 
mänen ijtaatseigeuthum  Beiea,  wird  dem  allEemeiDen  L^mdrecht  verdankt. 
sein  malerieller  Inhalt  atammt  von  Friedrich  Wilhelm  I.  her. 

")  Kiedel,  Staatahauahalt  8.  54.  58. 
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jetzt  von  einer  wirklich  einheitlichen  Staatsverwaltung  die 
Kede  sein :  indem  in  Zukunft  alles  im  Generaldirektorium  wie 
in  einem  Brennpunkt  zusammentraf,  war  die  Gewähr  gegeben, 
dass  nicht  der  Streit  der  Einzelinteressen  im  Staatsdienst  sich 
auf  Kosten  der  nothwendigen  Einheit  geltend  machte.  Aber 
weiter,  indem  die  Verwaltung  der  Steuern  mit  der  der  Do- 
mänen vereinigt  wurde,  musste  zwar  nicht  sofort,  aber  doch 
mit  der  Zeit  jene  Auffassung  schwinden,  dass  die  Steuern  nur 
für  das  Heer  bestimmt  seien,  sich  ganz  nach  den  Bedürfnissen 
dieses  zu  richten  hätten;  es  musste  allmählich  immer  schärfer 
der  enge  Zusammenhang  zwischen  Steuern  und  Wirthschafts- 
politik,  zunächst  Landwirthschaftspolitik,  hervortreten,  sobald 
dieselbe  Behörde  fiir  beides  zu  sorgen  hatte.  «Die  Verwaltungs- 
organisationen Friedrich  Wilhelms  I.  sind  von  der  grössten 
Bedeutung  für  die  gesammte  innere  Geschichte  des  Staats,  am 
meisten  aber  fUr  die  Finanzen.  Die  richtige  Stellung  des 
Finanzwesens  innerhalb  des  Ganzen  der  Volkswirthschaft  wurde 
durch  sie  zwar  noch  nicht  rein  ausgesprochen,  aber  doch  an- 
gebahnt und  überhaupt  erst  möglich  gemacht. 

Die  Einrichtung  der  Verwaltung  war  fortan  folgende: 
das  Generaldirektorium  zerfiel  nach  Provinzen  in  vier  Depar- 
tements. An  der  Spitze  eines  jeden  derselben  stand  ein  Mi- 
nister, der  die  Oberaufsicht  über  die  Akzise  der  ihm  unter- 
feordneten  Provinz  hatte.  In  jeder  Provinz  selbst  lag  die 
«eitung  der  ELammer  ob,  unter  der  dann  die  einzelnen  Beam- 
ten standen.  Die  Stellung,  die  Pflichten,  die  Obliegenheiten 
der  verschiedenen  Arten  von  Beamten  waren  bestimmt  durch 
das  Reglement  vom  26.  Dezember  1736*). 

Wie  bei  allen  Theilen  des  Staatsdienstes,  so  hielt  auch 
beim  Finanzwesen  Friedrich  Wilhelm  L  darauf,  dass  strengste 
Ordnung  und  Pünktlichkeit  herrschte.  Genau  zur  bestimmten 
2ieit  mussten  die  Abgaben  in  der  durch  die  Etats  festgesetzten 
Höhe  in  baarem  Gelde  an  die  Kassen  abgeliefert  werden ;  die 
einmal  aufgestellten  Etats  sollten  unter  keinen  Umständen  ver- 
ändert werden;  Gelder  aus  den  verschiedenen  Rassen  durften 
nicht  mit  einander  vermischt  werden*). 

Der  König  hatte  nun  auch  den  Genuss,  die  sichtbaren 
Erfolge  seiner  Politik  wahrzunehmen.  Die  Erträge  der  Steuern 
wuchsen  zusehends.  Um  dies  zu  zeigen,  seien  nur  aus  der 
Provinz  Preussen  einige  Angaben  angeführt^).  Dort  brachten 
die  Steuern  im  Jahre  1727  669544Thlr.  ein,  1737  waren  sie 
auf  771545  Thlr.  gestiegen.  Der  Antheil  der  Akzise  an  diesen 
Summen  betrug  1727  365000  Thlr.,  1737  450000  Tlilr.    Hier- 


^)  Beguelin,  Akzise-  und  ZoUverfaBscmg  S.  106. 
')  EbeDSO  im  Anfang  der  Regierung  Friedrichs  II.    fianke,  Zwölf 
Bücher  preiusischer  Geschichte  Bd.  5  S.  261. 

*)  Bänke,  Zwölf  Bücher  preussischer  Geschichte  Bd.  3  S.  173. 
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von  entfielen  auf  Königsberg  1727  100000  Thlr.,  1737  140000 
Thir.;  auf  die  kleinen  Städte  1727  78000  Thlr,  1737  105000 
Thlr.  Die  Geaammteinnalimen  der  Oeneralkriegekasse  hatten 
im  letzten  Regierungajahre  des  Königs  bereit»  die  ansehnliche 
Summe  von  8616251  Thlr.  erreicht').  Welch  eine  Bedeutung 
die  Landeshauptfitadt  Berlin  schon  damals  hatte,  zeigt  wohl 
am  besten  der  Umstand,  dass  sie  den  12.  Theil  der  G^esammt- 
steuersumme  aufbrachte,  nämlich  297  778  Thlr.*). 

Dies  war  das  Steuersystem,  das  Friedrich  der  Örosse  vor- 
fand, als  er  zur  Kegierung  gelangte.  Er  selbst  traf  zunächBt 
keine  wesentlichen  Acnderungen;  vielmehr  wurden  die  alt- 
preussischen  Einrichtungen  in  der  Hauptsache  auch  auf  die 
neuen  Kroberungen,  auf  Sclilesien  übertragen.  Die  Akzise, 
die  dort  bisher  auf  dem  Lande  wie  in  der  Stadt  gegolten  hatte, 
wurde  in  Zukunft  auf  die  Städte  beschränkt;  auf  dem  Lande 
trat  an  ihre  Stelle  die  Kontribution ,  mit  deren  EintUhrung 
eine  Neukatastrirung  verbunden  war.  Wie  in  den  alten  Pro- 
vinzen, so  nahm  auch  in  Schlesien  der  König  die  Verwaltung 
der  Einkünfte,  die  bisher  Sache  der  ständischen  Abgeordneten 
gewesen   war,    in   seine   eigene  Hand;    es   wurde    hierzu   der 

Ereussische  Behördenorganiamus  eingeführt;  zwei  Kriegs-  und 
tomänenkammem  wurden  eingerichtet 

Es  folgte  die  Zeit,  wo  das  preussische  Finanzwesen  auf 
eine  harte  Probe  gestellt  wurde,  die  Periode  des  Weltkrieges, 
wo  es  sich  darum  handelte,  dem  König  die  finanziellen  Mittel 
zu  liefern,  dem  ganzen  Europa  gegenüber  so  lange  Stand  zu 
halten.  Im  ganzen  bestand  das  preussische  Finanzsystem  diese 
Probe  in  glänzender  Weise,  wie  sich  darin  zeigte,  dass  es  dem 
König  möglich  war,  den  Weltkrieg  zu  führen,  ohne  seinen 
Unterthanen  ausserordentliche  Abgaben  aufzuerlegon ").  Aber 
eben  damit  hatte  das  Finanzwesen  das  Höchste  geleistet ,  was 
es  konnte*).   Die  Grenze  seiner  Spannkraft  war  erreicht.   Da- 


■)  Riedel,  SlaatBhaushftIt  ü.  64. 

*)  Thile,  KnimärkiBche  Kontributions-  und  SchoBeeinricbtuue  8.  22. 

')  AllerdineB  wird  man,  nenn  man  ee  genau  nimmt,  die  MUncver- 
BcblechteruiiK  als  eine  ansBerordentliche  KricgMteuer  betrachten  müaeeu; 
aliein  dieselbe  ist  doch  zu  unbedeutend  —  zama!  wenn  man  bedenkt, 
daaa  ihre  üblen  Folgen  nur  zum  Thcil  PreuBaen,  zum  vielleicht  grösseren 
Theil  das  Anstand  trafen  —.  um  die  Kichtigkeit  des  im  Texte  aua- 
gesprochenen  Satzes  in  Fra^e  zu  stellen. 

')  Natürlich  ist  hierbei  zu  bcrückaich tagen,  daee  fiich  Friedrich  vom 
Ausland  durch  Kontributionen  höbe  Summen  vorechafile.  Aber  man 
muBS  auch  bedenken,  dass  sich  eine  Kt«igening  dieser  Summen  ins  un- 
gemessene in  der  Praxis  von  selbst  verbot,  und  dass  Friedrieb  keineswegs 
diese  Art  der  Beschaffung  von  Einnabmen  in  höherem  Masse  angewandt 
bat  als  andere  Heerführer  —  man  denke  nur  an  die  Generäle  der  iran- 
zöeiscben  Republik  — .  Eben  die  Thateache,  dass  Friedrich  den  sieben- 
jäbrigen  Krieg  fUhrte  sllein  mit  Hilfe  der  Zwaugsabgaben  des  Auslandes, 
ohne  Erhöhung  der  Steuern  des  Inlandes,  bleibt  im  höchslen  Masse  be- 
wunderungBwerth  and  bedeutsam  fUr  das  preuseische  Finanzwesen. 
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gegen  genügte  es  nach  dem  Frieden  nicht,  dass  die  bisherigen 
Bedürfnisse  befriedigt  wurden,  sondern  man  brauchte  mehr; 
die  neue  Grossmachtsstellung  Preussens  hatte  auch  neue  Aus- 
gaben zur  Folge,  welche  ihrerseits  neue  Einnahmen  verlangten. 
Galt  es  doch  ein  Heer  zu  unterhalten,  das  stets  im  Stande 
sei,  aufs  neue  den  Kampf  um  Preussens  £hre  und  Macht  auf 
sich  zu  nehmen;  galt  es  doch  andererseits  das  durch  den 
Krieg  tief  geschädigte  und  aus  tausend  Wunden  blutende  Land 
wieder  zu  kräftigen.  Zu  letzterem  Zwecke  aber  musste  der 
Staat  eingreifen,  da  bei  den  damals  in  Preussen  herrschenden 
wirthschaftlichen  Zuständen  der  einzelne  hierzu  nicht  im  Stande 
war.  Der  Staat,  das  heisst  der  Monarch,  musste  das  Werk 
der  inneren  Kolonisation,  der  Landeskultur  in  seine  Hand 
nehmen.  Dies  aber  konnte  er  nur,  wenn  ihm  bedeutend 
höhere  Summen  als  früher  zur  Verfügung  standen.  So  drängte 
nach  1763  alles  zur  Vermehrung  der  Staatseinnahmen  hin. 

Es  fragte  sich,  ob  das  bisherige  preussische  Steuersystem 
die  verlangten  höheren  Erträge  werde  liefern  können.  Das 
altpreussische  Beamtenthum  beantwortete  diese  Frage  mit  einem 
entschiedenen  Nein,  und  der  König  erkannte  dies  Nein  an^). 
Aber  andrerseits  betrachtete  er  es  als  ausgemacht,  dass  er 
höhere  Einnahmen  haben  müsse ;  er  war  nicht  gewillt,  sich  in 
eine  Diskussion  liierüber  einzulassen.  Aus  diesen  Verhältnissen 
heraus  ergab  sich  für  Friedrich  H.  die  Noth wendigkeit ,  in 
ganz  anderer  Weise  als  bisher  dem  Finanzwesen  näher  zu 
treten ;  wenn  das  Beamtenthum  seine  Mitwirkung  versagte,  so 
musste  der  König  versuchen,  im  Finanzwesen  ganz  neue 
Bahnen  einzuschlagen,  um  sieh  so  von  diesem  Beamtenthum 
unabhängig  zu  machen.  Er  wurde  naturgemäss  dahin  geführt, 
die  Rolle,  welche  das  Beamtenthum  in  der  Finanzverwaltung 
spielte,  mehr  und  mehr  zu  beschränken,  die  absolute  Kabinetts- 
regierung, die  auf  anderen  Gebieten  bereits  bestand,  auch  hier 
einzuftlhren. 

Aus  diesen  Prämissen  heraus  wollen  die  Neuorganisationen, 
die  nach  dem  Jahre  1768  stattfanden,  beurtheilt  sein  ^).  Zweierlei 
stand,  wie  gesagt,  ftlr  den  König  fest:  einmal  dass  er  unter 
allen  Umständen  mehr  Geld  haben  müsse,  sodann  dass  er 
dasselbe  durch  einfache  Erhöhung  der  bestehenden  Steuern 
nicht  gewinnen  könne.  Er  suchte  sich  nun  durch  dreierlei 
Mittel  die  erforderlichen  Mehreinnahmen  zu  verschaffen :  durch 
Aenderung  der  Verwaltungsorganisation,  durch  Umgestaltung 
des  indirekten  Steuersystems,  durch  Einfilhrung  neuer  Ab- 
gaben. Während  ersteres  beides  nicht  eine  eigentliche  Ver- 
mehrung der  Steuern  sein,  sondern  nur  indirekt  zum  Wachsen 
der  Einkünfte  beitragen  sollte,  war  letzteres  ganz  direkt  eine 


^)  Vgl  hierzu  unten  Buch  1  Kap.  1. 

s)  Vgl.  über  dieselben  Riedel,  Staatshaushalt  8.  102.  106.  112  ff. 
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Erhöhung  der  Lasten.  Hierhin  gehdrt  vor  allem  das  Tabaks- 
monopol, daa  ursprünglich  ein  ExkluBivmonopol  war,  das  einer 
Qesellschaft  gegen  ZahluDg  einer  sehr  hohen  Abgabe  an  den 
Staat  verliehen  wurde,  das  aber  allmählich  in  ein  Staats- 
monopol von  entschieden  fiekalem  Charakter  überging;  sodann 
die  Lotterie  und  die  Poatregie.  Die  Lotterie  wurde  bereits 
1763  eingerichtet  und  brachte  antUnglich  6000  Thaler  ein. 
Bei  der  Umgestaltung  des  Postwesens  wirkte  schon  das  Vor- 
bild der  Regie  bestimmend  mit  Es  wurde  1766  das  Posl- 
weaen  einem  französischen  Generalintendanten  in  Administra- 
tion gegeben ;  wie  bei  der  Regie  musste  derselbe  zunächst  ein 
Pauschquantum  in  der  Höhe  der  bisherigen  Einnahmen,  die 
sogenannte  Fixation,  abliefern ;  von  dem  was  über  diese  Summe 
hinaus  einkam,  dem  Ueberschuse,  bekamen  die  Beamten  Tan- 
tiemen in  beträchtlicher  Höhe,  während  der  Rest  wieder  an 
den  KOnig  ging.  Es  blieb  diese  Einrichtung  nicht  lange  be- 
stehen; schon  1769  wurde  sie  aufgehoben,  doch  war  die  Aen- 
derung  nur  eine  personelle:  es  wurde  lediglich  die  französische 
Administration  beseitigt,  während  die  sonstigen  Institutionen, 
vor  allem  die  Scheidung  von  Fixation  und  Ueberschuss,  bei- 
behalten wurden. 

Durch  diese  Organisationen,  welche  für  wichtige  Zweige 
des  Finanzwesens  selbständige  Verwaltungen  schufen,  war  be- 
reits dem  Generaldirektorium  ein  sehr  umfangreicher  Theil  der 
Finanzen  entzogen  worden;  noch  weit  mehr  aber  wurde  die 
Bedeutung  desselben  gemindert  durch  die  stets  wachsende 
Wichtigkeit  der  Dispositionskasse.  Wenn  auch  der  Name  für 
dieses  Institut  erst  in  den  letzten  Jahren  Friedrichs  auftaucht, 
so  war  doch  die  Einrichtung  seihat  weit  älter.  Sie  beruhte 
darauf,  dass  alle  UebcrschUsse ,  die  durch  die  seit  1763  ge- 
troffenen Neueinrichtungen  erzielt  wurden,  nicht  mehr,  wie 
bisher,  an  die  beiden  grossen  Zentralkassen,  die  Generalkri^fs- 
und  die  Generaldomänenkasse,  abgeliefert  wurden,  sondern 
entweder  mit  besonderer  Berechnung  an  den  Intendanten  der 
Hofstaatskasse  oder  sogar  direkt  an  den  König  gingen.  Der 
Monarch  verfllgtc  über  alle  diese  Summen  vollkommen  nach 
seinem  Ermessen,  ohne  Vermittelung  irgend  eines  Ministers. 
Diese  Einrichtung  wurde  nun  im  Laufe  der  Zeit  immer  weiter 
ausgedehnt.  So  blieben  zunächst  die  Erträge  der  in  den 
späteren  Jahren  neu  eingeführten  Steuern,  vor  allem  die  der 
Fabrikensteuer')  und  des  Traneitoimposts '^j,  zur  unmittelbaren 
Disposition  des  Königs.  Ebenso  wurde  es  ferner  gemacht  mit 
den  Ueberschüssen  der  beiden  Provinzen,  in  denen  Spezial- 
verwaltung  bestand,  mit  Schlesien  und  Ostfriesland.  Von  den 
Einkünften     des    letzteren  Landestheiles    behielt    der    König 


')  Vgl.  Buch  3  Kap.  1. 
*)  Vgl.  Buch  3  Kap.  8. 
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100000  Thaler  zur  freien  Verfügung,  Von  den  Erträgen 
ScMesiens  wurde  das,  was  nicht  fUr  die  Truppen  verausgabt 
oder  in  den  königlichen  Tresor  abgeführt  wurde,  ebenfalls 
der  königlichen  Disposition  vorbehalten:  es  machte  dies  1786 
die  Summe  von  860539  Thalem  aus.  Ein  weiterer  wesent- 
licher Schritt  in  dieser  Richtung  war  es,  dass  später  auch  die 
Ueberschüsse  ^)  der  Provinzial- Kriegs-  und  Domänenkassen 
-zur  Disposition  des  Königs  abgeliefert  wurden.  Es  stiegen 
so  die  Einnahmen  der  Dispositionskasse  mehr  und  mehr.  Im 
letzten  Regierungsjahre  Friedrichs  hatten  sie  die  bei  der  Ge- 
«ammteinnahme  des  Staates  kolossale  Höhe  von  8  089  024  Tha- 
lem erreicht.  Allerdings  aber  muss  man  hierbei  berücksich- 
tigen, dass  ein  beträchtlicher  Theil  dieser  Summe  nur  vorüber- 
gehend in  der  Dispositionskasse  blieb,  um  dann  an  ordentliche 
Kassen  weiter  zu  gehen.  Zieht  man  diese  Gelder  von  der 
obengenannten  Summe  ab,  so  ergeben  sich  als  wirkliche  Ein- 
nahme der  Dispositionskasse  5  749472  Thaler,  immer  noch 
ein  erstaunlich  noher  Betrag.  All  diese  Gelder  verwaltete  der 
Sendant  der  Hofstaatskasse,  Buchholz;  die  Verfügung  über 
sie  dagegen  hatte  in  der  direktesten  und  unumschränktesten 
Weise  der  König  selbst 

Man  sieht.,  die  Ausbildung  des  Instituts  der  Dispositions- 
kasse bedeutet  nichts  anderes  als  die  Einführung  der  strengsten 
Kabinettsregierung  auf  dem  Gebiete  des  Finanzwesens.  Die 
Vortheile  so  gut  wie  die  Nachtheile  dieser  Einrichtung  fallen 
leicht  ins  Auge.  Es  wurde  dadurch  eine  Zentralisation  her- 
beigeführt, wie  sie  schärfer  nicht  denkbar.  Indem,  abgesehen 
von  den  absolut  unvermeidlichen  und  dauernden  Ausgaben, 
alle  sonst  zu  machenden  Aufv^endungen  des  Staates  im  Ka- 
binett des  Königs  festgestellt  wurden,  war  die  Gewähr  ge- 
geben, dass  die  gegen  einander  streitenden  Interessen  von 
einer  über  ihnen  allen  stehenden  Macht  sorgfllltig  abgewogen 
würden,  dass  einem  jeden  von  ihnen  sein  Recht,  dass  keines 
■durch  ungerechte  Bevorzugung  beeinträchtigt  würde.  Aber 
alles  dies  galt  nur  unter  einer  Voraussetzung:  der  Blick  des 
Monarchen  musste  in  der  That  alle  Interessen  mit  gleicher 
Sachkenntnis,  mit  gleicher  Objektivität  umfassen.  War  dies 
nicht  der  Fall,  so  musste  die  geschilderte  Organisation  die 
schwersten  Nachtheile  zur  Folge  haben.  Indem  nicht  mehr 
dort  entschieden  wurde,  wo   alle   Interessen   ihre  Vertretung 


')  Der  technische  Begriff  des  Ueberschusses ,  der  in  dem  ganzen 
Finanzwesen  Friedrichs  IL  eine  so  hervorragende  Rolle  spielt,  ist  folgen- 
der: es  worden  stets  im  Etat  die  Einnahmen  und  Aasgaben  für  das 
kfinftige  Jahr  festgestellt  Von  den  Einnahmen  der  einzelnen  Kassen 
wurden  nun  zunftcnst  die  Ausgaben  derselben  Kassen  bestritten;  sodann 
wurden  aus  ihnen  die  Summen  an  die  beiden  Generalkassen  abgeführt, 
die  hierfür  im  Etat  angesetzt  waren;  was  nun  noch  von  den  Einnahmen 
übrig  blieb,  galt  als  Ueberschuss. 
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beeasBen ,  sondern  alles  der  Willkür  des  Monarchen  anheim 
gestellt  war,  war  es,  sobald  der  Regent  nicht  mehr  alle  Seiten 
des  Staates  beherrschte,  die  nothwendige  Folge,  daas  ein  In- 
teresse auf  Kosten  eines  andern  ungerecht  bevorzugt  wurde. 
Mit  einem  Worte ,  )enc  Einrichtung  passte  wohl  fUr  einen  so 
singulHren  Monarchen  wie  Friedrich  11.;  als  dauernde  Institu- 
tion gedacht  aber  war  sie  ein  Unding.  Es  war  eine  ver- 
hängnisvolle Bahn,  in  welche  der  König  das  preussische 
Finanzwesen  geflkhrt  hatte:  nachdem  das  Beamten thum  sich 
unfähig  gezeigt  hatte,  die  Weiterbildung  des  Steuerwesens  in 
seine  Hand  zu  nehmen,  hatte  der  König,  anstatt  sich  damit 
zu  begnügen  die  bisherigen  Institutionen  zu  reformiren,  die- 
selben ganz  beseitigt:  er  hatte  daftlr  eine  Willktlrherrschaft 
eingefiihrt,  bei  der  es  nur  von  der  Person  des  jeweiligen 
Monarchen  abbing,  üb  ihre  Folgen  gute  oder  sehr  nachtheilige 
sein  sollten. 

Von  all  jenen  Neuordnungen  Friedrichs  II.,  die,  wie  wir 
zu  zeigen  suchten,  auf  Steigerung  der  Einnahmen  und  auf 
Einfuhrung  der  Kabinettsregierung  abzielten,  ist  nun  die  bei 
weitem  wichtigste  die  Einrichtung  der  Regie  und  die  mit 
letzterer  zusammenhängenden  Aenderungen  im  Steuerwesen: 
mit  ihr  wollen  wir  uns  fortan  ausschliesslich  beschäftigen. 


Erstes   Buch. 


Die  Regie: 

die    Organisation    der   Verwaltung   der   indirekten 

Abgaben. 


Erstes  Kapitel. 
Die  Errichtung  der  Regie. 


Wenn  Friedrich  11.  in  der  zweiten  Hälfte  seiner  Regie- 
rung bei  den  indirekten  Abgaben  grosse  Aenderungen  vor- 
nahm, 80  wurde  sein  Vorgehen  in  erster  Linie  veranlasst 
durch  die  Lage  Preussens  nach  der  Beendigung  des  sieben- 
jährigen Krieges.  Wie  fiir  alle  wesentlichen  Neuerungen  im 
Finanzwesen,  so  liegt  auch  für  die  Errichtung  der  neuen 
Finanzbehörde,  der  Regie,  hier  das  massgebende  Moment. 
Bereits  oben  wurde  darauf  hingewiesen,  wie  einerseits  in  folge 
des  Krieges  das  Land  tief  erschöpft  war,  wie  andererseits  es 
dem  König  unumgänglich  nöthig  erschien,  trotz  alledem  die 
Abgaben  zu  erhöhen.  Diese  leiden  Punkte  müssen  scharf 
betont  werden,  wenn  man  den  bald  hervortretenden  Gregensatz 
zwischen  dem  König  und  dem  Generaldirektorium,  der  die 
direkte  Veranlassung  fiir  die  Errichtung  der  Regie  wurde, 
richtig  verstehen  will. 

Wohl  war  Friedrich  Sieeer  im  Weltkrieg  geblieben,  aber 
er  hatte  den  Sieg  theuer  eÄauft.  Bekanntlich  hat  er  selbst 
am  klarsten  und  ergreifendsten  die  Nothlage  geschildert*),  in 
der  sich  der  preussische  Staat  nach  Abschluss  des  Friedens 
befand;  es  mag  genügen,  aus  seinen  Worten  einige  An- 
gaben herauszugreifen.  Gegen  1756  war  die  Bevölkerung 
um  500  000  Seelen  zurückgegangen :  dieses  bedeutete  bei  einer 
Gesammtsumme  von  4  500000  Menschen  eine  Abnahme  von 
über  10  Prozent  Noch  stärker,  wenn  auch  nicht  zifFermässig 
anzugeben,  war  der  Verlust  an  Vermögen:  hatten  doch  alle 
Provinzen  als  Kriegstheater  gedient,  waren  doch  viele  Theile 
des  Landes  mehr  oder  minder  lange  vom  Feinde  okkupirt 
worden.  Kein  Wunder,  dass  ganze  Gegenden  verwüstet,  dass 
weithin  die  Felder  brach  lagen,  mit  unbestellten  Saaten,  dass 
ganze  Städte  vollkommen  zerstört  waren.    Die  Zahl  der  spur- 

>)  Oeuvres  Bd.  6  S.  74. 
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los  versebwundenen  HAuser  giebt  der  König  auf  dreitauBund 
an,  Ueberall  feblte  es  an  Geld,  nirgends  gab  es  Kredit 
Mit  einem  Worte,  das  Land  stand  dicht  vor  dem  wirthachaft- 
licben  Ruin.  Schien  da  nicht  das  einzige  Mittel  zur  Abhilfe 
möglichste  Erleichterung  der  Lasten?  Gewiss,  der  gemeine 
Menschenverstand  musste  so  urtheilen,  er  musste  aus  der  so 
furchtbaren  wirthschafüichen  Lage  Freuasens  den  Schluas 
ziehen,  dasa  jetzt  allein  angebracht  sei  mögliebste  Vermin- 
derung der  Abgaben,  daas  Beibehaltung  der  bisherigen  Hobe 
derselben  kaum  erträglich,  eine  weitere  Steigerung  derselben 
vollkommen  unmöglich  sei.  So  urtheilte  das  Volk,  und  so 
urtheilte  auch  das  preussische  Beamtenthum. 

Aber  die  Sache  hatte  auch  noch  eine  andere  Seite,  sie 
erschien  in  wesentlich  anderem  Lichte,  wenn  man  ausging 
von  der  neuen  Stellung  Preussens  als  Grossmacht.  Durch 
den  Krieg  hatte  es  sieb  diese  Würde  eigentlich  erst  erworben, 
damit  aber  zugleich  die  Pflicht  auf  sich  genommen,  die  neue 
Stellung  auch  zu  behaupten,  denn  der  Verlust  derselben  hätte 
für  Preussen  nicht  nur  ein  Herabsteigen  zu  dem  früheren 
Range,  sondern  auch  —  darüber  konnte  sich  kein  Einsichtiger 
täuschen  —  den  vollkommenen  Ruin  des  Staates  bedeutet. 
Nun  besass  die  neue  Grossmacht  Feinde  ringsum.  Oesterreich, 
Frankreich,  Russland,  England,  sie  alle  hatten  Grund  genug 
zu  bitterem  Groll  gegen  den  so  rasch  emporgestiegenen  Klein- 
staat: trotz  gelegenSichen  Zusammengehens  mit  dem  einen 
oder  dem  andern  kam  es  doch  nie  zu  einem  in  Wahrheit 
freundschaftlichen  Verhältnis.  Stets  konnte  der  beute  been- 
digte Krieg  morgen  wieder  ausbrechen.  Zur  Vertheidigung  und 
Behauptung  seines  neuen  Ranges  aber  gab  es  für  Preussen 
nur  ein  Mittel,  dasselbe,  durch  das  es  die  neue  Stellung  in 
erster  Linie  errungen :  ein  stets  schlagfertiges  Heer  und  einen 
immer  gefüllten  Schatz.  Es  kam  für  Preussen  alles  darauf 
an,  dasH  das  Heer  stets  auch  einer  Vereinigung  mehrerer 
Gegner  gewachsen,  dass  die  Kassen  so  gefüllt  seien,  um  min- 
destens einen  Feldzug  ohne  fremde  Hilfe  fuhren  zu  können. 
Hieraus  aber  ergab  sich,  dass  von  einer  Verminderung  der 
bisherigen  Abgaben  keine  Rede  sein  konnte,  im  Gegentheil 
musste  man,  um  die  beiden  obengenannten  Forderungen  er- 
füllen zu  können,  an  eine  Erhöhung  derselben  denken.  Kam 
doch  dazu,  dass  ausser  jenen  militärischen  Bedürfnissen  auch 
im  Innern  an  den  Staat  höhere  Anforderungen  gestellt  wurden, 
da  der  Staat  vieles  übernehmen  musste,  zu  dessen  Durcb- 
^hrung  die  Privatthätigkeit  sich  unfähig  zeigte;  auch  zu  der 
Erfüllung  dieser  Obliegenheiten  war  die  erste  Voraussetzung, 
dass  grössere  Mittel  zu  Gebote  standen. 

Es  lag  hier  ein  ernster  Gegensatz  der  Interessen  vor: 
gebieterisch  erheischte  die  wirthschaftliche  Lage  Preussens 
eine  Verminderung  der  Abgaben,  ebenso  gebieterisch  verlangte 
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die  internationale  Stellung  des  Staates  eine  Erhöhung  der- 
selben. Die  Entscheidung  in  diesem  Dilemma  kann  für  uns, 
die  wir  von  der  hohen  Warte  der  Geschichte  aus  die  Sach- 
lage tiberblicken,  freilich  nicht  zweifelhaft  sein:  die  Privat- 
interessen mussten  zurücktreten  vor  den  öffentlichen,  die 
Salus  publica  musste  den  Sieg  davontragen  über  die  Wünsche 
der  einzelnen;  denn  was  war  diesen  damit  geholfen,  dass  ihre 
Lasten  erleichtert  wurden,  wenn  gleichzeitig  der  Staat,  durch 
dessen  Schutz  sie  überhaupt  erwerben  konnten,  zu  Grunde 
ging?  So  leicht  aber  jetzt  eine  Entscheidung  zu  treffen  ist, 
so  schwer  war  es  damals,  die  Dinge  richtig  zu  beurtheilen: 
war  doch  die  Voraussetzung  hierzu  eine  umfassende  Einsicht 
in  die  internationale  Lage,  ein  klarer  Blick  fUr  die  Bedeutung 
der  Grossmachtstellung  fUr  den  preussischen  Staat  Es  ist 
ein  Beweis  von  dem  Genie  des  grossen  Königs,  dass  er  mit 
seiner  Entscheidung  in  diesem  Streit  der  Interessen  nicht 
einen  Augenblick  zögerte,  und  dass  er  sofort  das  Richtige 
traf:  von  vornherein  war  er  von  der  Ueberzeugung  durch- 
drungen, dass  eine  Erhöhung  der  Abgaben  unumgänglich 
nöthig  sei.  Aber  wenn  wir  hier  auch  die  Weite  des  staats- 
männischen Blickes  Friedrichs  bewundem,  so  müssen  wir  es 
doch  andererseits  auch  begreiflich  finden,  dass  seine  Ansicht 
sich  nicht  allgemeiner  Zustimmung  erfreute,  dass  auch  für  die 
Privatinteressen  Vertreter  auftraten.  Musste  es  doch  für  alle 
diejenigen,  die  im  VoUgenusse  des  endlich  eingetretenen  Frie- 
dens lebten,  die  nicht  erkannten,  dass  dieser  Friede  dauernd 
nur  werden  könne  durch  stete  Kriegsbereitschaft,  —  musste  es 
doch  fUr  diese  als  erste  Aufgabe  erscheinen,  die  durch  den 
Krieg  geschlagenen  Wunden  zu  heilen ;  und  konnte  es  hierfür 
dem  äusseren  Anschein  nach  ein  besseres  Mittel  geben,  als 
Minderung  der  Lasten?  Man  sieht,  die  Haltung  des  General- 
direktoriums —  denn  dieses  vor  allem  vertritt  die  eben  charak- 
terisirte  Richtung  —  ist  zwar  historisch  und  absolut  betrachtet 
fehlerhaft,  ist  aber  durchaus  begreiflich,  und  es  kann  den  ein- 
zelnen daraus,  dass  sie  an  und  für  sich  berechtigte  Interessen 
in  zu  weit  gehender  Weise,  aber  in  bester  Absicht  vertraten, 
durchaus  kein  Vorwurf  gemacht  werden. 

Der  König  erkannte,  wie  gesagt,  die  Nothwendigkeit, 
dass  er  höhere  Staatseinnahmen  haben  müsse;  und  zwar  ver- 
anschlagte er  den  Mehrbetrag  auf  zwei  MilHonen  Thaler  jähr- 
lich. Er  wandte  sich  nun  an  den  Vizepräsidenten  des  General- 
direktoriums, Herrn  von  Massow,  um  mit  ihm  zu  erörtern,  auf 
welche  Weise  man  am  besten  die  geforderte  Summe  bekommen 
könne;  am  10.  Juni  1765  hatte  er  mit  jenem  eine  Unter- 
redung ^).     Die  Antwort,  die  er  erhielt,  war  eine  unerwartete : 


^)  Beguelin,  Akzise-  und  Zoll  Verfassung  S.  111.  lieber  die  kritische 
Begründung  der  folgenden  Darstellung  vergleiche  man  die  Nr.  1  der  Beilagen. 
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Massow  erklärte,  das  durch  den  Krieg  erschöpfte  Land  lasse 
an  eine  Erhöhung  der  Abgaben  nicht  denken.  Was  hiess  das 
andere,  als  dass  die  oberste  Finanzbehörde  sich  weigerte,  bei 
der  Ausführung  der  Plftne  des  Königs  mitzuwirken.  Friedrich 
indessen  war  entschlossen,  seine  Projekte  trotzdem  zu  verwirk- 
lichen: ging  es  nicht  mit  dem  preussischen  Beamtenthum, 
dann  musste  er  suchen,  ohne  dasselbe  fertig  zu  werden.  In 
seinen  Augen  bedeutete  jene  ablehnende  Antwort  Massows 
den  vollständigen  Bruch  zwischen  dem  König  und  dem  Be- 
amtenthum. 

Vorbereitet   war   dieser  Bruch   schon   lange:    schon   von 

1*eher  hatte  Friedrich  ku  der  preussischen  Finanzverwaltung 
;ein  rechtes  Vertrauen  gehabt.  Namentlich  glaubte  er,  dass 
die  Akzise  zu  sehr  vernachlässigt  werde.  Wie  weit  dieses 
Misstrauen  zurtlckreicht,  zeigt  eine  Kabinettsorder  aus  dem 
Jahre  1747  an  den  Kammerprttsidenten  Bibbeck  *),  in  welcher 
es  heisst:  „Ich  vernehme  aus  Eurem  Schreiben  vom  31.,  was 
Ihr  für  Ursachen  des  letzteren  Ausfalls  bei  der  Akzise  an- 
zeigt, welche  ich  dahingestellt  sein  lasse.  Meiner  Einsicht 
nach  bestehet  der  grösste  Fehler  darin,  dass  die  Kammer 
nicht  genug  Acht  auf  die  Akzise  giebt  und  sich  des  Akzise- 
wesens  nicht  gehörig  annimmt" 

Gesteigert  wurae  nun  diese  Unzufriedenheit  mit  den 
Finanzbehörden  im  Laufe  des  Weltkrieges.  Er  glaubte  —  es 
bleibe  dahingestellt,  ob  mit  Recht  oder  Unrecht  —  dem  Öe- 
neraldirektonum  die  Schuld  beimessen  zu  müssen,  dass  die 
Akzise  geringere  Erträge  lieferte,  als  sie  seiner  Meinung  nach 
liefern  konnte  und  musste.  Dazu  kam  —  und  dies  wurde 
das  eigentlich  Entscheidende  — ,  dass  während  des  Krieges 
diejenigen  Finanzminister  und  Finanzräthe  gestorben  waren, 
zu  denen  allein  der  König  noch  Vertrauen  gehabt  hatte*). 
Seitdem  stand  es  fUr  ihn  eigentlich  fest,  dass  er  mit  den  vor- 
handenen Beamten  nichts  anfangen  könne,  dass  er  sich  neue 
Leute  suchen  und  dieselben  (Ur  die  Ausfuhrung  seiner  Plftne 
selbst  heranbilden  müsse.  In  dieser  Meinung  des  Königs  liegt 
die  direkte  VeranUssung  für  die  Errichtung  der  Regie.  Erst 
dadurch,  dass  er  das  preussische  Beamtenthum  fUr  unßlhig 
hielt,  kam  er  dazu  eme  neue  Verwaltungsorganisation  zu 
schaffen.  Einen  Beweis  ftlr  die  Unbrauchbarkeit  seiner  Be- 
amten sah  er  z.  B.  darin,  dass  das  Generaidirektorium  seine 
Frage,  wie  viel  Pfund  Kaffee  im  Lande  verbraucht  würden, 
nicht  zu  beantworten  vermochte').  Bei  dieser  Voreingenom- 
menheit des  Königs  begreift  man,  wie  die  negative  Antwort 
Massows  den  letzten  Anstoss  geben  musste  für  den  Entschlusa 

>j  PreusB  Urkbcb.  Bd.  1  S.  87. 
»)  Oeuvre«  Bd.  6  S.  i. 
»)  PreuM  Bd.  3  S.  10. 
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Friedrichs  seine   Pläne    nunmehr   ohne    und    gegen   das   Be- 
amtenthum  durchzuführen. 

Aus  dem  Bisherigen  ergiebt  sich  aufs  klarste,  von  welchen 
Ideen  Friedrich  bei  der  Errichtung  der  Regie  ausging.  Man 
sieht  in  derselben  gewöhnlich  das  Bestreben,  die  Einnahmen 
zu  steigern.  Diese  Ansicht  ist  vollkommen  falsch.  Gewiss 
ist  es  richtig,  dass  der  König  höhere  Erträge  verlangte:  aber 
dieselben  wollte  er  gewinnen  durch  umfassende  Aenderungen 
des  ganzen  Finanzwesens;  dagegen  ist  die  Einführung  der 
Regie  lediglich  ein  verwaltungsorganisatorischer  Akt.  Sie  ist 
nicht  eine  grosse  finanzielle  Neuerung,   sondern   ein   Schlag 

fegen  das  preussische  Beamtenthum.  Sie  erfolgte  lediglich 
eshalb,  weil  einerseits  der  König  von  der  Unfilhigkeit  dieses 
Beamtenthums  in  finanzieller  Hinsicht  überzeugt  war,  anderer- 
seits jenes  Beamtenthum  sich  offen  weigerte,  dem  König  bei 
der  Ausfuhrung  seiner  Pläne  behilflich  zu  sein.  Es  muss  dies 
möglichst  scharf  hervorgehoben  werden,  weil  die  populäre 
Meinune  noch  zu  sehr  verbreitet  ist,  die  alle  die  grossen 
finanziellen  Neuerungen  Friedrichs  unter  dem  Namen  Regie 
zusammenfasst,  ohne  hier  Materiales  und  Formales  zu  scheiden. 
Dem  gegenüber  sei  nochmals  betont,  die  Bedeutung  der  Regie 
ist,  wie  sich  klar  aus  der  Veranlassung  zu  ihrer  Einführung 
ergiebt,  eine  rein  formale:  an  die  Stelle  der  nach  des  Königs 
Meinung  unfähigen  bisherigen  Verwaltung  sollte  eine  fähige 
neue  gesetzt  werden. 

Eine  weitere  Frage  ist,  wieweit  der  König  mit  seinem 
Urtheil  über  das  preussische  Beamtenthum  Recht  hatte;  sie 
aber  lässt  sich  erst  dann  beantworten,  wenn  wir  den  Leistungen 
dieses  Beamtenthums  die  der  neuen  Behörde  gegenübersteUen 
können. 

Wenn  dem  König  die  preussische  Verwaltung  in  schlechtem 
Lichte  erschien,  so  dachte  er  desto  höher  von  der  Geschick- 
lichkeit der  Franzosen,  und  demgemäss  entschloss  er  sich, 
sobald  jener  Bruch  mit  dem  Generaldirektorium  eingetreten 
war,  es  mit  Franzosen  zu  versuchen.  Man  hat  gewöhnlich 
diesen  Entschluss  Friedrichs  auf  den  Einfluss  von  Helvetius 
zurückgeführt,  aber  die  entscheidenden  Einwirkungen  empfing 
Friedrich  schon  in  früherer  Zeit,  schon  während  des  Krieges. 
Und  zwar  ist  es  der  Generalleutnant  v.  Krokow,  der  hier 
auf  den  König  bestimmenden  Einfluss  ausübte*).  Er,  der  zu 
den  Günstlingen  und  Vertrauten  Friedrichs  gehörte,  war 
dreissig  Jahre  in  Frankreich  und  in  französischen  Diensten 
gewesen;  es  war  daher  selbstverständlich,  dass  er  dem  König 
oft  von  den  französischen  Einrichtungen  erzählte.  Als  direkte 
Folge  seiner  Berichte  können  wir  es  betrachten,  wenn  Friedrich 
schon  während  des  Krieges  bisweilen  den  französischen  Finanz- 


*)  Freymüthige  Anmerkungen  Bd.  2  S.  97. 


80  VU.  3. 

einrichtungen  Vorzüge  gegenüber  den  preuafliBchen  zuacbrieb. 
Soweit  der  Entschluas,  es  bei  der  Finanz  Verwaltung  mit  Fran- 
zosen statt  mit  Freusaen  zu  versuchen,  d.  h.  der  EntechluBS 
zu  der  Errichtung  der  Regie  überhaupt  auf  fremden  EinflusB 
zurückgeht,  ist  es  in  erster  Linie  Krokow,  der  hier  in  Betracht 
kommt 

Best&rkt  allerdings  wurde  Friedrich  in  seinen  Ideen  dann 
durch  Helvetius.  Im  Jahre  1765  war  derselbe  in  Berlin  zum 
Besuch.  Nun  gehörte  er  allerdings  seit  1751  nicht  mehr  dem 
Kollegium  der  G-eneralpächter  an,  aber  trotzdem  musate  seine 
Anwesenheit,  die  in  oben  jene  Zeit  fiel,  wo  es  zum  offenen 
Bruche  zwischen  KOnig  und  Oeneraldirektorium  kam,  ftlr  die 
beabsichtigte  Neuordnung  des  Finanzwesens  von  grosser  Be- 
deutung werden;  war  er  doch  aufs  genaueste  mit  der  fran- 
zösiaehen  Verwaltungsorganisation  vertraut  und  konnte  über 
dieselbe  dem  König  die  eingehendsten  Mittheilungen  machen. 
Nun  war  er  nach  glaubwlirdigem  Urtheil ')  von  grossem  Eigen- 
dünkel erfüllt;  die  Vorstellung,  dass  ausser  den  Franzosen 
niemand  etwas  vom  Finanzwesen  verstehe,  durchdrang  ihn 
ganz;  die  preussischen  Abgaben  brachten  nach  seiner  Meinung 
nicht  genug  ein  und  er  führte  dies  zurück  auf  den  Mangd 
an  Kenntnissen  in  der  Finanzkunst  bei  den  Beamten.  Bei 
solchen  Ansichten  musste  er  den  König  bestärken  in  den 
Ideen,  die  schon  von  Krokow  angeregt  waren,  d,  h.  in  dem 
Entschlüsse,  es  einmal  mit  französischen  Beamten  statt  mit 
preussischen  zu  versuchen.  Allerdings  hat  Uelvetius  später 
geleugnet,  dass  er  irgendwie  bei  der  Errichtung  der  R^e 
mitgewirkt  habe;  aber  das  Gogentheil  ist  aktenmässige  That- 
sache*).  Auch  die  Versicherung  seiner  Familie,  dass  er  dem 
König  von  den  Franzosen  abgerathen  habe"),  erscheint  gegen- 
über den  Akten  als  unzweifelhaft  unrichtig,  da  sich  aus  ihnen 
ei^iebt,  dass  einige  der  ßeneralregisseure  direkt  von  ihm 
empfohlen  sind^).  Man  wird  sagen  können,  unter  seiner  Ein- 
wirkung entschloss  sieh  Friedrich,  den  bisher  nur  theoretisch 
erwogenen  Plan  einer  französischen  Finanz  Verwaltung  jetat 
wirklich  auszuführen. 

Fassen  wir  die  Motive,  welche  den  König  zur  Errichtung 
der  Re^e  bewogen,  kurz  zusammen,  so  ergiebt  sich  folgendes 
Bild.     Das   eigentlich  Bestimmende   war  das   Misstrauen    des 


1)  Freymüthige  Anmerkungen  Bd.  2  S.  97. 

')  Preus«  Urtbeh.  Bd.  3  S.  15. 

'}  Mirabeau,  Monarchie  prusBieniie  Bd.  4  S.  140. 

*)  Vergleiche  auch  über  die  Bolle  des  Uelvetius  de  Launaj,  Jnsti- 
fication  S.  12;  Mirabeau,  Monarchie  prassieiine  Bd.  4  S.  294;  ZimmennanD, 
Vertheidiguug  8.  29.  Auch  d'Argens,  dem  man  wohl  etwas  Sachkennt- 
nis zutrauen  darf,  schrieb  Heivenus  den  Rath  zu,  Franioeen  kommen 
zu  lassen;  für  d'Araena  war  das  ein  Anlaee  zu  harten  Worten  Über 
Helveüua.    Nicolai,  Anekdoten  Bd.  1  S.  55. 
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Königs  gegen  das  preussische  Bearatenthum,  ein  Misstrauen, 
das  durch  den  Tod  mehrerer  Personen  während  des  Krieges 
noch  bestärkt  wurde.  Die  direkte  Veranlassung  zu  seinem 
Entschluss  wurde  dann  die  Weigerung  des  Generaldirektoriunis, 
ihm  bei  der  Vermehrung  der  Abgaben  behilflich  zu  sein. 
Dass  er  französische  Beamte  nahm,  geht  wesentlich  zurück 
auf  Einwirkungen  Krokows,  die  dann  durch  Helvetius  noch 
mehr  bestärkt  wurden. 

Bald  nach  Helvetius'  Abreise  aus  Berlin  wandte  sich 
Friedrich  in  einem  Brief  an  d'Argens^)  mit  der  Bitte,  Helvetius 
mitzutheilen ,  dass  er  dem  König  einen  Gefallen  erweisen 
würde,  wenn  er  ihm  einen  Oberbeamten  von  der  General- 
ferme*)  mit  flinf  Unterbeamten  schicke.  Dieselben  sollten  die 
Neuregelung  der  Akzise  in  den  verschiedenen  Provinzen  be- 
sorgen, und  zwar  einer  in  Preussen,  einer  in  Schlesien,  einer 
in  Pommern  und  der  Neumark,  einer  in  der  Kurmark,  Magde- 
burg, Halberstadt  und  Hohenstein,  einer  in  Westfalen  und  am 
Rhein.  Es  scheint  nun  fast,  als  ob  dieser  Brief  nicht  an- 
gekommen ist,  oder  als  ob  d'Argens,  falls  er  ihn  erhielt,  die 
Bitte  des  Königs  nicht  ausführte®),  denn  wir  hören  nichts  von 
praktischen  Wirkungen  des  Schreibens. 

Allerdings  trafen  am  Ende  des  Jahres  1765  mehrere 
Franzosen  in  Berlin  ein,  vor  allem  die  Herren  de  la  Haye  de 
Launay  und  de  Candy,  allein  es  muss  sehr  zweifelhaft  er- 
scheinen*), ob  dieselben  von  Helvetius  empfohlene  Leute 
waren.  Ausser  ihnen  nämlich  fand  sich  in  Berlin  auch  ein 
gewisser  Sieur  de  Crecy  ein,  der  thatsächlich  von  Helvetius 
geschickt  war*);  ihm  nun  traten  jene  anderen  mit  unver- 
hohlener Feindseligkeit  gegenüber;  de  Launay  bezeichnete 
ihn  in  einem  Brief  an  den  König  als  unbrauchbar. 

>)  Oeuvres  Bd.  19  S.  398. 

^)  Im  Schreiben  steht  une  de  ses  (sc.  d'Helvetias)  t^tes  de  fenne. 
Man  hat  an  diesen  Worten  Anstoss  genommen,  da  ja  Helvetius  seit  1751 
nicht  mehr  der  Ferme  angehörte,  hat  so^r  auf  Grund  derselben  die 
sonst  durch  nichts  in  Fraj^e  gesteUte  Autnentie  des  Briefes  bezweifelt. 
Ich  glaube  nicht,  dass  hierzu  Grund  vorliegt.  Von  Helvetius,  der  so 
lange  der  Ferme  angehört  hatte,  der  auch  später  Beziehungen  zu  ihr 
unterhielt,  konnte  der  König  wohl  jenen  Ausdruck  gebrauchen,  der  aller- 
dings bei  strenger  Interpretation  eine  Unrichtigkeit  enthält. 

')  Letzteres  ist  das  Wahrscheinlichere.  Wie  bereits  bemerkt,  tadelte 
d'Argens  später  Helvetius  stark.  Es  stände  doch  damit  kaum  in  Ein- 
klang, wenn  er  selbst  in  ähnlicher  Weise  wie  Helvetius  bei  der  ganzen 
Sache  mitschuldig  gewesen  wäre.  Ueberhaupt  wollte  d*Argens  von  der 
Regie  nichts  wissen.  Ueber  die  1766  angekommenen  Franzosen  ärgerte 
er  sich  so,  dass  er  gar  nicht  mehr  Franzose  heissen  wollte.  Als  einer 
derselben  ihn  bat,  er  möge  ihm  als  Landsmann  durch  seine  Empfehlung 
einen  Posten  verschaffen,  erklärte  er:  .Ich  habe  den  Kerl  zum  T.  ge- 
schickt. Ich  des  Kerls  Landsmann?  Ich!  der  ich  die  Ehre  habe  ein 
Deutscher  zu  sein!'^    Nicolai,  Anekdoten  Bd.  1  S.  55. 

^)  So  schon  Reimann,  Neuere  Geschichte  Preussens  S.  139. 

^)  Preuss  Urkbch.  Bd.  3  S.  15. 
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Der  geistig  bedeutendste  unter  den  Angekommenen  war 
de  U  Haye  de  Launay;  er  sollte  der  Leiter  der  indirekten 
Abgaben  in  Freuseen  werden,  er  tlbte  den  entscheidenden 
Einfluss  bei  den  grossen  tinanziellen  Neuerungen  der  nSchsten 
Jahre.  Es  erscheint  daher  nötbig,  dass  wir  uns  ein  mflglichat 
genaues  Bild  von  ihm  und  seinen  wirthschaftlichen  Anschau- 
ungen verschaffen.  Sein  Grundprinzip  war,  dass  man  daa 
Wohl  des  eigenen  Staates  am  besten  fördere,  wenn  man  einen 
wirthschafÜichen  Krieg  gegen  das  Ausland  führe.  So  erklärt 
er:  „Es  ist  ganz  klar,  dass  man,  wenn  man  gegen  das  Aus- 
land kftmpft,  fiir  die  eigene  Kation  kämpft,  denn  daa  wahre 
Mittel,  letztere  ihren  Nachbarn  unentbehriich  zu  machen,  be- 
steht darin,  dass  man  die  andern  hindert,  sie  ftlr  daa  eigene 
Volk  tiberäUssig  zu  machen,  indem  man  ihnen  ihre  Bedürf- 
nisse bringt  und  den  Absatz  ihrer  Produkte  besorgt'),"  Noch 
schärfer  drtlckt  er  denselben  Grundsatz  aus,  wenn  er  sagt: 
„Der  Handel  der  eigenen  Unterthanen  hat  nur  Werth  durch 
die  Belästigung  des  fremden  Handels*)."  Man  sieht,  de  Lau- 
nay ist  der  ausgesprochenste  Anhänger  des  Zollkrieges;  von 
vornherein  geht  er  darauf  aus,  den  Verkehr  zu  belästigen; 
denn  wenn  er  auch  allerdings  beabsichtigte,  nur  den  fremden 
Verkehr  zu  treffen,  so  konnte  doch  kein  Kundiger  in  Zweifel 
sein,  dass  mit  dem  fremden  auch  der  einheimische  leiden 
würde.  Freilich  berührte  er  sich  hier  mit  den  Ansichten  des 
Königs.  Wenn  Friedrich  durch  die  Idee  des  Schutzes  der 
nationalen  Arbeit  zu  einem  Prohibitivsystem  geführt  wurde, 
das  nothwendig  zuletzt  in  einem  Zollkrieg  sein  Ende  finden 
musste,  so  kam  de  Launay  auf  einem  anderen  Wege  zu  dem- 
selben Resultat.  Man  sieht,  soweit  es  die  Zölle,  d.  h.  die 
Abgaben  vom  Import,  Export  und  Transit  betrifft,  passte 
de  Launay  ausgezeichnet  zu  Friedrich  U.,  die  beiderseitigen 
Anschauungen  ergänzten  sich  in  vortrefflicher  Weise;  anders 
aber  lag  die  Sache,  -was  die  Verbrauchssteuern  anlangt. 

Hier  erklärte  sich  de  Launay  fUr  massige  Abgaben,  weil 
hohe  doch  nur  entweder  zu  einer  Verminderung  der  Konsum- 
tion oder  zum  Betrüge  fUhrt«n*);  ein  Grundsatz,  der  in 
neuerer  Zeit  durchaus  als  richtig  anerkannt  worden  ist,  der 
aber  damals  nirgends  so  scharf  ausgesprochen  wurde,  und 
dessen    Wahrheit   namentlich    Friedrich    dem    Grossen   völlig 


<)  Compte  rencla  bei  Mirabeau,  MoDArcbJe  prusaisDne  Bd.  4  S.  281 :  11 
est  bien  clür,  que  quand  on  agit  contre  l'^tnuiger,  od  agit  ponr  la  natioi), 
le  vnj  moyeD  de  la  recdre  n^ce«saire  i.  se«  voiüdh  ^tant  d'erap^cher 
lee  au^ei  de  U  leur  rendre  iuutile,  en  lern  portant  leurs  beeoine  et  Um 
prociirant  Is  d^aite  de  leun  productiODe. 

*)  Faite  juatificatifa  bei  Mirabeau,  Monarcbie  pruHNenne  Bd.  4  S.  291 : 
le  commerce  aes  aujels  qui  n'a  de  valeur  que  par  la  gSne  du  c 

^^)  Compte  rendu  a.  a.  0.  S.  259. 
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entging.  Als  sein  Ideal  stellte  deLaunay  hin  die  Einführung  einer 
Verkaufsabgabe,  welche  V2  Prozent  für  den  Grosshandel,  1  Pro- 
zent für  den  sonstigen  Handel,  2  Prozent  für  Luxussachen 
betrüge*).  Man  sieht  klar,  de  Launay  wollte  massige,  aber 
gleiclunässig  vertheilte  Steuern.  Wie  vertrug  sich  das  nun 
mit  der  sozialistischen  Steuerpolitik  Friedrichs  TL.,  der  die 
Armen  gar  nicht,  die  Reichen  möglichst  stark  belasten  wollte, 
der  die  Abgaben  von  Luxusobjekten  am  liebsten  ins  unge- 
messene erhöht  hätte?  Man  sieht,  es  lag  hier  ein  Konflikt 
vor,  der  nothwendig  bei  der  Entwerfung  der  neuen  Akzise- 
tarife zur  Sprache  kommen,  und  der  wahrscheinlich  dahin 
führen  musste,  dass  weder  die  eine  noch  die  andere  Ansicht 
rein  zum  Ausdruck  gelangte. 

Für  die  sozialistischen  Ideen  des  Königs  fehlte  de  Launay 
jedes  Verständnis.  So  sagt  er  von  der  Wein-  und  Fleisch- 
steuer: „Das  kümmert  das  Volk  wenig,  denn  dasselbe  trinkt 
keinen  Wein  und  isst  wenig  Fleisch"  ^)  —  ein  Satz,  der  frivol 
klingt,  ohne  es  zu  sein,  da  er  nur  die  völlige  Verständnis- 
losigkeit  de  Launays  für  diese  Dinge  beweist. 

Mit  dem  Prohibitivsystem  des  Königs  war  de  Launay 
nicht  einverstanden,  er  wollte  freie  Einfuhr.  Man  thäte  indess 
Unrecht^  wenn  man  ihn  deshalb  zu  den  Physiokraten  rechnen 
wollte,  denn  ihn  bestimmten  ganz  andere  Öründe.  Dadurch, 
dass  die  Einfuhr  bei  vielen  Gegenständen  verboten  war,   ent- 

g'ngen  dem  Staat   die  Abgaben,    welche  jene   Sachen  bei  er- 
ubter  Einfuhr  gezahlt  haben  würden,  und  dieser  Einnahme- 
ausfall war  für  de  Launay  massgebend. 

Man  sieht,  überall  beherrscht  ihn  das  fiskalische  Inter- 
esse, er  kennt  in  der  Steuerpolitik  nur  ein  Ziel,  möglichst 
hohe  Einnahmen  zu  gewinnen ;  von  diesem  Gesichtspunkte  aus 
bekommen  seine  Anschauungen  etwas  vollkommen  Einheit- 
liches, Geschlossenes.  Dafür,  dass  die  Finanzpolitik  auch 
wirthschaftliche  und  soziale  Aufgaben  zu  lösen  vermag  und  zu 
lösen  versuchen  muss,  mangelt  es  ihm  an  Verständnis.  Er  tritt 
hierdurch  in  einen  scharfen  Gegensatz  zu  der  von  weitgehen- 
den Zielen  getragenen  Finanzpolitik  Friedrichs  des  Grossen. 
Man  sollte  nun  meinen,  dass  es  zwischen  zwei  so  ver- 
schiedenen Naturen  bald  zu  heftigem  Streite  gekommen  wäre, 
und  man  begreift  auf  den  ersten  Blick  kaum,  wie  jene  beiden 
so  lange  vereint  thätig  sein  konnten.  Aber  einerseits  fehlte 
es  ihnen  bei  aller  Verschiedenheit  der  Prinzipien  nicht  an 
Berührungspunkten ;  trotz  der  entgegengesetzten  Ansichten,  von 
denen  sie  ausgingen,  trafen  sie  im  Resultat  oft  zusammen. 
Andererseits  wurde  ein  ernstlicher  Konflikt   verhindert  durch 


^)  Coinpte  rendu  a.  a.  O.  8.  285. 

2)  Compte  rendu  a.  a.  0.  S.  276 :    Cela  intdresse  peu  le  peuple  qui 
ne  boit  pas  de  vin  et  mange  peu  de  viande. 
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de  Launays  Persönlichkeit.  Vor  allem  kommt  hier  seine 
geistige  Schmiegsamkeit  in  Betracht.  Fremden  Ueberzeugungen 
gegenüber  erwies  sich  die  seine  nicht  immer  stark  genug  zum 
Widerstand;  er  gab  gerne  nach,  Hess  sich  sogar  bisweilen 
durch  die  fremde  Ansicht  gewinnen.  So  wurde  er,  als  er 
seine  Bedenken  gegen  das  Prohibitivsystem  vorgebracht  und 
dem  gegenüber  der  König  seine  Anschauungen  dargelegt  hatte, 
durch  Friedrichs  Worte  vollkommen  überzeugt,  und  theilte 
fortan  die  seinen  bisherigen  Ideen  entgegengesetzten  An- 
sichten^). Femer  war  er  eine  der  Naturen,  welche  ohne  Be- 
denken —  d.  h  ohne  subjektives  Bedenken,  ohne  jeden  Ge- 
wissensbiss  —  auch  Dinge  ausführen,  die  ihren  eigenen  An- 
sichten widersprechen;  nicht  etwa  dass  er  dies  aus  sittlicher 
Laxheit  that,  aber  er  hatte  kein  Bewusstsein  davon,  dass 
hierin  etwas  von  einem  strengen  moralischen  Standpunkte 
aus  Tadelnswerthes  lag;  der  Gedanke,  dass  er,  wenn  es  ihm 
nicht  gelang  seine  Ansichten  durchzusetzen,  lieber  seine  Stellung 
aufgeben  müsse,  ist  ihm  nie  gekommen. 

Persönlich  war  er  ein  ehrlicher  Mann,  der  zwar  nie  auf 
unerlaubte  Weise  Profit  zu  machen  suchte,  aber  auch  ebenso 
wenig  eine  erlaubte  Bereicherung  verschmähte.  Gegen  Rück- 
sichten auf  persönliche  Verbindungen  war  er  nicht  unem- 
pfänglich, Hess  sich  indessen  dadurch  nie  zu  Ungerechtig- 
keiten oder  Ungesetzlichkeiten  fortreissen. 

Alles  in  allem,  war  er  eine  Persönlichkeit,  die  sehr  gut 
sich  eignete,  einen  Posten  auszufüllen,  bei  dem  es  auf  Fleiss, 
Thätigkeit  und  Sachkenntnisse  ankam,  die  aber  durchaus  un- 
fähig war,  auch  eine  Stellung  zu  versehen,  welche  einen  Ueber- 
blick  über  die  gesammte  Staatsverwaltung  und  schöpferische 
Gedanken  voraussetzte.  Es  kam  deshalb  für  die  Zukunft  viel 
darauf  an,  wie  Friedrich  die  Stellung  auffassen  würde,  die  er 
de  Launay  gab:  ob  er  in  ihm  nur  das  Werkzeug  erblicken 
würde,  um  seine  eigenen  Ideen  auszuführen,  oder  aber  ob  er 
selbst  sich  darauf  beschränken  würde,  die  massgebenden  Prin- 
zipien anzugeben,  und  de  Launay  mit  der  selbständigen  Leitung 
der  preussischen  Finanzverwaltung  betrauen  würde,  indem  er 
es  ihm  überliess,  jene  Prinzipien  praktisch  auszuführen.  Im 
erstercn  Fall  war  de  Launay  durchaus  der  geeignete  Mann, 
im  zweiten  war  er  seiner  Aufgabe  nicht  gewachsen.  Friedrich 
hatte  nun  ursprünglich  die  Absicht,  den  zweiten  Fall  eintreten 
zu  lassen. 

Am  15.  Januar  1766  hatte  de  Launay  die  erste  Unter- 
redung mit  dem  König  2),  letzterer  wollte  ihm  übertragen  die 
Leitung  der  Akzise,  der  Zölle,  die  Tabak-,  Stempel-,  Salz- 
und    Holzadministration.     Es    zeugt    von    einer    seltenen    und 


>)  Justification  S.  61. 
«)  Justification  S.  10. 
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achtungswerthen  Selbsterkenntnis ,  dass  de  Launay  diese  für 
ihn  80  ehrenvolle  Stellung,  der  er  nicht  gewachsen  gewesen  sein 
würde,  ablehnte  und  von  vornherein  entschlossen  war,  sich  in 
seiner  Thätigkeit  auf  die  Akzise  und  die  Zölle  zu  beschränken. 
Aber  auch  sonst  waren  die  Pläne  Friedrichs  inbetrelf  der 
Aenderungen  bei  der  Verwaltung  viel  weitergehend,  als 
de  Launays  Projekte.  Friedrich  wollte  vollkommen  die  fran- 
zösischen Einrichtungen  in  Preussen  einftihren,  d.  h.  er  wollte 
die  Steuern  an  die  angekommenen  Franzosen  verpachten. 
Und  zwar  beabsichtigte  der  König  hierbei  die  Einnahmen  des 
Jahres  1764/65  zu  Grunde  zu  legen;  er  verlangte,  dass  man 
ihm  300  000  Thaler  mehr  Pacht,  als  jene  Einnahmen  betrügen, 
zahle ^).  Auch  hiergegen  erklärte  sich  de  Launay;  er  meinte, 
dass  eine  solche  Abmachung  zu  vortheilhaft  für  die  Pächter 
«ein  würde.  Aber  er  erklärte  sich  auch  gegen  das  System 
der  Verpachtung  überhaupt  und  wollte  statt  dessen  an  der 
Verwaltung  der  Steuern  ourch  Beamte  festhalten.  Es  gelang 
ihm  den  König  zu  überzeugen;  Friedrich  stand  von  seinen 
ursprünglichen  Plänen  ab. 

Höchst  folgenschwere  Entscheidungen  sind  es,  die  in 
diesen  ersten  Berathungen  gefallen  sind.  Der  König  hatte 
die  Absicht,  das  preussische  Beamtenthum  überhaupt  aus  der 
Finanzverwaltung  herauszudrängen;  dass  dies  nicht  geschah, 
dass  wenigstens  in  einigen  Zweigen  der  Verwaltung  die  bis- 
herigen Institutionen  blieben,  wird  de  Launay  verdankt  Noch 
verderblicher  muss  die  Absicht  des  Königs  erscheinen,  die 
Steuern  zu  verpachten;  es  kann  kaum  ein  Zweifel  darüber 
sein,  dass  wenn  diese  Absicht  durchgeführt  wurde,  viele  jener 
Uebelstände  der  Finanzverwaltung  in  Frankreich  auch  in 
Preussen  zu  Tage  getreten  wären.  Man  wird  zugestehen 
müssen,  dass  de  Launay  in  diesen  ersten  Verhandlungen  eine 
durchaus  ehrenvolle,  besonnene  und  von  richtiger  Einsicht 
zeugende  Haltung  eingenommen  hat:  indem  er  jene  Pläne,  die 
ihm  Ansehen  und  Reichthum  versprachen,  zurückwies,  zeigte 
er,  dass  ihm  das  allgemeine  Interesse  höher  stehe,  als  sein 
eigenes.  Selbst  wenn  sich  herausstellen  sollte,  dass  seine 
Verwaltung  Preussen  nichts  genützt  oder  gar  geschadet  hat, 
so  wird  man  ihm  doch,  allein  aus  Rücksicht  auf  diese  ersten 
Verhandlungen,  nur  den  Vorwurf  des  Irrthums,  nicht  aber 
den  des  Eigennutzes  machen  dürfen. 


1)  Man  beachte,  dass  der  König  durch  die  Regie  nur  300  000  Thlr. 
mehr  gewinnen  will,  während  er  den  Gesammtbetrag  des  nöthig  er- 
tcheinenden  Mehrertrages  auf  2000  000  Thlr.  veranschlagt.  Auf  das 
klarste  wird  hierdurch  bestätigt,  dass  Friedrich  den  weitaus  grössten  Theil 
der  erforderlichen  Mehreinnahmen  auf  andere  Weise  erlangen  will ;  wenig 
mehr  als  der  siebente  Theil  soll  durch  bessere  Verwaltung  eingebracht 
werden.  Wird  man  da  in  Zukunft  noch  behaupten,  dass  die  ELmchtung 
der  Rq^e  aus  fiskalen  Gründen  erfolgt  ist? 

3* 


36  vn.  3. 

Nachdem  bo  gleich  zu  Anfang  die  Gmndentwheidungei) 
liber  den  Um£ang  der  Neuerungen  getroffen  waren,  gingen 
nun  de  Launay  und  die  anderen  Franzosen  an  die  Ärb^t 
Sie  suchten  sich  mit  den  bisherigen  Einrichtungen  vertraut 
zu  machen  und  zugleich  Pläne  für  die  Neuordnungen  zu  ent- 
werfen. Das  Generaidt rektori um  erhielt  Anweisung,  ihnen 
alles  für  ihre  Zwecke  nöthigo  Material  zur  Terfllgung  zu 
stellen.  Auf  das  angestrengteste  wurde  gearbeitet,  so  dass 
der  König  sogar  einmal')  de  Launay  ermahnte,  nicht  za 
eifrig  zu  sein,  sondern  sich  lieber  Zeit  zu  lassen,  damit  Bein 
Werit  desto  solider  werde.  Ein  andermal')  sprach  er  ihm 
sein  Bedauern  aus  über  die  Mühe,  die  er  habe;  er  hoffe  in- 
dessen, dass  dieselbe  „durch  den  Nutzen,  den  sie  stiften  wird, 
und  durch  die  Ehre  ein  so  herrliches  Werk  vollendet  so 
haben  ,  .  .  reichlich  ersetzet  sein  soll" ').  Friedrich  hegte  die 
grösaten  Hoffiiungen  inbetreff  der  Ergebnisse  der  jetzigen  Ai^ 
beit ;  am  16.  Mftrz  1 766  schrieb  er  an  de  Launay  *) :  „Sie  werden 
die  Ehre  haben,  Ordnung,  Klarheit  und  Uebersicht  in  das 
Chaos  gebracht  zu  haben.  Die  Herren  de  la  Haye  und  de  Candi 
sind  die  Götter,  die  es  entwirrt  haben*)." 

Eine  erste  Etappe  in  diesen  Verhandlungen  bezeichnet 
der  Kontrakt  vom  17.  März  1766»).  Er  war  von  dem  König 
eigenhändig  ent«'orfcn.  Das  Wesentlichste  war,  dass  er  für  die 
Zukunft  zu  Grunde  legte  die  Einnahmen  des  Jahres  1764/65^5 
von  allem,  was  über  dieselben  hinaus  einkam,  sollten  die 
Regisseure  25  Prozent,  niso  den  vierten  Theil,  erhalten.  Man 
sieht,  wie  günstig  dieser  Kontrakt  fllr  die  Franzosen  war,  wie 
er  ihnen  einen  exorbitant  hohen  Antheil  an  den  Staatsein- 
künften gewährte.  Indessen  gelangte  er  nicht  zur  Ausführung, 
und  zwar  war  es  wieder  de  Launay,  der  sich  ihm  widersetzte. 
Er  erklärte,  die  bewilligte  Tantieme  sei  zu  hoch^  vor  allem 
aber  hielt  er  es  fUr  fehlerhafi,  das  Jahr  1764 '65  zu  Grunde 
zu  legen ,  weil  dasselbe  eine  zu  geringe  Einnahme  geliefert 
habe  und  letztere  schon  im  folgenden  Jahre  bedeutend  höher 
gewesen  sei. 

Noch  ehe  sich  nun  der  König  mit  de  Launay  über  eine 
andere  Regelung  der  Stellung  der  Franzosen  verständigt  hatte, 


')  Am  5.  März  lim.     Preuss,  Urkbeh.  Bd.  8  S.  U. 

»)  Am  12.  Mära  1766.    Justification  S.  108. 

')  Je  plaina  bicii  toutes  les  peines  que  voub  avfz  eues,  qui  cependant 
seront  r^pareea  par  l'utiliti'  qui  en  reviendra,  et  par  rhoimeur  que  per- 
Bonne  ne  pourra  vous  disputer  d'un  ausai  bon  ourraee. 

*1  Preuss,  Urkbeh.  Bd.  3  S.  12. 

^)  Vous  aurez  rhonneur  d'avoir  mis  Vordre,  la  clarete  et  l'exactitode 
daos  le  cahos;  Mr».  de  la  Haye  et  de  Candi  sont  les  Jupiters  qiii  l'ont 
debronilU, 

*)  JnatÜication  S.  16. 

^1  DieselbeD  betrugen  3  400  0(10  Tbb.  Compte  rendu  bei  Miraheaa, 
Mouarcbie  prusBieone  Bd.  4  S.  275. 
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bekam  die  neue  Verwaltung  ihre  gesetzliche  Basis  durch  eine 
Kabinettsorder  vom  9.  April  1766  an  das  Generaldirektoriura  ^). 
Dieselbe  hatte  folgenden  Wortlaut:  „Wir  sind  in  Rücksicht^ 
dass  die  Sachen,  anlangend  die  Akzise ,  bis  dato  so  schlecht 
und  unordentlich  gewesen,  zu  coupirung  der  dabei  vorfallenden 
Defraudationen  Allerhöchst  bewogen  worden,  Fermiers  aus 
Frankreich  kommen  zu  lassen,  so  die  Administration  derselben 
übernehmen,  und  soll  die  Administration  gedachter  Fermiers 
vom  Juny  a.  c.  angehen  und  die  dieserhalb  zu  bestellenden 
neuen  Bedienten  im  nächstkommenden  Mai  sogleich  in  Acti- 
vitftt  gesetzt  werden;  auch  sollt  Ihr  vom  1.  Juny  an  nichts 
weiter  mit  den  accises  und  douanes  zu  thun  haben,  dergestalt 
dass  die  Summen,  die  dies  Jahr  von  den  Akzisen  zur  General- 
Kriegs-Kasse  fliessen,  durch  benannte  Administration  an  die 
General-Kriegs-Kasse  gezahlt  und  die  Summen  von  den  Zöllen 
nach  dem  Etat  an  die  Kassen,  wohin  sie  gehören  und  sonst 
bezahlt  worden  sind,  gleichergestalt  in  den  gewöhnlichen  Ter- 
minen berichtigt  und  abgeführt,  und  dass  diejenigen  Summen 
von  den  Zöllen,  so  wir  aparte  erhoben  und  eingezogen  haben, 
auch  hinfliro  dergestalt  direkt  berechnet  und  eingesandt  wer- 
den sollen;  daher  wir  Euch  solches  zur  Nachricht  und  ganz 
ohnfehlbaren  genauesten  Achtung  bekannt  machen.** 

Fassen  wir  das  Wesentliche  des  Ediktes  ins  Auge.  Die 
Errichtung  der  Regie  wird  ganz  entsprechend  dem,  was  wir 
oben  gesagt  haben,  zurückgeführt  auf  die  schlechte  Verwal- 
tung des  Generaldirektoriums.  Den  Franzosen  wird  jetzt  über- 
wiesen nur  Akzise  und  Zoll;  in  der  Verwaltung  dieser  aber 
(sollen  sie  ganz  unabhängig  sein  von  dem  Generaidirektorium. 
Aus  den  Einnahmen  sollen  sie  so  viel,  wie  im  Jahre  1765/66 
eingekommen,  an  die  ordentlichen  Kassen  abliefern,  d.  h.  der 
Ertrag  des  Jahres  1705/66  wird  der  neuen  Ordnung  zu  Grunde 
gelegt.  Die  Thätigkeit  der  neuen  Verwaltung  soll  mit  dem 
Juni  1766  beginnen. 

In  mannigfacher  Weise  ergänzt  werden  diese  Bestimmungen 
durch  den  zwischen  dem  König  und  den  Franzosen  geschlosse- 
nen Vertrag.  Nachdem  jener  Kontrakt  vom  März  verworfen 
war,  wurde  ein  neuer  von  Friedrich  am  14.  Juli  1766  unter- 
zeichnet Er  betraf  die  späteren  fünf  Generalregisseure  und 
enthielt  in  11  Abschnitten  folgende  Bestimmungen^): 

1)  Die  Regisseure  erhalten  die  Verwaltung  der  Akzise,  der 
Zölle,  der  Schleusen-,  Agio-,  Transit-  und  Lizentgelder 
für  die  Zeit  vom  1.  Juni  1766  bis  zum  31.  Mai  1772. 

2)  Sie  haben  Vollmacht  über  alle  Akzise-  und  Zollbeamten. 
8)  Sie   haben   das. Recht,   Stellen   zu  vergeben,   Beamte  zu 

versetzen,   treulose,   unwissende  und  widerspenstige  Be- 


>)  Dieterici,  Zur  Geschichte  der  Steuerreform  S.  7. 
*)  Beguelin,  Akzise-  und  Zollverfassung  8.  135. 
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amte   zu  kaiwirL-n,   ohne   einem   anderen  als  dem  ihnca 
vot^eactzten  Staateminiater  Rechenschaft  davon  eu  geben. 

4)  Sie  siillen  die  Ausgabeetats  unmittelbar  dem  Könige  vor- 
legen. 

5)  Sie  dürfen  Akziseämter  anlegen ;  sie  sollen  den  Beistand 
der  Zivil-  und  Militärbehörden  haben. 

S)  Die  französischen  Offizianten  sollen  ^i  nach  ihrem  Vater- 
land zurückkehren  dürfen. 

7)  Im  Todesfall  soll  bei  ihnen  nicht  das  Heimfallarecht  statt- 
finden. 

8)  Bei  einem  Rn'eg  mit  Frankreich  sollen  die  tranzösischea 
OfKzianten  nicht  aus  den  preussischen  Staaten  verwiesen 
werden. 

9)  Von  den  UmscbUttegeMem')  soll  der  Minister  Horst') 
4000  Thaler  bekommen. 

10)  Die  Regisseure  sollen  zusammen  60000  Thaler  erhalten, 
ausBerdem  5  Prozent  von  dem,  w&e  über  die  Erträge  des 
Jahres  1765/66  einkommen  wird. 

11)  Die  Re^Bseure  dürfen  den  Uaterbeamten  Antheil  an  den 
Ueberschilssen  und  den  dritten  Theü  der  Stra%elder 
geben. 

Der  neue  Rontrakt  unterscheidet  sich  in  bedeutsamer 
Weise  von  dem  früheren.  Nicht  das  Jahr  1764/65,  sondern 
1765'66  ist  ale  Grundlage  gewählt;  die  Tantieme  der  Franzosen 
ist  von  25  auf  5  Prozent  heral^ieaetzt  Man  sieht,  das  In- 
teresse des  Königs  und  des  Staates  ist  hier  viel  mehr  gewahrt 
wie  dort  Man  muss  dies  als  ein  Verdienst  de  Launays  be- 
trachten, denn  er  hat  unzweifelhaft  diesen  zweiten  Kontrakt 
entworfen,  während  jenef  erste  von  König  Friedrich  selber 
herrührt.  Es  ist  merkwürdig  genug,  dass  in  diesen  ersten 
Verhandlungen  de  Launay  dem  König  gegenüber  das  Interesse 
des  Staates  wahrt,  das  jener  leicht  geneigt  ist  preiszugeben. 
Man  muss  diese  Thatsache  scharf  betonen,  denn  sie  ist  wesent- 
lich, wenn  man  de  Launay  gerecht  werden  will. 

Im  übrigen  gewährt  der  Kontrakt  den  Franzosen  eine 
sehr  hervorragende  Stellung,  namentlich  eine  fast  unbeachrAnkte 
Gewalt  über  die  Beamten :  sie  können  sie  ein-  und  absetzen, 
wie  es  ihnen  beliebt. 

Die  folgenden  Monate  galten  dann  hauptsächlich  zwei 
Massregeln :  einmal  musste  man  sich  informiren  über  die  Ver- 
hältnisse der  einKclnon  Provinzen,  sodann  sich  Unterbeamte 
vorschaffen.  In  ersterer  Beziehung  sollten  namendich  der 
Minister  Schulenburg  und  der  Geheimrath  Magusch  de  Launay 
zur  Hand  gehen.   Magusch  wurde  damit  beauftragt,  sich  nach 


')  Ueber  diese  «ehe  Buch  2  Kap.  2. 
*)  Ucber  ihn  vergleiche  weiter  unten. 
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Schlesien  zu  begeben  und  dort  die  für  die  Neuordnung  nöthigen 
Einrichtungen  zu  treffen.  Schon  vorher  war  einmal  der  Mi- 
nister für  Schlesien,  Schlabrendorf,  nach  Berlin  berufen  wor- 
den, um  an  den  Verhandlungen  theilzunehmen  und  über 
Schlesien  die  gewünschten  MitÜieilungen  zu  machen^).  Die 
Anordnungen  in  Westfalen  übernahm  der  Minister  von  Horst  ^). 
Nach  Pommern  wollte  de  Launay  einen  gewissen  Görne  sen- 
den; hiermit  aber  war  der  König  nicht  einverstanden,  weil 
i'ener  wegen  Nachlässigkeit  fortgejagt  sei;  wer  dann  nach 
^ommem  ging,  erfahren  wir  nicht  De  Launay  machte  im 
November  1766  eine  Reise  nach  der  Neumark,  wobei  er  be- 
sonders Frankfurt  besuchte,  um  sich  über  die  dortige  Messe 
zu  informiren®).  Wir  sehen,  überall  herrscht  die  grösste 
Thätigkeit;  man  geht  durchaus  nicht  leichtsinnig  und  unbe- 
sonnen zu  Werke,  sondern  sucht  sich,  ehe  man  an  die  Neu- 
regelung der  Finanzen  tritt,  möglichst  eingehende  Kenntnisse 
über  die  bisherigen  Einrichtungen  zu  verschaffen.  Rasch 
führten  auch  diese  Arbeiten  zu  einem  positiven  Ergebnis, 
schon  am  14.  April  1766  erging  ein  Gesetz,  das  den  wich- 
tigsten Verbrauchssteuern  eine  vollkommen  neue  Grund- 
k^ge  gab*). 

Was  die  Frage  nach  den  Beamten  betrifft,  so  war  es  die 
Absicht  des  Königs,   bei  der  Finanz  Verwaltung  in  Zukunft  so 

fut  wie  ausschliesslich  Franzosen  anzustellen.  De  Launay 
«kam  den  Auftrag  sich  nach  Paris  zu  wenden,  um  von  dort 
geeignete  Leute  zu  erhalten.  Er  bat  die  französische  Fenne 
ihm  solche  zu  schicken.  Man  kam  indessen  seinem  Wunsche 
nur  in  sehr  ungenügender  Weise  nach ;  man  sandte  ihm  einer- 
seits nicht  so  viel  Leute,  wie  er  verlangte ,  andererseits  waren 
die,  welche  man  ihm  geschickt,  mit  dem  Finanzdienste  nur  in 
selur  geringem  Masse  vertraut  Unter  diesen  Umständen  schlug 
nun  de  Launay  im  Mai  des  Jahres  1 766  dem  König  vor,  in  der 
Verwaltung  lieber  Landeskinder  zu  verwenden,  und  Friedrich 
ging  hierauf  ein  *). 

Aeusserst  beaehtenswerth  die  Rolle,  die  de  Launay  bei 
allen  diesen  Verhandlungen,  die  der  Errichtung  der  Uegie 
vorausgingen,  spielt  Er,  der  Franzose,  vertritt  gegen  den 
preossischen  König  das  Interesse  der  eingeborenen  Preussen; 
er,  der  Regisseur,  wahrt  den  Standpunkt  des  Staats  gegen 
den  Monarchen ;  er,  aus  den  Kreisen  der  französischen  General- 
pftchter  kommend,  hält  den  König  von  einer  Verpachtung  der 
Steuern  ab;  er,  dem  die  Leitung  des  ganzen  Finanzwesens 
zugedacht  ist,  bewirkt,  dass  die  Aenderung  sich  auf  die  Ver- 

»)  PreuBs,  Urkbch    Bd.  3  S.  13  u.  16. 

*)  B^ueUn  a.  a.  O.  8.  139. 

»)  PreuBß,  Urkbch.  Bd.  3  S.  20. 

«)  Siehe  über  dasselbe  Buch  2  Kap.  2. 

»)  Preuss,  Urkbch.  Bd.  3  S.  15.  16. 
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brauchssteuern  beschränkt  Wie  man  auch  Über  ihn  urth^len 
mag,  Bo  viel  muse  man  sagen,  er  zeigte  in  diesen  Verhand- 
lungen eine  seltene  RechtschafTenheit  und  Sei  bat  Verleugnung, 
und  nicht  allein  dies,  sondern  auch  eine  richtige  Eineicht  da- 
iUr,  dass  es  wünschen swerth  war,  die  Aenderungen  im  Finanz- 
wesen auf  ein  möglichst  geringes  Mass  zu  beschränken. 

Aber  die  äache  will  nocTi  von  einer  andern  Seite  be- 
trachtet werden,  sie  erheischt  auch  Aufmerksamkeit  in  Bezug 
auf  die  Haltung  des  Königs.  Nicht  etwa,  dasa  wir  uns  auf 
einen  chauvinistischen  Standpunkt  stellen  wollten  und  in 
Klagen  ausbrechen  über  die  hier  zu  Tage  tretende  Vorliehe 
Friedrichs  fUr  die  Franzosen :  so  weit  dieser  Gesichtspunkt 
überhaupt  bei  der  historischen  Kritik  eine  Rolle  spielt,  wird  er 

SÄter  zu  erörtern  sein;  viel  wichtiger  ist  ein  anderes:  die 
insicht,  die  wir  aus  diesen  Verhandlungen  über  die  ursprüng- 
lichen Pläne  Friedrichs  des  Grossen  gewinnen.  Und  da  wird 
man  nun  sagen  müssen,  diese  Pläne  gingen  sehr  viel  weiter, 
als  sie  später  Verwirklichung  fanden. 

Friedrich  beabsichtigte,  nicht  nur  die  Verbrauchssteuern, 
sondern  das  gesammte  Finanzwesen  einer  durchgreifenden  Um- 
gestaltung zu  unterziehen ;  er  wollte  in  der  Verwaltung  nicht 
nur  eine  Personal  Veränderung  und  Reform  —  hierauf  be- 
schränkte sich,  wie  später  auszuführen  ist,  die  Regie  —  son- 
dern eine  völlige  Revolution  vornehmen,  indem  er  an  Stelle 
des  Systems  der  Verwaltung  durch  Reamte  das  der  Verpach- 
tung setzte;  er  hatte  endlich  vor,  das  preussische  Beamten- 
thum  nicht  nur  von  der  Leitung  der  Geschäfte  zu  entfernen, 
sondern  von  der  ganzen  Verwaltung  hermetisch  auszuschliessen. 
Dass  es  zu  so  radikalen  Umwälzungen  nicht  kam,  ist  de  Lau- 
naya  Verdienst.  Verdienst!  Denn  unzweifelhaft  wären  jene 
Aenderungen  fllr  den  Staat  höchst  verderblich  geworden ;  auch 
llberzeugte  sich  Friedrich  mit  der  Zeit  selbst  von  der  Schäd- 
lichkeit seiner  damaligen  Absiclitcn  und  theilte  später  durchaus 
die  Anschauungen,  deren  Anwalt  damals  ihm  gegenüber  de  Lau- 
nay  war.  Man  kann  nicht  umhin,  es  offen  auszusprechen,  es  war 
ein  Glück  für  den  Staat  wie  filr  den  König,  dass  die  weit- 
gehenden Projekte  Friedrichs  nicht  verwirklicht  wurden; 
ersterem  blieb  dadurch  schwere  Schädigung,  letzterem  grosse 
Enttäuschung  erspart. 

Ehe  nun  die  neue  Verwaltung  als  fest  begründet  gelten 
konnte,  hatte  sie  noch  Angriffe  von  zwei  Seiten  her  abzu- 
wehren, vom  Volk  und  vom  Beamteiithum. 

Noch  vor  der  Emanation  des  Ediktes  über  dii?  Neuregelung 
hatten  sich  Gerüchte  über  die  geplanten  Aenderungen  ver- 
breitet und  in  Berlin  eine  gewisse  Aufregung  hervorgerufen ; 
es  machte  sich  ein  Geist  der  Unruhe  und  der  Widersetzlich- 
keit bemerklich.     So  kam  es  im  März  1766  »u  Thütlichkoiten 
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g^en  einige  Akzisebeamten.  Als  dann  im  April  das  Edikt 
bekannt  wurde,  gab  dies  der  schon  vorhandenen  Missstimmung 
neue  Nahrung.  Mehrfach  kamen  in  den  folgenden  Monaten 
offene  Widerstandsversuche  und  Gewaltthätigkeiten  vor.  Fried- 
rich war  indessen  nicht  geneigt,  sich  dergleichen  gefallen  zu 
lassen;  mit  unerbittlicher  Strenge  schritt  er  gegen  alle  der- 
artigen Bewegungen  ein :  so  erklärte  er  z.  B.  in  einem  eigen- 
händigen Schreiben  vom  5.  Oktober  1766,  dass  er  an  den 
Meuterern  ein  Exempel  statuirt  habe  *).  Diese  Strenge  wirkte ; 
wenn  man  auch  noch  lange  die  französischen  Beamten  mit 
bitterem  Hass  verfolgte  und  ihnen,  wo  es  ging,  Schwierig- 
keiten in  den  Weg  legte,  zu  offenen  Widersetzlichkeiten  in 
grösserem  Umfange  kam  es  doch  nicht  mehr^). 

Ich  bin  geneigt  in  diesen  Emeuten  mehr  zu  sehen  als 
vereinzelte  unbedeutende  Krawalle.  Sie  erscheinen  als  Aus- 
druck des  tiefen  Widerwillens,  welcher  im  Volk  gegen  die 
Neuerungen  des  Königs  bestand.  Es  war  nun  allerdings  in 
dem  Preussen  Friedrichs  II.  absolut  undenkbar,  dass  sich  dieser 
Widerwille,  ja  sagen  wir  offen  Hass,  —  ernstlich  in  Thätlich- 
keiten  Luft  machte,  und  insofern  sind  jene  Widersetzlichkeiten 
ein  rasch  vorübergehendes  Symptom;  aber  schon  die  That- 
sache  an  sich,  dass  jener  Hass  bestand,  ist  von  schwerwiegender 
historischer  Bedeutung.  Sie  zeigt  klar,  dass  sich  der  König 
in  seinem  Kampf  gegen  das  Beamtenthum  nicht  etwa  auf  die 
öffentliche  Meinung  stützen  konnte;  er  stand  durchaus  isolirt, 
Volk  wie  Beamtenthum  nalimen  in  gleich  entschiedener  Weise 
gegen  seine  Projekte  Partei.  Haben  wir  oben  gesehen,  dass 
seine  Ansichten  ihm  nicht  etwa  erst  von  den  Franzosen,  von 
de  Lounay  eingegeben  sind,  sondern  älter  sind  als  jene,  so 
werden  wir  nunmehr  behaupten  können,  dass  er  auch  nicht 
etwa  einer  damals  verbreiteten  Stimmung  entgegenkam.  Die 
von  ihm  beabsichtigten  und  ausgeftlhrten  Neuerungen  sind 
durchaus  sein  geistiges  Eigenthum,  und  jenachdem  man  über 
dieselben  urtheilt,  muss  Lob  oder  Tadel  den  König  allein 
treffen,  nicht  aber  darf  man  die  Verantwortung  von  dem  König 
auf  andere  abwälzen. 

Gefährlicher  als  jene  Widersetzlichkeiten  des  Volkes  er- 
schien für  die  Franzosen  ein  Angriff,  der  von  ganz  anderer 
Seite  ausging,  vom  Generaldirektorium.  Noch  einmal  versuchte 
dasselbe,  ob  es  nicht  noch  im  letzten  Moment,  auch  nach  jenem 
Apriledikty  den  König  umstimmen  könne.  Friedrich  hatte  Be- 
richt gefordert  über  die  Ursachen  des  Verfalls  der  Fabriken 
und  des  Handels.    Diesen  stattete  das  Generaldirektorium  am 


^)  J*ai  fait  qnelque  exemple ,  dont  [c'est  donc]  le  directoire  (,  qui) 
YTaiaemblablement  vous  rendra  les  coud^s  plus  franches,  et  fera  cesser 
ces  petites  Erneutes  qui  s'ötoient  manifest^es  en  divers  tems  contre  vos 
Operations. 

«)  Vgl.  Preuss,  Urkbch.  Bd.  3  S.  14.  19. 


42  vn.  8. 

I.  Oktober  1766  ab.  Eb  griff  in  demaelben  die  Franzosen 
nicht  offen,  wohl  aber  indirekt  in  scharfer  Weise  an:  es  er- 
klärte nämlich  für  die  Ursache  des  Verfalls,  der  sich  bei  In- 
dustrie und  Handel  bemerkbar  mache,  die  in  der  letzten  Zeit 
getroffenen  Neuerungen  '),  machte  darauf  aufinerkaam,  wie  in- 
folge der  Steu  er  erhöh  UDgen ,  die  das  Deklarationspatent  her- 
beigeführt'), der  Arbeitslohn  gestiegen  sei.  Natürlich  musste 
durch  diesen  Bericht  der  Zorn  des  Monarchen  erregt  werden, 
um  so  mehr,  als  jene  Darlegungen  wohl  manches  Richtige  ent-- 
hielten,  aber  auch  vielfach  von  ganz  schiefen  Giesichtspunkten 
ausgingen :  sie  wollten  den  Franzosen  auch  das  in  die  Schuhe 
schieben,  woran  dieselben  absolut  unschuldig  waren,  wollten 
sie  verantwortlieh  machen  für  Einrichtungen,  die  vor  ihrer 
Ankunft  getroffen  waren ;  sie  leiteten  die  schlimme  Lage  der 
Industrie  und  des  Handels  einseitig  aus  den  Neuoiganisationen 
ab,  ohne  zu  bedenken,  dass  der  wirtbschaftlicbe  Nothstand 
älter  war  als  die  Neuordnungen.  Kein  Wunder  daher,  dass 
die  Aufnahme  des  Berichtes  seitens  des  Königs  in  keiner 
Weise  den  Hoffnungen  des  Generaldirektoriume  entsprach; 
,  die  königliche  Antwort  vom  2.  Oktober  war  in  sehr  un- 
gnädigem Tone  gehalten;  sie  erklärte  den  Bericht  „iiir  eine 
überzeugende  Probe  von  desselben  [sc.  des  Generaldirektoriumsl 
Unwissenheit  und  wenigen  Einsicht  in  das  Handlungs-  and 
Fabrikcn-WL-aen";  sie  nannte  ihn  eine  „impertinente  Rela- 
tion" ') ;  wie  weit  der  königliche  Unwille  ging,  spricht  sich  darin 
aus,  dass  Ursinus,  der  Urheber  des  Berichtes,  kassirt  wurde. 
Es  zeigte  sich  hier  klar,  dass  der  König  fest  entschlossen 
war,  auf  der  einmal  eingeschlagenen  Bahn  zu  beharren,  dass 
die  Franzosen  sein  volles  Vertrauen  besassen,  dase  seine  Hiss- 
stimmung  gegen  das  preussische  Beamtenthum  noch  uuer- 
schüttert  war. 


')  Insbesondere  griff  es  den  Transitoimpost  an,  der  mit  den  Fian- 
zosen  nichts  zu  thun  hatte;  doch  kann  dieser  Tbeil  des  BeriuhteenatnTgem&w 
hier  nicht  besprochen  werden;  ee  soll  hierron  im  zweitei)  Thdl,  wo  von 
dem  Transitoinipost  des  näheren  gebändelt  werdeD   wird,  die  Rede  seixL 

«)  Siehe  über  diese»  Buch  2  Itap.  2, 

>)  Preuea.  Urkbcb.  Bd.  8  S.  95.  102.  Vgl  über  diese  Episode  auch 
Schmoller  im  Jahrbuch  für  Uesetzgebung,  Verwaltuiig  und  V^kswirtfa- 
Bchaft  Jahrg.  10  S.  719. 


Z^veites  Kapitel. 
Die  ersten  Jahre  der  neuen  Verwaltung 

1766-1771. 


Die  neue  Finanzverwaltung,  wie  sie  durch  das  Edikt  vom 
9.  April  und  den  Kontrakt  vom  14.  Juli  1766  begründet  war, 
gipfelte  in  der  neuen  Zentralbehörde,  welche  offiziell  als  Ad- 
ministration g^n^rale  des  accises  et  des  pöages  bezeichnet 
wurde^  die  man  aber  im  gewöhnlichen  Verkehr  und  im  Volke 
meist  die  Regie  nannte.  An  der  Spitze  derselben  stand  no- 
minell ein  Deutscher,  der  bisherige  kurmärkische  Kammer- 
präsident Freiherr  von  der  Horst 

Elr  gehörte  zu  jenen  wenigen  aus  dem  Beamtenthum,  die 
sich  das  Vertrauen  des  Königs  zu  bewahren  gewusst  hatten. 
ESn  Mann  von  Kenntnissen  und  Talent,  die  das  Niveau  des 
Darchschnittsmasses  überstiegen,  war  er  eine  Natur  von  seltener 
geistiger  Rezeptions-  und  AkkommodationsfUhigkeit;  stets  allen 
neuen  Prinzipien  bis  zu  einem  gewissen  Grade  entgegen- 
kommend, verstand  er  es,  zwischen  den  Anhängern  des  Alten 
und  Neuen  eine  vermittelnde  Stellung  einzunehmen  und  es  mit 
keiner  der  beiden  Parteien  zu  verderben.  Von  einer  mehr 
als  gewöhnlichen  Arbeitskraft  und  unermüdlichen  Thätigkeit 
beseelt,  war  er  der  rechte  Mann  für  die  Uebergangszeit,  recht 
eigentlich  dazu  geschaffen,  die  Umwandlung  der  bisherigen 
Zustände  in  die  neue  Ordnung  der  Dinge  zu  leiten  und  durch- 
zuführen. 

In  dieser  Hinsicht  hatte  er  sich  auch  bei  der  Einrichtung 
der  Regie  bewährt.  Sofort  von  den  Ideen  des  Königs  ge- 
wonnen, war  er  die  Seele  der  Ausführung  der  erforderlichen 
Neuoi^anisationen  geworden.  Voll  nie  ermüdenden  Eifers  hatte 
er  Reisen  hierhin  und  dorthin  unternommen,  und  in  erster 
Linie  sein  Verdienst  war  es,  dass  die  neue  Verwaltung  in  der 
Hauptsache  schon  vom  1.  Juni  1766  an  fungiren  konnte.  In 
Anerkennung  seiner  Leistungen  ernannte  ihn  dann  Friedrich 
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zum  Staatsmmister  und  gab  ihm,  wie  erwähnt,  den  Vorsitz  in 
der  neuen  Zentralfinanzbehörde'). 

Ich  kann  es  mir  nicht  versagen,  das  Urtheil  eines  Uannea 
über  Horst  anzuitlhren,  der  zwar  prinzipiell  Horsts  Q-egner, 
doch  nicht  blind  für  dessen  Verdienste  und  Leistungen  war, 
Heinrich  von  Beguelin  sagt  folgendes  Über  Horst'):  „Was 
dieser  Mann,  seitdem  der  KOnig  ihn  zum  Chef  der  neuen 
Kommission*)  erwählt  hatte,  geleistet,  beweisen  die  Verhand- 
lungen. Alle  Anfragen  der  Kammern,  alle  Beschwerden  der 
Kaufleute,  alle  Klagen  über  Verletzung  der  Privilegien  waren 
an  ihn  gerichtet;  ihm  lag  ob,  alle  Zwisttgkeiten  der  unruh^en 
Fremdlinge  zu  schlichten;  er  war  der  Dolmetscher  zwiacnen 
ihnen  und  dem  Land,  welches  sie  in  Kontribution  nahmen; 
er  musBte  filr  ihr  Unterkommen  von  Kleve  bis  Memel,  von 
Neisse  bis  Stettin  soi^en.  Von  einer  Seite  stiess  er  unauf- 
hörlich auf  Hindernisse,  die  ihm  in  den  Weg  gelegt  wurden; 
von  der  andern  ermahnte  ihn  sein  König  ohn  Unterlaas,  das 
begonnene  Werk  zu  vollenden.  Man  beschuldigt  ihn,  dass 
er  jede  neue  Entreprise  geliebt  habe  und  neuen  Pr<^ekten  zu 
günstig  gewesen  sei;  dass  er  alles  im  Anfange  mit  Macht  be- 
trieben, aber  ebenso  amata  relinquere  pemix.  Ob  dieae  Be- 
schuldigungen völlig  gegründet  sind,  ist  schwer  zu  beurtheilen ; 
bei  dem  gegenwärtigen  Geschäfte  linden  sie  wenigstens  keines- 
wegs statt.  Allenthalben  sind  die  Spuren  eines  schnellen  Ueber- 
blicks,  eines  eisernen  Fleisses  unverkennbar," 

Ausser  Horst  bestand  die  neue  Zentralbehörde  noch  aus 
den  filnf  Oeneralregisseuren.  Zu  ihnen  wfihlte  Friedrich  Fran- 
zosen und  zwar  die  Herren  de  la  Haye  de  Launay,  Trablaiue 
de  Candy,  de  Pemetty,  Bri^re  und  de  Crecy.  Ausser  dem 
uns  schon  bekannten  de  Launay  ist  der  geistig  bedeutendste 
unter  ihnen  Candy.     Er  hatte  lange  in  der  französischen  Ferme 

fearbeitet,  hatte  dort  eine  sehr  einflussreiche  Stellung  be- 
leidet. Zuletzt  hatte  er  den  Ehrenposten  eines  receveur  de 
la  porte  de  Saint  Denis  mit  einem  Gehalt  von  16  000  livres 
inne  gehabt*).  Er  erscheint  als  Intimus  de  Launays;  stets 
geht  er  mit  diesem  Hand  in  Hand,  er  und  de  Launay  ent- 
werfen die  Pläne  ftlr  die  gesammte  Neuordnung  der  Finanzen. 
Briere  und  Femetty  erseheinen  unbedeutend ,  stammen 
aber  unverkennbar  aus  demselben  Kreise,  wie  Candy  und 
de  Launay.  Anders  der  Sieur  de  Crecy.  Er  war  ein  Günst- 
ling von  Helvetius,  von  diesem  an  den  König  geschickt. 
De  Launay  wünschte  ihn  ursprünglich  nicht  in  der  Verwal- 
tung zu  haben;  es  beweist  den  grossen  KinÜuss,  den  Hel- 
vetius auf  Friedrich  ausübte,  dass  letzterer  trotzdem  Crecy  in 

')  Beguelin,  Akzise-  und  ZollverfiBmins  S,  130. 
")  A.  a.  O.  S,  130. 

■)  lieber  dieselbe  siehe  uuten  Buch  2  Kap.  3. 
*}  Fre^mfithige  Anmeiknngen  Tbeil  2  S.  99. 
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die  Generaladministration  aufnahm.  Natürlich,  dass  seine 
Stellung  zu  den  übrigen  Regisseuren  nicht  die  beste  war, 
dass  sich  ein  gewisser  Gegensatz  zwischen  ihm  und  den  an- 
dern geltend  machte.  Da  war  es  ein  Glück  für  die  innere 
Einheit  der  Behörde,  dass  er  schon  im  Sommer  1766  starb. 
An  seine  Stelle  trat  de  Lattre,  ein  Mann  von  grossen  Kennt- 
nissen und  nicht  geringem  Organisationstalent,  aber  anderer- 
seits auch  von  einem  alles  berechtigte  Mass  übersteigenden 
Selbstbewusstsein  und  Hochmuth  beseelt,  und  von  einem 
schroffen  und  rücksichtslosen  Benehmen  gegen  die  Unter- 
gebenen. Auf  ihn  und  de  Launay  gehen  die  späteren  Neu- 
ordnungen wesentlich  zurück. 

Bald  verbreiteten  sich  in  den  berliner  Kreisen  Gerüchte 
über  Zwistigkeiten  innerhalb  der  Generaladministration,  über 
einen  tiefgehenden  Gegensatz  zwischen  de  Lattre  und  den 
übrigen.  Ob  diesem  Gerede  überhaupt  Thatsachen  zu  Grunde 
lagen,  wissen  wir  nicht;  wenn  es  dfer  Fall  war,  waren  die- 
seiDen  übertrieben  und  bis  zur  Unkenntlichkeit  entstellt. 
Weitere  Nahrung  erhielt  jenes  Geschwätz  durch  den  plötz- 
lichen Tod  Candys.  Man  sah  in  ihm  das  Opfer  eines  zeugen- 
losen Duelles,  wollte  in  de  Lattre  den  Mörder  erblicken.  Die 
G^chichte  wird  an  all  diesen  Gerüchten  mit  stolzem  Igno- 
riren  vorübergehen. 

Candys  Stelle  wurde  nicht  wieder  besetzt,  sein  Gehalt 
unter  die  übrigen  vertheilt.  Abgesehen  also  von  den  ersten 
Monaten  der  Neueinrichtung  fungirten  die  folgenden  vier  als 
Qeneralregisseure :  de  Launay,  de  Lattre,  de  Pernetty  und 
Briire.  Sie  hatten  die  Geschäfte  so  unter  sich  vertheilt,  dass 
de  Launay  die  Kur-  und  Neumark,  de  Lattre  Pommern  und 
Preussen,  Briere  Schlesien,  de  Pernetty  Magdeburg,  Halber- 
stadt und  Westfalen  behandelte^).  Alle  vier  führten  den 
Titel  Geheimer  Finanzrath  2) ,  sie  bezogen  ein  Gehalt  von  zu- 
sammen 60000  Thalem,  so  dass  jeder  vor  Candys  Tod 
12  000  Thaler,  nach  demselben  15  000  Thaler  erhielt. 

Unter  der  Generaladministration  bestanden  in  den  ein- 
zelnen Provinzen  Provinzialdirektionen®).  Auch  die  Vorsteher 
dieser,  die  Provinzialdirektoren ,  wurden  so  gut  wie  aus- 
schliesslich  aus   den   angekommenen  Franzosen    genommen*). 

1)  BegaeUn  a.  a.  0.  S.  142. 

«)  Preoae,  Urkbch.  Bd.  ö  S.  18. 

*)  lieber  die  Organisation  im  einzelnen  vgl.  unten  Kap.  4  sowie  die 
tabellarische  Uebersicnt  in  Beilage  2. 

*)  Beguelin  a.  a.  O.  S.  120  giebt  folgende  Liste  der  Provinzial- 
direktoren: d'£mbnm  für  Ostpreussen,  du  Bosc  für  Litthaueu,  Beausobre 
för  Pommern,  Grodart  für  Berlin,  Dieu  für  die  Kurmark,  Loeillot  für  die 
Neomark,  de  la  Serre  für  Magdeburg,  Bombes  für  Breslau,  Callard  für 
Glogau,  D^caines  für  Neisse,  de  Lattre  für  Kleve,  de  Surville  für  Min- 
den. Wie  man  sieht,  sind  es  ausschliesslich  Franzosen.  Auf  welches 
Jahr  sich  diese  Liste  bezieht,  sagt  Beguelin  nicht,  doch  muss  sie  unge- 
fähr  1770   fidlen,   da   einerseits   für   Schlesien   schon   drei,    nicht   zwei 
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DoBB  dies  auch  vollkommen  abBichtlich  geschah,  zeigte  die 
Bestimmung,  dase,  wenn  die  Direktoren  die  Provinz  bereisten, 
sie  ein  Bath  der  Domftnenkammer  begleiten  solle,  der  fran- 
zösisch verstehe'):  eine  Bestimmung,  die  doch  nur  dann  Sinn 
hatte,  wenn  ea  eben  die  Regel  war,  dass  die  Frovinzialdirek- 
toren  Ausländer  waren. 

E»  wurden  also  die  aus  Frankreich  gekommenen  Leute 
besonders  in  den  höheren  Stellen  verwendet;  wenn  man  später 
behauptet  hat,  sie  seien  nur  zu  den  niederen  Posten  genommen 
worden*),  so  ist  das  nicht  stichhaltig.  Leider  ist  es  nun  nicht 
möglich ,  mit  Sicherheit  zu  sagen ,  weder  wie  viel  Franzosen 
itberhaupt  angekonmien  sind,  noch  wie  viel  thatsächlich  im 
Finanzdienst  verwendet  wurden;  nur  das  kann  als  zweifel- 
los betrachtet  werden,  daas  einerseits  die  Zahl  der  erschie- 
nenen nicht  unter  200  betrug,  andererseits  nicht  über  500 
hinausging.  Man  kann  es  hiernach  als  eine  Vermuthung  be- 
zeichnen, die  wenigstens  einen  gewissen  Grad  von  Wahrsdiein- 
lichkeit  fUr  sich  hat,  dass  ungefähr  350  Franzosen  angekom- 
men sind.  Wenn  wir  einer  allerdings  unverbürgten  Angabe') 
trauen  dürfen,  dass  man  nur  die  Hälfte  der  Angekommenen 
behielt,  so  würde  sich  die  Zahl  der  im  Finanzdienst  beschäf- 
tigten Ausländer  auf  175^ — 200  belaufen.  Da  man  nun  aber 
die  Zahl  aller  der  Regie  unterstellten  Beamten  auf  mindestens 
2000  schätzen  muss,  so  würden  auf  die  Franzosen  nur  10  Pro- 
zent entfallen,  oder  mit  anderen  Worten,  das  Verhältnis  von 
Aus-  und  Inländern  würde  sich  auf  1  zu  10  stellen.  Aller- 
dings muss  man  dabei  l>edenken,  dass  in  den  oberen  Stellen 
dies  Verhältnis  bedeutend  ungünstiger  war.  Auch  sei  noch- 
mals betont,  dass  alles  dies  Kombinationen  sind,  die  wohl 
einen  gewissen  Grad  von  Wahrscheinlichkeit  haben,  der  un- 
bedingten Sicherheit  aber  entbehren. 

So  viel  aber  leuchtet  ein,  die  populäre  Vorstellung,  dass 
die  1766  eingerichtete  Finanzverwaltung  so  gut  wie  aus- 
schliesslich aus  Franzosen  bestand,  ist  unhaltbar;  die  Aus- 
länder bildeten  auch  in  der  neuen  Verwaltung  nur  einen  an 
Zahl  geringen  Bruch theil  des  Beamte nthu ms.  Geschädigt 
wurden  durch  sie  nur  die  höheren  preussi sehen  Beamten, 
nicht  aber  die  Subaltembeamten.  Dieses  muss  man  festhalten, 
um  später  den  dem  König  gemachten  Vorwurf  der  Anti- 
nationalitilt  richtig  würdigen  zu  können.  Wenn  durch  die 
Neuordnungen  Friedrichs  wirklich  den  Inländern  zu  Gunsten 
der  Ausländer  Verdienst  entzogen  ist,  so  trifft  dies  nur  die 
besser    Situirten,    die   auch    so    ihr   genügendes   Auskommen 

Direktoren  genannt  sind,  andererseits  Callard  noch  als  Direktor  satge- 
flihrt  ist. 

')  ßegnelin  a.  a.  0.  S.  121. 

*)  De  Lannaj,  Jnstification  S.  77. 

■)  De  Launaj  a,  a.  0. 
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hatten  y  nicht  aber  die  Bedürftigen ,  die  allein  auf  das  Ein- 
kommen ihrer  kleinen  Stellung  angewiesen  waren. 

Auch  von  dem  Grundsatz  nun,  dass  man  zu  den  höheren 
Posten  Franzosen  nahm,  wurde  eine  bedeutsame  Ausnahme 
gemacht:  in  der  Kassenverwaltung  sollten  die  Inländer  be- 
halten werden  ^).  Ein  glänzendes  Zeugnis  für  das  preussische 
Beamtenthum.  Wenn  der  König  dasselbe  auch  für  unftlhig 
hielt,  neue  Gedanken  aufzunehmen  und  auszuführen,  so  war 
er  doch  von  seiner  Redlichkeit  vollkommen  überzeugt:  es 
konnte  keine  grössere  Anerkennung  für  dies  Beamtenthum 
geben,  als  dass  der  König  in  demselben  Augenblick,  wo  er 
offen  mit  dem  Beamtenthum  gebrochen,  es  als  unwissend  und 
wenig  einsichtig  bezeichnet  hatte,  eben  demselben  indirekt 
volles  Vertrauen  zu  seiner  Redlichkeit  aussprach. 

Unter  den  Oberbehörden  stand  nun  ein  wahres  Heer  von 
«äubaltembeamten  ^).  Unter  ihnen  bildeten  die  Preussen  die 
überwiegende  Mehrzahl;  nur  vereinzelt  waren  hier  Franzosen 
thätig. 

Die  ganze  Einrichtung  sollte,  wie  der  Kontrakt  vom 
14.  Juli  1766  bestimmte,  6  Jahre  dauern;  von  vornherein 
aber  war  der  König  entschlossen,  die  neue  Organisation  auch 
über  jenen  Termin  hinaus  beizubehalten,  sie  zu  einer  dauern- 
den zu  machen.  So  schrieb  er  schon  am  2.  Juli  1766  an 
deLaunay*),  er  wolle  ihm  erklären,  dass  die  Regie  nicht  nur 
bis  zum  Jahre  1772  dauere,  sondern  weiter  fortgesetzt  werden 
und  immer  in  der  jetzigen  Einrichtung  verbleiben  solle*).  Er 
begrüsste  es  daher  auch  mit  Freude,  als  de  Launay  seine 
Familie  nach  Berlin  nachkommen  liess,  weil  er  darin  eine 
Bürgschaft  sah,  dass  jener  sich  dauernd  den  Interessen  dos 
Königs  widmen  wolle;  Friedrich  sprach  die  Hoffnung  aus, 
dass  die  übrigen  Regisseuro  do  Launays  Beispiel  folgen 
würden  *), 

Bei  der  Organisation  der  neuen  Behörde  war  es  nun  vor- 

*)  Rdmann,  Neuere  Geschichte  Preussens  S.  145. 

*)  Leider  bin  ich  Dicht  im  Stande  die  Gesammtzahl  der  Beamten 
^eiMUi  anzugeben.  Für  Berlin  ergiebt  sich  die  Zahl  aus  den  Adress- 
Uchern  mit  Leichtigkeit.  Danach  waren  1766  in  der  Akzise-  und  ZolU 
kammer  15  Personen  oeechäftigt,  wozu  weitere  53  Subaitembeamte  kommen. 
1767  finden  wir  bei  den  Oberbehörden  20  Beamte,  sowie  44  Subaitem- 
beamte. Die  Zahl  der  letzteren  erscheint  deshalb  kleiner  als  176ü,  weil 
Im  letsteren  Jahre  die  20  Visitatoren  mit  aufgezählt  sind,  1767  dagegen 
sacht.  Berücksichtigen  wir  dies,  so  ist  die  Zahl  der  Subaltem beamten  von 
88  auf  44  gewachsen.  Wenn  man  nach  den  Namen  urtheilt  (was  natür- 
lich nur  ein  ungedHihr  richtiges  Resultat  ergiebtX  so  sind  von  den  20 
Oberbeamten  12,  von  den  übrigen  44  Beamten  2  Franzosen.  Man  sieht 
wie  gnt  dies  zu  dem  im  Text  Gesagten  stimmt.  Vgl.  übrigens  über  alle 
diese  Stehen  die  Beilage  2. 

•)  Preuss,  ürkbch.  Bd.  3  S.  18. 

^)  Que  cette  r^gie  ne  dure  pas  seulement  jusqu'}^  Tann^c  1772,  mais 
qu'eUe  seit  continu^  k  Tavenir  et  reste  pour  toujours  sur  le  mSme  pied. 

»)  FimusBy  Urkbch.  Bd.  3  S.  18.  19. 
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cehmlich  ein  Funkt,  der  einer  weiteren  KlareteUung  bedurfte, 
das  Verhältnis  des  Vorsitzenden,  d.  b.  Honts,  za  d«i  Oene- 
nlregisseuren.  War  die  Stellung  HorstB  so  aufaifiuwen,  das« 
er  irirklich  die  Leitung  der  Geschäfte,  dass  er  überall  die 
entscheidende  Stimme  haben  sollte?  Dann  wäre  de  Laonar 
durchaus  die  zweite  Rolle  zugefallen,  and  dass  Friedricli 
einem  anderen  als  letzterem  die  wichtigste  Stellung  g^eben 
haben  sollte,  erscheint  doch  von  vornherein  als  onwafanchein- 
lich.  Wie  gegründet  diese  Bodenken  sind,  ersieht  man  aus 
einem  .Schreiben  von  Horst  selbst  aus  dem  November  1767, 
das  vuUkommenen  Aufschluss  über  seine  Stellung  in  der  Oe- 
neraladministration  gewährt').  Der  betreffende  Passus  lautet: 
„Es  hat  wie  bekannt  die  Oeneral-Regie  diejenige  Gestalt^  dasa 
solche  vennöge  Allerhöchster  Einrichtung  ein  besonderes  in- 
dependentes  corpus  oder  coUegium  formiret,  welches  anter 
sich  selbst  die  mehrste  Dienst-Sachen  distribuiret ,  veranlasset 
und  abfertiget,  ohne  dass  hierbey  ein  besonderes  Praesidium 
concurrirei.  Mein  Verhaltniss  in  Absicht  derselben  involviret am 
wenigsten  das  letztere,  und  wenn  mir  hierbei  ein  Theil  des  Direk- 
torii  überlassen  ist,  so  betrifft  solches  nur  diejenigen  Sachen,  ' 
welche  den  Auftrag  Sr.  Königl,  Majestaet  mit  sich  ftthren, 
oder  Rückfragen,  Gutachten  und  Weisung  der  alten  annoch 
verbliebenen  Gnind-Verfasaungen  enthalten ,  dergestalt  dass 
bey  dieser  Lage  das  maniement  aller  Accise-  und  Zoll-Sachen 
denen  Herren  Regisseurs  directe  verbleibet,  welches  auch  wie 
billig  zur  Ausführung  ihres  Engagements  gegen  S.  Königl. 
Majestaet  ihnen  zugestanden  werden  muss.  Dabei  ist  ausser 
denen  Provincial-Directionen  und  Inspectionen  von  Bedienten 
Frantzösisfher  Nation,  in  Ansehung  der  Cantzelleyen  oder 
Bureaux  die  Einrichtung  gemacht,  dass  die  Correspondence 
hieselbst  durch  die  resp.  Departements  der  Provintzien  abge- 
fertigt werden  soll,  indem  sie  in  Absicht  der  Zahl  hinlänglich 
mit  Arbeitern  besetzet,  und  sothane  Einrichtung  caeteris  pa- 
ribus  gut  sein  kann."  Horst  bemerkt  dann  weiter,  dass  er 
selbst  oft  die  Nachweisungen  und  Auskünfte,  die  er  von  den 
Bureaux  verlange,  nicht  erhalten  könne. 

Der  Vorsitz  Horsts  hat,  wie  man  aus  diesen  Worten  er- 
kennt, nicht  die  Bedeutung,  dass  er  nun  wirklich  die  ganze 
Finanzvcrwaltung  geleitet  hätte,  vielmehr  hat  er  mit  den  lau- 
fenden Geschäften  des  Dienstes  sehr  wenig  zu  thun.  Diese 
sind  durchaus  Sache  der  Regisseure,  hier  ist  der  Vorsite  von 
Horst  ein  lediglich  nomineller.  Man  kann  deshalb  mit  Rück- 
sicht auf  dieses  Verhältnis  darin,  dass  Horst  mir  4000  Thaler, 
die  Regisseure  15  000  Thaler  Gehalt  erhielten,  keineswegs  eine 
ungerechte  Herabsetzung  den  Franzosen  gegenüber  erblicken, 
weil    letztere   in    der  Th.'it   bedeuteml   mehr   zu   thun  hatten. 

')  Berlin.  Geh.  StaatMrehiv.    Gener.- Akziseeachen  Nr.  38. 
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Ganz  anders  ist  die  Rolle  von  Horst  bei  den  prinzipiellen  An- 
gelegenheiten, bei  den  Sachen,  wo  es  sich  nicht  um  technische 
Fragen  der  Verwaltung,  sondern  um  gesetzgeberische  Mass- 
regeln handelte:  hier  wird  Horst  nie  übergangen.  So  ist  er 
betheiligt  bei  der  Feststellung  der  Tarife ;  fast  allein  sein  Werk 
ist  die  Umänderung  der  Transitoabgaben. 

Weshalb  nun  dieser  Ausschluss  Horsts  aus  der  eigentlichen 
Finanz  Verwaltung?  Beguelin  führt  einen  Grund  an*),  der 
durchaus  plausibel  klingt.  Der  König  habe  nicht  gewollt,  dass 
die  Fremaen,  wenn  sie  ihre  Verheissungen  nicht  erfüllten,  die 
Schuld  auf  widersprechende  Befehle  des  Ministers  hätten  schie- 
ben können.,  Fredioh  ist  dies  nicht  der  einzige  Grund.  Es 
kam  hinzu,  dass  Friednch  von  Anfang  an  entschlossen  war, 
den  Franzosen  die  eigei?tliche  Leitung  zu  geben,  dass  de  Lau- 
nay  sich  sicher  eine  üeberordnung  Horsts  nicht  hätte  gefallen 
lassen,  dass  bei  Horsts  bestimmbarem  Charakter  es  an  Gewähr 
für  die  Stetigkeit  der  neuen  Verwaltung  gefehlt  hätte.  Ganz 
ausschliessen  aber  konfite  man  Horst  wieder  nicht:  zu  grosse 
Verdienste  hatte  er  sich  bei  der  Einführung  des  Instituts  er- 
worben; zu  nöthig  erschien  bei  den  weiteren  materiellen  Ein- 
richtungen seine  Mit^virkunjff  Es  war  sogar  wi'mschenswerth, 
dass  der  Vorsitzende  der  Regie  ein  Preusse  war,  da  es  galt, 
ohne  Schwierigkeit  aus  den  alten  Einrichtungen  in  die  neuen 
herüberzukommen,  und  hierzu  genaue  Kenntnis  des  Alten  er- 
forderlich war.  Da  war  nun  Horst  der  einzige  Mann,  der  für 
diesen  Posten  ernstlich  in  Betracht  kam.  Einen  Gegner  der 
Neuerungen  konnte  man  nicht  nehmen;  unter  den  Anhängern 
derselben  war  Horst  der  geistig  bedeutendste.  So  kam  es,  dass 
er  diese  Stellung  erhielt,  die  freilich  durchaus  keine  einfache 
war  und  sehr  leicht  zu  Differenzen  führen  konnte. 

In  der  That  fehlte  es  an  Streitigkeiten  zwischen  Horst 
und  den  Regisseuren  nicht,  freilich  wissen  wir  nicht  näher, 
welcher  Art  sie  waren.  Der  König  zeigte  sich  hier  durchaus 
als  unparteiisch;  er  vertrat  nicht  etwa  immer  die  Sache  der 
Regisseure.  So  erklärte  er  am  21.  August  1768^),  dass  er  das 
Verhalten  der^  Administration  Horst  gegenüber  nicht  billige. 

Erschwert  wurde  nun  ilie  ohnehin  nicht  leichte  Stellung 
Horsts  noch  dadurch,  dass  das  altpreussische  Beamtenthum 
sich  nicht  darin  finden  wollte,  dass  sein  Präsidium  ein  nur 
nominelles  war.  Dies  Beamtenthum  konnte  und  wollte  nicht 
an  die .  Bedeutungslosigkeit  des  aus  ihm  hervorgegangenen 
Präsidenten  den  verhassten  französischen  Regisseuren  gegenüber 
glauben;  noch  lange  hielt  man  in  diesen  Kreisen  an  der  Fik- 
tion fest,   dass  Horst   wirklicher  Dirigent   der  Administration 


»)  A.  a.  0.  S.  133. 

«)  Pirnas,  Urkbch.  Bd.  8  S.  24. 

ForMhnngen  (80)  VII.  3.  -  Schalt z(>. 
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Bei  und  dass  man  sich  in  allen  Angelegenheiten  an  ihn  allein 
■wenden  mlisae. 

Am  schärfsten  vertrat  den  altpreuBsischen  Standpunkt  das 
Oeneraldirektorium.  Es  war  daher  von  vornherein  xa  erwar- 
ten, dass  es  nicht  an  Reibereien  zwischen  ihm  und  der  Qe- 
neraladministratiDn  fehlen  würde.  In  der  That  kwn  es  oft 
genug  zwischen  beiden  zu  Streitigkeiten.  Beide  wachten  eifer- 
süchtig über  ihre  Kompetenz,  waren  geneigt,  in  die  Interessen- 
ephärc  des  andern  einzugreifen.  Hier  vor  allem  war  Horst 
thätig,  indem  er  stets  zu  vermitteln  und  den  Ausbruch  grosseren 
Zwistes  zu  verhüten  suchte.  So  kam  es  z.  B.  nach  I&ngerem 
Streit  am  16.  August  1768  zu  einer  Konferenz,  in  der  aus- 
gemacht wurde,  dass  alle  Taxen  für  Brot,  Bier  usw.  angefer- 
tigt werden  sollten  unter  Zuziehung  der  Oeneraladministration, 
des  Steuerraths,  des  Polizeidirektors ,  des  commissariua  loci, 
der  G-amison,  dass  dagegen  in  allen  anderen  Sachen  die  Steaer- 
räthe  und  Polizeibedienten  nur  von  den  Kriegs-  und  Domünen- 
kammem  abhängig  sein  sollten.  Es  war  dies  also  ein  Korn- 
promiss,  der  die  Kompetenz  in  Bezug  auf  die  niedere  Polizei 
regelte,  und  der  Oeneraladministration  auf  diesem  Gebiete  in 
der  That  einen  Einfluse  gewährte,  der  allen  berechtigten  For- 
derungen vollkommen  genUgte.  Nun  aber  kehrte  sich  die 
Begie  an  diese  Abmachung  nicht,  sie  mischte  sich  auch  in 
reine  Polizeiangelegenheiten,  eriiess  z.  B.  eine  VerfUgung  ftlr 
Köslin  über  die  Reinlichkeit  der  Strassen.  Unzweifelhaft  war 
dies  ein  Uebergriff  in  die  Kompetenz  des  Gener aldirektorinms. 
Bitter  beschwerte  sich  letzteres  bei  Korst;  es  fUhrte  aus,  wie 
abgesehen  von  allem  übrigen,  wenn  die  Polizeisaehen  allein 
von  der  Generaladministration,  ohne  Mitwirkung  der  Kam- 
mern, der  Steuerräthe  und  Magistrate  geordnet  würden,  schon 
allein  aus  Unkenntnis  der  bisherigen  Polizeigesetze  and  der 
städtischen  Ordnungen  manches  zum  Nachtheu  der  Städte  ge- 
schehen wUrde  •).  Wir  hören  nicht,  wie  dieser  Streit  echliess- 
lich  entschieden  wurde;  gleichviel  wer  Recht  bekam,  die  ge- 
genseitige Eifersucht  blieb  und  kam  bald  an  einem  neuen 
Punkte  zum  Ausbruch.  Weit  entfernt,  sich  zu  unterstatzen, 
hemmten  sich  Gcneraldirektorium  und  Generaladministration 
gegenseitig,  so  viel  wie  sie  irgenil  konnten.  Keines  von  beiden 
ist  frei  von  Schuld :  wenn  das  Generaldirektorium  von  Anfang 
an  der  Regie  mit  unverkennbarer  Missgunst  entgegentrat,  so 
erlaubte  sich  dagegen  letztere  fortwährend  UebergriflFe  über 
ihre  Kompetenzen.  Es  war  vor  allem  der  nationale  O^ensatz, 
der  hier  zum  Ausbruch  kam. 

Auch  sonst  fehlte  es  der  neuen  Behörde  nicht  an  Streitig- 
keiten.    So  hören   wir  im  Jahre  1768  von  Zwietigkeiten  sswi- 
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sehen  der  Regie  und  der  Post^),  ohne  dass  wir  indessen  er- 
führen, worin  dieselben  bestanden. 

Wenn  wir  nun  fragen,  wie  weit  die  Regie  die  Erwar- 
tungen des  Königs  erfüllte,  so  müssen  wir  gleich  von  vorn- 
herein sagen,  dass  die  Resultate  weit  hinter  den  Hoffnungen 
zurtickblieben*).  Dies  zeigte  sich  schon  im  Jahre  1766.  Im 
September  desselben  sprach  der  König  seine  Unzufriedenheit 
aus,  dass  die  2^11e  nocn  nicht  von  der  Regie  in  Ordnung  ge- 
bracht wflren.  Als  dann  die  ersten  Abschlüsse  dem  König 
vorgelegt  wurden,  waren  dieselben  so  summarisch,  dass  er 
sie  en  bloc  dechargiren  musste.  Auch  die  Mehreinnahmen 
erreichten  nicht  diejenige  Höhe,  auf  die  man  gerechnet  hatte. 

Freilich  war  Friedrich  weit  davon  entfernt,  derartigen 
Missstftnden  einen  Anlass  zur  Unzufriedenheit  mit  den  Re- 
gisseuren zu  entnehmen.  Er  schrieb  einfach  die  Schuld  an 
jenen  Dingen  den  beibehaltenen  deutschen  Beamten  zu.  In 
einem  Schreiben  vom  7.  August  1766^)  erklärt  er,  er  ver- 
muthe^  dass  letztere  nicht  ihre  Schuldigkeit  thäten;  ausdrück- 
lich fügt  er  bei,  dass  dieselben  ans  Stehlen  gewöhnt  wären; 
er  ermahnt  Horst,  die  deutschen  Beamten  genau  zu  über- 
wachen und  eventuell  an  ihnen  Exempel  zu  statuiren.  Ge- 
wiss, dass  die  Worte  des  Königs  nicht  ganz  unbegründet 
sind,  dass  es  auch  bei  den  preussischen  Unterbeamten  keines- 
wegs an  Durchstechereien  und  Betrügereien  fehlte ;  aber  eben 
so  gewiss,  dass  die  Ansicht  Friedrichs,  jeder  Steuerausfall  sei 
nur  auf  mangelnde  Pflichterftillung  des  niederen  Beamten- 
thoms  zurückzufuhren,  stark  übertrieben  und  gänzlich  unhalt- 
bar war.    Ganz  sicher  ging  der  König  in  seinem  Misstrauen 

m  das  preussische  Unterbeamtenthum  viel  zu  weit.  Dass 
[ich  bei  solchen  Anschauungen  Friedrichs  die  Kluft,  die 
zwischen  ihm  und  dem  Beamtenthum  gähnte,  so  gut  wie 
unüberbrückbar  war,  liegt  auf  der  Hand ;  die  innere  Entfrem- 
dung beider  war,  wie  die  oben  angeführten  Worte  zeigen,  weit 
tiefer,  als  selbst  jener  Bescheid  an  das  Generaldirektorium  aus 
dem  Jahre  1766  es  vermuthen  lässt:  nicht  blos  zu  den  Spitzen, 
sondern  auch  zu  dem  Fundament  der  Verwaltung  fehlte  es 
dem  Monarchen  an  jeglichem  Zutrauen. 

Auch  die  folgenden  Jahre  brachten  nicht  die  Erfüllungen 
der  hochgespannten  Hoffnungen  Friedrichs.  Noch  am  24.  De- 
zember 1769  hatte  er  zu  klagen*),  dass  die  Ordnung  in  der 
Gtoeraladministration  zu  wünschen  übrig  lasse;  er  meinte, 
dass  man  die  Zölle  der  Akzise  gegenüber  zu  sehr  hintenan- 
setze«    Aber   noch    immer    sah  er   die   Hauptschuld   an  allen 


1)  PreosB,  Urkbch.  Bd.  3  S.  24. 

*)  Ausführlicheres  über  die  Einnahmen   und  Ausgaben   der  Jahre 
1766—1772  siehe  unten  in  Kapitel  6  und  7. 
*)  Begaelin  a.  a.  0.  S.  144. 
♦)  Preusß,  Urkbch.  Bd.  3  S.  27. 
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UebelstHnden  darin,  daas  man  gegen  die  Beamten  —  natürlich 
meinte  er,  wenn  er  es  auch  nicht  aussprach,  in  erster  Linie 
die  preussischen   —   nicht  mit  der  nöthigen  Strenge  vorgehe. 

Nun  kamen  aber  gerade  in  dem  ^anzösischen  Theile  der  ' 
neuen  Verwaltung  einige  Sachen  vor,  die  doch  sehr  bedenklich 
machen  mussten.  Hierhin  gehört  zunächst,  dass  der  Frovin- 
zialdirektor  Callard  aus  Ologau  plötzlich  verschwand,  und  dasB 
sich  bald  herausstellte,  dass  er  300  Thaler  geraubt  hatte*). 
Ein  sehr  böses  Symptom,  insofern  es  darauf  hinwiea,  dasa  die 
Korruption  sich  bis  in  die  höchsten  Schichten  der  neußn  Ver- 
waltung hinaufzog.  Friedrich  indessen  besetzte  den  Posten 
wieder,  ohne  wenigstens  öffentlich  die  Sache  weiter  zu  rügen. 
Ob  freilich  der  Vorfall  nicht  docli  sein  unbedingtes  Vertrauen 
auf  die  angekommenen  Franzosen  etwas  erschütterte,  das 
musste  die  nächste  Zukunft  zeigen. 

Noch  schlimmer  waren  Vorgänge  in  Pyritz  aus  dem 
Jahre  1768^),  die  man  geradezu  skandalös  nennen  muss.  Der 
dortige  Magistrat  entdeckte,  dass  sich  ein  ÄkzisekontroUeur 
und  mehrere  Kommis  ai^e  Ausschreitungen  hatten  zu  Schulden 
kommen  lassen.  Er  beschwerte  sich  bei  dem  Akziseinapektor 
und  letzterer  bewirkte  die  Verhaftung  der  angeklagten  Be- 
amten. Die  nun  folgende  Untersuchung  zeigte,  dass  auch 
das  neue  französische  Unterbeamtenthum  keineswegs  vollkom- 
men intakt  war,  dass  auch  hier  arge  Fälle  von  Korruption 
vorkamen.  Es  stellten  sich,  abgesenen  von  vielen  anderen 
Dingen,  folgende  Vergehen  heraus.  Mehrmals  hatten  jene  Be- 
amten ungerechtfertigte  Kontiskationen  vorgenommen,  wieder- 
holt hatten  sie  sich  grobe  Erpressungen  zu  Schulden  kommen 
lassen.  Der  Kommis  hatte  mit  Vorwissen  des  Rontrolleurs 
einen  Bürger  sein  Getreide  frei  einführen  laRsen,  wofür  ihm 
letzterer  6  Groschen  pro  Scheffel  zahlte.  Der  Kontrolleur  selbst 
hatte  in  mehreren  Fällen  solchen  Leuten,  denen  er  Geld 
schuldig  war,  an  Stelle  der  Bezahlung  Akzisefreiheit  gewährt. 
Einem  Bauern  hatte  er  mit  Visitationen  so  lange  zugesetzt,  bis 
derselbe  ihm  zwei  Scheffel  Getreide  schenkte.  Eine  aUein 
wohnende  Wittwe  hatte  er  zur  Unzucht  zu  zwingen  gesacht 
Was  ara  schlimmsten  von  allem:  er,  der  Beamte,  hatte  sogar 
direkt  Leute  zu  Defraudationen  verführt. 

Die  Untersuchung  führte  der  Attributionsrichter  Kriegs- 
rath  Meyer;  er  fand  jene  Beamten  schuldig  und  verurtheilte 
sie;  darauf  schickte  er  sie  .ille  nach  der  Provinzialhauptstadt, 
nach  Stettin.  Was  nun  folgte,  setzte  allem  die  Krone  auf. 
Die  Akzisedirektion  lifss  jene  Beamten  ohne  jede  Bestrafung; 
offen    konnte    die    pominersche   Kammer   Zweifel    daran    aiis- 

')  Beguelin  ».  a.  0.  S.  U.5. 

*)  Acta  wegen  Anfertigung  des  neue«  AkziBetarifeB  von  Fommeni. 
llerlin,  Geh.  Staatsarchiv. 
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sprechen,  ob  das  gerichtliche  Erkenntnis  wirklich  zur  Exe- 
kution gebracht  werden  würde.  Was  hiess  ein  solches  Ver- 
fahren anders,  als  dass  die  Oberbehörde  mit  dem  niederen 
Beamtenthum  gemeinsame  Sache  machte,  die  Ungesetzlich- 
keiten des  letzteren  offen  in  Schutz  nahm ;  hier  war  ein  klarer 
Beweis,  dass  ^ie  Korruption  auch  das  hohe  Beamtenthum  an- 
gefressen hatte. 

Jene  Vorgänge  in  Pyritz  standen  nun  durchaus  nicht 
vereinzelt  da;  auch  in  anderen  Städten  Hessen  sich  die  Unter- 
beamten Gesetzwidrigkeiten  und  Kompetenzüberschreitungen 
-zvL  Schulden  kommen.  Man  ersieht  dies  unter  anderem  aus 
«inem  Schreiben  der  pommerschen  Kammer  an  die  Tarif- 
kommission  vom  15.  Dezember  1768,  in  welchem  sich  erstere 
bitter  über  das  vollkommen  arbiträre  Verfahren  der  Akzise- 
beamten beschwert. 

Bei  solchen  Zuständen  und  Vorkommnissen  begreift  man 
«s,  wenn  im  Volk  und  im  Bürgerthum  der  Hass  gegen  die 
französischen  Beamten  immer  stärker  anwuchs,  wenn  man  auch 
den  übrigen  wirthschaftlichen  Neuerungen  mit  Misstrauen  be- 

Segnete*).  Man  versteht  die  Kls^e,  mit  der  der  pvritzer 
[agistrat  seinen  Bericht  über  die  eben  erwähnten  skandalösen 
Vorgänge  schloss :  „Andere  Städte  sind  nun  darin  weit  glück- 
licher, dass  sie  unter  so  genauer  Aufsicht  nicht  stehen,  und 
keine  Frantzösische  Accise-Bediente  in  ihren  Mauern  haben, 
sondern  ohngestöhrt  und  in  stiller  Ruhe  ihr  Gewerbe  treiben 
können,  dahingegen  Leuthe  allhier  bey  der  scharffen  Aufsicht 
timide  werden,  Nahrung  anzufangen  und  zu  poussiren,  viel- 
mehr sich  lieber  einschränken  und  den  Mut  sinken  lassen." 
Ob  nun  alle  diese  Sachen  an  dem  König  spurlos  vorüber- 
gegangen waren,  oder  ob  sie  doch  sein  ursprüngliches  unbe- 
oingtes  Vertrauen  zu  den  Franzosen  etwas  erschüttert  hatten, 
das  musste  sich  zeigen,  als  das  Jahr  1772  herankam,  in  dem 
der  Kontrakt  mit  den  Regisseuren  ablief  und  wo  es  galt,  Be- 
«chluss  zu  fassen,  ob  man  die  bisherige  Organisation  unver- 
lUidert  beibehielt  oder  nicht. 


*)  Bezeichnend  ist,  dass  die  Franzosen  selbst  bei  ihren  Landsleuten 
Hympatiiie  fiuiden. 


Drittes  Kapitel. 
Die  Neuregelung  im  Jahre  1772. 


Der  Umstand,  dass  mit  dem  1,  Juni  1772  die  Kontrakte 
zwischen  dem  König  und  den  Franzosen  abliefen,  erweckte 
auf  mehreren  Seiten  die  HoShung,  dase  dies  zu  einer  völligen 
Umgestaltung  der  ganzen  Organisation  den  Anlass  geben 
werde.  Von  vielen  Personen  bekam  der  König  Projekte  zu- 
geschickt tlber  eine  neue  Einrichtung  der  Finanzverwaltung, 
besonders  machten  sich  die  Akzisebeamten  selbst  in  dieser 
Hinsicht  bemerklich.  Friedrich  lehnte  alle  jene  Vorschlflge 
rundweg  ab;  er  befahl  ernstlich,  dass  die  Akzisebeamten  lieber 
ihre  Pflicht  thun  sollten,  als  ihn  fortwährend  mit  Projekten 
überschütten').  Er  seinerseits  begnügte  sich  von  vornherein, 
über  die  zu  treffenden  Massregeln  mit  de  Launaj  in  Verhand- 
lung zu  treten,  und  es  fand  nun  in  den  Monaten  Mai  und 
Juli  eine  sehr  eingehende  Beratbung*)  zwischen  dem  Mo- 
nareben und  de  Launay  statt. 

Eröffiict  wurde  dieselbe  durch  ein  Schreiben  de  Launaya 
vom  20.  Mai  1772,  den  sogenannten  „Prospektus",  der  me 
von  de  Launay  vorgeschlagenen  Prinzipien  fllr  die  Neuord- 
nung enthielt^).     Als  leitende  Ideen,   die  bei  der  Entwerfung 


1)  i^enM,  Urkbcb.  Bd.  3  S.  31. 

*]  Siehe  Ober  dieselbe  Plan  original  de  R£gie  et  autree  pi^ces.rel^ 
tiveB  a  la  nouvelle  administratioi)  des  accises  et  päagee.  Berlin,  Geh. 
Staatsarchiv. 

'J  Gne  kritische  AamerkuDe  eracbeint  nothwendif;.  De  Laanftv- 
redet  m  seiiiem  Schreiben  vom  20.  Mai  von  einem  plan  de  r^e.  Ich 
glaut>e,  daes  damit  nur  der  hier  analjürte  Frospektua  eemeint  irt.  In 
einem  Aktenstück  vom  7.  ijeptember  1772,  das  die  auf  die  NenoidnnnK 
bezüglichen  Schriftstücke  aaTzählt ,  findet  uch  erwähnt  ein  Prospekt 
vom  20.  Mai  und  ein  Qeneialplan  vom  12.  Juni,  den  der  KÖDJg  am 
31.  Juli  unterzeichnet  habe.  Auch  in  den  Akten  befindet  sich  nur  ein 
Qeneralplan,  und  zwar  der  am  31.  Juli  unterzeichnete.  Ad  und  f&r  uch 
ist  es  buchst  unwahrscheinlich,  das«  de  Launay  zwei  I'läne  eingeceicht 
haben  sollte,  von  denen  erst  der  zweite  die  Billigung  des  Königs  erhielt, 
ohne  dass  sich  in  den  Akten  eine  Andeutung  befindet,  weshalb  der  erste 


VU.  3.  55 

eines  Planes  fUr  die  Organisation  massgebend  sein  müssten, 
stellte  er  auf:  der  Entwurf  müsse  alle  Zweige  der  Regie  um- 
fassen, also  Akzise,  Zölle,  Lizent-  und  Transitabgaben;  er 
müsse  Sorge  treffen  für  genaue  Ausführung  der  Anordnungen 
durch  die  Beamten;  er  müsse  alle  Rangstreitigkeiten,  sowie 
allen  sonstigen  Hader  unter  den  Beamten  ausschliessen ,  weil 
dadurch  nur  Eifersucht  und  Verwirrung  verursacht  und  üble 
Folgen  in  Bezug  auf  die  Einnahmen  hervorgerufen  würden. 
Alle  Ausgaben  und  Kosten  der  Regie  dürften  nicht  den  achten 
Theil  der  Einnahmen  überschreiten,  nachdem  von  letzteren 
vorher  die  Bonifikationen  und  Restitutionen  abgerechnet  seien. 
Speziell  empfahl  de  Launay  eine  andere  Regelung  des  Tan- 
tiemesystems. An  dem  Grundsatz  der  Tantieme  selbst  hielt 
er  fest;  er  meinte,  man  müsse  dieselbe  benutzen,  um  die  Be- 
amten zu  möglichstem  Eifer  zu  entflammen.  Er  wollte  nun, 
dass  von  dem  einkommenden  Ueberschusse  vorweg  der  König 
150  000  Thaler  erhalten  sollte;  von  einem  etwa  verbleibenden 
weiteren  Ueberschusse  sollten  dann  pro  Thaler  18  Gr.,  also 
75  Prozent  an  den  König,  6  Gr.,  also  25  Prozent  als  Tan- 
tieme an  die  Beamten  fallen.  Und  zwar  solle  jedes  Bureau 
in  seiner  Tantieme  nur  auf  die  ErtrÄge  seiner  eigenen  Ver- 
waltung fixirt  werden,  nicht  wie  bisher,  auf  die  Gesanmit 
einnahmen.  Während  also  bisher  von  dem  Ueberschusse  jeder 
Beamte  gemäss  seiner  Rangstellung  denselben  Prozentsatz  er- 
halten hatte,  wie  jeder  andere  mit  ihm  im  Range  gleich 
stehende,  sollte  dies  in  Zukunft  nicht  mehr  der  Fall  sein, 
sondern  je  nachdem  ein  Bureau  einen  höheren  Ueberschuss 
ersielte  als  ein  anderes,  sollten  auch  die  Beamten  des  ersteren 
eine  höhere  Tantieme  erhalten,  als  die  mit  ihnen  im  Range 
gleich  stehenden  des  zweiten.  Der  Zweck  der  Einrichtung 
ist  klar:  es  sollte  verhindert  werden,  dass  auch  diejenigen 
Beamten  eine  hohe  Tantieme  erhielten,  die  zur  Erhöhung  der 
fjinnahmen  nichts  beigetragen  hatten,  dass  also  ihre  Lässig- 
keit von  dem  Fleisse  anderer  profitirte. 

Eins  muss  bei  de  Launays  Prospektus  auffallen:  dass  er 
nicht  daran  denkt,  die  bisherige  Organisation  einfach  auf  eine 
Reihe  von  Jahren  oder  auch  auf  eine  unbestimmte  Zeit  zu 
verlängern,  sondern  dass  er  immer  von  einem  neuen  Organi- 
saübnsplan  redet.  Man  kann  dies  doch  nur  so  erklären,  dass 
er  bereits  den  Entschluss  des  Königs  kannte,   von  einer  ein- 


dem  KöDiK  nicht  behagte.  Endlich  stellt  der  Köni^  in  seinem  Schreiben 
vom  22.  Mai  erst  Gmndsätze  für  die  Neuerung  auf,  was  er  doch  gewiss 
nicht  gethan  haben  würde,  wenn  ihm  de  Launay  schon  einen  voU- 
stiindiffen  Plan  eingereicht  hätte.  Auch  sagt  der  König  in  diesem  Schrei- 
ben: j*ai  re^u  le  prospectus,  woraus  indirekt  folgt,  dass  er  von  de  Lau- 
naj  nur  einen  Prospektus^  nicht  einen  Plan  erhalten.  Aus  allen  diesen 
Qrfinden  glaube  ich,  dass  de  Launay  am  20.  Mai  seinem  Schreiben  nur 
den  Prospektns  beilegte,  während  der  Plan  erst  am  12.  Juni  folgte. 
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facben  Beibehaltung  der  bil^he^igen  Institutioiien  abziiBeheii. 
Damit  aber  war  itchoii  eine  ungemein  wichtige  Entscheiduii}; 
e^roflVn.  Dadurch,  da^^  Friedrich  nicht  die  Kontrakte  der 
Kep»M-ui^  ohne  Aenderun^n  vorzunehmen,  veriSngerte,  woran 
<:r  d'M.-b  1766  gedacht,  dadurch  zeigt«  er,  dau  die  Stimmen 
der  0|t|K(«ition  doch  einen  gewisi^n  bindruck  auf  ihn  gemacht 
hatten.  Bald  nollte  die  Richtung,  in  der  i-icb  jetzt  seine  Ideen 
liew(;gt<.'n,  noch  deutlicher  hervortreten. 

Am  22.  Mai  beantwortete  er  den  Proepektus  de  Laimayit. 
Er  erkUrte,  das«  er  die  Voritchlfige  des  letzteren  sorgsam 
prüfen  werde,  dae«  er  alfer  hierzu  eine  gewiaae  Zeit  gebrauche, 
und  es  daher  entt  thun  könne,  wenn  er  von  einer  Reise,  die 
er  gegenwärtig  vorhalie,  zurückgekehrt.  Aber  er  ging  nun 
n»ch  weiter  und  stellte  r^ineneitt  OrundBätze  für  die  Keuord- 
nung  auf.     Ek  Kind  folgende:  1|  Leitung  durch  nur  zwei  Be- 

Slsseure,  anHtatt  wie  bisher  durch  vier;  2)  Entbuuiung  de^ 
ritten  TheitcM  der  Beamten,  Anpa«4ung  der  Zahl  der  Qbrigen 
an  die  Erträge  der  Provinzen ;  3)  fexte  Prinzipien  filr  Admini- 
»tration  und  Erhebung  der  Abgal>en,  Beseitigimg  jeder  Will- 
kUrlichkeit;  4J  Revision  de^  Tarif«. 

f^  Hind  höchi4t  Ifedcutsamc  Gtrunds&tze ,  die  hier  prokla- 
mirt  werden;  ich  »ehe  in  ihnen  den  klaren  Beweis,  daas  der 
König  die  Gedanken,  die  ihn  noch  1766  beherrschten,  ganz 
aufgegeljen,  da^n  er  in  sehr  weitgehender  Weise,  mehr  viel- 
leicht noch,  als  er  selber  sich  eingestand,  von  der  Opposition 
gegen  die  Regie  lieeinflusitt  war. 

Erinnern  wir  uns  daran,  wie  der  Kernpunkt  jener  Klaffen 
des  pyritzer  ^lagistrats  und  der  ponuncrschcn  Kammer  das 
willkürliche  Verfahren  der  Beamten  gewesen  war;  jetzt  stellt 
der  König  selbst  als  Programm  auf  Beseitigung  jeder  Will- 
kUrlichkeit  in  der  Verwaltung.  Kommt  er  dadurch  nicht  den 
Forderungen  der  Opposition  einen  sehr  wichtigen  Schritt  ent- 
gegen? Andrerseits  vcrlässt  er  eben  dadurch  die  Grundlagen 
von  1766.  Der  Kontrakt  vom  14.  Juli  1766  hatte  bestimmt, 
(lasH  die  Regisseure  fast  unbeschränkte  Vollmacht  in  der  . 
Verwaltung  der  indirekten  Al)gaben  haben  sollten,  d.  h.  dass 
liier  alles  von  ihrem  Belieben,  von  ihrer  Willkür  abhängen 
sollte;  dies  also  sollte  in  Zukunft  nicht  mehr  so  sein,  an 
Htclle  des  arbiträren  Regiments  sollte  wieder  mehr  eine  ge- 
setzlich beHtimnite  Verwaltung  treten. 

Noch  in  anderer  Hinsicht  moditizirte  der  König  die  Ein- 
richtungen von  1766.  Damals  hatte  er  an  Verpachtung  ge- 
dacht, d.  h.  an  Verwaltung  der  Abgaben  durch  eine  Gesell- 
schaft Gleichberechtigter;  es  hatte  dann  die  Grundlage  der 
ganzen  Organisation  eine  kollegialiscb  nrganisirte  Zentral- 
liehHrde  gebildet.  Jetzt  wollte  der  König  von  den  fünf  Mit- 
gliedern dieser  Behörde  zwei  streichen.  Werd<^n  wir  fehl  gehen, 
wenn  wir  darin  eine  Keigung  zu  grösserer  Zentralisation,  einen 
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Bruch  mit  dem  System  kollegialischer  Verwaltung  sehen? 
DasB  diese  Anschauung  zweifellos  richtig  ist^  wird  sich  klar 
aus  dem  weiteren  Verlauf  der  Verhandlungen  ergeben. 

Endlich  kommt  noch  in  Betracht  der  Entschluss,  die 
Zahl  der  Beamten  um  ein  Drittel  zu  reduziren.  Zum  Theil 
allerdings  wird  sich  dies  erklären  aus  rein  technischen  Ge- 
sichtspunkten,  aber  ich  glaube  doch  nicht  fehl  zu  greifen, 
wenn  ich  darin  auch  eine  indirekte,  vielleicht  unbewusste 
Nachwirkung  der  vielfachen  EUagen  über  die  französischen 
Beamten  erblicke. 

Alles  in  allem,  Friedrich  zeigte  hier,  dass  er  in  mancher 
Beziehung  seine  früheren  Ansichten  modifizirt  hatte,  vor 
allem  y  dass  er  das  System  der  Verpachtung  definitiv  auf- 
gegeben, die  einigermassen  an  dieses  erinnernde  rein  willkür- 
liche Verwaltung  mit  einer  streng  gesetzlichen  vertauschen 
wollte.  Freilich  sbUte  sich  andererseits  bald  zeigen,  dass  er 
einer  anderen  Seite  der  Opposition,  der  nationalen,  nach  wie 
vor  vollkommen  kalt  gegenüber  stand. 

Der  nächste  Schritt  in  den  Verhandlungen  war,  dass  am 
12.  Juni  de  Launay  einen  Plan  d'administration  des  aecises, 
päages  et  droits  y  joints  einreichte.  Nach  elf  Tagen  erst, 
am  28.  Juni,  erfolgte  eine  vorläufige  Antwort  des  Königs; 
im  allgemeinen  erklärte  er  seine  Zustimmung  zu  de  Launays 
Entwurf^  vor  allem  sprach  er  seinen  Beifall  aus  in  Bezug  auf 
die  Organisation  von  Ober-  und  Unterbeamten ;  dagegen  hatte 
er  über  einige  andere  Dinge  eine  abweichende  Meinung. 
Besonders  waren  ihm  die  Kosten  für  die  Regie  mit  707  000 
Thalem  —  ausschliesslich  der  Tantiemen  und  Antheile  an  den 
Strafen  —  zu  hoch  angesetzt;  er  meinte,  dass  man  sehr  gut 
hiervon  noch  60  —  70  000  Thaler  streichen  könne,  indem  man 
einerseits  31  000  Thaler  abziehen   müsse    für  die   beiden  Re- 

Sisseure,   die  man  jetzt   weniger  gebrauche,    andererseits   in 
er  Kur-  und  Neumark   eine   Reihe   von   Beamten    ersparen 
könne  ^). 

Ek  dauerte  indessen  über  einen  Monat,  ehe  die  definitive 
Entschliessung  des  Königs  über  de  Launays  Entwurf  erfolgte. 
Freilich  wurden  schon  vorher  einige  wichtige  Fragen  ent- 
schieden. Zunächst  aber  trat  eine  Verzögerung  in  den  Ver- 
handlungen ein  durch  eine  Erkrankung  de  Launays.  Es 
scheint  fast  so,  als  ob  er  sich  bei  dem  Entwerfen  von  Plänen 
zur  Neuordnung  überarbeitet  hätte;  doch  sei  dies  dahin- 
gestellt gelassen.  Er  erkrankte  am  26.  Juni  so  ernstlich, 
oass  an  ein  Fortsetzen  seiner  Arbeiten  einstweilen  nicht  zu 
denken  war.  Am  27.  Juni  sprach  ilim  der  König  sein  Be- 
dauern aus  und  rieth  ihm  dringend,  sich  zu  schonen^).     Erst 


1)  Genaueres  über  diese  Fragen  siehe  unten  Kapitel  6. 
*)  Jnstification  S.  108. 
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Ende  Juli  war  de  Launay  soweit  wieder  hergestellt,  dass  er 
seine  Arbeiten  wieder  auniehinen  konnte. 

Am  19.  Juli  nun  ergingen  wichtige  Entscheidungen  des 
Königs.  De  Lattre  bekam  seine  Demission  *) ;  auch  von 
Bri^re  und  de  Pemetty  ist  keine  Rede  weiter,  sie  mUMen 
schon  vorher  oder  jedenfalls  kurz  nachher  ihre  Endassnng 
erhalten  haben,  wenn  dies  auch  freilich  nicht  ausdrücklich 
erwfihnt  wird.  Dagegen  wurde  de  Launay  die  selbständige 
Direktion  der  gesamiuten  Regie  übertragen;  unter  ihm  sollten 
in  Zukunft  vier  Unter  regisse  ure  (Bousr^saeurs)  stehen,  welche 
die  technische  Leitung  zu  besorgen  hatten;  jeder  derselben 
sollte  3^4000  Thaler  Qehalt  bekommen.  De  Launay  sollte 
fUr  diesen  Posten  geeignete  Leute  aus-  Frankreich  kommen 
lassen. 

Durch  diesen  Beschluss  wurde  die  Grundlage  der  gansen 
Verwaltung  geändert;  dieselbe  war  fortan  nicht  mehr  kollegiar 
lisch ,  sondern  bureauk ratisch ;  an  der  Spitze  stand  nunmehr 
allein  de  Launay.  Dagegen  erschien  es  in  keiner  Weise  ab 
Absicht  des  Königs,  der  Verwaltung  wieder  einen  nationalen 
Charakter  zu  geben;  indem  er  als  Unterr^ssenre  Franzosen 
verlangte,  hielt  er  an  dem  antinationaien ,  französischen 
Charakter  der  Regie  ausdrücklich  fest  Hier  aber  stiesa  er 
nun  auf  die  Opposition  de  Launaye. 

Derselbe  erklärte  sich  in  ziemlich  scharfer  Weise  da- 
gegen, daas  die  neue  Oeneraladministration  nur  aus  Franzosen 
bestehen  aolle*).  Er  schrieb:  „Ihre  Ruhe,  Sire,  das  Wohl 
Ihrer  Unterthanen  und  die  Sicherheit  derselben  scheinen  eine 
Mischung  von  Ausländem  und  Einheimischen  zu  erfordern, 
welche  den  Vorthcil  der  praktischen  Erfahrung  und  des  Ver- 
trauens vereinigt,  daa  Ihre  Unterthanen  haben  werden,  wenn 
zwei  ihrer  Mitbürger  an  allen  Geschäften  th eilhaben').' 
Noch  einen  anderen  Grund  führte  de  Launav  gegen  die  Ab- 
sicht doa  Königs,  nur  Franzosen  aus  Paria  zu  UnterregisseurflD 
zu  machen,  ins  Feld.  Er  habe  Paris  seit  sieben  Jahren  ver- 
Insacn  und  habe  dort  nur  noch  wenig  Verbindungen;  es 
könne  daher  leicht  geschehen,  daas  man  ihm  aus  Frainkreich 

')  Vgl.  hienlber  unten  Kap.  i  Abachn.  5  s. 

^  AllerdmgH  Bcbeint  eicb  de  LaunAv  anfnngs  Mühe  Begeben  zu 
baben,  dem  Willen  des  KönigH  gemüsB  Leute  hub  Frankreich  zu  ge- 
winnen, denn  am  22.  Jnli  schreibt  Friedrich,  er  sei  erfreut  zn  seben,  dass 
de  Lüunaj  vier  Leute  aus  Frankreich  kommen  laasen  wolle;  doch  mnM 
de  Lmmay  sich,  ehe  er  an  die  ügentliche  AusfUbmne  dieses  Oedankata 
schrill,  anders  besonaen  baberi,  denn  sein  im  Text  Deaprocbeaer  Brief 
ist  BjMtestens  vom  80.  Juli,  dn  die  Antwort  dea  Königs  vom  31.  Juli 
hemihrt 

*)  Votre  franquilit^,  fiire,  le  bien  de  vos  sujets  et  lenr.  sAret^  parois- 
Bcnt  exiger  im  m^lange  d'^lrangere  et  de  nationaux,  qui  allie  l'avanta^ 
de  l'eiperience  de  uos  opt^tions  avec  celn;  de  la  confiance  que  vob  es- 
jets  auront  dans  deui  de  leurs  concitoyens  qui  auroient  part  ä  tontea  le« 
Operations. 
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ganz  ungeeignete  Leute  sende.  Wie  treffend  dieser  Einwand 
ist,  erkennen  wir  sofort,  wenn  wir  uns  der  Vorgänge  bei  der 
Einrichtung  der  Regie  erinnern. 

Nun  könne  er,  meinte  de  Launay  weiter,  allerdings  recht 

Sassende  Leute  in  dem  Kreise  der  JProvinzialdirektoren  fin- 
en,  aber  dieselben  würden  als  Fremde  einem  fortwährenden 
Kampfe  ausgesetzt  sein^);  zum  Theil  hätten  sie  sich  schon 
durch  ihren  Eifer  viele  Feinde  erworben.  Er  macht  daher 
den  Vorschlag,  die  Unterregisseure  aus  dem  Klreise  des 
höheren  Beamtenthums  zu  nehmen,  und  zwar  solle  man  zwei 
Franzosen  und  zwei  Deutsche  auswälilen.  Er  will  denselben 
den  Titel  eines  „Geheimen  Finanzraths^  und  ein  Gehalt  von 
4000  Thalem  ertheilt  wissen. 

De  Launay  schlug  zu  diesen  Posten  folgende  vier  Per- 
sonen vor:  den  Finanzrath  Magusch,  den  ELnegsrath  Engel- 
brecht, den  Rechnungsdirektor  de  la  Serre  und  den  Kanzlei- 
direktor*) Morinval.  Ueber  jeden  der  Genannten  giebt  er 
dann  höchst  interessante  Personalbemerkimgen.  Magusch  war 
früher  Akzisedirektor  in  Berlin  gewesen,  dann  hatte  er 
die  Leitung  des  Tabakswesens  bekonmien.  De  Launay  be- 
zeichnet ihn  als  geschickt,  entschlossen,  gerecht  und  auf- 
feklärt').  Er  spricht  die  Hoffnung  aus,  dass  derselbe  den 
dienst  der  Brigaden  so  einrichten  werde,  dass  diese  gleich- 
zeitig die  Geschäfte  der  Regie  und  der  Tabaksadministration 
beseiten. 

Engelbrecht  war  früher  Provinzialdirektor  in  Breslau 
gewesen,  dann  war  er  Tabaksdirektor  in  Königsberg  ge- 
worden. De  Launay  rechnete  vor  allem  darauf,  dass  er 
durch  seine  frühere  Stellung  mit  den  schlesischen  Angelegen- 
heiten genau  vertraut  sein  würde. 

De  la  Serre  ist  nach  de  Launays  Urtheil  geschickt, 
scharfsinnig  und  arbeitsam  ^) ;  er  war  infolge  seiner  bisherigen 
Stellung  ganz  genau  in  das  Kassen-  und  Rechnungswesen*) 
eingeweiht. 

Morinval  endlich  hatte  sechs  Jahre  in  de  Launays  Bureau 
selbst  Äu  dessen  Zufriedenheit  gearbeitet;  er  wird  ein  Mann 
von  grosser  Arbeitskraft  ®)  und  bedeutendem  Scharfsinn '')  ge- 
nannt®). 

1)  Beiläafig  bemerkt,  hierin  liegt  eine  interessante  Bestätiganff  da- 
flfar,  dass  auch  1772  noch  die  Provinzialdirektoren  so  gut  wie  ausscnliess- 
lich  Franzosen  waren. 

")  OirecteoT  de  correspondance. 

*)  Droit,  ferme,  joste,  ^lair^. 

^)  Droit,  sage,  laborieux. 

»)  ComptabUit^ 

*)  Laborieux. 

'')  Sagacit^. 

*)  Ich  gebe  gleich  hier  die  weiteren  Personalverändemngen  an,  da 
ich  auf  diese  Sachen  nicht  wieder  zurückkomme.    Als  Unterregisseur  für 
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Im  allgemeinen  nun  fanden  die  Vornchlttge  de  Launays 
den  Beifall  des  Königs,  am  31.  Juli  ernannte  er  die  vier  von 
jenem  EmpfohlBncn  zu  Unterreginiseuren ;  die  beiden  Franzoeeti 
suUten  ein  Qehalt  von  je  4000  Thalem,  die  beiden  Deutschen 
eina  von  je  3000  Thalem  beziehen. 

Man  sieht  hier  klar,  welch  ungeheuren  EinflusB  de  Launay 
auf  den  König  gehabt  haben  muHt»;  denn  seine  VorscblA^ 
waren  von  den  ursprünglichen  Gedanken  Friedrichs  sehr 
verschieden.  Lediglich  de  Launays  Verdienst  ist  es,  dasa 
jetzt  die  Finanzverwaltung  in  eine  entschieden  nationale  Bahn 

feleitet  wurde;  wie  1766,  so  trat  auch  1772  de  Launay,  der 
'ranzoee,  gegenüber  dem  Monarchen  als  Anwalt  der  Landes- 
kinder auf;  er  wie»  durch  die  That  nach,  dass  das  preuseische 
Beamtenthum  keineswegs  so  unfkhig  sei,  wie  Friedrich  ge- 
glaubt, dass  Männer  wie  Magusch  und  Engelbrecht  es  mit 
allen  Franzosen  aufnehmen  könnten.  Es  dürfen  diese  Dinge, 
die  ia  auf  den  ersten  Blick  lediglich  als  unwesentliche  Per- 
sonalien erscheinen,  nicht  unterschätzt  werden,  denn  es  wird 
sich  später  zeigen,  dass  die  Finanzpolitik  Friedrichs  nach 
1772  in  mancher  Hinsicht  eine  andere  ist  als  vorher,  und 
dass  vieles  auf  ein  Zurücktreten  des  französischen  Einflusses 
hinweist. 

Die  Stellung  der  neuen  Unterregisseure  sollte  nun  die 
sein,  dass  jeder  die  technische  Leitung  der  Angelegenheiten 
einer  bestimmten  Provinz  erhielt  So  bekam  Mansch  da« 
Referat  fUr  die  Kur-  und  Neumark,  Engelbrecht  das  für 
Schlesien,  de  la  Serre  das  für  Magdeburg,  Halberstadt  und 
Westfalen,  Morinval  das  für  Preussen,  Littauen  und  PonuneriL 
Die  raateriale  Leitung  der  ganzen  Verwaltung  dagegen  sollte 
allein  de  Launay  ausüben^).  Er  behielt  den  Titel  eines 
Qeneralregisseurs  und  ein  Gehalt  von  15000  Thalem.  In 
den  Versammlungen  der  Generaladministration  hatte  jeder 
Unterregiaseur  eine  berathende  Stimme,  er  hatte  Bericht  zu 
erstatten  üher  die  ihm  übertragenen  Provinzen. 

Gleichzeitig  mit  diesen  Anordnungen  hatte  Friedrich  am 
31.  Juli  den  von  de  Launay  am  12.  Juni  voi^gelegten 
Administrationsplan  unterzeichnet,  nachdem  er  an  demselben 
nur  wenige  Aenderungen  vorgenommen  hatte.  Damit  hatte 
die  Finanz  Verwaltung  wieder  eine  feste  Gmndlage;  die  mehrere 


WestprcuBsen  trat  1774  Maniier  ein,  der  1776  durch  Hainchelin  enetct 
wiirde.  Magusch  wurde  1781  dnrch  Peters  enet2t;  die  Nachfolgei  von 
de  la  Serre  und  Morinval  wurden  1783  Grodart  nnd  Roux;  an'Peten' 
Stelle  trat  1784  Ho&tedt,  so  daae  wir  17^  folgende  UnterregiBsenre  finden: 
Engel  brecht,  Hainchelin,  Grod&rt,  Roui,  Hofsiedt. 

'J  Nominell  bUeb  Höret  bis  zu  seinem  Tode  im  Jahre  177*  Vor- 
sitzender  der  Regie,  mit  seinem  biBherigen  Gehalt  von  4000  Thlm.  Doch 
war  seine  ritellung  nach  1772  noch  bedeutungsloser  als  vorher,  da  er 
absolut  gar  nichts  zu  sagen  hatte. 
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Monate  hindurch  eifrig  geführten  Unterhandlungen  hatten  zu 
einem  definitiven  Resultate  geführt.  Im  wesentlichen  blieben 
nun  die  Einrichtungen,  wie  sie  jetzt  beschlossen  waren,  bis 
zum  Tode  des  grossen  Königs  unverändert^). 

Als  den  Schluss  der  Verhandlungen  aus  dem  Jahre  1772 
kann  man  ein  Rundschreiben  de  Launays  betrachten,  das 
er  am  18.  August  an  die  Provinzialdirektoren  erliess.  Er 
schärfte  denselben  ein,  dass  sie  nichts  thun  sollten  ohne 
Weisung  ihres  Unterregisseurs,  dass  sie  demselben  alles  in 
ihrem  Distrikt  Vorgefallene  mittheilen  sollten.  Ausserdem 
setzte  er  ihnen  das  neue  Tantiemensystem  auseinander.  Nach 
wie  vor  würden  alle  Beamten  an  den  Ueberschüssen  über  die 
Fixation  Antheil  haben,  indessen  sei  in  Zukunft  in  Bezug  auf 
die  Tantieme  jedes  Bureau  nur  auf  seine  eigenen  Erträge 
angewiesen,  so  dass  es  also  in  der  Hand  jedes  Beamten 
selbst  stände,  die  auf  ihn  fallende  Tantieme  grösser  oder 
kleiner  zu  machen  und  so  seine  Lage  zu  verbessern.  Ausser- 
dem theilte  de  Launay  noch  den  Direktoren  mit,  dass  sie  den 
achten  Theil  von  dem  Reinertrage  der  Konfiskationen  und 
Strafgelder  erhalten  sollten,  damit  sie  selbst  Interesse  an  der 
Unterdrückung  von  Defraudationen  hätten. 

Man  sieht,  jene  Vorschläge  de  Launays  vom  20.  Mai 
wurden  hier  als  in  Zukunft  geltende  Norm  den  Unterbeamten 
bekannt  gemacht. 

Wenn  wir  nun  den  Gang  und  das  Resultat  der  Ver- 
handlungen überblicken,  so  müssen  wir  sagen,  das  Fazit  war, 
dass  die  Regie  nach  1772  doch  eine  bedeutend  andere  Gestalt 
hatte  als  vorher.  Allerdings  war  sie  auch  vorher  eine  Staats- 
behörde gewesen,  aber  sie  hatte  doch  mancherlei  an  sich 
gehabt,  das  an  eine  Privatinstitution  erinnerte.  So  die  Ver- 
waltung durch  ein  unverantwortliches  Kollegium,  die  Willkür- 
lichkeit bei  der  Erhebung  der  Abgaben,  das  Tantiemesystem, 
das  eine  bedenkliche  Aehnlichkeit  mit  dem  Dividendensystem 
der  Aktiengesellschaften  hatte.  Dazu  kam  der  durchaus 
französische  Charakter  der  oberen  Verwaltung,  der  genügte, 
um  eine  unübersteigliche  Scheidewand  zwischen  der  Regie 
und  der  sonstigen  Staatsverwaltung  zu  bilden. 

Dies  alles  hörte  nun  auf.  Die  Finanzverwaltung  wurde 
in  Zukunft  eine  streng  büreaukratiscli  gegliederte  mit  einheit- 
licher Spitze;  ihr  Leiter  de  Launay  war  fortan  in  jeder 
Einzelheit  vom  König  abhängig  und  diesem  verantwortlich. 
Man  wird  sagen  können,  die  Sonderstellung  der  Finanz- 
verwaltung innerhalb  des  Staatsorganismus,  die  1766  begründet 
war,  hörte  zwar  nicht  auf,  wurde  aber  doch  erheblich  be- 
schränkt. Auch  dadurcli  wurde  die  Verbindung  zwischen  ihr 
und  der  sonstigen  Verwaltung  wieder   etwas   hergestellt,  dass 

1)  Vgl.  Beilage  2. 
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jetzt  das  preussische  Beamtenthmn  auch  za  den  höheren  Stellen 
derReg^e  Zutritt  erhielt;  die  Schranke  zwischen  dem  Finanz- 
wesen und  der  übrigen  Verwaltung  bestand  zwar  noch,  war 
aber  nicht  mehr  unUbersteiglich.  In  der  Finanzverwaltniu; 
selbst  sollte  jede  Willktlr  thunlicbst  vermieden,  alles  luuM 
Oesetz  und  Recht  geordnet  werden.  Endlich  wurde  das 
TantiemensyHtem  ersetzt  durch  eine  Einrichtung,  die  zwar 
den  Namen  der  Tantieme  noch  beibehielt,  aber  in  WitUich- 
keit  eine  Art  Mittelding  darstellte  zwischen  Tantieme  and 
Remuneration  fUr  ausserordentliche  Leistungen. 

Man  hat  bisher,  wenn  man  von  der  R^e  gesprochen 
hat,  dieselbe  als  eine  einheitliche  Institution  betrachtet,  die 
von  1766  bis  1786  bestand,  und  hat  die  allerdings  auch  wohl 
fast  unbekannten  Veränderungen  von  1772  gar  nicht  beachtet 
Hierin  liegt,  glaube  ich,  der  Qrund  fUr  die  so  abweichenden 
und  doch  sämmtlich  mehr  oder  weniger  schiefen  Urtheile 
über  die  Regie.  So  gering  auch  die  Veränderungen,  die 
1772  gemacht  wurden,  auf  den  ersten  Blick  erscheinen,  so 
gross  ist  doch,  wie  ich  nachgewiesen  zu  haben  glaube,  ihre 
prinzipielle  Bedeutung.  Die  Regie  vor  1772  ist  etwas  anderes 
airi  die  nachher.  Diese  Verschiedenheit  muss  man  auch  bei  der 
Kritik  des  ganzen  Instituts  berücksichtigen :  man  darf  nicht 
aus  Nachtheilen,  die  sich  in  der  Organisation  vor  1772  geltend 
machten,  die  Verwerflichkeit  des  ganzen  Instituts  ableiten,  so 
wenig  wie  man  gute  Wirkungen,  die  nach  1772  eintraten, 
zur  Rechtfertigung  der  ursprünglichen  Einrichtungen  benutzen 
darf.  Ich  glaube  nicht  zu  viel  zu  sagen,  wenn  ich  behaupte, 
in  dieser*  ^kenntnis  der  Verschiedenheit  der  beiden  Perioden 
der  Regie  liegt  der  Schlüssel  zu  einem  objektiv  richtigen 
Urtheil  über  dieseltie.  Man  wird  es  hiemach  begreifen,  wes- 
halb ich  die  Verhandlungen  von  1772  mit  so  grosser  Aus- 
führlichkeit dargestellt  habe. 


Viertes  Kapitel. 
Die  Organisation  der  Finanzverwaltung. 


Wir  haben  nun  bereits  viel  von  der  neuen  Finanzverwaltung 
gesprochen,  ohne  bisher  auf  die  innere  Einrichtung  näher  ein- 
gegangen zu  sein ;  es  wird  daher  Zeit,  dass  wir  uns  mit  ihrer 
OrganiiBation  näher  bekannt  machen.  Es  ist  kein  Zufall,  dass 
dies  erst  jetzt  geschieht,  denn  über  die  Einrichtungen,  die  man 
1766  tra^  besitzen  wir  keine  genaueren  Nachrichten^).  Aller- 
^n^s  werden  wir  annehmen  müssen,  dass,  soweit  nicht  1772 
aosariicklich  etwas  geändert  wurde  ^),  die  Organisation  vorher 
^eselbe  war  wie  nachher:  eine  Hypothese,  flir  die,  wenn  sie 
nicht  an  sich  schon  einleuchtete,  mancherlei  Gründe  angeführt 
werden  könnten.  Nun  ist  ja  der  Plan  für  die  Organisation 
«icher  1766  von  de  Launay  und  Candy  ausgearbeitet  worden, 
aber  eine  ausdrückliche  Angabe  de  Launays'),  der  es  doch 
wissen  musste,  besagt,  dass  die  Form  der  Regie  ganz  von  dem 
König  stamme,  dass  de  Launay  lediglich  nach  den  Anordnungen 
•desselben  gearbeitet  habe.  Wir  können  hiemach  nicht  umhin, 
in  der  Oiganisation  der  Verwaltung  das  persönliche  Werk 
Friedrichs  zu  erblicken.  Diese  Organisation  kennen  wir  vor 
allem  aus  dem  Plan  d'administration  des  accises,  p^ages  et 
•droits  y  joints*),  den  de  Launay  am  12.  Juni  1772  dem  König 
Torlegte,  den  letzterer  am  31.  Ji^i  unterzeichnete  und  der  am 
1.  September  1772  in  Kraft  treten  sollte.  Im  wesentlichen  ist 
•derselbe  als  eine  Fixirung  der  bestehenden  Einrichtungen  zu 
betrachten,  wenn  auch  einzelne  Aenderungen  vorgenommen 
sein  mochten.    Zum  Theil    waren    diese  Aenderungen   unbe- 


*)  Dicrienigen  Behörden,  die  ihren  Sitz  in  Berlin  hatten,  kennen  wir 

em  Aaresekalender.    Siehe  Beilage  2. 

*)  Die  wichtigste  Neuerung  ist  me  Ausbildung  der  Korrespondenz- 


Mreaus. 

*)  Apologie  bei  Mirabeau,  Monarchie  prussienne  Bd.  4  S.  242. 
*)  Berlin,  Geh.  Staatsarchiv. 
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deutend ;  soweit  sie  von  Wichtigkeit  waren,  erschein^i  sie  als 
Resultate  der  Verhandlungen  von  1772,  über  welche  schon 
gesprochen  ist. 

Die  Verwaltung  •)  zeHHIlt  in  drei,  zwar  nicht  nomiDell,  aber 
sachlich  scharf  gesonderte  Theile,  die  Zentral-,  die  Provinzial- 
iind  die  Lokalverwaltung,  zu  denen  dann  noch  als  ganz  unab- 
hängige Institution  die  Akzisegerichtsbarkeit  tritt 

1.    Die  ZentralverwaltnDg. 

a.     Die   Q-eneraladministration. 

An  der  Spitze  der  ganzen  Verwaltung  stand  di«  Gkoieral- 
administration,  welche  die  Leitung  »fimmtlicher  Akzisen,  ZOlle, 
Lizent-  und  Transitabgaben  hatte.  Zu  ihrer  Kompetenz  ge- 
hörte: 1)  die  Verwaltung  und  Erhebung  der  Abgaben,  sowie 
die  Soige  dafUr,  dasa  dieselben  in  richtigem  Verhältnis  stan- 
<len  zu  der  Volkszalil,  dem  Vermögen  und  dem  Handel  der 
Einwohner*};  2)  die  Aufstellung  der  Etats:  3)  die  Aufsicht 
über  die  Auffllhrung  der  Reglement»  und  Verordnungen; 
4)  die  Aufrechterhaltung  der  bestehenden  Privilegien;  5)  das 
Entwerfen  neuer  Steuerprojekte");  6)  die  Anstellung  der  Be- 
amten. In  letzterer  Beziehung  war  vorgeschrieben,  oass  keine 
Rücksicht  genommen  werden  noWta  auf  irgend  welche  Empfeh- 
lungen, sondern  daas  nur  die  wirklichen  Verdienste  in  Betracht 
kommen  sollten.  Die  Administration  allein  hatte  das  Recht, 
Entsetzungen  und  Degradationen  auszusprechen,  jedoch  nur 
nachdem  sie  den  Beschuldigten  vorher  gehört  hatte;  es  waren 
dies  zugleich  die  einzigen  btrafen,  die  die  Administration  vcr- 
hftngen  durfte,  auf  andere  Strafen  durfte  nur  der  ordentliche 
Richter  erkennen. 

Die  Administration  selbst  setzte  sich  zusammen  aus  einem 
Chef  und  vier  Finanzräthen,  Alle  Angelegenheiten  wurden 
nach  Provinzen  in  vier  Departements  getheilt,  und  zwar  das 
erste  fllr  die  Kur-  und  Neumark  mit  123  Städten,  das  zweite 
für  Preussen,  Littauen  und  Pommern  mit  117  Stfidten,  das 
dritte  fiir  Schlesien  mit  127  Städten,  da«  vierte  fllr  Magde- 
burg und  Halberstadt  mit  49  Städten  und  (\lr  die  westfälischen 
Zölle.  An  der  Spitze  jedcsiDepartements  stand  ein  Finanz- 
rath.  Derselbe  traf  jedoch  seine  Entscheidungen  nicht  selb- 
ständig,   sondern  nur  nach  Bcschluss  des  gesanunten  Kollegs. 

'j  Im  folgendm  sind  ausser  dem  Plan  noch  benützt  die  Acta,  be- 
treffend die  den  Offizianten  bei  ihrer  Anstellung  zu  ertheileudeu  Inatnik- 
tionen  1731—1784.     Uurlin,  Geh.  Staatsarchiv, 

')  lls  approfondiront  leur  proportion  i  la  popnlation,  aui  facult^ 
et  au  commerce  des  habitans. 

')  lls  propoBerout  cc  qui  pourra  tendre  au  bien  de  l'Etat  et  au  sou- 
lagement  de  noa  penples  par  une  ^quitable  et  proportioneile  r^partition 
des  cha^es. 
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Nur  in  der  Zwischenzeit  von  einer  Sitzung  des  Kollegs  zur 
andern  war  es  ihm  gestattet,  in  seinem  Departement  proviso- 
rische Verfügungen  zu  treffen,  doch  musste  er  dieselben  in 
der  nächsten  Sitzung  dem  EoUeg  zur  Beschlussfassung  vor- 
legen. 

Wöchentlich  hielt  das  Kolleg  fünf  Sitzungen  ab,  da  am 
Mittwoch  keine  stattfand;  dieselben  dauerten  von  10  bis  1  Uhr 
Vormittags.  In  den  ersten  vier  Sitzungen  jeder  Woche  wurden 
die  Angelc^nheiten  je  eines  Departements  behandelt,  und 
zwar  am  Montag  die  der  Kur-  und  Neumark,  am  Dienstag 
die  Magdeburgs,  Halberstadts  und  Westfalens,  am  Donnerstag 
die  Schlesiens,  am  Freitag  die  Preussens  und  Pommerns.  Es 
hatte  da  jedesmal  der  betreffende  Finanzrath  über  sein  De- 
partement Bericht  zu  erstatten:  tlber  die  Einnahmen,  über  die 
schwebenden  Prozesse,  über  die  Kassenlage,  über  die  Beamten 
usw.  Vor  allem  kam  hier  die  Anstellung  und  die  Entlassung 
der  Beamten  zur  Sprache. 

Die  letzte  Sitzung  jeder  Woche  war  für  die  G-eneralia 
bestimmt  Hier  nahmen  an  der  Berathung  auch  der  General- 
kassirer  und  der  Generalrechnungsdirektor  theil.  Es  kamen 
hier  zur  Sprache:  Entwürfe,  welche  Vermehrung  der  Ein- 
nahmen oder  Abstellung  von  Missbräuchen  bezweckten;  die 
Eassenlage  im  allgemeinen;  die  Beziehungen  der  Regiekassen 
zu  den  übrigen  öffentlichen  Kassen;  Urtheile  letzter  Instanz 
in  Akzisean^elegenheiten  usw. 

Namentlich  den  Akziseprozessen  wurde  besondere  Auf- 
merksamkeit zugewendet;  oieselben  mussten,  sobald  sie  in 
leteter  Instanz  zu  Ungunsten  der  Regie  entschieden  waren, 
nebst  ausführlichem  Bericht  dem  König  vorgelegt  werden. 
Spftter^)  wurde  für  diese  Sachen  ein  eigenes  Bureau  gebildet, 
das  Prozessbüreau  (bureau  du  contentieux),  mit  mehreren  Be- 
amten. Der  erste  Sekretär  desselben  (premier  commis  du 
bureau  du  contentieux)  hatte  allmonatlich  die  von  den  Pro- 
vinzialdirektionen  eingeschickten  Verzeichnisse  der  Prozesse 
zu  untersuchen  und  sich  überhaupt  tun  den  Gang  der  letzteren 
zu  kümmern. 

Die  Beschlussfassung  in  der  Administration  erfolgte  durch 
Hajorität. 

Wenn  man  in  dem  Administrationsplan  das  ungemein 
reichhaltige  Verzeichnis  der  Gegenstände  sieht,  über  welche 
in  der  ein  Departement  betreffenden  Sitzung  der  bezügliche 
Finanzrath  Bericht  erstatten  sollte,  wenn  man  liest,  was  alles 
für  tableaux,  listes,  rögistres,  itats  er  dabei  vorlegen  soll,  so 
wird  man  sagen  müssen,  dass  die  Finanzräthe  über  Arbeits- 
mafigel  wahrhaftig  nicht  zu  klagen  hatten:  um  die  hier  ange- 
gebenen Pflichten  und  Obliegenheiten  im  vollen  und  buchstäb- 

»)  1776. 
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livheii  Sinne  zu  orfUUen,  dürfte  die  Arbeitskraft  eines  Manneit 
kaum  tillsgereicht  haben. 

Es  miiEä  nun  auffallen,  dass  nirgends  von  dem  VorsitEea- 
den  die  Rede  ist.  Kein  Wort  über  seine  Rechte,  seine  Ob- 
liegenheiten. Man  entnimmt  hieraus,  dass  seine  Stellung  Qbor 
die  der  anderen  weit  hinauHgeht,  eine  vollkommen  singulare 
isL  Mit  dem  unwichtigen  Detail  der  Verwaltung  hat  er  nichts 
zu  thun;  dies  vertheilt  sich  auf  die  übrigen.  Er  hat  nicht 
eine  bestimmte  Provinz,  sondern  sein  Äuge  überwacht  allea. 
Gerade  aus  dem  Fehlen  von  Notizen  erkennen  wir  die  leitende 
Rolle  de  Launays:  seine  Stellung  war  eben  eine  solche,  das« 
sich  spezielle  Bestimmungen  für  sie  nicht  treffen  Hessen,  sie 
umfasste  einfach  alles.  Wenn  die  Finanzräthe  nach  den  vor- 
geführten Angaben  im  wesentlichen  auf  die  technische  Leitung 
beschränkt  erscheinen,  so  wird  es  seine  Sache  gewesen  sein, 
die  massgebenden  Ideen  zu  bestimmen ;  nur  wenn  er  keine  be- 
stimmten Obliegenheiten  hatte,  konnte  er  eich  um  das  küm- 
mern, was  gerade  noth  thaL  Hierin  liegt  der  grosse  unter- 
schied in  der  Technik  der  Verwaltung  vor  1772  und  nachher. 
Vorher  hatte  jeder  Regisseur  sein  I)epart«ment  gehabt,  es 
hatte  an  einer  Person  gefehlt,  die  das  Ganze  Überblickte  tmd 
die  einzelnen  Departements  mit  einander  in  Beziehung  setzte; 
wohl  hatte  es  auch  bisher  einen  Vorsitzenden  gegeben  in 
Horst,  tliatsächlich  aber  liattc,  wie  wir  sahen,  dieser  inbetreff 
der  eigentlichen  Verwaltung  keineswegs  die  Stellung  eines 
Chefs.  Dies  aber  wurde  1772  de  Launay.  Erst  hierdurch 
bekam  das  Kolleg  eine  einheitliche  Spitze,  erst  jetzt  war  eine 
Garantie  gegeben,  dass  die  Verwaltung  in  den  einzelnen  De- 
partements überall  von  demselben  Geiste,  denselben  Ideen 
durchdrungen  war.  Vorher  war  jedes  Departement  selb- 
ständig gewesen ,  jetzt  wurde  es  der  integrirende  Theil  eines 
grösseren  Ganzen. 

Das  Ganze  nun,  die  Generaladministration,  hatte  seiner- 
seits eine  vollkommen  unabhängige  Stellung.  Die  Behörde 
stand  direkt  unter  dem  König,  kein  anderer  hatte  in  ihre 
Massnahmen  hineinzureden.  Vor  allem  war  sie  von  jeder 
Kontrolle  der  eigentlichen  Oberverwaltungsbehörde  in  Preossen, 
desGeneraldirefetoriums,  befreit.  Es  war  also  die  Finanzver- 
waltung, wenigstens  soweit  sie  die  indirekten  Abgaben  betraf, 
vollkommen  aus  der  übrigen  Verwaltung  herausgenommen. 

b.     Das   technische   GeneralbUreau. 

Zu  der  Zcntralverwaltimg  gehörten  nun  nicht  weniger  als 
acht  Bureaus.  Unter  ihnen  erscheint  als  eine  Art  Äntral- 
kanzlet  das  Bureau  der  allgemeinen  Angelegenheiten  •),  das  zu- 


')  1772  neu  eingerichtet 
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gleich  als  Registratur  diente  (bureau  des  Operations  g^n^rales 
et  du  döpot).  Es  setzte  sich  zusammen  aus  einem  Direktor, 
2wei  Buchhaltern  und  zwei  Sekretären  (commis  exp^dition- 
naires)*). 

Dasselbe  vermittelte  den  Verkehr  der  verschiedenen  De- 
partements mit  einander  und  mit  dem  König.  Alle  für  die 
Oeneraladministration  bestimmten  Sachen  gingen  zuerst  an  dies 
Bureau,  das  sie  dann  an  die  verschiedenen  Departements  ver- 
theilte ;  ebenso  gelangten  alle  Anordnungen  der  Departements- 
«hefis  erst  durch  Vermittlung  dieses  Bureaus  an  ihre  Bestim- 
mung. Femer  wurde  hier  ein  Register  gefülirt,  in  das 
sämmtliche  Edikte  und  Orders  des  Königs  eingetragen  werden 
mossten. 

Endlich  diente  dieses  Bureau  auch  noch  als  Archiv;  es 
hatte  alle  die  Generaladministration  betreffenden  Akten  in 
Verwahrung. 

c.     Die  Korrespondenzbüreaus. 

Erscheint  das  Bureau  der  allgemeinen  Angelegenheiten 
als  die  Kanzlei  des  Vorsitzenden,  so  die  Korrespondenzbüreaus^) 
{bureaux  de  correspondance)  als  die  Kanzleien  der  Departe- 
mentschefs. Es  gab  deren  vier,  da  jedem  der  Finanzräthe 
«ins  zur  Seite  stand.  Jedes  Korrespondenzbüreau  setzte  sich 
zusammen  aus  einem  Direktor,  einem  Unterdirektor,  einem 
Obersekretär  (premier  commis),  zwei  Buchhaltern  und  zwei 
Sekretären  (commis  exp^ditionnaires).  Als  wichtigste  unter 
den  Obliegenheiten  dieser  Kanzleien  erscheint  das  Entwerfen 
der  Etats,  und  stetige  Sorge  dafür,  dass  einerseits  Einnahmen 
und  Ausgaben,  andererseits  Einnahmen  und  Konsumtion  immer 
im  richtigen  Verhältnis  zu  einander  stehen. 

Ausserdem  hatte  jede  Kanzlei  für  ihren  Departementschef 
jias  den  einlaufenden  Berichten  Auszüge  anzufertigen  und 
i»einen  Entscheidungen  gemäss  dann  die  Antworten  abzufassen. 

d.     Die   Generalkasse. 

Erscheinen  die  zuletzt  geschilderten  Behörden  als  durch- 
aus von  subalternem  Charakter,  so  nehmen  dafür  die  letzten 
Bttreaus,  die  zur  Zentralverwaltung  gehören,  die  Generalkasse 
und  das  Rechnungsamt  in  der  Technik  des  Dienstes  eine  un- 
gemein wichtige  Stellung  ein. 

An  die  Generalkasse  wurden  sämmtliche  Ueberschüsse, 
-d.  h.  Reineinnahmen  der  Provinzialkassen,  abgeliefert ;  aus  ihr 
wurden   die  etatsmässigen  Fixationen   an   die   übrigen  könig- 


')  Büreanstonden  waren  die  Zeit  von  8  bis  12  Uhr  Vormittags  and 
▼on  2  bis  7  Uhr  Nachmittags. 
^  1772  neu  eingerichtet. 

5* 


68  vn.  3. 

liehen  Eaaaen  entrichtet;  sie  zahlte  die  UebenchOBBe  Qber 
diese  Fixationen  dem  Könige  au«. 

So  konzentrirt  sich  in  ihr  recht  eigentlich  in  technischer 
Hinsicht  die  ganze  neue  Finanz  Verwaltung.  Da  muas  es  niu 
auf  den  ersten  Blick  aufEftUig  erscheinen,  dass  ihr  Leiter,  der 
Oeneralkassirer ,  sein  Amt  häufig  nur  als  Nebenamt  versah, 
w^irend  er  als  Hauptamt  die  St^un^  eines  Qeneraleiimehmera 
der  Kurmark  bekleidete.  Es  ist  dies  indessen  kein  ZufiüL 
Es  zeigt  sich  darin  die  Thatsache,  dass  es  bei  der  neuen 
FinanzverwaltUDg  in  erster  Reihe  nicht  auf  daa  Kassenwesen, 
sondern  auf  ganz  andere  Dinge  ankam;  dass  bei  der  Regie 
nicht  der  innere  Finanzdienst,  sondern  der  äussere  die  Haupt- 
sache war.  Gerade  hierin  liegt  eine  der  wesentlichsten  Ver- 
schiedenheiten der  Verwaltung  der  Regie  und  des  C^eral- 
direktoriums ;  doch  muss  die  nähere  ErOrterung  für  einen 
andern  Zusammenhang  aufspart  werden.  Hier  genOgte  e» 
zu  zeigen,  wie  schon  die  Oi^anisation  an  manchen  Pimkten 
den  Geist  der  neuen  Verwaltung  erkennen  lässt 

In  der  Oencralkaase  waren  beschäftigt  der  Generalkaaairer, 
der  (ür  sein  Amt  eine  Kaution  von  30000  Thlm.  zu  erlegen 
hatte,  ein  KaesenkontroUeur,  ein  Unterkassirer  und  ein  Sekre- 
tär (commis  exp^tionnaire). 


e.     Die  Rechnungsdirektion. 

Eine  ganz  eigenthtlmliche  Stellung  nimmt  die  Rechnungs-' 
direktion  (bureau  de  la  comptabilitö)  ein.  Wenn  man  es  mOg' 
liehst  scharf  bezeichnen  will,  wird  man  sagen,  sie  ist  eine  Art 
Generalrechenkammer  der  neuen  Finanzrerwaltung.  Letztere 
war  von  der  Kontrolle  der  Obeirechenkammer  zwar  nicht 
ausdrücklich,  aber  doch  thatsächlich  befreit  worden;  da  man 
aber  die  Noth wendigkeit  einer  Kontrolle  selbst  nicht  ver- 
kennen konnte,  so  schuf  man  eine  Art  Surrogat  in  der 
Rechnungsdirektion. 

Dieselbe  hatte  die  Rechnungen  in  doppelter  Hinsicht  zu 
prtlfen,  einmal  in  Bezug  auf  ihre  Richtiglceit,  sodann  inbe- 
treff  ihrer  Etatsmfissigkcit ;  sie  vermittelte  den  Verkehr  zwischen 
der  Regie  und  der  Oberrech  en  kämm  er ,  soweit  letztere  ttber- 
haupt  sich  um  die  Angelegenheiten  der  Regie  zu  kUmmem 
hatte.  Femer  hatte  die  Kechnungedirektion  noch  die  Aufsicht 
über  die  Inspektoren  (v»5rificateurs),  über  welche  sie  an  die 
Generaladmiiii«tration  Bericht  zu  erstatten  hatte. 

Als  eine  eigentliUmliche,  mit  ihren  übrigen  Obliegenheiten 
in  keinem  Zusammenhang  stehende  Aufgabe  der  Rechnungs- 
direktion erscheint  es,  das»  ihr  auch  die  Beaufsichtigung  der 
frankfurter  Messe  übertragen  war ;  es  war  sogar  vorgeschrieben, 
<lass  der  Rechnungsdirektor  der  Messe  persönlich  beizuwohnen 
hatte. 

Dil!  Rechnungsdirektion  bestand  aus  einem  Direktor,  einem 


yn.  3.  69 

Unterdirektor,  vier  Inspektoren  (virificateurs)  und  zwei  Sekre- 
tären (commis  exp^ditionnaires). 

f.     Das  Generalmagazin. 

Endlich  gehörte  zur  Zentralverwaltung  noch  eine  Behörde 
von  durchaus  subalternem  Charakter,  die  aber  doch  wenig- 
stens angeführt  sein  muss,  das  Generalmagazin  für  das  Papier 
und  sonstige  Geräthe  der  Regie  (magasin  g^n^ral  des  papiers 
et  ostenciles  de  r^e).  Es  setzte  sich  zusammen  aus  einem 
Direktor,  einem  Gehilfen,  einem  Sekretär  (commis  .exp^dition- 
naireX  einem  Buchbinder  (relieur)  und  einem  Magazinsdiener. 

Dies  M^azin  verwaltete  die  fUr  die  Regie  nöthigen  Uten- 
silien, besonders  Formulare,  Papier  u.  dgl.,  und  lieferte  sie  je 
nach  Bedttrfiiis  an  die  Provinzialdirektionen.  —  —  — 

Wenn  wir  nun  einen  Gesanmitblick  auf  die  Zentralver- 
waltong  werfen,  so  werden  wir  sagen  müssen,  dass  dieselbe 
im  ganzen  zweckentsprechend  gegliedert  war.  Die  Zahl  der 
Beamten,  55  ^),  erscheint  weder  zu  gross,  noch  zu  klein.  Schon 
hier  bei  der  Zentralverwaltung  tritt  eine  scharfe  Scheidung 
hervor,  die  Trennung  von  eigentlicher  Verwaltung  und  Rech- 
nungswesen. Ersterer  dienen  die  Generaladministration,  die 
Oenenükanzlei  und  die  Korrespondenzbureaus;  für  letztere 
sind  b^timmt  die  Generalkasse  und  die  Rechnungsdirektion.  Die 
beiden  Zweige  des  Dienstes  stehen  in  so  gut  wie  keiner  Ver- 
bindung mit  einander.  Während  das  Rechnungswesen  eine  ein- 
heitliche Spitze  hat,  in  der  Generalkasse  zusammenläuft,  bleibt 
die  sonstige  Verwaltung  streng  nach  Provinzen  getrennt. 

Im  ganzen  aber  ist  die  Einrichtung  hier  in  der  obersten 
Instanz  eine  höchst  einfache ;  wir  finden  keine  unklare  Neben- 
^nanderstellung  von  Beamten,  sondern  strenge  Unterordnung. 
Die  Finanzräthe  allein  sind  wirkliche  Beamte  der  Zentralver- 
waltong,  alle  andern  sind  nur  ihre  Schreiber.  Soviel  ist  klar, 
die  populäre  Vorstellung,  dass  es  in  der  Regie  eine  Unmenge 
von  Beamten  mit  konkurrirender  und  sich  gegenseitig  hin- 
dernder Kompetenz  gegeben  habe,  passt  in  keiner  Weise  für 
die  Zentral  Verwaltung;  man  muss  ganz  im  Gegentheil  sagen: 
eine  grössere  Einfachheit  der  Organisation,  als  hier  bestand, 
war  nicht  gut  möglich.  Das  Bild  aber  wird  sofort  ein  anderes, 
wenn  wir  uns  zu  der  Provinzialverwaltung  wenden. 

2.    Die  Provinzialverwaltung  *). 

a.     Der  Provinzialdirektor. 

Behufs  der  technischen  Verwaltung  war  die  ganze  Mo- 
narchie in  Provinzialdirektionen  eingetheilt,  deren  es  anfilng- 

>)  8o  nach  dem  Plan,  nach  dem  Adresskalender  62. 

*)  Natttilich  ist  die  Provinzial-  und  noch  mehr  die  Lokalverwaltang 
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lieh  12,  spater  15  gab.  Die  Provinzen  Ostpreuasen,  lättauea, 
Pommern ,  Neumark ,  Magdeburg ,  Halberetadt ,  Eleve  tmd 
Kinden  hatten  je  eine  Provinzialdirektion ,  deren  Sitz  sich  in 
den  Städten  Königsberg,  G-umbtnnen,  Stettin,  Etlstrin,  Magde- 
bui^,  Halberstadt,  Kleve  und  Minden  befand;  je  zwei  Pro- 
viuzialdirektionün  gab  es  in  der  Kurmark  und  in  Schlesien, 
und  zwar  fUr  erstcre  in  BerHn  und  Brandenburg,  filr  letzteres 
in  Breslau  und  Glogau.  Zu  diesen  zwölf  Direktionen  traten 
dann  später  noch  drei  weitere  hinzu,  und  zwar  zuntlchat  ein« 
dritte  lur  Schlesien  in  Neisse,  sodann  zwei  fllr  Westpreussea 
in  Fahrwasser  und  Fordon. 

An  der  Spitze  jeder  Provinzialdirektion  stand  ein  Pro- 
vinzialdirektor,  dem  zur  Erledigung  der  Geschäfte  ein  BUreas 
zur  Seite  gegeben  war,  welche»  sich  zusammensetzte  aas  dem 
Unterdirektor,  dem  General  ein  nehmer,  den  Inspektoren  (v^ri- 
ficateurs)  und  den  Sekretären  (commis  aux  expdditions). 

Als  eine  der  wichtigsten  Seiten  in  der  Stellung  des  Pro- 
vinzialdircktors  erscheint  sein  Verhältnis  zu  den  Subaltembeam- 
tcn.  Er  liatte  Über  dieselben  eine  gewisse  Disziplinargewalt;  ihm 
lag  es  ob,  zu  sorgen,  dass  die  bubalternbeamten  ihre  Pflicht 
thaten.  Dagegen  war  üim  ein  direkter  Verkehr  mit  den  Unter- 
bcamten  ebenso  wie  mit  dem  Publikum  untersagt;  er  soUt« 
nur  mit  den  höheren  Beamten  der  Provinz  in  direkter  Ver- 
bindung stehen,  erst  durch  deren  Verraittelung  auch  mit  den 
niederen.  Seine  Sache  war  es,  die  Arbeiten  an  die  Subaltem- 
bcamten  zu  vertheilcn,  daflir  zu  sollen,  dass  sich  die  ver- 
schiedenen Kategorien  von  Beamten,  vor  allem  die  KontroUeure 
und  die  Inspektoren  (viJrificateurs),  in  ihren  Operationen  g^en- 
seitig  unterstützten.  Direkt  unter  ihm  standen  die  Ao&äier 
(inspeeteurs)  und  Stadtkontrolleure:  er  hatte  denselben  Be- 
fehle und  Anweisungen  zu  crtheilon,  doch  war  er  dabei  an 
die  Zustimmung  des  Provinzialkontrolleurs  gebunden.  War 
er  mit  letzterem  verschiedener  Ansicht,  so  entschied  die  Ge- 
neralndministration.  Endlich  durfte  der  Provinzialdirektor 
Supemumerarien  annehmen;  er  war  dabei  nur  an  die  Be- 
schränkung gebimden,  dass  die  betreffenden  Leute  lesen  und 
schreiben  konnten:  ein  Zusatz,  der  dadurch,  dass  er  61)0 
haupt  gemacht  ist,  höchst  interessante  Rückschlüsse  auf  den 
Hildungszustand  der  damaligen  Zeit  zulässt. 

Auch  im  übrigen  hatte  der  Provinzialdirektor  eine  höchst 
einflussreiche  Stellung.  Ihm  lag  ob  die  Entscheidung  tlber 
Bonifikationen  und  Restitutionen  der  Abgaben,  diich  hatte  er 
darüber  stets  an  die  Generaladministration  Bericht  zu  erstatten. 


im  einzelnen  In  den  verschiedenen  Tbeilen  des  Staates  vielftkch  ver- 
schieden. Es  können  selbst versttindl ich  nicht  alle  irgend  einmal  vor- 
komnienden  Beamten  angeluhrt  werden;  ich  hantige  mich  vielmehr  die 
sieb  Überall  gleichbleibenden  GrundzUge  der  OrganlsatioD  zu  schildern. 
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Dun  war  es  erlaubt,  bei  der  Zahlung  der  Abgaben  Klredit  zu 
bewilligen,  jedoch  nicht  aus  einem  Jahr  in  das  andere.  Vor 
allem  sollte  er  sein  Augenmerk  richten  auf  die  schwebenden 
Prozesse  über  Akzisesachen  und  hatte  er  die  Pflicht,  gegen  Ur- 
theile,  die  gegen  das  Interesse  des  Königs  gingen,  sofort  Appel- 
lation einzulegen. 

Seinerseits  stand  der  Provinzialdirektor  direkt  unter  der 
Oeneraladministration ;  allwöchentlich  hatte  er  an  dieselbe  Be- 
richt zu  erstatten.  Spätestens  Anfang  Juli  musste  er  ilir  die 
Jahresrechnungen  für  das  verflossene  Etatsjahr  einschicken. 

Nun  war  aber  der  Provinzialdirektor  nicht  blos  Provinzial-, 
sondern  zugleich  auch  Lokalbeamter.  In  der  Stadt,  in  welcher 
er  seinen  Wohnsitz  hatte,  lag  ilmi  zugleich  die  Leitung  der 
gesammten  sonstigen  Arbeit  ob.  In  dieser  Eigenschaft  ver- 
kehrte er  auch  direkt  mit  den  Unterbeamten;  jeden  Abend 
empfing  er  von  denselben  in  Bezug  auf  die  Lokalverwaltung 
genauen  Bericht. 

Wenn  man  die  Stellung  des  Provinzialdirektors  überblickt, 
so  wird  man  sagen,  dass  sie  eine  höchst  einflussreiche  ist;  sie 
findet  in  der  Zentralverwaltimg  ihr  Analogon  in  manchen 
Dingen  nur  an  der  Stellung  de  Launays  selbst.  Namentlich 
gilt  dies  von  dem  Verhältnis  des  Direktors  zu  den  Unter- 
beamten. Aber  die  Machtvollkommenheit  des  Provinzial- 
direktors ist  doch  in  vielen  Dingen  dem  Schein  nach  eine 
grössere  als  in  Wirklichkeit.  Es  kommt  dies  daher,  dass  er 
nicht  der  einzige  unabhängige  Beamte  in  der  Provinzialver- 
waltung  ist,  sondern  dass  es  noch  Provinzialbeamte  giebt,  die 
nicht  imter,  sondern  neben  ihm  stehen.  Ein  solcher  ist  vor 
allem  der  ProvinzialkontroUeur. 

b.     Der  ProvinzialkontroUeur. 

In  jeder  Provinz  gab  es  nicht  einen,  sondern  mehrere 
ProvinzialkontroUeure.  Jedem  derselben  war  ein  bestimmter 
Bezirk  zuertheilt  mit  der  Weisung,  die  in  diesem  liegenden 
Städte  zu  revidiren.  Jede  dieser  Städte  hatte  er  mindestens 
alle  15  bis  30  Tage  zu  besuchen.  Sein  eigener  fester  Wohn- 
sitz musste  im  Mittelpunkte  des  ihm  zugewiesenen  Bezirks 
liegen. 

Die  Hauptthätigkeit  des  ProvinzialkontroUeurs  bestand  in 
der  Beaufsichtigung  der  Brigaden. 

Er  stand  nicht  unter  dem  Provinzialdirektor,  sondern 
direkt  unter  der  Generaladministration;  an  diese  erstattete  er 
seinen  Bericht,  an  den  Provinzialdirektor  schickte  er  nur  eine 
Abschrift  ein.  Seine  Berichte  sollten  wahrheitsgetreu  \md 
vollständig  sein;  für  alles,  was  er  in  denselben  verschwiegen 
hatte,  war  er  persönlich  verantwortlich.  Dass  er  in  vieler 
Beziehung  mit  dem  Provinzialdirektor  gleiche  Autorität  genoss, 


wenn  letzterer   den  Aufsobem  und  StadtkontroDeoren  Befehle 
ertheilen  wollte. 

c.     Die  Oeneralaufeeher. 

Mit  dem  Provinzialkontrolleur  ist  nun  aber  die  Reihe  der 
unabhängigen  Provinzialbeamten  noch  nicht  erachOpft;  ea  ge- 
hört zu  ihnen  auch  noch  der  Generalaufteher  •).  Auch  er  rteht 
nicht  unter  dem  Provinzialdirektor,  sondern  direkt  unter  der 
C^eneraladministration ;  nur  an  letztere  hat  er  Bericht  m  er- 
Mtattcn.  Wie  sehr  er  dem  Provinzialdirektor  als  nebengeordnet 
erscheint,  zeigt  vor  allem  die  Bestimmung,  dass  er  Bericht  ei^ 
statten  soll  über  die  ihm  unzweckm&esig  erscheinenden  An- 
ordnungen der  Provinzialdirektoren  und  Provinzialkontrollenre. 
Mau  kann  das  Verhältnis  scharf,  aber  richtig  dabin  bezdch- 
nen,  dass  der  Oeneralaufseher  ein  von  der  Zentralverwaltamg 
behufn  Beaufsichtigung  der  ProvinziaJbeamten  angestellter 
Agent  ist. 

Koch  klarer  geht  dies  hervor  aus  seiner  sonstigen  Stellung. 
Heine  eigentliche  Aufgabe  ist  es,  zu  wachen,  dass  die  Anord- 
nungen der  Generaladministration  prompt  ausgefilhrt  werden. 
Er  ixt  persönlich  verantwortlich  für  alle  Unordnungen,  die 
aus  Nichtbefolgung  der  Befehle  jener  Behfirde  entstehen. 
Auüserdem  liegt  ihm  ob  die  Beaufsichtigung  der  Koutrolleore. 
Ftlr  alle  UebeUtände,  die  aus  einer  Nachlässigkeit  der  letzteren 
herrühren,  trägt  er  seinerseits  die  Verantwortung.  Beamte, 
die  einer  Untreue  Überführt  waren,  durfte  er  provisorisch  ib- 
Hetzen,  hatte  aber  in  diesem  F^e  sofort  an  die  Oeneral- 
administration  Bericht  zu  erstatten. 

Nur  lose  mit  seiner  sonstigen  Stellung  hängt  eine  andere 
Seite  seiner  Thätigkeit  zusammen,  die  freilich  in  der  Praxis 
oft  einen  gössen  Raum  einnahm :  die  ihm  obliegende  Au&icht 
über  das  Brau-  und  Brennwesen. 

Im  einzelnen  nun  wurde  später  die  Thätigkeit  des  Ge- 
neralaufsehers  mehrfach  modifizirt,  ohne  dass  jedoch  die  Gnmd- 
Isgen  verändert  wurden. 

d.    Der  Generaleinnehmer. 

Wenn  die  bisherigen  Beamten  sUmmtlich  sich  zu  beschäf- 
tigen hatten  mit  der  inneren  Pro vinzial Verwaltung,  so  war  die 
provinziale  Kattsenverwaltung  Sache  des  C^eneraleinnehmers. 
Entsprechend  seiner  verantwortlichen  Stellung  hatte  derselbe 
eine  fUr  Jene  Zeit  recht  hohe  Kaution  zu  stellen,  nämlich 
4000  Thaler;   es   war   Sache   des   Generalkassirere ,    dafür  zu 

')  Iiwpecteui'  gte^ial. 
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sorgen,  dass  die  G^neraleinnehmer  nie  mehr  Geld  in  Händen 
liatten;  als  ihre  Kaution  betrug. 

Die  Aufgabe  der  Generaleinnehmer  war  eine  doppelte, 
einmal  die  Gelder  aus  den  Lokalkassen  in  Empfang  zu  neh- 
men, sodann  sie  an  die  G^neralkasse  abzuliefern.  In  ersterer 
Beziehung  hatten  sie  aus  den  Bureaus  mit  geringeren  Ein- 
nahmen alle  15  Tage,  aus  denen  mit  grösseren  alle  10  Tage 
die  Gelder  einzuziehen.  Vor  allem  hatten  sie  darauf  zu 
achten,  dass  nie  ein  Beamter  grössere  Fonds  in  seiner  Eiisse 
hatte,  als  seine  Kaution  betrug.  Auch  war  es  Aufgabe  der 
Gteneraleinnehmer ,  dafür  zu  sorgen,  dass  in  keinem  Bureau 
unetatsmässige  Ausgaben  stattfänden. 

Seinerseits  nun  hatte  der  Generaleinnehmer  vierteljährlich 
mit  den  königlichen  Kassen  Abrechnung  zu  halten ;  vor  allem 
hatte  er  da  an  die  Kriegs-  und  Domänenkassen  die  etats- 
mässigen  Fixationen  zu  zahlen.  Den  dann  aus  den  Einnahmen 
verbleibenden  Ueberschuss  hatte  er  an  die  G^neralkasse  zu 
senden. 

e.    Die  Stadtaufseher  und  Stadtkontrolleure. 

Mit  den  bisher  aufgezählten  Beamtenkategorien  ist  die 
Provinzialverwaltung  im  eigentlichen  Sinne  erschöpft:  es  blei- 
ben aber  noch  zwei  Beamtenklassen  übrig,  die  eine  ganz 
eigenthttmliche  Mittelstellung  zwischen  Provinzial-  und  Lokal- 
verwaltung einnehmen:  ich  meine  die  Stadtaufseher  (inspecteur 
de  ville)  und  Stadtkontrolleure.  Ihre  Stellung  ist  durchaus 
keine  einfache  und  einheitliche.  Dies  tritt  vor  allem  darin 
hervor,  dass  sie  in  vielen  Sachen  direkt  an  die  General- 
administration  Bericht  zu  erstatten  haben  und  dann  an  den 
Provinzialdirektor  nur  eine  Abschrift  einschicken,  während 
sie  in  vielen  anderen  Sachen  sich  an  den  Provinzialdirektor 
SU  wenden  haben ^).  Auch  hat  letzterer  das  Recht,  mit  Zu- 
stimmung des  ProvinzialkontroUeurs  ihnen  Befehle  zu  ertheilen. 

Die  Aufgabe  der  Stadtaufseher  und  Stadtkontrolleure  ist 
die,  dass  sie  in  ihrer  Stadt  alle  Zweige  des  Dienstes  zu  be- 
aufisichtigen  haben;  vor  allem  war  ihnen  vorgeschrieben,  ihr 
Augenmerk  auf  den  Transitverkehr  zu  richten. 

Es  gab  nun  Beamte  dieser  beiden  Kategorien  durchaus 
nicht  tiberall,  sondern  nur  in  den  grösseren  Städten;  und 
Ewar  kamen  noch  häufiger  Stadtkontrolleure  als  Stadtauf- 
seher vor. 

Ueberblicken  wir  jetzt  die  Provinzialverwaltung,  so  wird 
unser  Urtheil   über  sie   nicht  so  günstig  lauten  wie   bei  der 

1)  Fralich  ist  das  Doppelverhältnis  nicht  erst  durch  die  Regie  neu 
geschaffen,  da  in  vieler  Beziehung  die  Stellung  des  früheren  conunis- 
■uiuB  lod  ein  Analogen  bietet 
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ZentralverwaltuDg.  Ist  letztere  einfach,  klar  und  zweckgem&ss, 
m  erscheint  die  Provinzialverwaltung  als  komplizirt  und  in 
manclier  Hinsicht  verfehlt.  Die  Obliegenheiten  der  Pro- 
vinzialdirektJiren,  Provinzialkontrol lettre  und  Generalaufteher 
waren  derartige,  d&ne  eine  strenge  Kompetenzecheidung  nicht 
möglich  war;  furtwährend  muBsten  sich  diese  verschiedenen 
Beamten  in  ihrer  Thfltigkeit  gegenseitig  kreuzen,  hemmen  and 
liindcm;  es  lag  hier  eine  unerschöpfliche  Quelle  filr  Kompe- 
tenzkonäikte.  Dadurch  aber,  dass  ein  Beamter  immer  mit 
der  Beaufsichtigimg  eines  andern  ihm  gleich  stehenden  be- 
traut war,  musste  ntir  zu  oft  Hass,  Erbittenmg,  Eifersucht 
hervorgerufen  werden.  Oft  genug  durfte  es  vorkommen,  dass 
ein  Beamter,  um  sich  bei  der  Oberbehörde  beliebt  zu  machen, 
eifrig  darnach  suchte,  wo  er  seinem  Kollegen  etwa«  anhängen 
konnte.  Eine  schärfere  Scheidung  der  Kompetenzen,  eine  ge- 
wisse Subordinntion  an  Stelle  der  jetzt  beliebten  Koordination, 
hHtto  entschieden  dazu  beigetragen  die  Provinzialverwaltung 
zu  vereinfachen.  Allein  Sache  des  Provinz ialdirektors  hfitte 
na  sein  müssen  alles  anzuordnen,  die  zur  Ausführung  der  An- 
weisungen der  Zentral  Verwaltung  nöthigen  Befehle  zu  erlasAen; 
Sache  der  Provinzialkontrolleure  würe  es  dann  gewesen,  die 
AustUhrimg  jener  Befehle  zu  (iberwachen  und  die  Tnätigkelt  der 
Unterbeaniten  zu  beaufsichtigen.  Man  muss  sagen,  die  Organi- 
sation, die  jetzt  beliebt  wurde,  mit  drei  einander  gleichstehenden 
Boamtenkiitegorien  von  wenig  getrennter  Kompetenz,  musste 
nothwendig  mancherlei  Streitigkeiten  und  Differenzen  im  Ge- 
folge haben. 

Dazu  kam  noch  iene  unkhire  und  widerspruchsvolle  Stel- 
lung der  Stadtkon  trollcure  und  Stad  tauf  sehe  r.  Stets  schwank- 
ten sie  unbestimmt  zwischen  Lokal-  und  Provinzialbeamten 
hin  imd  her;  in  der  einen  Sache  mussten  sie  sich  vom  Pro- 
vinzialdirektor  Befehle  ertheilen  lassen,  in  einer  anderen  hatte 
ihnen  dieser  nichts  zu  sagen.  Das,  was  sie  vorzimehmen 
hatten,  gehörte  gleichzeitig  auch  zur  Kompetenz  der  Provin- 
zialkontrolleure und  Generalaufseher :  nirgends  war  diesen 
gegenüber  eine  feste  sachliche  Grenze.  Euenso  wenig  aber 
gab  es  eine  solche  Grenze  gegen  die  Lokalverwaltung;  Dinge, 
die  durchaus  in  die  Sphiire  der  Lokalverwaltung  fielen,  wie 
der  Transitverkehr,  sollten  auch  von  den  Stadtkon troUouren 
und  Stadtaufscheni  besorgt  werden.  Man  sieht,  die  Stellung 
dieser  Beamten  enthielt  mancherlei  Unklarheiten,  es  feldte  an 
einer  fewton  Grenze  nach  oben  und  nach  unten;  es  bestand 
hier  ein  Amt,  das  für  einen  einfachen  VenvaltungsmechanJsmtis 
gar  zu  komplizirt  war. 

Eine  Seite  der  Provinzialverwaltung  macht  von  der  son- 
stigen Komplizirtheit  eine  rühmliclie  Ausnahme:  die  Kasscn- 
verwaltung.  Hier  trifft  man  jene  Einfachheit  und  Klarheit, 
die  man   in   den  anderen  Zweigen  schmerzlich  vermisst;   hier 


VII.  8.  75 

ist  alles  '  einheitlich  geregelt,  alles  ^enau  dem  Zweck  ent- 
sprechend. Sie  bildet  in  dem  unerfreulichen,  sinnverwirrenden 
Schauspiel  der  Provinzialverwaltung  eine  durch  stilgemässe 
Einfachheit  erquickende  Episode. 

3.    Die  Lokalverwaltang. 

a.    Allgemeines. 

Der  Zentral-  imd  l^rovinzialverwaltimg  steht  nun  in  schar- 
fer Sonderstellung  die  Lokalverwaltung  gegenüber.  Während 
die  Beamten  der  ersten  beiden  Klassen  als  höhere  Beamte 
gelten,  nehmen  die  der  letzteren' den  Rang  von  Unterbeamten 
ein.  Ihre  Stellung  erscheint  als  eine  wesentlich  schlechtere, 
denn  die  der  bisher  besprochenen  Kategorien. 

Die  Angehörigen  der  Lokalverwaltung  stehen  in  keiner 
direkten  Verbindung  mit  der  Generaladministration;  sie  em- 
pfangen ihre  Befehle  nicht  von  dieser,  sondern  von  ihren 
unmittelbaren  Vorgesetzten.  Sie  erscheinen  durchaus  der  Dis- 
ziplinargewalt der  letzteren  unterworfen :  sie  können  von  den- 
selben provisorisch  suspendirt  werden;  eine  definitive  Ab- 
setzung aUerdings  konnte  allein  von  der  Generaladministration 
ausgesprochen  werden.  Auch  inbetrefF  ihres  Aufenthaltes 
unterlagen  diese  Unterbcamten  einer  grossen  Beschränkung: 
sie  durften  sich  aus  dem  ihnen  zugewiesenen  Distrikt  nie  ohne 
Erlaubnis  ihres  Kontrolleurs  entfernen.  Allen  Unterbeamten 
war  auf  das  strengste  eingeschärft,  keinerlei  Art  von  Ge- 
schenken anzunehmen;  auch  waren  sie  angewiesen,  stets  höf- 
lich gegen  das  Publikum  zu  sein. 

Schon  die  so  sehr  beschränkte  Stellung  der  Unterbe- 
amten  weist  darauf  hin,  dass  sie  sich  aus  einem  anderen 
Materiale  zusammensetzten  als  die  höheren  Beamten ;  und  dem 
ist  in  der  That  so.  Während  wir  bei  der  Zentral-  und  Pro- 
vinzialverwaltung in  erster  Linie  Franzosen  finden,  sind  die 
Beamten  der  Lokalverwaltung  der  überwiegenden  Majorität 
nach  Preussen,  und  zwar  wurde  ein  grosser  Theil  von  ihnen 
aus  den  Militärinvaliden  genommen.  Es  war  bestinmit,  dass 
die  Stellen  der  Thorkontrolleure,  der  Visitatoren  und  der 
Einnehmer  mit  Invaliden  besetzt  werden  sollten. 

Zu  den  Obliegenheiten  der  Lokalverwaltung  gehörte  vor 
allem  auch  das  Entwerfen  der  Spezialetats  und  die  Zusammen- 
stellung der  Einnahmen  und  Ausgaben.  Spätestens  am  4. 
jedes  Monats  hatte  jedes  Bureau  seine  Abschlüsse  dem  Auf- 
seher seines  Distriktes  einzureichen ;  jener  hatte  sie  spätestens 
am  8.  des  Monats  an  den  Provinzialdirektor  einzuschicken; 
letzterer  mnsste  die  auf  Grund  der  Spezialabschlüsse  entwor- 
fenen Generalabschlüsse  spätestens  am  12.  des  Monats  an  die 
Generaladministration  absenden.  Für  ieden  Tag  Verzögerung 
hatte  das  Bureau,  das  dieselbe  verschuldet,  12  Groschen  Strafe 


zu  zahlen;  war  die  Verzögerung  aber  Schuld  des  Anfrebers, 
80  hatte  er  pro  Tag  einen  Thaler  Strafe  zu  entrichten. 

b.    Die  Kontrolleure. 

Die  wichtigsten  unter  den  Subaltembeamten  sind  die  Kon- 
trolleure. Es  gab  deren  verschiedene  Arten:  Kassen-,  Ab- 
schätzunge-  und  Bezirkskontrolleure. 

Die  ersteren  hatten  die  Aufsicht  über  die  Erhebung  der 
KonsumtionB-  und  Handelsabgaben. 

Sache  der  Abschfttzungskontrolleure  (controllears  estima- 
teurs)  war  es,  die  auf  dem  Packhofe  ankonunenden  Waarsn 
zu  untersuchen  und  ihrem  Werthe  nach  zu  taxiren. 

Den  Bezirkskontrolleuren  endlich  war  ein  bestimmter  Be- 
zirk zur  Beaufsichtigung  übergeben,  sie  musaten  ihren  Wohn- 
sitz in  der  Mitte  desselben  nehmen.  In  Berlin  z.  B,  gab  es 
sechs  solcher  Bezirkskontrolleure. 

Im  ganzen  erscheinen  die  Kontrolleure  als  die  lokalen 
Aufsichtsbeamten;  sie  entsprechen  ungefähr  den  Frovinzial- 
kontrolleuren  in  der  Provinzial Verwaltung.  So  wenig  nun 
aber  in  der  letzteren  die  Provinzialkontrolleure  die  einzigen 
Aufsiebtebeamten  waren,  ebenso  wenig  versehen  in  der  Xiokal- 
verwaltung  allein  die  Kontrolleure  dies  Geschäft.  Meben.ihnen 
erscheinen  als  Auf  Sichtsbeamte  noch  die  Visitatoren  und  die 
Kevisoren. 

c.    Die  VpBitatoren. 

Visitatoren  gab  ea  an  zwei  Stellen,  auf  dem  Packhofe  (die 
sogenannten  douaniers)  und  an  den  Thoren.  Sie  hatten  darauf 
zu  achten,  dass  nichts  in  die  Stadt  eingehe,  bevor  es  dem 
Thoreinnehmer  deklarirt  worden  wäre ;  es  war  ihnen  gestattet, 
verdächtige  Personen  zu  durchsuchen.  Ausserdem  lag  es  ihnen 
ob,  den  Durchgangsverkehr  zu  überwachen;  sie  hatten  bei 
durchgehenden  gegenständen  zu  untersuchen,  ob  die  Blei- 
siegel unverletzt  und  richtig  wären. 

Man  sieht,  ihre  Stellung  berührt  sieh  sehr  nahe  mit  den 
Exekutivbeamten ;  und  wir  werden  in  der  That  später  finden, 
dass  letztere  auch  mit  dem  Aufsicht^dienst  zu  thun  hatten. 
Im  ganzen  ist  das  Amt  der  Visitatoren  etwas  durchaos  der 
Lokalverwaltung  Eigenthümliches ;  ein  Analogen  in  der  Pro- 
vinzial Verwaltung  findet  sich  nicht. 

d.    Die  Revisoren, 

Das  letzte  der  lokalen  Aufsichtsämter  ist  das  der  Revi- 
soren (conunis  aus  exercices).  Ihre  Tliätigkeit  ist  eine  sehr 
mannigfaltige,  ihre  Pflichten  sind  sehr  umfangreicher  Natur. 
Zunächst  hatten  auch  sie  theil  am  Aufsichtsdienst  an  den 
Thoren :  nie  durfte  das  Thor  ganz  unbewacht  sein.     Die  Re- 
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visoren  muAsten  hier  darauf  achten,  dass  keine  verbotenen 
Waaren  eingebracht,  dass  die  eingebrachten  richtig  versteuert 
wtlrden.  Ausserdem  aber  hatten  sie  die  Aufsicht  Über  das 
Schlachten,  Brauen  und  Brennen:  sie  hatten  dafür  zu  sorgen, 
dass  genau  die  für  diese  Sachen  gegebenen  Vorschriften  inne- 
gehalten würden.  Endlich  lag  es  ihnen  noch  ob,  die  Tabak- 
distributeure  zu  überwachen. 

Man  sieht  leicht  ein,  dass  die  Revisoren  eine  sehr  ver- 
antwortliche Stellung  hatten,  und  dass  sie  einer  gewissen  Ver- 
führung zu  UebergrifFen  und  Pflichtwidrigkeiten  ausgesetzt 
waren.  Um  sie  hiervor  möglichst  zu  behüten,  war  ihnen  auf 
das  strengste  verboten,  bei  Brauern,  Branntweinbrennern  oder 
Wirthen  Gtetränke  zu  geniessen.  Um  femer  Willkürlichkeiten 
ihrerseits  hintenanzuhalten,  war  vorgeschrieben,  dass  sie  nicht 
ohne  den  Befehl  oder  die  Gegenwart  ihrer  Vorgesetzten  Visi- 
tationen vornehmen  durften. 

Wenn  man  die  Stellung  der  Revisoren  überblickt,  er- 
kennt man  leicht,  dass  sie  ziemlich  genau  der  der  General- 
aufseher in  der  Provinzialven/^^altung  entspricht:  dieselbe 
Fülle  der  Obliegenheiten;  ebenso  wie  dort  wird  der  Haupt- 
akzent auf  die  Verbrauchssteuern  gelegt. 

e.    Die  Stadteinnehmer. 

Als  die  eigentlichen  Organe  der  lokalen  Kassenverwal- 
tun^  erscheinen  die  Stadteinnehmer.  Ihre  Sache  war  in  vielen 
Fällen,  allerdings,  wie  später  zu  zeigen  ist,  nicht  in  allen, 
die  Erhebung  der  Abgaben  selbst,  und  zwar  jener  Abgaben, 
die  aus  der  Akzise,  den  Plombage-,  Passirzettel-  und  Um- 
schüttegeldem  flössen.  Sie  hatten  alle  Monate  die  einge- 
nommenen Gelder  einzuschicken.  Später  traf  hier  ein  Edikt 
vom  17.  Juni  1778  ^  etwas  andere  Bestimmungen.  Danach 
muBsten  die  Akziseämter,  sobald  ihr  Kassenbestand  über 
500  Thaler  betrug,  jeden  Posttag  die  Gelder  einschicken; 
hatten  sie  weniger  als  500  Thaler,  so  sollten  sie  alle  10  Tage 
einschicken;  sie  selbst  durften  nur  so  viel  behalten,  wie  sie 
nothwendig  zu  ihren  Ausgaben  bedurften.  Man  sieht  klar, 
wie  ängstlich  man  es  zu  verhüten  suchte,  dass  die  Einnehmer 
erosse  Geldsummen  in  ihrer  Ven/^'ahrung  hatten.  Dass  ausser- 
dem noch  die  Einnehmer  eine  ziemlich  bedeutende  Kaution 
zu  erlegen  hatten,  ist  selbstverständlich. 

f.    Die  Thorschreiber. 

Die  Stadteinnehmer  sind  nun  nicht  die  einzigen  Kassen- 
beamten, und  hierdurch  unterscheidet  sich  die  lokale  Kassen- 
verwaltimg  auf  das  bestimmteste  von  der  provinzialen.  Wäh- 
rend   es    in    der    Zentralinstanz    fiir    Kf>ntrolltliätigkeit    und 
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Kflssenvem'altung  nur  je  eine  Behörde  gab,  wtthrend  dann  in 
der  ProTiDzial  Verwaltung  zwar  mit  der  Auf  sich  tsthtttigkeit 
mehrere  Beamtenkategorien  betraut  sind,  die  KasaenTerwaltiing 
dagegen  ungetheilt  bleibt,  gicbt  eii  in  der  Lokalverwaltnng  nicht 
allein  ülr  die  Kontrolle  eine  Reihe  von  Beamten,  sondern 
anch  die  Kassenverwaltung  erscheint  gewiBBermaasen  getbeilt 
in  eine  niedere  und  eine  höhere.  Während  letztere  Sache 
der  Stadteinnehmer  ist,  sind  mit  der  ersteren  die  Tborschreiber 
betraut.  Dieselben  hatten  diejenigen  Akziseabgaben  zn  er- 
beben, die  weniger  als  10  Groschen  betrugen;  wenn  sich  die 
Steuerbeträge  höher  beliefen,  ho  hatten  sie  die  Leute  nach 
dem  Akzisebureau  zu  schicken. 

Der  praktische  Zweck  der  Maßregel  ist  klar.  Man 
wollte  verhuten,  dasa  die  Leute  gezwungen  wären,  jeder 
Kleinigkeit  wegen,  die  sie  einbrächten,  nach  dem  Akziee- 
büreau  zu  laufen,  wodurch  der  ganze  Verkehr  nach  der  Stadt 
in  unsäglicher  Weise  belästigt  wftre;  andererseits  aber  wollte 
man  auch  die  Thorschreiber  nicht  dadurch,  dass  sie  Gelegen- 
heit hätten  groKse  Summen  einzunehmen,  in  Verauchung 
fuhren,  und  deshalb  Uberliess  man  ihnen  nur  die  Erhebung 
der  kleinen  Posten. 

g.     Die  Brigaden. 

Zu  all  den  bisher  aufgezählten  Beamtenkategorien  tritt 
nun  noch  eine  hinzu,  die  man  mit  demselben  Rechte  xa  der 
Provinzial-  wie  zu  der  Lokal  Verwaltung  rechnen  kann:  die 
Exekutivbeamten;  nur  mtiss  man  sie  Jedenfalls  den  Unter- 
bcamten  einreihen.  Ich  meine  die  Zotlwächter,  oder  wie  sie 
damals  hicssen,  die  Brigaden.  Dieselben  zerfielen  in  Wächter 
zu  FuBS  (gardes  k  pied)  und  Wächter  zu  Pferde  (gardes  Jt 
cheval).  Sache  der  ersteren  war  vor  allem  die  Grenzkontrolle; 
sie  hatten  alle  Wege  längs  der  Grenze  zu  durchsuchen  und 
zu  verhindern,  dass  hier  Schmuggel  getrieben  werde.  Aach 
die  Wächter  zu  Pferde  hatten  sich  mit  dem  Grenzverkehr  su 
beschäftigen,  denselben  in  jeder  Hinsicht  zu  überwachen ;  aber 
andere  Obliegenheiten  treten  doch  bei  ihnen  als  wichtiger 
hervor.  Sie  hatten  nämlich  einerseits  darüber  zu  wachen, 
dasa  diejenigen  Dörfer,  die  gesetzlich  verpflichtet  waren,  ihre 
Bedürfnisse  aus  den  Stallten  zu  entnehmen,  letzteres  auch 
wirklich  thaten;  andererscita  lag  ihnen  die  Ueberwachung  des 
Transitverkehrs  ausserhalb  der  Städte  ob;  sie  sollten  besonders 
verhüten,  dass  zum  Transit  bestimmte  Waaren  im  Lande  ver- 
kauft würden. 

Wenn  die  bisher  geschilderte  Thätigkeit  der  Brigaden 
weit  tibcr  den  Rahmen  des  Lokalen  hinRusgeht,  so  haben  sie 
doch  andererseits  auch  theil  an  der  lokalen  Aufsich tsarbeit 
In  den  grösseren  Städten  nämlich  versehen  die  Brigaden 
den  Aufsich tsdien st  in   der   Nacht;    von   Thorschluas   an   bis 
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zum  Morgen  hatten  mehrere  Wächter  die  Stadt  zu  durch- 
kreuzen. In  Berlin  z.  B.  versahen  dies  Amt  vier  Wächter 
zu  Pferde. 

Man  darf  sich  nun  die  Zahl  der  Brigaden  nicht  als 
übertrieben  gross  vorstellen:  in  der  Kurmark  z.  B.  betrug 
dieselbe  109^),  und  zwar  42  Wächter  zu  Pferde,  54  Wächter 
zu  Fuss  und  13  Brigadechefs. 

In  der  Einrichtung  der  Brigaden  liegt,  soweit  es  die 
reine  Verwaltungstechnik  betrifft,  wohl  die  wichtigste  Neue- 
rung, die  durch  die  Regie  herbeigeführt  wurde.  Zum  ersten- 
mal wurde  hier  eine  wirkliche  Grenzbewachung  geschaffen. 
Bisher  hatte  sich  die  Eontrolle  auf  die  einzelnen  Städte  be- 
schränkt, diese  waren  durch  Wachen  gegenseitig  abgesperrt 
gewesen.  Jetzt  trat  an  Stelle  der  Ortspolizei,  wenn  wir  so 
sagen  dürfen,  eine  Landespolizei :  nicht  blos  die  Einfuhr  in 
die   einzelne   Stadt,   sondern    überhaupt   die   Einfuhr  in   den 

Sreussischen  Staat  imterlag  fortan  der  Kontrolle.  Die  Be- 
eutung  dieser  Neuerung  liegt  auf  der  Hand:  erst  jetzt  wurde 
«in  wirksamer  Kampf  gegen  Schmuggel  und  Unterschleif  mög- 
lich. Zuerst  an  Stelle  der  städtischen  Oktrois  eine  Grenz- 
zolllinie gesetzt  zu  haben,  darin  vor  allem  besteht  die  Be- 
deutung der  Brigaden. 

Wenn  wir  ein  Urtheil  über  die  Lokalverwaltung  abgeben 
wollen,  so  werden  wir  sagen,  dass  dieselbe  zwar  sehr  mannig- 
fiEU^h  gegliedert  ist,  dass  aber  diese  Theilung  der  Arbeiten 
durchaus  der  Sache  entspricht  und  ganz  anders  aufzufassen 
iat  als  bei  der  Provinzialverwaltung.  Hier  bei  dem  vielerlei, 
bei  dem  grossen  Detail  des -täglichen  Dienstes  war  eine  mög- 
lichst weitgehende  Theilung  der  Arbeit  in  der  That  erwünscht, 
weil  sie  eine  nicht  zu  unterschätzende  Garantie  für  ein 
•exaktes  Fungiren  der  Verwaltung  enthielt;  indem  jeder  Beamte 
nur  einen  kleinen  Kreis  zu  überblicken,  nur  genau  begrenzte 
Kompetenzen  hatte,  war  er  desto  eher  in  der  Lage,  seine 
Obli^enheiten  streng  zu  erftillen.    Diese  Theilung  der  Kom- 

Eetenzen  aber,  die  sich  noch  in  der  Mittelinstanz  als  voll- 
onunen  unmöglich  erwies,  war  bei  der  Detailarbeit  bis  zu 
einem  gewissen  Grade  gut  durchführbar:  sehr  gut  konnte  der 
eine  Beamte  den  Packhof,  der  andere  das  Thor  überwachen, 
konnte  der  eine  den  Transitverkehr,  ein  anderer  die  Brauereien 
beaufsichtigen.  Es  war  durchaus  nicht  zu  besorgen,  dass  hier 
die  Theilung  der  Kompetenz  Veranlassung  zu  Kompetenz- 
streitigkeiten, zu  Eifersucht  und  Hader  gäbe.  Selbst  die 
Theilung  der  Kassen  Verwaltung,  die  in  der  Mittelinstanz  ein 
nbeoluter  Unsinn  gewesen  wäre,  war  hier  durchaus  angebracht 
und   zweckmässig.     Der  Hauptfortschritt   gegen   früher  liegt. 


>)  PretiBs,  Bd.  8  S.  451. 
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wie  bereits  bemerkt,  in  der  Stellung  der  Brigaden.  Dadurch, 
dass  der  ganze  ÄufeiclitsdieiiHt  in  ihrer  Hand  vereinigt  war, 
wurde  ein  wirksamer  Kampf  gegen  die  Defraudationen  mög- 
lich gemacht.  Im  ganzen  alao  wird  unser  UrtheU  über  die 
LokaTverwaltung  ein  sehr  günstigea  sein:  ebenso  wie  die 
Zentralverwaltung  Einfachheit  verlangte,  erforderte  die  Lokal- 
verwaltung eine  den  praktischen  Bedürfnissen  angepaaete 
Mannigfaltigkeit:  und  darin,  diesen  beiden  verschiedenen 
VerbftltniHsen  genügt  zu  haben,  mOchte  ich  ein  Hauptverdienst 
der  Oi^nisation  der  Verwaltung  unter  der  Regie  sehen. 

Freilich  auch  die  Lokalverwaltung  hatte  ihre  bedenkliche 
Seite,  die  niclit  mit  Stillschweigen  übergangen  werden  darf. 
Es  fehlte  ihr  an  einer  einheitlichen  Spitze,  wie  sie  die 
Zentralinstanz  in  de  Laun&y,  die  Mittelinstanz  wenigstens  in 
mancher  Hinsicht  in  dem  Provinzialdtrektor  besass.  Nun  ist 
es  richtig :  unumgänglich  nöthig  war  eine  solche  Zentralleitang 
flir  die  Lokalverwaltung  nicht.  Es  ging  im  Nothfall  an, 
daas  jeder  die  ihm  zugetheilte  Arbeit  verrichtete  und  hierbei 
nur  von  dem  betreffenden  Beamten  der  Mittelinstanz  beauf- 
sichtigt wurde.  Man  wird  daher  nicht  so  weit  gehen  dürfen, 
zu  sagen,  dass  der  Mangel  eines  Chefs  fUr  die  Akzise- 
verwaltung in  einem  bestimmten  Orte  geradezu  ein  Fehler 
war.  Allerdings  wHre ,  sobald  die  lokale  Verwaltung  in 
einem  Stadtdirektor  ihre  Konzentration  gefunden  hätte,  die 
wünschenswerthe  Einheitlichkeit  der  Verwaltung  weit  besser 
garantirt  gewesen  als  so ;  ein  solcher  Stadtdirektor  hätte 
naturgemäss  viel  leichter  als  der  provinziale  Au&ichtabeamte, 
der  doch  jede  Stadt  nur  ab  und  zu  einmal  besuchen  konnte, 
daftlr  sorgen  können,  dass  die  Lakaibeamten  sich  gegenseitig 
unterstützten  und  in  die  Hände  arbeiteten.  Mit  einem  Wort, 
das  Fehlen  eines  Chefs  für  die  Lokalverwaltung  war  un- 
bedenklich, so  lange  die  Provinz  ialbeamten  voll  und  ganz  ihre 
Päicht  thaten:  es  musste  dagegen  zu  den  übelsten  Folgen 
fuhren,  wenn  einmal  die  Provinz ial Verwaltung  nicht  mehr 
richtig  fungirte,  wenn  die  Mitglieder  der  letzteren  bei  der 
Erfüllung  ilirer  Obliegenheiten  schlaffer  wurden  und  nicht 
mehr  die  scharfe  Kontrolle  liber  die  Unterbeamten  ausübten*). 


')  Ith  verkenne  nicht,  dasa  die  Kritik,  die  hier  an  der  Verwalttings- 
oiganieatiou  geübt  ist,  an  einem  gewisaeii  Mangel  leidet,  inaofem  von  tiaa 
eingehenden,  in  das  Detail  sich  erstreckenden  VergleichnuK  mit  den  Zu- 
ständen vor  1766  abgesehen  werden  musate;  aus  dem  einnichen  Gnmde, 
weil  über  jene  Zastäiide  noch  keine  genügenden  Publikationen  vor-, 
lieeeo.  £He  Ejritik  musste  daher  basiren  allem  auf  den  Fordenutgen,  die 
med  aus  der  Sache  selbst  ergabeD,  konnte  nicht  so,  wie  es  wünschensweith 
gewesen  w&re,  auf  die  historiacho  Entwickelung  Kücksicht  nehmen. 
Darüber,  dass  ich  trotz  dieses  sehr  wob]  empfundenen  Mangels  eine 
Kritik  doch  versucht  habe,  habe  ich  mich  in  der  Vorrede  und  der  Ein* 
lätung  genügend  geäussert. 
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4.    Die  ZoUverwaltHüg  in  Westfalen. 

Im  allgemeinen  war  die  Verwaltung  der  Akzise,  der  Zölle 
und  der  Lizenten  vereinigt,  wenigstens  soweit  es  die  Er- 
hebung und  die  Kontrollthätigkeit  betraf,  während  in  der 
Kassenverwaltung  allerdings  die  einzelnen  Branchen  getrennt 
blieben,  vor  allem  die  verschiedenen  Arten  der  Einnahmen 
rechnungsmässig  streng  geschieden  werden  sollten.  Eine 
Sonderstellung  dagegen  nahm  Westfalen  ein.  Auch  dort  war 
ursprünglich  die  neue  Finanzverwaltung  in  ihrem  vollen 
Umfange  eingeführt  worden;  bald  indessen  hatte  man  für 
die  Akzise  die  alten  Einrichtungen  wieder  hergestellt  und 
dem  gemfiss  die  Erhebung  der  Akziseabgaben  der  Regie 
wieder  entzogen  und  den  Kammern  zurückgegeben,  während 
ftür  die  Zölle  und  Lizentabgaben  die  neue  Organisation  auf- 
recht erhalten  wurde*).  Demgemäss  hatte  in  Westfalen  die 
R^e  sich  lediglich  mit  der  Erhebung  der  Zoll-  und  Lizent- 
abgaben zu  befassen,  und  daher  kam  es,  dass  es  in  diesen 
Provinzen,  abweichend  von  den  übrigen,  besondere  Beamte 
für  die  Zollverwaltung  gab.  Es  hängt  aufs  engste  hiermit 
zusammen,  dass  es  allen  westfälischen  Beamten  auf  das 
strengste  untersagt  war,  sich  in  die  Verwaltung  der  Akzise 
oder  der  Tabakssteuer  einzumischen. 

Im  allgemeinen  war  nun  in  Westfalen  die  Organisation 
dieselbe  wie  in  den  übrigen  Provinzen;  aber  entsprechend 
der  eben  dargelegten  Sonderstellung  Westfalens  finden  sich 
doch  mehrere  ESgenthümlichkeiten. 

a.     Die  Mittelinstanz, 

An  die  Stelle  des  Provinzialdirektors  trat  hier  der  Zoll- 
und  Lizentdirektor  (directeur  des  pöages  et  licents).  Es  gab 
zwei  Zolldirektionen,  und  zwar  in  Minden  und  Emmerich, 
wozu  dann  noch  eine  Unterdirektion  in  Ruhrort  kam^). 

Unter  den  SjöUen  nahmen  nun  die  Rheinzölle  eine  durch- 
aus dominirende  Stellung  ein,  und  dies  zeigt  sich  auch  bei 
den  Obliegenheiten  des  ZoUdircktors^  Alle  zehn  Tage  soll  er 
an  die  Generaladministration  Bericht  über  die  Rheinzölle  ein- 
schicken, letzteren  soll  er  ganz  speziell  seine  Aufmerksamkeit 
zuwenden.  Er  soll  z.  B.  aufpassen,  dass  die  Schiffe  nicht  an 
der  ZoUstätte  vorüberfahren,  ohne  den  Zoll  zu  bezahlen;  er 
soll  darauf  achten,  dass  die  Beamten  keine  Trinkgelder  von 
Seiten  der  Schiffer  annehmen  usw. 

Den  unter  dem  Provinzialdirektor  stehenden  Inspektoren 
(vörificateurs)  entsprechen  hier  die  Kalkulatoren  (calculateurs 
des  p^ages).     Ihre  Sache  ist  es,   die  Tariftnässigkeit  der  Ab- 

M  Näheres  hierüber  siehe  im  zweiten  Theil. 
*)  BegadiD,  Akzise-  und  Zoll  Verfassung  S.  178. 
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gaben  zu  prüfen,  die  Richtigkeit  der  Rechnungen  zu  unter- 
suchen una  auf  die  EtatBrnMasigkeit  der  AaBgab«n  za  achten. 

Anstatt  des  Oeneralaufsehers  erscheint  hier  der  Gtcnenl- 
zoll-  und  Lizcntaufsoher  (inspecteur  gän4nl  des  päages  et 
licente).  Er  hat  die  Au&icht  sowohl  Uher  die  Land-  als  auch 
tlber  die  WaeserzOllc,  doch  gilt  seine  Thätigkeit  hauptaldilich 
den  letzteren,  vor  allem  den  Rheiozdllen.  Mindestens  ein  Hai 
monatlich  aoll  er  die  Zollämter  am  Rhein  revidiren.  Als  das 
Hauptziel ,  nach  dessen  Erreichung  er  streben  mnss ,  wird 
bezeichnet  Vermehrung  der  königlichen  Revenuen  ohne  Be- 
einträchtigung des  Handels. 

Endlich  fehlt  jenes  Mittelglied  zwiuchen  Provinzial-  und 
Lokalverwaltung,  das  wir  in  den  Stadtauiaehem  fanden,  auch 
in  Westfalen  nicht;  dasselbe  wird  hier  reprSsentirt  durch  die 
Zollaufseher  (inspecteurs  des  p^ages).  Als  wichtigste  Obliegen- 
heit derselben  erscheint  die  Ueberwachung  der  ankommenden 
Schiffe;  da  nun  letzteres,  wie  wir  sehen  werden,  auch  Sache 
der  Lokalbesmten  ist,  so  nehmen  die  Zotlau£seher  genau  jene 
durch  und  durch  unklare  Stellung  ein,  wie  anderswo  die 
Stadtaufeeher. 

b.     Die  Unterinstanz. 

Wie  es  in  der  Unterinstanz  anderswo  eine  Reihe  von 
Kontrolleuren  mit  verschiedenen  Obliegenheiten  gab,  so  er- 
scheinen auch  hier  mehrere  Arten  dieser  Beamten.  Und  zwar 
kommt  dies  daher,  da^s  die  Verwaltung  von  Zoll-  und 
Lizentabgaben  bald  vereinigt  ist,  bald  nicht  So  giebt  es  drei 
Arten  von  Kontrolleuren:  Zollkon trolle ure  (controlleurs  des 
p6ages),  Lizentkontr  oll  eure  (controlleurs  des  licents)  und  Zoll- 
und  Li  zcntkon  trolle  ure  (controlleurs  des  päages  et  licents). 

Alle  diese  Kontrolleure  hatten  vor  allem  darauf  zu  acuten, 
dass  kein  Transport  von  Waaren  stattfand,  ohne  dasa  die 
tarifintUsigcn  Abgaben  bezahlt  wurden.  Ausserdem  lag  ihnen 
ob,  alle  vierzehn  Tage  die  Bureaus  der  ihnen  unterstdlten 
Beamten  zu  revidiren. 

Dieselbe  Theilung  der  Arbeit,  die  wir  eben  heä  den 
Kontrolleuren  konstatirtcn,  finden  wir  nun  in  Westfalen  auch  bei 
den  Einnehmern,  Es  begegnen  uns  nicht  weniger  als  vier  ver- 
schiedene Arten  dieser  Beamten :  Landzollcinnenmer  (receveuis 
des  p^agea  de  terrc),  Wasserzolleinnehmer  (receveurs  des 
p^ages  d'eau),  Wasserzoll-  und  Li  zente  in  nehmer  f  receveurs 
des  p^ages  et  licents  d'oau),  Landlizenteinnehmer  (receveui« 
de  llccnt  de  terre).  Sache  dieser  Einnehmer  war  es,  die 
f)tlligen  Abgaben  zu  erheben;  sie  erhielten  ausser  ihrer  Be- 
soldung den  vierten  Theil  von  den  Strafgeldern. 

Ausser  diesen  Kategorien  begegnen  uns  nun  hier  noch  zwei 
Acmter,  die  Westfalen  cigenthUmlich  sind,  und  die  man  in  ge- 
wiBser  Hinsicht  mit  den  Brigaden  vergleichen  kann:  das  des 
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Zollknechtes  und  des  Visitators.  Beide  hatten  sich  lediglicli 
mit  den  KheinzöUen  zu  befassen. 

Der  Zollknecht  (gar^on  de  peages)  hatte  auf  dem  Rhein 
•auf  und  ab  zu  fahren,  und  sobald  sich  Schiffe  näherten,  die 
Zollstätte  hiervon  zu  oenachrichtigen.  Aeusserst  merkwflrdig 
und  mit  allen  sonstigen  bei  der  Akziseverwaltung  festgehaltenen 
Orundsätzen  im  Widerspruch  ist  es,  dass  sein  Gehalt  zum 
Theil  besteht  aus  freiwilligen  Gaben,  die  ihm  von  den  Flössem 
und  Schiffern  zugehen. 

Die  Hauptobliegenheit  des  Visitators  (commis  vörificateur 
•des  batteaux  sur  le  Rhin)  bestand  darin,  dass  er  jedes  Schiff 
darauf  hin  zu  untersuchen  hatte,  ob  sein  Inhalt  mit  den  bei- 
gebrachten Deklarationen  übereinstimme.  Im  Gegensatz  zum 
Zollknecht  war  es  dem  Visitator  streng  verboten,  irgend  welche 
Gratifikationen  von  den  Schiffern  anzunehmen. 

Die  Organisation  der  Verwaltimg  in  Westfalen  ist  durch- 
aus den  eigenthümlichen  Bedürfhissen  des  dortigen  Dienstes 
angemessen.  Selbst  die  weitgehende  Spezialisirung,  wie  sie 
uns  namentlich  bei  dem  Amte  der  Einnehmer  begegnet,  er- 
acheint  hier  durchaus  angebracht :  Landzölle,  Wasserzölle  und 
Lizentabgaben  Hessen  sich  in  der  Praxis  leicht  von  einander 
trennen,  und  diese  Sonderung  empfahl  sich  durchaus  im 
Interesse  des  Verkehrs,  da  dann  die  Abfertigung  des  Publi- 
kums viel  schneller  vor  sich  ging.  Was  also  in  den  Städten, 
in  denen  alle  Abgaben  an  einem  Orte,  nämlich  am  Thore, 
erhoben  wurden,  ein  technischer  Fehler  gewesen  wäre,  Er- 
hebung der  verschiedenen  Abgaben  durch  verschiedene  Leute, 
das  war  hier,  wo  man  naturgemäss  die  verschiedenen  Arten 
von  Abgaben  an  verschiedenen  Stellen  bezahlte,  geradezu  ein 
Bedürfnis.  Man  wird  also  sagen  müssen,  die  westfälische 
Oiganisation  war  eine  vollkommen  sinngemässe  und  praktische. 
Dass  es  an  einzelnen  Missgriffen  nicht  fehlte,  darf  nicht  über- 
raschen: so  muss  die  Art  der  Besoldung  des  Zollknechts  als 
ein  grober  Fehler  bezeichnet  werden. 

5.    Die  Akzisegerichtsbarkeit. 

a.     Allgemeines. 

Zu  der  Akziseverwaltung  im  weiteren  Sinne  gehörte 
nun  auch  die  Akzisegerichtsbarkeit,  die  freilich  von  der 
eigentlichen  technischen  Verwaltung  vollkommen  getrennt  war, 
die  aber  nicht  gut  an  anderer  Stelle  besprochen  werden  kann 
als  hier.  Dass  sie  auch  innerlich  mit  der  neuen  Organisation 
der  Finanzverwaltung  in  engster  Beziehung  stand,  deutet 
schon  der  Umstand  an,  dass  auch  sie  ihre  eigentliche  Be- 
gründung in  eben  dem  Jahre  1772  erhielt,  in  welchem  die 
Ifeuordnung  der  Regie  erfolgte. 

6» 
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Bis  dahin  war  die  Organieatioa  der  Akzisegerichtsbarkeit 
die  gewesen,  dasH  Akziseangelegenheiten  in  erster  Inatans  von 
dem  Attributionsrichter  (iuge  d'attribution) ,  in  zweiter  von 
dem  Generalkonsul  d'Anieres  entschieden  wurden.  In  jeder 
Provinz  gab  es  einen  Attributionsrichter,  und  zwar  war  dei^ 
selbe  ein  deutscher  Rechtsgelehrter').  Ausserdem  wurden  mi- 
bedeutenderc  Sachen  von  den  Akziseämtem  seibat  abgemacht 

Gegen  diese  ganze  Einrichtung  hatte  sich  im  Jahre  176& 
die  ostpreuBsische  Kammer  erklärt*),  die  auch  sonst,  wie 
wir  später  sehen  werden,  ganz  selbständige  Ideen  hatte. 
Sie  verlangte  nichts  Creringeres,  als  dass  bei  allen  Akzise- 
kontraventionen  die  Untersuchung  sowie  die  Urtheilsvoll- 
streckung  durch  die  ordentliche  Gerichtsbarkeit  stattfinde: 
eine  Forderung,  die  erst  in  sehr  viel  späterer  Zeit  ver- 
wirklicht wurde. 

Als  einen  der  Hauptgründe  flir  ihr  Verlangen  führte 
dieselbe  an,  dass  die  Akzisefimter  in  den  kleinen  Städten,  die 
die  weniger  bedeutenden  Akzisekontraventionen  zu  entscheiden 
htltten,  einerseits  nicht  Justiz  verständig  seien,  andererseits  bei 
der  Sache  selbst  interessirt  wären. 

Dass  nun  die  Kammer  mit  ihrem  Verlangen  beim  König 
auf  keinerlei  Entgegenkommen  stiess,  kann  nicht  Oberraschen; 
bew^^  sich  doch  letzterer  in  einem  ganz  anderen  Ideen- 
kreise, suchte  er  doch  die  Macht  der  Akziseverwaltung  viel 
eher  auszudehnen  als  zu  vermindern.  Freilich  hatte  auch  er 
eine  Neuorganisation  der  Akzisegerichtsbarkeit  vor,  aber  in 
anderem  Sinne,  als  es  die  ostpreussische  Kammer  wünschte. 
Eine  allerdings  nicht  genügend  verbürgte  Tradition*)  will 
wissen,  dass  die  Absichten  des  KOnigs  auch  den  Wünschen 
der  französischen  Regisseure  nicht  entsprachen;  es  wird  ei^ 
zählt,  Friedrich  habe  de  Launay  zu  sich  nach  Potsdam  be- 
schieden, um  mit  ihm  die  Aenderungen  der  Gerichtsverfassung 
zu  berathen ;  de  Launay  habe  sich,  um  diesen  Besprechungen 
zu  entgehen,  krank  gestellt.  Darauf  habe  sich  der  König  an 
de  Lattre  gewandt;  dieser  sei  nach  Potsdam  gekommen  und 
habe  Friedrich  gegenüber  in  ziemlich  energischer  Weise 
die  bisherigen  Einrichtungen  vertheidigt;  die  Folge  sei  die 
Entlassung  de  Lattres  gewesen.  Nunmehr  sei  wieder  mit 
de  Launay  verhandelt,  und  dieser  habe  die  neuen  Justiz- 
einrichtungen  willig  angenommen.  Sei  dem  allem  nun  im 
übrigen,  wie  es  wolle,  so  viel  ist  jedenfalls  gewiss,  der  einzige 
und  entscheidende  Grund  zu  de  Lattres  Entlassung  war  sein 
Widerstand  gegen  die  neue  Gerichtsordnung  nicht :  denn  nicht 

')  BegoeÜD,  Akzise-  und  ZoUrerfaamuig  S.  147. 

')  Acta  wegen  des  Denen  Akzisereglements  fUr  die  PrOTinzen 
Preneaea  nnd  LittbKuen.  Berlin,  Geh.  Staatsarchiv.  Teiz^hnis  der 
Differeuzpank  te. 

■)  Beguelin  «.  a.  0.  8.  148. 
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allein  er  bekam  seinen  Abschied,  sondern  auch  Bri&re  und 
Pemetty,  die  doch  mit  den  Berathungen  über  die  Gerichts- 
ordnung gar  nichts  zu  thun  hatten;  das  entscheidende  Motiv 
für  diese  Demission  lag,  wie  früher  ausgeführt  ist,  in  dem 
Entschluss  des  Königs,  die  Zentralverwaltung  anders  zu 
organisiren.  Freilich  wird  deshalb  die  obige  Darstellung  der 
Vorgänge  bei  der  Einführung  der  neuen  Gerichtsverfassung 
noch  nicht  unglaubhaft,  wenn  sie  auch  allerdings  andererseits 
in  keiner  Weise  durch  andere  Erzählungen  oder  Vorgänge 
bestätigt  wird.  Es  bleibe  daher  das  Urtheil  über  dieselbe 
dem  Leser  überlassen. 

Die  Grundlage  für  die  neue  Organisation  der  Akzise- 
eerichtsbarkeit  bildete  das  Reglement  für  die  Akzise-  und 
Zollgerichte,  das  am  11.  Juni  1772  erschien^). 

b.     Organisation. 

Nach  demselben  gab  es  auch  fernerhin  für  Akzise-  und 
Zollangelegenheiten  zwei  Instanzen.  Als  erste  Instanz  fungirten 
die  Provinzialgerichte.  Solche  befanden  sich  in  Königsberg, 
Stettin,  Berlin,  Küstrin,  Magdeburg,  Halberstadt,  Breslau, 
Ologau  und  Kleve*),  im  wesentlichen  also  am  Sitze  der  Pro- 
vinziäldirektionen.  Jedes  dieser  Provinzialgerichte  bestand 
nur  aus  einem  einzigen  Richter.  lieber  denselben  stand  als 
zweite  Instanz  das  Oberakzise-  und  Zollgericht  in  Berlin. 
Dasselbe  setzte  sich  zusanunen  aus  dem  Vorsitzenden,  dem 
Justizminister  von  Zedlitz,  und  vier  Geheimen  Oberakzise-  und 
ZoUgerichtsräthen :    d'Aniferes,   Bayard,  Caps  und  Ludewig*). 

Die  Ernennung  aller  Richter  war  Sacne  des  Königs;  sie 
«rfolgte  auf  Grund  eines  Vorschlags  des  Grosskanzlers  ^).  Die 
Stellung  der  Richter  war  eine  durchaus  unabhängige;  sie 
waren  weder  dem  Generaldirektorium,  noch  der  General- 
administration irgendwie  imtergeordnet  ^). 

Vergleicht  man  diese  Oiganisation  mit  der  früheren,  so 
«rgiebt  sich  sofort,  dass  der  Unterschied  nicht  in  der  Unter-, 
sondern  in  der  Oberinstanz  zu  suchen  ist  In  letzterer  war 
401  Stelle  des  Einzelrichters  ein  Kollegiimi  getreten.  Wenn 
die  Nachricht  von  dem  Widerstreben  der  Regisseure  gegen 
die  neue  Gerichtsverfassung  überhaupt  begründet  ist,  so  wäre 
hier  die  Erklärung  für  die  Haltung  aerselben  zu  suchen.  Den 
Regisseuren  musste  es  selbstverständlich  lieber  sein,  dass  aUe 
Akziseangelegenheiten  in  letzter  Instanz  von  dem  Einzelrichter 
entschieden  wurden,  der  noch  dazu  ein  Franzose  war  und  in 
den    ewigsten   Beziehungen  zu   der  Regie   stand,   als  dass   an 

^  Novnm  Corpus  ConstitutioDum  Bd.  5  Abth.  2  S.  191. 
s)  Kap.  1  §  8. 
•)  Kap.  1  §  2. 
«)  Kap.  1  I  4. 
•)  Kap.  1  §  7. 


jenes  Stelle  ein  Kollegium  trat,  dessen  VorsitEeoder  mit  der 
Regie  keinerlei  Verbindungen  hatte,  dessen  Mitglieder  znr 
Hüfte  Preusscn  waren. 

fVeilicb,  es  kann  nickt  zweifelhaft  sein,  das«  diese  Aende- 
rung  durchaus  im  Interesse  der  Sache  seloet  lag.  FUr  ein» 
wirklich  gerechte  und  unparteiische  Handhabung  der  Justi& 
lag  in  der  neuen  Einrichtung  eine  weit  grossere  Gewfihr  als- 
in  der  alten.  Auch  die  unabhängige  Stellung  der  Richter  war 
im  Interesse  strenger  Gerechtigkeit  durchaus  erforderlich  und 
nothwendig. 

c.    Die  Kompetenz. 

Zum  Ressort  der  Akziscgerichtsbarkeit  gehörten  nun  einer- 
seits alle  Uebertretungen  der  Akzise-  und  Zollgeeetze,  andrer» 
seits  alle  Beleidigungen  der  Akzisebeamten  und  alle  Be- 
schwerden über  jene  Beamten').  Von  diesen  allgemeinen 
Ornndsätzen  fand  eine  Ausnahme  statt:  alle  Sachen,  welch» 
Akziseprivilegien  betrafen,  waren  der  Kompetenz  der  Akctae- 
Kcrichte  entzogen"),  obgleich  sie  früher  vor  das  Forum  des- 
Attributions  rieh  ters  gehOrt  hatten'). 

Bei  der  Regelung  der  gegenseitigen  Kompetenz  der  ver- 
schiedenen Gerichte  ist  nun  zunächst  zu  beachten,  daas  gtmx. 
analog  dem  bisherigen  Zustande  Bagatellsachen  von  dem  ge- 
richtlichen Verfahren  ausgeschlossen  und  der  Verwaltung  tiber- 
wiesen waren:  in  allen  Fällen,  wo  der  Werth  des  fr^Ücheit 
Gegenstandes  weniger  als  einen  Thaler  ausmachte,  ent»dii6den 
nicht  die  Gerichte,  sondern  die  Akziseämter*). 

Die  gegenseitige  Kompetenz  der  Gerichte  erster  und 
zweiter  Instanz  war  so  abgegrenzt,  dass  vor  die  Provinzial- 
gerichte  gehörten  erstens  Sachen,  welche  Gegenstände  im 
Werthe  von  1  bis  200  Thlm.  betrafen,  zweitens  Klagen  der 
Akzisebeamten  gegen  Privatleute,  drittens  Klagen  von  Privat- 
leuten gegen  niedere  Akzisebeamte').  Dem  Olwrgericht  waren 
vorbehalten  erstens  Sachen,  welche  Gegenstände  von  mehr  als 
200  Thlm.  Werth  betrafen,  zweitens  Klagen  der  Akzisebeamten 
gegen  Adlige,  drittens  Klagen  von  Privatleuten  gegen  höhere 
Äkzisebeamte  *).  In  gewissen  Fällen  trat  zu  diesen  beiden 
Gerichten  noch  eine  dritte  Instanz  hinzu:  wenn  nämlich  das 
Objekt,  um  das  es  sich  handelte,  mehr  als  150  Thlr.  werük 
war,  konnte  der  Verurtheilte  binnen  15  Tagen  nach  ergangenem 

■)  Kap.  2  6  1. 
•)  Kap.  2  §  7. 

*)  Nach  dem  Edikt  vom  H.  April  1763.    NoTom  Corpus  Conatita- 
tioDUQ  Bd.  4  S.  3054. 
•)  Kap.  2  6  11. 
")  Kap.  2  5  12. 
•)  Kap.  2  §  13. 
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Urtheil  eine  nochmalige  Durchsicht  der  Akten  verlangen;  und 
in  diesem  Falle  entschied  dann  der  Staatsrath^). 

d.    Das  Verfahren. 

Es  war  nun  ^nicht  Sache  der  Akzise^erichte  selbst ,  ein 
gerichtliches  Strafverfahren  einzuleiten ;  vielmehr  war  es  ihnen 
streng  verboten,  irgend  welche  Denunziationen  über  Akzisever- 
gehen, anzunehmen  ') ;  und  es  wurde  ihnen  dies  durch  ein  Edikt 
vom  16,  Juli  1777")  von  neuem  eingeschärft  Vielmehr  sollten 
die  Gerichte  eine  Untersuchung  nur  beginnen  auf  Veranlassung 
der  Akzise-  und  Zollämter^).  Noch  weiter  ging  dann  ein  Edikt 
vom  6.  August  1774^),  wonach  in  Zukunft  nicht  mehr  die 
Akziseämter,  sondern  nur  die  Generaladministration  selbst  ent- 
scheiden sollte,  ob  auf  eine  Denimziation  hin  eine  gerichtliche 
Untersuchung  anzustellen  sei  oder  nicht  Die  Tendenz  aller 
dieser  Vorschriften  liegt  auf  der  Hand :  man  wollte  die  Zahl 
der  Akziseprozesse  auf  das  nothwendige  Mass  beschränken, 
wollte  vor  allem  verhüten,  dass  jede,  wenn  auch  noch  so  wenig 
filaubwürdige  Denunziation  einen  Prozess  zur  Folge  habe. 
Dass  man  mit  der  Entscheidung  darüber,  ob  eine  Untersuchung 
stattfinden  solle  oder  nicht,  die  Verwaltungsbehörde,  nicht  das 
Gtericht  betraute,  ist  im  allgemeinen  berechtigt:  denn  in  den 
weitaus  meisten  Fällen  musste  die  erstere  viel  besser  beurtheilen 
können,  ob  eine  Denunziation  einen  berechtigten  Kern  habe, 
als  dies  das  Gericht  vermochte,  dem  meist  die  Kenntnis  der 
betreffenden  Verhältnisse  abging. 

Noch  mehr  wurden  die  Akziseprozesse  durch  eine  andere 
Bestimmung  jenes  Ediktes  vom  6.  August  1774  beschränkt 
Es  wurde  nämlich  der  Generaladministration  das  Recht  ge- 
geben, dem  eines  Akzisevergehens  Beschuldigten,  anstatt  gegen 
ihn  eine  gerichtliche  Untersuchung  einzuleiten,  einen  Theil  der 
ffesetEmässigen  Strafsumme  als  Strafe  aufzuerlegen,  wo  es  dann 
dem  Betroffenen  freistand,  gerichtliche  Entscheidung  zu  bean- 
tragen. Auch  dies  wird  man  nur  billigen  können:  entspricht 
es  doch  völlig  dem  noch  heutzutage  bei  Polizeivergehen  gelten- 
den Rechtszustand.  Es  wurden  dadurch  unnöthigc  Prozesse 
vermieden,  während  die  Rechte  des  Beschuldigten  in  keiner 
Weise  gekränkt  wurden. 

Ghmz  derselben  Richtung  gehört  ein  Edikt  vom  5.  Sep- 
tember 1776^)  an,  das  den  auch  schon  im  Reglement  ausge- 
sprochenen Grundsatz,  dass  bei  imbedeutenden  Sachen  kein 
eigentliches  gerichtliches  Verfahren    stattfinden,    sondern   die 

1)  Kap.  4  §  98. 

*)  Kap.  4  I  IL 

*)  Novom  Corpus  Coostitutioniun  Bd.  6  S.  766. 

«)  Kap  8  §3. 

*)  Novam  Corpus  CouBtitationam  Bd.  5  Abth.  3  S.  938. 

*)  Novum  Corpus  Constitutionum  Bd.  6  S.  352. 


Strafe  vom  Provinzialdirektor  festgeaetet  werden  solle,  von 
neuem  einschArft.  Freilich  ist  dies  Edikt  weit  bedenklicher, 
als  jenes  von  1774,  weil  ea  nicht  —  wenigstens  nicht  auB- 
drUcklich  —  dem  Beschuldigten  das  Recht  gewährte,  gericht- 
liche Untersuchung  zu  verlegen. 

Das  Verfahren  seihst  sollte  ein  möglichst  schleuniges 
sein*),  namentlich  war  dies  vorgeschrieben  für  alle  Sachen, 
welche  fremde  Reisende  betrafen').  Dass  der  KOnig  über- 
haupt bemtlbt  war,  die  Rechte  der  Individuen  soweit  wie  nur 
irgend  möglich  zu  schonen,  zeigt  ein  Edikt  vom  15.  Hai 
1776'),  welches  bestimmte,  dass  allen  in  Akzisesachen  Ange- 
klagten, wenn  sie  freigeaprochen  würden,  keinerlei  Kosten  ei^ 
wachsen  dürften. 

e.     Strafen. 

Die  Strafen  im  Falle  einer  Verurtheilung  waren  sämmtlich 
ziemlich  hoch  bemessen;  doch  waren  es  durchweg  Geld- 
strafen*). Nur  flir  den  Fall,  dass  der  Verurtheilte  unver- 
mBgend  war,  die  erkannte  Geldstrafe  zu  bezahlen,  sollte  an 
Stelle  derselben  fUr  die  „Honoratiores"  Festungshaft,  ftlr  die 
gemeinen  Leute  Zuchthaus  eintreten,  und  zwar  bemessen  auf 
Qrund  folgender  Gleichsetzungen,  die  in  juristischer  und 
kulturgeschichtlicher  Beziehung  interessant  genug  sind,  um  sie 
hier  anzuführen:  auf  je  16  Groschen  sollte  ein  Tag  Festung 
bezw.  Zuchthaus  gerechnet  werden ;  betrug  die  verwirkte 
Strafe  über  150  Thlr.,  so  waren  je  150  Thlr.  8  Monaten 
gleichzusetzen;  belief  sich  die  Strafe  auf  mehr  als  550  Thlr., 
SD  trat  für  je  50  Thlr.  1  Monat  ein;  eine  Strafe  von  1200 
Thlm.  wurde  3  Jahren  gleich  gerechnet;  fiir  jede  1000  Thlr. 
endlich  über  1200  Thlr.  sollte  ein  Jahr  eintreten"). 

Nicht  in  allen  Fällen  nun  gelangten  die  reglememt»- 
mäasigen  Strafen  zur  Anwendung;  es  kamen  sowohl  Ver- 
schärfungen wie  Milderungen  vor.  Eine  schärfere  Strale 
sollte  vor  allem  eintreten  bei  Wiederholung  des  Vei^hens*). 
Als  strafe rschwerend  galt  ea  «odann,  wenn  jemand  das  Zeug- 
nis der  Akzisebeamten  als  falsch  bezeicnnete,  ohne  den 
Wahrheitsbeweis  für  seine  Behauptung  fuhren  zu  kOnnen:  in 
diesem  Falle  sollte  eine  Geldstrafe  vollkommen  aufgeschlossen 
sein  und  lediglich  auf  Zuchthaus,  Spinnhaus  oder  Festung  er- 


')  Kap.  4  §  98. 
«)  Kap.  4  §  19.  59. 

■)  Novom  CorpQB  ConstitutioDain  Bd.  6  S.  75. 
*)  Ausser  den  eigentlichen  Stimfen  hatte  der  Vemrthülte  auch  die 
ichtsgebuhren  zn  boEsblen,  welche  je  nach  dem  Werth  der  Sacbeo, 
die  es  Hich  handelte,  1  bia  10  Thlr.  betragen.    Kap.  4  §  111. 
»)  Kap.  4  §  81-87. 
«)  K*p.  4  S  78. 
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Icaunt  werden').  Ich  glaube  in  dieser  Bestimiuuny  einen  ganz 
eigenen  Gedanken  des  Königs  zu  erkennen :  es  tritt  darin  das 
Bestreben  hervor,  dem  Beamtenthum  eine  Stellung  zu  geben, 
die  es  nach  allen  Seiten  so  schützte,  da»s  es  sich  voll  dem 
Dienste  des  Königs  hingeben  konnte.  So  gewährte  er  auch 
in  gerichtlicher  Beziehung  dem  Beamtenthum  ein  Privileg,  das 
dazu  bestiimnt  war,  alle  ungerechtfertigten  Angriffe  von  vum- 
herein  abzuschneiden,  das  aber  keineswegs  als  ganz  unbe- 
denklich erscheint. 

Vielleicht  mochte  der  König  selbst  dies  fllhlen,  und  viel- 
leicht ist  eine  andere  Bestimmung  des  Reglements  als  Gegen- 
gewicht zu  jener  Bevorzugung  der  Beamten  gemacht,  indem 
aie  ihrerseits  dem  Publikum  etwas  zugestand,  was  dem  strengen 
Rechte  direkt  widersprach.  Sobald  der  Angeklagte  leugnete 
und  nur  durch  das  Zeugnis  anderer  überftlhrt  wurde,  sollte 
er,  je  nachdem  dies  Zeugnis  ausfiel,  nicht  die  gatize  gesetz- 
liche  Strafsumme,  sondern  nur  ein  Sechstel  bis  ein  Halb  der- 
«elben  bezahlen  ^).  Eine  Bestimmung  (Urwahr  weit  bedenklicher 
noch  als  jene  andere !  Hiess  das  nicht  förmlich  einen  Prei.s 
auf  verstocktes  Leugnen  setzen,  wenn  man  durch  dasselbe 
selbst  bei  offenbarer  Ueberfllhrung  die  Strafe  auf  die  Hälfte 
herabmindern  konnte? 

Vollkommen  einwandsfrei  dagegen  erscheint  ein  anderer 
Fall  der  Straftnilderung :  wenn  ein  Angeklagter  das  ihm  zur 
Last  gelegte  Vergehen  offen  bekannte  und  wichtige  Ent- 
«chutdigungsgrilnde  geltend  zu  machen  wusste.  sollte  er  nur 
den  zwölften  bis  dritten  Theil  der  gesetzm aasigen  Strafsumme 
erlegen  ^). 

Ausser  diesen  Fällen,  wo  eine  Straftnilderung  vorge- 
sehrieben war,  konnte  natürlich  stets  die  Begnadigung  platz- 
greifen. Dieselbe  war  bei  den  Strafen,  die  wegen  Kontrebanda 
mit  seidenen  oder  wollenen  Waaren  erkannt  waren,  dem  König 
eelbat  vorbehalten;  in  allen  übrigen  Fällen  hatte  das  Be- 
gnadigungsrecht die  Generaladministration  oder  der  Finanz- 
minister*).  Es  entspricht  im  wescntlieben  diesem  gesetzUehen 
Sachverhalt,  wenn  man  sich  in  den  Kreisen  des  preussischen 
Beamlenthums')  ausdrückte,  Horst  habe  das  Recht,  bei  allen 
Akziseprozessen  die  Strafen  zu  ermässigen  oder  niederzii- 
Hcblagen. 

I  f.     Die  Aenderungen  des  Jahres  1783. 

k         Die  Verwaltung  der  Akzisegerichtsbarkeit   steht    mit  der 

bonstigen  Finanz  Verwaltung    in   einem   sehr  losen  Zusammen- 

K  ')  Kap.  4  B  7ö. 

■  ^  Kap.  4  ^  09-70. 

■  ■)  Kap.  4  ä  TT. 

■  *)  Kap.  4  g  104—103.  ^m 
I  ')  Ilc^elin,  Akzise-  und  Zollverfassuiifr  ü.  133.                            ^^1 
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liange,  so  dass  es  angebracht  erscheint,  auch  ihre  sjdttere  O^ 
schichte  gleich  hier  mitzubehandeln ,  um  nicht  noch  einnul 
auf  dieseloe  zurUckkonunen  zu  mtlssen. 

Dass  auch  in  den  nftchsten  Jahren  nach  1772  die  Auf- 
merksamkeit des  KSaigB  der  AkziBegerichtsbarkeit  zugewendet 
war,  beweint  eine  Reihe  von  Edikten,  deren  wichtigste  wir 
schon  bei  Besprechung  der  Institution  Belbst  anzuführen  Gelegen- 
heit hatten.  Sie  sind  indessen  durchweg  keine  Aenderungen  der 
Bestimmungen  von  1772,  sondern  nur  eine  weitere  Ausge- 
staltung und  Neueinschftrfung  derselben.  E^ne  wirklich  ein- 
greifende Aenderung  erfolgte  erst  im  Jahre  1788,  und  zwar 
durch  ein  Edikt  vom  1.  Mflra  dieses  Jahres'). 

Dieselbe  betraf  aber  lediglich  die  Organisation  der  Qeiichte: 
es  wurden  nämlich  die  Akzisegerichte  mit  den  Tabaksgericfaten 
vereinigt.  Dadurch  traten  jetzt  als  Gerichte  erster  Instanz  an 
Stelle  der  Provinzial-Akzise-  und  Zollgerichte  die  Provinxial- 
Regi^^richte;  in  der  zweiten  Instanz  wurde  das  Oberakzise- 
und  Zollgericht  durch  das  Oberregiegericht  ersetzt.  Letzteres 
war  aber  nicht  allein  ein  Gericht  zweiter,  aondeni  auch  ein 
solches  erster  Instanz,  und  zwar  in  doppelter  Beziehung. 
EÜnmal  nämlich  galt  es  als  solches  bei  Klagen  gegen  Leute^ 
die  in  Akziscsachen  privilegirt  waren ;  sodann  trat  es  an  Stdle 
des  bisherigen  Akzise-  und  Zollgerichtes  ftr  die  Kurmark.  In 
allen  den  Fällen  nun,  wo  das  Oberre^egericht  als  erste  In- 
stanz fungirte,  war  zweite  Instanz  das  OberappeUationsgerich^ 
dritte  das  Ohertribunal.  —  —  — 

Werfen  wir  zum  Schluas  einen  Blick  auf  das  G^sanimt- 
bild  der  Akzisegerichtsbarkeit,  so  muss  man  doch  sagen,  dass 
die  Einrichtung  im  grossen  und  ganzen  als  wohl  gelungen  be- 
zeichnet werden  kann.  Richtig  ist  ja,  die  Grundlage  des  In- 
stituts, die  Trennung  der  Akzise  vergehen  von  der  sonstigen 
Strafrcchtspäege,  war  eine  verfehlte :  aber  man  muss  doch  be- 
rücksichtigen,  dass  jener  Zeit  das  Bewusstsein  ftlr  die  Be- 
denklichkeit jener  bcheidung  im  allgemeinen  abging:  man 
würde  Unrecht  thun,  wenn  man  vom  König  verlangte,  dass  er 
hier  der  Zeit  hätte  vorauseilen  sollen.  Diese  fehlerhafte 
Grundlage  einmal  de  facto  angenommen,  erscheint  alles  Übrige 
als  im  ganzen  wolildurchgebildet  und  zweckentsprechend  — 
kleine  gel^entlichc  Fehlgriffe,  auf  die  wir  bereits  bei  der  Be- 
trachtung der  Institutionen  selbst  aufmerksam  gemacht  haben, 
können  an  diesem  Urtheil  nichts  ändern.  Was  das  Wesent- 
lichste war:  für  eine  unparteiische  Rechtsprechung  waren, 
wenn  man  die  damaligen  allgemeinen  Zustände  bedenkt,  die 
denkbar  grössten  Garantien  gegeben.  Man  kann  es  dem 
KOnig  nicht  hoch  genug  anrechnen,  dass  er  trotz  seiner  weit- 

')  Novum  Corpus  CoDstitatJoiiuin  Bd.  7  S.  2034. 
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gehenden  Vorliebe  für  die  Franzosen^  und  speziell  de  Launay^ 
sich  doch  nicht  dazu  verleiten  Hess,  auch  die  Akzisegerichts- 
barkeit der  R^e  unterzuordnen:  und  es  muss  dies  Faktum 
mit  grosserem  Gewicht,  als  bisher  geschehen,  bei  der  Kritik 
der  Finanzpolitik  Friedrichs  geltend  gemacht  werden.  Soviel 
ist  absolut  sicher,  die  Neueinrichtungen  von  1772  bedeuteten 
auf  diesem  Gebiet  einen  entschiedenen  Fortschritt  gegen  den 
bisherigen  Zustand;  grössere  Unabhängigkeit  von  der  Regie, 
kollegialisches  Urtheil  statt  Einzelurtheil  in  der  Oberinstanz, 
das  sind  die  Hauptsignaturen  der  Neuorganisation. 

Auch  in  den  £inzelbestimmungen  zeigt  sich  ein  erfreu- 
liches und  anerkennenswerthes  Bestreben,  die  vitalen  Interessen 
des  Publikums  zu  schützen,  ein  Bestreben,  das  sogar  bisweilen 
das  mit  Rücksicht  auf  die  Justizpflege  nöthige  Mass  über- 
schreitet Die  gekennzeichnete  Tendenz  tritt  schon  bei  dem 
VerfSeihren  hervor,  vor  allem  aber  bei  den  Strafen,  wo  in  sehr 
vielen  Fällen  in  der  Absicht,  den  Verurtheilten  vor  übermässig 
harter  Bestrafung  zu  schützen,  die  gesetzlichen  Strafen  bedeu- 
tend ermässigt  werden. 

Man  sieht,  die  Akzisegerichtsbarkeit  braucht  das  Licht 
der  Kritik  nicht  zu  scheuen :  sie  ist  ein  Beweis  für  den  klaren, 
humanen,  verständigen  Sinn  ihres  Urhebers.  Da  wir  nun  mit 
Rücksicht  auf  die  oben  angeführte  Erzählung  mancherlei  Grund 
haben,  das  Akzisegerichtsreglement  auf  allereigenste  Ideen  des 
Königs  zurückzuführen,  die  er  unabhängig  oder  gar  im  Gegen- 
satze zu  de  Launay  fasste  und  ausführte,  so  ist  klar,  dass 
das  günstige  Urtheil,  das  wir  über  dies  Reglement  fkUen 
müssen,  unmittelbar  dem  König  selbst  zugute  kommt:  es  er- 
hellt hiemach  leicht,  wie  Unrecht  man  getnan  hat,  wenn  man 
bisher  bei  der  Kritik  der  Finanzpolitik  Friedrichs  diese  Sachen 
gans  ignorirt  hat. 

6.    Die  allgemeine  Stellung  der  Beamten. 

Bevor  wir  ein  allgemeines  Urtheil  über  die  ganze  neue 
Owanisation  der  Finanzverwaltung  abgeben  können,  ist  es 
noä  nöthig,  die  allgemeine  Stellung  der  Beamten,  ihre  Rechte 
und  Pflichten  ins  Auge  zu  fassen,  sich  ein  Bild  von  ihrer  wirth- 
schafüichen  und  sozialen  Lage  zu  machen^). 

Unter   den   Pflichten    derselben    steht    obenan    die   Ver- 


^)  Leider  bin  ich  nicht  in  der  Lage,  umfassende  Angaben  über  die 
Zahl  der  Beamten  zn  liefern,  Notizen,  an  die  sich,  wenn  sie  yoriägen, 
imsweifcdhaft  höchst  interessante  Betrachtungen  knüpfen  würden«  Ich 
mxm  mkh  be^ügcm  zu  bemerken,  dass  in  Berlin  nach  dem  Adressbuch 
in  der  Zmitralyerwaltnng  67  Personen  (davon  32  mit  franzönschem  Namen), 
in  der  ProYinzialyerwaltung  25  (davon  13  mit  französischem  Namen),  in 
der  Lokalyerwaltnnff  36  (davon  1  mit  französischem  Namen),  in  der 
GerichtBverwaltnng  12  (davon  2  mit  französischem  Namen)  beschäftigt 
waren. 
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scbwiegenheit :  allen  Bogiebeamten  war  aufs  strengste  voiee- 
schrieben,  das  Amtsgekeimnis  genau  zu  bewahren  i  von  den 
Geschäften  des  Dienstes  niemand  anders  als  auf  direkte  An- 
weisung der  Generaladministration  Kenntnis  zu  geben:  ins- 
besondere von  der  Erhebung  und  Verwaltung  der  GrefiÜle 
keinem  Unbefugten  Mittheilung  zu  machen, 

Dass  ausserdem  von  allen  Beamten  Kfidhchkeit,  Fleiss, 
Genauigkeit  gefordert  wurden,  ist  selbstveratfindlich. 

Alle  diese  Päichten  standen  nun  nicht  blos  auf  dem 
Papier,  sondern  es  waren  auf  die  NiehterfUllung  derselben 
harte,  zum  Theil  enorm  hohe  Strafen  gesetzt  Vor  allem 
kommt  hier  in  Betracht  ein  Edikt  vom  11.  Dezember  1777'), 
wonach  bei  Beamten,  die  sich  eines  Vergehens  schuldig  ge- 
macht hätten,  wenn  sie  unvermögend  wÄren,  von  vornherein 
nicht  auf  Geld-,  sondern  auf  Leibesstrafen  zu  erkennen  sei. 
Man  wollte  also  den  Beamten  jede  Möglichkeit  rauben,  sich 
der  verwirkten  Strafe  zu  entziehen.  Ein  eigentliches  Beamten- 
strafgesetz erging  erst  am  16.  Oktober  1783*),  dasselbe  aber 
war  mit  drakonischer  Strenge  geschrieben. 

Gerechtfertigt  noch  mag  es  erscheinen,  dass  auf  Bestechung, 
auf  absichtliche  unrichtige  Erhebung  von  Geldern  sofortige 
Kassation  gesetzt  war,  dass  der,  welcher  Defraudationen  be- 
günstigte oder  auch  nur  eigenmächtig  Paasirzettel  ausstellte, 
mit  Kassation  und  ausserdem  mit  Zuchthaus  bestraft  wurde; 
dass  eine  falsche  Denunziation  unmittelbar  die  Kassation  zur 
Folge  hatte  u.  dgl.  mehr.  Dagegen  erscheinen  als  furchtbar 
hart  Bestimmungen  wie  folgende:  wer  sich  gegen  die  Sub- 
ordination verging,  wurde  degradirt,  im  Wiederholungsfalle 
entsetzt^  wer  sich  einen  Bruch  des  Amtsgeheimnisses  zu 
Schulden  kommen  liess,  wurde  ausser  sofortiger  Kassation 
mit  Festung  bestraft.  Gewiss,  dass  derartige  Vergehen  in  ein- 
zelnen Fallen  so  schwer  sein  konnten,  um  so  strenge  Straien 
zu  verlangen,  aber  ebenso  gewiss,  dass  es  auch  Fälle  gab,  die 
eine  mildere  Beurtheilung  erheischten,  in  denen  die  angedrohten 
Strafen  als  zu  hart  erschienen. 

Den  Päichten  der  Beamten  standen  nun  andererseits  auch 
Hechte  gegentkber.  Dieselben  bestanden  vor  allem  im  Besag 
des  Gehaltes  und  in  den  Antheilen  an  den  UeberschUssen 
und  Strafgeldern. 

Man")  hat  oft  bei  der  Beurtheilung  der  Finanzpolitik 
Friedrichs  als  erschwerenden  Umstand  angefUhrt  das  enorm 
hohe  Gehalt,  das  die  Rcgiebcamten  genossen,  hat  gemeint, 
dasselbe  sei  weit  höher  gewesen  als  das  anderer  Beamten  von 
gleichem  Rang,  hat  gesagt,   durch  dies  Gehalt  sei  ein  bedeu- 


')  Novum  Corpus  CoiutitatJoTiuii)  Bd.  6  S.  1056. 
»)  Novum  Coipua  Courtitutionum  Bd.  7  S.  21d6. 
*)  Z,  B.  Hi»t:«sn.    Siebe  MoDarchie  prusBieniie 


Siebe  MoDarchie  prusBieniie  Bd.  4  S.  184. 
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tender,  dem  Prozentsatz  nach  allzu  hoher  Theil  der  Einnahmen 
verschlungen  worden.  Um  solchen  Vorwürfen  gegenüber,  die 
merkwürdigerweise  stets  mit  allgemeinen  Behauptungen  ope- 
riren,  ohne  je  bestimmte  Zahlen  anzuführen,  die  ein  positives 
Urtheil  ermöglichten,  —  um,  sa^e  ich,  gegen  derartige  Deduk- 
tionen eine  feste  Grundlage  zu  haben,  ist  es  nöthig,  die  Ge- 
haltszüFem  für  einige  Aemter  in  der  Verwaltung  anzu- 
führen ^). 

De  Launay  bezog  ein  Gehalt  von  15000  Thalem.  Die 
Finanzräthe  bekamen  3—4000  Thaler.  Das  Gehalt  der  Direk- 
toren der  Korrespondenzbüreaus  betrug  1200,  das  des  General- 
kassirers  2000  Thaler,  die  Buchhalter  in  den  Bureaus  der 
Zentralverwaltung  erhielten  je  800  Thaler,  die  Sekretäre  meist 
700  Thaler,  die  weiteren  Subaltembeamten  3-400  Thaler.  So- 
viel über  die  Mitglieder  der  Zentralverwaltung.  Von  denen  der 
Provinzialverwaltung  bezog  der  Provinzialdirektor  1200  Thaler 
Gehalt,  der  Unterdirektor  500  Thaler,  das  Gehalt  des  Ge- 
neralaufsehers  betrug  800  Thaler;  allerdings  erhielt  der  ihm 
entsprechende  Generalzoll-  und  Lizentaufseher  1000  Thaler; 
ein  einfacher  Zollinspektor  hatte  ein  Gehalt  von  600  Thalem. 
Um  einige  Beamten  der  Lokalverwaltung  anzuführen ,  so  be- 
trag das  Gehalt  des  Zollkalkulators  200  Thaler,  das  des  Visi- 
tators 150  Thaler,  während  das  des  Zollknechtes  sich  nur  auf 
24  Thaler  belief. 

Nach  diesen  Angaben  ist  es  nunmehr  möglich,  ein  objek- 
tives Urtheil  zu  fällen.  Soviel  ist  sicher,  das  Gehalt  de  Lau- 
nays  selbst  ist  ein  exorbitant  hohes.  Allerdings  aber  muss 
man  bedenken,  dass  auch  die  Stellung,  die  er  einnimmt,  eine 
durchaus  singulare  ist;  dass  man  daflir,  dass  der  König  ihm 
ein  so  enormes  Gehalt  zugesichert  hat,  so  mancherlei  Ent- 
schuldigungsgründe anftlhren  könnte.  Trotz  alledem  trage  ich 
kein  Bedenken,  zu  sagen,  jener  Vorwurf,  dass  Friedrich  den 
I^giebeamten  ein  zu  hohes  Gehalt  gezahlt  habe,  ein  höheres 
als  anderen  Staatsbeamten,  ist,  soweit  er  de  Launay  persön- 
lich betrifft,  voUberechtigt. 

Anders  aber  schon  stellt  sich  die  Sache,  wenn  wir  die 
übrigen  höheren  Beamten  ins  Auge  fassen.  Gewiss,  dass  ihr 
Gehalt  ein  in  jeder  Beziehung  ausreichendes  war;  ob  es  aber  so 
tibertrieben  hoch  ist,  das  muss  doch  zum  mindesten  zweifel- 
haft erscheinen.  Man  wähne  nicht,  dass  ich  vergesse,  dass 
das  Geld  damals  einen  viel  höheren  Werth  hatte  als  jetzt. 
Aber  man  muss  doch  auch  berücksichtigen,  dass  die  Finanz- 
räthe nach  jetzigen  Begriffen  etwa  Unterstaatssekretären ,  die 
Korrespondenzdirektoren  Ministerialdirektoren  entsprechen,  die 
Provinzialdirektoren  etwa   mit    Regierungspräsidenten    gleich- 


*)  Weitere  Details  als  die  im  folgenden  mitgetheilten  siehe  unten 
in  Kapitel  6. 
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zusetzen  sein  wUrden.  Ob  man  unter  diesem  Gesichtspmikte 
ihr  Gehalt  ein  Ubertriebeaes  nennen  muss,  Uberiasse  ich  dem 
Urtheil  des  Lesers;  jedenfftlls  aber  ist  es  nicht  so  Übertrieben 
hoch,  wie  man  nach  den  vielfachen  Deklamationen  späterer 
Kritiker  glauben  möchte. 

So  viel  aber  behaupte  ich  ganz  entschieden,  der  VonruH 
eines  zu  hohen  Gehaltes  ist,  wenn  er  Überhaupt  gemacht  wer^ 
den  soll,  auf  die  höheren  Beamten  zu  beschrftnken,  anf  die 
Subaltembeamten  trifft  er  in  keiner  Weise  zu.  Weit  entfernt 
zu  hoch  zu  sein,  erscheint  vielmebr  ihr  Gebalt  in  vielen 
Fällen  zu  niedrig  und  ungenttgend,  nicht  ausreichend  fUr  ihre 
legalen  Bedürfnisse. 

Ich  würde  fürchten  müssen,  mich  sehr  schlecht  ausgedrückt 
zu  haben,  wenn  man  in  den  vorhergehenden  AuKfUnrungea 
eine  Art  „Rettung"  Friedrichs  sehen  sollte.  £&  handelte  sich 
hier  nur  um  Abwehr  des  Vorwurfes,  dass  der  EOnig  Beine 
Beamten  zu  hoch  besoldet  und  dadurch  die  Kosten  der  Ver- 
waltung unnöthig  vermehrt  habe,  also  nur  um  eine  Frage  der 
Verwaltungstechnik ;  es  ist  klar,  dass  für  die  Beurtheiliing  der 
Finanzpolitik  Friedrichs  noch  ganz  andere  Gesichtspunkte  in 
Betracht  kommen,  als  die  einer  möglichst  guten  technischen 
Einrichtung,  und  dass  sogar  (Ur  das  Endurtheil  andere  Frafen 
weit  entscheidender  sind  als  die  Technik.  Ob  nun  die  Ver- 
waltungsorganisatiün  in  anderer  Hinsicht  in  demselben  gün- 
stigen Lichte  erscheint,  das  kann  erst  später  in  anderem  Zu- 
sanunenhange  erörtert  werden. 

Es  muss  nun  als  eines  der  charakteristischsten  Merkmale 
der  ganzen  neuen  Finsnzvcrwaltung  betrachtet  werden,  das« 
die  Besoldung  der  Beamten  nicht  lediglich  ihr  Gehalt  bildet«, 
sondern  dass  noch  andere  Emolumente  hinzukamen.  So  zu- 
nächst die  Tantiemen  an  den  UeberschUssen.  Der  finanz- 
techniscbe  Begriff  des  Uebcrschusses  wird  uns  noch  sjdtter 
beschäftigen;  hier  sei  nur  so  viel  bemerkt,  dass  man  im  all- 
gemeinen unter  UeberachusB  denjenigen  Mehrbetrag  verstand, 
um  welchen  die  Einnahmen  die  kontraktmässigen  Fixationen 
überstiegen.  Von  diesem  Ueberschusse  sollten  .alle  Beamten 
eine  gewisse  Tantieme  erhalten.  Damit  nun  dies  nicht  ganz 
unwürdigen  Leuten  zugute  käme,  war  allerdings  bestimmt, 
dass  diejenigen  Beamten,  die  UbertUhrt  wUrden,  dass  sie  zur 
Verbesserung  der  Einnahmen  nichts  beigetragen  hätten,  auch 
keinerlei  Tantieme  erhalten  sollten;  es  leuchtet  indessen  ein, 
dass  diese  Vorschrift  in  der  Praxis  nur  schwer  durchzuführen 
war  und  deshalb  wahrscheinlich  nur  selten  zur  Anwendung 
gelangte.  Denselben  Zweck  wie  diese  Bestimmung,  nämlich 
Auss^liessung  der  Unverdienten  von  der  Tantieme,  verfolgte 
auch  die  Aenderung  des  ganzen  Tantiemensjstoms ,  über  die 
bereits  früher  ausfltnrlich  gesprochen  wurde. 

Bei   der  Tantieme   ist  zu   unterscheiden  der  Antheil   der 


Vn.  8,  95 

Regisseure,  später  der  Finanzräthe,  und  der  der  übrigen  Be- 
amten. Der  letztere  betrug  5  Groschen  von  jedem  Thaler  Ueber- 
schusSy  also  20,88  Prozent  An  dieser  Summe  hatten  die  ein- 
"zelnen  Beamten,  gemäss  dem  Range,  den  sie  einnahmen,  einen 
verschiedenen  Antheil:  3  Pfennig  von  den  5  Groschen  (also 
1,04  Prozent)  vertheilten  sich  auf  die  Gesammtheit  der  Korre- 
spondenzdirektoren, 1  Pfennig  (0,34  Prozent)  bekam  der  Rech- 
nungsdirektor, eben  so  viel  der  Generalkassirer;  2  Pfennig 
(0,69  Prozent)  vertheilten  sich  unter  den  Unterdirektor  und  die 
vier  Inspektoren;  in  dieselbe  Sunmie  mussten  sich  die  Unter- 
-direktoren  und  Obersekretäre  (premier  commis)  theilen.  Der 
Oesammtantheil  der  Zentralverwaltung  beläuft  sich  also  auf 
9  Pfennig  (3,10  Prozent).  Jener  der  Provinzialverwaltung  be- 
trägt 1  Groschen  9  Pfennig  (7,26  Prozent).  Er  vertheilt  sich 
wie  folgt:  die  Provinzialdirektoren  bekamen  in  Summa  3  Pfen- 
nig (1,04  Prozent) ;  die  Unterdirektoren  (wo  es  solche  nicht  gab, 
-die  in  den  Provinzialdirektionen  beschäftigten  Sekretäre)  er- 
hielten alle  zusammen  1  Pfennig  (0,34  Prozent),  die  in  den 
Provinzialdirektionen  thätigen  Inspektoren  (vörificateurs)  3  Pfen- 
nig (1,04  Prozent) ;  unter  die  Gesanmitheit  der  Provinzialkontrol- 
leure  kamen  4  Pfennig  (1,38  Prozent)  zur  Vertheilung;  die  Ge- 
sammtheit der  Generaleinnehmer  erhielt  2  Pfennig  (0,69  Pro- 
isent);  in  eben  so  viel  hatten  sich  die  Generalaufseher  zu  theilen; 
endlich  fielen  6  Pfennig  (2,08  Prozent)  an  die  Stadtaufseher, 
StadtkontroUeure  und  Stadtunterkontrolleure.  Als  Antheil  der 
liokalverwaltung  waren  2  Groschen  6  Pfennig  (10,40  Prozent) 
bestimmt;  hiervon  ging  1  Groschen  (4,16  Prozent)  an  die  Ge- 
•sammtheit  der  Aufseher,  Unteraufseher,  Einnehmer  und  Kon- 
troUeure,  eben  so  viel  an  alle  Revisoren  und  Visitatoren;  in 
O  Pfennig  (2,08  Prozent)  theilen  sich  die  Thorschreiber.  Mögen 
noch  einige  Worte  über  diese  Vertheilung  gestattet  sein.  Es 
flült  zunächst  auf  der  starke  Antheil  der  Provinzialverwaltung. 
Ol^leich  die  Zahl  der  Provinzialbeamten  sehr  bedeutend  ge- 
ringer ist,  als  die  der  Lokalbeamten,  erhält  doch  die  Gesammt- 
heit der  einen  nur  wenig  mehr,  wie  die  der  anderen,  also  der 
einzelne  Provinzialbeamte  bedeutend  mehr  als  der  einzelne 
liokalbeamte.  Ich  glaube  nicht  zu  irren,  wenn  ich  hier  die 
Ansicht  durchschimmern  sehe,  dass  die  höheren  Beamten  um 
«in  eventuelles  Steigen  der  Einnahmen  grössere  Verdienste 
hatten,  als  die  niederen:  ein  Prinzip,  aus  dem  später  (Ur  die 
.ganze  Auffassung  der  Regie  wichtige  Folgerungen  zu  ziehen 
sind.  Wenn  wir  uns  nun  die  Vertheilung  innerhalb  der  Pro- 
Tinzialverwaltung  ansehen,  so  fällt  auf,  dass  der  Antheil  der 
Provinzialkontrolleure  relativ  höher  ist,  als  der  der  Provinzial- 
direktoren; es  entspricht  dem  der  starke  Antheil  des  Rech- 
nungsdirektors  in  der  Zentral-,  der  Revisoren  in  der  Lokalver- 
wattong.  Ganz  unverkennbar  wird  tiberall  das  Hauptgewicht 
auf  die  Aufsichtsbeamten  gelegt.    Auch  dies  Prinzip  ist  filr 
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die  Klarlegung  des  Charakters  der  Regie  von  der  allergrössten 
Bedeutung.  Eine  weitere  Bestätigung  für  die  eben  dargelegte 
Idee  sehe  ich  auch  in  dem  relativ  nohen  Antheil  der  Subaltem- 
beamten  in  der  Rechenkammer  und  der  GeneralaufBeher.  Ich 
sage  nicht  zu  viel,  wenn  ich  behaupte,  die  Vertheilung  der 
Tantiemen  giebt  uns  die  ersten  wichtigen  Anhaltspunkte  Air 
eine  richtige  Auffassung  der  Regie,  und  dies  ist  auch  der 
Änlass,  weshalb  ich  diese  Sache  mit  einer  Ausftihrlichkeit 
dargelegt  habe,  die  manchem  vielleicht  Übertrieben  erschienen 
sein  mag. 

Kurzer  kann  ich  mich  über  den  Antheil  der  R^issenre 
an  den  UeberschOssen  fassen.  Wie  erinnerlich  betrug  der- 
selbe nach  dem  ersten  vom  König  aufgesetzten'  Kontnikt 
25  Prozent,  durch  den  Kontrakt  vom  14.  Juli  1760  wurde  er 
auf  5  Prozent  herabgesetzt  Diese  letztere  Summe  wurde  auch 
1772  beibehalten*);  doch  scheint  es  nach  einigen  Andeutungen 
so,  als  ob  sich  diese  Gesammtsumme  nicht  gleichmässig  unter 
die  Finanzräthe  und  de  Launay  vertheilt  hätte,  Bondem  als 
ob  de  Launay  das  doppelte  oder  noch  mehr  von  dem  erhalten 
habe,  was  jeder  Finanzrath  empfing. 

Interessant  muss  nun  die  Frage  erscheinen,  wie  hoch  sich 
die  Tantiemen  in  der  Praxis  beliefen.  Wir  kOnnen  sie  wenig- 
stens annähernd  richtig  beantu-orten.  Und  zwar  bietet  Bick 
hierzu  ein  doppelter  Weg;  einmal  könnte  man  die  Tantiemen 
aus  der  Gesammtsumme  der  Einnahmen  berechnen,  sodann 
kann  man  sie  mit  Hilfe  anderer  Angaben  feststellen.  Hier 
soll  letzteres  geschehen,  indem  das  entere  Verfahren  einem 
änderet)  Zusammenhange  vorbehalten  bleibt  Aus  Notizen 
de  Launays')  ergiebt  sich,  dass  sein  Antheil  an  den  Ueber- 
schltssen  nie  die  Höhe  von  25000  Thalem  erreichte,  daae  ihm 
4000  Thaler  als  eine  sehr  niedrige  Tantieme  erschienen.  EUner 
anderen  Angabe  zufolge')  betrug  der  Antheil  eines  Finanz- 
raths  an  den  üeberschUssen  7  -  8000  Thaler,  der  de  LauDays 
zwei  bis  drei  Mal  so  viel.  Da  nun  diese  Notiz  aus  Kreben 
stammt,  die  der  Regie  feindlich  sind,  aber  als  gut  unterrichtet 
erscheinen,  so  werden  wir  sie  zwar  im  ganzen  annähmen 
kttnncn,  aber  doch  vielleicht  als  etwas  sehr  noch  gegriffen  be- 
zeichnen dürfen.  Wenn  wir  nun  mit  Rücksicht  auf  diese 
verschiedenen  Angaben  die  Tantieme  eines  Finanzrathes  auf 
6000  Thaler  annehmen,  so  werden  wir  sie  sicher  nicht  zu  hoch 
veranschlagen.  Es  würde  sich  hiemach  der  Antheil  aller 
Regisseure   auf  3Ö000  Thaler,  der  der  übrigen   Beamten  auf 

')  Die  Aogabe  von  Freuse,  Bd.  3  S.  16,  doss  die  Tantiemen  in 
Snmma  25"ii  Prozent  betrugen,  erscheint  demgemfisB  im  nesentlicben 
richtig;  freilich  ein  klein  wenig  zu  niedrig. 

*)   FaitB   JQBtificatüs    bei    Mirabeaa,   Monarchie  pnusienne   Bd.  4 

')  Begnetin,  Akzise-  und  Zollrerfaaaung  S.  151. 
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ungeftlhr  150  000  Thaler,  mithin  die  Gesammtsumme  der  Tan- 
tiemen auf  186  000  Thaler  belaufen. 

Der  Antheil  der  Beamten  an  den  Ueberschüssen  ist  nun 
nicht  das  einzige  Emolument,  das  sie  ausser  dem  Gehalt  ge- 
niessen,  sondern  es  kommt  hierzu  noch  der  Antheil  an  den- 
jenigen Geldern,  die  aus  Strafen  und  Konfiskationen  einkamen, 
von  allen  solchen  Summen  floss  die  Hälfte  an  die  königlichen 
Kassen,  die  andere  Hälfte  wurde  an  die  Beamten  vertheilt, 
doch  nicht  wie  die  Tantiemen  an  alle  Beamten,  sondern  nur 
an  drei.  Ein  Viertel  nämlich  (25  Prozent)  erhielt  der  Beamte, 
der  das  Vergehen  entdeckt  hatte,  in  dessen  Folge  nur  die 
Strafe  gezahlt   wurde;   ein  Achtel   (12^  2  Prozent)  bekam  der 

{'enem  vorgesetzte  Pro vinzialdirektor ;    ein  Achtel   endlich  ge- 
führte dem  Korrespondenzdirektor,  zu  dessen  Ressort  die  Pro- 
vinz gehörte. 

Auch  sonst  genossen  die  Beamten  mancherlei  Vortheile 
und  Bevorzugungen.  Hierher  gehört  es,  dass  sie  im  Invalidi- 
tätsfall eine  Pension  erhielten.  Hierher  ist  es  femer  zu  rech- 
nen, dass  nach  einem  Edikt  vom  1.  März  1773^)  über  ihre 
Besoldungen  kein  Arrest  verhängt  werden  durfte. — 

Der  Hauptfehler  bei  dieser  ganzen  Stellung  der  Beamten 
springt  leicht  in  die  Augen:  er  besteht  darin,  dass  ihre  Be- 
soldung nur  bis  zu  einem  gewissen  Grade  eine  feste  war,  im 
übrigen  aber  aus  Tantiemen  bestand.  Ueber  die  Verwerflich- 
keit dieses  Systems  in  Bezug  auf  den  Staatsdienst  ist  heutzu- 
tage wohl  die  Nationalökonomie  einig,  damals  aber  war  sie 
es  nicht  Letzteres  muss  man  bedenken,  che  man  dem  König 
oder  de  Launay  aus  diesem  System  einen  unverzeihlichen 
Vorwurf  macht.  Theoretisch  war  es  nach  damaligen  Begriffen 
wohl  anwendbar:  folglich  ist  die  Einführung  desselben  kein 
Fehler.  Es  kam  darauf  an,  wie  es  sich  in  der  Praxis  be- 
währen würde,  und  ob  sich  der  König,  falls  es  nicht  nach 
Erwarten  fungirte,  entschliessen  würde,  es  zu  ändern.  That 
er  letzteres  zur  rechten  Zeit,  so  darf  ihm  die  Kritik  in  Bezug 
auf  diesen  Punkt  keinen  Vorwurf  machen. 

Anders  möchte  ich  urtheilen  über  eine  andere  Seite  des 
ganzen  Beamtensystems.  Die  Subordination  ist  vielfach  zu 
weit  getrieben,  clie  Strafen  für  Subordinationsvergehen  sind 
zu  streng.  Dabei  ist  die  Besoldung  der  unteren  Beamten  eine 
zu  geringe,  ihre  Stellung  dagegen  eine  höchst  verantwortliche. 
Mit  einem  Wort,  die  Stellung  der  Unterbeamten  ist  der 
wunde  Punkt  in  der  ganzen  Verwaltungsorganisation.  Ziem- 
lich unbeschränkt  der  Willkür  ihrer  Vorgesetzten  unterworfen^ 
grossen  Versuchungen  ausgesetzt,  kaum  im  Stande  auf  legale 
Weise  die  noth wendigen,  geschweige  denn  die  wünschenswerthen 

1)  NoYum  Corpus  Constitutiouum  Bd.  5  Abth.  8  S.  55. 

ronehOBgw  (90)  VIT.  8.  -  Schnitze.  7 
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Bcdürtiiiüäc  zu  befriedigen,  mussten  sie  vielfach  der  Verfilhning 
unterliegen,  sich  zu  Untemchleifen,  Erpressungen,  Bestechungen 
fortreisuen  laauen.  Hier  liegt  der  schwere  techniBche  Fehler 
in  der  VcmaltungsorgauiBation ,  ein  Fehler,  der  nicht  am 
wenigsten  beigetragen  hat  zum  Scheitern  aller  auf  die  Ein- 
flihrung  der  Kcgie  gesetzten  Hoffnungen.  Wie  man  aber  dazu 
kam,  diesen  Fehler  zu  macheu,  wie  er  zwar  nicht  seine  Ent- 
schuldigung, alter  doch  eine  gewisse  Erklärung  findet,  das  kann 
erst  nach  einigen  anderen  Betrachtungen  gezeigt  werden. 

X)&6ii  aber  die  oben  nur  auf  Grund  der  gesetzlichen  Be- 
stimmungen vorausgesetzte  schlimme  Lage  der  Unterbeam- 
ten  nicht  eine  leere  AbHtraktion  ist ,  sondern  wirkliche  That- 
sache,  zeigen  die  Akten.  Auf  das  rücksichtsloseste  verfahr  die 
Generaladministration  mit  diesen  niederen  Beamten;  sobald  sie 
nicht  mehr  ordentlich  den  Dienst  verselien  konnten,  wurden 
sie  ohne  Gnade  entsetzt,  und  zwar  ohne  eine  Pension  zu  er- 
halten ').  Eine  solche  Massregclung  war  aber  —  und  dies  zu 
konstatiren  halte  ich  ftir  wichtig  —  nicht  nach  dem  Sinne 
Friedrichs.  Als  sicli  einige  der  entlassenen  Beamten  hei  ihm 
beschwerten,  erging  am  16.  Februar  1773  an  die  Genenl- 
administratiun  die  Weisung,  sie  solle  mit  den  Beamten  „nicht 
so  unbarmherzig  verfahren'),  sondern  ihnen,  wann  sie  nicht 
mehr  zu  dienen  im  Stande,  etwas  von  ihren  gehabten  Gehll- 
tem  zur  Fristung  ihres  Lebens  lassen".  Infolge  dieser  könig- 
lichen Onler  bekamen  von  nun  an  die  entlassenen  Beamten  eine 
monatliche  Pension  von  drei  Thaleru,  die  ihnen  aus  den  Be- 
vcnilen  der  StUdte,  in  denen  sie  fungirt  hatten,  gezahlt  wurde. 

7.    Zar  Kritik. 

Wir  haben  ims  im  Vorhergehenden  bemüht,  uns  ein  Ge- 
»ammtbild  von  der  Organisation  der  Verwaltung  zu  ve^ 
schaffen;  haben  dabei  zugleich  eine  Würdigung  der  tech- 
nischen Vorzüge  und  Mängel  dieser  Institutionen  versucht 
Das  ist  unzweifelhaft:  rein  technisch  betrachtet,  war  die  neue 
Organisation  ein  ungeheurer  Fortschritt  gegen  früher;  vor 
allem  zeigte  sich  dies  in  der  aus  Frankreich  entnommenen 
verschärften  Kontrolle.  Wir  haben  bereits  mehrfach  betont, 
dass  die  Zahl  der  Autsiclitsbeamten  eine  ungemein  grosse  war, 
dass  auf  .'sie  überall  tlns  cntsclieidendc  Gewicht  gelegt  wurde*). 
Durch   diese   scharfe   Ausbildung  des  Kontrollapparats  wurde 

'I  Freilich  nominell  wurde  die  Penfnon  nicht  geradem  verweigert, 
aoQdem  nur  behauptet,  dass  nicht  die  Regie,  sondern  andere  Bebiniini 
veipHichtet  aeicn,  die  I'enaion  zu  bezahlen.  Da  indessen  nirgendB  be- 
stimmt war,  welche  Behörde  die  Penaion  /u  ^safaleo  habe,  so  lief  diti 
Verfahren  thatsächlich  auf  dasselbe  hinaus,  wie  eine  völlige  Entiiehaiig 
der  Pension. 

')  Diese  Worte  sind  im  Original  «nterstricheD. 

^j  Vgl.  auch  weiter  unten. 
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-es  möglich  y  die  Unterbeamten  einer  Ueberwachung  zu  un- 
terwerten, wie  dies  in  diesem  Grade  früher  nicht  der  Fall 
gewesen  war.  Gewiss  wurde  hierdurch  die  Integrität  des 
niederen  Beamten th ums  erheblich  besser;  und  man  kann  da- 
her sagen,  dass  sich  hier  die  Thätigkeit  der  Regie  auf  der- 
selben Linie  bewegte,  die  auch  der  König  inne  hielt:  in  seinem 
nie  ruhenden  Eifer,  das  sittliche  Niveau  des  niederen  Beam- 
tenthums  zu  heben,  wurde  er  von  der  Regie  wirksam  unter- 
sttltzt.  Gewiss,  dass  auch  in  technischer  Hinsicht  das  Institut 
49eine  Mängel  hatte  —  wir  haben  uns  bemüht,  dieselben  her- 
vorzuheben — ;  aber  im  ganzen  überwiegen  hier  die  Vorzüge 
entschieden.  Aber  die  Sache  hat  noch  eine  andere  Seite  als 
die  technische;  um  zu  einem  definitiven  Urtheile  über  die 
Organisation  zu  gelangen,  muss  letztere  auch  in  Bezug  auf 
ihre  soziale,  politische,  nationale,  wirthschaftliche  Seite  ins 
Auge  gefasst  werden.  Ehe  wir  dies  können,  ist  indessen  die 
Beantwortung  einer  Vorfrage  nöthig,  die  sich  vielleicht  dem 
Leser  schon  lange  aufgedrängt  hat:  „Was  ist  der  eigentliche 
Zweck  der  ganzen  Organisation,  der  springende  Punkt  in  der- 
selben?" Um  hierauf  zu  antworten,  muss  ich  auf  einiges  bei 
der  technischen  Kritik  Bemerkte  zurück  greifen,  und  es  wird 
«ich  hierbei  zugleich  Gelegenheit  bieten,  das  an  verschie- 
denen Stellen  in  dieser  Hinsicht  Gesagte  zusammenzufassen. 

Die  Verwaltung  gliederte  sich,  wie  wir  sahen,  in  drei 
Stufen^):  in  die  Zentral-,  Provinzial-  und  Lokalverwaltung. 
Bei  der  Provinzialverwaltung  trat  uns  besonders  die  grosse 
Zahl  der  Aufsichtsbeamten  vor  Augen;  wir  finden  eine  Reilie 
von  Beamtenkategörien  mit  wenig  getrennter  Kompetenz,  die 
alle  lediglich  die  Konti'oUe  über  die  Unterbeamten  zu  besorgen 
hatten.  Auch  in  der  Unterinstanz  war  die  Zahl  der  Kontroll- 
beamten eine  grosse.  Hier  komme  ich  nun  auf  das  zurück, 
was  ich  bei  der  Besprechung  der  Vertheilung  der  Tantiemen 
bemerkt  habe.  Es  fallt  dort  überall  ein  verhältnismässig  sehr 
hoher  Bruchtheil  auf  die  Aufsichtsbeamten.  Es  ist  hiernacli 
ganz  klar,  bei  der  ganzen  Organisation  wird  das  Hauptgewiclit 
auf  die  Stellung  der  Aufsichtsbeamten  gelegt.  Hält  man  da- 
mit zusammen  die  andere  Thatsache,  die  wir  ebenfalls  aus  der 
Vertheilung  der  Tantiemen  konstatirt  haben,  dass  den  höheren 
Beamten  ein  grösserer  Einfluss  auf  die  Vermehrung  der  Ein- 
nahmen zugeschrieben  wird  als  den  niederen,  so  feilt  hier- 
durch ein  ganz  neues,  überraschendes  Licht  auf  den  Charakter 
der  Regieverwaltung.  Höhere  Einnahmen  will  man  erzielen 
in  erster  Linie  nicht  durch  schärfere  Wachsamkeit  der  Unter- 


*)  Freilich  sei  bemerkt,  dass  diese  Scheidung  der  drei  Stufen  keines- 
wegs eine  Neueinrichtung  der  Regie  ist,  sondern  lange  vorher  bestand. 
Doch  verliert  die  Scheidung  hierdurch  nichts  von  ihrer  materiellen 
Wichtigkeit 
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beamtcn  gegen  das  Publikum  —  freilich  will  man  dies  als 
Noiienmittcl  auch ,  aber  es  ist  nicht  das  Wichtige  — ,  sondern 
durch  utrengere  Aufsicht  über  die  Unterbeamten.  Fassen 
wir  diese  Thatsache  noch  schärfer.  Die  neue  Finanzrenra)- 
tung  geht  aus  von  einem  entschiedenen  Miestrauen  g^en  die 
Unterbeamten;  sie  glaubt,  dass  durch  deren  Schuld  die  Ein- 
nahmen zu  gering  rtind;  nie  meint  ein  Heilmittel  gefunden 
zu  haben  in  einer  Vermehrung  der  Aufeichtsbeamten.  Er- 
innern wir  uns  daran,  welche  Motive  für  den  EOnig  bei  der 
Errichtung  der  Regie  bestimmend  waren :  wie  er  ausging  von 
dem  Misstrauen  gegen  das  Beamtenthiim,  wie  die  Einführung 
der  neuen  Finanzverwaltung  vor  allem  als  ein  gegen  das 
preussische  Unterbeanitenthum  gerichteter  Schlag  erscheint. 
Denken  wir  endlich  daran,  dass  sich  das  Unterbeamten- 
thum  wesentlich  aus  Inländern,  aus  Preussen  zusammensetzt. 
Man  sieht,  wie  alles  zu  einander  stimmt,  wie  sich  die  ver- 
schiedeneu ,  durchaus  iinabhltngig  von  einander  gewonnenen 
Thatsaohen  zu  einem  harmonischen  Ganzen  vereinigen :  durch 
dieBell>en  erscheint  die  Regie  in  scharfer,  durchaus  einheit- 
licher Beleuchtung:  sie  ist  nichts  weiter  als  eine  veränderte 
Organisation  der  inneren  Technik  der  Verwaltung:  der 
-springende  Punkt  in  derselben  ist  das  Miastrauen  gegen 
das  Unterbeanitenthum,  der  Glaulje,  dass  durch  die  Schuld 
des  letzteren  die  Einnahmen  so  gering  seien,  dass  sie  sich 
heben  würden  bei  strengerer  Aufsicht  liber  die  Unterbeamten. 
Diese  Gedanken  leiteten  den  KOnig  bei  der  Errichtung  der 
Regie,  diese  Gedanken  waren  massgebend  filr  die  technische 
Einrichtung  der  Verwaltung. 

Ich  verhehle  mir  nicht,  dass  ich  mit  dieser  Auffassung 
in  einen  scliarfen  Gegensatz  trete  zu  den  bisherigen  An- 
schauungen von  dem  Charakter  der  Regie,  Die  letzteren 
waren  doppelter  Natur.  Sehr  häufig  erblickte  man  in  der 
Regie  eine  Einrichtung  um  die  Steuerschraube  stärker  anzu- 
ziehen und  durch  die  Erhöhimg  der  Abgaben  neue  Einnahmen 
zu  gewinnen.  Ich  habe  bereits  oben  Busgeflihrt,  dass  die 
Regie  mit  der  Erhöhung  der  Abgaben  nichts  zu  thun  iuit, 
dass  sie  letliglich  belrifFt  die  Erhebung  und  Verwaltung  der 
Steuern,  Die  eben  dargelegte  Ansicht  ist  daher  vollkommen 
verfehlt,  auch  ist  sie  heute  wohl  ziemlich  allgemein  aufge- 
geben. Dafür  ist  eine  andere  Anschauung  herrscliend  ge- 
worden: sie  betrachtet  als  das  Wesentliche  grössere  Kontrolle 
lies  Publikums  und  grössere  Strenge  bei  der  Erhebung  der 
Abgaben;  sie  findet  also  das  Hauptmoment  in  der  Erhebung, 
nicht  in  der  Verwaltung.  Hier  wird  die  Nebensache  zur 
Hauptsache  gemacht.  Dass  diese  Ansicht  abzuweisen  ist,  er- 
giebt  sich  einmal  aus  den  Motiven,  die  tiir  den  König,  wie 
unzweifelhaft  feststellt .  bei  der  Errichtung  der  Regie  bestim- 
mend  waren ,    sodann   aus   der  ganzen  Organisation  der  Ver- 
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waltung,  speziell  aus  der  Vertheilung  der  Tantiemen.  Mit 
«inem  Wort:  das,  worauf  es  bei  der  Regie  ankommt,  ist  nicht 
das  Verhältnis  der  Beamten  zum  Publikum,  sondern  das  Ver- 
hältnis der  Oberbeamten  zu  den  Unterbeamten. 

•  Wenn  wir  nun  die  neue  Verwaltung  selbst  ansehen  in 
Bezug  auf  ihre  Stellung  innerhalb  des  &anzen  des  Staates, 
d.  h.  wenn  wir  die  Regie  vom  politischen  Standpunkte  aus 
beurtheilen  wollen,  so  erscheint  als  das  Wesentliche  ihre 
«charfe  Sonderstellung.  Man  sagt  kaum  zu  viel,  wenn  man 
behauptet,  die  neue  Finanzverwaltung  ist  von  der  sonstigen 
Verwaltung  vollkommen  isolirt,  die  Person  des  Monarchen 
allein  bildet  fortan  das  verbindende  Mittelglied  filr  die  ver- 
schiedenen Zweige  des  Staatsdienstes.  Es  hat  dies  doch  eine 
sehr  bedenkliche  Seite.  Indem  fortan  die,  welche  die  Ein- 
ziehung der  Abgaben  besorgten,  gar  nicht  mehr  mitzureden 
hatten  Dei  den  Ausgaben,  konnte  es  leicht  dazu  kommen,  dass 
man  bei  der  Bewilligimg  von  Ausgaben  leichtfertiger  verfuhr 
als  wtinschenswerth ,  indem  man  nicht  wusste  oder  nicht  dar- 
nach fragte,  ob  diese  Ausgaben  auch  ohne  Ueberlastung  des 
Volkes  zu  machen  wären;  jener  feste  Grundsatz  einer  ge- 
sunden Staatsverwaltung,  dass  Einnahmen  und  Ausgaben  stets 
zusammen  erwogen  werden  müssen  —  ein  Prinzip ,  das  bisher 
auch  in  Preussen  gegolten  hatte  — ,  war  hier  verlassen. 

Aber  noch  ein  anderes  Moment  kommt  in  politischer  Be- 
ziehung in  Betracht.  Die  Sonderstellung  der  Finanzverwal- 
tung musste  unausbleiblich  Konflikte  zwischen  dieser  und  den 
anderen  Staatsbehörden  zur  Folge  haben:  wir  haben  in  der 
That  schon  derartige  Streitigkeiten  gefunden  und  werden  den- 
selben auch  weiter  noch  begegnen.  Dass  aber  durch  der- 
artige Zänkereien  und  Eifersüchteleien  zwischen  den  einzelnen 
Behörden  das  Interesse  des  Staates  nicht  gefördert  wurde, 
ist  klar. 

Es  erscheint  also  vom  politischen  Gesichtspunkt  aus 
die  neue  Organisation  nicht  gerade  in  sehr  günstigem  Licht. 
Enge  verwandt  hiermit  ist  der  nationale  Standpunkt.  Man 
hat  denselben  häufig  übertrieben,  hat,  allein  aus  nationalem 
Chauvinismus ,  ein  unbedingtes  Verdammungsurtheil  über 
die  Politik  Friedrichs  ausgesprochen,  hat  behauptet,  derselbe 
habe  Franzosen  auf  Kosten  der  Deutschen  begünstigt  ,*  habe 
den  Inländern  ihr  Brot  genommen,  um  es  an  übel  beleumun- 
dete Ausländer  zu  geben,  hat  sich  mit  einem  Wort  in  voll- 
kommen masslosen  Vorwürfen  gegen  den  König  gefallen.  Wie 
sehr  solche  Tiraden  und  Deklamationen  der  thatsächlichen 
Grundlage  entbehren,  ist  bereits  an  anderer  Stelle^)  gezeigt: 
die  Franzosen  bildeten  nur  einen  kleinen  Bruchtheil  der  Be- 
amten,   ihre    Konkurrenz    traf  nur    die    oberen    Klassen    der 

»)  S.  46. 
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Inländer.  Trotzdem  aber  kommt  ftlr  die  Kritik  auch  der 
national«  Gexiclitupiinkt  in  Betracht,  freilich  in  ganz  anderer 
Beziehunf^,  al«  jene  Chauviniaten  wollen.  Grerade  die  oberen 
Beflmtcn  waren  Franzoiscn;  nun  ist  ea  aber  eine  Thatsache^ 
dai4s  sich  d&n  Volk  lun  dau  Thun  und  Treiben  der  hßheren 
Beamten  weit  mehr  kfimmert,  als  iim  daa  der  Subaltem- 
beamten.  E»  int  daher  kein  Wunder,  dasa  man  in  den  popu- 
lären Kreisen,  namentlich  in  den  niederen  Volkaachichten,  dem 
Umatande,  dass  Franzosen  die  liöchsten  Stellen  in  der  Finans- 
Verwaltung  inne  hatten,  ein  grösseres  Gewicht  beilegte,  ab  er 
verdiente;  das»  «ich  als  Reaktion  gegen  die  vermeinte  Über- 
mässige Begünstigung  der  Fremden  aer  Nationalhass  geltend 
machte.  Man  kam  der  neuen  Verwaltung  deshalb  von  vorn- 
herein mit  entschiedenem  Miaatraucn  entgegen;  man  empfand 
alle  die  Fälle,  in  welchen  dieselbe  dem  Publikum  gegenüber 
den  Paragraphen  des  Gesetzes  geltend  machte,  doppmt  hart. 
Es  ist  klar,  das»  ein  solches  Misstrauen  und  ein  solcher,  ich 
miichte  sagen,  passiver  Widerstand  der  Bevölkerung  die  Thätig- 
keit  der  Venvaltuug  in  vieler  Beziehung  hemmte;  man  wird 
kaum  zu  weit  gehen,  wenn  man  hier  einen  der  Gründe,  frei- 
lich einen  der  weniger  wichtigen,  sieht,  weshalb  die  Kegle 
scliliesslich  scheitern  muHste.  Man  kann  den  Urhebern  der 
Organisation  den  Vonvurf  nielit  ersparen,  dana  siö  bei  ihren 
Einrichtungen  das  natiunale  Vorurtheil  zu  wenig  berllcksich- 
tigt  haben ;  es  mnss  aber  ausdrücklich  I)emerkt  werden ,  das» 
dieser  Tadel  nur  Friedrieli,  nieiit  de  Laimay  trifft,  da  letzterer 
vielmehr  eifrig  bemüht  ist,  dem  nationalen  Standpunkt  Rech- 
nung zu  tragen.  Das  Verlialten  des  Königs  darf  man  fi^ilich 
nicht  antinatioual  nennen;  man  muss  in  ihm  lediglich  ein  zu 
w<'it  gehendes  Verachten  an  sich  berechtigter  Gefühle  erblicken. 
Noch  bedenklicher  aber,  als  unsere  bisherigen  Erörte- 
rungen sie  darstellton,  erscheint  die  ganze  Organisation  in  sozia- 
ler Hinsicht,  und  hier  müssen  wir  auf  das  zurtlckkommen, 
was  wir  bei  der  technischen  Kritik  gesagt  haben.  Die 
Stellung  der  Unterbeamten  ist  eine  unbefriedigende:  Depra- 
vation  und  Korruption  erscheinen  als  kaum  vermeidliche  Fol- 
gen. Dazu  kommt,  das»  der  grössere  Theil  der  Unterbe- 
amten aus  Militärinvuliden  bestand,  also  aus  Leuten,  die 
wohl  mancherlei  gute  Eigenschaften  mitbrachten,  aber  doch 
filr  ihr  Amt  keine  eigentliche  Vorbildung  besassen.  Es  war 
zu  envarten,  das«  es  hier  in  der  Uuterinstanz  keineswegs  nn 
Betritgereien  fehlen  wtirde,  iind  dass  die  Tliatsachen  diesem 
tli corelischen  Schlüsse  entspraclien,  beweisen  schon  die  frUlier 
mitgetheihen  Vorgänge  in  Prenzlau.  Es  war  hier  ein  selir 
wunder  Punkt  und  es  mochte  als  höchst  fraglich  erscheinen, 
cl)  eine  Kur  später  helfen  würde.  Ich  stehe  nicht  au,  die 
Stellung  der  Unterboamten  als  den  schlimmsten  Fehler  zu 
bezeichnen,  den  man  bei  der  Regie  gemacht  hat,  und  in  dem 
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sozialen,  oder  wenn  man  den  Ausdruck  passender  findet, 
ethischen  Gesichtspunkt  den  zu  erkennen,  der  fiir  das  Ge- 
sanimturtheil  massgebend  sein  muss. 

Auf  das  engste  hiermit  hängt  die  wirthschaftliche  Seite 
zusammen.  Man  wird  es  vielleicht  sonderbar  finden,  dass  ich 
bei  einer  Betrachtung  der  blossen  Organisation  der  Verwaltung 
auch  von  wirthschaftlichen  Vortheilen  oder  Nachtheilen  reden 
will,  und  es  ist  ja  richtig,  dass  die  absolut  zu  erfüllenden 
Forderungen  einer  gesunden  Wirthschaftspolitik  schliesslich 
bei  jeder  Verwaltungsorganisation  befriedigt  werden  können; 
aber  es  kann  dies  bei  der  einen  leichter  geschehen  als  bei 
der  anderen.  Und  da  ist  nun  bei  der  Organisation  der  Regie 
ein  Punkt  doch  sehr  beachtenswerth.  Wir  hoben  hervor, 
dass  für  dieselbe  entscheidend  ist  das  Misstrauen  gegen  die 
Unterbeamten.  Die  Aufsichtsbeamten  traten  denselben  mit 
unverkennbarer  Voreingenommenheit  entgegen.  Es  erscheint 
als  die  natürliche  Folge  hiervon,  dass  die  Unterbeamten  sich 
bemühten,  ein  solches  Misstrauen  durch  Ablieferung  möglichst 
starker  Einnahmen  zu  verscheuchen.  In  derselben  Richtung 
wirkte  ein  anderes  Moment,  die  Besoldung  durch  Tantiemen. 
Auch  dies  musste  dazu  ftihren,  dass  die  einzelnen  Bureaus 
ihre  Einnahmen  so  ^'iel  wie  möglich  zu  steigern  suchten. 
Dies  aber  konnten  sie  nur,    indem   sie   die  Abgaben   mit  der 

S:*össten  Strenge  und  Härte  eintrieben,  sich  nur  an  den 
uehstaben  des  Gesetzes,  nicht  an  die  Gebote  der  Billigkeit 
hielten.  Man  sieht,  die  gewählte  Organisation  begünstigte  in 
der  Unterinstanz  einen  fiskalen  Charakter  der  Steuererhebung, 
wobei  man  die  Gebote  der  Wirthschaftspolitik  nicht  genügend 
berücksichtigte.  Man  verstehe  mich  nicht  falsch:  nicht  etwa 
ging  der  König  bei  der  Errichtimg  der  Regie  von  fiskalen 
Gesichtspunkten  aus,  ebenso  wenig  sind  letztere  massgebend 
tür  die  Organisation:  aber  eine  fiskale  Verwaltung  erscheint 
als  natürliche  Folge  dieser  Organisation. 

Begünstigt  wird  die  letztere  noch  durch  ein  anderes 
Moment.  Indem  die  Finanzverwaltung  ganz  selbständig  ge- 
stellt wurde,  streng  getrennt  namentlich  von  jenen  Behörden, 
deren  Aufgabe  es  war,  die  Forderungen  der  Wirthschafts- 
politik zu  erfüllen ,  musste  dies  dazu  führen ,  dass  bei  den 
Massnahmen  der  neuen  Verwaltung  die  wirthschaftlichen  Rück- 
sichten hintenangesetzt,  die  rein  fiskalen  Interessen  voran- 
gestellt wurden.  Freilich  darf  man  über  diesen  fiskalen 
Charakter  der  Steuerverwaltung  nicht  zu  hart  urtheilen,  da 
er  im  18.  Jahrhundert  sich  überall  findet  und  die  preussische 
Verwaltung  Friedrichs  des  Grossen  auf  dieser  Linie  keines- 
wegs so  weit  geht  wie  die  anderer  Länder. 

Endlich  erscheint  noch  ein  anderer  Punkt  in  der  Ver- 
waltung, der  bereits  hervorgehoben  wurde,  auch  wirtlischaft- 
lich  von  Bedeutung:  die  Thatsache,  da.ss  die  Unterbeamten  in 
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hohem  Grade  der  Ycrfiilirung  zur  Bestechlichkeit  &UBgeaetxt 
waren.  Bestochen  wurden  sie  natürlich  von  den  Wohlhaben- 
den. Nun  aber  musatcn  sie,  bei  dem  Miastrauen  der  AufsichtH- 
beamten,  suchen,  trotz  des  Ausfalles  bei  den  Abgaben,  der  die 
Folge  der  Bestechung  war,  möglichst  hohe  Einnahmesummen 
abzuliefern;  dies  aber  konnten  sie  nur  durch  eine  sehr  starke, 
zuweilen  sogar  das  Mass  des  Gesetzliclien  Überschreitende 
Bednkckung  der  Aermeren.  So  führte  leicht  die  Organisation 
wenigstens  indirekt  zu  einer  Mehrbelastung  der  Aermeren  zu 
Gunsten  der  Wohlhabenden. 

Man  sieht,  wie  wichtig  in  wirthschaftlicher  Beziehung 
die  scheinbar  so  indifferente  Organisation  der  Verwaltung  ist ; 
allerdings  muss  man  sagen,  alle  die  geschilderten  Konsequenzen 
waren  nicht  nothwendige,   aber   doch  höchst  wahracheinliche. 

Ziehen  wir  nun  aus  den  bisherigen  Erörterungen  den 
tJchluss.  Die  Organisation  der  neuen  Finanz  Verwaltung  er- 
scheint durchaus  als  lobenswerth  vom  rein  technischen  Ge- 
sichtspunkte aus.  Allerdings  treten  auch  hier  einige  Mängel 
hervor,  aber  dieselben  sind  wenig  bedeutend  und  verachwin-  * 
den  neben  den  Vorzügen.  Anders  aber  wird  die  Sache, 
wenn  man  jene  Verwaltung  in  politischer  und  nationaler,  in 
sozialer  und  wirthschaftlicher  Hinsicht  betrachtet.  In  ^en 
diesen  Beziehungen  treten  Fehler  hervor,  zum  Theil  von  sehr 
bedenklicher  Natur.  Als  entscheidend  kommt  in  Betracht  das 
sozial- ethische  Moment.  Gewählt  war  die  Organisation  haupt- 
sächlich deshalb,  um  ein  moralisch  intaktes  Unterbeamten- 
thum  zu  erzielen;  wir  sahen  indeas,  wie  in  der  Organisation 
keineswegs  eine  Gewähr  lag,  dasa  dies  Ziel  erreicnt  wurde, 
wie  manche  Punkte  eine  Uepravation  des  niederen  Beamten- 
thums  als  zwar  nicht  nothwendiges,  aber  doch  leicht  mögliches 
Ergebnis  erscheinen  Hessen.  Bei  dieser  Sachlage  kann  unser 
Urtheil  über  die  Organisation  der  Verwaltung  nicht  zweifel- 
haft sein.  Alle  technischen  Vorzüge  wiegen  nicht  schwer 
genug,  um  den  anderen  Fehlem  die  Wage  zu  halten;  unser 
Endurtheil  über  die  Venvaltungsorganiaation ,  d.  h.  Über  die 
Regie  selbst  in  theoretischer  Beziehung,  kann  nur  ein  ver- 
werfendes sein :  die  Nachtheile  der  Neueinrichtung  sind  grösser 
als  die  Vortheile  derselben. 

Es  wird  nun  darauf  ankommen,  oh  diejenigen  Nachtheite, 
die  wir  jetzt  als  logische  Konsequenzen  der  gemachten  Ein- 
richtungen dargestellt  haben,  auch  in  der  Wirklichkeit  zu 
Tage  ti-aten,  d.  h.  ob  unser  theoretisches  Urtheil  durch  die 
Praxis  bestätigt  wird. 


Fünftes  Kapitel. 
Allmähliche  Abkehr  Friedrichs  von  der  Regie. 


1773-1786. 


Wenn  man  die  praktische  Wirksamkeit  der  neuen  Finanz- 
verwaltung, wie  dieselbe  nach  der  Meinung  des  Königs  sein 
sollte,  ins  Auge  fasst,  so  treten  zwei  Momente  als  die  be- 
stimmenden hervor:  die  Anerkennung  legaler  Ansprüche  und 
die  Bekämpfung  illegaler  Bestrebungen,  oder  mit  anderen 
Worten  die  Achtung  der  Privilegien  und  der  Krieg  gegen 
den  Schmuggel. 

Dass  die  ganze  Finanzpolitik  Friedrichs  auf  strenge  Ehr- 
furcht vor  den  bestehenden  Rechten  basirt  war,  dass  er 
keinen  auf  Kosten  eines  andern  begünstigen  wollte,  drückt 
sich  schon  klar  aus  in  dem  Grundsatze,  den  er  einmal  in 
einer  Kabinettsorder  vom  7.  Dezember  1763^)  aussprach,  dass 
die  Akzise  allen  gegenüber  in  der  gleichen  Weise  durch- 
^fiihrt  werden  solle,  dass  auch  der  König  und  sein  Haus 
von  der  Erlegung  derselben  nicht  dispensirt  sein  solle.  Ganz 
in  derselben  Richtung  hin  liegt  es,  wenn  ein  Edikt  vom 
9.  April  1778*)  befahl,  dass  von  der  Zufuhr  für  die  Aimee 
die  tarifmässigen  GefkUe  erhoben  werden  sollten,  dass  nur 
dasjenige,  was  aus  königlichen  Magazinen  käme,  akzisefrei 
sein  sollte.  Man  sieht,  der  König  hielt  an  dem  Prinzip  der 
Allgemeinheit  der  Steuer  entschieden  fest. 

Es  steht  nun  hiermit  durchaus  nicht  im  Widerspruch, 
dass  er  gesetzliche  Steuerprivilegien  aufrecht  erhielt:  so  gut 
wie  er  die  Abgabe  da,  wo  sie  ihm  gesetzlich  zustand,  auch 
wirklich  verlangte,  so  gut  verzichtete  er  auf  sie,  wo  er  ge- 
setzlich keinen  Anspruch  hatte.  Eis  zieht  sich  durch  seine 
ganze  Regierung  das  Bestreben  hindurch,  wirkliche  Privilegien 
auch   aufrecht   zu   erhalten.     So   wurde    bei   der   Feststellung 


? 


*)  PreuBa,  Urkbch.  Bd.  3  S.  10. 

Novnm  Corpus  Constitationum  Bd.  6  S.  1258. 
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der  Tarife,  von  der  später  auaftlhrlicli  die  Bede  sein  wird, 
beatiimnt'),  dasa  für  ciiejenigen,  die  bisher  von  der  Steuer 
befreit  waren,  alle  AkziHefreiheiten  im  vollen  Umfange  be- 
stehen bleiben  sollten.  So  erging  am  31.  Oktober  1775')  ein 
Edikt,  dasa  alle  diejenigen,  die  sieh  im  Besitz  beBonderer 
Privilegien  in  Bezug  auf  die  Akzise  befänden,  dieaelben  be- 
halten sollten;  dasa  vor  allem  alle  Fabriken  im  Oenuss  der 
Freiheiten  und  Bedingungen  bleiben  sollten ,  unter "  denen  sie 
sich  etablirt  hätten.  Dass  der  König  auch  später  an  diesen 
Prinzipien  durclmua  festhielt,  zeigt  eine  Kabtnettsorder  vom 
30.  März  1783*),  wonach  an  den  Akziaebefreiimgen ,  welche 
die  inlandischen  Fabriken  genossen,  nicht  gerührt  werden  aol). 

Es  waren  nun  dies  nicht  etwa  nur  theoretische  Ideen, 
sondern  Friedrich  hielt  streng  darauf,  daaa  auch  in  der  Praxis 
demgcmäss  verfahren  wtlrde.  Dies  zeigte  sich  x.  B.  im  Jahre 
1770:  als  de  Lattre  in  Stettin  mehrfach  an  Soldaten  Kon- 
zeaaionen  zum  Tödten  von  Tliieren  ertheilt  hatte,  sprach  ihm 
der  König  am  15.  November*)  unverhohlen  seine  Unzufrieden- 
heit hierüber  auH,  weil  dadurch  die  legalen  Privil^en  der 
Schlächter  geschädigt  wllrden. 

Freilich  war  auch  Friedrich  nicht  gewillt,  in  dieser  Be- 
ziehung weiter  zu  gehen,  als  das  Gesetz  es  gebot.  Einer 
missbränchlichen  Ausdehnung  der  Sonderrefchte  wollte  er  ent- 
schieden entgegentreten.  Er  wollte,  daea  die  verschiedenen 
Behörden  der  neuen  Finanz  Verwaltung  streng  darauf  achteten, 
dass  niemand  Privilegien  geniesse,  die  ihm  nicht  rechtmässig 
zukämen").  Freilich  wünachte  der  König  in  dieser  Hinsicht 
ein  massvolles  Vorgehen  seitens  der  Generaladministration ; 
Uebereifer  war  nicht  nach  seinem  Sinn.  So  erklärte  er 
z.B.  am  13.  September  1774^);  „Ich  bin  immer  der  Ansicht, 
dass  man  die  Zügel  ein  wenig  locker  halten  musa,  wenn  es 
sich  darum  handelt,  Privilegien  anzugreifen,  die  keine  urkund- 
liche Grundlage  haben  ^).'' 

Es  mochte  ein  derartiges  Verhalten  nicht  immer  nach 
dem  Sinne  der  Regie  aelb.st  sein;  sie  hatte  viel  über  misa- 
bräuchliche  Ausdehnung  der  Privilegien  zu  klagen,  und 
mochte  daher  wohl  eine  schärfere  Offensive  auf  diesem  Ge- 
biete wünschen.     Am  2.  Mai  1769*)  z.  B.  schrieb  die  General- 

')  Protokoll  »om  S.  Oktober  1768.  Actes  concemaot  la  fönnation 
des  uoaveaux  tarifs  d'acciees  1768/72.    Berlin,  Geh.  Staatsarchiv. 

*)  Novum  CorpoB  Oonstitutionum  Bd.  5  Abth.  3  S.  246. 

»1  Preufls.  Urkbch.  Bd.  3  S.  Ö7. 

*)  Ebd.  S.  30. 

"}  Plan  d'adminiatration. 

«)  Preusa.  Urkbch.  Bd.  3  S.  38. 

')  Je  suis  touJDura  du  Bentiment  qu'il  faut  aller  ua  pea  bride  en 
main,  quand  il  s'agic  d'attaquer  des  Privileges  qui  se  trouvent  en  oppoüdon 
avec  les  titres. 

°)  Acta  weeon  des  neuen  Akzisereg lernen ts  für  die  Provinzen 
Preussen  und  Littoauen.    Berlin,  Geh.  Staatsarchiv. 
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administration :  „Man  sieht  überall  nur  Missbrüuche;  vom 
Beginn  der  Regie  an  sucht  sich  jeder  Privilegirte  dem  Gesetze 
zu  entziehen  und  seine  Rechte  auszudehnen  *)."  Ihrerseits 
nahm  die  R^e  den  Kampf  mit  solchen  Bestrebungen  kräftig 
auf;  dass  sie  dabei  nicht  immer  die  von  dem  König  gezogene 
Grenzlinie  inne  hielt,  kann  man  wohl  daraus  abnehmen,  dass  so 
häufig  Klagen  laut  werden  über  Nichtachtung  von  Privilegien» 
über  willkürliche  Ausdehnung  der  Abgabenerhebiuig  auf  Exi- 
mirte,  über  Schikanirung  der  Akzisefreien.  Das  preussische 
Beamtenthum  Hess  es  an  Angriffen  auf  dieses  Verhalten  der 
Regie  nicht  fehlen;  am  bezeichnendsten  ist,  was  die  Räthe 
Hartmann  und  Schmecker  in  Schlesien  schrieben^):  Sollte 
inzwischen  durch  den  wieder  zu  introduzirenden  Baratthandel 
ein  wahrer  Nutzen  geschafft  werden,  so  müsste  das  Akzise- 
und  Zollwesen  mit  mehrerer  Ordnung  und  weniger  Schikanen, 
als  von  der  Regie  geschieht,  bearbeitet  werden,  weil  diese 
letztere  die  Ausländer  verjaget.  Unter  der  Administration 
der  Kammer  wurden  die  Akzise-  imd  Zolloffizianten  zu 
mehrerer  Ordnung  mit  grosser  Schärfe   angehalten;   auf  die 

feringste  Plackerei  stand  Kassation;  dahingegen  jetzo  ein 
lommis  sich  am  ehesten  distingiret,  wenn  er  die  Schikane 
am  weitesten  treibt,  und  seinen  Diensteifer,  der  sich  auf  die 
Begierde  zu  Kontrebande  gründet,  bis  zimi  Exzcss  treibt. 
—  Man  sieht  aus  diesen  Worten,  wie  wenig  die  Regie  bei 
ihrem  Vorgehen  auf  die  Unterstützung  der  Kammern  rechnen 
konnte. 

Man  muss  den  Standpunkt,  den  der  König  in  dieser 
Frage  einnahm,  als  einen  vollkommen  gerechten  und  zu 
billigenden  bezeichnen:  trotzdem  er  höherer  Einnahmen  so 
sehr  dringend  bedurfte,  Hess  er  sich  nicht  dazu  hinreissen, 
die  wohlerworbenen  Rechte  der  Privatleute  anzutasten:  hier 
wie  an  vielen  anderen  Punkten  tritt  klar  zu  Tage,  wie  weit 
Friedrich  £ür  seine  Person  von  einer  fiskalen  Finanzpolitik 
entfernt  ist  Dass  er  selbst  dort,  wo  keine  legalen  Ansprüche 
vorlagen,  nur  behutsames  Vorgehen  wollte,  macht  seiner 
Humanität  alle  Ehre.  Freilich  darf  man  andererseits  nicht 
verkennen,  dass  der  Staatsgedanke  entschieden  die  Aufhebung 
der  Ausnahmestellung  der  Eximirten  verlangte,  und  dass  die 
R^e,  wenn  sie  schärfer  vorging,  als  es  den  Wünschen  des 
Königs  entsprach,  sich  zwar  einer  Missachtung  begründeter 
Rechte  schuldig  machte,  sich  aber  durchaus  in  der  Bahn  hielt, 
die  einzuschlagen  das  Interesse  des  Landes  verlangte. 

Mit  der  besprochenen  Seite  der  Thätigkeit  der  Regie,  dem 


1)  On  ne  voit  qu'abus  partout,  chaque  privildffi^  cherche  depois  le 
commencement  de  la  re^e  k  se  soustraire  k  la  loy  et  k  ^tendre  ses 
droits. 

*)  Fechner,  Handelsbeziehungen  S.  492. 
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Kampf  gegen  einen  Missbraucli  mit  den  Privilegien,  hängt 
nun  eine  andere  nahe  zusammen:  der  Krieg  gegen  den 
Schmuggel.  Galt  es  dort  eine  unberechtigte  Ausdehnung 
legaler  Rechte  zu  verhtlten,  so  handelte  es  sicli  hier  darum, 
eine  Umgehung  der  Gesetze  zu  hindern.  Nur  daaa  die  Sache 
hier  viel  wichtiger  war  als  im  ersteren  Falle ,  denn  der 
Schmuggel  drohte  bei  der  grossen  Ausdehnung,  die  er  ge- 
nommen, auf  daa  ernsteste  die  Erträge  der  Finanzen  zu 
schä«iigen. 

Da  es  sich  hier  nicht  um  wenn  auch  miBsbrftuchlich 
geltend  gemachte  Rechte  liandolte,  sondern  um  offenbare  Un- 
gesetzlichkeiten, so  war  der  König  auch  gewillt,  hier  viel 
entschiedener  und  schärfer  vorzugehen  wie  dort.  Er  spornte 
daher  die  Regie  zu  der  strengsten  Aufsicht  gegenüber  dem 
Schmuggel  an  und  kam  ihr  mit  dem  rollen  Einsatz  seiner 
Autorität  zii  Hilfe.  Schon  vor  der  Errichtung  der  neuen 
Verwaltung  hatte  er  in  einem  EMikt  vom  6.  Februar  1766') 
strenge  Bestrafung  von  Defraudationen  joder  Art  eingeschärft; 
gleich  in  den  ersten  Monaten  der  neuen  Oi^anisation  erklärte') 
er  es  fUr  eine  Hauptaufgabe  der  General admi nistrati on ,  dass 
sie  über  die  Kontrebaiide  wache ;  besonders  solle  sie  zur  Zeit 
der  leipziger  Messe  scliärfste  Aufsicht  üben. 

Um  dem  Schmuggel  zu  begegnen,  wui-den  die  Brigaden 
neu  gegriindel.  Wir  sahen  oben*),  wie  hiermit  zuerst  eine 
Grenzpolizei  geschaffen  wunle.  Ihre  Aufgabe  war,  einen  un- 
ablässigen Krieg  gegen  Defraudationen  aller  Art  zu  führen. 

In  doppelter  Weise  suchte  der  König  bei  diesem  Kampf  die 
Brigaden,  sowie  die  Regie  überhaupt  zu  uuterstiltzen :  einmal 
indem  er  den  Beamten  möglichst  weitgehende  Rechte  g^en- 
Über  dem  Publikum  gab,  sodann  indem  er  auf  Defraudation 
aller  Art  sehr  hohe  Strafen  setzte.  Die  Bestimmungen  in 
ersterer  Hinsicht  enthielt  das  Reglement  ftlr  die  Akzise-  und 
ZoUgcrichte*),  daa  uns  schon  an  anderer  Stelle  beschäftigt 
hat.  Die  Akzisebeamten  durften  ohne  weiteres  beim  Ein- 
und  Ausgang  von  Waaren  Visitationen  vornehmen;  ebenso 
durften  sie  ohne  besonderen  Befehl  die  Wein-,  Bier-  und 
M'narenlager  der  Kaufleute  durchsuchen.  Nur  zur  Durch- 
suchung von  Häusern  durften  sie  nicht  anders  schreiten  als 
auf  einen  besonderen  Befehl  der  Akzise-  und  Zollämter. 
Gegen  Reisende  hatten  die  Akzisebeamten  die  wei^hendsten 
Visitationsbefugnisse.  Um  bei  der  Durchsuchung  Üebeigriffe 
und  Defraudationen  der  Beamten  zu  verhüten,  war  vor- 
geschriebcn,  dass  Visitationen  im  allgemeinen  durch  zwei 
Beamte  geschehen  sollten,   und   dass   diese   aus  der  Naclibar- 

')  Noviun  CorpuH  CODititOtioDom  Bd.  4  S.  78. 
=)  Preuan.  Urkbch.  Bd.  3  S.  19. 

")  S.  7S. 

')  Kap.  3  I  3-6,  16—33. 
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scliaft  eine  oder  zwei  Personen  als  Zeugen  hinzuziehen  sollten. 
Wer  sich  am  Thore  der  Durchsuchung  nicht  unterwarf,  sollte 
sofort  durch  die  Wachen  arretirt  werden  ^).  Ausserdem  hatte, 
wer  sich  einer  Visitation  widersetzte,  100  bis  500  Thaler 
Strafe  zu  zahlen. 

Dazu  kamen  nun  die  harten  Strafbestimmungen.  Erst 
einige  Zeit  nach  den  übrigen  Neuorganisationen,  erst  am 
5.  September  1776^)  wurde  das  neue  Strafgesetz  erlassen. 
Es  bestimmte,  dass  wer  bei  heimlicher  Einbringung  akzise- 
barer Sachen  betroffen  ^ürde,  die  vierfachen  Gefälle  zahlen 
sollte;  ausserdem  sollten  die  Waaren  konfiszirt  werden.  Der 
Besteller  derartiger  Gegenstände  sollte  den  zwei-  bis  fünf- 
fachen Werth  als  Strafe  entrichten.  Gegen  die  Schmuggler 
selbst  wurden  durch  ein  Edikt  vom  23.  März  1784®)  sehr 
harte  Strafen  festgesetzt.  Wer  ohne  ein  Gewehr  beim 
Schmuggel  betroflFen  würde,  sollte  ein  Jahr  Festung  be- 
kommen ;  wer  mit  einem  Gewehr  in  der  Hand  ertappt  würde, 
sollte y  wenn  er  dasselbe  nicht  abgeschossen,  mit  drei  Jahren 
Festung,  im  entgegengesetzten  Fall  mit  lebenslänglicher 
Festung  bestraft  wertlen;  wenn  der  Schmuggler  jemand  ge- 
tOdtet   hätte,   sollte  ihn  Hinrichtung  durch  Räderung  treffen. 

Man  sieht,  wie  ernstlich  der  König  den  Kampf  mit  dem 
Schmuggel  aufgenommen  wissen  wollte;  wie  er  hier  keine 
Schonung,  keine  Milde  kannte.  Und  diese  Auffassung  war 
nicht  etwa  nur  eine  Zeit  lang  für  ihn  massgebend,  sondern 
er  hielt  an  derselben  auch  in  den  späteren  Jahren  seiner 
Re^erung  fest,  selbst  dann,  als  er  in  vielen  anderen  Be- 
ziehungen seine  Ansichten  geändert  hatte.  Einige  Aeusse- 
mngen  aus  seiner  späteren  Zeit  mögen  als  Beweis  angeführt 
weroen.  Im  Jahre  1773  sagte  er  zu  de  Launay*):  „Lassen 
Sie  das  Volk  über  meine  Prohibitionen  schreien,  imd  sorgen 
Sie  nur,  dass  keine  Kontrebande  gemacht  werde."  Als  er  in 
den  siebziger  Jahren  die  Geschichte  der  Zeit  nach  dem 
siebenjährigen  Kriege  schrieb,  erklärte  er  bei  der  Besprechimg 
der  Regie  *) :  „Der  grösste  Nutzen,  der  daraus  entsprang,  war 
der,  dass  die  Kontrebande  abnahm,  die  allen  Ländern,  in 
denen  Industrien  bestehen ,  so  schädlich  ist "  Und  in  einer 
Kabinettsorder  vom  12.  Mai  1782®)  befahl  er,  dass  die  Brigaden 
besonders  über  alle  Kontraventionen  wachen  sollten,  am  meisten 
bei  der  Akzise  und  den  Zöllen. 

Wenn  man  diesen  Eifer  des  Königs  bei  der  Bekämpfung 


1)  Begnelin,  Akzise-  imd  Zollverfassung  S.  121  (Angabe  nach  einer 
KabinettBorder  vom  8.  Mai  1765). 

')  Novam  Corpus  Constitutionum  Bd.  6  S.  352. 

»)  Ebd.  Bd.  7  S.  2821. 

^)  De  Launaj,  Justification  S.  60. 

»)  Oeuvres  Bd.  6  8.  77. 

•)  Preufls,  ürkbch.  Bd.  3  S.  55. 


110  VIL  3. 

des  Schtnuggelä  sieht,  so  könnte  man  auf  den  ersten  Blick 
meinen,  daaa  sich  dies  nicht  vertrüge  mit  unserer  oben  dar- 
gelegten Ansicht,  dass  die  Begründung  der  Regie  eine  Mass- 
reget  war,  nicht  gegen  das  PubUkura,  sondern  gegen  das 
Beamtcnthum  gerichtet.  Ein  solcher  Widerspruch  liegt  aber 
nicht  vor:  das  beweist  eine  Kabinettsorder  vom  11.  Juni  1770^), 
die  für  die  Auffassung  Friedrichs  vom  Schmuggel  Uboraua 
charakteristisch  ist.  Er  erklärt  in  derselben,  das  beste  Mittel 
gegen  die  Kontrcbande  liege  darin,  dass  man  die  Unter- 
beamten mehr  beaufsichtige  und  den  ersten  Schuldigen  auf 
die  Festung  schicke.  Es  geht  hieraus  ganz  klar  hervor,  die 
Schuld  an  dem  wai'hsenden  Schmuggel  schrieb  der  König 
weniger  dem  Publikiun  als  den  Unterbeamten  zu:  auch  hier 
begegnet  uns  Jenes  Misstrauen  gegen  die  Unterbeamten,  das 
sich  durch  die  ganze  Finanzpolitik  Friedrichs  hindurchzieht 
Die  Bekämpfung  des  Schmuggels  seitens  der  neuen  Ver- 
waltung soll  erfolgen  in  erster  Linie  durch  strengere  Auf- 
sicht über  die  Unterbeamten.  Man  erkennt  leicht,  wie  gut  sich 
unter  diesem  Ciesichtspunkt  der  Krieg  gegen  den  Schmu^^l 
mit  unserer  Auffassung  von  der  Regie  verträgt. 

Wie  weit  entsprach  nun  auf  diesem  Gebiet  die  Thfttigkeit 
der  Finanz  Verwaltung  den  Intentionen  des  Königs?  Die 
Regie  betrachtete  jene  strengen  Bestimmungen  gegen  den 
Schmuggel  durchaus  nicht  als  nur  auf  dem  Papiere  stehend, 
sondern  suchte  sie  voll  und  ganz  in  der  Praxis  zur  Geltung 
zu  bringen.  Sie  ging  mit  einer  Rigorosität  zu  Werke,  die 
manchmal  die  Strenge  der  Gesetze  noch  übertrifft. 

Die  harten  Strafen,  welche  die  Gesetze  aussprachen, 
gelangten  auch  thatsttchlich  zur  Vollstreckung;  so  vrurden 
z.  B.  am  19.  Dezember  1771  in  Schlesien  eine  ganze  Anzahl 
Schmuggler  zu  Arbeitshaus  und  Zuchthaus  bis  zu  zwei  Jahren 
verurtheilt ').  Dass  die  Tlifitlgkeit  der  Regie  in  dieser  Hin- 
sicht eine  sehr  rege  war,  wird  am  besten  bewiesen  durch  den 
hohen  Betrag,  den  die  Geldstrafen  jährlich  erreichten.  Daa 
fllr  dieselben  festgesetzte  Fixum  betrug  1 1 000  Thaler  jährlich") ; 
wenn  wir  einer  Angabe  de  Launaya  glauben  dürfen,  kam 
dasselbe  freilich  oft  nicht  ein,  immer  indess  machten  die 
Geldstrafen  jährlich  eine  recht  bedeutende  Summe  aus.  Sie 
wurden  von  der  Bevölkerung  als  äusserst  drückend  und  zu 
hoch  bemessen  empfunden.  So  klagt  einmal  die  königsberger 
Kammer*),  es  käme  in  den  kleinen  Städten  oft  vor,  dass  die 


')  PrensB.  Urkbeh.  Bd.  3  S.  28. 

^)  Fechner,  Handelabeziehungeu  S.  .507. 

')  De  LauDaj,  Juatification  S.  68. 

'i  Acta  vielen  des  neuen  Akzisereglements  für  die  Provinzen 
Prenesen  nnd  Litthsuen.  Berlin.  Geh.  Staatsarchiv.  Verreichma  dar 
EKfierenzpunkte. 
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Strafen   für  Braukontraventionen    das   ganze   Vermögen   ver- 
schlängen. 

Trotz  aller  Tliätigkeit  der  Regie  hörte  nun  der  Schmuggel 
keineswegs  auf,  ja  er  wuchs  fortwährend.  An  den  Grenzen 
wie  im  Innern  des  Landes  blühte  ein  sehr  lebhafter  Schleich- 
handeL  Als  ein  Zentralpunkt  für  denselben  diente  die  frank- 
furter Messe.  Schon  im  Jahre  1768  sagte  die  Gcncraladmi- 
nistration^)  von  den  frankfurter  Kaufleuten,  dass  dieselben 
unter  dem  Vorwand  die  sächsischen  Zölle  zu  umgehen,  sich 
den  preussischen  Abgaben  entzögen  2).  Aller  Eifer  der  Regie 
vermochte  hier  keine  Aenderung  herbeizuführen.  Dass  diese 
Uebelstände  auch  später  noch  fortdauerten,  zeigt  unter  an- 
•derem  eine  B^binettsorder  vom  6.  Juli  1782'),  welche  darüber 
klagt,  dass  auf  der  frankfurter  Messe  der  Schmuggel  beson- 
ders in  Flor  stehe,  dass  man  z.  B.  häufig  fremde  Leinwand 
verkaufe,  indem  man  dieselbe  für  einheimische  ausgebe.  Noch 
schlimmer  indess  war  der  Schmuggel  an  den  Grenzen,  und 
zwar  war  es  besonders  der  Getreidehandel,  der  zu  stetigen 
Defraudationen  und  Kontraventionen  lockte.    So  nahm  an  der 

Slnischen  Grenze  der  Schleichhandel  mit  Getreide  grossartige 
imensionen  an*),  noch  im  Jahre  1783  hatte  Friedrich  darüber 
«u  klagen,  dass  in  Westpreussen  die  Zahl  der  Schmuggler 
«ich  stetig  vermehre^).  Aber  auch  an  der  sächsischen,  der 
imhaltischen  und  der  mecklenburgischen  Grenze  bestand  ein 
«ehr  lebhafter  Schmuggel  mit  Getreide®).  Das  Militärdeparte- 
ment wollte  denselben  vor  allem  darauf  zurückleiten,  dass  an 
der  sächsischen  und  anhaltischen  Grenze  die  Akzise-  und 
Zollbeamten  nicht  wachsam  genug  wären  ^);  die  Provinzial- 
direktion  zu  Magdeburg  widersprach  freilich  solchen  Vor- 
würfen auf  das  entschiedenste  und  erklärte  alle  derartigen 
Klagen  für  unbegründet**). 

Man  sieht,  überall  stand  der  Schleichhandel   in  Blüthe"). 


')  Actes  concemant  la  formation  des  nouveaux  tarifs  d^accises  176^. 
Beriin,  Geb.  Staatsarchiv. 

*)  Soos  pr^texte  de  frauder  Ics  droits  de  la  Saxe  fraudent  ceux 
du  roy. 


*)  Preuss,  ürkbeh.  Bd   3  S.  56. 


*)  Order  vom  25.  Juni  1775.  Acta  betreffend  das  Verbot  der  Aiis- 
fhhr  dfes  inländischen  und  der  Durchfuhr  des  fremden  Getreides.  Berlin, 
-Geh.  Staatsarchiv. 

»)  Pteuss,  Urkbch.  Bd.  3  S.  65. 

•)  Order  vom  4.  Oktober  1774.  Acta  betreffend  das  Verbot  der 
Ausfhbr  des  inländischen  und  der  Durchfuhr  des  fremden  Getreides. 
Berlin,  Geh.  Staatsarchiv. 

^  Schreiben  vom  8.  März  1776.    Ebd. 

»)  Schreiben  vom  23.  April  1776.    Ebd. 

•)  Vermehrt  wurde  derselbe  auch  dadurch,  dass  Friedrich  seinerseits 
•den  ungesetzlichen  Import  preussischer  Waaren  nach  dem  Auslande  ent- 
schieden begünsüete,  dass  er  also  den  Schmuggel,  den  er  im  eigenen 
Liande  verfolg^,  im  Auslände  förmlich  sanktionurte.     Näheres  hierüber 
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Vor  allem  wurde  derselbe  von  Juden  betrieben,  ea  waren 
letzteren  daher  auch  Spczialstrafen  für  Defraudationen  ange- 
droht: sobald  sie  bei  einer  Kontravention  betroffen  würden, 
sollten  sie  nach  einem  Edikt  vom  26.  November  1766')  ihre* 
Schatzprivilegs  verlustig  gehen.  Ja  der  König  schrieb :  .Wenn 
dem  onngcachtct  der  Kontrebandehandel  nicht  unterbleibet^ 
Wir  die  sänimtlichen  Juden  aus  Unseren  Landen  verweiaen 
zu  lassen  rcaolviren  dürften."  Ein  interessanter  Beleg  dafür, 
wie  sehr  der  König  gegen  den  Schmuggel  erbittert  war.  Nun, 
der  Schleichhandel  unterblieb  nicht,  Friedrich  aber  wies  die 
Juden  nicht  aus.  Er  scheute  in  der  Praxis  doch  davor  Eurlldc, 
eine  gewisse  Grenze  zu  überschreiten,  und  die«  Verhalten 
kann  ihm  nur  zur  Ehre  gereichen.  Freilich  die  Drohung  der 
Landesverweisung  wiederholte  er  noch  am  2.  März  1785'), 
doch  auch  diesmal  ohne  ihr  praktisch  Folge  zu  geben. 

Zu  seiner  Betrübnis  muaste  der  König  sehen,  daaa  der 
Schmuggel  mit  der  Zeit  derartige  Dimensionen  annahm,  dasa 
.  sich  der  absolute  Monarch  ihm  gegenüber  zu  Konzessionen 
verstehen  muaste.  Es  erlangten  älmählich  die  Akaisedeirau- 
dationen  eine  solche  Ausdehnung,  dass  es  sich  als  unmöglich 
erwies,  die  gesetzlichen  Bestimmungen  in  ihrer  vollen  Strenge 
durchzuHihren.  Wollte  man  nicht  dem  Lande  eine  Menge 
kräfdger  Arme  rauben,  wollte  man  nicht  eine  Menge  Familien 
wirthsc haftlich  ruiniren,  so  musste  man  sich  zu  Milderungen 
entschli essen.  Rasch  genug  überzeugte  sich  der  König  von 
dieser  Noth wendigkeit,  und  daas  er  hier  in  einem  Punkte 
nachgab,  wo  er  so  entschieden  Partei  genommen,  ist  ein  evi- 
denter Beweis  dafür,  dass  er  sich  selbst  dort  den  Geboten  des 
Verstandes  fügte,  wo  es  seinem  Herzen  schwer  ankam.  Be- 
reits durch  ein  Edikt  vom  6.  April  1775")  befahl  er,  dasa 
überall  da,  wo  der  defraudirte  Gegenstand  weniger  als  20 
Thaler  werth  sei,  nur  der  fünfte  Theil  der  gesetzmllasigen 
Strafsumnie  zu  erheben  sei.  Ganz  in  derselben  Richtung  liegt 
es,  dass  er  einen  Monat  später,  am  11.  Mai*),  einen  Genenu- 

fardon  aussprach  für  alle  diejenigen  Unterthanen,  die  aus 
■»ircht  vor  Bestrafung  wegen  Kontrebande  aus  dem  Lande 
geflüchtet  seien.  Allerdings  kam  er  später  noch  einmal  auf 
die  strikte  Kampfpolitik  zurück;  namentlich  das  Strafgesetz 
von  177l3  zeigt  diese  Tendenz;  doch  wurde  diese  Polilit  un- 
erbittlicher  Strenge  bald   wieder  aufgegeben,   und   dafür   die 


wird  im  2  Theil  beizubrineen  sein;  man  rerglriche  einstweilen  Fechner 
S.  488.  Es  liegt  auf  der  Hnnd,  wie  sehr  dies  Verhalten  des  Königs  zur 
Depravation  der  Grenjsbevolkening  beitragen  murate. 

')  Novum  Corpus  Constitutionum  Bd.  4  S.  611. 

'l  Fechner,  Handelsbeziehungen  S.  507. 

'i  Novum  Corpus  Constitutionum  Bd.  5  Abth.  3  S.  77. 

'I  Ebd.  S.  132. 
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Bahn  einer  gewissen  Milde  innegehalten,   die   freilich  weniger 
vom  Wohlwollen  als  von  der  Nothwendigkeit  diktirt  war. 

Fassen  wir  das  Resultat  des  Kampfes  zwischen  der  Regie 
und  dem  Schmuggel  ins  Auge.  Von  einem  eigentlichen  Siege 
der  Steuerverwaltung  kann  nicht  die  Rede  sein,  weit  eher 
kann  man  von  einer  Niederlage  derselben  sprechen.  Weit 
entfernt  unterdrückt  zu  werden,  erhob  der  Schmuggel  so  kühn 
wie  nur  je  zuvor  sein  Haupt  und  zwang  die  widerstrebende 
Staatsgewalt  sogar  zu  gewissen  Konzessionen.  Eine  der  Haupt- 
aufgaben, die  der  König  ihr  zugewiesen,  hatte  die  Regie  nicht 
zu  lösen  vermocht;  auf  einem  der  wichtigsten  Gebiete  ihrer 
Thätigkeit  hatte  sie  einen  totalen  Schiffbruch  erlitten.  Woher 
kam  dies?  Gewiss  waren  hier  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
Ursachen  wirksam,  die  zu  ändern  weder  in  der  Macht  des 
Königs  noch  in  der  der  Regie  lag.  Ungemein  begünstigt 
wurde  der  Schmuggel  durch  die  geographische  Lage  des 
Staates :  durch  seine  weitgestreckten  Grenzen ,  durch  die 
Zerrissenheit  seiner  Gebiete.  Aber  andererseits  kam  bei  dem 
Wachsen  des  Schmuggels  doch  auch  manches  in  Betracht 
was  bei  einer  Blritik  der  Regie  nicht  vergessen  werden  darf. 
Einmal  wirkte  jedenfalls  dazu  mit  die  Organisation  der  Ver- 
waltung. Bei  der  Bekämpfung  des  Schmuggels  mussten 
natui^emäss  das  meiste  thun  die  Unterbeamten.  Diese  aber 
waren  in  einer  zu  wenig  selbständigen  Lage,  wurden  durch 
die  Kontrolle,  der  sie  von  vielen  Seiten  her  ausgesetzt  waren, 
zu  sehr  gehemmt,  um  wirklich  mit  Erfolg  gegen  die  Defrau- 
dationen wirken  zu  können.  Doch  war  dies  Moment  nur 
nebensächlich,  ein  anderes  war  weit  wichtiger  und  entschei- 
dend. Der  Schmuggel  hätte  sich  nicht  so  halten  und  ent- 
falten können,  wenn  er  nicht  die  Unterstützung  des  Volkes 
genoss;  in  dem  Kampf  zwischen  Schmuggel  und  Finanzver- 
waltung nahm  das  Volk  für  den  ersteren  Partei.  Dies  erhellt 
ebenso  aus  den  königlichen  Edikten  und  den  Klagen  der 
Gteneraladministration  wie  aus  den  Spottschriften  gegen  die 
Regie.  Im  ganzen  Lande  verfolgte  man  die  Akzisebeamten 
mit  unverhohlenem  Hass,  man  verabscheute  sie  als  die  „fran- 
zösischen Blutigel" ;  man  belegte  sie  mit  allerlei  Schimpf- 
namen; der  Bauer  theilte  sie  ein  in  „grosse  und  kleine  Fran- 
zosen **,  je  nachdem  sie  Vorspannrecht  auf  sechs  Pferde  oder 
weniger  hatten^).  Woher  nun  dieser  Hass?  Jene  Bezeich- 
nungen zeigen  es  deutlich :  es  war  das  nationale  Element,  das 
hier  zur  Geltung  kam.  Weil  die  oberen  Finanzbeamten  Fran- 
zosen waren,  erblickte  man  in  allen  Akzisebeamten  Fremd- 
linge, die  sich  auf  Kosten  der  Inländer  bereichern  wollten; 
solch  einem  missverstandenen  Patriotismus  mochten  dann  die 
Schmuggler  als  Vertreter  des  nationalen   Prinzips  gegenüber 


1)  Rdmaiin,  Neuere  Geschichte  Preussens  S.  146. 

FonchuBgen  (80)  TU.  8.  —  Schaltze.  8 
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den  AiiBländem  ereclieinen ;  aber  wonn  man  anch  nicbt  ao 
weit  ging,  jedenfalls  leistete  man  den  Fremden  gegen  die 
eingeborenen  Schmuggler  keinerlei  Unterstützung.  Man  sieht, 
bitter  rächte  sich  hier  die  Geringschätzung  des  nationalen 
Elements  seitens  des  Königs;  sie  hatte  zur  Folge,  dasa  die 
Regie  eine  der  Hau ptli Öffnungen  Friedrichs  nicht  erfüllen 
konnte. 

Freilich  die  Verwaltung  selbst  fragte  noch  weniger  ab 
Friedrich  nach  dem  Missvergnügen  des  Volkes;  ihr  gentigte 
es,  dass  sie  sich  der  vollen  Sonne  der  königlichen  Ounat  er- 
freute. Am  meisten  traf  der  Gnadenstrahl  königlicher  Huld 
den  Leiter  der  Verwaltung,  de  Launav.  War  nun  sein  Ver- 
halten derartig,  um  ihn  der  Gunstoe zeigungen  Friedrichs 
würdig  erscheinen  zu  lassen?  Man  hat  diese  Frage  ofl  ver- 
neint; sofort  nach  dem  Tode  Friedrichs  haben  die  Feinde  des 
Prinzips,  wie  Mirabeau  und  Werder,  auch  die  persönliche 
Fähigkeit  de  Launays  heftig  angegriffen,  und  auch  in  neuerer 
Zeit  haben  diese  ApgrifFe  wiederholt  ein  Echo  gefunden. 

Gegenüber  solchen,  wie  man  doch  nicht  anders  sagen 
kann,  tendenziösen  und  faktiösen  Urtheilen  scheint  es  mir 
richtiger  an  der  Ansicht  eines  Mannes  festzuhalten,  der  zwar 
durch  und  durch  ein  Gegner  de  Launays  doch  in  dem  Feind 
den  Menschen  achtete,  Heinrich  von  Beguelins.  Er  erkennt*) 
vor  allem  die  zweifellose  Ehrlichkeit  de  Launays  an;  nie  habe 
gegen  dieselbe  etwas  eingewendet  werden  können.  Der  ein- 
zige Vorwurf,  den  man  ihm  machen  könne,  sei  ein  gewisser 
Nepotismus;  bei  der  Besetzung  von  Stellen  habe  er  zu  sehr 
Rtkcksicht  auf  Konnexionen  genommen.  Dieses  günstige  Ur- 
theil  wird  in  der  That  bei  einem  Blick  auf  die  Wirksamkeit 
de  Launays  bestätigt,  ja  man  muss  sagen,  ca  tritt  bei  ihm 
ein  gewisser  hochherziger  Sinn  zu  Tage.  So  verzichtete  er 
schon  im  Jahre  1766  auf  den  ihm  gebührenden  Antheil  an 
den  Strafgeldern*);  so  hat  er  die  Tantieme,  die  er  später 
bezog,  von  dem  König  nicht  verlangt,  sondern  dieser  hat  sie 
ihm  unaufgefordert  gewährt^).  Freilich  muss  man,  um  diese 
UneigennUtzigkeit  nicht  zu  hoch  anzuschlagen,  bedenken,  dass 
seine  Einnahmen  fllr  jene  Zeit  sehr  bedeutend  waren.  Er 
bezog  ein  Gehalt  von  15000  Thalorn  jährlich;  dazu  kamen 
dann  die  Tantiemen,  die  nach  seiner  eigenen  Angabe*)  die 
Mazimalhöhe  von  25000  Thalem  jährlich  nie  erreichten,  in 
den  ersten  siel>en  Jahren  der  Vei-waltung  nur  massig  waren 
und  da  in  fünf  Jahren  noch  nicht  4000  Thaler  betrugen.   Nach 

')  Akzise-  nnd  Zollverfessung  S.  162  ff. 

<)  JustiScatioD  S.  63. 

■)  Ebd.  8.   17. 

')  Faita   justificatifs    bei    Mirabeau,    Monarchie  pmudenne  Bd.  4 

8.  288. 
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^iner  anderen  Notiz  ^),  die  wohl  so  ziemlich  das  Richtige  treffen 
dürfte,  schwankten  die  Einnahmen,  die  de  Launay  aus  Tan- 
tiemen bezog,  zwischen  5000  und  13000  Thalem  jährlich.  Zu 
diesen  ordentlichen  Einkünften  kamen  nun  aber  noch  ausser- 
ordentliche Geschenke  des  Königs  von  ziemlich  beträchtlicher 
Höhe.  Viermal  während  seiner  Verwaltung  erhielt  de  Launay 
von  Friedrich  grössere  Gratifikationen,  die  insgesammt  die 
Summe  von  30  000  Thalem  ausmachten  ^j.  Da  nun  de  Launay 
den  Gesammtbetrag  dessen,  was  er  an  Einnahmen  genossen, 
«uf  400000  Thaler  angiebt,  würden  sich  seine  ordentlichen 
Einnahmen  im  Durchschnitt  auf  17600  Thaler  jährlich  be- 
laufen —  eine  Angabe,  die  allerdings  als  etwas  sehr  niedrig 
erscheint. 

Man  sieht  indessen,  seine  Einkünfte  reichten  aus,  um  ihm 
•eine  ganz  behagliche  Existenz  zu  gestatten.  Er  machte  auch 
dementsprechend  ein  gutes  Haus;  jedoch  ohne  übörtriebene 
Verschwendung®).  Den  grössten  Theil  seiner  Ersparnisse 
sandte  er  nach  Frankreich  an  seine  beiden  Töchter,  von  denen 
die  eine  an  den  Generalfermier  Mangin  de  Bionval,  die  andere 
an  den  Obersten  de  Belvedere  verheirathet  war. 

Soviel  muss  man  jedenfalls  nach  dem  Gesagten  zugeben, 
wenn  man  auch  die  Frage,  ob  de  Launay  durch  seine  Wirk- 
samkeit ein  so  grosses  Lob  verdiente,  wie  ihm  Friedrich  er- 
theilte,  als  eine  offene  behandelt:  jedenfalls  war  er  des  könig- 
lichen Wohlwollens  nicht  unwürdig.  Diese  Gunstbezeigungen 
Friedrichs  waren  nun  in  den  ersten  Jahren  nach  der  Neu- 
organisation ebenso  lebhaft  wie  früher.  Von  dem  grossen  Lol), 
das  der  König  unmittelbar  nach  der  Errichtung  der  Regie  de 
Lfaunay  spendete,  ist  schon  früher  die  Rede  gewesen ;  hier  sei 
nur  noch  hinzugefügt,  dass  er  durch  eine  Kabinettsorder  vom 
18.  Juni  1766*)  de  Launay  für  den  Fall  des  Ausscheidens 
aus  seiner  gegenwärtigen  Stellung  eine  Pension  von  5000  Tha- 
lem zusicherte,  die  nach  seinem  Tode  auch  auf  seine  Kinder 
übergehen  sollte;  doch  wünschte  Friedrich  die  Sache  einst- 
weilen geheimzuhalten,  de  Launay  sollte  nicht  darüber 
sprechen. 

Auch  nach  der  Neuorganisation  von  1772  sprach  der 
König  wiederholt  in  den  schmeichelhaftesten  Worten  de  Launay 
seine  Zufriedenheit  aus.  Als  letzterer  im  Jahre  1774  von 
seiner  Familie  dringend  gebeten  war,  nach  Frankreich  zu 
kommen,  sich  aber  schliesslich  doch  entschloss,  an  seiner  Stelle 
einen  anderen  hinzuschicken,  da  erklärte  ihm  Friedrich  am 
14.  Juli*)  seine  Anerkennung  hierüber,  indem  er  zugleich  b(^- 

1)  Preoas,  Urkbch.  Bd.  3  S.  32. 

^)  Justification  S.  14. 

*)  Beguelin  a;  a.  0.  S.  164. 

«)  Jnstification  8.  17. 

»)  Ebd.  S.  109. 
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merkte,  da»»  de  Launay  zu  unentbehrlich  sei,  um  dergleichen 
Reisen  machen  zu  können.  Am  18.  Mai  1778^)  schrieo  er  an 
de  Launay:  „Ich  bin  ausnehmend  mit  Ihnen  zufrieden;  Sie 
haben  noch  weit  mehr  geschafft,  als  ich  geglaubt  hätte."  Und 
am  22.  Juni  17812)  erklärte  der  König:  „So  oft  ich  Gelegen- 
heit haben  werde,  Ihnen  einen  Gefallen  zu  thun,  werden  Sie 
mich  dazu  geneigt  finden,  weil  ich  mit  Ihren  Diensten  sehr 
zufrieden  bin." 

Wir  haben  einen  langen  Umweg  machen  müssen,  ehe  wir 
jetzt  auf  den  Punkt  gekommen  sind,  der  uns  eigentlich  be- 
schäftigen soll:  das  Verhältnis  zwischen  dem  König  und  der 
Regie  nach  1772.  Um  indessen  die  hier  in  Betracht  kom- 
menden Vorgänge  richtig  zu  beurtheilen,  mussten  wir  erst  den 
Erfolg  der  äusseren  Thätigkeit  der  Regie  kennen  lernen,  so- 
dann die  Gesinnungen  des  Königs  gegen  de  Launay  ins  Auge 
fassen ;  erst  bei  Berücksichtigung  dieser  beiden  Momente  kann 
die  geistige  Schwenkung  des  Königs,  von  der  wir  nunmehr 
zu  reden  haben,  in  ihrer  vollen  Bedeutsamkeit  erfasst  werden. 

Unmittelbar  nach  der  Neuorganisation  von  1772  war,  wie 
dies  auch  zu  erwarten  ist,  das  Vertrauen  des  Königs  zu  der 
Regie  ein  nahezu  unbegrenztes.  Es  spricht  sich  am  meisten 
darin  aus,  dass  er  auch  die  Provinz  Westpreussen  der  R^e 
unterstellte °).  Ursprünglich  hatte  hier  die  Kammer  in  Marien- 
werder die  Venvaltung  der  Akzise  imd  der  Zölle.  Auf  die 
Dauer  aber  war  Friedrich  mit  ihrer  Thätigkeit  nicht  zufrieden; 
er  verlangte  höhere  Erträge,  und  es  kam  darüber  mit  der 
Kammer  zu  einem  ähnlichen  Konflikt,  wie  im  Jahre  1766 
mit  dem  Gcneraldirektorium :  der  König  war  der  Meinung,  es 
fehle  der  Kammer  an  den  erforderlichen  Kenntnissen.  Die 
Folge  war,  dass  am  11.  August  1773*)  die  Erhebung  der 
Akzise  und  Zölle  in  Westpreussen  der  Kammer  entzogen  imd 
der  Generaladministration  übertragen  wurde.  De  Launay 
befand  sich  damals  gerade  in  Westpreussen;  er  erhielt  den 
Auftrag,  sich  selbst  nach  Marienwerder  zu  begeben,  um  sich 
dort  die  erforderlichen  Aufschlüsse  ertheilen  zu  lassen  und 
die  nöthigen  Anordnungen  zu  treffen*). 

Auch  in  den  nächsten  Jahren  erfreute  sich  die  Finanz- 
verwaltung der  vollen  Zufriedenheit  des  Königs;  er  kargte 
nicht  mit  seinem  Lobe.  Ich  begnüge  mich  anzuführen,  dass 
er  am   17.    November   1777*)   an   de  Launay   schrieb:    „Die 


»)  Justification  S.  110. 
2)  Ebd.  S.  111. 

^)  Eine  genauere  Darstellung  dieser  Vorgänge,  als  im  folgenden  ge- 
geben ist,  soll  der  zweite  Theil  enthalten. 
^)  Preuss,  Urkbch.  Bd.  4  S.  55. 
''0  Justification  S.  20. 
«)  Preuss,  Urkbch.  Bd.  3  8.  45. 
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gute  Ordnung,  die  in  diesem  Zweig  der  Verwaltung  meiner 
Einkünfte  herrscht,  und  die  Sicherheit,  die  von  Tag  zu  Tag 
zunimmt,  stellen  mich  vollkommen  zufrieden,  und  sind  mir 
«in  Beweis  der  Mühe,  welche  Sie  sich  geben,  um  den  höchst 
möglichen  Ertrag  zu  erzielen*)." 

Dass  derartige  anerkennende  Aeusserungen  nicht  etwa 
nur  Ausflüsse  einer  momentanen  Stimmung  waren,  wird  da- 
durch bewiesen,  dass  Friedrich  auch  in  seinen  Memoiren,  die 
doch  für  die  Nachwelt  berechnet  waren,  von  der  Regie  mit 
grosser  Zufriedenheit  redet.  Er  sagt  dort^):  „Durch  diese 
neue  Organisation  stiegen  die  Erträge,  besonders  die  aus  den 
Zöllen,  welche  fremdes  Geld  ins  Land  zogen;  das  beste  Re- 
sultat aber  war  das,  dass  der  Schleichhandel  abnahm^)." 

In  all  diesen  Jahren  wurden  keine  wesentlichen  Aende- 
rungen  in  der  Organisation  der  Verwaltung  vorgenommen. 
Als  im  Jahre  1774  Horst,  der  nominelle  Präsident  der 
Oeneraladministration ,  starb,  da  trat  an  seine  Stelle  Göme, 
der  bis  zum  Jahre  1781  diesen  Posten  bekleidete;  er  übte 
indess  auf  die  eigentliche  Leitung  der  Geschäfte  noch  weniger 
Einfluss  als  Horst;  nicht  einmal  in  den  wichtigeren  Sachen 
acheint  er  irgend  welche  Bedeutung  gehabt  zu  haben.  In 
den  Jahren  1782 — 1786  blieb  der  Posten  eines  Vorsitzenden 
unbesetzt;  de  Launay,  der  Sache  nach  schon  lange  der  Leiter, 
war  jetzt  auch  äusserlich  der  erste  Beamte  der  Finanz- 
verwaltimg. Als  es  im  Jahre  1778  zum  Kriege  zwischen 
Preussen  und  Oesterreich  kam,  und  Friedrich  sich  selbst  ins 
Feld  begab,  da  betraute  er  mit  der  Oberaufsicht  über  die 
Finanzverwaltung  den  Baron  von  Schulenburg*),  der  auch 
bei  anderen  Sachen  als  Vertrauensmann  des  Königs  begegnet: 
ihm  sollten  alle  Etats,  Rechnungen,  Abschlüsse  usw.  vor- 
gelegt werden. 

Dem  Anschein  nach  war  auch  nach  der  Rückkehr 
Friedrichs  aus  Böhmen  sein  Verhältnis  zu  der  Regie  voll- 
kommen das  alte,  und  es  ist  wie  ein  Blitz  aus  heiterem 
Himmel,    als   sich    im  Jahre  1781    plötzlich  Spuren   einer  be- 

Sinnenden  Missstimmung   des   Königs   zeigen.     Am  19.  April 
ieses  Jahres^)  schrieb  Friedrich:    „Es  scheint  mir,    dass  die 
Einkünfte  aus  der  Akzise,  besonders  aber  die  aus  den  Zöllen, 


1)  Le  bon  ordre  qui  rögne  dans  cette  partie  de  radministration  de 

8  reyeniiB,  et  l^assurance  qu  il  [qui]  augmente  de  jour  en  jour,  me  satisfait 

pleiDement,  et  fkit  preuves  des  soins  que  vou8  vous  donnez  pour  en  tirer 
tont  le  parti  dont  ik  sont  snsceptibles. 

*)  Oenrres  Bd.  6  S.  77. 
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*)  Preuss,  Urkbch.  Bd.  3  S.  46. 
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:i«hr  uusieher  und  ungewiss  sind ;  man  kann  sich  auf  sie  nicht 
verlassen;  alles  hängt  von  der  grösseren  oder  geringeren 
Lebhaftigkeit  des  Verkehrs  ab^).**  Stand  diese  AeuBserung 
nicht  im  Widerspruch  mit  der  ganzen  bisherigen  Finanzpolitik 
des  Königs?  Hatten  nicht  eben  die  Einnahmen,  die  er  jetzt 
für  unsichere  und  schwankende  erklärte,  die  Basis  seines 
finanziellen  Systems  gebildet?  Hatte  er  nicht  ebendeshalb  an 
Stelle  der  alten  Verwaltung  die  neue,  von  ihm  viel  gelobte 
gesetzt,  um  jene  Einnahmen  zu  ganz  sicheren  zu  machen? 
Gewiss,  dass  man  in  den  angeführten  Worten  nicht  etwa 
schon  eine  völlige  Venverfung  der  Regie  und  entschiedene 
Abkehr  von  dem  bisherigen  System  sehen  darf;  aber  sie  sind 
ein  klarer  Beweis  dafür,  dass  er  an  der  VortreflFlichkeit  der 
Institutionen  zu  zweifeln  begann,  während  dieselbe  bisher  flir 
ihn  eine  unbestrittene  Thatsache  gewesen  war.  Insofern  ist 
jene  anscheinend  harmlose  Aeusserung  von  höchster  Bedeutung; 
sie  bezeichnet  den  Beginn  einer  Sinnesänderung,  die  schliesslich 
zum  völligen  Bruch  mit  den  Prinzipien  von  1766  fahren 
sollte. 

Woher  kam  mm  dieser  Zw^eifel  des  Königs,  sein  er- 
wachendes Misstrauen?  Ich  glaube  mit  grosser  Sicherheit 
behaupten  zu  können :  aus  der  Wahrnehmung,  dass  der  Kampf 
der  Regie  mit  dem  Schmuggel  relativ  ein  resultatloser  war; 
und  jetzt  wird  man  erkennen,  weshalb  wir  der  Greschichte 
der  Beziehungen  zwischen  König  und  Regie  eine  Besprechung 
des  Schleichhandels  vorausgeschickt  haben.  Die  Unsicherheit 
der  Erträge,  vor  allem  der  Zölle,  die  der  König  hier  besonders 
betont,  wurde  in  erster  Linie  veranlasst  durch  die  immer 
grössere  Ausbreitung  des  Schmuggels.  Es  miisste  mit  der 
Zeit  den  König  doch  bedenklich  machen,  wenn  er  sah,  dass 
trotz  aller  Bemühungen  der  Regie,  trotz  aller  Strafgesetze  der 
Schmuggel  nicht  nur  nicht  aufhörte,  sondern  immer  grössere 
Ausdehnung  gewann.  Es  musste  ihn  diese  Erscheinung  doch 
zu  der  ernsten  Uebcrlegung  veranlassen,  ob  er  mit  der  neuen 
Venvaltung  das  Richtige  getroffen. 

Dazu  kam  nun  ein  äusserer  Angriff  auf  die  Regie,  auf 
den  ich  mehr  Gewicht  legen  möchte,  als  dies  bisher  geschehen 
ist.  Der  Minister  Freiherr  von  Heinitz  legte  1781  *)  dem 
König  eine  Vergleichung  der  Akziseeinnahmen  und  Ausgaben 
in  den  Jahren  1765/66  und  1780  81  vor^),  die  durchaus  zu 
Ungunsten  der  Regie  ausfiel.     Es  wird   nun   allerdings   nicht 


^)  II  me  paroit  que  Ics  revenus  d'accises,  surtout  ceux  de  p^ages, 
ßont  trte  pr^caires  et  incertains;  Ton  ne  peut  pas  s'y  compter;  tout 
depend  du  plus  ou  moins  d'activit^  dans  le  commerce. 

^)  Allerdings  ist  das  Jahr  nicht  überliefert;  aber  dass  das  Faktum 
in  die  zweite  Hälfte  1781  gehört,  folgt  doch  ganz  von  selbst  daraus,  dass 
Heinitz  zu  seiner  Vergleichung  gerade  das  Etatsjahr  1780  81  wählte. 

«)  Riedel,  Staatshaushalt  S.  159. 
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berichtet,  dass  dieser  Schritt  Husseriich  sichtbare  Erfolge  hatte, 
und  es  ist  auch  anzunehmen,  dass  er  keine  offenkundigen 
Wirkungen  erzielte;  trotzdem  aber  konnte  er  seinen  Einfluss 
auf  den  König  nicht  verfehlen.  Gerade  Heinitz  galt  auch  in 
den  Augen  Friedrichs  als  sachkundiger  Minister;  dass  er  sich 
jetzt  so  entschieden  gegen  die  Regie  erklärte,  musste  schon 
an  und  fUr  sich  einen  gewissen  Eindruck  machen.  Dazu 
kam,  dass  das  Feld  flir  einen  derartigen  Angriff  wohl  em- 
pfänglich war,  wie  dies  jene  Aeussenmg  aus  dem  April  1781 
ueweist.  Wenn  man  nun  sieht,  dass  die  Massregel,  die  zuerst 
eine  klare  Abwendung  von  den  bisherigen  Prinzipien  enthält, 
in  den  September  1782  fkllt,  so  wird  man  nicht  anstehen,  der 
Opposition  von  Heinitz  eine  geradezu  entscheidende  Rolle 
zuzuschreiben.  Man  wird  hiernach  die  Genesis  der  Sinnes- 
wandlung des  Königs  so  auffassen  müssen:  der  erste  Anfang 
dieser  Aenderung  ist  rein  spontan ;  durchaus  von  selbst  kommt 
Friedrich  zu  einem  gewissen  Zweifel  an  der  Regie ;  dass  aber 
dieser  Zweifel  dann  weitergeht  bis  zu  einer  völligen  Abkehr 
von  den  Ideen  von  1766,  ist  das  Werk  der  Ausfiihrungen 
von  Heinitz. 

Die  erste  Massregel,  die  in  einer  jede  Missdeutung  aus- 
schliessenden  Weise  Zeugnis  ablegte  von  einer  Sinnesänderung 
Friedrichs,  war  die  Abschaffung  des  Tantiemensystems,  die  am 
3.  September  1782^)  erfolgte.  Motivirt  wurde  die  Aufhebung 
damit,  dass  sich  die  Einkünfte  aus  der  Regie  von  Jahr  zu 
Jahr  verschlechtert  hätten,  und  dass  es  daher  nöthig  wäre, 
ein    gewisses   Gleichgewicht    zwischen    Einnahmen    und   Aus- 

giben  herzustellen.  Damit  wurde  eine  der  fiir  die  ganze 
rganisation  am  meisten  charakteristischen  Einrichtungen  auf- 
gegeben, d.  h.  ein  integrirender  Bestandtheil  des  Systems 
wurde  beseitigt. 

Gleich  darauf  forderte  die  königliche  Ungnade  ihr  erstes 
Opfer,  es  war  Morinval.  Er  hatte  lun  Urlaub  zu  einer  Reise 
nach  Frankreich  gebeten;  am  22.  November  1782^)  bewilligte 
ihm  Friedrich  denselben  mit  der  Bemerkung,  dass  er  über- 
haupt in  Frankreich  bleiben  könne.  Die  Gründe  fiir  die 
Unzufriedenheit  des  Königs  mit  Morinval  erfahren  wir  nicht 
Man  sieht,  die  Symptome  für  eine  vollkommene  Sinnes- 
wandlung Friedrichs  wurden  immer  deutlicher,  immer  mehr 
erweiterte  sich  der  erst  kleine  Riss  zwischen  ihm  und  der 
Regie  zum  klaffenden  Spalt.  Es  kann  nach  dem,  was  voraus- 
gegangen, nicht  überraschen,  dass  nun  im  Jahre  1783  der 
König  tief  einschneidende  Aenderungen  an  der  ganzen  Or- 
ganisation vornahm.  Der  letzte  Anstoss  und  äussere  Anlass 
hierfür  mochte   vielleicht  darin  Hegen ,   dass   gerade  jetzt  zu 


»)  PreuBS,  Urkbch.  Bd.  3  S.  57. 
«)  Preuss,  Urkbch.  Bd.  3  S.  58. 
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Tage  trat,  »loiM  auch  die  innere  rein  techni^he  Venralton^ 
der  Regie  keineswegs  tadelfrci  war.  Wie  sicli  im  Jantiar  1783 
durcli  einen  Bericht  der  General reehenkaicmer  heraiutfteUtcr, 
waren  die  Rechnungen  der  Generaladminiätration  für  da» 
Etatsjahr  1781  82  durchaus  uii  vol)  stand  ig :  f^r  die  EiimahiDeo 
gahen  sie  nur  Belege  bis  715  000  Thaler,  wahrend  doch  die 
Einkünfte  lilier  5  Millionen  Thaler  hetrugen.  Friedrich  be- 
fahl der  Administration,  dickem  Mangel  »ofort  abzuhelfen'): 
gleichzeitig  orler  doch  gleich  darauf  entschlotu  er  sich  zu  einer 
Reihe  wichtiger  Masarcgeln. 

Ett  geschah  dien  1»ei  Gelegenheit  der  Feststellung  der 
Etatij  ftlr  da.t  Finanzjahr  1783;'84  in  der  Zeit  vom  25.  Januar 
bis  21.  Februar  WSS').  Es  waren  hauptsächlich  drei  Sachen, 
um  die  ex  «ich  handelte:  Aondening  des  Tantiemeti^jsiemi^ 
Vonninderung  rler  Zahl  der  Beamten  und  schärfere  Anf- 
nicht  über  dicscllicn.  Der  Wortlaut  der  Kabinettüorder  vom 
'4.  September  1782  war  derart  gewesen,  dass  er  Zweifd  zu- 
liesH.  ob  die  Tantieme  fllr  innner  oder  nur  für  das  Jahr 
1782  83  aufgeholxin  «ein  sollte :  jetzt  wurde  mit  dem  biithengen 
Tan ticmcTiHyH lern  definitiv  gebrochen.  In  Zukunft  sollte  eine 
Remuneration  atiixer  dem  festen  Giehalt  nicht  mehr  die  Kegel, 
M<iinlem  die  Ausnalime  nein:  nur  bei  besonderen  Verdiensten 
MoUten  die  Beamten  eine  Zulage  von  20— 30  Thalem  erhalten. 
Und  zwar  nullte  dies  in  der  Weise  geschehen,  dass  für  jeden 
Ort  eine  bestimmte  Summe  aus  den  AkziseeinkUnften  ge- 
nommen wurde,  aus  der  dann  am  Ende  des  Jahres  an  be- 
nondcrs  venlieiite  Beamte  Gratifikationen  vertheilt  werden 
durfteil.  Man  sieht,  die  Unterschiede  von  der  bisherigen 
Institution  wanm  folgende :  vorher  trat  die  Tantieme  fa»i 
immitr  ein,  Jetzt  nur  vereinzelt;  vorher  erhielten  bei  nach- 
gewitwiner  TrHgheit  die  Beamten  keine,  jetzt  bekamen  sie 
solche  bei  imchgewies(;nein  Eifer;  vorher  richtete  sich  die 
Hohe  der  Tantieme  nacli  den  Ueberschüssen  und  dem  Range, 
jetzt  nach  dem  Venlienst;  vorher  war  da«  Maximum  un- 
begntnzt,  jetzt  ein  beschränktes.  Mit  einem  Wort,  das 
System  einer  Tantienio  wiii-de  ei-setzt  durch  das  einer  Extra- 
))elohnuug  für  Extral  eis  tunken ;  dass  man  auch  fUr  die  neue 
Einrichtung  den  alten  Ausdruck  beibehielt,  ändert  an  der 
Sache  niclits. 

Sclir  merkwürdig  ist  es  nun,  daits  von  dem  neuen  System 
an  einer  SlciUe  eine  Au.snahnu;  gemacht  wurde:  in  West- 
iireussen  sollte  in  der  HaupL-i.iche  die  bisherige  Einrichtung 
bestellen  bleiben,  jedoch  mit  Ma^Knalmicn,  die  vor  llbennäseig 
hoh(!n  Tantiemen  schlitzten.  Eine  Tantieme  sollte  erst  dann 
eintreten ,     wenn     die     Ueberscliüsse     über     die     Fixationen 
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20  000  Thaler  betrügen;  es  seien  dann  unter  die  Beamten 
500  Thaler  zu  vertheilen.  Es  wurde  hierdurch  die  Tantieme 
von  5  Prozent,  wie  sie  bisher  betrug,  auf  2^/2  Prozent,  also 
auf  die  Hälfte  heruntergesetzt.  Freilieli  muss  es  trotzdem 
befremden,  dass  man  hier  den  Grundsatz  beibehielt,  die 
Tantieme  von  der  Höhe  der  Uebersehtisse  abhängen  zu  lassen, 
und  dass  man  in  der  Regel  alle  Beamten  daran  theilnelmien 
liess;  und  es  ist  dies  imi  so  unerklärlicher,  als  gerade  in 
Westpreussen  die  Schattenseiten  des  bisherigen  Systems  be- 
sonders schlimm  hervorgetreten  waren,  indem  hier  seit  dem 
Jabre  1778  die  Zölle  fast  keine  Ueberschüsse  geliefert  hatten, 
während  trotzdem  die  Beamten  hohe  Tantiemen  bezogen. 

Noch  empfindlicher  musste  die  zweite  Massregel  des 
Königs  wirken,  die  Verminderung  der  Zahl  der  Beamten. 
Sie  geschah  gemäss  dem  von  dem  König  bei  dieser  Gelegen- 
heit proklamirten  Grundsatze:  „Man  muss  seine  Ausgaben 
beschränken,  wenn  die  Einnahmen  abnehmen.  Das  ist  die 
erste  Regel  einer  vernünftigen  Wirthschaft*)."  Dazu  kam 
die  Einsicht,  dass  viele  Beamte  vollkommen  überflüssig 
seien.  Vor  allem  in  den  kleineren  Orten,  z.  B.  in  Drossen, 
Reppen,  Zilenzig  in  der  Neumark,  gab  es  eine  ganze 
Reihe  von  Beamten,  meist  vier  bis  fünf,  während  für  den 
Dienst  die  Hälfte  ausreichend  war.  Wenn  nun  auch  in  den 
grösseren  Städten  mehr  Beamte  nöthig  waren,  so  überstieg 
doch  die  Zahl  derselben  bei  weitem  das  erforderliehe  Mass. 
So  fand  man  z.  B.  in  Berlin  einen  Schlachtsteuereinnelimer 
(receveur  des  abattis),  einen  Schlachtsteuerkontrolleur  (con- 
troleur  des  abattis),  drei  Schlachtsteuerkassirer  (cassiers  des 
abattis),  einen  Getränkesteuerkontrolleur  (controleur  de  la 
eaisse  des  boissons),  einen  Verkehrskontrolleur  (controleur 
de  commerce):  alles  Aemter,  von  denen  der  König  bemerkt, 
dass  er  weder  die  Noth wendigkeit  derselben  einsehe,  noch 
wisse,  was  ihr  Dienst  sei^). 

Wenn  wir  diese  Zustände  mit  der  Organisation  ver- 
gleichen, die  der  Plan  de  r(5gie  von  1772  enthielt,  so  erkennen 
wir  leicht,  dass  sie  mit  derselben  nicht  in  Einklang  stehen. 
Es  war,  wie  wir  gesehen  haben,  nach  den  Bestimmungen 
des  Plans  die  Zahl  der  Beamten  keineswegs  eine  übertrieben 
grosse.  Es  ftlhrt  dies  zu  dem  Schluss,  dass  jene  exzessiv 
nohe  Zahl,  die  man  1783  fand,  erst  ein  nach  1772  ein- 
getretener Missbrauch  ist,  der  sich  allmählich  ohne  Wissen 
und  Willen  des  Königs  einschlich,  und  daher  diesem  niclit 
zur  Last  gelegt  werden  kann.  Diese  Sachlage  muss  man  im 
Auge   behalten,    wenn   man   dem  König  gerecht  werden  will. 


^)  n   fant  restreindre    ses  d^penses    quand  les  revenus  diminuent. 
C'est  la  premiöre  rögle  d'ane  sage  ^conomie. 

*)  änploys  dont  je  iie  coddoIs  ni  le  service  ni  leur  n^cessit^. 
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L<.-i(U-r  iät  CS  mir  nicht  mOglich,  genaue  Angaben  über  die 
Oc:>amiiilzahl  der  Beamten  zu  geben,  wohl  aber  bin  ich  die» 
fiir  Berlin  im  Htandc,  ohne  indetot  filr  die  absolute  Richtig- 
keit der  Zahlen  einotelieti  zti  können,  aber  schon  allein  diese 
Zahlen  gewähren  in  mancher  Hinsicht  lehrreichen  AufschluKs. 
Theilen  wir  die  in  Berlin  befindlichen  Akzisebeamtcn  in  vier 
Klaifiien  —  in  solche,  die  der  Zentralverwaltimg'),  uolcht^ 
die  der  ProWnzialvenvaltimg*),  der  Lakai  Verwaltung')  and 
der  Akzisegerichtsbarkeit  angehören  — ,  so  finden  wir  1773 
67  Zentralbeamte,  25  Provinzialbcamte,  36  Lokalbeamte, 
12  Gerichtsbeamte;  1782  sind  diese  Zahlen  gewachsen  aaf 
87  Zentralbeamte,  46  Provinzialbcamte,  35  Lokalbeamte, 
14  Gerichtitbeamtc ;  1786  endlich  sind  86  Zentralbeamte, 
32  Provinzialbcamte,  35  Lokalbeamte,  18  Gerichtsbeamte 
vorhanden*).  Wir  flehen,  wie  bedeutend  die  Zahl  der  Be- 
amten in  der  Zeit  von  1773  bis  1782  zugenommen  hat,  wie 
es  aber  dann  dem  König  gelungen  ist,  ein  weiteres  rapides 
Anwachsen  derselben  zu  verhüten'). 

Wir  besitzen  noch  einige  andere  Angaben  über  die  Zahl 
der  Beamten,  mit  denen  Mcnig  anzufangen  ist.  In  Magdeburg 
linden")  sich  1786  bei  der  Akzisedirektion  6  obere  und 
11  subalterne  Beamte,  wozu  dann  343  Zoll-,  Akzise-  und 
Schleusenbeninte')  kommen").  Man  darf  aus  dieser  hohen 
Zahl    nicht    falsche    Schlüsse    ziehen,    denn    Magdeburg   ist 

')  GancraladministrAtion,  Geheime  Kauzlei,  K^iatrabir,  Bflrewi  der 
Generaloperatiouen ,  die  Korrespondenzbüreaus  für  Kurmaik,  Schlegwn, 
PreuBsen ,  Weetfalen.  Westprcussen,  Bareau  du  contendeox,  G«iienl- 
akziae  und  ZollrecbnuagsditektioD,  QeDeralkasse,  Q eneral fonmtUnmgiin. 

')  Kunnärkische  IHreklion,  KurmBrkiscbe  Kalkalatar,  KnirnSnaiclit 
UecbnuDgekoutrolle,  KunuärkiBcbe  Oberlizentgelderkasse,  Akzisedirektka 
Berlin. 

*)  Akzisekammerbedicnte,  Akzisekasse  abediente.  Zollbediente. 

'I  Bd  Prenss  Bd.  3  S.  17  findet  sieh  die  Notiz,  dass  1766  antn 
der  Generaladministration  direkt  90  Beamte  standen;  es  muss  docb  dia 
bedeuten,  dass  die  Zalil  der  Beamten  der  Zentral  Verwaltung  90  betnig. 
Man  siebt,  wie  gut  dies  zu  den  Zablen  des  Adressbuchns  stiRimt;  es  liegt 
bei  PreuBB  eine  ruiide  Angabe  vor,  die  als  solche  duri^hans  der  Warn- 
beit  enteric  bt. 

')  Man  muss  beachten ,  daas  das  Adressbuch,  aus  dem  die  im  Teit 
gegebenen  Zahlen  stammen ,  keineswegs  alle  Lokalheamten  aofiBhit 
Es  ist  also  die  Zahl  3-j  fdr  die  Li>kalbeamten  bei  weitem  zu  niedrig. 
Speziell  die  Aemter,  nelclie  der  Künig  in  der  Kabinettsorder  namcot- 
lieh  aufführt,  sind  im  Adresabuch  nicht  verzeichnet.  Wie  bedeutend  ä» 
Zahl  der  hier  nicht  angeführten  Beamten  war,  ersehen  wir  daraus,  da« 
es  nach  einer  Notiz  biM  Preuas  Bit.  3  S.  17  in  Berlin  allein  40  Auftehei 
gab;  allerdings  wiseen  wir  nicht,  auf  welche  Zeit  sich  diese  Angabe  be- 
zieht. Alle  eigcutlicben  Enckntivbcamten  sind  in  der  Zahl  35  nicht  in- 
begriffen.    Vgr  /um  (.ianzen  die  Beilage  2. 

')  Nach  Schmollcr  (auf  Gruud  des  AdressbnchesI  im  Jahrbuch  Rtr 
Gesetzgebmig.  Verwaltung  und  Volkswirthschaft  Jahrg.  10  S.  43. 

')  17-52  schon  387. 

")  Nach  Mirabeau,  Monarchie  prussienue  Bd.  4  S.   184  gab  es  in 
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gerade  die  Provinz,  in  der  wegen  des  grossen  Transithandel» 
mehr  Beamte  gebraucht  wurden  als  anderswo;  es  ist  keines- 
wegs gesagt,  dass  die  Beamtenzahl  in  andern  Provinzen  im 
Verhältnis  zur  Einwohnerzahl  ebenso  hoch  war. 

Mit  den  llberflüssigen  Lokalbeamten  wurde  nun  1783 
griindlich  aufgeräumt.  Alle  jene  zwecklosen  Aemter  wurden 
einfach  gestrichen.  In  den  kleinen  Orten  sollten  durchweg 
in  Zukunft  nur  zwei  Beamte  bestehen  bleiben,  ein  Einnehmer 
(receveur)  und  ein  Thorschreiber  (commis  de  porte).  Im  ganzen 
wurden  834  Personen  mit  einem  Gehalt  von  110592  Thlrn, 
einfach  gestrichen*). 

Aber  damit  waren  die  Massregeln,  die  eine  Verminderung 
der  Ausgaben  bezweckten,  noch  nicht  zu  Ende :  es  wurde  auch 
das  Gehalt  der  beibehaltenen  Beamten  erheblich  herabgesetzt. 
So  wurde  z.  B.  die  Besoldung  der  Wäcliter  zu  Fuss  (briga- 
diers  k  pied)  auf  120  Tlilr.,  die  des  Zollhofaufsehers  (con- 
cierge  ä  la  douane)  auf  120  Thlr.,  die  der  Sekretäre  (commis 
aux  exercices)  auf  100  Thlr.,  die  des  Kontrolleurs  (controleur 
de  balance)  in  Berlin  von  200  Thlr.  auf  80  Thlr.  herabgesetzt. 
Im  ganzen  wurde  das  Gehalt  der  beibehaltenen  Beamten  um 
150000  Thlr.  verringert«).  Aus  diesen  150000  Tlilm.  wurde 
ein  besonderer  Fonds  gebildet,  aus  dem  gemäss  den  oben  an- 

SjfUhrten  Grimdsätzen  in  Zukunft  an  die  besonders  verdienten 
eamten  die  Gratifikation  gezalilt  werden  sollte^). 

Dazu  nun,  dass  solche  Uebelstände,  wie  die,  welche  man 
1783  konstatirt  hatte,  in  Zukunft  nicht  wieder  eintreten  könn- 
ten, sollte  die  schärfste  Kontrolle  der  Unterbeamten  dienen. 
Freilich  hatte  man  auch  Missstände  gefunden  von  höchst  be- 
denklicher Natur.  So  vor  allem  bei  der  Verwaltung  der  Rhein- 
zölle. Von  dieser  schrieb  Friedrich  am  3.  März  1783*):  „Bis- 
her betrügt  am  Rhein  jeder,  der  Direktor  so  gut  wie  der 
Sekretär*).**  Gleichzeitig  betonte  er,  dass  gerade  hier  alles 
auf  eine  exakte  Erhebung  ankonnue.  Er  befahl  dalier  am 
30.  März  •),  dass  man  verdiente  Beamte  belohnen  solle,  schlechte 
dagegen  auf  die  Festung  schicken.     Wann  zu  letzterem  Anlass 

Magdeburg  583,  in  Halberstadt  92  Beamte.  Ob  hier  ein  Widersprach  mit 
den  SchmoUerschen  Zahlen  vorliegt,  wage  ich  nicht  mit  Sicherheit  zu 
entscheiden;  soviel  ich  verstehe,  beziehen  sich  die  Zahlen  des  Adress- 
bnches  auf  die  ganze  Provinz,  nicht  nur  auf  die  Stadt  Magdeburg.  In 
diesem  Falle  wäre  die  Mirabeausche  Zahl  für  Magdeburj^  entschieden 
fiüseh;  mithin  nach  den  Gesetzen  historischer  KritOi  auch  fttr  Halber- 
etedt  za  verwerfen. 

1)  PreusB  Bd.  3  S.  16;  Riedel,  Staatshaushalt  S.  161. 

*)  De  Launay,  Justification  S.  111;  Preuss,  Urkbch.  Bd.  8  S.  72. 
Wenn  Dieterici  sagt,  die  Besoldung  der  bleibenden  Beamten  sei  auf 
150000  Thlr.  festgesetzt,  so  ist  dies  ein  Irrthum. 

■)  Justification  a.  a.  O. ;  Preuss,  Urkbch.  Bd.  3  S.  69. 

*)  Preuss,  Urkbch.  Bd.  3  S.  66. 

'^)  JuBqu'ici  directeur,  commis,  tout  enfin  sur  tout  le  Rhin,  friponnent. 

•)  Preuss,  Urkbch.  Bd.  3  S.  ö7. 
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!^i,  wurde  genauer  bestimmt  durch  eine  EAbinettsorder  Tom 
3.  ApriP),  welche  vorschrieb,  da»s  alle  die  Beamten,  welche 
Kälte  im  Dienst  oder  Einverständnis  mit  dem  Publikum  zeig- 
tfrn,  exemplariseli  zu  bestrafen  seien.  Nach  wie  vor  aber  hielt 
Friedrich  an  der  Vorstellung  fest,  dass  es,  um  derartigen  Miu- 
j^tänden  zu  begegnen,  lediglich  auf  eine  richtige  Thfltigkeit 
d^r  Aufsichts1>ohördcn  ankomme;  am  schärfsten  sprach  er  diei» 
aus  in  einer  Kabinottsorder  vom  30.  April*),  wo  es  hiess: 
,.Man  findet  ehrliche  Leute  mit  50  Thlr.  Gehalt,  und  richtige 
Schurken  mit  1000  Thlr.  oder  mehr  Einkommen.  So  hindert 
die  Höhe  der  Besoldung  nicht  am  Stehlen,  aber  wohl  tfant 
dies  die  Ehrlichkeit  und  der  Charakter  einer  Person;  aber 
wenn  man  eintm  Haufen  Kanaillen  nimmt  und  ihn  mit  dem 
Namen  Beamten  schmückt,  so  kann  man  sie  nur  abhalten  zu 
^tf;hlen,  indem  man  sie  überwacht,  und  die  Schuldigen  strenge 
bestraft®)."  Konnte  es  wohl  einen  härteren  Tadel  der  Fran- 
zosen geben  als  er  hier  ausgesprochen  ist?  Man  sieht,  aufda^ 
gründlichste  hatte  sich  die  günstige  Meinung  des  Königs  von 
den  franzcisiselien  Beamten  gewandelt. 

Aber  auch  das  Vertrauen  des  Königs  zu  de  Launaj  war 
doch  nicht  m<ihr  ganz  so  fest  wie  früher.  De  Launay  selbst 
empfand  dies  und  beklagte  sich  darüber  bei  Friedrich.  Dieser 
antwortete  ihm  am  30.  März  1783*),  äusserlich  sehr  aner- 
kennend, doch  geht  aus  dem  ganzen  Tone  des  Briefes  hervor, 
dass  de  Launay  nicht  mehr  so  unbedingt  wie  früher  seine 
Zufriedenheit  genoss.  Der  König  schrieb:  „Ich  habe  keine 
schlechte  Meinung  von  Ihnen;  aber  es  ist  billig,  dass  ein 
jeder,  der  eine  Sache  ül)ernommen  hat,  sich  imi  sie  kümmert 
und  ein  Auge  auf  alles  hat,  um  zu  sehen,  was  dazu  gehört, 
was  erfordert  wird  und  wie  eine  Verbesserung  thunlich  ist 
In  Frankreicli,  verstellt  man  sich  sehr  gut  auf  die  Einnahmen, 
aber  wenigcT  gut  auf  die  Ausgaben*)."  Es  scheint  indessen 
de  Launay  gelungen  zu  sein,  sich  das  volle  Vertrauen  des 
Königs  wieder  zu  erwerben,  denn  am  S.April  1783*)  schrieb 
ihm  dieser:  „Ihnen  allein  will  ich  das  Gehalt  lassen,  das  Sie 

>)  De  Launay,  Justification  S.  112. 

*)  Dieterici,  Steuerreform  »S.  10. 

3)  On  tronve  des  honnetes  gens  k  50  ^cus  de  rente  et  forte  fnpona 
avec  1000  ^cus  ou  plus  de  revenucd,  ainsi  la  Bomme  n*emp6che  pas  de 
voler  mala  bien  rhonnOtete  et  les  mcjeurs  de  la  personne;  mala  d&qa'on 
fait  un  ramas  de  canaillc,  qu'on  döcore  du  nom  d'emploj^  et  de 
garten  d'oncrise,  on  ne  les  cmpOchera  de  voler,  qu'en  les  surveillant  et 
en  punissant  stWerement  les  coupables. 

*)  PreusB,  Urkbch.  Bd.  3  S.  09. 

'^j  Je  n'ai  point  de  facheuse  impresßion  contre  vous;  mais  il  est 
jubte,  qu'un  ehacun  qui  a  des  affaires,  les  soigne  et  ait  un  a>il  sur  tont 
pour  voir  ce  qui  y  appartient,  ce  qu'elles  exigent,  et  eomment  elles  sont 
susceptibles  d  amelioration.  En  France  Ton  entend  tr^s-bien  la  recette, 
niais  moins  bien  la  d^ense. 

«)  De  Launay,  Justification  S.  111;  Preuss,  Urkbch.  Bd.  3  S.  69. 
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bisher  gehabt  haben,  und  will  sogar  noch  weiter  an  Sie  den- 
ken, wenn  Sie,  wie  ich  davon  überzeugt  bin,  fortfahren,  alles 
in  guter  Ordnung  zu  halten^)." 

Es  sollte  indessen  diese  Gunstbezeigung  der  letzte  Licht- 
blick in  dem  Verhältnis  des  Königs  zu  der  Regie  sein ;  fortan 
vernehmen  wir  von  seiner  Seite  nur  noch  Klagen  und  Aeusse- 
rungen  der  Unzufriedenheit.  Auch  de  Launays  Stellung  war 
trotz  Jenes  Briefes  nicht  mehr  die  alte:  er  klagte  später*), 
man  habe  ihm  die  Macht  genommen,  die  Beamten  auszu- 
wählen, zu  strafen  und  zu  belohnen  5  man  habe  ihm  nur  In- 
validen ohne  Kraft  und  Fähigkeiten  gegeben.  Zweifellos  ist 
diese  Aeusserung  auf  diese  Zeit  zu  beziehen:  man  sieht, 
de  Launay  hatte  nicht  mehr  die  unumschränkte  Leitung  der 
Verwaltung;  der  König  griff  hier  in  einer  Weise  ein,  die 
jenen  oft  empfindlich  berührte. 

Man  sollte  nun  meinen,  die  Sprache,  die  der  König  in 
jener  Kabinettsorder  vom  30.  April  1783  den  Beamten  gegen- 
über geftlhrt,  hätte  kaum  überboten  werden  können;  doch 
wurde  sie  noch  übertroffen  durch  eine  Kabinettsorder  an  den 
Minister  Werder  vom  1.  Dezember  1784^),  in  der  sich  über 
die  Regie  ein  Urtheil  findet,  das  über  alles  das,  was  später 
die  Opposition  gesagt  hat,  weit  hinausgeht.  Es  heisst  dort: 
„Ich  habe  Euren  Bericht  vom  gestrigen  Datum  wegen  der 
untersuchten  Beschwerden  des  gewesenen  General-Inspector 
wider  die  General-Accise-Administration  erhalten  und  Euch 
darauf  zu  erkennen  geben  wollen,  dass  es  lauter  solch  Schur- 
ken-Zeug ist,  die  Franzosen.  Das  kann  man  wegjagen,  wenn 
man  will,  und  wenn  man  das  thut,  so  verliert  man  nichts  an 
sie;  was  diesen  Pagen  anbetrifft,  so  kann  der  nur  gleich  ab- 
geschafft werden ;  wobei  ich  Euch  noch  sage,  dass  ich  überhaupt 
darauf  denken  und  suchen  werde.  Mir  nach  und  nach  alle 
Franzosen  vom  Halse  zu  schaffen  und  sie  los  zu  werden, 
welches  Ich  Euch  zur  Antwort  melden  wollen/ 

Welch  ein  Abstand  zwischen  diesen  Worten  und  den 
Aeussenmgen  aus  dem  Jahre  1766.  Damals  konnte  er  nicht 
genug  Franzosen  bekommen,  jetzt  wollte  er  sie  alle  los  sein. 
Fürwahr  ein  Meinungsimischlag,  wie  er  nicht  grösser  und 
gründlicher  sein  konnte.  Jene  bitteren  Worte  waren  aber 
nicht  etwa  der  Ausdruck  einer  momentanen  üblen  Stimmung, 
sondern  sie  gaben  vollkommen  die  veränderten  Anschauungen 
des  Königs  wieder.  Es  erhellt  dies  daraus,  dass  auch  aus  den 
folgenden  Jahren  Aeusserungen  Friedrichs  vorliegen,  die  zwar 
in  der  Form   weniger  verletzend  sind,  in  der  Sache  dagegen 


Tons 


*)  Cependant  pour  ce  qui  est  de  vous  seul,  je  vous  laisserai  ce  que 
.  ^^  avez  en  iusqu  ici,  et  mt^me  si,  comme  j'en  suis  persuad«^,  vous  con- 
tinnei  &  tenir  le  tont  en  bon  ordre,  je  penserai  encore  outre  cela  k  vous. 

')  Compte  rendu  bei  Mirabeau,  Monarchie  prussienne  Bd.  4  8.  264. 

•)  Dieterid,  Steaerreform  S.  10. 
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durchaus  jener  KabinettHonier  von  1784  entaprecheB.  So 
Bprach  er  am  18,  Februar  1785')  neine  Unzufnedenheit  mit 
der  technischen  Verwaltung,  lieaender»  der  Kassen  Verwaltung 
aus:  man  mischte  ihm  die  einzelnen  Zweige  der  Einnahmen 
zu  sehr  durcli  einander.  „Seit  einiger  Zeit",  schrieb  er,  „sind 
bei  der  Kassenvenvaltung  sehr  viel  Missbrftuche  vollkommen. 
Ich  empfehle  Ihnen  besonder«  nicht  die  Einnahmen  aus  dem 
Kaffeeregal  mit  den  Ertragen  der  Akzise  und  Zslle  zu  ver- 
mischen, um  nicht  einer  daraus  sich  ergebenden  Verwirrung 
nnhcim  zu  fallen."  Und  noch  am  14.  August  1786')  tadelte 
er  es,  duss  in  den  Uebcrsichten ,  die  ihm  die  Oenenäadmini- 
stration  licfeni  musste,  die  einzelnen  Einnahmezweige  nicht 
genügend  geschieden  seien,  dass  die  verschiedenen  Arten  von 
Abgaben  wie  Akzise,  Zölle,  Transit-  und  Plombagegelder  nicht 
streng  von  einander  getrennt  blieben, 

Auch  im  übrigen  hielt  er  durchaus  an  den  Oedanken  fest, 
die  er  1788  so  rllckdchtslos  zur  Ausführung  gebracht  hatte. 
Nach  wie  vor  waren  ihm  die  Verwaltungskosten  zu  gross. 
Noch  am  13.  Juni  1786*)  bezeichnete  er  es  als  dringend  er- 
streben« werth,  die  AuHgaben  ftlr  die  Besoldungen  zu  verringern. 

Man  siebt,  die  der  Regie  feindliche  Gesinnung  des  Königs, 
die  schon  1784  ihren  Höhepunkt  erreicht  hatte,  dauerte  bi» 
zu  seinem  Tode  unverändert  fort. 

Wir  haben  die  Geschichte  der  Entfremdung  zwischen 
König  und  Regie  nunmehr  bis  zum  Tode  Friedricbs  ge- 
führt, haben  damit  zugleich  die  äussere  Geschichte  der  Regie 
abgeschlossen;  es  ist  daher  jetzt  angebracht,  aus  den  mi^ 
theilten  Thatsachon  einige  Schlllsse  für  die  Beurtheilung  des 
Inatitutes  zu  ziehen.  Eins  ergiebt  sich  mit  unzweifelhafter 
Klarheit;  nach  dem  Urtheil  des  Königs  aelbat  —  und  er  war 
hierfür  kompetent,  wie  damals  kein  anderer  —  hatte  die  Rwie 
ihre  Aufgabe  nicht  gelöst.  Haben  wir  uns  nun  dieser  Iwi- 
nung  unzuschliessen  oder  nicht?  Wie  wir  uns  erinnern,  war 
die  ganze  Steuereinrichtung  hervorgegangen  aus  einem  Mis»- 
trauen  gegen  die  Unterbeamten.  Welche  Zustande  hemdi- 
ten  nun  bei  diesen  in  den  letzten  Jahren?  Die  Aeusserung 
Friedrichs  von  1783,  dass  am  Rliein  jeder  Beamte  betrliffe, 
zeigt  es  deutlich:  mochten  jene  Worte  auch  übertrieben  sein, 
sicher  lagen  ihnen  Thatsacnen  zu  Grunde,  zweifellos  waren 
auch  später  Vorgänge,  wie  wir  wie  früher  in  Prcnzlau  ge- 
funden, nicht  selten.  Mithin  waren  die  Uebelstände,  zu  deren 
Abhilfe  das  Institut  gegründet  war,  auch  1783  noch  nicht 
geschwunden. 

■)  Preusa,  Urkbch.  Bd.  3  S.  77. 
*)  Ebd.  8.  H5. 
»)  Ebd.  S.  84. 
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Eine  tler  ei-Mtua  Aufjjabeu  der  neuen  Verwjillung  »var  cli« 
Abschaffung  des  SdimuggeU:  der  Schleiehbandd  ab<?r  bestand 
in  unveränderter  Kraft  fort,  hatte  sogar  noch  grössere  Aus- 
Keimung  gewonnen. 

Es  ist  hiernach  in  der  That  zweifellos,  dass  die  Regie 
■die  auf  sie  gesetzten  Erwartungen  nicht  erfilUt,  die  ihr  ge- 
-atelJten  Aufgaben  nicht  gelöst  liat.  Freilich  mnss  man  »ich 
htiten,  deswegen  nun  den  Stab  über  die  neue  Verwaltung  zu 
brechen,  sie  ohne  weiteres  zu  verwerfen.  Vielmehr  ist  ein 
Urtheil  über  ihren  Werth  oder  Unwerth  erst  sehr  viel  später 
möglich,  wenn  wir  auch  die  materielle  Thatigkeit  der  Regie 
betrachtet  haben,  nicht  blos,  wie  bisher,  die  technische  Ver- 
waltung derselben.  Indessen  treten  schon  in  den  besprochenen 
Fakten  einige  Momente  hervor,  die  bei  diesem  Urtheil  bei-Uck- 
sichtigt  werden  mDs^en:  sie  mögen  noch  angeführt  werden. 

Da  kommt  zunächst  in  Betracht,  diias  bei  dem  Unter- 
beamtenthum  das  nicht  erreicht  war,  was  hatte  erreicht  werden 
aollen:  von  einer  allgemeinen  ausnahmslosen  Integrität  dessel- 
ben konnte  keine  Rede  sein,  es  fehlte  1783  so  wenig  wie  1766 
an  Fallen  von  Korruption  und  Depravatiun.  Dass  man  hier 
nicht  zum  Ziele  gekommen  war,  iat  nicht  etwa  nur  eine  Ver- 
schuldung von  Persönlichkeiten,  sondern  eine  Folge  des  Sy- 
stems ;  früher  hei  der  Kritik  der  Organisation  haben  wir  gezeigt, 
wie  bei  derselben  eine  solche  Korniption  keineswegs  verhin- 
dert,  sondern   sogar  durch  manche  Momente  begünstigt  war. 

Femer  ist  hier  anzuführen  die  tiefe  Erbitterung  und  der 
HasB  des  Volkes  gegen  die  Regie.  Auch  dies  ist  nicht  ver- 
ursacht durch  die  Strenge  einzelner  Beamten,  sondern  durch 
-die  Geringschätzung  de«  nationalen  Moments;  es  Hegt  also 
auch  hier  ein  Fehler  des  System»  vor,  nicht  Missgriffo  von 
Persönlichkeiten. 

Man  sieht,  schon  jetzt  werden  durch  die  Thatsachen  zwei 
der  oben  geltend  gemachten  abstrakten  Bedenken  gegen  diis 
System  bestätigt:  jene,  die  sich  ergaben  aus  dem  sozial- 
etbischen  Gesichtspunkt;  wie  weit  auch  den  übrigen  dort  an- 
_geführten  Bedenken  reale  Uebelständc  entsprachen,  nniss  die 
l^^tere  Betrachtung  lehren. 

^P-  Es  int  ein  glänzender  Beweis  für  den  Scharfsinn  l''ried- 
Tichs,  da«3  er  selbst  die  Missbräucbe  erkannt  hat,  und  es  musa 
ihm  zur  hohen  Ehre  gereichen,  dass  er  versucht  hat,  sie  zu 
bessern,  indem  er  frtthei-  eifrig  verfochtene  Gedanken  ohne 
Zögern  aufgab.  Und  da  wird  man  sagen  müssen,  diiss  er, 
indem  er  das  Tnntiemcnsvstem  änderte,  entschieden  das  Richtige 
traf.  Indem  er  an  Stelle  der  auf  Gute  und  Schlechte  gleich- 
massig  entfaltenden  Tantieme  jetzt  Belohnungen  des  Ver- 
I  -dienstes  setzte,  beseitigte  er  einen  schlimmen  Fehler  der  Or- 
"  misation-   Auch  bei  der  Beschränkung  der  Zahl  der  Beamten 


12S  vn.  3. 

I^^fand  er  itich  durchaiu  auf  richtigem  Wege:  dieselbe  war  in 
<Ier  That  mit  d*rr  Zeit  zu  gro&if  geworden  und  abenchritt 
weit  da«  «rforderiiche  yiBUK.  Freilich  darf  man  nicht  rer- 
kennen,  dan-t  Frie<lncfa  hier  in  «einem  berechtigten  Bestreben 
fnit  dner  Härte  und  Rück;4ic-htKloitigkeit  roiging,  die  den  An- 
l''irdf;rungen  der  Billigkeit  nicht  genfigend  Becfanung  trog. 

Aber  noch  wichtiger  iftt  e^,  dasä  er  auch  auf  einen  der 
irrÜKnU:!!  Fehler  der  Organisation  sein  Atige  richtete.  Wenn 
man  in  jener  Aeu)«terung  vom  1.  Dezember  1784:  ^i^h  denke 
darauf  und  werde  Machen  mir  nach  tmd  nach  alle  Franzosen 
vom  Hallte  zu  schaffen",  mehr  sieht  als  einen  momentanen 
AuJiruf  —  und  ich  bin  entM-hieden  geneigt,  auf  jene  Worte 
ein  grossen?«  Gewicht  zu  legen  - — ,  »o  war  ea  seine  Abeicht, 
<lem  nationalen  GeHichttspunkte  voll  Rechnung  zu  tragen*) 
und  gerade  <las  zu  beseitigen,  was  im  Volke  am  meisten  An- 
stosM  erregte, 

3ian  hat  bisher  diese  allmahliclie  Sinne^wandelung  Fried- 
rich» vollkommen  ignorirt,  und  hat  einfach  seine  Politik  im 
(fanzen  )>eurtheilt.  Mich  dUnkt  doch,  dass  getwle  fUr  das 
Kndurthei)  die  That^che  von  schwerwiegendster  Bedeutung 
»ein  musM,  das»  er  nicht  nur  einsah,  wie  die  von  ihm  ge- 
troffenen MaHsregfln  nicht  zum  Ziele  l^lhrten,  sondern  sicli 
auch  lM:mllhtc,  die  gemachten  Miasgriffe,  soweit  er  sie  er- 
kannte, gut  zu  machen.  Stehe  es  mit  der  Finanzpolitik  des 
Königs  im  übrigen  wie  ea  wolle,  jedenfalls  wird  man  ihm 
nicht  blindes  Festhalten  einmal  gefasster  Lieblingsideen  vor- 
werfen dtirfen ;  was  so  vielfach  geleugnet  ist,  das  scheint  mir 
sonnenklar  festzustehen :  auch  auf  wirthschafdichem  und  finan- 
ziellem Gebiete  war  Friedrich  der  Belehrung  durch  die  That- 
Hachon  zugänglich. 


')  Freiiich  —  die»   »ei,    um   HiaBveratändnisBe  ai». ,  __ 

merkt  —  waren  fGr  den  König  wlbet  nicht  nationale  Gedanken,  ■ondai 
andere  GrUnde  maMgebeud. 


Sechstes  Kapitel 
Die  Yerwaltungskosten. 


Bei  der  Beurtheilung  einer  jeden  Verwaltung  ist  die  Frage 
von  grosser  Bedeutung,  ob  die  Kosten  in  richtigem  Verhält- 
nis zu  den  Einnahmen  stehen.  Noch  wichtiger  als  sonst  ist 
diese  Frage  bei  der  Regie,  denn  unter  den  derselben  gemach- 
ten Vorwürfen  spielt  der  eine  Hauptrolle,  dass  die  Ausgaben 
im  Verhältnis  zu  den  Einnahmen  ganz  enorm  hoch  gewesen 
seien.  Es  ist  daher  nöthig,  dass  wir  nach  der  Betrachtung 
der  äusseren  Geschichte  der  Regie  uns,  bevor  wir  zu  der 
materiellen  Finanzpolitik  Friedrichs  übergehen,  von  den  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  unter  der  neuen  Verwaltung  ein  Bild 
machen. 

Um  die  Verwaltungskosten  in  der  Zeit  der  Regie  richtig 
zu  beurtheilen,  ist  es  nöthig,  zu  wissen,  wie  hoch  dieselben 
firOher  unter  der  Leitung  des  Generaldirektoriimis  waren*). 
In  dem  letzten  Jahre  der  alten  Verwaltung  1765/66  stellten 
sich  dieselben  folgendermassen  ^) : 

Erhebungskosten  295  041  Thlr.  20  Gr.  7  Pf. 
Extraordinaria        22  710      „      21     „    2     „ 

Summa  317  752  Thlr.  17  Gr.  9  Pf.~~ 
Friedrich  hatte  in  den  einleitenden  Verhandlungen  fiir  die 
Kosten  der  Regie  900000  Thlr.  bewilligt»);  d.  h.  mehr  als 
2*/8mal  so  viel,  wie  sie  bisher  betrugen.  Nun  wurde  aller- 
dings diese  Summe  in  Wirklichkeit  nicht  ganz  erreicht; 
immerhin  aber  stellten  sieh  nach  dem  Anschlage  de  Lau- 
nays*)  die  Kosten  der  Regie  auf  833  000  Thlr.,  also  betrugen 
sie  mehr  als  das  doppelte  der  früheren  Simime. 

^)  Ueber  die  kritische  Grundlage  der  in  diesem  und  dem  nächsten 
Kapital  angeführten  Zahlen  siehe  Beilage  8. 

*)  Examen  bei  Preuss  Bd.  3  S.  452;  Heinitz  bei  Riedel,  Staats- 
haushalt S.  159. 

')  De  LAimay,  Compte  rendu  bei  Mirabeau,  Monarchie  prussienne 
Bd.  4  a  269. 

*)  Preoflfl,  Urkbch.  Bd.  3  S.  17. 

FovsekuBgni  (80)  YH.  3.  —  Schnitze.  9 
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Schon  sehr  bald  acheint  Friedrich  zu  der  Einsicht  ge- 
langt zu  Bein,  dass  man  für  die  Verwaltungakoaten  mehr  Be- 
willigt habe,  als  im  Interesse  des  Dienstes  unbedingt  geboten 
war:  schon  im  Jahre  1770')  klagt  der  König  über  die  Höhe 
der  Ausgaben  fUr  die  Regie,  tadelt  es,  dass  durch  dieselben 
der  ganze  Ueberschuss  verbraucht  würde,  und  apricht  sein 
Miss^Uen  darüber  aus,  dass  man  selbst  die  im  Etat  für  die 
Kosten  angesetzten  Summen  noch  überschreite.  Man  sieht 
also,  man  kam  nicht  einmal  mit  der  schon  so  hohen  Summe 
von  803000  Thlr,  aus  —  denn  in  letzterer  haben  wir  offanbar 
das  etatmAssige  Quantum  zu  erblicken. 

In  dem  nächsten  Jahre  erfolgte  eine  wesentliche  Bedu- 
ziriing  der  Rosten  nicht;  zu  einer  solchen  kam  es  erst  im 
Jahre  1772,  als  die  ganze  Oi^anisation  der  Verwaltung  neu 
geregelt  wurde  *).  Schon  der  Entwurf  den  damals  de  Lauuaj 
dem  König  vorlegte,  enthielt  eine  beträchtliche  Hersbmin- 
derung  der  Ausgaben :  die  Gesammtsumme  der  letzteren  sollte 
«tnra  707000  Thlr.  betragen,  also  fast  100000  Thlr.  weniger  aU 
bisher.  Trotzdem  war  dies  dem  König  noch  zu  viel,  er  ver- 
langte weitere  Ersparnisse.  De  Launay  kam  diesem  Befehle 
nach  und  wusste  in  der  That  Punkte  aufzufinden,  wo  man 
die  Kosten  noch  mehr  reduzircn  konnte.  Zunächst  fielen  bei 
der  Zentral vei-waltung  Ausgaben  fort:  indem  der  KOnig  vier 
Regisscure  entliens  und  an  ihre  Stelle  nur  Finanzrtlthe  setzte, 
die  unter  de  Launay  standen,  wurde  es  möglich,  von  den  bis- 
her für  die  Zentralbehörde  ausgesetzten  60000  Thlm.  in  Zu- 
kunft 30000  Thlr.  zu  ersparen.  Femer  wollte  de  Launay 
in  den  Städten  die  Brigaden  ganz  abschaffen.  Er  modvirte 
dies  damit,  dass  dieselben  ganz  unnUtz  seien,  weil  sie  Be- 
trügereien doch  nicht  verhindern  könnten.  Für  dieselben 
waren  biälier  34160  Thlr.  ausgegeben,  die  also  in  Zukunft  in 
Wegfall  kamen.  Endlich  erblickte  de  Launay  ein  Ersparui^- 
objekt  In  den  Ordonnanzpferden.  Mit  diesen  habe  man  bisher 
zu  grossen  Luxuh  getrieben,  habe  sie  auch  dem  geringsten 
Rathe  bei  allen  seinen  Obliegenheiten  gewährt.  In  Zukunft 
wollte  nun  de  Launay  den  Beamten  der  Pro vinzial Verwaltung 
die  Ordonnanzpferde  entziehen.  Dadurch  sollten  4550  Thlr, 
erspart  werden. 

Zwei  weitere  Ersparnisse,  die  de  Launay  vorsehlug,  waren 
rein  formaler  Natur.  Zunächst  wollte  er  die  Vergütungen  an  die 
Portokaase  (caisse  des  tinibres)*)  imd  die  Reehnungskammer, 
die  zusammen  3898  Thaler  II  Gr.   betrugen,    aufheben.     Da- 


■)  Ebd.  S.  28. 

°)  EKe  folgenden  Angaben  nach  dem  Plan  original  de  riffB  nnd 
dem  Plan  d'admiuietratioii  des  accises.    Berlin,  Geh.  Staatsarchiv. 

*)  Die  dafllr  ^zabtt  wurde,  dasB  alle  .'iachen,  welche  die  Be^  be- 
trafen, Portofreiheit  genossen. 
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durch  kam  natürlich  nicht  die  Ausgabe  selbst  in  Wegfall, 
sondern  sie  wurde  lediglich  nicht  mehr  von  der  Regie,  sondern 
von  andern  Behörden  getragen.  Aehnlich  lag  die  Sache  bei 
dem  letzten  Punkt,  bei  der  Abschaffung  der  Pensionen,  durch 
die  de  Launav  13  234  Thlr.  2  Gr.  7  Pf.  gewinnen  wollte. 
Es  war  durchaus  nicht  seine  Absicht,  den  wegen  hohen 
Alters  ausscheidenden  Beamten  in  Zukunft  keine  Pensionen 
zu  zahlen,  es  sollten  nur  die  Pensionen  nicht  mehr  von  der 
Regie  aus  ihrem  Ausgabefonds,  sondern  von  den  von  der 
Regie  abgelieferten  Erträgen  gezahlt  werden,  oder  mit  anderen 
Worten,  sie  sollten  nicht  mehr  zu  den  Verwaltungskosten  ge- 
rechnet, sollten  nicht  mehr  vom  Rohertrage,  sondern  vom 
Reinertrage  abgezogen  werden. 

Alles  in  allem  wollte  de  Launay  auf  diese  Weise 
85  842  Thlr.  13  Gr.  7  Pf.  ersparen ,  von  denen  allerdings 
17132  Thlr.  13  Gr.  7  Pf.  eine  formale  Reduktion  waren. 
Dadurch  sollten  die  gesammten  Verwaltungskosten  auf  621  225 
Thlr.  13  Gr.  herabgesetzt  werden. 

Alle  diese  Vorschläge  fanden  die  Zustimmimg  Friedrichs ; 
er  sprach  seine  Genehmigung  aus,  ging  jedoch  theilweise  noch 
über  die  Reduktionen  de  Launays  hinaus. 

Wenn  wir  nun  daran  gehen,  einen  Blick  zu  werfen  auf 
das  Detail  der  Kosten*),  so  haben  wir  zu  scheiden  zwischen 
Zentralverwaltung  einerseits.  Lokal-  und  Provinzialverwaltung 
andererseits.  Für  die  erstere  stellten  sich  die  Ausgaben  wie 
folgt«): 


Entwurf  de  Laimays  '  J^^JÄIS 


reduzirt  auf 
Thlr. 


Ctepeialadminifftration  ') 

ZoitnükaDzlei^) 

4  KoneBpondenzbüreans'^) 


38000 

8200 

16  000 


84  700 


52  200 


^)  Man  vergleiche  für  das  einzelne  die  in  der  Beilage  4  abgedruckten 
Aktenstücke,  ans  welchen  die  im  Text  gegebenen  Zahlen  entnommen  sind; 
dort  ist  auch  ein  weit  reicheres  Detail  geboten,  als  ich  hier  im  Text  zu 
geben  vermochte. 

s)  In  den  Anmerkungen  nnd  die  schliesslich  genehmigten  Summen 
aqgefuhrt;  wo  die  Vorans&tze  de  Launays  von  ihnen  abweichen,  sind  sie 
in  Klammem  beigesetzt. 

s)  Horst  4000  Thlr.,  de  Launay  15  000  Thlr.,  Morinval  und  la  Serre 
je  4000  Thhr.,  Engelbrecht  und  Magusch  je  8000.  [Nach  dem  Entwurf 
4  BegiflBeare  zu  je  16  000  Thlr.] 

*)  Direktor  1200  Thb-.  [1500  Thlr.],  2  Buchhalter  zu  400  Thlr., 
2  Sekretäre  zu  850  Thlr.,  2  Büreaudiener  zu  150  Thb:.,  Utensilien  200  Thlr. 

»)  Jedes  Bureau  4000  Thlr.  [4800  Thlr.]  und  zwar:  Direktor  1200 
Thlr.   [1500   Thhr.],   Unterdirektor  600   Thlr.,   Obersekretär   450   Thlr., 

9* 


Entwnrf  de  Lwmayi 
Thlr.       1      ür. 

»om  KSnig 
reduiTt  1^ 

Thlr. 

Uebertrag 

Generalkuae*) 

Hö^'*Gerichtsbarkeit«) 
Wohnnngskosten») 

84100 
5250 
3800 
1950 
2400 
2850 
4398 

11 

52200 
4850 

saoo 

1950 

2400 

28S0 

500 

Summa 

105348 

11 

68550 

Es  waren  also  die  Kosten  für  die  Zentralverwaltung  um 
36  498  Thlr.  11  Gr.,  oder  in  Wirklichkeit,  wenn  man  die 
rein  rechnungümfissigen  Reduktionen  nicht  berücke ichtigt,  nm 
32  600  Thlr.  vermindert  worden ;  es  hatte  also  immerhin  hier 
eine  Herabsetzung  von  ziemlich  31  Prozent  stattgefunden. 

Hierzu  kamen  nun  die  Kosten  fflr  die  Lokal-  tmd 
Pro  vi  nzial  Verwaltung.  Dieselben  stellten  sich  fdr  die  einzelnen 
Provinzen  folge ndermasscn : 


erster  Entwnrf 

nacb  deo  Er»pM- 

de  LainiayB 

ni-en')*^ 

Tblr.        Gr.    |    Pf. 

Tbir.     1   Gr.    [    Pf. 

Kunnwk 

144086  17:4 

135453 

7    I      4 

Nenmark 

»5682 

16 

6 

31774 

16          6 

Pommern 

68548 

19 

H 

55859 

16 

R 

Preassen 

97859 

85989 

Magdebuig  und  Halber- 

81710 

10 

8 

ScUlemen 

160869 

10 

K 

147  563 

10 

6 

West&len 

19  363  1      7 

2 

19363 

7 

t 

Summa 

602  619 

15 

7 

550675 

13 

- 

')  Direktor  1500  Thlr.  flSOO  Tblr.I  Unteidirektor  800  Thlr.  [900 
TbIrJ,  4  Viaitatoren  lu  400  Thlr,  2  Sekretäre  zu  3-50  Tbb.,  Oiena 
100  Thlr.,  Utensilien  1.50  Thlr. 

=)  Kaseirer  2000  Thlr.,  Kontrolleui  700  Thlr.,  Unterkassirer  500  Thir- 
Sekret&r  3.50  Thlr..  Diener  100  Thlr.,  Utetisilien  LW  Thlr. 

")  Wächter  fiOO  Thlr.,  Gehilfe  850  Thlr.,  Sekretär  350  Thlr.,  Bocb- 
bindei  800  ITilr.,  2  Arbeitsleute  zu   100  Thlr.,  UtenHÜien  150  Thlr, 

')  Oberrichter  1600  Thlr.,  Stellvertreter  (*00  Thlr. 

'■)  Miethe  2r500  Thlr..  Portier  2Ü0  Thlr.,  Diener  150  Thlr. 

•)  Keparatoren  50(1  Thlr.  [Dazu  kam  früher  ein  Portopatuchquau- 
ttim  von  1X98  Thlm.  U  Gr.  an  die  Portokaese,  und  2000  Thlr.  für  den 
BechnungBabschluBs  an  die  Kechnungekammer,  daa  nun  beides,  wie  obeo 
bemerkt,  auf  de  LHunays  Vorschlag  in  Weg&Il  kam.] 

'1  Verminderung  der  Ordonnanzpferde  und  Wegfall  der  T 
siehe  darüber  oben  S.  180. 
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Diese  Summen  gliederten  »ich  zunächst  nach  Branchen. 
Allerdings  war  ja  die  Verwaltung  der  Akzise,  der  Zölle, 
Lizent-  und  Transitgelder  peraiinlicli  im  allgemeinen  nicht 
getrennt,  wohl  aber  sachlich,  d,  h.  die  verschiedenen  Zweige 
der  Verwaltung  wurden  rechnungsmässig  geschieden ,  so  das« 
sowohl  die  Einnahmen  wie  die  sachlichen  Ausgaben  in  folgende 
vier  Kategorien  zerfielen :  Akzise,  Zölle,  Lizentgelder,  Transit- 
Abgaben.  Ferner  bildete  es  zwar  durchaus  die  Regel,  dass 
ein  und  dieselbe  Person  diese  vier  Arten  von  Abgaben  ein- 
nahm, doch  kam  es  wohl  vor,  namentlich  in  der  unteren 
Instanz,  daas  sich  die  einen  nur  mit  den  Zöllen,  die  anderen 
nur  mit  der  Akzise  zu  beschäftigen  hatten,  wie  dies  ia  viel- 
fach durch  die  Natur  der  Sache  bedingt  war.  Endlich  sei 
daran  erinnert,  dass  die  Regie  in  Westfalen  nur  die  Erhebimg 
der  ZttUe,  nicht  aber  die  der  Akzise  unter  sich  hatte. 

Diese  Bemerkungen  glaubte  ich  zum  besseren  Ver- 
stfindnis  der  folgenden  UeDcrsicht  der  Vertheilung  der  Aus- 
gaben auf  die  einzelnen  Zweige  der  Verwaltung  in  den 
1  Provinzen  vorausschicken  zu  müssen. 
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Bei  der  weiteren  Vertheilung  der  Ausgaben  beschränken 
wir  ans  auf  die  Verwaltung  der  Akzise,  da  die  Kosten  der 
anderen  Zweige  der  Verwaltung  im  Vergleich  mit  ersterer 
-KU  unbedeutend  sind,   als  dass  es  sich  lohnte,  sie  noch  weiter 

>)  Und  swar  Breslau  59  011  'l'hlr.  19  Gr.,  Nasse  36  258  Thlr.  9  Qr^ 
Ologu  45753  Thlr.  20  Gr. 

*i  Und  zwar  Breslau  8302  Thlr.  II  Gr.  9  Pf.,  Kwsse  3448  Thlr, 
S  Or.  3  Pf.,  Glogan  7593  Thlr.  19  Gr.  6  Pf. 

■)  und  swar  Kleve  17  612  Thlr.  1  Or.  6  Pf.,  Minden  1751  Thlr. 
£  Or.  8  Pf. 


2u  xnrieguti').  ZunJU-Iut  i^  cu  iscfa^d«ii  die  ProTiniäal-  and 
div  1  »lud Verwaltung.  I>ie  Konten  fiir  die  ^ratete  stelltcai  sich 
nach  de  L&uTüy»  Entwurf  wie  folgt: 
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Von  diesen  Kategorien  sollten  nun  in  Zukunft  die  Ordonnanz- 
pfonle  wegfallen ,  so  daas  mithin  der  Oesammtbetrag  der 
KoBten  der  Provinzialverwaltung  eich  auf  87  944  Thlr.  beliel. 

Mehr  als  viermal  »o  viel,  nämlich  370  763  Thlr.  2  Gr.  7  Pf., 
betrugen  die  Ausgaben  für  die  Lokalverwaltung.  Sie  setzten 
Hieh  lolgendennasHcn  zudammen: 

(Tabelle  siebe  Säte  135.) 

Bei  der  Lokalverwaltung  sollten  in  Zukunft  die  Biigaden 
in  den  Städten  abgeschafft  werden,  femer  wurden  — ^  aller- 
dings nur  rcchnungsmässig  —  die  Pensionen  gestrichen,  so 
daits  die  von  de  Launay  für  die  Lokal  Verwaltung  angesetzten 
41  a  157  Thlr.  5  Gr.  2  Pf.  sich  auf  370  763  Thlr.  2  Gr.  7  Pf . 
reduzirten. 

Es  mögen  zum  Schluss  dieser  tabellarischen  Uebersichten 
noch  einige  vergleichende  Angaben  folgen.  Die  Gesanunl> 
koHten  der  Vewaltung  betrugen  nach  de  Launays  Entwurf 
707  968  Thlr.  2  Gr.  7  Pf,  wurden  aber  dann  durch  die  ver- 
schiedenen Abstriche  auf  619  225  Thlr.  13  Gr.  herabgesetzt. 
Die  Gcsammterspamis  also  stellte  sich  auf  88  742  Thlr. 
13  Gr.  7  Pf,  Diese  aber  vertheilte  sich  auf  die  drei  Bereiche 
iU-v  Verwaltung  sehr  verschieden:  während  bei  der  Zentral- 
verwaltung 32  000  Thlr.  erspart  wurden,   betrug  die  analoge 

'I  l)is  Zahloii  für  dieselben  bietet  Beilage  4. 

'1  Nttmlich  dor  Provinzialdirektoren,  Provinzialaufeeher,  Proviniial- 
koutriillcure,  Kalkulalorcn,  Frovinzialeinnehmer  und  Kassiter. 
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Summe  iiir  die  Provinzialverwaltung  nur  4550  Thlr.,  während 
auf  die  Lokal  Verwaltung  47  394  Thlr.  entfieleu ,  oder  in 
Prozenten  ausgedruckt:  auf  die  Zentral  Verwaltung  kamen 
31  Prozent,  auf  die  Pro  vi  nzial  Verwaltung  ziemlich  5  Prozent, 
auf  die  Lokalverwaltung  etwas  über  11  Prozent  Ersparnis 
an  den  Kosten.  Es  ist  dies  ein  schl^^nder  Beweis  für  die 
Ansicht,  die  wir  bei  Besprechung  der  Organisation  äuaserteu, 
daaa  das  Schwergewicht  auf  die  Pro  vi  nzial  Verwaltung  fllUt: 
bei  dieser  sucht  man  am  wenigsten  zu  ejaparen:  nicht  nur 
relativ,  sondern  auch  absolut  ist  hier  die  Summe  der  Re- 
duktionen eine  überaus  geringe,  FUrwahr  für  den,  der  sehen 
will,  geben  die  einfachen  Zahlen  hier  überaus  interessante 
und  absolut  beweisende  Aufschlüsse. 

Wie  ist  nun  das  Verhältnis  der  Gesammtkosten  fUr  die 
drei  Verwaltungsgebiete?  Es  kommen  auf  die  Zentral- 
verwaltung etwas  über  11  Prozent,  auf  die  Provinzial- 
verwaltung  etwas  über  18  Prozent,  auf  die  Lokalverwaltung 
fast  71  Prozent  des  Gesammtbetrags.  Wieder  reden  die 
Zahlen  eine  beredte  Sprache,  Sie  zeigen  deutlich,  wie 
grundlos  jene  Vorwtirfe  sind ,  dass  eine  ganz  exzessiv  hohe 
Summe  an  die  höheren  Beamten  gezahlt  sei:  gerade  an  die 
Beamten,  deren  Einzelgehalt,  wie  wir  früher  zeigten,  kaum 
bescheidenen  Ansprüchen  genügte,  ging  der  Hauptantheil. 
Es  wird  dadurch  bewiesen,  dass  nicht  das  Qehalt  der  Be- 
amten ein  zu  hoch  bemessenes  war,  sondern  dass,  soweit  auf 
diesem  Gebiete  überhaupt  ein  Fehler  vorliegt,  er  darin  be- 
steht, dass  die  Zahl  der  Beamten  eine  zu  grosse  war. 

Erwähnt  mag  fem«!r  sein  das  Verhältnis  der  persHnlichen 
zu  den  sachlichen  Kosten,  Erstere  betrugen  mehr  als  92  Prozent, 
letztere  nur  etwas  über  7  Prozent  der  Oesammtsumme.  Auch 
hieraus  kann  man  abnehmen,  wie  bei  den  Ausgaben  die  Zahl 
der  Beamten  in  erster  Linie  steht. 

Vielleicht  am  wichtigsten  ist  die  Frage  nach  dem  Ver- 
hältnis der  jetzigen  Verwaltungskosten  zu  denen  vor  1766, 
Sie  betrugen  301  473  Thlr.  mehr,  d.  h.  die  Kosten  vor  und 
nach  1766  verhielten  sich  wie  1  : 1,95;  sie  wuchsen  später 
fast  auf  das  doppelte.  Man  erkennt,  wie  die  Einfilhrung  der 
Regie  eine  ganz  kolossale  Steigerung  der  Verwaltungskosten 
zur  Folge  hatte. 

Gewiss  darf  nicht  verkannt  werden,  dass  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  dieses  Anwachsen  der  Kosten  erklärlich  imd 
berechtigt  ist.  Manche  Aenderungen,  die  mit  der  neuen 
Verwaltung  verbunden  waren,  waren  absolut  unvermeidlich; 
andere,  wie  die  Einrichtung  der  Grenzpolizei,  waren  ein 
entschiedener  Fortschritt.  Dass  aber  solche  Aenderungen 
auch  höhere  Ausgaben  verlangten,  ist  klar.  Aber  alles  dies 
gilt  nur  für  die  ersten  Jahre  der  Regie;   wenn  dagegen  auch 
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nach  1772  die  Ausgaben  stiegen,  so  dürfen  diese  Erklärungs- 
^ründe  nicht  zur  Entschuldigung  angeführt  werden. 

Und  nun  hatte  es  in  der  That  bei  dem,  was  im  Jahre 
1772  bewilligt  war,  noch  nicht  sein  Bewenden,  sondern 
mit  der  Zeit  nahmen  die  Ausgaben  weiter  zu.  Schon  im 
Jahre  1776/77  erreichten  dieselben  die  enorme  Höhe  von 
896316  Thlr.  12  Gr.  9  Pf.»),  d.  h.  287  051  Thlr.  mehr  als 
1772  angesetzt  war.  Nun  ist  es  richtig,  dass  in  der  Zwischen- 
zeit die  Provinz  Westpreussen  der  Generaladministration  unter- 
stellt wurde,  was  naturgemäss  auch  eine  Steigerung  der  Ver- 
waltungskosten zur  Folge  haben  musste ;  trotzdem  aber 
erscheint  das  Wachsen  der  Ausgaben  als  ein  unverhältnis- 
mässiges, zumal  wenn  man  bedenkt,  dass  Westpreussen  nicht 
so  viel  Einwohner  hatte  wie  Ostpreussen  und  dass  doch  für 
letzteres  die  Erhebungskosten  nur  97  859  Thlr.  betrugen. 

Hatte  nun   hier   die   Zimahme  der  Ausgaben    noch    eine 

gewisse  Erklärung,  so  fiel  doch  in  der  späteren  Zeit  ein  jeder 
rund  für  ein  schnelles  Anwachsen  der  Kosten  fort.  Trotz- 
dem hielt  bei  ihnen  die  starke  Steigerung  an:  1780/81  be- 
trugen sie  958  462  Thlr.  ^) ,  d.  h.  mehr  als  dreimal  so  viel 
wie  vor  der  Einführung  der  Regie.  Freilich  scheint  dies 
der  Maximalbetrag  zu  sein,  den  die  Verwaltungskosten  unter 
der  Begie  erreichten;  im  Jahre  1782/83  giebt  sie  der  König ^) 
in  runder  Summe  auf  800  000  Thlr.  an ,  sie  sind  also  jeden- 
falls schon  beträchtlich  geringer  als  1780/81. 

Wenn  man  nun  diese  grossen  Ausgabesummen  berück- 
sichtigt, so  wird  man  sich  nicht  wimdern,  dass  man  so  oft 
Klagen  Friedrichs  hört  über  die  Höhe  der  Kosten,  vor  allem 
der  ausserordentlichen  Ausgaben:  vielmehr  gewinnt  erst  jetzt 
die  von  dem  König/  seit  dem  Jahre  1781  eingeschlagene 
Finanzpolitik,  mit  der  wir  uns  früher  beschäftigt  haben,  ihre 
richtige  Beleuchtung.  Es  lagen  hier  in  der  That  Uebelstände 
vor,  die  dringend  eine  Aenderung  erheischten :  die  Eeduktionen, 
die  Friedrich  1783  traf,  waren  nur  zu  sehr  berechtigt,  ja  mehr 
noch  direkt  nothwendig. 

Jene  Sunmie  von  800  000  Thlrn.  erschien  ihm  als  viel 
zu  hoch,  er  wollte  die  Kosten  wieder  auf  700  000  Thlr. 
heruntersetzen,  d.  h.  auf  den  Beti'ag,  den  er  1772  bewilligt 
hatte  ^).  Und  es  gelang  ihm  in  der  That  bis  zu  einem  ge- 
wissen Grade  seine  Absicht  durchzusetzen;  im  Jahre  1783/84 
betragen  die  Verwaltungskosten  nur  760  126  Thlr.  Auch  in 
dem  nächsten  Jahre  stiegen  sie  nur  unbedeutend,  sie  erreichten 


1)  Angabe  de  Launajs.    Preuss  Bd.  3  S.  15. 

*)  Angabe  von  Heinitz.     Riedel,  Staatshaushalt  S.  159. 

s)  Pteofls,  Urkbch.  Bd.  3  S.  67. 

*)  Es  waren  damals  allerdings  nur  619  225  Thlr.  bewilligt  wor- 
den, aber  man  muss  bedenken,  dass  inzwischen  Westpreussen  hinzu- 
gekommen war. 
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die  Hohe  von  792  017  Thim.  Die  Ersparnis,  die  man  g^en 
den  Anfang  der  achtziger  Jahre  bemerkt,  wurde  in  erster 
Linie  dadurch  veranlasat,  dass  die  Tantiemen  abgeschafft  und 
eine  Reihe  Beamten  einfach  entlassen  wurde.  Allerdinge 
wurde  ja  auch  dan  Gehalt  der  beibehaltenen  Beamten  ver- 
mindert, aber  es  bedeutete  dies  keine  wirkliche  Ersparnis, 
denn  aus  den  rcduzirtcn  Beträgen  sollten  in  Zukunft  die  Qmti- 
likationen  bezahlt  werden.  Die  Besoldungen  waren  um 
150  000  Thlr.  herabgesetzt  worden,  daHtr  wurden  im  Jahre 
1784/85  an  verdiente  Beamte  inegesammt  110000  Thlr.  Grati- 
fikation gezahlt'),  wovon  14  000  Thlr.  allein  auf  die  Finanz- 
räte entfielen.  Blan  sieht,  viel  wurde  durch  die  Verktlrzong 
der  Gehälter  nicht  gewonnen.  Der  König  mochte  sich  mehr 
von  der  Aenderung  des  Tantiemensystems  versprochen  haben; 
er  war  auch  nach  1783  noch  miss vergnügt  über  die  Höhe 
der  Ausgaben.  Vor  allem  war  ihm  der  Betrag  der  aus- 
gezahlten Gratifikationen  zu  gross;  femer  sprach  er  Beine 
Unzufriedenheit  darüber  aus,  dass  den  ordentlichen  Ausgaben 
noch  recht  beträchtliche  ausserordentliche  an  die  Seite  traten: 
im  Jahre  1784/85  beliefen  sich  letztere  auf  95  000  Thlr.  Er 
verlangte  dem  gegenüber  die  aorgfältigste  Verwaltung*),  er 
schrieb:  „Ich  will  Ordnung  und  Genauigkeit  im  Verein  mit 
einer  weisen  Sparsamkeit  °). "  Es  sollte  ihm  diesmal  nicht 
gelingen,  so  durchzudringen  wie  in  den  Jahren  1772  und 
1783. 

Wir  besitzen  über  die  letzten  Jahre  der  R^e Verwaltung 
ziemlich  detaillirte  Angaben*).     Ea  sind  folgende: 
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Mau  nimmt  aus  diesen  Zahlen  zweierlei  ab:  einmal  dass 
die  ordentlichen  Ausgaben  im  ganzen  konstant  blieben,  dass 
die  ausserordentlichen  Ausgaben  sich  sogar  verminderten,  so- 
dann aber,  dass  demungcachtet  die  Gesanimtsumme  der  Kosten 

')  PreuBB,  Urkbch.  Ud.  3  S.  78. 
')  La  plus  BcmpuleuBe  ceconomie. 

'I  J«  veux  l'ordre,  l'eiaclitude  r^unis  k  la  plus  sage  CDConomie. 
'i  Kxamen  du  Compte  reudu  bei  Preuss  Bd.  S  Ü.  452. 
^)  lieber  den  Widerspracb  zwischen  dieser  Zahl  und  den   oben  ge- 
nannten 96000  Thlm.  siebe  lieilage  3. 
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im  Jahre  1785/86  eine  beträchtliche  Zunahme  zeigt.  Es  liest 
dies  an  dem  starken  Wachsen  der  Gratifikationen.  Man  sieht 
jetzt,  die  Massregeln  von  1783  blieben  im  wesentlichen 
resultatlos,  die  mit  der  Aenderung  des  Tantiemensystems  be- 
zweckten Absichten  wurden  nicht  erreicht;  nach  wie  vor 
wanderte  ein  beträchtlicher  Theil  der  Roheinnahmen  in  die 
Taschen  der  Beamten.  Derselbe  machte  fast  den  vierten 
Theil  der  Gesanmitsumme  der  Besoldungen  aus.  Als  wir 
früher*)  die  Finanzpolitik  des  Königs  in  seinen  letzten  Lebens- 
jahren besprachen,  da  hatten  wir  nur  seine  Absichten  imd 
die  Mittel,  die  er  zur  Durchführung  derselben  wählte,  be- 
trachten können,  nicht  aber  die  faktischen  Ergebnisse;  hier 
sehen  wir  die  Kehrseite  des  Bildes :  das  Gewollte  wurde  nicht 
erreicht,  die  in  der  That  fühlbaren  Uebelstände  nicht  beseitigt. 
Friedrich  hatte  in  seinen  letzten  Jahren  versucht,  dem  Institut 
der  Begie  eine  durchgreifende  Reform  angedeihen  zu  lassen  und 
auf  diese  Weise  die  auch  von  ihm  tief  empfundenen  Uebel- 
stände zu  beseitigen :  er  war  nicht  zum  Ziele  gekommen ;  sein 
Nachfolger  schlug  einen  anderen  Weg  ein,  er  sah  von  jeder 
Reform  ab  und  wählte  den  völligen  Bruch:  er  hob  die  Kegie 
einfach  auf.  Welchem  der  beiden  Verfahren  ein  grösseres 
Verdienst  zukommt,  ist  klar:  die  wenn  auch  unglücklich 
versuchte  Reform  ist  mehr  werth  als  der  brutale  Bruch  mit 
der  historischen  Kontinuität. 

Im  ganzen  bietet  die  Geschichte  der  Ausgaben  imter  der 
Regie  ein  recht  imerfreidiches  Bild:  dieselben  wachsen  fort- 
wILhrend,  imd  zwar  in  durchaus  unverhältnismässiger  Weise. 
Wer    trägt    die    Schuld    daran?      Wenn    wir    de    Launay*) 

Stauben  wollen,  der  König  selbst.  De  Launay  versichert 
ass  er  bei  den  Ausgaben  nie  willkürlich  gehandelt  habe, 
das8  .Friedrich  stets  alles  selbst  geregelt  habe.  Ich  zweifle 
nicht  daran,   dass   de  Launay s  Angabe  richtig  ist,   trotzdem 

Slaube  ich  nicht,  dass  durch  dieselbe  das  bewiesen  wird,  was 
ewiesen  werden  soll.  Wenn  wir  fragen,  welche  Ausgaben 
sich  vorher  bestimmen  Hessen,  also  von  der  Entscheidimg  des 
Königs  abhängig  waren,  so  kann  die  Antwort  doch  nur  sein: 
die  ordentlichen,  nicht  aber  auch  die  ausserordentlichen  imd 
die  Tantiemen.  Nun  aber  blieben  gerade  die  ordentlichen 
Ausgaben  während  der  ganzen  Dauer  der  Regie  in  be- 
wunderungswürdiger Weise  konstant:  noch  1785/86  betrugen 
sie  nur  21 550  Thlr.  mehr  als  1772,  trotzdem  inzwischen 
Westoreussen  hinzugekommen  war.  Das  heisst  doch:  soweit 
die  Höhe  der  Ausg«5)en  von  dem  Willen  des  Königs  abhängig 
war,  ist  keine  Steigerung  zu  spüren.  Die  Zunahme  der 
Kosten   wird   veranlasst    durcli    das    Anwachsen   der   ausser- 


y  S.  120. 

^  Apologie  bei  Mirabeau,  Monarchie  prussienne  Bd.  4  S.  242. 
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ordentlichen  Ausgaben  und  der  Tantiemen.  Hier  aber  konnte 
der  König  nichtu  macKen,  hier  ist  allein  rerantworÜich  die 
Verwaltung  selbst.  Soweit  es  irgend  mSglich  war,  suchte 
Friedrich  auch  hier  heilend  einzugreifen,  freilich  war  seine 
Macht  hier  naturgemSas  eine  sehr  beschränkte.  Es  ei^ebt 
sich  also:  an  dein  starken  Anwachsen  der  Ausgaben,  d.  h.  an 
einem  der  allerschlimmsten  Uebelstände  der  Regieverwaltung 
darf  man  die  Schuld  durchaus  nicht  dem  König  beimessen, 
die  Verantwortlichkeit  trifft  allein  die  Regie  selbst;  will  man 
durchaus  eine  bestimmte  Persönlichkeit  namhaft  nutchen,  so 
milsste  es  de  Launay  sein. 


Siebentes  Kapitel. 
Finanzielle  Geschichte  der  Regie. 


Die  Betrachtxing  der  Ausgaben  konnte  naturgemäss  nur 
ein  sehr  unvollkommenes  Bild  ergeben,  denn  die  absolute 
Höhe  der  Kosten  ermöglicht  in  keiner  Weise  ein  wirkliches 
Urtheil  über  dieselben:  für  letzteres  kommt  vielmehr  alles  an 
auf  das  Verhältnis  der  Ausgaben  zu  den  Einnahmen.  So 
fllhrt  uns  von  selbst  die  Geschichte  der  Ausgaben  zu  der 
Geschichte  der  Einnahmen  hinüber.  Wir  kommen  hiermit 
vielleicht  auf  das  wichtigste  Kapitel  in  der  ganzen  Geschichte 
der  Regie,  denn  von  jeher  hat  man  bei  der  Kritik  jener  Ver- 
waltung das  entscheidende  Gewicht  auf  die  Frage  nach  der 
Höhe  der  Einnahmen  gelegt  *).  Da  ist  es  nun  sehr  erfreulich, 
dass  wir  filr  die  Einnahmen  weit  mehr  Einzelangaben  be- 
sitzen als  für  die  Ausgaben.  Ja  wir  sind  in  der  Lage,  eine 
vollständige  Liste  der  Einnahmen  in  den  einzelnen  Jahren  auf- 
zustellen, in  der  freilich  nicht  alle  Zahlen  mathematisch  genau 
sind,  aber  doch  der  Wahrheit  überaus  nahe  kommen^).  Die- 
selbe   sei   daher   unserer  Besprechung  vorausgeschickt 

Einnahmen 

1766/67   5  585  000  Thlr. 

1767/68   5  347  254   „ 

1768/69   5  453  629   . 


^)  Allerdings  wird  man  immer  bedenken  müssen,  dass  die  Höhe 
dieser  Einnahmen  keineswegs  allein,  ja  nicht  einmal  in  erster  Linie  von 
der  Tüchtigkeit  der  Verwätnnjg  abhängt,  sondern  vor  allem  darch  die 
allgemeinen  wirthschaftlichen  Verhältnisse  der  Zeit  bestimmt  wird.  Und 
da  mnss  man  nun  vor  Augen  haben,  dass  gerade  die  Jahre  der  Regie- 
verwaltang, 1766—1786,  in  eine  Zeit  des  wirthschaftlichen  Stillstandes 
&llen.  Ich  mnss  mich  hier  auf  diese  kurze  Bemerkung  beschränken,  da  es 
mir  an  diesem  Orte  nur  um  eine  kurze  objektive  Greschichte  der  Ein- 
nahmen zü  thrm  ist,  ohne  in  nähere  Erörterungen  über  die  Ursachen  des 
Betrages  derselben  einzutreten;  ich  denke  bei  der  Kritik  der  materialen 
Th&ti^eit  der  Regie  auf  das  in  obigen  Sätzen  Gresagte  zurückzukommen. 

^Ueber.  d^e  Quellen,  aus  denen  diese  Liste  zusammengestellt  ist, 
sehe  Milage  3. 


1 769/70 

5  765  144  TUr. 

1770/71 

6  563  904     , 

mim 

5  376 168     . 

1772'73 

5  680417      . 

1773'74 

5  953084     . 

1774/75 

6  740  272     . 

1775/76 

6  877  439      , 

1776/77 

7129  437      , 

1777/78 

7  652  140     . 

1778/79 

0  759337      , 

1779/80 

7  382  074     , 

1780/81 

7  257  387      , 

1781/82 

6  747  209     , 

1782/83 

7  052  405      , 

1783,84 

7  147  269     , 

1784/8.1 

7  387116     , 

1785/86 

7  814  634     , 

1786/87 

7  395857      , 

Bei  den  Einnahmen  spielt  nun  eine  Hauptrolle  der  Be- 
griff der  Fixation:  e»  ist  dasjenige  Quantum,  das  ein  filr  alle- 
mal als  Basis  den  Einnahmen  zu  Grunde  gelegt  wurda,  g&- 
wissemuutBeQ  der  Minimalbetrag,  den  die  Einkünfte  unter 
allen  UmstKnden  erreichen  muasten.  Friedrich  hatte  die  Ab- 
sicht gehabt,  als  Fixation  anzunehmen  den  Reinertrag  de« 
Jahres  1764/65.     In  letzterem  betrugen*) 

die  Einnahmen     3926538  Thlr., 

die  Ausgaben  488  718      „ 

der  Reinertrag  3  437  820  Thlr. 
De  Launay  fand  indessen  diese  Summe  zu  niedrig,  um  sie 
als  Fixation  anzunehmen;  er  ricth,  fUr  letztere  das  Jdir 
1765/66  zu  wählen.  In  dem  zweiten  Kontrakt  vom  Juli  1766 
that  dann  der  König  diesem  Vorschlage  gemäss.  In  dem 
hierdurch  als  Ba^ii«  angenommenen  Jahre  stellten  sich  die 
Einnahmen  und  Ausgaben  wie  folgt  ^}: 


Aksbe 

Zölle  und  lisente 

TranwtomipoBt 

Stra^der 

Thlr. 
3  467  861 
1350  041 

144246 

Gr. 
2 
13 
15 

4 

Pf. 
2 

AuBKaben 

4979  963 
317752 

11 

17 

Rebertiag 

46C2210 

17 

8 
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Die  Fixation   betrug  mithin  4  662  210  Thaler.     Dem  Be- 

giflF  der  Fixation  steht  der  des  üeberschusses  geeentiber. 
ier  muss  man  indess  einen  doppelten  Sürachgebrauch  unter- 
ischeiden.  Einmal,  im  weiteren  Sinne,  bezeichnete  man  mit 
Ueberschuss  diejenige  Summe,  um  welche  die  Einnahmen  die 
Ausgaben  übertrafen,  d.  h.  den  Reinertrag;  sodann  aber,  in 
^spezifisch  steuertechnischer  Bedeutung,  nannte  man  Ueberschuss 
diejenige  Summe,  um  welche  der  Reinertrag  höher  war  als 
die  Fixation. 

Diese  BegriflPe  sind  für  die  ganze  Verwaltung  von  schwer- 
wiegender Bedeutung.  Während  die  Fixation  an  die  ordent- 
lichen Kassen,  d.  h.  an  die  Kriegs-  und  Domänenkassen  aus- 
^gezahlt  wurde,  ging  der  Ueberschuss  in  die  Dispositionskasse 
des  Königs.  Die  Tantiemen  der  Akzisebeamten  femer  be- 
logen sich  nur  auf  den  Ueberschuss,  nicht  auf  die  Fixation. 
Man  wird  hiemach  begreifen,  wie  wichtig  es  war,  ob  die 
Fixation  höher  oder  niedriger  bemessen  wurde:  es  hing  hier- 
von ab,  ob  die  Staatsbehörden  mehr  oder  weniger  Geld  zur 
Befriedigung  der  ordentlichen  Staatsbedürfiiisse  in  die  Hand 
bekamen;  ebenso  wurde  hierdurch  entschieden,  ob  ein  grösserer 
oder  geringerer  Theil  der  Einnahmen  in  die  Taschen  der 
Begiebeamten  fliessen  sollte. 

Erst  jetzt  kann  man  würdigen,  ein  wie  grosses  Verdienst 
«ich  de  L»aunay  um  den  gesammten  preussischen  Staatshaus- 
halt erwarb,  indem  er  als  Fixation  das  Jahr  1765/66  durch- 
setzte anstatt  1764/65:  es  wurden  dadurch  die  Beträge,  welche 
der  ordentlichen  Staatsverwaltung  zugute  kamen,  um  mehr 
als  eine  Million  grösser,  als  sie  es  sonst  gewesen  wären, 
während  gleichzeitig  die  Tantiemen  der  Regiebeamten  um  über 
50  000  Thaler  vermindert  wurden.  So  wichtig  war  eine  Mass- 
re^ely  der  auf  den  ersten  Blick  eine  nur  formale  Bedeutung 
zukommt. 

Freilich,  wenn  man  auch  das  Verdienst  de  Launays  voll 
würdigt,  so  darf  man  doch  nicht  ganz  verschweigen,  aass  er 
später  gewissermassen  selbst  das  bereute,  was  er  1766  gethan 
hatte.  Er  erklärte*),  man  habe  durch  allerlei  Rechnungs- 
künsteleien bewirkt,  dass  die  zu  Grunde  gelegten  Einnahmen 
um  eine  Million  Thaler  höher  seien,  als  es  in  Wirklichkeit 
der  Fall  gewesen :  man  habe  z.  B.  das  Jahr  zu  372  Erhebungs- 
tagen berechnet ;  habe  für  die  Zölle  ein  anderes  Jahr  als  Basis 
ffewählt  wie  für  die  Akzise.  Er  suchte  also  auszuführen,  dass 
die  angenommene  Fixation  in  ungerechter  Weise  zu  hoch  be- 
messen sei.  Leider  sind  wir  nun  nicht  in  der  Lage,  ein  posi- 
tives Urtheil  über  diese  Beschiddigungen  abzugeben,  da  es 
uns  an  dem  nöthigen  Material  mangelt:  doch  spricht  ein  Mo- 


^)  Compte  rendu  bei  Mirabeau,  Monarchie  prossienne  Bd.  4  S.  2H9. 
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ment  sehr  gegen  die  Richtigkeit  der  Klagen  de  Launays. 
Niemand  anders  als  letzterer  selbst  war  es,  der  1766  oie 
Aenderung  in  der  Bemessung  der  Fixation  veranlasste:  es  ist 
doch  sehr  unwahrscheinlich,  dass  er  da  zu  seinem  eigenen 
Nachtheile  ungerecht  gewesen  sein  soll. 

Wurde  nun  die  Hoffnung  des  Königs,  dass  unter  der 
neuen  Verwaltung  die  Einnahmen  stets  die  Fixation  bedeu- 
tend übersteigen  würden,  erfüllt,  oder  sollte  der  König  er- 
kennen, dass  er  sich  hier  getäuscht  hatte? 

Zuerst  schien  sich  alles  aufs  beste  anzulassen,  Friedrich 
wie  de  Launay  waren  mit  den  Erträgen  ganz  zufrieden. 
Letzterer  sprach  schon  im  August  1766*),  als  also  die  neue 
Verwaltung  erst  einen  Monat  gedauert  hatte,  seine  Zufrieden- 
heit mit  den  Einnahmen  in  der  Kur-  und  Neumark  aus.  Rasch 
genug  aber  trat  dem  Licht  der  Schatten  an  die  Seite:  jenen 
günstigen  Resultaten  in  der  Mark  entsprachen  ziemlich  be- 
trächtliche Ausftllle  in  Schlesien^).  Sofort  benutzte  dies  das 
altpreussische  Beamtenthum  als  Waffe  gegen  die  Ausländer. 
Die  schlesischen  Kammern  sahen  in  den  Mindererträgen  einen 
Beweis  für  die  ünzweckmässigkeit  der  Regie;  sie  machten 
dem  König  den  Vorschlag  in  Schlesien  die  alten  Einrichtungen 
wieder  herzustellen  und  die  Provinz  ein  fixes  Aversum  zahlen 
zu  lassen :  also  auch  hier  diejenige  Einrichtimg  durch25uftahreny 
die  man  vor  kurzem  in  Westfalen  getroffen  hatte.  Friedrich 
aber   wies  dies  zurück,    Schlesien  blieb  der  Regie  unterstellt 

Wir  kennen  nun  den  Reinertrag  des  ersten  Jahres  der 
Regieverwaltung  wenigstens  im  grossen  und  ganzen:  da  nach 
einer  Notiz  Friedrichs®)  sich  der  Ueberschuss  auf  120000  Thlr. 
stellte,  musste  der  Reinertrag  ungefähr  4782000  Thlr.  be- 
tragen; imd  es  würde  dies  auf  eine  Roheinnahme  von 
5  585000  Thlr.  führen.  Man  konnte  mit  diesem  Resultat  ftlr 
das  erste  Jahr  durchaus  zufrieden  sein. 

Auch  das  nächste  Jahr,  1767/68,  schien  recht  gute  Er- 
gebnisse zu  bringen:  das  stetige  Steigen  der  Einnahmen  hielt 
zunächst  noch  an :  mehrmals  sprach  der  König  seine  Zufrieden- 
heit mit  den  Erträgen  aus  *).  Indess  belief  sich  der  schliessliche 
Ueberschuss  nur  auf  80000  Thlr.,  d.  h.  er  betrug  40000  Thlr. 
weniger  als  im  Vorjahre.  Fürwahr  der  weitere  Verlauf  der 
Ergebnisse  der  Regieverwaltimg  entsprach  nicht  recht  dem 
günstigen  Anfange.  Es  war  dies  unerfreidiche  Resultat  be- 
sonders dadurch  herbeigeführt,  dass  die  Zölle  in  den  ersten- 
Monaten  des  Jahres  1768  ganz  erhebliche  Ausfälle  gezeigt 
hatten  ^). 

1)  Preuss,  Urkbch.  Bd.  3  S.  18. 

2)  Kabinettsorder  vom  21.  Dezember  1766,  ebd.  S.  20. 
^)  Kabinettsorder  vom  13.  November  1769,  ebd.  S.  27. 

*)  Kabinettsorders  vom   20.  Juli  und  25.  Oktober  1767,  ebd.  S.  21- 
'^)  Kabinettsorders  vom  20.  März  und  17.  April  1768,  ebd.  S.  22.  23. 
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HoShungon  nicht  erfüllten :  erst  wenn  man  dies  beides  zu- 
sammen nimmt,  bekommt  man  einen  Tollständigen  Einblick  in 
die  Motive,  die  den  KOnig  zu  den  grossen  Aenderungen  von 
1772  bewogen. 

Zunächst  nüerdiiigs  erwiesen  »ich  die  BesorgiuBBe  Fried- 
richs erfreulicher  Weise  als  unbegründet:  das  Jahr  1769/70 
achloäs  mit  einem  beträchtlichen  Ueberschuss.  E»  kam  dies 
daher,  dass  in  den  Wintermonaten ,  vom  Dezember  bis  zum 
Februar,  ganz  gegen  die  Regel,  ziemlich  bedeutende  Einnah- 
men erzielt  wurden ') :  ja  dieselben  waren  so  beträchtlich,  das» 
selbst  die  schlechten  Erträge  dos  März  und  April')  an  dem 
günstigen  (ileriammtresultate  nichts  ändern  konnten.  Freilich 
gründete  sich  das  letztere  vornehmlich  auf  die  Akzise,  die  Ein- 
künfte «US  dieser  stellten  sich  auf  3977200  Thlr.«).  Weniger 
günstig  lag  die  Sache  bei  den  ZoUen  und  dem  Transithanael, 
doch  licsaen  sich  dafür,  dass  bei  ihnen  die  Einnahmen  nicht 
in  gleichem  Masse  stiegen,  zum  Theil  ausserordentliche  Ur- 
eaclien  anflihron:  so  wirkte  besonders  mit  ein  grosser  Brand 
in  Künigsberg.  Alles  in  allem  wurde  in  diesem  Jahre  die 
Htärkstc  Einnahme  erzielt,  die  überhaupt  bisher  dagewesen 
war*);  freilich  war  dies  noch  nicht  identisch  mit  dem  grOasten 
Ueberschuss:  denn  die  Verwaltungskosten  waren  seit  1766 
noch  gestiegen,  so  dass  sehr  wohl  bei  absolut  höherer  Ein- 
nahme der  Ueberschuss  trotzdem  geringer  sein  konnte  als 
1766/67.  Es  scheint  fast  so,  als  ob  dieser  Fall  eingetreten 
ist;  unmittelbar  nach  Ablauf  dieses  Etatsjalires  schätzt  Fried- 
rich den  Ueberschuss  auf  mindestens  100000  Thlr.'),  was  einer 
Beineinnahme  von  4  762  210  Thalern  entsprechen  würde. 

Ueber  die  näelistcn  beiden  Jahre  wissen  wir  sehr  wenig, 
wir  erfahren  nur,  dass  das  Jahr  1770/71  im  allgemeinen  gün- 
stig verlief*). 

Alles  in  allem  hatte  die  Regie  gerade  nicht  beBondei« 
Ursache,  auf  das  änanzielle  Ergebnis  der  ersten  Zeit  ihrer 
Verwaltimg  mit  Stolz  zurück  zu  blicken:  es  wurden  ja  aller- 
dings UebcrschüMse  erzielt,  aber  dieselben  waren  doch  lange 
nicht  so  bedeutend,  wie  man  erwartet  hatte.  De  Launay 
selbst  hat  dies  später  anerkannt  und  hat  zugegeben,  dass  die 
Ueberschüsse  in  den  sieben  ersten  Jahren  der  Regie  nur  ge- 
ringe waren ').  Nur  wer  tief  von  Voriirtheilen  befangen  war, 
konnte   sich  darüber  täuschen,   dass  die  HoflFnungen,   die  der 

')  Kabinettsorder  vom  23.  März  1770.     Preosa,  Urkbch.  S.  27. 
-)  Kabineisorders  vom  18.  April  und  18.  Mal  1770,  ebd.  S.  28. 
')  Actes   coneemant    Is    formation   des    nouveaui    tarifs    d'aeäa». 
Bertin,  Geh.  Staataarchiv. 

')  Vgl.  die  in  Beilage  3  ssgeftlbrt«  ßewdsstelle. 

'■)  Kabinetteorder  vom  11.  Juni  1770.    l-'reuss,  Urkbch.  Bd.  3  8.  26. 

°)  Kabinettsorder  vom  12.  Februar  1771,  ebd.  S.  30. 

')  Faits  justificatifs  bei  Hiratteau,  Monarchie  prussienne  Bd.  4  B.  288. 
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König  in  finanzieller  Hinsicht  auf  die  Regie  gesetzt  hatte, 
nicht  erfüllt  waren.  Friedrich  war  solchen  Vonirtheilen  nicht 
zugänglich:  seine  Antwort  auf  das  negative  Resultat  bestand 
in  der  Entlassung  der  drei  Regisseure,  und  in  den  Refonnen, 
die  er  1772  traf. 

Dieses  Jahr,  das  in  der  Gescliichte  der  Regie  so  vielfach 
eine  Epoche  bildet,  brachte  auch  in  Bezug  auf  die  Einnahmen 
manche  Aenderungen,  ja  man  kann  wohl  sagen,  dass  diesem 
Gtebiet  die  wichtigste  aller  Massregeln  aus  jenem  Jahre  an- 
gehört. Eis  ist  eine  Aenderung  der  Fixation*).  De  Launay 
scheint  es  verstanden  zu  haben  seine  Ansicht,  dass  die  zu 
Grunde  gelegte  Fixation  ungerecht  und  zu  hoch  sei,  auch 
bei  dem  Könige  durchzusetzen;  in  Zukunft  wenigstens  sollte 
nicht  mehr  das  Jahr  1765/66  als  Basis  dienen.  Die  Regie 
schlug  vor,  statt  desselben  das  Jahr  1769/70  zu  nehmen,  das 
ja  in  vieler  Beziehung  so  sehr  günstig  gewesen  war.  Durch 
den  letzteren  Umstand  mochte  sich  der  König  bestechen 
lassen,  er  willigte  ein.  Scheinbar  bedeutete  diese  Massregel 
eine  Erhöhung  der  Fixation,  aber  auch  nur  scheinbar;  denn 
in  Wahrheit  wurden  nicht  die  vollen  Reineinnahmen  des 
Jahres  1769/70  als  Fixation  angenommen,  sondern  nur  ein 
Theil  derselben.  Die  in  Zukunft  als  Fixation  geltenden  Zahlen 
waren  folgende: 


Akzise 
ZöUe 
Lizenten 
Transit 

Thlr. 

3006045 
949  217 
303348 
137  345 

Gr. 

21 

20 

5 

Pf. 

3 

7 

11 

4 

Summa 

4  395  957 

— 

1 

Es  bedeutete  diese  neue  Fixation  eine  Verminderung  von 
flber  250000  Thlr.  gegen  früher;  von  welch  praktischer 
Wichtigkeit  aber  eine  derartige  Massregel  war,  nahen  wir 
oben*)  dargelegt. 

De  Launay  stellte   nun  für  die  einzelnen  Provinzen  und 
Branchen  einen  Entwurf^)  der  Einnahmen  auf*),  den  wir  hier 


1)  Vgl  BeUage  3. 

•)  S.  143. 

*)  Die  Angaben'  sind  als  Etat  für  die  Zeit  vom  1.  Juni  1772  bis 
81.  Kai  1778  bezeichnet  In  den  dort  mit  angeführten  Kosten  sind  die 
J^nmmen  angegeben,  die  de  Launay  ursprünfflich  vorschlug,  an  denen 
aber,  wie  wir  früher  sahen,  auf  Veranlassung  des  Königs  noch  bedeutende 
Redaktionen  vorgenommen  wurden.  Folglich  gehört  das  Schriftstück  in 
die  Zeit  vor  dem  31.  Juli  1772.  Wahrscheinlich  gründet  sich  dieser  Etat 
anf  die  tbatsächlichen  Einnahmen  des  Jahres  1771/72. 

*)  Plan  original  de  R^e.    Berlin,  Geh.  Staatsarchiv. 
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in  den  OnmdzUgen  mittheüen  wollen^),  indem  wir  unter  Be> 
ziebung  auf  die  früher  gegebenen  Uebersiebten  der  Aoegaben 
damit  einige  Notizen  über  das  Verhältnis  von  Eännaamen 
und  AoBgaben,  sowie  Ton  Reinertrag  und  Fixation  verbinden. 
Für  die  einzelnen  Provinzen  sind  die  Einnahmen  und  Aus- 
gaben folgende: 

(Tabelle  «ehe  Seite  140.) 

In  mehr  als  einer  Beziehung  ist  diese  Uebersicht  lehr- 
reich, hier  sei  indess  nur  hingewiesen  auf  das  Verbältnisa  der 
Kosten  zu  den  Einnahmen.  Dasselbe  erscheint  als  ungemem 
hoch:  die  Ausgaben  verschlingen  mehr  als  den  neunten  Theil 
der  Einnahmen.  Besonders  beachtenewertb  ist  es,  dasa  in  den 
einzelnen  Provinzen  dieses  Verhältnis  sehr  verschieden  ist: 
während  in  der  Kurmark  die  Kosten  nur  den  zwölften  TheÜ 
der  Erträge  ausmachen,  betragen  sie  in  Pommern  mehr  als 
ein  Siebentel.  Besonders  ist  zu  betonen,  dass  in  Westfalen, 
wo  nur  ein  kleiner  Theil  der  indirekten  Abgaben  unter  der 
Kegie  stand,  die  Kosten  nicht  viel  mehr  als  ^/is  der  Ean- 
nahmen  betragen.  Zur  Vergleichung  müssen  wir  die  Zeit 
vor  der  Regte  heranziehen.  1765/66  stellten  sich  Ausgabeo 
und  Einnahmen  wie  1:15,67;  d.  h.  erstere  betrugen  noch 
nicht  den  fünfzehnten  Theil  des  Ertrages.  Jetzt  erst  erkennt 
man,  wie  sehr  sich  die  Sache  unter  der  Regieverwaltung  ver- 
schlimmert hatte:  nicht  nur  absolut  waren  die  Ausgaben 
furchtbar  gestiegen,  wie  wir  dies  schon  früher  konstatirt  haben, 
sondern  sie  waren  vor  allem  sehr  viel  stärker  gewachsen,  als 
die  Einnahmen,  letztere  hatten  um  8  Prozent,  die  Ausgaben 
dagegen  um  90  zugenommen.  Ich  denke,  diese  ein&chen 
Zahlen  sprechen  deutlicher  und  eindringlicher,  als  lange  Dar- 
legungen es  vermilchten. 

De  Launay  bemerkt  nun  zu  der  mitgetheilten  Uebersicht^ 
dass  die  Akzise  in  allen  Provinzen,  ^lein  Schlesien  aas- 
genommen, Uebcrschüase  ergeben  habe ;  auch  die  ZSlle  hätten 
in  der  grösseren  Zahl  der  Provinz ialdirektionen  ein  Plus  ge- 
liefert, dagegen  seien  sie  in  der  Kurmark,  der  Keumark, 
Schlesien  und  Westfalen  hinter  der  Fixation  zurückgeblieben; 
beim  Trauaitoimpost  sei  überall  mit  Ausnahme  von  Magdeburg 
ein  Ueberschuss  erzielt  worden*);  dagegen  hätten  die  Lizenten 


')  Die  genanen  Einzelzahlen  für  jede  Branche  der  I 
nehe  in  den  io  der  Beilage  4  abgedruckten  Aktenstücken. 

*)  Mit  diesen  Worten  wuide  nur  die  Thatsacbe  bemäntelt,  daei 
beim  TnuBito  ein  votlkommener  Ausfall  vorlag,  denn  von  dem,  wae  ans 
dem  TransitoimpoBt  einkam,  entfielen  über  80  Prozent  auf  MMdebnr^. 
Was  wollte  es  da  der  Thatsache  gegenüber,  dass  in  Hagdebtu^  die 
Fixation  nicht  erreicht  war,  besagen,  wenn  in  den  anderen  Promuen 
^  geringes  Plus  erzielt  wurde.  Auch  die  folgende  Tabcdle  xtigt  deat- 
licb,  wie  beim  TransitoimpoBt  im  ganzen  kein  UebeiBchoae,  sonaem  äa 
Ausfall  vorlag. 
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(tie  Fixationeeumme  nirgends  erreicht.  Höchst  interessante 
Notizen!  Also  nicht  einmal  die  Fixationssumme  kam  in  allen 
Provinzen  ein.  Vor  allem  eine  so  wichtige  Provinz  wie 
Schlesien  ergab  bei  der  Akzise  wie  bei  den  Zöllen  ein  Minos. 
Es  dauerte  also  dort  noch  der  schlimme  Zustand  fort,  über 
den  man  schon  1766  geklagt  hatte.  Man  entnimmt  aus  diesen 
Angaben ,  dasa  die  Zustände  im  einzelnen  oft  noch  viel 
fichTimmer  waren,  als  es  das  Gesammtergebnis  vermuthen 
läset.  Den  zahlenmSHsigen  Beweis  nun  fUr  diesen  letzten  Satz 
gewährt  uns  die  Uebersicht  der  Einnahmen  nach  Branchen. 
Es  ist  diese: 

[Tabelle  nehn  Seite  151.) 

Die  Summe  von  310  741  Thlm.  2  Gr.  1  Pf.  zeigte  nun 
aber  noch  nicht  den  wahren  Ueberechusa ;  es  waren  von  ihr 
abzurechnen  zunächst  die  Kosten  der  Zentral  Verwaltung  mit 
68  550  Thlm. ') ;  sodann  noch  die  Kosten  fllr  die  Besoldung 
eines  zweiten  Direktors  in  der  Kurmark  und  eines  zweiten 
Auisehers  in  Schlesien,  sowie  eines  besonderen  Aufsehers 
für  die  Zölle,  die  4366  Thlr.  17  Gr.  11  Pf.  betrugen;  wenn 
man  diese  Summen  abzog,  blieb  zunächst  ein  Ueberschuas 
von  237  824  Thlm.  8  Gr.  2  Pf. ').  Hierzu  war  aber  anderer- 
seits hinzuzurechnen  das  westfälische  Aversum.  Für  diese«') 
war  als  Fixation  das  Jahr  1765/66  angenommen:  das  Aversum 
sollte  gleich  sein  dem  Reinertrag  dieses  Jahres  mit  einem 
Zuschlag  von  10  Prozent;  es  belief  sich  auf  29599  Thlr.  18  Gr. 
Von  dieser  Summe  hatte  indess  Friedrich  der  Provinz 
13  681  Thlr.  12*Gr.  7  Pf  erlassen,  so  dass  aus  Westfalen 
an  die  General administration  nur  15  918  Thlr.  5  Gr.  5  Pf. 
gezahlt  wurden.  Wenn  man  diese  den  obigen  Beträgen  hinzu- 
zählte, so  bekam  man  als  schliesslichen  Ueberschuss  heraus 
253  742  Thlr.  13  Gr.  7  Pf.*)^ 

Auch  diese  Zahlen  fordern  zu  einigen  Bemerkungen  aufl 
Also  der  ganze  Mehrertrag  der  Regie  Verwaltung  g^en  die 
frühere  belief  sich  auf  253  742  Thlr.  Fragen  wir  einstweilen 
nicht,  woher  dieser  Ueberschuss  kam,  sondern  nehmen  wir 
ihn  als  gegeben  hin.  Friedrich  hatte,  wie  wir  wissen,  mit 
dem  preussischen  Beamtenthum  gebrochen,  weil  dasselbe  eine 
Mehreinnahme  von  2  Millionen  verweigerte:  jetzt  gab  ihm 
die  französische  Verwaltung  allerdings  1480  045  Thlr.  mehr, 
als  1764/65  eingekommen,  aber  nur  253  742  Thlr.  mehr  gegen 
1765/66.  Man  erkennt,  rein  nominell  war  der  Zweck  des 
Königs  erreicht,  hatte  er  mit  seiner  Neueinrichtung  den  Er- 
folg auf   seiner  Seite:   aber   axich   nur   nominell.     Gerade  die 


■)  Nach  de  LsDnavs  Entwurf  120348  Thlr.  11  Gr. 

*)  Nach  de  Uunaya  Entwurf  134  081  Thlr.  18  Gr.  7  Pf. 

')  Genaueres  «ehe  im  Eweit«n  Theil. 

')  Nach  de  Launays  Entwurf  ISO  000  Thlr. 
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beträchtliche  Mehreinnahme  des  Jahres  1765/66  gegen  das 
Vorjahr  beweist,  wie  sich  auch  unter  der  altpreusaiacEen  Ver- 
waltung die  Erträge  mit  der  Zeit  besserten,  wie  sie  grSsser 
wurden,  je  mehr  der  Krieg  in  eine  ferne  Vergangenheit 
rUckte:  mit  anderen  Worten,  es  wäre  durchaus  ungerecht, 
wenn  der  Historiker  den  Reinertrag  der  Begie  mit  dem  des 
Jahres  1764/65,  den  ja  allerdings  der  KOnig  bei  seinem  Ver- 
langen nach  2  Millionen  Mehreinnahmen  vor  Äugen  hatte, 
vergleichen  wollte :  für  die  historische  Kritik  darf  allein  das 
Jahr  1765/66  massgebend  sein.  Wie  klein  ist  aber  gegen 
dieses  gehalten  das  von  der  Regie  erzielte  Mehreinkommen  I 
Eine  viertel  Million!  Kann  es  ein  klaglicheres  Fiasko  geben 
als  in  dieser  einfachen  Thatsache  liegt? 

Aber  weiter,  nur  die  Akzise  lieferte  Ueberschllsse ,  bei 
den  anderen  Zweigen  der  Abgaben  blieben  die  Erträge  hinter 
denen  von  1765/66  noch  zurück.  Und  selbst  bei  der  Akzise 
gab  es  nicht  einmal,  wie  wir  früher  sahen,  in  allen  Provinzen 
ein  Plus;  eine  so  wichtige  Provinz  wie  Schlesien  versagte 
vollkommen. 

Die  einfachen  Zahlen  setzen  uns  in  den  Stand,  aber 
die  finanziellen  Ergebnisse  der  Regie  in  der  ersten  Periode 
ihrer  Thäti^cit  ein  Urtheil  zu  fallen,  das  sich  weder  auf 
allgemeine  Reflexionen  und  Deklamationen,  weder  auf  bos- 
haften, galligen  Tadel  noch  auf  tendenziöse  SchOnfih*berei 
gründet.  Rekapituliren  wir  kurz  die  Thatsachen.  Zu- 
nahme der  Einnahmen  um  8  Prozent,  der  Ausgaben  um 
90  Prozent;  Absorbirung  des  neunten  Theiles  der  Einkünfte 
durch  die  Kosten;  ein  Mehrertrag  gegen  früher  nur  bei  der 
Akzise  und  auch  hier  nicht  in  allen  Provinzen,  sonst  überall 
Minderertrftge ;  im  ganzen  nur  eine  viertel  Million  üeber- 
schuss  gegen  früher.  Kann  man  darüber  zweifelhaft  sein,  dass 
in  der  ersten  Periode  ihres  Bestehens  die  Regie  in  keiner  Weise 
die  Berechtigung  ihrer  Existenz  nachwies,  durchaus  nicht  mehr 
leistete,  als  das  preussische  Beamtenthum  ?  Und  nun  bedenke 
man,  dass  wir  die  Ueberschüsse  einfach  als  gegeben  hin- 
genommen haben,  ohne  darnach  zu  fragen,  wie  weit  sie  nicht 
auf  die  bessere  Organisation  der  Verwaltung,  sondern  auf 
Einführung  neuer  oder  Erhöhung  alter  Steuern  zurückgehen. 
M'enn  man  nun  auch  bedenkt,  dan»  die  erste  Periode  der 
Regieverwaltung ,  die  Epoche  von  1766  bis  1772,  eine  Zeit 
wirthschaftlicher  Krisis  war,  so  wird  dies  doch  nicht  hin- 
reichen, lun  den  grossen  Misserfolg  der  Regie  zu  entschuldigen ; 
wenn  wir  auch  für  einen  Theil  der  geringen  finanziellen  Er- 
gebnisse die  Schuld  in  den  Verhältnissen  suchen,  es  bleibt 
immer  noch  genug,  was  nicht  den  Verhältnissen,  sondern  der 
Verwaltung  zur  Last  fUllt.  Nach  meiner  Ansicht  wird  das 
historische  Urtheil  über  die  erste  Periode  der  neuen  Ver- 
waltung  nur  lauten   können :   die   Regie   entsprach   in   dieser 
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Zeit  in  finanzieller  Hinsicht  durchaus  nicht  den  Erwartungen, 
leistete  nicht  das,  was  sie  leisten  sollte  und  musste. 

Und  dabei  war  in  Wirklichkeit  die  finanzielle  Lage  der 
Verwaltung  noch  viel  schlechter,  als  sie  sich  in  den  budget- 
mässigen  Ansätzen  ausnahm.  Denn  die  Regie  hatte  keines- 
wegs immer  die  Summen,  die  etats-  imd  rechnungsmässig  als 
Beinertrag  ausgesetzt  waren,  auch  thatsächlich  abgeliefert, 
vielmehr  war  sie  mit  ihren  Zahlungen  noch  sehr  im  Rück- 
stande, schuldete  den  königlichen  Kassen  recht  bedeutende 
Poftten.  So  hatte  sie  im  Jahre  1773  noch  nicht  die  Fixations- 
summe  für  Schlesien  aus  dem  Jahre  1770/71,  die  62  779  Thlr. 
betrug,  entrichtet^);  ich  denke,  es  lässt  dies  Faktura  die 
technische  Seite  der  Verwaltung  in  einem  ganz  eigenthümlichen 
Lichte  erscheinen. 

Es  fragt  sich  nun,  wie  weit  lassen  sich  in  der  zweiten 
Periode  der  Regie  günstigere  Ergebnisse  konstatiren  als  in 
der  ersten  ?  Wie  früher  wollen  wir  auch  diesmal  die  einzelnen 
Jahre  nach  einander  durchmustern. 

Das  Jahr  1772/73  zeigte  einen  vollkommen  normalen 
Verlauf.  In  den  Herbst-  und  ersten  Wintermonaten  er- 
reichten die  Einnahmen  eine  recht  beträchtliche  Höhe;  sie 
sanken  dann  in  dem  Beginn  des  neuen  Jahres  bedeutend,  so 
dass  sich  gegenüber  der  Fixation  Mindererträge  einstellten; 
doch  dauerte  diese  absteigende  Bewegung  nur  bis  zum  April, 
der  Mai  hatte  schon  wieder  ein  bedeutendes  Plus*).  Wir 
bekommen  hier  in  einem  konkreten  Falle  recht  interessante 
Anblicke  in  die  verschiedene  Höhe  des  Ueberschusses  zu 
den  verschiedenen  Jahreszeiten.  In  der  zweiten  Hälfte  des 
Jahres  1772  betrug  derselbe  273  000  Thlr.,  davon  entfielen 
104000  Thlr.  allein  auf  den  August;  der  Mai  ergab  ein  Plus 
von  70  000  Thlm.  Es  würde  hiemach  auf  die  Monate  Januar 
bis  April  eine  Mindereinnahme  von  ungefilhr  80  000  Thlm. 
g^enüber  der  Fixation  entfallen. 

Mit  den  Erträgen  des  Jahres  1773/74  waren  Friedrich 
wie  de  Launay  sehr  zufrieden.  Schon  die  Herbstmonate 
hatten  recht  beträchtliche  Mehreinnahmen  geliefert;  den  Ge- 
sammtüberschuss  des  Finanzjahres  schätzte  de  Launay  zuerst 
auf  299  960  Thlr. ;  der  König  war  schon  hiermit  so  zufrieden, 
dass  er  de  Launay  5000  Thlr.  schenkte;  es  stellte  sich  aber 
bald  heraus,  dass  der  Ueberschuss  gar  319  442  Thlr.  betrug*). 
Wenn  der  Historiker  diese  Summe  richtig  würdigen  will, 
muss  er  freilich  bedenken,  dass  1773  Westpreussen  der  Regie 


1)  Kabinettsorder  vom  19.  Mai  1773.    Preuss,   Urkbch.  Bd  3  S.  34. 

*)  KabioettBorders  vom  20.  September  und  19.  Dezember  1772, 
19.  Mai  1773.    Preuss,  Urkbch.  Bd.  3  S.  31.  32.  34. 

*)  Kabinettsorders  vom  14.  November  1773,  14.  und  17.  Juni  1774. 
PteosB.  Urkbch.  Bd.  8  S.  34.  35.  36.  Kabinettsorder  vom  14.  Juni  1774. 
De  Lannaj,  Justification  S.  14. 


154 


vn.  3. 


unterstellt  war,  dasa  in  dem  obigeo  Quantum  auch  der  in 
dieser  Provinz  gegen  die  Fixation  erzielte  Ueberschuss  steckt; 
freilich  darf  man  letzteren  nicht  zu  hoch  veranschlagen'): 
soviel  bleibt  bestehen,  dasH  auch  nach  Abrechnung  des  auf 
Weatpreuseen  entfallenden  Antheils  der  1773/74  erzielte  Ueber- 
Kchuss  hoher  war  als  die  Summe,  welche  die  Veranschlagungen 
von  1772  zeigen. 

Aus  den  nächsten  beiden  Jahren  haben  wir  sehr  wenig 
Nachrichten,  ao  daas  wir  uns  ein  Gesammtbild  der  finanziellen 
Ergebnisse  in  denselben  nicht  verschaffen  kOnnen.  Aus  dem 
Jahre  1774/75  haben  wir  gar  keine  detaillirten  Machrichten; 
von  1775/76  erfahren  wir  nur  einerseits,  dass  die  Einnahmen 
aus  der  Kurmark  2  784  880  Thir.  8  Gr.  5  Pf,  betrugen«), 
andererseits  dass  in  den  Monaten  Juni  bis  November  1776 
ein  Ueberschuss  von  403  711  Thlm.  erzielt  wurde'),  ohn«  dass 
wir  aber  wUssten,  eine  wie  hohe  Mindereinnahme  demselben 
in  den  ersten  Monaten  des  Jahrea  1776  gegenüber  stand. 
Naturgemäss,  dasa  derartige  iaolirte  Notizen  una  wenig  helfen 
können. 

Um  80  besser  sind  wir  über  das  Jahr  1776/77  unter- 
richtet; freilich  über  den  Gang  in  den  einzelnen  Jahreszeiten 
wiasen  wir  auch  hier  nichts ,  dagegen  kennen  wir  die 
Gesammtresultate.  Sie  sind  für  Einnahmen  und  Ausgaben 
folgende  *) : 


Thb. 

|G,. 

Pf. 

Zunafa 
Pro«ent 

1765/66 

m  gegen 
1772 

EinnahDieD 

Ausgaben:     BesolduDgen 

Bonifikationen 

7129437 
896  316 

42(J«70 

1     ^^ 

7 
9 

44 

182 

31 
44 

Summa 

1  323  286 

12 

9 

- 

- 

Rein  ertrag 
Ueberechusa 

b  806  IMl 
1410I9:PI 

11 
11 

10 

24 

20 
456 

Im  ganzen  muss  man  dies  ResiUtat  als  ein  sehr  günstiges 
bezeichnen;  gegen  1772  hatte  der  Ueberstrliuss  ganz  bedeutend 
zugenommen.  Freilich  darf  man  nicht  vergessen,  daas  ein 
Theil    hiervon   auf  Westpreuaeen   abzurechnen   ist.     Friedrich 

')  Vgl.  im  zweiten  Tbeil. 

*)  Aurabe  des  Ministen  Michaelis  bei  Bflscbing,  Beiti^ge  S.  303. 

*)  KaKneltBorier  vom  17.  Dezember  1775.  Prenss,  Urlbch.  Bd.  3 
a  42. 

')  De  Lann&f  bei  Preuss  Bd.  3  S.  15. 

")  Nocb  de  Launays  Angabe  1412  436  Tblr.  14  Gr.;  ve^ldche 
hienn  Bälage  3. 
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selbst  sah  Jene  Resultate  als  sehr  zufriedenstellende  an ;  am 
15.  Juni  1777^)  sprach  er  de  Launay  sein  Lob  aus  wegen 
der  guten  Ordnung  in  der  Verwaltung  und  wegen  des  be- 
deutenden Ueberschusses ;  als  ausdrückliches  Zeichen  seiner 
Anerkennung  schenkte  er  ihm  10000  Thlr.*). 

Auch  mit  den  Erträgen  des  nächsten  Jahres,  1777/78, 
war   der  König   zufrieden.     Dasselbe   fing   gleich    ungeheuer 

rtig  an;  der  Juni  allein  lieferte  einen  Ueberschuss,  der 
entsprechende  Summe  des  Vorjahres  um  68  000  Thlr. 
überstieg*).  Auch  weiterhin  blieben  die  Verhältnisse  günstig ; 
am  20.  Oktober  schrieb  der  König  *) :  „Der  Ueberschuss  über 
die  Fixation  ist  ein  Beweis,  dass  es  mit  allem  immer  besser 
geht*)."  Freilich  scheinen  diese  guten  Erträge  im  Jahre  1778 
nicht  angehalten  zu  haben;  mehr  und  mehr  gewann  die  Be- 
sorgnis an  Boden,  dass  kriegerische  Verwickelungen  bevor- 
ständen, und  es  wirkte  dies  lähmend  auf  Handel  und  Gewerbe, 
infolge  dessen  auch  auf  die  indirekten  Steuern.  Nachdem  die 
Heere  bereits  ins  Feld  gerückt  waren,  als  es  indess  noch 
nicht  zu  grösseren  Feindseligkeiten  gekommen  war,  da  äuisserte 
Friedrich  am  18.  Mai  1778*)  seine  Besorgnis,  dass,  falls  der 
Elrieg  ernstere  Gestalt  annehme,  dies  einen  Ausfall  von 
200  000  bis  240  000  Thlm.  bei  der  Akzise  zur  Folge  haben 
werde. 

Im  ganzen  aber  bezeichnen  die  beiden  Jahre  1776/77  und 
1777/78  einen  Glanzpimkt  in  der  Geschichte  der  Regie,  in 
den  Folgejahren  wuraen  die  Verhältnisse  bedeutend  schlechter. 
Allerdings  wäre  es  unrecht,  wenn  man  hierfür  ausschliesslich 
die  Verwaltung  oder  die  Politik  des  Königs  verantwortlich 
machen  wollte;  auch  die  internationale  Lage  blieb  hier  nicht 
ohne  Einfiuss.  Es  war  die  Zeit,  wo  zwischen  England  und 
Amerika  der  Krieg  tobte,  der  sich  dann  durch  Frankreichs 
Zutritt  über  alle  Weltmeere  verbreitete,  wo  gegen  eben  jenes 
England  der  Bund  der  bewafineten  Seeneutralität  in  die 
Schranken  trat,  dem  sich  auch  Friedrich  anschloss.  Dass 
bei  80  bewegten  Verhältnissen  ein  ruhiger  Handel  nicht  ge- 
deihen konnte,  liegt  auf  der  Hand.  Eine  j6de  Störung  des 
Verkehrs    spiegelte     sich     aber    sofort    in    aen    preiissischen 


1)  Jostification  S.  15. 

*)  Friedrich  bemerkt,  er  BoUe  letztere  von  dem  Plus  abziehen  mid 
den  Rest  von  604  360  Thlm.  an  Buchholz  senden.  Es  deutete  dies  aut 
ein  Plus  von  795^  Thlm.,  weniger  als  die  obige  Angabe  de  Launajs 
nennt.  Haben  wir  vielleicht  in  diesen  795  888  Thlm.  die  Fixation  für 
Westpreussen  zu  erblicken?  Diese  aui'  den  ersten  Blick  wahrscheinliche 
Ycrmuf hung  ist  abzuweisen,  weil  sie  den  sonstigen  An^ben  widerspricht. 

>)  Kabinettsorder  vom  16.  Juli  1777.   Preuss,  Urkbch.  Bd.  8  S.  44. 

*)  Ebd.  S.  45. 

ft)  L'augmentation  qu'ils  pr^entent  sur  leur  fixation  c'est  une  preuve 
qne  cela  va  toujours  de  mieuz  en  mieux. 

*)  Justification  8.  110. 
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ätaatseinnahiaen  wieder;  durch  eben  diese  intemationalea 
Verwickelungen  wurde  ein  anderes  friderieianischeB  Institut, 
die  Tabakeadministration,  fast  zu  Gtrunde  gericbtet,  £e  darf 
daher  nicht  Überraschen,  dass  auch  bei  den  Erlebnissen  der 
Regie venvaltung  sich  Rückwirkungen  der  Vorgänge  o.u!  dem 
Welttheater  konstatiren  lasBen. 

Im  Jahre  1778/79  kamen  nun  zu  jenen  Missständen,  die 
die  ganze  Zeit  hindurch  sich  geltend  machten,  noch  besondere 
Nothstftnde.  Der  Krieg,  vor  dem  Friedrich  im  Frtthjahr« 
besorgt  war,  fand  statt;  so  kurz  auch  seine  Dauer,  ao  un- 
bedeutend er  in  militärischer  Hinsicht  war,  für  Handel  und 
Verkehr  war  er  wichtig  und  verderblieh  genug.  Daau  kam 
in  der  ersten  Hälfte  des  Jahres  1779  ein  bedeutender  Waasei^ 
mangel,  der  die  Schiflfahrt,  damals  noch  das  Hauptoi^;an  des 
Verkehrs,  auf  lange  Zeit  vollständig  niederlegte*).  Alles 
dies  kam  zusammen,  um  bei  den  Steuern  beträchtliche  Aae- 
Ü.\\e  hervorzurufen:  im  Jahre  1778/79  blieben  die  Sinnahmen 
hinter  den  Voigahren  weit  zurück;  noch  viel  mehr,  als  es  der 
König  befürchtet  hatte.  Am  18.  Mai  1779')  schrieb  er:  „Ich 
finde  das  Defizit  bei  den  Einkünften  ganz  schrecklich,  und 
ich  hätte  niemals  geglaubt,  dass  das  Alanko  in  unseren  Ein- 
nahmen eine  solche  Höhe  erreichen  würde*)."  Leider  sind 
lins  sichere  Zahlenangaben   aus  jenem  Jahre  nicht  erhalten*). 

lieber  das  nächste  Jahr,  1779/80,  wissen  wir  sehr  wenig; 
wir  erkennen  nur  so  viel,  dass  der  Gang  im  allgemeinen  der 
normale  war.  Der  Jimi  und  Juli  gaben  UeberschUsse ') ;  ihneii 
entsprachen  Mindereinnahmen  in  den  Wintennonaten. 

Es  folgte  das  Jahr  1780/81,  in  das  der  Anfang  der  so 
überaus  bedeutsamen  .Sinnesänderung  des  Königs  fsllt.  Wir 
haben  nun  oben  gesehen,  dass  bei  dieser  Wandelimg  jedenfalls 
auch  andere  Gründe  als  rein  finanzielle  mitwirkten,  dass  vor 
allem  die  schlechten  Erfolge  der  inneren  und  äusseren  Ver- 
waltung in  Betracht  kamen ;  es  ist  indess  klar,  dass  auch  die 
finanziellen  Ergebnisse  filr  die  Entschli essungen  des  Königs 
von  schwerwiegendstem  Einflüsse  sein  mussten.  Man  kami 
wohl  sagen,  ohne  einen  Einblick  in  die  Gestaltung  der  Ein- 
nahmen wehrend  dieses  Jahres  wird  mau  nicht  zu  einem 
klaren    Verständnis    der   Finanzpolitik   Friedrichs    in   aeiner 


')  Kabinetteorder  vom  7.  Mai  1779.    Preuss,  Urkbch.  Bd.  8  8.  47. 

')  Ebd.  S.  48, 

')  Je  trouve  le  moins  dans  ces  produits  tout  honible,  et  jamais  je 
n'avois  crü  que  ce  vide  dana  nos  recettes  monteroit  A^  un  bd  pomt 

*)  Nach  einer  Nachriclit  von  Beiizeiiberg,  die  zu  kontrolliTen  mir 
unmSglich  ist  (Preuas  Bd.  4  S.  295),  betrug  in  diesem  Jahr  der  Uebei- 
BchuBs  1  OOOOOOTIilr.  Von  dieser  Summe  entfielen  375222  Thir.  auf  die 
Akzise.    Die  Einnahmen  aus  der  Akzise  beliefen  sich  auf  4655999  Thli. 

')  KabinettaordeTs  vom  18.  Juli  und  1.5.  August  1779.  Frenas, 
Urkbcb.  Bd.  3  S.  49. 
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späteren  Zeit  gelangen:   das  Jahr  1780/81  bildet  für  dieselbe 
den  E>:kstein,  den  Drehpunkt,  den  Schlüssel. 

Es  war  gleichsam  ein  böses  Omen,  dass  gleich  der  erste 
Monat  recht  schlechte  Resultate  zeigte:  die  Einnahmen  des 
gleichen  Monats  im  Vorjahre  wurden  diesmal  nicht  erreicht 
Und  wirklich  wurde  der  Anfang  typisch  für  das  ganze  Jahr; 
die  Mindereinnahmen  überwogen,  bei  dem  tiefen  Schatten 
vermochte  das  Licht  nicht  durchzudringen.  Am  15.  Mai 
1781*),  also  kurz  vor  Ablauf  des  Etatsjahres,  bemerkt 
Friedrich,  dieses  Jahr  werde  voraussichtlich  mit  einem 
Minderertrage  von  200  000  Thlm.  schliessen:  Worte,  die  an 
sich  etwas  dunkel  und  vieldeutig  sind,  da  wir  nicht  wissen, 
worauf  sich  die  Mindereinnahme  bezieht,  die  aber  durch 
andere  Angaben  volles  Licht  gewinnen.  Wir  kennen  nämlich 
die  thatsächlichen  Einnahmen  und  Ausgaben  von  1781.  Es 
waren  diese  ■): 

Einnahmen     7  257  387  Thlr. 
Ausgaben  958  462      „ 


Reinertrag     6  298  925  Thlr. 
Ueberschuss  1902  968      „    ») 

Es  ist  hiemach  klar,  dass  der  König  mit  jener  Minder- 
einnahme nicht  gemeint  haben  kann  ein  Minus  gegenüber 
der  Fixation  —  denn  diese  wurde  ja  durch  die  Einkünfte 
beträchtlich  übertrolffen  — ,  sondern  nur  ein  Minus  gegenüber 
dem  Vorjahr*).  Es  waren  also  im  Jahre  1780/81  die  Ein- 
nahmen um  200  000  Thlr.  geringer  als  1779/80.  Ein  solches 
Faktum  musste  in  der  That  den  König  bedenklich  machen, 
und  es  ist  klar,  wie  dies  im  Verein  mit  dem  olffenbaren  Miss- 
erfolg der  Verwaltung  den  ersten  Anstoss  für  die  Sinnes- 
änderung gab.  Ebenso  ist  jetzt  leicht  ersichtlich,  weshalb 
Heinitz  als  Basis  fUr  seinen  Angriff  gegen  die  Regie  gerade 
das  Jahr  1780/81  wählte,  und  wie  ein  Angriff  auf  solcher 
Grundlage  dem  König  doppelt  bedeutsam  erscheinen  musste. 
Allerdings  bilden  die  finanziellen  Verhältnisse  nicht  das  einzige 
Motiv  für  die  Sinneswandlung  des  Königs,  ja,  wie  ich  glaube, 
nicht  einmal  zeitlich  das  erste;  aber  ohne  den  finanziellen 
Misserfolg  würde  die  Opposition  gegen  die  Regie  schwerlich 
bei  Friedrich  das  Entgegenkommen  gefunden  haben,  dessen 
sie  sich  erfreute*). 


1)  Prenss,  Urkbch.  Bd.  3  S.  53. 

>)  Heimts  bei  Riedel,  Staatshaushalt  S.  159. 

*)  Mit  Berücksichtigung  Westpreussens  1  602  968  Thlr. 

«)  Es  würden  hienach  1779/80  betragen: 

UeberachusB    2  102  968  1  hhr. 

Reinertrag       6  498  925  Thlr. 
*)  Ausser  den  im   Text  angefahrten   Aeussenmgen   ist  noch  eine 
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Auch  im  nächsten  Jahre  wurde  die  äachl^e  nieht 
günstiger,  und  e»  musitte  dies  dazu  beitragen,  die  Abwendimg 
des  Königs  von  der  Regie  zu  beschleunigen,  aein  MisstrsiMn 
gegen  dieselbe  zu  verstärken.  Vor  allem  erreichten  die 
Mindereinnahmen  im  Winter  1781  eine  recht  beträchtliche 
Höhe.  Doch  darf  nicht  verkannt  werden ,  das«  auch  diesmal 
hierfür  äiwsere  Gründe  in  Betracht  kamen.  Einmal  litt  noch 
immer  der  Handel  zur  .See  unter  den  intemationaien  Ver- 
wickelungen; nodann  war  auch  Jetzt  wieder  der  WasBeratuid 
ein  ungewöhnlich  niedriger;  endlich  kam  hierzu  noch  eine 
MiMsemte  in  Polen,  so  tuus  wenig  Kom  aus  Polen  exportirt 
wurde.  Infolge  der  letzteren  beiden  Uebelstftnde  stockte  so- 
wohl die  Flussschiffbhrt,  wie  der  preassiach-polnische  Handel, 
beides  wirkte  zurück  auf  die  Ergiebigkeit  der  Steuern*). 

Diese  Hchlimme  Lage  dauerte  auch  in  der  zweiten  fiflUte 
des  Jahre»  1782  noch  fort.  Ja  es  schien  fast,  als  sollte  das 
Finanzjahr  178283  da»  schlechteste  werden,  daa  bisher 
überhaupt  die  Regiererwaltong  aufzuweisen  hatte.  Am 
3.  September*)  schrieb  Friedrich;  „ich  nehme  wahr,  das» 
unsere  Einkünfte  aus  der  Akzise  und  den  Zöllen  sich  Ton 
Jahr  zu  Jahr  immer  weiter  vermindern',  und  am  22.  No- 
vember') klagte  er;  „der  Handel  geht  schlecht  and  roht 
allenthalben  ganz" ;  er  sprach  die  Befürchtung  aus ,  dass  die 
Ertrüge  dieses  Jahres  noch  geringer  sein  würden  als  die  des 
Voijahres.  Indessen  wurde  diese  Besorgnis  durch  die  That- 
sachen  erfreuHcherweise  nicht  erfüllt :  zu  Anfang  des  Jahres 
1783  besserte  sich  die  finanzielle  Lage;  überall  ergaben  sich 
bedeutende  Ueberschüsse.  Ja,  zum  erstenmal  seit  dem  Be- 
stehen der  Regie  —  ich  betone  ausdrücklich,  daas  dies 
Faktum  in  mehr  als  einer  Beziehung  bemerkenswerth  ist  — 
lieferten  auch  die  Zölle  einen  Mehrbetrag  über  die  Fixation, 
und  zwar  ganz  allgemein,  am  Rhein  so  gut  wie  in  Pillau  und 
Memel,  wie  in  Fordon  und  Neufahrwasser*).  Am  3.  Min 
1783^)   schätzte  der  König  die  Einnahmen   in  runder  Stimme 

Bemerkung  Friedrichs  zu  erw&hnen,  mit  der  ich  mchts  ansnfaiigai  wtim. 
Er  schreibt  am  19.  April  1761  (Pi«tiBB  Urkbch.  Bd.  3  S.  52):  J'ohaan 
aa  reate  qae  vom  aTiez  Tsdu^  demiire  900  000  £cas.  Wm  dicM  Snmme 
besogeo  soll .  vennag  ich  nicht  anzugeben.  Dreierlei  kOimte  ganänt 
sein :  1)  der  Ueberachura  von  3780/81,  2|  der  Uebenchus«  von  1779/80, 
3)  der  Uebemchusa  der  letzten  sieben  Monate  de«  Jahrea  1780.  Ke 
enteo  beiden  Möglichkeiten  passen  nicht,  wie  sich  ans  dem  im  Text 
AnKeführten  ergiebt:  ich  bin  daher  geneigt,  anznnehmen,  dass  der  dritte 
Fn)7  vorliegt,  doch  wage  ich  es  nicht,  diese  Meinung  als  sicher  hin- 
zustellen. 

')  KabinettBorder»  vom  18,  Juli,  19.  September,  20.  Oktober  1781. 
Vteim,  Urkbch.  Bd,  3  S.  63.  H. 

»)  Ebd.  S.  57. 

•)  Ebd.  S.  58. 

*)  Kttbinettaorder  vom  14.  Juni  1788,  ebd.  S.  72. 

')  Ebd.  S.  67. 
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auf  sieben  Millionen  Thaler;  ja  er  meinte,  wenn  dieselben 
nicht  noch  höher  seien,  so  werde  dies  nur  veranlasst  durch 
mangelhafte  Thätigkeit  der  Beamten;  sehr  gut  Hessen  sich 
in  Schlesien  wie  am  Rhein  um  30  000  bis  40  000  Thlr.  höhere 
Einnahmen  erzielen. 

Dieser  günstige  Umschwung,  der  Anfang  1783  eingetreten 
war,  sollte  indessen  nicht  allzulange  anhalten.  Allerdings 
lieferten  die  letzten  Monate  des  Jahres  1783  bedeutende 
Mehrerträge*),  doch  war  dies  nichts  Auffallendes,  da  es 
durchaus  der  Regel  entsprach.  Ebenso  hatte  es  an  sich 
nichts  Ueberraschendes,  dass  in  den  ersten  Monaten  des  Jahres 
1784  Mindereinnahmen  zu  konstatiren  waren*),  denen  gegen- 
über der  April  einen  Ueberschuss  von  350  000  Thlm.  lieferte^). 
Der  Gang  im  einzelnen  war  also  durchaus  normal,  schlimm 
war  nur,  dass  das  Gesammtresultat  nicht  erfreulich  war.  Den 
schliesslichen  Ueberschuss  taxirte  de  Launay  auf  877  000  Thlr., 
Friedrich,  dem  diese  Schätzung  zu  niedrig  gegrilffen  erschien, 
auf  1  150  000  Thlr. ;  thatsächlich  belief  er  sich ,  wie  sich 
nachher  ergab ,  auf  1 069  950  Thlr.  Das  war  bedeutend 
weniger  als  1780/81;  d.  h.  die  Erträge  des  Jahres  1783/84 
waren  noch  geringer  als  diejenigen  des  Jahres,  das  so  be- 
sonders ungünstig  gewesen,  und  das  zuerst  den  König  an  der 
Regie  bedenklich  gemacht  hatte.  Es  zeigte  sich  zugleich,  wie 
wenig  die  Massnalimen  von  1783  genützt  hatten.  Wohl  waren 
die  Ausgaben  geringer  geworden;  aber  leider  auch  die  Ein- 
nahmen: trotzdem  die  Kosten  198  269  Thlr.  weniger  betrugen 
als  1780/81,  wies  doch  der  Reinertrag  letzterem  Jahre  gegen- 
über ein  Minus  auf.  Doch  bevor  wir  an  diese  Fakten  weitere 
Betrachtungen  knüpfen,  wollen  wir  die  Verhältnisse  in  den 
letzten  beiden  Jahren  der  Regierung  Friedrichs  ins  Auge 
fSassen. 

Das  Jahr  1784/85  verlief  zwar  etwas  günstiger  als  das 
Vorjahr,  befriedigte  aber  doch  die  Erwartimgen  des  Königs 
nicht  Der  allgemeine  Verlauf  war  auch  diesmal  wie  ge- 
wöhnlich: Mehreinnahmen  in  den  Sommer-  und  Herbstmonaten, 
Mindererträge  in  den  Wintermonaten.  Günstig  zu  nennen 
war  es,  dass  diesmal  das  Minus  der  rauhen  Jahreszeit  nicht 
80  bedeutend  war  wie  im  Vorjahr,  ungünstig  dagegen,  dass 
das  Stocken  des  Verkehrs  daftir  länger  anhielt  und  sich  noch 
den  ganzen  April  hindurch  fortsetzte*).  In  letzterem  Um- 
stände ist  wotd  auch  der  Grund  daftir  zu  suchen,  dass 
die  Erträge  des  Jahres  geringer  waren,  als  der  König  an- 


1)  KabiDettsorder  vom  18.  Januar  1784.   Preuss,  Urkbch.  Bd.  3  S.  73. 

<)  Kabinettsorder  vom  18.  April  1784,  ebd.  S.  74. 

*)  Kabinettsoider  vom  22.  Mai  1784,  ebd.  S.  74. 

*)  Kabinettsorders  vom  18.  Februar  und  15.  Mai  1785,  ebd.  S.  77. 
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genommen  hatte*).  Immerhin  belief  sich  der  Uebencboss 
ftuf  mehr  als  zwei  Millionen  Thaler,  wovon  aof  die  Akzise 
nur  1  215  000  Thlr.  kamen,  so  dase  also  diesmal  nicht  aUein 
die  Akzise,  sondern  such  die  anderen  Branchen  der  Ver- 
waltung  ein  beträchtliches  PIuh  ergaben. 

Noch  günstiger  waren  die  Resultate  des  Jahres  1785/86. 
Die  Einnahmen  hatten  jetzt  die  Höhe  von  7814000  Thlm. 
erreicht^):  und  es  iüt  für  die  damalige  Zeit  eine  solche  Er- 
giebigkeit der  indirekten  Steuern  in  der  Tbat  etwas  Anseer- 
gowöhnlichee.  Wenn  man  von  dieser  Summe  die  Verwal- 
tungskosten  abrechnete,  so  ergab  sich  ein  Nettoeinkommen 
von  6970000  Thirn.  Man  musH  sich  nun  aber  hüten  —  und  ea 
ist  dies  eine  Thatsache,  die  man  stets  bei  der  Würdigung  des 
Reinertrages  vor  Augen  haben  muss  —  diese  Summe,  die  no- 
minell als  Reinertrag  galt,  auch  als  realen  Reinertrag  au&u- 
fassen:  dass  der  Reinertrag  eine  solche  Höhe  erreichte,  kam 
zum  Theii  nur  durch  RechnungskUnsteleien  zu  Stande.  Eine 
ganze  Reihe  von  Auegaben  wurde  nämlich  nicht  von  der 
nominellen  Roheinnahine  als  Ausüben,  sondern  als  Eztra>- 
zahlungen  von  dem  nominellen  Nettoeinkommen  abgezogen. 
So  waren  von  der  obigen  Summe  noch  462  251  Thlr.  in  Ab- 
rechnung zu  bringen,  die  aus  folgenden  extraordinären  Aus- 
gaben herrührten*): 

57  751  Thlr.  23  Or.  6  Pf.  Zahlungen  an  andere  Behörden, 
265  237  „  20  „  7  „  Steuerrestitutionen  an  Eximirte, 
139  261  „  11  „  —  «  Steuervergütungen  beim  Export. 
Hierdurch  verringerte  sich  die  wirkliche  Höhe  des  Reiner- 
trages auf  6  508  000  Thlr. 

Hier  erfahren  wir  einmal  ausnahmsweise  die  extraordi- 
nären Ausgaben,  gewöhnlich  sind  uns  dieselben  nicht  bekannt 
Es  ergiebt  sich  daraus,  dass  wir  uns  hüten  müssen,  die  Zahlen 
über  nominellen  Reinertrag  und  Ueberschuss  als  genaue  zu 
betrachten;  sie  haben  streng  genommen  nur  eine  relative  Be- 
deutung, sie  geben  stets  höhere  Summen,  als  der  strengen 
Wahrheit  entspricht  Nun  sind  wir  selten  in  der  Lage,  die 
absoluten  Zalilen  zu  ermitteln,  und  es  schadet  dies  auch  nicht 
viel,  wenn  wir  nur  immer  den  eben  angegebenen  Sachverhalt 
vor  Augen  haben:  bei  jeder  Kritik  der  Regie,  die  von  den 
zahlenmässigen  Summen  für  Reinertrag  und  Ueberschuss  aus- 
geht, muaa  man  bedenken,  dass  diese  Zahlen  der  Wirklichkeit 
gegenüber  zu  hoch  sind. 

Kehren  wir  nach  dieser  kurzen  Abschweifung  zu  den 
finanziellen  Verhältnissen  des  Jahres  1785/86  zurück.     Diebe- 


■l  De  Launay  bei  Prenss  Bd.  8  &  453. 
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deutenden  Einnahmen  wurden  keineswegs  allein  der  Akzise 
verdankt,  sondern  es  hatten  auch  die  Zölle  an  ihnen  beträcht- 
lichen Antheil.  So  lieferten  z.  B.  allein  die  Zölle  von  Swine- 
münde  20000  bis  30000  Thlr.  mehr  als  in  den  Vorjahren i); 
tiberall  bei  den  Zöllen  besserten  sich  die  Erträge  zusehends. 
Doch  war  der  König  mit  den  Einkünften  der  Zölle  von  Fordon 
und  Pillau  noch  nicht  zufrieden:  dieselben  waren  noch  nicht 
80  hoch  wie  sie  es  nach  seiner  Meinung  sein  mussten ;  er  ver- 
langte, dass  man  sie  noch  itm  mindestens  50000  Thlr.  stei- 
gere ^).  Im  ganzen  aber  genügten  die  Ergebnisse  dieses  Jahres 
vollkommen  den  Wünschen  Friedrichs;  er  sprach  sich  über 
die  Einnahmen  in  der  anerkennendsten  Weise  aus^).  Merk- 
würdig genug  ist  es,  dass  der  Leiter  der  Verwaltung,  de  Lau- 
nay,  nicht  ebenso  befriedigt  erscheint.  Allerdings  äusserte  er 
einen  direkten  Tadel  nicht,  indirekt  aber  muss  man  es  als 
einen  solchen  betrachten,  wenn  er  die  Ansicht  vertrat*),  dass 
es  sehr  wohl  möglich  sei,  die  Einnahmen  noch  um  zwei  Millio- 
nen Thaler  jährlich  zu  steigern.  Nur  zum  kleineren  Theil 
wollte  er  dies  durch  eine  Erhöhung  der  Abgaben  herbeiführen, 
zum  weitaus  grösseren  durch  bessere  Verwaltung  imd  strengere 
Aufsicht.  Man  vergegenwärtige  sich  was  das  heisst.  Wenn 
durch  bessere  Verwaltimg  die  Einnahmen  beträchtlich  erhöht 
werden  konnten,  dann  war  nach  dem  Urtheil  des  Leiters  der 
Verwaltung  selbst  letztere  noch  nicht  so,  wie  sie  sein  sollte. 
De  Launay  hat  sich  hier  in  einem  unbewachten  Augenblick 
ein  Urtheil  über  die  Regie  entfahren  lassen,  das  um  dessen 
willen,  der  es  ausgesprochen  hat,  bedeutsamer  ist  als  alle 
Kritiken  und  Angriffe  der  Gegner.  Also  auch  nach  seiner 
Meinung  waren  jene  Ziele,  die  man  sich  1766  gestellt,  nicht 
erreicht;  ohne  auf  jene  vereinzelte  Aeusserung  de  Launays 
ein  allzugrosses  Gewicht  zu  legen :  das  wird  man  doch  aus  ihr 
entnehmen  dürfen,  dass  auch  nach  seiner  Meinung  noch  1786 
die  Integrität  des  Unterbeamtenthums  manches  zu  wünschen 
übrig  Hess.  Doch  sei  dies  hier  nur  nebenbei  bemerkt,  später 
werden  wir  aus  diesen  Thatsachen  die  nöthigen  Folgerungen 
zu  ziehen  haben. 

Das  Jahr  1785/86  war  ein  ganz  abnorm  günstiges;  man 
durfte  nicht  hoffen,  bei  längerem  Bestehen  der  Regie  in  der 
Folgezeit  gleich  hohe  Erträge  zu  erzielen.  Dies  zeigte  sich 
noch  zu  Lebzeiten  Friedrichs.  Schon  die  drei  Monate  Juni, 
Juli  und  August  1786  lieferten  den  Beweis,  dass  das  nächste 
Jahr  dem  Vorjahre  gegenüber  ein  beträchtliches  Minus  auf- 
weisen   werde;    von    sachverständiger,    allerdings    der    Regie 


1)  Kabinettsorder  vom  21.  Juni  1786.    Preuss,  Urkbch.  Bd.  8  S.  84. 

^  Kabmettsorder  vom  16.  Juni  1786,  ebd.  S.  84. 

>)  Kabinettsorder  vom  19.  Mai  1786,  ebd.  S.  82. 

^)  Compte  rendu  bei  Mirabeau,  Monarchie  prusdenne  Bd.  4  S.  285. 

Fonehnngm  (80)  VH.  8.  —  SehnlUe.  11 


162  vn.  a 

äusHerat  feindlicher  Seite  *),  wurde  diet»  Manko  auf  &00000  Tblr. 
geschätzt.  So  schlicsst  die  tinanzielle  Geschichte  der  Regie 
ebcn.so  wie  die  adminUtmtivc  mit  einem  Miseton:  der  KOnig 
sihied  nicht  mit  dem  Bewuastaein  der  Vortrefflichkeit  der  von 
ihm  gegriiiideten  Institution'). 

Wir  haben  die  finanziellen  VeHiältnisse  der  letzten  Re- 
gieningsjahre  Friedrichs  in  grossen  Umrissen  vorzuführen  ver- 
sucht: zum  GlUck  sind  wir  in  der  Lage  die  allgemeinen  An- 
gaben durch  spezielle  Details  zu  ergänzen,  zu  beseelen,  zu 
bestätigen.  Aus  durchaus  zuverlässiger  Quelle")  besitzen  wir 
zahlenmässige  Angaben  über  die  Einnahmen  der  letzten  drei 
Jahre,  die  hier  unter  Beifügung  einiger  Verhsltniszahlen  fol- 
gen sollen.     Ea  sind  diese: 

(Tabelle  aiehe  Seite  1Ö3.) 

Suchen  wir  diese  Zahlen  zu  einigen  allgemeinen  ScblUssen 
zu  verwenden.  Wohl  stellte  sich  in  den  letzten  Jahren  das 
Verhältnis  von  Ausgaben  imd  Einnahmen  etwas  günstiger  als 
frtlher,  aber  noch  immer  war  dasselbe  im  ganzen  ein  nOchst 
unerfreuliches :  auch  jetzt  noch  verschlungen  die  Kosten  mehr 
als  den  zehnten  Thoil  des  Bruttoertrags.  Nun  erwäge  man, 
dass  sie  1765/66  noch  nicht  den  fünfzehnten  Theil  des  letzte' 
ron  ausmachten.  Wird  man  da  anders  urtheilen  kOnnen  als: 
die  Verwaltung  der  Regie  war,  abgesehen  von  allem  übrigen, 
eine  ganz  unverhältnismässig  theuere,  sehr  viel  kostspieliger 
als  die  des  prcussi sehen  Beamtenthums.  Und  nun  erinnere 
inim  sich  daran,  dasr<  wir  bei  der  Verwaltungsgeschichte  der 
Regie  konstatirt  haben,  dass  die  neue  Organisation  keineswegs 
mehr  leistete  als  die  frühere:  ich  denke,  diese  beiden  Fakt& 
müssen  uns  bewegen,  tlber  die  Regie  in  verwaltungstecbnischer 
Hinsicht  vollkommen  den  Stab  zu  brechen:  der  thatsachliche 
Erfolg  zeigte,  dass  die  Neueinrichtung  des  Königs  eine  ver- 
fehlte war:  er  tauschte  fiir  das  bisherige  Beamtenthum  ein 
neues  ein,  das  Ijedcutend  mehr  kostete,  ohne,  soweit  es 
wenigstens  die  Aufgaben  der  Verwaltung  im  engeren  Sinne  be- 
traf, mehr  zu  leisten. 

Noch  auf  ein  anderes  möchte  ich  aufmerksam  machen: 
die   Zahlen    zeigen    das   völlige  Scheitern   der  von   Friedrich 

')  Examen  bei  Mirabcau,  Monarchie  prusaienne  Bd.  4  ti.  324. 

-)  Im  AnachlusB  an  die  Eiiinahoien  d<T  Akzise  im  ganzen  Htaal 
seien  noch  die  Zahlen  für  die  Provinz  Magdebuix  angeführt,  wie  die- 
Belben  Schmoller  (Jahrbucli  für  Gesetzgebung,  Verwaltiine  und  Volkswirth- 
Bcbaft  Jahrg.  10  Heft  2  S.  43)  angicbt  F^  t>ettugen  die  AkziBeüberachUsae 
der  magdeburgischeu  Städte  1765  66  266  127  '[■filr ,  n85'ö6  27-5466  Thlr. 
THe  Roheinnahmeu  stellten  sich  178586  auf  428  969  Thlr.,  davon  gingen 
ab  fUr  Besoldungen  389%  Thlr.,  Schreibmaterialien  2115  Thlr.,  Keetita- 
tioncii  17  470  Thlr..  Bonifikationen  17  043  Thlr.,  Extraordinaria  604  Thlr. 
Die  Stadt  Magdeburg  gab  176-566  103618  Thlr.,  I785'86  124257  Thlr- 
Akztaeübereuhüsse- 

">)  Examen  bei  Preuss  Bd.  --i  S.  452.    Vgl.  Beilage  a 
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1788  remuchten  Reform,  Trotz  aller  Reduktionen  bei  den 
Besoldungen,  trotz  des  starken  Steigens  der  Einnahme  blieb 
das  Ver^ltniB  von  Rohertrag  und  Kosten  ein  durchaus  un- 
gesandes.     80  viel  war   klar,    mit   Aendeningen   von  Einzd- 


']  Mit  AusBchlaes  der  Posten  1  and  2  der  EinnahmeD. 
*y  Bd  Berücksichtigung  Wentfelens  1783'84   1  765  4.54  Thlr.,   1784 '85 
1  »76  866  Thlr..  I78-5'86  2  367  448  Thlr. 

*)  a  g^ien  1765/66,  b  gegen  1772,  c  gegen  1780.'81. 
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heiten  war  keine  Besi>enii]g  zu  »ehaffen;  wollte  man  wirklich 
reformiren,  so  konnte  man  dies  nur  erreichen  durch  Umge- 
staltungen integrirender  Bestandtheile  des  Systems.  Ob  Fried- 
rich, wenn  er  läng^er  gelebt  hätte,  zu  so  einschneidenden  Mass- 
regeln geschritten  wäre ,  darüber  will  ich  nicht  einmal  eine 
Vermuthung  äussern,  so  viel  aber  steht  fest:  seine  Ideen  be- 
wegten sieb  stets  auf  dem  Boden  der  Reform,  nicht  der  Re- 
volution; an  eine  völlige  Aufhebung  der  Regie  dachte  er  nie. 

Wenn  nun  auch  in  administrativer  Hinsicht  die  Regie 
rundweg  zu  verwerfen  ist,  so  besagt  dies  doch  noch  nicht, 
dasa  auch  in  finanzieller  Hinsicht  flber  sie  einfach  absprechend 
geurtheilt  werden  muss,  vielmehr  sind  diese  beiden  Fragen 
durchaus  von  einander  unabhKngig.  Doch  sei,  imi  die  gegen- 
seitige Bedeutung  derselben  zu  ermessen,  eins  vorausgeschickt 
Die  Einfuhrung  der  Regie  war  von  Seiten  Friedrichs,  wie  wir 
dies  wiederholt  stark  betont  haben,  nicht  ein  finanzieller,  son- 
dern ein  administrativer  Akt:  es  handelte  sich  für  ihn  in 
erster  Linie  nicht  um  höhere  Einnahmen,  sondern  um  bessere 
Venvaltung.  Sobald  uns  daher  vom  administrativen  Stand- 
punkt aus  die  Regie  trotz  einzelner  technischer  Vorzüge  doch 
im  wesentlichen  ms  verfehlt  »'scheint,  dann  leistete  sie  das 
nicht,  was  sie  nach  der  Erwartung  des  Königs  leisten  musste, 
gleichviel  dabei,  ob  die  finanziellen  Resultate  günstige  oder 
ungünstige  waren.  Mit  anderen  Worten:  die  Frage  nach  den 
finanziellen  Ergebnissen  der  Regie  spielt  wohl  bei  der  Beur- 
theilung  des  Instituts  s«tbst  und  der  Thätigkeit  de  Launays 
im  besonderen  eine  Rolle,  dagegen  filr  die  Kritik  der  Politik 
des  Königs  kommt  sie  nicht  in  Betracht.  Kur  dadurch,  dass 
man  bisher  diesen  Unterschied  oft  nicht  beachtet  hat,  haben 
so  widersprechende  Urtheile  über  die  Politik  Friedrichs  ent- 
stehen können;  denn  so  viel  ist  nach  dem  Gesagten  klar: 
schwanken  kann  das  Urtheil  höchstens  über  den  finanziellen 
Effekt  der  Regie,  nicht  über  den  administrativen. 

Die  Frage  nun,  wie  die  Regie  in  finanzieller  Hinsicht  zu 
bcurtheilen  ist ,  löst  sich  logisch  sehr  einfach :  sie  hängt 
lediglich  ab  von  der  Beantwortung  der  beiden  Fragen :  erstens, 
wie  hoch  ist  der  Gesammtüberschuss ,  den  die  Regie  in  der 
Zeit  ihres  Bestehens  erzielt  hat?  Zweitens,  M-ie  viel  kommt 
von  diesem  Ueberschuss  auf  Rechnung  von  Steuererböhungen? 
Man  sieht  nun  klar  ein,  dass  die  erste  Frage  vermittelst  eines 
einfachen  Rechenexempels  zu  lösen  ist,  dass  alle  Schwie- 
rigkeiten nur  in  der  zweiten  stecken ;  indem  man  letztere  von 
verschiedenen  Seiten  her  ganz  verschieden  beantwortet  hat, 
haben  sich  die  widersprechendsten  Urtheile  über  die  Regie 
ergeben. 

Zunächst  also :  welches  war  der  thatsächlicbe  Ueberschuss, 
den   die  Regie   in   den   20  Jahren ')   ihres  Bestehens  geliefert 

-  ')  Von  dem  Jahr  1786/07  aehe  ich  hiergäuzlich  ab;  vgl.  im  zweiten  Tbeil. 
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hat,  d.  h.  das  Plus,  welches  der  Reinertrag  unter  ihrer  Ver- 
waltung gegenüber  dem  Reinertrag  des  Jahres  1765/66  ergab. 
Die  Frage  beantwortet  sieh  durch  einfache  Addition^).  Die- 
selbe ergiebt  19  966  761  Thaler ,  und  wenn  wir  berücksich- 
tigen, dass  wir  oft  nur  mit  runden  Zahlen  operirt  haben,  also 
auch  nur  die  runde  Summe  benutzen  dürfen,  20  Millionen 
Thaler.  Ich  darf  nun  nicht  verschweigen,  dass  diese  Summe 
mit  anderweitigen  Berechnungen  nicht  stimmt.  De  Launay 
berechnet  den  nominellen  Ueberschuss  auf  42  718  000  Thlr.  ^), 
was  bei  Berücksichtigung  der  Aenderung  der  Fixation  im 
Jahre  1772  einem  thatsächlichen  Ueberschuss  von  39  Millionen 
gleich  kommen  würde.  -Das  Examen  dagegen  giebt  den  nomi- 
nellen Ueberschuss  auf  32  724  964  Thlr.  an,  was  ein  thatsäch- 
liches  Plus  von  28  997  322  Thlrn.  ergiebt  Nun  muss  man 
allerdings  bei  den  letztgenannten  beiden  Summen  noch  eins 
berücksichtigen.  Von  dem,  was  de  Launay  und  also  auch  das 
Examen  Ueberschuss  nannte,  sind  noch  abzuziehen  die  Boni- 
fikationen und  Restitutionen.  Schätzen  wir  diese  nach  Ana- 
logie der  Fälle,  in  denen  wir  sie  thatsächlich  kennen,  auf 
5^2  Prozent  des  Bruttoertrags,  so  reduzirt  sich  die  Ueber- 
schussangabe  des  Examen  auf  27  402  459  Thaler. 

Auch  so  noch  bleibt  der  Unterschied  zwischen  dieser  und 
der  von  mir  berechneten  Zahl  gross  genug,  und  es  ist  gar  nicht 
meine  Absicht  denselben  zu  verschleiern.  Um  es  rund  heraus 
zu  sagen:  ich  denke  gar  nicht  daran,  die  rechnungsmässig 
gewonnene  Zahl   als   richtig   für  die   fernere  Betrachtung   zu 

^)  Ueber  das  Verfahren  bemerke  ich  folgendes:  Selbstverständlich 
und  überaü  da,  wo  genaue  gleichzeitige  Zahlen,  d  h.  Angaben  der 
Kabinettsorders,  der  Akten,  de  Launays,  Heini tz,  des  Examen  vorlagen, 
diese  genommen;  wo  es  an  gleichzeitigen  Zahlen  ^anz  fehlt,  bin  ich  auf 
die  Surismuudscben  Zahlen  zurückgegangen.  £ndhch  habe  ich  selbst  in 
dem  Falle,  wo  die  gleichzeitigen  Angaben  nur  ganz  runde  Zahlen  gaben, 
dieselben  doch  den  Sigidraundschen  Notizen  vorgezogen,  da  es  sich  für 
V08ere  Zwecke  lediglich  um  im  wesentlichen  zutreffende  Summen,  nicht 
am  mathematisch  genaue  Zahlen  handelt.  Für  den,  der  nachprüfen  will, 
bemerke  ich,  dass  auf  genauen  gleichzeitigen  Zahlen  beruhen  die  Jahre 
1771/72,  1778/74,  1776/77,  1779/80,  1780/81,  1783/84,  1784/85,  1785/86,  auf 
nmden  Ancaben  1766/67,  1767/68,  1769/70,  1782/83.  Am  schwierigsten  ist 
die  Sache  dort,  wo  weder  über  die  Ausgaben  noch  über  den  Ueberschuss 
ffldchzeiti^e  Angaben  vorhanden  sind.  Ich  habe  mich  nicht  entschliessen 
können,  hier  für  die  Ausgaben  die  Sigismundschen  Zahlen  zu  Grunde  zu 
legen,  sondern  habe  es  vorgezogen,  hier  eine  un^eföhre  Durchschnittszahl 
ans  den  bekannten  Jahren  zu  berechnen.  Auf  diese  Weise  sind  berechnet 
4ie  Jahre  1768/69,  1770/71,  1772/73,  1774/75,  1775/76,  1777/78,  1781/82. 
£ttdlich  habe  ich  fttr  die  Berechnung  des  Ueberschusses  stets  das  Jahr 
1765/66,  nicht  aber  die  1772  angenommene  Fixation  zu  Grunde  gelegt,  da 
es  nicht  diu'auf  ankommt,  wie  gross  nominell  der  Ueberschuss  der  Kegie 
war,  sondern  wie  hoch  thatsächlich  das  Plus  gegenüber  dem  Jahre 
1765/66  sich  stellte.  Ich  denke,  diese  Angaben  werden  genUgen,  um  den, 
der  dies  thun  will,  in  den  Stand  zu  setzen,  meine  Berechnung  einer  Nach- 
prttfunjg  zu  nnterwerfen. 

s)  Faits  justificatifs  bei  Mirabeau  Bd.  4  S.  288. 
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Grunde  zu  legen;  dazu  war  da»  Material,  mit  dem  ich  ope- 
riren  musste,  ein  viel  zu  unsicheres.  Vielmelir  hatte  meine 
Rechuung  einen  ganz  anderen  Zweck. 

Wir  haben  in  den  ho  abweichenden  Ziffern  de  Launays  und 
des  Examen  zwei  Angaben  vor  uns,  die  unmöglich  beide  richtig 
sein  können,  von  denen  eine  falsch  sein  muss.  Beide  rühren 
her  von  Männern,  die  amüiches  Material  benutzen  konnten, 
beide  stehen  iu  Schriften  von  ausgesprochen  tendenziösem 
Charakter.  Man  sielit,  ohne  weitere  Hilfe  ist  es  unmöglich 
zu  erkennen,  welche  dieser  Angaben  wir  anzimehmen  haben. 
Wohl  aber  befolgt  uns  hierzu  die  oben  angestellte  Berech- 
nung. Indem  sie  eine  so  niedrige  Summe  en^ebt,  beweist 
sie,  selbst  wenn  man  annimmt,  dass  ihr  Resultat  um  10  bis 
12  Millionen  von  der  Wahrheit  abweicht  —  und  es  ist  dies 
wohl  das  äuaserste  Zugeständnis,  das  man  machen  kann: 
selbst  in  diesem  Falle  beweist  sie,  dass  de  Launays  Angabe  zu 
verwerfen  ist,  dass  nur  die  des  Examen  richtig  sein  kann.  So 
liefert  zwar  die  Berechnung  selbst  kein  positives  Resultat, 
wohl  aber  befähigt  sie  uns,  auf  andere  Weise  ein  solches  zu 
gewinnen;  sie  war  also  mehr  als  blosse  Spielerei. 

Der  Ueberschuss  der  Regie  Verwaltung  g^en  die  frühere 
stellt  sich  also  auf  rund  27  Millionen  Thaler.  Aber  auch 
diese  Summe  repräsentirt  noch  nicht  das  thatsächliche  Plus; 
sie  ist   zu   hoch,  weil  in   ihr  noch   die  Einkünfte   ans  Weet- 

Sreuasen  stecken,  die  1765  noch  nicht  vorhanden  waren.  Be- 
enken  wir,  dass  Westpreussen  12  Jahre  unter  der  Verwal- 
tung der  Regie  stand,  und  rechnen  wir  nur  die  Summe  an, 
die  Friedrich  als  Fixation  fUr  diese  Provinz  aufstellte,  so 
haben  wir  den  Ertrag  Westpreussens  auf  3600000  Thaler  an- 
zuschlagen. Es  würde  sieh  hierdurch  die  obige  Summe  auf 
23'/b  Million  Thaler  reduziren.  Hiermit  haben  wir  nun  end- 
lich den  wirklichen  Ueberschuss  der  Regieverwaltung  fest- 
gestellt. 

Damit  ist  zugleich  die  erste  der  beiden  oben  au^wor- 
fenen  Fragen  beantwortet,  und  zwar  sind  wir  zu  einem  Re- 
sultat gekommen  auf  durchaus  objektivem  Wege,  unabhängig 
von  jeder  nationalökonomischen  Theorie.  Es  ist  dies  über- 
haupt der  Fehler,  den  man  bei  der  kritischen  Beurtheilung 
der  Regie  gemacht  hat,  dass  man  bei  einer  Sache,  in  der  es 
lediglich  auf  Zahlen  ankommt,  geglaubt  hat,  mit  national- 
ökonomischen  Gedanken  operiren  zu  müssen:  wir  werden 
später  sehen,  dass  allerdings  eine  Kritik  der  materiellen  fri- 
dericiani sehen  Finanzpolitik  nicht  mSglieh  ist  ohne  theoretische 
Erwägungen,  ganz  anders  aber  liegt  die  Sache  bei  der  Frage 
nach  dem  Nutzen  oder  Schaden  der  neuen  Venvaltungs- 
organisation. 

Wir  würden  nunmehr  auf  die  zweite  Frage  einzugehen 
haben :    wie   viel    kommt   von    diesem    thatsäch liehen   Ueber-  ■ 
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Hchuss  der  Regieverwaltung  auf  Rechnung  neuer  Steuern?  Die 
alleroberflächliehste  Erwägung  indessen  zeigt  schon,  dass  wir 
diese  Frage  nicht  beantworten  können,  bevor  wir  wissen, 
welche  neuen  Steuern  eingeführt  sind,  oder  mit  anderen  Wor- 
ten ,  bevor  wir  neben  der  formalen  Finanzpolitik  Friedrichs 
auch  seine  materiale  kennen.  Wir  stehen  so  naturgemäss  an 
einem  Wendepunkt  unserer  Darstellung:  es  zeigt  sich,  dass 
ein  abschliessendes  Urthcil,  eine  erschöpfende  Kritik  über  die 
von  Friedrich  1766  eingeführte  Verwaltungsorganisation  nicht 
möglich  ist  ohne  Kenntnis  seiner  Massnahmen  in  Bezug  auf 
die  Steuern  selbst:  ganz  von  selbst  leitet  die  Geschichte  der 
formalen  Finanzpolitik  des  Königs  zu  der  der  materialen  über. 
Letzterer  haben  wir  uns  nunmehr  zuzuwenden. 


I 


Zweites  Buch. 


Die  neuen  Tarife 


und  die  Fragen  der  Verbmuchsbesteuerung. 

1766—1770. 


Erstes  Kapitel 
Die  Akzise  in  Preussen 

bis  1766. 


Vier  Arten  indirekter  Abgaben  waren  es,  welche  der 
Regie  unterstellt  wurden:  die  Akzise,  die  Zölle,  die  Lizent- 
gelder  und  der  Transitoimpost.  Unter  ihnen  nimmt  weitaus 
die  bedeutsamste  Stelle  ein  die  Akzise.  Wir  haben  nun  be- 
reits versucht*),  uns  die  Stellung  der  Akzise  in  dem  Ganzen 
des  preussischen  Finanzsystems  möglichst  scharf  zu  vergegen- 
wärtigen, haben  besonders  ihre  Rolle  gegenüber  den  direkten 
Abgaben  ins  Auge  gefasst  und  gesehen,  wie  sich  ihr  Geltungs- 
bereich auf  die  Städte  beschränkte.  Ganz  naturgemäss  aber 
war  damals  mehr  von  der  Bedeutung  der  Abgabe  für  das 
Qanze,  als  von  dem  Charakter  derselben  im  einzelnen  die 
Rede;  es  wird  daher  jetzt,  bevor  wir  zu  den  Massregeln 
Friedrichs  tibergehen  können,  unsere  Aufgabe  sein  müssen, 
ein  möglichst  deutliches  Bild  von  der  Akzise  selbst  zu  ent- 
werfen. 

Beginnen  wir  mit  einem  kurzen  historischen  Ueberblick  *). 
Der  erste  Schritt  zur  Einführung  der  Akzise  war  die  „Akzise- 
und  Steuerordnung"  vom  30.  Jidi  1640,  durch  welche  der 
Kurfürst  den  Ständen  erlaubte,  die  Abgaben  bis  zu  einem  ge- 
wissen Grade  durch  indirekte  Steuern  aufzubringen;  doch 
haben  wir  hier  noch  keineswegs  einen  eigentlichen  Akzise- 
tarif; eben  so  wenig  ist  die  neue  Organisation  schon  eine 
dauernde.  Die  wirkliche  Begründung  der  Akzise  erfolgt  viel- 
mehr erst  durch  die  Akziseordnung  für  sämmtliche  Städte  der 
Kurmark  vom  15.  April  1667,  durch  welche  der  Kurfürst  den 
Städten  die  erbetene  Akzise  bewilligte.  Diese  Abgabe  er- 
streckt sich  auf  Bier,  Wein,  Branntwein,  Schlachten,  Nutzvieh 

1)  EiDleituDg  Kap.  2. 

*)  Vgl.  Gliemann,  Die  Einführung  der  Akzise  in  Preussen,  (Tübinger) 
ZdtBcbrift  für  Staats vrissenschaft  1873  S.  177. 
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und  Aussaat.  DasH  man  aber  unter  der  Akzise  noch  ver- 
scliiedenartige  Abgaben  zusammenfasate,  zeigt  sich  darin,  dau 
da»  Gesetz  auch  eine  ganze  Reibe  von  Abgaben  proklfflnirte, 
die  durcliauH  den  Charakter  der  Personals  teuer  tragen :  es  soll 
B.  B.  ein  Meister  vierteljilhrlich  1  Thir.  12  Gr.  aahlen,  ein 
Mittolhandwerker  1  Thlr.,  ein  Tagelöhner  12  Gr.,  ein  Geselle 
8  Gr.  usw.  Wesentlich  moditizirt  wurde  dann  die  neue  Steuer 
durch  die  Akziseordnung  vom  27.  Mai  1680  und  die  revidirte 
Genoral-Steuer-  und  K ons um tions- Ordnung  von  1684;  erst  in 
der  Gestalt,  welche  die  Akzise  durch  diese  beiden  Gesetze 
erhalten  hatte,  bildet  sie  die  Grundlage,  an  welche  die  ganze 
weitere  Entwickelung  des  indirekten  Steuerwesens  anknüpft 
Diese  Edikte  des  Grossen  Kurfürsten  riefen  mancherlei  An- 
griffe, mancherlei  Polemik  hervor;  von  der  Publizistik  wurden 
eifrig  die  Voraüge  und  Nachtheile  der  neuen  Steuer  erörtert 
Die  preussisciicn  Monarchen  kehrten  aicli  an  derartigen  H&der 
wenig,  sie  schritten  ent^tchlussen  auf  der  eingeschlagenen  Bahn 
weiter.  Schon  am  8.  November  1701  fand  durch  KSnig 
Friedrich  I.  eine  weitere  Erhöhung  der  Akzise  statt.  Auch 
als  Friedrich  Wilhelm  I.  zur  Regierung  kam,  erwartete  man 
eine  weitere  Vermehrung  der  Abgaben :  er  erklärte  dem  gegen- 
über Jim  12.  Januar  1715  da«  Gerücht,  dass  eine  Erhöhung 
der  Akzise  beabsichtigt  sei,  für  unbegründet.  Dies  hinderte 
ihn  <lann  freilich  nicht,  im  Jahre  1720,  aus  wirth schaftspoli- 
tischen Gründen,  bei  verscliiedenen  Gegenständen  die  aiuf  den- 
selben ruhenden  Lasten  zu  vergrössem.  Auch  die  meisten  der 
in  der  ersten  Zeit  der  Regierung  Friedrichs  II.  geltenden 
Tarife  wurden  unter  Friedrieh  Wilhelm  I.  erlassen;  so  stammt 
z.  B.  der  Tarif  für  die  Kurmark  aus  dem  Jahre  1739. 

Wenn  wir  nun  danach  fragen,  was  wir  eigentlich  unter 
der  Akzise  zu  verstehen  haben,  so  dürfen  wir  uns  darunter 
durchaus  nicht  eine  einheitliche  Abgabe  vorstellen.  Vielmehr 
fasste  man  nach  wie  vor  unter  der  Bezeichnung  Akzise  ver- 
schiedene Abgaben  zusammen.  Bei  der  Eintheilung  derselben 
finden  wir  kein  einheitliches  Klassifikationssystem,  Bondem 
man  gruppirt  bald  so ,  bald  so ;  mit  Rücksicht  hierauf  sehen 
wir  im  folgenden  von  einem  vollständigen  Anschluss  an  eins 
der  damals  aufgestellten  Klassifikationssysteme  ab*).  Ein 
Hauptunterschied  war  der  von  Konsumtions-  iind  Handlungs- 
akzise,  ähnlich  aber  nicht  identisch  der  jetzigen  Unterschei- 
dung von  Verbrauclis-  und  Verkehrss teuer.  Die  Konsumtions- 
akzise wunle  erhoben  von  so  ziemlich  jedem  Gegenstand,  der 

')  Als  die  lichtvollete  Uebersichl  der  vcravhiedencn  Arten  der 
Altziaciib^Hben  möchte  ich  die  betrachten,  welche  in  der  Einleitung  lu 
dem  Akziaetarif  für  Magdeburg  von  17G9  (Novum  Corpus  Constitutionum 
Bd.  4  S.  63i)T)  gegeben  ist :  man  vergldche  jedoch  auch  einen  Bericht 
Baraudone  vom  22.  September  1786  in  den  Akziaeaachcn  von  1786^  in 
dem  Geh.  Staatsarchiv  zu  Berlin. 
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in  eine  Stadt  eingeführt  oder  in  ihr  erzeugt  wurde.  Es  sind 
naturgemäss  drei  Fälle  zu  unterscheiden:  der  akzisepflichtige 
Gegenstand  war  entweder  ein  Produkt  des  Ortes  selbst  oder 
er  kam  aus  einem  andern  der  Akzise  imterworfenen  Orte, 
d.  h.  aus  einer  preussischen  Stadt,  oder  endlich  er  kam  aus 
einem  Orte,  wo  keine  Akzise  bestand,  d.  h.  dem  Ausland  oder 
dem  platten  Lande.  Diesen  drei  Fällen  entsprechend  haben 
wir  drei  Arten  der  Konsumtionsakzise :  die  Fabrikationsakzise, 
den  Nachschuss  und  die  Eingangsakzise. 

Die  Fabrikationsakzise  wurde  erhoben  von  den  in  der 
Stadt  verfertigten  Produkten,  vor  allem  vom  Bier,  Branntwein, 
Essig  und  der  Stärke. 

Die  Eingangsakzise  traf  ziemlich  alle  in  die  Stadt  von 
ausserhalb  eingenenden  Sachen,  die  noch  nicht  anderswo  ver- 
steuert waren,  gleichviel  ob  es  Konsum tibilien  oder  Handels- 
gegenstände waren.  Wenn  im  allgemeinen  von  Konsumtions- 
akzise die  Rede  ist,  dann  ist  die  Eingangsakzise  gemeint. 
Man  erkennt  mm  leicht,  dass  nach  heutigen  Begriffen  diese 
^  Abgabe  ganz  verschiedene  Steuerarten  umfasst:  sie  ist  einmal 
eine  Verbrauchssteuer,  indem  sie  erhoben  wird  von  den  im 
Inlande  behufs  der  Konsimition  produzirten  Objekten,  sodann 
ein  Eingangszoll,  indem  sie  bezahlt  wird  von  den  aus  dem 
Ausland  ins  Inland  importirten  Sachen.  Sie  vereinigt  so  in 
sich  Eingangszoll  imd  Oktroi.  Manchmal  unterscheidet  man 
noch  Eingangsakzise  und  Konsumtionsakzise  in  engerem  Sinn^ 
hauptsächlich  mit  Rücksicht  auf  die  steuerpflichtigen  Objekte, 
ob  es  Nahrungsmittel  oder  Kaufmannswaaren  waren ;  doch  ist 
streue  genommen  dieser  Unterschied  unrichtig,  da  es  stets 
dieselbe  Abgabe  ist. 

Nach  dem  Grundsatze  ne  bis  in  idem  hätte  man  nun  er- 
warten sollen,  dass  die  Erhebung  der  Eingangsakzise  in  einem 
Falle  eine  Ausnahme  erlitt:  wenn  nämlich  in  eine  Stadt 
Waaren  importirt  wurden,  die  schon  an  einem  andern  Orte 
der  Monarcnie  die  Eingangs-  bezw.  die  Fabrikationsakzise  ge- 
zahlt hatten,  dann  entsprach  es  doch  der  Billigkeit,  dass  die- 
selben jetzt  frei  eingingen.  Dieses  Prinzip  aber  wurde  im 
preussischen  Staat  nicht  anerkannt:  allerdings  zahlten  der- 
artige Waaren  nicht  die  Eingangsakzise,  wohl  aber  den  Nach- 
schuss, d,  h.  sie  waren  zwar  weit  geringeren  Abgaben  unter- 
worfen, als  die  von  auswärts  importirten  Gegenstände,  aber 
steuerfrei  waren  sie  nicht.  Der  Nachschuss  betrug  4  Pfennig 
pro  Thaler,  d.  h.  er  war  eine  Abgabe  von  1,3  Prozent  des 
Werthes.  Man  muss  nun  zugeben,  dass  sich  allerdings  einige 
Qründe  für  diese  Abgabe  anführen  lassen:  man  wollte  haupt- 
sächlich dadurch  verhindern,  dass  ein  Ort  mit  günstigen  Pro- 
dtiktionsbedingimgen  der  einheimischen  Industrie  eines  andern, 
weniger  günstig  gelegenen  eine  zu  starke  Konkurrenz  bereite ; 
wollte  herbeifünren ,  dass  in  jeder  Stadt  sich  die  Konsumtion 
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möglichst  vollständig:  &"«  der  am  Orte  befindlichen  Prodoktion 
versorge.  Aber  bei  »Her  Anerkennung  dieser  Motive  muBS  inaD 
doch  »agen,  dium  die  Steuer  des  Nachschusses  nothwendiger- 
weise  (luf  Verkehr  und  Handel  hindernd  wirken,  den  Austausch 
der  Bedürfnisse  seitens  verschiedener  Orte  erschweren,  {tut 
jede  Stadt  völlig  von  der  Berührung  mit  anderen  Städten  ab- 
schliessen  und  somit  umfassende  Creschafte,  das  Aufkommen 
grosser  Handelshäuser  vereiteln  musste.  Ja  man  kann  wohl 
sagen,  soweit  es  den  Handel  betrifft,  negirte  diese  Steuer  die 
Einheit  der  Monarchie,  machte  aus  dem  Staate  eine  Vielzahl 
von  Städten,  alle  erfllllt  von  Sonderintereasen ,  jede  nur  be- 
müht, ihre  eigene  Produktion  zu  heben,  ohne  Rilckäicht  darauf, 
ob  dies  im  Interesse  der  Gesammtindustrie  des  Staates  ange- 
~  bracht  sei. 

Wenn  nun  auch  die  preussischen  Regenten  in  der  Theorie 
dies  nicht  klar  erkannten,  so  entgingen  doch  ihrem  Auge  in 
der  Praxis  die  Uebelstände  nicht,  die  sieb  vielfach  aus  dem 
Nachschuss  ergaben.  Sie  suchten  denselben  von  Fall  zu  Fall 
durch  besondere  Massnnlimen  abzuhelfen,  häuüg  in  der  Weise,  . 
dass  sie  ftlr  gewisse  Waaren  die  Abgabe  des  Nachschuase« 
auflioben.  So  zahlten  z.  B,  »chlesische  Waaren  im  Herzog- 
thum  Magdeburg  keinen  Nachaclmss,  so  sollten  nach  einem 
Edikt  vom  27.  Oktober  1746  in  Preussen  Waaren,  die  bebu& 
der  Konsumtion  von  einem  Orte  der  Provinz  zum  andern 
gingen,  von  der  Zahlung  des  Nachschusses  frei  sein.  Oder 
es  wurden  gewisse  Vergünstigungen  gewährt,  sobald  der  Be- 
trag der  importirten  nachschusspäichtigcn  Waare  einen  ge- 
wissen Umfang  erreichte.  So  wurde  z.  B.  in  dem  Herzog- 
thum  Magdeburg  der  Nachschuss  nur  erhoben  von  Waaren, 
die  weniger  als  einen  Viertelzentner  wogen  oder  weniger  als 
25  Thalei'  wertb  waren ;  alle  anderen  Sachen  zahlten  die  voUe 
Eingangsakzise,  wogegen  am  Produktionsorte  dem  Absender 
die  bezahlte  Akzise  vergütet  wurde  mit  Abzug  von  einem 
Prozent  des  Wei-tlies  als  Handlungsakzisc :  es  entrichteten  hier- 
bei die  Waaren  immerhin  fast  ein  drittel  Prozent  weniger,  a\a 
die  Abgabe  des  Nachschusseü  ausmachte. 

Bei  der  Handlungsakzise  haben  wir  ebenfalls  drei  Gattun- 
gen zu  unterscheiden :  die  Grosshundlungsakzise,  die  Losungs- 
akzisc  und  verschiedene  8 pczial abgaben.  Die  Grosshandlungs- 
akzise  wunle  gezahlt  von  den  Kauflenten,  die  en  gros  han- 
delten und  denen  es  gestattet  war  Niederlagen  unversteuerter 
Waaren  zu  halten;  sie  wurde  entrichtet  von  solchen  Waaren, 
die  entweder  überhaupt  noch  keine  IConsumtionsakzise  bezalilt 
hatten,  oder  bei  denen  die  gezahlte  Konsumtionsakzise  resti- 
tuirt  worden  war.  Erhoben  wurde  die  Abgabe  in  dem  Mo- 
ment, wo  die  Waaren  aus  dem  Lager  der  Grosshändler  weiter 
gingen.  Die  Steuer  betrug  ein  Prozent  des  Werthes.  Man 
hat  wohl   die   Grosshandlnugsakzise  als   ein   Aequivalent    des 
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Nachflchusses  aufgefasut  —  wie  mir  scheint  mit  Unrecht.  Letz- 
terer ist  eine  Verbrauchssteuer,  erstere  eine  Verkehrsabgabe: 
jener  wird  erhoben  in  dem  Moment,  wo  die  Waare  in  den 
Konsum  übergeht,  diese  zu  einer  Zeit,  wo  sich  die  Waare 
noch  in  der  Zirkulation  befindet.  Ebenso  ist  der  Zweck  bei- 
der Abgaben  ein  völlig  verschiedener:  der  Nachschuss  ver- 
folgt eine  scharf  protektionistische  und  merkantilistische  Ten- 
denzy  die  Grosshandlungsakzise  ist  rein  finanzieller  Natur,  ist 
gewählt  als  Mittel  zur  Verwirklichung  des  Prinzips  der  Allge- 
meinheit der  Steuer,  um  den  so  steuerfilhigen  Grosshandels- 
standy  der  aber  von  der  eigentlichen  Akzise,  d.  h.  der  Kon- 
sumtionsakzise nicht  betroffen  wurde,  zu  den  Staatseinnahmen 
mit  heranzuziehen.  Es  finden  daher  auch  alle  die  Bedenken, 
die  oben  gegen  den  Nachschuss  erhoben  sind,  hier  keine  An- 
wendung: man  muss  im  Gegentheil  sagen,  die  Grosshandlungs- 
akzise ist  eine  vom  Standpunkte  der  Gerechtigkeit  wie  der 
Wirthschaftspolitik  gleich  zu  rechtfertigende  Abgabe.  Will 
man  durchaus  eine  Analogie  für  sie  suchen,  so  muss  man  diese 
finden  in  dem  Transitoimpost:  die  Grosshandlungsakzise  ist 
der  auf  den  Verkehr  der  Inländer  mit  Inländern  übertragene 
Transitoimpost. 

Die  Losungsakzise  war  eine  Abgabe  von  den  Waaren, 
die  auf  den  Jahrmärkten  auf  das  platte  Land  verkauft  wurden. 
Sie  traf  zwar  auch  diejenigen  Saclien,  die  schon  Konsumtions- 
akzise entrichtet  hatten,  unterschied  sich  aber  doch  bedeutend 
von  dem  Nachschuss.  Letzterer  wurde  schliesslich  bezahlt  von 
dem  städtischen  Bürger,  der  eine  Sache  behufs  der  Konsum- 
tion kaufte^  die  Losungsakzise  dagegen  von  dem  Bewohner 
des  platten  Landes,  der  ein  der  Akzise  unterworfenes  Objekt 
erwarb.  Es  wird  daher  auch  das  Urtheil  über  sie  anders 
lauten  müssen  als  über  den  Nachschuss.  In  wirthschaftlicher 
Beziehung  lässt  sich  gegen  sie  nichts  einwenden,  denn  es  war 
nicht  zu  besorgen,  dass  sie  auf  den  Verkehr  hemmende  Wir- 
kungen ausübte.  Dagegen  stand  sie  im  Widerspruch  mit  dem 
Grundsatz,  dass  das  platte  Land  keine  Akzise  zanle ;  es  wurde 
der  Bewohner  des  platten  Landes  gezwungen,  hier  thatsäch- 
lich  eine  Abgabe  zu  entrichten,  der  er  nominell  nicht  unter- 
worfen sein  sollte. 

Ausser  diesen  Fällen  wurde  nun  noch  bei  mehreren  an- 
deren Gelegenheiten  Handlungsakzise  gezahlt.  Hierher  ge- 
hört die  Handlungsakzise  der  Viehhändler  beim  Verkaufe  von 
Vieh,  femer  die  Handlungsakzise  der  Holzhändler,  sobald  sie 
Holz  ins  Ausland  verkauften,  die  Ausschnittakzise  von 
Tüchern,  Friesen  und  wollenen  Waaren  usw. 

Nominell  tritt  nun  noch  zu  diesen  beiden  Gattungen  der 
Akzise,  der  Konsumtions-  und  der  Handlungsakzise,  eine 
dritte  hinzu,  die  Fixakzise.  Sie  ist  indessen  nicht  als  den 
beiden  anderen  nebengeordnet  zu  betrachten,  überhaupt  nicht 
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als  eine  cigenthUmliche  Abgabe,  sondern  nur  als  eine  beson- 
dere Form  der  Erliebung,  Diejenigen  Bewohner  einer  Stadt 
nämlich,  die  aituaerhalb  der  Stadt  Aecker,  Qärten  oder  Wiesen 
be»aesen,  ebenso  diejenigen,  die  auf  dem  platten  Lande  ein 
Handwerk  oder  ein  kaufoi&tmiscbeB  Oeschän  betrieben,  zahl- 
ten nicht  in  jedem  einzelnen  Falle  von  einem  akzisepfiich- 
tigen  Qcgenatande  die  tarifoiHssige  Abgabe,  sondern  statt  der- 
selben ein  fllr  das  ganze  Jahr  festgesetztes  Pauschquantum. 
Man  sieht  leicht  ein,  dass  diese  Massregel  aus  praktischen 
Gründen  getrotfen  ist,  dass  man  dagegen  keineswegs  hiei; 
eine  Personalsteuer  gegenüber  den  sonstigen  Realsteuem  vor 
sich  hat. 

Wir  haben  nun  versucht,  die  haupts&clüichsten  formalen 
Arten  der  Akzise  yorzuftibren ,  ohne  dass  wir  ims  bisher  viel 
um  den  materiellen  Charakter  der  Abgaben  bekUounert  hätten: 
von  welchen  Dingen  eigentlich  die  Akzise  bezahlt  wurde, 
haben  wir  bisher  nicht  recht  erörtert.  Wenn  wir  mis  nun 
dieser  Frage  zuwenden,  so  ist  von  vornherein  zu  bemerken, 
daes  von  den  vielen  hundert  Sachen,  die  der  Akzise  untei^ 
werfen  waren,  doch  nur  wenige  bedeutende  Erträfe  filr  die 
Staatskasse  lieferten').  Ja  streng  genommen  sind  es  nnr 
sechs  Objekte,  auf  denen  im  wesentlichen  die  indirekten  Ein- 
nahmen des  Staates  beruhten:  Bier,  Branntwein,  Wein,  Ge- 
treide, Vieh,  Kaffee,  wozu  dann  noch  in  einer  Sonderstellung 
Tabak  imd  Salz  kommen'). 

Die  älteste  von  allen  indirekten  Steuern  war  die  Bier- 
steuer: schon  Albrecht  Achill  hatte  1472  auf  das  Bier  eine 
Abgabe  von  einem  Groschen  filr  die  Tonne  gelegt.  1488  kam 
zwischen  ihm  und  den  Ständen  ein  neuer  Vertrag  zu  Stande, 
wonach  auf  7  Jahre  von  jeder  Tonne  12  Pfennige  Steuer 
gezahlt  werden  sollten;  hiervon  sollte  dann  der  Kurfürst 
8  Pfennig,  die  Städte  4  Pfennig  bekommen.  Die  Steuer 
wurde,  nachdem  sie  eine  Zeit  lang  abgekommen  war,  1513 
von  Joachim  I.  aufs  neue  eingeführt.  Im  Jahre  1549  wurde 
infolge  einer  Bewilligung  der  Stadt  Berlin  die  Abgabe  auf 
8  Groschen  pro  Tonne  erhöht.  Ohne  nun  den  weiteren  Ver- 
änderungen dieser  Steuer  im  einzelnen  nachzugehen,  sei  nur 
bemerkt,  daas  zur  Zeit  Friedrichs  die  Steuer  9  Gr.  7  Pf.  fttr 
eine  Tonne  Bier  aus  Gerstenmalz,  8  Gr.  6  Pf.  filr  eine  solche 
aus  Weizenmalz  betrug.  Gezahlt  wurde  sie  indess  als  Mate- 
rialsteuer,  und  zwar  entriciitete 

'}  Vgl.  hiezu  auch  unter  Kap.  4. 

°)  Vom  Kaffee  wird  im  zweiten  Theil  bei  der  Besprechnng  des 
BiennregalB  gehandelt  werden.  Der  Tabak  steht  bekanntlich  nach  IT66 
nicht  unter  der  Akziaeadministxation ,  sondern  unter  einer  beaondoen 
MonopolverwaltuDg,  er  »cheidet  mithin  aus  den  in  diesem  Wertes  zu 
besprechenden  gteuem  auB;  ea  schien  mir  daher  auch  nicht  nOdiig,  an 
dieser  Stelle  von  ihm  zu  handeln. 
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io  anderen  StSdten 
5  Thlr.  —  Gr.  1  Pf 

8  „  - 
3     .     14  .     1 


6  «  - 


in  Berlin 
1  Wispel  Weizen  Akzise  5  Thlr.  11  Gr.  3  Pf. 

Kriegsmetze    —      „    18    „    9  „ 
1  Wispel  Gerste  Akzise    3      „    21    „ —  „ 

Kriegsmetze    —      „      8    „    4  „ 

wozu  noch  3  Gr.  9  Pf.  Biergeld  für  die  Kämmerei  kamen. 

Die  Branntweinsteuer  wurde  erhoben  in  der  Form  der 
Rohmaterialsteuer,  d.  h.  von  dem  zum  Branntweinbrennen  be- 
stinmiten  Schrot.  Hier  betrug  sie  in  Pommern  für  den  Scheffel 
Weizen  7  Groschen,  für  den  Scheffel  Roggen  und  Gerste 
8  Groschen.  1756  waren  diese  Sätze  auf  12  bezw.  14  Groschen 
erhöht  worden.  Etwas  niedriger  stellte  sich  die  Abgabe  in 
der  Kurmark.  Man  unterschied  hier  Immediat-  und  andere 
Städte,  wozu  dann  noch  Berlin  in  besonderer  Stellung  kam  ^). 
In  diesen  drei  Kategorien  von  Orten  war  die  Steuer  ver- 
schieden hoch,  und  zwar  betrug  sie 


Weizen 
Roggen 


vom  Scheffel 

in  Berlin 
Gr.             Pf. 

in  den  Immediat- 
Städten 

Gr.             Pf. 

in  den  anderen 
Städten 

Gr.           Pf. 

12 
11 


11 
6 


11 
10 


6 
6 


10 
9 


6 
6«) 


Beim  Wein  war  die  Abgabe  verschieden  gemäss  der 
Qualität  des  Weins.  Gewöhnlicher  Wein  zahlte  pro  Eimer 
2  Thlr.  7  Gr.  Steuer,  der  bessere  theils  3  Thlr,  theils  5  Thlr. 
Es  entsprach  dies  bei  den  damaligen  Preisen  einer  Abgabe 
von  13 — 16  Prozent. 

Bei  •  der  Viehsteuer  haben  wir  eine  doppelte  Abgabe  zu 
unterscheiden,  die  eigentliche  Viehsteuer  und  die  Schlacht- 
steuer. Erstere  wurde  zwar  in  den  Städten  gezahlt,  wurde 
zwar  von  denselben  Beamten  erhoben,  die  sonst  die  indirekten 
Steuern  einzogen,  trotzdem  aber  kann  sie  nicht  als  eine  in- 
direkte Abgabe  bezeichnet,  sondern  muss  zu  den  direkten  ge- 
rechnet werden.  Sie  wurde  nämlich  gezahlt  von  den  vieh- 
haltenden Ackerbürgern  für  jedes  Stück  Vieh,  das  Homer 
oder  Wolle  trug.  Von  ihr  ganz  verschieden  ist  die  Schlacht- 
steuer, recht  eigentlich  eine  Konsumtionssteuer,  die  dann  ein- 
tritt, wenn  das  Objekt  in  die  Konsumtion  übergeht,  d.  h.  beim 
Tödten  des  Viehes.  Hier  bestand  eine  feste  Abgabe  für  jedes 
Stück  Vieh,  verschieden  nach  der  Art  desselben.  So  zahlte 
z.  B.  in  Berlin  ein  Ochse  1  Thlr.  13  Gr.  6  Pf.,  eine  Kuh 
21  Gr,  6  Pf.,  ein  Schaf  3  Gr.  1  Pf.,  ein  Schwein  10  Gr. 
Steuer  u.  dgl.  m. 

1)  Näheres  siehe  unten  Kap.  4. 

*)  Die  Abgabe  setzte  sich  zusammen  aus  der  Akzise  und  der 
Kriegsmetse. 

FonekvBgta  (80)  YH.  3.  -  Sebnltze.  12 


Die  Getrcideeteuer  war  schon  1592  unter  Johann  Qeorg 
eingeführt.  Sie  betrug  damals  einen  Groschen  vom  Scdieffu 
Roggen  oder  Gerste.  In  den  Nöthen  des  dreissigjährigen 
Krieges  wurde  sie  auf  das  doppelte  erhöht;  zugleich  kam 
eine  neue  Abgabe  hinzu,  die  Knegsmetze.  Diese,  1636  auf- 
erlegt, war  ursprünglich  eine  extraordinäre  Kriegsabgabe: 
ausser  den  Übrigen  Steuern  sollte  von  jedem  SchefTel  Brot- 
korn eine  Metze,  von  jedem  Gebräude  Bier  ein  Scheffel  Malz 
abgegeben  werden.  Diese  Abgabe  wurde  dann  zu  einer 
dauernden  Institution,  und  wurde  später  in  Geld  umgewan- 
delt. Zur  Zeit  Friedrichs  unterschied  man  eine  doppelte  Ge- 
treidcateuer ,  die  Korn-  und  die  Mahlsteuer.  Die  etstere  war 
verschieden  hoch  für  Bäcker  und  ftlr  Privatleute,  die  das  Brot- 
bftcken  selbst  besorgten.  Es  betrug  in  der  Kurmark  für  den 
Scheffel  Getreide 


1.  die  Akzise 
vom  Weizen 

bei  Bäckern  3  Gr.  —  Pf.    3  Gr.  -  Pf.    3  Gr.    6  Pf. 

bei  Privatleuten      1„      9„      1„      9„      2,      3, 
vom  Roggen 
bei  Bäckern  —    „      9„      1„      6„      2„—  , 

bei  Privatleuten  —    „      9,—    „      9„      1„      3, 

2.  die  Kriegsmetze 

vom  Weizen  1,      9„      1„_„      i^_^ 

„     Roggen  1„      3„—    „      6„    —    „      6„ 

wozu  dann  noch  die  Komhandelsakzise  und  die  Mahlakzise  — 
diese  jedoch  nur  in  Werder,  Friedrichstadt  und  Dorotheen- 
stadt  —  kamen.  Für  importirtes  Mehl  wurde  beim  Weizen 
3  Gr.  Akzise  und  1  Gr.  9  Pf.  Kriegsmetze,  beim  Ro^en  9  PI 
Akzise  und  1  Gr.  3  Pf.  Kriegsmetze  gezahlt. 

Zu  diesen  Abgaben  kommt  nun  noch  als  eine  der  wich- 
tigsten indirekten  Steuern  die  Salzabgabe.  Sie  unterscheidet 
sich  jedoch  von  den  bisher  besprochenen  Abgaben  in  ganz 
bestimmter  Weise  dadurch,  dass  sie  nicht  wie  diese  in  der 
Form  der  Steuer,  sondern  in  der  des  Regals  oder  Monopols 
erhoben  wird.  Es  war  nämlich  ein  jeder  Staatsuntertban  ver- 
pflichtet, jährlich  ein  bestimmtes  Salzquantum  aus  den  könig- 
lichen Niederlagen  zu  entnehmen ,  und  zwar  ftlr  jede  Person 
des  Ilaiissbindes  fünf  Metzen ,  so  wie  fiir  jedes  Stück  Vieh 
zwei  Metzen.  Um  dies  möglichst  streng  durchzuführen,  war 
die  Zahl  der  Personen,  sowie  die  des  Milfhviehes  amtlieh 
aufgenommen.  Man  wachte  auf  das  strengste  darüber,  dass 
dies  Salzregal  auch  in  der  Praxis  von  allen  ünterthanen  be- 
achtet wurde,  namentlich  in  den  westlichen  Provinzen  bestand 
die  schärfste  Kontrolle,  Ursprünglich  hatte  dieses  Salzrcgal 
nur  für  einige  Provinzen  Geltung  gehabt,  in  der  Zeit  von 
1717  bis  1725  war  ea  auf  den  ganzen  Staat  ausgedehnt  worden. 
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Man  wird  sich  nicht  wundem,  dass  ein  derartiges  Monopol 
auch  grosse  Summen  einbrachte:  1764  kamen  aus  dem  Salz- 
regal 390000  Thaler,  1786  dagegen  643  000  Thaler  ein,  d.  h. 
die  Salzsteuer  lieferte  10  bezw.  13V2  Prozent  sämmtlicher  in- 
direkten Abgaben.  Da  die  Salzsteuer  vermöge  der  Form  ihrer 
Erhebung  hinaustritt  aus  dem  Rahmen  der  indirekten  Steuern, 
80  werden  wir  im  folgenden  nicht  mehr  Gelegenheit  haben 
uns  mit  ihr  zu  beschäftigen;  man  muss  aber  stets,  wenn  von 
der  Belastung  der  Staatsunterthanen  durch  die  indirekten  Ab- 
gaben die  Rede  ist,  bedenken,  dass  zu  den  sogenannten  ^Steuern 
noch  das  Salzregal  hinzukommt,  und  dass  dieses  eine  recht 
erhebliche  und  recht  drückende  Abgabe  bildet.  Wenn  man 
dies  nicht  berücksichtigt,  wird  man  stets  die  Steuerlast,  die 
auf  dem  einzelnen  Staatsbürger  ruhte,  bei  weitem  zu  niedrig 
schätzen. 

Ehe  wir  nun  dazu  übergehen  können,  uns  mit  den  ein- 
zelnen indirekten  Abgaben  näher  zu  beschäftigen,  die  Verän- 
derungen, die. sie  in  der  zweiten  Hälfte  der  Regierung  Fried- 
richs des  Grossen  erlitten,  näher  ins  Auge  zu  fassen,  ist  noch 
vorher  die  Grundfrage  kurz  zu  erörtern:  wie  weit  entsprach 
das  System  der  indirekten  Abgaben  dem  Prinzip  der  Allge- 
meinheit der  Steuer?  Da  ist  nun  sofort  zu  konstatiren,  dass 
dieser  Grundsatz  in  doppelter  Hinsicht  eine  Durchbrechung 
erfuhr:  einmal  wurden  nicht  alle  von  der  Steuer  betroffen, 
die  von  ihr  prinzipiell  getroffen  werden  sollten,  sodann  waren 
nicht  alle  steuerfrei,  die  dieses  gemäss  dem  geltenden  Finanz- 
system hätten  sein  müssen. 

Die  indirekten  Steuern  bezogen  sich,  wie  schon  mehrfach 
hervorgehoben  wurde,  auf  die  Städte.  Nun  waren  aber 
keineswegs  alle  Einwohner  der  Stadt  wirklich  der  Akzise 
unterwoilen.  Steuerfrei  waren  der  Adel,  die  Beamten,  die 
Prediger,  die  pia  corpora,  die  Kirchenbedienten  und  Schid- 
lehrer.  Freilich  war  wieder  diese  Steuerfreiheit  nicht  eine 
unbeschränkte,  sondern  erfuhr  mancherlei  Ausnahmen.  So 
hatten  z.  B.  nach  einer  Kabinettsorder  vom  20.  Juli  1740 
auch  die  Prediger  und  pia  corpora  das  Bier,  das  sie  vom 
^tten  Lande  erhielten,  zu  versteuern,  mussten  von  ihm  den 
Tonnenimpost  zahlen.  Femer  waren  diese  Steuerfreiheiten 
noch  keineswegs  die  einzigen  Exemtionen,  die  in  der  Stadt 
bestanden,  sondern  es  kamen  zu  diesen,  sagen  wir,  Standes- 
privilegien noch  Personalprivilegien  hinzu,  die  sich  prinzipiell 
von  den  vorigen  dadurch  scharf  unterschieden,  dass  sie  nicht 
ein  dem  einzelnen  verfassungsmässig  zustehendes  Recht  waren, 
sondern  eine  vom  Monarchen  gewährte  Gnade.  So  wurde 
«.  B.  durch  ein  Edikt  vom  27.  Juli  1740  allen  nützlichen  und 
geschickten  Handwerkern,  die  aus  der  Fremde  nach  Preussen 
kamen  und  sich  in  Berlin  häuslich  niederliessen,  Freiheit  von 
Akzise  und  Servis  auf  zwei  Jahre  gewährt.     Man  sieht,   was 

12* 
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die  Steuerfreiheiten  betrifft,  so  waren  die  Verhältnisse  in  dec 
Stadt  recht  komplizirte. 

Kicht  minder  verwickelt  waren  sie  in  anderer  Hinsicht 
auf  dem  platten  Lande.  Da8selbe  zahlte  seinen  Antheil  an 
den  Staatsahgaben  in  der  Form  direkter  Steuern,  war  daher 
folgerichtigerweise  den  indirekten  Steuern  nicht  unterworfen. 
Wir  haben  nun  bereits  früher  gesehen'),  dass  letzterer  <5nmd- 
satz  eine  wichtige  Äiisnahnio  erlitt,  dass  die  ganz  verbotenen 
Sachen  auch  auf  dem  Lande  nicht  importirt  werden  durften, 
dass  bei  den  sogenannten  hochimpostirten  Objekten  auch  dmm 
die  Steuern  gezahlt  werden  museten,  wenn  dieae  Sachen  nach 
dem  Lande  gingen.  Ebenso  haben  wir  bereits  darauf  auf- 
merksam gemacht*),  wie  indirekt  die  Steuerfreiheit  des  platten 
Landes  dadurch  geschädigt  wurde,  dass  die  meisten  Hand- 
werke auf  dem  Lande  nicht  betrieben  werden  durften. 
Hierher  gehört  es  auch ,  dass  das  Gewerbe  der  Brauerei  und 
Branntweinbrennerei  auf  dem  Lande  im  allgemeinen  untersagt 
war;  es  durfte  nur  ausgeilbt  werden  auf  dea  Äemtem  und 
Rittergütern,  und  zwar  auch  nur  auf  denen,  die  schon  vor  1714 
das  Privileg  hierzu  erhalten  hatten.  Aber  die  Steuerfreiheit 
des  platten  Landes  erlitt  noch  eine  andere,  weit  wichtigere 
Ausnahme.  Nominell  war  das  ganze  Land  von  den  Verbrauchs- 
steuern auf  Konsumtibilien  befreit:  thatsächlich  aber  erstreckte 
sich  diese  Freiheit  (&<it  ausschliesslich  auf  den  Adel:  was  er 
auf  seinen  Gütern  von  Wein,  Bier,  überhaupt  Lebensmitteln 
verzehrte,  war  von  der  Akzise  völlig  eximirt.  Dagegen 
mussten  die  Übrigen  Bewohner  des  Landes  ihre  Viktualien, 
soweit  sie  dieselben  nicht  selbst  produzirten,  aus  den  St&dten 
entnehmen,  d.  h.  sie  mussten  in  dem  Preise,  den  sie  dort 
entrichteten,  zugleich  die  Verbrauchssteuer  mit  bezahlen*). 

Man  sieht,  das  Prinzip  der  Allgemeinheit  der  Steuer  er- 
litt sehr  vielfach  Durchlöcherungen,  zum  Theil  sogar  recht 
betrflchtliche.  Es  darf  nun  nicht  verkannt  werden,  dass  die- 
selben zum  weitaus  grössten  Theil  nicht  auf  einen  spontanen 
Entschluss  des  Gesetzgebers  zurückgehen,  sondern  ein  Produkt 
der  historischen  Ent Wickelung  sind.  Auch  lassen  sich  für 
eine  Reihe  dieser  Ausnahmen  gute  theoretische  Gründe  an- 
ftibren  —  mögen  dieselben  nun  wirthsehaftspoli tischer  Art 
sein,  wie  bei  der  Forderung,  dass  sieh  das  Land  aus  den 
Stildten  versorge,   oder  von  Rücksichten   der  Steuererhebung 

>)  S.  15. 

»)  S.  13. 

■)  Alle  die  hier  EeBchilderten  EinrichtuDgen  sind  freilich  ein  E^i^b- 
nie  der  historisclieD  EntwickeluDg  und  als  solches  erklärlich,  verst&d- 
lieh,  berechtigt,  entschaldbar;  hier  jedoch  no  es  sich  um  die  prinzipielle 
Besprechung  handelt,  musete  hervorgehoben  werden,  wie  die  theoretisch 
bestehende  Steuerfreiheit  des   Landes  in  praxi  allerlei  Einschränkiuigen 
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diktirt,  wie  bei  der  Ausdehnung  der  Verbote  auf  das  Land. 
Trotzdem  miiss  man  betonen,  dass  durch  diese  vielfachen 
Ausnahmen  das  Prinzip  der  gleichen  Gerechtigkeit  für  alle 
stark  geschädigt  wurde.  Hierbei  waren  die  Exemtionen 
einzelner  Stadtbewohner  von  der  Akzise  viel  weniger  gefkhr- 
lich  als  die  indirekte  Unterwerfung  des  platten  Landes  unter 
die  Verbrauchssteuern.  Ersteres  schädigte  nur  das  Interesse 
der  Staatskasse,  letzteres  dagegen  die  öffentliche  Moral.  In- 
dem die  nominelle  Steuerfreiheit  des  platten  Landes  in  der 
That  durch  die  Ausnahmen  vielfach  illusorisch  wurde,  gab 
man  den  Bürgern  ein  äusserst  bedenkliches  Beispiel:  konnte 
man  es  ihnen  übelnehmen,  wenn  sie  das,  was  der  Staat  that, 
nun  ihrerseits  nachahmten,  wenn  sie  sich  den  Abgaben,  zu 
denen  sie  verpflichtet  waren,  vor  allem  jenen,  die  im  Wider- 
spruch standen  mit  der  ihnen  garantirten  Steuerfreiheit,  durch 
allerlei  Listen  und  unmoralische  Mittel,  wie  z.  B.  Schmuggel, 
Kunstgriffe,  Verfälschung  usw.,  zu  entziehen  versuchten? 

Ich  stehe  nicht  an,  diesen  Punkt  als  den  wundesten  in 
dem  ganzen  altpreussischen  Finanzsystem  zu  bezeichnen.  In- 
dem der  Staat  festhielt  an  dem  historisch  Gewordenen,  ignorirte 
er  die  Forderungen  nach  Allgemeinheit  der  Steuer  und  nach 
gleicher  Gerechtigkeit  für  alle,  ohne  deren  Erfüllung  ein 
wesentlicher  Fortschritt  im  Finanzsystem  schwer  möglich  war. 
Man  darf  nun  nicht  verschweigen,  dass  selbst  der  grösste  der 

Sreussischen  Monarchen  keinen  ernstlichen  Versuch  machte, 
iesem  Mangel  abzuhelfen.  Friedrich  der  Grosse  hat  nie 
recht  versucht,  das  Prinzip  der  Allgemeinheit  der  Steuer  in 
seinen  Staaten  zu  verwirklichen,  dafür  ist  seine  unablässige 
Sorge  und  Thätigkeit  dahin  gerichtet,  das  zweite  grosse  Prinzip 
der  Finanzpolitik  praktisch  durchzuführen:  das  der  Gleich- 
mässigkeit  cler  Steuer. 


Zweites  Kapitel. 
Das  Deklarationspatent 

vom  14.  April  1766. 


AIb  es  sich  darum  handelte,  die  Einföhrung  der  Regie 
durch  Friedrich  IL  richtig  zu  beurtheilen,  da  haben  wir 
Werth  auf  den  Nachweis  gelegt,  dae»  keineswegB  im  Jahre 
]766  die  Anschauungen  des  Königs  sich  plfitzUcn  änderten, 
sondern  dass  die  damals  zu  Tage  tretende  Politik  tnneiücli 
schon  lange  vorbereitet  war.  Nicht  anders  verhslt  es  sich 
nun  mit  der  materialen  Steuerpolitik  des  Monarchen.  Auch 
hier  ist  der  Gedanke  an  eine  plötzliche  Sinneswandlungv  möge 
man  diese  nun  auf  Helvetius'  oder  auf  de  Launays  Einfluss 
zurückfahren,  vollkommen  abzuweisen ;  schon  längst  hatte  der 
König  den  Problemen,  deren  Lösung  seine  spätere  Finanz- 
politik versuchte,  rege  Aufmerksamkeit  geschenlct,  schon  früh 
hatte  er  ■  die  Anschauungen  gewonnen ,  die  später  fllr  sein 
ganzes  Handeln  massgebend  waren.  Ja,  die  finanziellen  Pro- 
jekte Friedrichs,  seine  Absicht,  das  bisherige  Finanzsystem 
durchgehend  umzugestalten,  reichen  bis  in  die  Zeit  vor  dem 
siebenjährigen  Kriege  zurtlck. 

Vielleicht  den  lehrreichsten  Beweis  hierfür  gewährt 
ein  Vorgang  aus  dem  Jahre  1756,  von  dem  deshalb  kurz 
gesprochen  sei.  Friedrich  hatte  damals  die  Absicht,  die 
Branntweinsteuer  nicht  unbeträchtlich  zu  erhöhen,  mit  dem 
ausgesprochenen  Zweck,  dadurch  den  Konsum  zu  beschränken. 
Nach  seiner  Meinung  hatte  in  Berlin  der  Branntwein  verbrauch 
viel  zu  sehr  zugenommen.  Der  König  forderte  daher  am 
6,  Mai  1756')  von  dem  Kammerdirektor  Groschopp  Bericht 
darüber  ein,  wie  die  Getränke  „entweder  durch  eine  höhere 
Impostining  bey  der  Akzise,  oder  aber  durch  einen  besonderen 
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zur  Akzise  fliessenden  Schenken-Zins,  so  diejenigen,  welche 
dergleichen  starke  Getränke  ausschenken,  erlegen  müssen, 
dadurch  auf  solche  Preise  beym  Detailliren  kommen,  dass 
der  gemeine  Mann  wegen  des  hohen  Preises  solchen,  wenn 
er  auch  wiU,  nicht  mehr  so  stark  und  so  häufig  als  es  bis 
dato  geschehen,  trinken  noch  bezahlen  kann". 

Eine  Aeusserung,  die  ausser  den  praktischen  Folgen,  die 
sie  damals  hatte,  auch  in  prinzipieller  Beziehung  Beachtung 
verdient.  Schon  hier  zeigt  sich  das  deutliche  Bestreben,  die 
Verbrauchssteuern,  vor  allem  die  Getränkesteuern  zu  erhöhen. 
Und  zwar  will  der  König  diese  Erhöhung  vornehmen  in 
Form  einer  Ausschankabgabe,  also  genau  in  der  Gestalt,  wie 
sie  1766  eingeführt  wurde.  Man  wird  also  zugeben  müssen, 
dass  für  die  Steuerpolitik  von  1766  sehr  wesentliche  Punkte 
schon  hier  vorhanden  sind.  Aber  die  Aehnlichkeit  geht  noch 
weiter,  sie  betriflft  auch  einen  Pimkt,  den  ich  für  weit 
wichtiger  halte,  als  diese  finanziellen  Details.  Schon  1756 
will  der  König  mit  seiner  Steuenmiänderung  keineswegs  nur 
finanzielle  Zwecke  erreichen,  sondern  auch  sozialpolitische. 
Es  wird  Aufgabe  unserer  späteren  Darlegungen  sein  müssen, 
zu  zeigen,  dass  die  Steuerpolitik  Friedrichs  ein  sehr  starkes 
soziales  Mement  in  sich  enthält;  dabei  aber  ist  dann  scharf 
zu  beachten,  dass  auch  diese,  sagen  wir  soziale  Ader  des 
Königs  schon  lange  vor  1766  pulsirte. 

Wenn  nun  aber  die  Ideen  Friedrichs  über  die  Steuer- 
politik langsam  und  allmählich  reiften,  so  kamen  sie  zur 
äusseren  Verwirklichung  doch  erst  dann,  als  er  die  neue 
Verwaltung  einführte.  Es  hat  dies  durchaus  nichts  Ueber- 
raschendes.  Die  Gedanken,  in  denen  der  König  lebte,  waren 
sehr  verschieden  von  denen,  welche  das  preussische  Beamten- 
thum  beseelten;  Friedrich  durfte  nicht  hoffen,  dass  das  letztere 
zur  Verwirklichung  seiner  Ideen  die  Hand  bieten  werde.  Mit 
anderen  Worten,  er  konnte  mit  Aussicht  auf  Erfolg  erst  dann 
zu  praktischen  Massnahmen  schreiten,  als  der  Bruch  mit  dem 
Beaantenthum  eingetreten  war.  Dies  aber  geschah  erst  1765. 
Wir  finden  nun  auch,  dass  der  König  sofort,  nachdem  er  sich 
zu  einer  neuen  Verwaltungsorganisation  entschlossen  hatte, 
auch  an  materiale  Aenderungen  dachte:  gleich  nach  der  An- 
kunft; de  Launays,  in  einer  der  ersten  Besprechungen  mit 
demselben,  sagte  Friedrich  zu  ihm^):  „Nehmen  Sie  nur  von 
denen,  die  bezahlen  können,  ich  gebe  sie  Ihnen  preis." 
Wieder  ein  Beweis  dafür,  dass  nicht  erst  durch  de  Launays 
Antrieb  Friedrich  dazu  kam,  an  grosse  Steuerumänderungen 
zu  denken,  sondern  dass  ihn  schon  vor  jenes  Ankunft  der- 
artige Proiekte  beschäftigten.  Zugleich  zeigt  jene  Aeusserung 
klar  die  Kichtung,    die   nach  seiner  Absicht  die  Steuerreform 
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innehalten  sollte:  Mohrbelastung  der  Reicheren,  Entlastung 
der  Aerraeren :  also  nicht  Allgemeinheit,  wohl  aber  Gleich- 
mässigkeit.  Man  erkennt  hiemach  den  scharfen  und  unüber- 
brückbaren Gegensatz  zwischen  der  Auffassung  Friedrich» 
und  der  des  preussischen  Beamteathums :  wir  können  ihn  in 
die  einfache  Antithese  fassen:  dieses  wollte  Allgemeinheit  auf 
Kosten  der  Gleichmässigkeit,  jener  Gleichmässigkeit  auf  Kostea 
der  Allgemeinheit.  Wenn  sich  überhaupt  diese  verschiedenen 
Ansichten  in  einen  höheren  einheitlichen  Gesichtspunkt  zu- 
sammenfassen lassen,  was  dahingestellt  bleibe,  so  war  doch 
damals  die  Zeit  für  eine  solche  Versöhnung  noch  nicht  ge- 
kommen :  in  der  Finanzpolitik  und  der  Finanzlehre  jener 
Epoche  gab  es  nur  ein  für  oder  wider,  hiess  es  nur  das  eine 
oder  das  andere,  nicht  das  eine  und  das  andere.  Zieht  man 
hieraus  die  praktische  Folgerung,  so  ergiebt  steh,  dasa  man 
weder  die  Haltung  des  Königs  noch  die  des  Boamtenthunu 
selilcchthin  verurtheilen  darf:  es  wäre  ebenso  unrichtig,  diesem 
aus  seiner  Unemptänglichkcit  für  die  sozialen  Ideen,  wie 
jenem  aus  seiner  Nichtberücksichtigung  der  Forderungen  der 
Gerechtigkeit  einen  schweren  Vorwurf  zu  machen:  es  ist  fUr 
jene  Zeit  schon  ein  hohes  und  seltenes  Verdienst,  wenn  der 
Versuch  gemacht  wird,  einem  der  beiden  Grundprinzipien 
der  Steuerpolitik  gerecht  zu  werden :  wenn  dalier  Friedrich 
bestrebt  ist,  in  seinem  Staate  die  Gleichmässigkeit  vollkommen 
durchzuführen,  so  zeigt  er  sich  schon  allein  dadurch  in 
finanzieller  Hinsicht  als  einen  der  grössten  Monarchen  seiner 
Zeit,  erwirbt  sich  ein  Verdienst,  das  durch  keine  kleinen 
Fehlgriffe  bei  der  Handhabung  des  Details  geschmälert  werden 
kann.  Dies  ist  nach  meiner  Meinung  der  Gesiditspunkt,  von 
dem  man  bei  der  Beurtheilung  und  Würdigung  der  Steuer- 
politik Friedrichs  ausgehen  muss. 

Gleichzeitig  mit  den  Berathungen  über  die  Organisation 
der  neuen  Verwaltung  fanden  auch  Verhandlungen  über  eine 
materiale  Steuerreform  statt.  De  Launay  schlug  dem  König 
vor:  Abschaffung  der  Brotstener,  als  Aequivalent  dafür  Ex- 
höhung  der  Fleisch-  und  Biersteuer.  Er  fand  hiermit  sofort 
die  Billigung  des  Monarchen,  Am  16.  März  1766')  sandte 
Friedrich  ein  eigenhändiges  Schreiben  an  de  Launay,  das 
nicht«  weniger  als  ein  vollständiges  steuerpolitisches  Programm 
enthält;  es  scheint  mir  daher  erforderlich,  dasselbe  unverkürzt 
mitzuthcilcn.  Es  lautet:  „Fleisch,  Es  ist  mir  unmöglich, 
zu  dieser  Steuer  meine  Zustimmung  zu  geben,  weil  dieselbe 
für  das  Volk  zu  drückend  ist;  in  Betreff  des  Fleisches  willige 
ich  ein,  dass  man  es  mit  1  Groschen  7  Pfennigen  besteuert, 
aber  eine  Steuer  von  einem  Thaler  fUr  den  fremden  Ochsen 
geht   nicht  an;   man   muss    sich   als   Aequivalent   irgend   ein 
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anderes  akzisbares  Objekt  suchen.  —  Bier.  Besteuern  Sie 
das  Bier  vom  Lande  [einheimische?]  nicht,  es  zahlt  9  Groschen, 
erhöhen  Sie  es  auf  12,  aber  nicht  weiter.  Dafür  besteuern 
Sie  das  Bier  aus  EIngland,  Braunschweig  und  Zerbst,  sowie 
das  sonstige  ausländische  Bier  so  hoch,  wie  Sie  wollen.  — 
Brantwein.  Belegen  Sie  den  französischen  Brantwein  mit 
10  Groschen  anstatt  14,  darin  kann  ich  einwilligen.  —  Pfeffer, 
Zimmt,  Gewürze,  mit  einem  Wort  alles,  was  zum  Luxus  ge- 
hört, gebe  ich  Ihnen  Preis.  Besteuern  Sie  die  Weine  aus 
Franken,  vom  Neckar  und  aus  Schwaben,  sowie  alle  aus- 
ländischen überhaupt,  denn  sie  werden  nicht  von  den  Armen 
^kauft,  es  sind  aoer  der  Gewerbetreibende  und  der  Soldat, 
'  deren  Advokat  ich  bin  und  deren  Interessen  ich  wahrnehmen 
moss.  Im  übrigen  ist  Ihr  Projekt  bewundemswerth,  und  wir 
werden  heut  Nachmittag  Hand  ans  Werk  legen,  um  unsere 
Geschäfte  vollständig  zu  erledigen')." 

Scharf  ist  das  leitende  Prinzip  ausgesprochen,  das  Friedrich 
in  der  Steuerpolitik  beachtet  wissen  will:  starke  Belastung 
der  entbehrlichen  und  Luxusobjekte,  möglichst  geringe  Ab- 
gaben bei  den  nothwendigen  Lebensmitteln.  In  zwei  Punkten 
zeigt  sich  ein  Meinungsunterschied  zwischen  de  Launay  und 
Friedrich:  letzterer  zählt  auch  das  Fleisch  und  das  Bier  zu 
den  unentbehrlichen  Konsumtibilien,  will  deshalb  die  Abgaben 
von  diesen  beiden  Sachen  nur  massig  oder  gar  nicht  erhöht 
wissen,  während  de  Launay  gerade  in  ihnen  das  Aeauivalent 
sah  ftlr  die  Auf  hebimg  der  Brotsteuer.  Wir  werden  nier  der 
Anschauung  des  Königs  durchaus  zustimmen  müssen:  das 
Fleisch  ist,  sobald  man  auf  eine  gesunde  wirthschafdiche 
Lage  der  unteren  Klassen  Werth  legt,  in  der  That  ebenso 
unentbehrlich  wie  das  Brot:  und  auch  das  Bier  lässt  sich 
nicht  missen.  Wenn  nun  auch  jetzt  diese  Anschauungen  all- 
gemein   anerkannt   sind,    so   waren    sie  es   doch    damals   bei 


*)  Vi  au  de.  II  m'est  impossible  de  consentir  k  cet  impot  qui  e^t 
trop  on^uz  pour  le  j^euple ;  pour  la  viande  je  consens  qu'on  la  mette  k 
un  gros  7  fenins;  mais  pour  Timpdt  d'un  ^cu  par  boeuf  ^tranger,  cela 
De  86  peat  pas,  et  il  faut  trouver  quelque  autre  oDJet  accisable,  sur  lequel 
il  £Mit  se  rdTaire. 

Bierre.  N'impostez  point  bierres  des  lieux,  elles  payent  9  gros, 
mettez  les  k  douze,  mais  non  plus  ultra.  £n  r^vanche  impostez  tant  que 
▼0U8  voadiez  la  bierre  angloise,  celie  de  Brunswic  et  Zerbst,  et  autree 
teang^res. 

jBau  de  vie.  Mettez  Teau  de  vie  de  France,  au  lien  de  14  k  10 
gros,  voilÄ  k  quoi  je  peux  coDsentir. 

Le  poivTe,  la  cannelle,  les  ^pices,  le  vous  les  abandonne,  en  un 
mot  tont  ce  qui  est  de  luxe.  Impostez  les  vins  de  Franconie,  Neckar, 
Soabe,  et  de  tont  pajs  ^traneer;  ce  n'est  pas  le  pauvre  qui  le  paye,  et 
c*e8t  le  manufiEUituner  et  le  soldat  dont  je  me  d^clare  Tavocat,  et  dont 
je  dois  plaider  la  cause.  D'aillenrs  votre  projet  est  admirable,  et  nous 
mettrons  cette  apr^-midi  la  main  k  Tceuvre  pour  achever  nos  affaires  radi- 
calement 
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weitem  nicbt,  ja  man  kann  wohl  sagen,  die  entgogengesetz 
Jlbinung  war  in  der  Majorität:  es  zeugt  daher  mr  den 
[seltenen  Sclmrfbliuk  des  KöoigH,  dass  er  hier  daa  Richtig« 
sofort  erkannte.  Ea  tritt  femer  in  jenem  Briefe  eine  aujf- 
fallende  Sinnesänderung  des  Königs  gegen  friilier  zu  Tage: 
1756  wollte  er  die  BranntweinBteuer  erhöhen,  jetzt  sie  er- 
niedrigen. Der  Grund,  der  ihn  bestimmte,  hegt  auf  der 
Hand:  Erniedrigung  wollte  er  nur  bei  absolut  nOthigen 
Konsumtibilien;  er  hielt  folglich  den  Branntwein  ftlr  ein  lui- 
entbehrliches  Lebensmittel.  Man  mnss  auch  hier  sagen,  dass 
die  moderne  Wissenschaft,  zwar  nicht  ungetheilt,  aber  doch 
in  der  Mehrzahl  ihrer  Vertreter  auf  Seiten  Friedrichs  »teht. 
Man  kann  also  sagen,  es  zeigt  der  König  inbetreff  der  Frage  * 
nach  der  Nothwendigkeit  der  Lebensmittel  durchaus  verständige 
und  gesunde  Anschauungen  gegenüber  de  Launay,  der  hier 
lollkummen  in  Vorurtheilen  und  falschen  Meinungen  befangen 
ist,  ja  Friedrichs  Gedanken  haben  sieh  im  Vergleich  zu  1756 
ganz  ausserordentlich  gereinigt  und  geläutert. 

Es  würde  ihn  aber  dies  alles  noch  nicht  schützen  vor 
dem  Vorwurf  der  Utopie  und  Phantasterei.  Derselbe  träfe 
zu,  sobald  es  Friedrichs  Absicht  war,  die  Steuern  ganz  zu 
legen  auf  die  Luxus obj ek te ,  sie  ganz  wegzunehmen  von  un- 
entbehrlichen Lebensmitteln,  denn  darüber  kann  sich  kein 
Verstäjidiger  täuschen,  dass  es  ganz  unmögbch  ist,  nennena- 
werthe  Beträge  allein  dtirch  Abgaben  von  Luxussachen  auf- 
zubringen. Aber  auch  Friedrich  sah  dies  ein:  er  dachte  gar 
nicht  an  eine  völlige  Befreiung  der  nothwendigen  Konsumtibilien, 
beim  Branntwein  oeabsichtigte  er  allenlings  eine  Herabsetzung, 
aber  docli  nur,  weil  die  Abgabe  hier  exzessiv  hoch  war,  da- 
gegen wollte  er  die  Biersteuer  bestehen  lassen,  die  Fleisch- 
Steuer  sogar  noch  etwas  erhölien.  Man  sieht,  seine  Politik 
hält  sich  durchaus  in  den  Grenzen  des  Möglichen,  übersieht 
nie,  dasH  vom  Standpunkt  des  Sozialismus  aus  wUnscheas- 
werthe  Ideale  wegen  der  Rücksicht  auf  tinanzielle  Wirklich- 
keiten imausfiUirbar  erscheinen. 

Soeben  wurde  das  Wort  Sozialismus  gebraucht:  es  führt 
uns  dies  auf  eine  weitere  Seite  an  der  Steuerpolitik  des 
Königs.  Das  Programm,  das  jener  Brief  enthält,  ist  ein  aus- 
gesprochen sozialistisches:  der  leitende  Gesichtspunkt  für  den 
Monarchen  ist  nicht  das  Prinzip  der  Gerechtigkeit,  sondern 
das  der  Verbesserung  der  Lage  der  Bedrückten:  mit  scharfen, 
einer  Missdeutung  nicht  fUhigen  Worten  erklärt  er  sich  zum 
Patron  der  „Enterbten",  Wie  will  man  derartige  Anschau- 
ungen anders  bezeichnen  als  sozialistisch?  Nur  in  einem 
unterscheidet  sich  der  Sozialismus  Friedrichs  scharf  und  be- 
stimmt von  dem  heutigen:  er  hält  sich  durchaus  in  den 
Grenzen  der  Realität,  sucht  nicht  seine  Ideale  zu  verwirklichen 
auf  Kosten  des  Bestehenden,  des  historisch  Gewordenen. 
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Bei  keiner  Gelegenheit  eoiiBt  tritt  uns  die  Steuerpolitik 
des  Königs  in  ähnlicner  Reinheit  und  Schärfe  entgegen,  wie 
in  diesem  Schreiben ;  stets  erstheint  sie  durch  den  Druck  der 
widerstrebenden  Kräfte  getrübt,  von  der  Verwirkliclmng  ihrer 
Ideale  znrttckgelialten.  Dies  zeigt  sieh  gleich  im  Jnhre  1766, 
Das  Deklarationäpatent,  da«  praktische  Eigebnis  der  damals 
gefiihrten  Verhandlungen,  von  dem  man  hätte  erwarten  sollen, 
dsss  es  die  in  dem  Schreiben  vom  März  ausgesprochenen 
Ideen  nun  verwirklichte,  unterschied  sich  doch  sehr  bedeutend 
nnd  in  sehr  wichtigen  Punkten  von  jenem  Schreiben, 

Eb  erschien  am  14.  April  17ti6  und  trug  die  Benennung 
, Vorläufiges  Deklarations patent  wegen  der  für  sämtliche 
Königliche  Preussische  Provinzen,  wo  bishero  die  Akzise 
eingefUhret  gewesen,  vom  1.  Juni  1766  an  allergnädigst  gut 
gefundenen  neuen  Einrichtung  der  Akzise-  und  Zollsachen '). " 
Dieses  Gesetz  verdient  in  mehr  als  einer  Hinsicht  Beachtung, 
es  ist  wichtig  nicht  blos  durch  die  materiellen  Bestimmungen, 
die  es  giebt,  sondern  auch  durch  die  Gedanken,  die  es  aus- 
spricht; man  sagt  nicht  zuviel,  wenn  man  behauptet,  es  ist 
geradezu  bahnbrechend  für  die  Weiterentwickelung  des  Steuer- 
wesens in  dem  preussiachen  Staate. 

UeberauH  merkwürdig  ist  schon  die  Begründung,  die  für 
die  Nothwendigkeit  einer  Steuerrefonn  gegeben  wird*).  Der 
König  erklärt,  er  sei  seit  dem  Kriege  unablässig  darauf  be- 
dacht gewesen,  den  Untertlianen  wieder  aufzuhelfen  und  ihnen 
Erleichterung  von  ihren  Lasten  dadurch  zu  verschaffen,  „dass 
solche  auf  einen  billigen  und  proportionirlen  Fuss  gesetzet 
und  durchgehends  mit  gleichen  Schultern  und  nach  Vermögen 
der  Kontribuenten  getragen  werden  mögen".  Er  habe  sich 
daher  von  der  Akzise  Bericht  erstatten  lassen  und  habe  die 
Verhältnisse  bei  derselben  genau  untersucht.  Dabei  habe  er 
gefunden,  -dass  dort  allzu  grosso  Ungleichheiten  obwalteten, 
dass  vor  allem  ein  Theil  der  Unterthanen  mehr  belastet  sei 
als  ein  anderer.  Es  sei  deshalb  eine  Kommission  eingesetzt, 
um  jede  einzelne  Abgabe  genau  zu  prüfen  imd  neue  Tarife 
auszuarbeiten. 

Mit  vollkommen  klaren  Worten  wird  hier  als  Motiv 
filr  die  Steuerreform  nicht  das  fiskale,  sondern,  sagen  wir 
^mnal  staatsmännische  Interesse  nach  Gleichmässigkeit  der 
Steuer  angegeben.  Sollen  wir  nun  an  dieser  so  bestimmt 
voi^getragenen  Darstellung  zweifeln?  Gewiss  vorerst,  dasa 
die  Einleitungen  zu  den  Gesetzen  nicht  von  dem  König  her- 
stammen, aber  ebenso  gewiss,  dass  kein  Satz  dann  stehen 
durt'te,  der  nicht  seine  Billigung  hatte.  Wenn  man  also  in 
der  Steuerreform   lediglich  eine    fiskale   Massregel   sieht,    so 
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lieisst  diea  nichts  anderes  als  den  König  der  Lüge  be- 
schuldigen. Das,  denke  ich,  wird  man  doch  bei  Friedrich 
dem  Grossen  nicht  wagen.  Nun  will  ich  aber  durchaus  nicht 
soweit  gehen,  dass  ich  die  hskalen  Interessen  der  Steuer- 
reform ganz  leugne;  das  thut  auch  die  Einleitung  des  Oesetzes 
nicht,  und  in  diesem  Falle  kann  man  wirklich  einmal  aus 
dem  Schweigen  einen  Schluss  ziehen.  Hätte  es  sich  bei  der 
Steuerreform  gar  nicht  um  eine  Erhöhung  der  Steuern  ge- 
handelt, HO  wtirde  dies  der  König  sicher  dem  Volke  aus- 
drücklich gesagt  haben :  durch  die  Einfuhrung  der  Regie  war 
eine  weitgehende  Aufregung,  eine  allgemeine  Besorgnis  vor 
stärkerer  Anziehung  der  Steuerschraube  herbeigefuhrt :  wären 
solche  Gerüchte  ganz  unbegründet  gewesen,  »o  würde  der 
König  nicht  verfehlt  haben,  ihnen  entgegenzutreten.  Soviel  aber 
halte  ich  fUr  sicher,  nach  den  Intentionen  des  Königs  kamen 
bei  der  Steuerreform  durchaus  nicht  allein,  ja  nicht  ^nmal 
in  erster  Linie  liskale  Interessen  in  Betracht:  wichtiger  war 
ihm  die  Verwirklichung  des  Prinzips  der  Gleichmäsaigkeit 
und  zwar,  wie  wir  gesehen  haben,  eine  Verwirklichung  in 
sozialistischer  Tendenz.  Halfen  wir  dies  nun  mit  dem  zu- 
sammen, was  wir  früher  fanden,  dass  der  formalen  Finanz- 
folitik  des  Königs  nicht  ßskale,  sondern  steuertechnische 
nteresscn  massgebend  waren:  ich  denke,  diea  in  Verbindung 
mit  dem  eben  Festgestellten  reicht  hin,  um  die  Finanzpolitik 
Friedrichs  von  dem  ihr  ao  oft  gemachten  Vorwurf  eines 
fiakalen  Charakters  zu  befreien ;  oa  waren  weit  grössere  und 
edlere  Motive,  die  den  Regenten  beseelten,  Motive,  die  schon 
den  Versuch  lohnten,  sie  einmal  praktisch  durchzuführen. 

Nach  der  Einleitung  dea  DoKlarationapatentes  sollte  nun 
erat  die  Kommission  die  Neuregelung  der  Abgaben  vornehmen, 
doch  enthielt  schon  das  Patent ')  selbst  wichtige  Grundsätze 
für  die  dereinstigo  Reform.  Es  war  gesagt,  dass  die  Einkünfte 
des  Staates  auf  einen  festen  und  beständigen  Fuss  gebracht 
werden  sollten,  ohne  daas  dabei  eine  übermässige  VermehruM; 
der  Abgaben  erstrebt  werde.  Keine  übermässige,  also  doch 
eine  massige  Erhöhung.  Man  sieht,  die  Abaicht  einer  Er- 
höhung wird  gar  nicht  geleugnet.  Man  erkennt  leicht,  wie 
dies  durchaus  zu  dem  stimmt,  was  wir  oben  sagten. 

Als  Ziel  der  Reform  wurde  bezeichnet  die  Gleichheit  der 
Abgaben  nach  dem  Massstabc  des  Vermögens  und  die  Er- 
leichterung der  Dürftigen.  Die  n'>th wendigen  Lebensmittel 
sollten  von  Abgaben  befreit  werden,  die  Steuern  nur  auf  ent- 
behrliche Gegenstände  gelegt  werden,  bei  denen  der  Verbrauch 
im  Belieben  der  Konsumenten  stehe.  So  sollten  vor  allem  die 
Abgaben  von  Fleisch  und  Wein  neu  festgesetzt  werden*). 

')  In  der  E^nldtuDg. 
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Man  sieht  leicht,  wie  hier  dieselben  Gedanken  ausgeführt 
werden,  wie  in  jenem  Briefe  des  Königs  ans  dem  März.  Auf 
den  ersten  Blick  freilich  glaubt  man  einen  grossen  Unterschied 
wahrzunehmen:  damals  wollte  der  König  massige  Belastung 
der  nothwendigen  Lebensmittel,  jetzt  wird  Steuerfreiheit  der- 
selben proklamirt:  aber  diese  Diflferenz  ist  nur  eine  schein- 
bare, beruht  nur  auf  der  Terminologie.  Die  Fleischsteuer 
soll  beibehalten  werden,  ebenso  wie  sich  aus  späteren  Stellen 
des  Gesetzes  ergiebt,  die  Biersteuer:  es  werden  also  Fleisch 
und  Bier  hier  zu  den  entbehrlichen  Lebensiftitteln  gerechnet, 
d,  h.  der  Ausdruck  nothwendige  Lebensmittel  ist  so  gebraucht, 
dass  unter  nothwendig  das  begriflFen  wird,  was  de  Launay 
darunter  verstand,  d.  h.  eigentlich  nur  das  Brot.  Man  er- 
kennt,  dass  bei  solcher  Interpretation  ein  Widerspruch  mit 
dem  Brief  Friedrichs  nicht  vorliegt:  Brot  wollte  auch  der 
Brief  steuerfrei,  fllr  Bier  und  Fleisch  forderte  auch  das  Pa- 
tent keine  Steuerfreiheit 

Femer  war  in  dem  Deklarationspatent  bestimmt,  dass  in 
der  2ieit  von  dem  Erlass  desselben  bis  zur  Fertigstellung  der 
Tarife  keine  ferneren  Veränderungen  hinsichtlich  der  Steuern 
stattfinden  sollten^):  d.  h.  der  König  begab  sich  für  diesen 
Zeitraum  freiwillig  seines  Besteuerungsrechtes;  damit  Handel 
und  Verkehr  nicht  durch  Steueränderungen  oder  auch  nur 
durch  Gerüchte  von  solchen  beunruhigt  würden,  verzichtete 
der  König  auf  ein  ihm  zustehendes  Kegal. 

So  enthielt  das  Deklarationspatent  höchst  wichtige  Ver- 
sprechungen auf  die  Zukunft,  bestimmte  im  voraus  klar  und 
scharf  die  Richtung,  in  der  sich  die  Steuerreform  bewegen 
sollte;  kaum  minder  wichtig  waren  die  substanziellen  Fest- 
setzungen, die  es  traf.  So  bedeutsam  nun  hier  auch  die  Be- 
stimmungen inbetreflf  einzelner  Steuern  waren,  so  werden  sie 
doch  an  Wichtigkeit  übertroffen  von  einer  allgemeinen  An- 
ordnung, die  geradezu  epochemachend  für  das  Finanzsystem 
PreuBsens  ist.  Es  wurde  angeordnet^),  dass  bei  der  Auf- 
stellung der  Tarife  die  bisherige  Sonderstellung  der  einzelnen 
Provinzen  in  Bezug  auf  Akzise  und  Zölle  auch  fernerhin  fest- 
gehalten werden  sollte,  dass  dagegen  die  materiellen  Vor- 
schriften des  Deklarationspatentes  ^r  alle  Provinzen  gelten 
sollten«  Wohl  waren  in  materieller  Beziehung  auch  bisher 
die  Tarife  für  die  verschiedenen  Provinzen  einander  sehr 
ähnlich  gewesen:  wohl  hatte  hier  der  kurmärkische  Tarif  die 
Grundlage  gebildet,  nach  dem  alle  späteren  gestaltet  waren, 
aber  es  hatte  doch  an  einer  formalen  Einheit  gefehlt.  Nominell 
hatte  sich  jeder  Tarif  nur  auf  eine  Provinz  erstreckt.  Jetzt 
durch   das  Deklarationspatent   wurde   gerade  für  die  wichtig- 
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Bten  Konsumtibilien  auch  dteae  formale  Einheit  hergestellt: 
die  Bestimmungen  des  Gesetzes  bezogen  sich  nicht  nur  auf 
eine  Provinz,  sondern  auf  den  ganzen  Staat.  Ich  halte  den 
Fortschritt  der  hierin  gegen  früher  lag,  für  einen  keineswegs 
geringen :  bisher  rausste  man  bei  aller  materiellen  Gleichheit 
doch  überall  die  Empfindung  haben,  als  sei  die  Steuer  be- 
schränkt auf  die  Provinz;  erst  jetzt  wurde  aus  der  thatsäch- 
lichen  Identität  eine  gesetzliche  und  prinzipielle.  Man  kann 
vielleicht,  ohne  allzusehr  zu  Übertreiben,  sagen,  der  Zustand, 
der  sich  aus  der  Natur  der  thatsächlichen  Verhältnisse  mit 
Nothwendigkeit  historisch  entwickelt  hatte,  erhielt  hier  eine 
theoretische  Basis,  durch  die  er  aus  dem  Boden  des  thatsSch- 
lich  Gewordenen  emporgehoben  wurde  auf  die  Stufe  dea  prin- 
zipiell Gewollten. 

Das  Gesetz  enthielt  nun  aber  nicht  nur  allgemeine  Bestim- 
mungen, sondern  regelte  auch  verschiedene  einzelne  Steuern, 
und  zwar  betraf  es  die  Getreide-,  Fleisch-  und  Getränkeßteuem. 
Die  Getreidesteuer  wurde  vollständig  aufgehoben  gemäss  dem 
Vorsehlage  de  Launays  und  gemäss  den  Anschauungen  des 
Königs.  Als  Motiv  für  die  Abschaffung  wurde  angeführt,  daas 
sich  jene  Steuer  nicht  vertrage  mit  dem  proklamirten  Grund- 
satz von  der  Freiheit  der  nothwendigen  Lebensmittel.  Fs  hiess 
darüber ') :  „  .  .  -  .  daas  besonders  die  Abgaben  von  Getreyde 
als  dem  allerohnentb ehrlichsten  Stück  zum  Unterhalt  des 
Lebens  vorzüglich  mit  Auflagen  beschweret,  sondern  auch 
dem  Absatz  und  der  Handlung  damit  durch  die  Vervielfäl- 
tigung der  Abgaben  besondere  Hindemisse  in  den  W^  ge- 
legt werden."  Es  sollten  demgemäss  in  Zukunft  alle  Abgaben 
von  Getreide,  Mehl,  Malz  und  Branntweinschrot  aufhören'), 
wogegen  die  Mahlgelder  auch  fernerhin  bestehen  blieben. 
Freilich  ganz  rein  wurde  diese  nominelle  Abschaffung  der 
Getreidesteuer  in  der  Praxis  nicht  durchgeführt ,  eine  aller- 
dings sehr  geringe  Abgabe  musste  das  Getreide  auch  in  Zu- 
kunft entrichten.  Es  sollte  nämlich  fortan  zur  Verhütung  von 
Defraudationen  alles  Getreide  beim  Eingang  visitirt  werden'), 
und  es  waren  hierfür  als  Visitationsgeld  2  Pfennig  vom 
Scheffel  Korn,  6  Pfennig  vom  Zentner  Mehl  zu  b^ahlen. 
Man  sieht,  gegen  friilier  ist  allerdings  diese  neue  Abgabe  eine 
80  geringe,  dass  sie  kaum  in  Betracht  kommt.  Man  darf  da- 
her der  gesetzliehen  Terminologie,  die  stets  von  einer  völligen 
Abschaffung  der  Getreidesteuer  spricht,  hieraus  keinen  Vor- 
wurl'  machen. 

Durch  die  Aufhebung  jener  Abgaben  entstand  nun  tm- 
zweifelhaft  ein  Manko   bei  der  Einnahme;   es  stand  aber  un- 
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widerruflich  fest,  dass  der  Staat  einen  Ausfall  bei  den  Ein- 
künften nicht  zulassen  könne.  Es  handelte  sich  mithin  darum, 
jenes  Defizit  durch  Erhöhung  anderer  Abgaben  zu  beseitigen. 
Man  wählte  zu  diesem  Behuf  die  Fleischsteuer  und  die  Ge- 
tränkesteuem.  Von  jedem  Pfund  Fleisch  sollte  in  Zukunft 
ein  Pfennig  bezahlt  werden^);  doch  fand  hierbei  eine  Aus- 
nahme statt,  die  recht  deutlich  zeigte,  wie  massgebend  für 
den  König  soziale  Gedanken  waren :  das  Schweinefleisch  sollte 
von  der  neuen  Abgabe  befreit  bleiben,  weil  es  die  Nahrung 
der  Armen  sei.  Man  sieht,  jener  Grundsatz,  den  der  König 
in  dem^  Gesetze  aussprach,  die  Armen  möglichst  gar  nicht  zu 
besteuern,  war  nicht  blosse  Phrase,  es  war  ihm  heiliger  Ernst 
damit,  er  suchte  ihn  auch  in  der  Praxis  möglichst  streng 
durchzuführen.  Ausser  dem  Fleisch  erfuhren  noch  Wein  und 
Bier  eine  Steuererhöhung.  Beim  Bier  wurde  die  Steuer  um 
1  Pfennig  pro  Quart  erhöht,  so  dass  in  Zukunft  die  Abgabe 
von  der  Tonne  18  Groschen  betrug*).  Am  stärksten  war  die 
Steigerung  beim  Wein:  beim  ordinären  Wein  wurde  die 
Akzise  um  5  Groschen  pro  Eimer  gesteigert,  beim  Ungar-, 
Champagner-,  Burgunder-,  Rhein-,  Mosel-,  Neckar-  und  Fran- 
kenwein gar  um  20  Groschen  pro  Eimer®),  und  zwar  wurden 
Mosel-,  Neckar-  und  Frankenwein,  die  an  sich  nicht  so  werth- 
voU  waren,  doch  eben  so  hoch  besteuert,  um  Defraudationen 
beim  Rheinwein  zu  verhüten,  um  zu  verhindern,  dass  er  etwa 
ftor  Moselwein  ausgegeben  werde  und  so  geringere  Steuer  zahle. 

Es  war  nun. der  entschiedene  Wille  des  Königs,  dass  sich 
die  Preise  für  jene  Konsumtibilien  nur  um  so  viel  steigerten, 
wie  die  gesetzlich  angeordneten  Steuererhöhungen  betrugen; 
er  wollte  verhüten,  dass  die  Verkäufer  die  Steuererhöhung 
dazu  benutzten,  um  ihren  Gewinn  zu  steigern,  indem  sie  mit 
dem  Preise  stärker  aufschlügen,  als  die  Abgabenvermehrung 
betrug.  Sein  Ziel  suchte  der  König  zu  erreichen  durch  die 
Mittel  des  Polizeistaates.  Er  schrieb  z.  B.  vor,  dass  die 
Schlächter  die  Fleischpreise  nicht  weiter  steigern  durften  als 
um  einen  Pfennig  pro  Pfund,  dass  der  Bierpreis  nur  um  einen 
Pfennig  pro  Mass  neraufgehen  solle. 

Es  liegt  nun  die  Frage  nahe:  in  welchem  Verhältnis 
standen  diese  Steuererhöhungen  zu  der  Aufhebung  der  Ge- 
treidesteuer, brachten  sie  mehr  oder  weniger  ein,  als  durch 
jene  Abschaffung  ausfiel.  Es  muss  indess  hier  von  der  Erör- 
terung dieses  Punktes  abgesehen  werden,  da  uns  die  weitere 
Geschichte  der  Steuerreform  ganz  von  selbst  auf  jene  Frage 
zurückführen  wird.  Dagegen  muss  hingewiesen  werden  auf 
den  Gegensatz,  der  zwischen  dem  Deklarationspatent  und  dem 
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königlichen  Schreiben  vom  März  besteht  Damals  wollte  der 
König  keine  Erhöhung  der  Fleiachsteuer,  jetzt  war  dieselbe 
erhöht;  damals  redete  er  nur  von  stärkerer  Belastung  der 
fremden  Weine,  jetzt  waren  auch  die  einheimischen  gesteigert; 
damals  stellte  er  als  Maximum  der  BierBteuer  den  Satz  von 
12  Groschen  pro  Tonne  auf,  jetzt  betrug  dieselbe  18  Groschen. 
Man  sieht,  es  war  dem  König  nicht  gelungen,  seine  Ideen 
durchzusetzen,  er  hatte  de  Launay  sehr  bedeutende  Konzes- 
sionen machen  müssen.  Man  beachte,  was  dies  heissL  Nur 
zu  oft  macht  man  sich  von  der  sogenannten  Kabinettsregienrag 
Friedrichs  eine  ganz  falsche  Vorstellung,  sieht  in  ihr  unein- 
geschränkte Willkür  und  vollsten  Absolutismus,  nimmt  an, 
dass  der  König  seine  Willenaraeinung  verwirklichte,  ohne  auf 
den  Widerspruch  anderer  zu  hören;  hier  im  speziellen  Falle 
sehen  wir,  wie  sich  die  Sache  ganz  anders  verhält :  wie  Fried- 
rich es  nicht  wagt,  seine  Gedanken  auszuführen,  weil  dieselben 
nicht  die  Billigung  derer  finden,  die  er  für  Sachverständige, 
für  Fac'hmänner  hält,  wie  er  in  diesem  Falle  schliesslich  das 
gesetzlich  anordnete,  was  er  zuerst  perhorreszirte.  Zugleich 
ergiebt  sieh  hieraus  eine  beachtenswerthe  Thatsache  fllr  die 
Kritik.  Man  muas  sich  hüten  in  den  gesetzlichen  Anordnungen 
wirklich  die  Finanzpolitik  Friedrichs  zu  sehen,  die  letztere 
nach  jenen  Gesetzen  zu  beurtheilen ;  jene  Gesetze  enthalten 
oft  ganz  anderes  als  den  reinen  und  unver&lschten  Gnmd- 
sStzen  des  Königs  entspricht,  sind  oft  lediglich  Zugeständnisse, 
die  der  König  seiner  Umgebung  macht.  Um  von  unserem 
speziellen  Falle  zu  reden,  es  wäre  durchaus  falsch,  wenn  man 
Friedrich  für  die  Erhöhungen  des  Deklarationspatentes  —  und 
der  Tarife  —  verantwortlich  machen,  wenn  man  diese  Er- 
höhungen zum  Angriff  gegen  seine  Politik  benutzen  wollte: 
jene  Steigerungen  entsprechen  durchaus  nicht  den  Intentionen 
des  Königs;  sie  sind  ein  Werk  de  Launays  und  kommen  da- 
her nur  für  die  Kritik  der  Finanzpolitik  de  Laonays,  nicht 
für  die  Wtlrdigung  der  Friedrichs  in  Betracht:  für  letztere 
muss  man  zurück  gehen  auf  den  Brief  aus  dem  März  1766. 
Mit  den  Steuererhöhungen  ist  nun  der  Inhalt  des  Dekis- 
rationspatentes  noch  keineswegs  erschöpft,  dasselbe  enthält 
auch  sonst  noch  allerlei  bemerkenswerthe  Anordnungen  über 
die  Fleischsteuer  und  die  Getränkesteuem.  Bei  weitem  das 
Wichtigste  iat  daa,  was  die  Biersteuer  betrifft.  Es  wurde  ge- 
tadelt'J,  dass  das  Bier  bisher  in  sehr  hohem  Grade  Ver- 
fälschungen und  Verdünnungen  ausgesetzt  gewesen  sei.  Als 
Mittel  hiergegen  wurde  —  man  wird  auf  den  ersten  Blick 
überrascht  sein  —  die  freie  Konkurrenz  bezeichnet.  Es  war 
gesagt*),   dass  die  bisherigen  Abgaben  vom  Bier  unverändert 
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bleiben  sollten ;  gleich  darauf  hiess  es  weiter :  „ Wiewol  wir  Uns 
vorbehalten^  dergleichen  Mittel,  jedoch  ohne  Nachtheil  jemandes 
Gerechtsame ;  zu  treffen,  damit  fiirs  künftige  allen  und  jeden 
Unserer  Unterthanen  die  Freyheit  gegeben  werden  könne,  sich 
nach  Belieben  an  demjenigen  Ort  mit  gutem  Getränk  zu  ver- 
sehen, wo  sie  solches  am  besten  und  convenablesten  finden 
können,  als  welches  das  einzige  Mittel  ist,  um  die  Brauer  da- 
hin zu  bringen,  dass  sie  künftig  zur  Beförderung  ihres  eigenen 
Debits  sich  angelegen  sejm  lassen,  wie  vor  Alters  gutes  und 
unsträfliches  Bier  zu  brauen."  Der  König  spielte  hiermit  auf 
die  damalige  Brauverfassung  an,  nach  der  die  Bürger  und  Bauern 
gezwungen  waren,  ihr  Bier  von  den  städtischen  Brauberech- 
tigten zu  entnehmen.  Nun  war  aber  das  ländliche  Bier  in 
der  Regel  besser  als  das  städtische;  eine  Aufhebung  der 
städtischen  Brauprivilegien  wurde  eben  so  von  dem  bier- 
brauenden Adel  wie  von  dem  biertrinkenden  Konsumenten 
begehrt.  Hier  stellte  der  König  eine  solche  in  Aussicht.  In 
der  That  wurde  später  der  städtischen  Brauindustrie  gegen- 
über dem  Adel  und  den  Aemtem  mehr  Spielraimi  gegönnt^). 
Man  muss  sagen,  dass  der  König  hier  fiir  die  freie  Konkurrenz 
eintrat,  dass  er  die  Monopol wirthschaft  durchaus  nicht  ins 
Ungemessene  aufschiessen  fassen  wollte,  sondern  trotz  seiner 
Vorliebe  fiir  polizeiliche  Regelung  da.  wo  es  das  Bedürfnis 
mit  sich  brachte,  die  Konkurrenz  als  berechtigtes  Mittel  aner- 
kannt wissen  imd  zulassen  wollte. 

Wenn  Friedrich  in  dem  einen  Falle  die  Vortheile  der 
Konkurrenz  anerkannte,  so  hinderte  ihn  das  nicht,  in  demsel- 
ben Gesetz  Anordnungen  zu  erlassen,  die  durchaus  den  Cha- 
rakter polizeilicher  Bevormundung  tragen.  Eine  Tonne  von 
100  Quart  sollte  gebraut  werden  entweder  aus  einem  Scheffel 
Weizenmalz  oder  aus  1^/2  Scheffel  Gerstenmalz  oder  anderem 
Malz'),  doch  wurde  es  für  besondere  Bierarten  gestattet,  die- 
selben so  anzufertigen,  wie  es  nach  den  Brauordnungen  eines 
jeden  Ortes  üblich  sei.  Ausser  diesem  starken  Bier  durfte  noch 
von  je  5  Scheffeln  Weizenmalz  und  7^/2  Scheffeln  Gerstenmalz 
eine  Tonne  Nachbier  gebraut  werden,  das  abgabenfrei  war^): 
doch  sollte  es  vorzugsweise  an  Soldaten  und  ärmere  Leute 
ausgeschänkt  werden,  auch  w^ar  es,  um  Verfälschungen  und 
Steuerkontraventionen  zu  verhüten,  streng  verboten,  das  Nach- 
bier mit  gutem  Bier  zu  vermischen. 


*)  Eine  allgemeine  Orientirung  aber  die  Geschichte  der  Brauver- 
fasBong  giebt  ein  Aufsatz  von  SchmoUer  (Studien  über  die  Politik  Friedrichs 
des  Grossen  Nr.  XII),  der  inzwischen  in  dem  Jahrbuch  für  Gesetzgebung 
usw.  Jahrg.  11  S.  789  ff.,  hauptsächlich  S.  791—798,  erschienen  ist  Mir 
wurde  derselbe  von  dem  Herrn  Verfasser  in  den  Aushängebogen  gütigst 
mitgetheilt 

*)  Kap.  4  §  2. 

<)  Kap.  4  §  3. 
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Aiic)i  beim  Wuiii  wurde  ea  getadelt*),  daes  derselbe  so 
sehr  YcrfKlschungen  aitügeisetzt  sei,  doch  wurden  nicht  wie 
beim  Bier  Anordnungen  getroffen,  um  diesem  Uebelstande  ab- 
zuhelfen. Dagegen  maclite  man  hier  in  der  That  eineti  ge- 
wissen Schritt  vorwärts  auf  dem  Wege  zur  freien  Konkurrenz: 
der  Handel  mit  Wein  wurde,  ausgenommen  an  den  Orten, 
wo  er  ein  exklusives  Recht  des  Magistrats  war,  jedermann 
gestattet'):  nur  waren  alle  Verkäufer  verpflichtet,  sich  den 
Visitationen  zu  unterwerfen. 

tiodann  war  beim  Wein  die  Steuererhöhung  nicht  die 
einzige  Veränderung,  die  hier  mit  der  Akzise  vorgenommen 
wurde:  es  wurde  aueh  die  bisherige  Handlungsakzise  au%e- 
hoben  und  statt  derselben  ein  Visits tionsgcld  oder  eine  Ver- 
kaiifssteuer  eingeführt,  die  5  Prozent  des  vom  Wirth  selbst 
festgesetzten  Weinpreises  betrug*).  Ueber  den  Unterschied 
zwischen  der  jetzt  eingeführten  und  der  früheren  Abgabe 
wird  später  zu  reden  sein. 

Eine  durchaus  singulare  Stellung  nimmt  der  Branntwein 
ein:  während  bei  den  anderen  Getränken  die  Steuern  erhöht 
wurden,  wurden  sie  bei  ihm  erniedrigt,  bisher  betrug  die 
Abgabe  pro  Quart  14  Groschen  beim  fremden  Branntwein, 
1  Groschen  6  Pfennig  beim  inländischen,  jetzt  wurde  sie 
heruntergesetzt  auf  10  Groschen  für  den  ausländischen,  l  Gro- 
schen für  den  einheimischen  *).  Allerdings  ist  die  Herabsetzung 
in  Wirkliclikeit  nicht  ganz  so  gross,  wie  sie  nominell  erscheint, 
denn  es  wurde  wie  für  den  Wein  so  auch  für  den  Brannt- 
wein ein  Visitationsgeld  neu  eingeführt,  das  der  Verkäufer 
zahlen  musste:  dasselbe  betrug  10  Groschen  filr  den  Eimer'), 
also  2  Pfennig  pro  Quart.  Ein  direkter  Grund  für  die  Steuer- 
herabsetzung wird  nicht  angegeben,  es  ist  nur  im  allgemeinen 
davon  die  Hede"),  dass  der  Preis,  den  das  Publikum  sable, 
zu  hoch  sei,  während  doch  die  vom  Branntwein  zu  zahlende 
Akzise  keineswegs  besonders  gross  sei.  Man  sieht  aber,  wie 
die  Herabsetzung  durchaus  stimmt  zu  dem  königlichen  Briefe 
vom  März,  wie  sie  im  Einklang  steht  mit  dem  Prinzip  einer 
massigen  Besteuerung  der  nothwendigen  Lebensmittel. 

Wie  beim  Wein  und  Bier,  so  war  auch  beim  Branntwein 
die  Sorge  des  Königs  darauf  gerichtet,  Verfölschungen  zu  ver- 
hüten. Er  klagt  darüber'),  dass  so  viel  Fälschungen  vor 
kommen,  dass  man  vor  allem  oft  einheimischen  und  fremden 
Branntwein   vermische.     Man   sucht  dem  abzuhelfen  durchaus 

■)  In  der  Einleitung. 
»1  Ksp.  3  S  2. 
»)  Kap.  3  §  3. 
*)  Kap.  5  8  1. 
^)Kap.  .5  §2. 
•)  In  der  Einleitung. 
')  In  der  Einleitung. 
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mit  den  Mitteln  des  Polizeistaates.  Jeder  Verkäufer  soll  stets  der 
Visitation  unterworfen  sein  *) ;  keiner  soll  zugleich  mit  fremdem 
und  einheimischem  Branntwein  handeln  dürfen').  Dagegen 
wurde  das  Branntweinbrennen  jedermann  erlaubt,  doch  war 
dasselbe  anzeigepflichtig^). 

Endlich  die  Fleischsteuer.  Hier  nahm  das  Patent  keine 
westotlichen  Aenderungen  vor,  doch  wies  es  hin*)  auf  das 
Fehlerhafte  der  gegenwärtigen  Art  der  Erhebung.  Die  Steuer 
wurde  nicht  nach  dem  Gewicht,  sondern  nach  der  Stückzahl 
entrichtet,  war  eine  feste  ftlr  ein  Stück  Vieh.  Es  wurde  nun 
gerügt,  dass  hierbei  das  fremde  Vieh  besser  wegkäme  als  das 
inländische,  weil  ersteres  fast  zweimal  so  schwer  sei,  wie 
letzteres  imd  doch  nur  dieselbe  Steuer  zahle.  Das  Patent 
sah  indessen  hier  von  einer  Aenderung  ab,  dagegen  stellte  es 
bei  der  Entwerfung  der  neuen  Tarife  Reformen  in  Aussicht. 
Im  übrigen  beschrlUikte  es  sich  bei  der  Fleischsteuer  auf  einige 
Massregeln  polizeilicher  Art,  die  da^u  bestimmt  waren,  De- 
fraudationen zu  verhüten:  so  sollte  vor  allem  nur  entweder 
in  den  Schlachthäusern  oder  in  Gegenwart  eines  Visitators 
geschlachtet  werden*^). 

Die  Bestimmungen  des  Deklarationspatentes  über  die  Ge- 
tränkesteuem,  wie  über  die  Fleischsteuer,  gehen  von  durchaus 
anerkennenswerthen  Tendenzen  aus ,  ihr  Zweck  ist  ein  doppel- 
ter: sie  wollen  einmal  eine  exakte  Bezahlung  der  Steuern 
sichern,  Defraudationen  verhüten,  sodann  das  Publikum  vor 
Uebertheuerung  und  vor  Fälschungen  beschützen.  Wenn  die 
zur  Erreichung  dieser  Absichten  angewandten  Mittel  oft  be- 
denklicher Art  sind,  wenn  die  getroffenen  Polizeivorschriften 
den  Verkehr  und  die  Produktion  in  sehr  störender  Weise  be- 
lästigen mussten ,  so  darf  man  doch  nicht  verkennen ,  dass  es 
überhaupt  im  Wesen  des  aufgeklärten  Despotismus  lag,  alles 
durch  staatliche  Bevormundung,  durch  Polizeimassregeln  er- 
reichen zu  wollen:  es  wäre  ganz  verfehlt,  wenn  man  hier  an 
einem  einzelnen  Punkte  Massnahmen  tadeln  wollte,  die  ganz 
naturgemäss  eine  Folge  des  herrschenden  Systems  waren. 
Mit  anderen  Worten,  die  Intentionen  des  Deklarationspatentes 
verdienen  das  höchste  Lob,  während  man  von  einem  weg>ver- 
fenden  Urtheil  über  die  praktischen  Massnahmen  absehen 
muss,  weil  diese  unmöglich  für  sich  allein,  sondern  nur  in 
Verbindung  mit  dem  ganzen  politischen  System  Friedrichs  des 
Grossen  beurtheilt  werden  können,  wozu  hier  natürlich  nicht 
der  Ort  ist 

Ueberblicken  wir  noch  einmal  das  Deklarationspatent,  so 


1)  Kap.  5  §  8. 
*)  Kap.  5  §  2. 
»)  Kap.  5j  4. 
^)  In  der  Mnieitaiig. 
»)  Kap.  2  §  2. 
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müssen  wir  doch  sagen,  dase  es  des  Wichtigen  genug  enthält: 
so  um  nur  das  Bedeutsamste  zu  nennen,  Aufstellung  des  Prin- 
zips der  Gleichmftssigkeit  der  Steuer,  Proklaminmg  des  Grund- 
satzes von  der  Steuerfreiheit  der  nothwendigen  Lebensmittel; 
dies  neben  einer  Fülle  spezieller  steuertechnischer  Bestim- 
mungen; man  sieht,  das  öeeetz  geht  weit  hinaus  über  den 
Rahmen  einer  einfachen  Äcnderung  der  indirekten  Abgaben: 
sehr  mit  Unrecht  hat  man  es  bisher  vernachlässigt  Ohne  Be- 
rücksichtigung dieses  Gesetzes  und  der  in  ihm  ausgesprochenen 
Grundsätze  ist  man  nicht  im  Stande  der  Finanzpolitik  des 
Königs  gerecht  zu  werden. 

Wie  nahm  man  nun  die  durch  das  Deklarationspatent 
getroffenen  Aenderungen  im  Volke  und  im  Lande  auf?  Un- 
zweifelhaft mit  Missvergnllgen ,  Widerwillen,  theilweise  sogar 
Erbitterung.  Eine  ganze  Reihe  von  Städten  fehlten  sich  durch 
das  Patent  in  ihren  Rechten  gekränkt;  vielfach  beschwerten 
sieb  Magistrate  und  Innungen  über  Schmälerung  ihrer  Privi- 
legien; Königsberg,  Frankfurt  und  Kolberg  beriefen  sich  dem 
Gesetz  gegenüber  auf  ihre  Handlungafreilieiten '). 

Weit  überwiegend  war  die  Meinung,  die  in  dem  Patent 
im  wesentlichen  nicht  eine  Steueriluderung ,  sondern  eine 
Steuer  erhöh  ung  erblickt«.  Mao  meinte  ^)  durch  dasselbe  seien 
die  Abgaben  vom  Bier  und  —  wie  man  eigenthümlicher  und 
scheinbar  unbegründeter  Weise  hinzusetzte  —  vom  Brannt- 
wein nahezu  verdoppelt.  Gleichviel  wie  sich  mm  die  Theorie 
hierzu  stallen  mochte,  die  Praxis  zeigte,  dass  derartige  An- 
sichten in  der  That  nicht  blos  vom  Miss  vergnügen  cuktirte 
Deklamationen  waren,  sondern  einen  reellen  Kern  enthielten: 
die  nächsten  Wirkungen  des  Patentes  waren  in  der  That  ver- 
theuemde:  der  Arbeitslohn  stieg"). 

Man  begnügte  sich  aber  nicht,  das  Missvergnügen  über 
das  Patent  mehr  oder  weniger  laut  auszusprechen,  sondern 
gab  sich  auch  Mühe,  einzmue  Bestimmungen  des  G^tzes 
wieder  zu  beseitigen.  Namentlich  kamen  derartige  Bestre- 
bungen in  der  Provinz  Preussen  zum  Ausdruck.  So  bat 
man*),  die  Umsehüttegelder  für  das  zum  Export  bestimmte 
Getreide  von  4  Pfennig  auf  2  Pfennig  herunter  zu  setzen, 
weil  sonst  der  Getreideexport  leiden  würde  und  für  Preussen 
gerade  der  Komhandel  die  Hauptsache  sei.  Zugleich  bat 
man,  zu  gestatten,  dass  man  zwei  Scheffel  Gerste  anstatt 
l'/a  zu  einer  Tonne  Bier  nehme,  und  zwar  ohne  dass  man 
deshalb  die  Tonne  Bier  höher  besteuere:  als  Motiv  führte  man 
an,  dass  man  in  Preussen  stärkeres  Bier  gewöhnt  sei,  als  sich 

')  Beguelin,  Akzise-  nnd  Zollverfaseunz  S.  127. 
«)  PreymUthige  ÄnmerkunKeD  TheU  2  S.  96. 

>)  Bericht  des  GeneTaldlr^toriums.     FreusB,  Urkbch.  Bd.  3  S.  9S. 
')  Äkta  wegen   des  neuen  Akzisereglements  fUr  PieuascD  und  Lit- 
tbauen.   Berlin,  Geh.  Staatsarchiv.    Beriebt  Horsts  vom  17.  Juni  1766. 
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aus  1^/8  Scheffel  brauen  lasse.  Der  König  verhielt  sich  diesen 
Petitionen  gegenüber  ablehnend. 

Aber  in  der  That  führte  manchmal  das  Patent  zu  un- 
leugbaren Uebelständen.  So  kam  es  z.  B.  in  Magdeburg 
dahin,  dass  die  ümschüttegelder  doppelt  bezahlt  wurden.  Es 
hatte  hier  früher  der  Wispel  Korn  nur  4  Gr.  8  Pf.  Akzise 
bezahlt,  jetzt  musste  er  8  Groschen  Umschüttegelder  entrichten. 
Man  sieht  zugleich,  wie  die  Aufhebung  der  Brotsteuer 
keineswegs  für  alle  Provinzen  eine  wirkliche  Erleichterung 
bedeutete :  Magdeburg  wurde  durch  die  Abschaffungen  keines- 
wegs entlastet,  dagegen  musste  es  die  neuen  Erhöhungen  mit- 
bezahlen. Man  hatte  nun  in  der  Stadt  Magdeburg  selbst  den 
bisherigen  Satz  von  4  Gr.  8  Pf.  beibehalten  und  die  Um- 
schüttegelder nicht  eingeführt;  dagegen  mussten  sonst  in  der 
Provinz  bei  Versendung  von  Getreide  sowohl  am  Absendungs- 
wie  am  Ankunftsorte  die  Umschüttegelder  bezahlt  werden, 
wurden  also  doppelt  entrichtet.  Um  Beseitigung  dieses  Uebel- 
standes  baten  aie  magdeburger  Komhändler,  und  sie  fanden 
hiermit  in  der  That  beim  König  ein  geneigtes  Ohr:  eine 
Verfügung  vom  25.  September  1768  bewilligte  ihre  Wünsche, 
hob  &B  doppelte  Umschüttegeld  auf*). 

Im  ganzen  aber  verhielt  sich  Friedrich  allen  Klagen  und 
Petitionen  gegenüber  ziemlich  kühl.  Er  konnte  dies  um  so 
mehr,  ja  er  musste  es  eigentlich,  weil  er  versprochen  hatte, 
vom  Erlass  des  Deklarationspatentes  bis  zu  dem  der  neuen 
Tarife  keine  weiteren  Steueränderungen  vorzunehmen.  Nach 
seiner  Intention  sollte  das  Patent  nur  eine  vorläufige  Regelung 
einiger  besonders  dringender  Punkte  sein:  die  umfassende 
und  definitive  Steuerreform  dagegen  war  den  neuen  Tarifen 
vorbehalten. 


>)  Acta  betr.   den  Transitoimpost   von   Schiffsholz.     Berlin,    Geh. 
StaatBazchiv. 


Drittes  Kapitel. 
Die  Tarifkommission. 


In  dem  Deklarationspatent  war  die  baldige  ErlaBSung 
neuer  Tarife  verheissen,  trotzdem  vergingen  nodi  drei  Jahre 
bis  der  erste  dieser  Tarife  erschien.  Aber  noch  ein  anderes 
Versprechen  des  Deklarstions patentes  blieb  unerftUlt.  Es 
hiess  in  demselben,  ea  sei  eine  Kommission  eingesetzt,  tun 
jede  eizelne  Abgabe  genau  zu  prilfen  und  neue  Tarife  auszu- 
arbeiten. Trotzdem  diese  Worte  so  bestimmt  lauten,  dass  sie 
jeden  Zweifel  auszuschliesscn  scheinen,  muss  man  doch  sagen, 
die  Thatsachen  standen  mit  den  Worten  des  GesetieB  nicht 
im  Einklang.  1^/4  Jalire  lang  hOren  wir  absolut  gar  nichts 
von  einer  solchen  Kommission'),  nehmen  keinerlei  Spur  ihres 
Wirkens  wahr;  vielmehr  wird  erst  1768  eine  solcne  Kom- 
mission eingesetzt,  und  zwar  damals  als  etwas  völlig  Neues; 
sie  beginnt  ihre  Arbeiten  ganz  von  Anfang;  nichts  deutet  bei 
iliren  Verhandlungen  darauf  hin,  <lass  schon  früher  Er- 
örtenmgen  llber  Veränderungen  der  Tarife  stattgefunden 
hatten. 

Wir  können  bei  dieser  Sachlage  nicht  umhin  zu  sagen: 
die  Verheisaungen  des  Deklarationspatents  blieben  vorerst  auf 
dem  Papiere  stehen,  die  Steuerreform  gerieth  eine  Weile  ins 
Stocken.  Die  Gründe  hierfür  bleiben  uns  vollkommen  ver- 
borgen. Ebenso  dunkel  Ijeziiglieh  ihrer  Motive  ist  die  plötzliche 
Wiederaufnahme  der  Reform^). 


')  Auch  in  deu  Akten  nicht. 

^  Die  weiteren  DaratelluDeen  dieses  sowie  des  folgenden  Kapitels 
beruhen,  soweit  nicht  auBdrilckTich  andere  Quellen  zitirt  nnd,  auf  den 
Actes  concemanl  U  forniation  des  noureaux  torifa  d'acciaes  176Sj'7S. 
Berlin,  Geb.  Staatsarchiv,  Ueneralakzise-  und  Zolldepftrtemcnt  Tit.  15 
Sekt.  1,  Abgaben,  TarifBa,chen;  Generalia  Nr.  1.  Aus  diesem  Akten- 
taszikel  stammen  die  in  den  Anmerkungen  angefiihrlen  einzelnen  Schrift- 
stücke. IKe  kritische  Begründung  für  die  im  folgenden  gegebene  Dar- 
stellung der  KommissionsverhaDdlungen  enthält  die  Beilage  5. 
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Scharf  und  bestimmt  können  wir  den  Moment  dieser 
Wiederaufnahme,  den  Beginn  des  zweiten  Stadiums  der  Steuer- 
reform bezeichnen:  es  ist  der  1.  Januar  1768^).  An  ihm 
ergeht  die  Weisung  des  Königs  an  die  Generaladministration, 
sie  solle  die  alten  Tarife  revidiren  und  einen  neuen  ausarbeiten ; 
als  Grund  hierfUr  wird  angeführt  die  Noth wendigkeit  der 
Erleichterung  des  Verkehrs.  Ich  lege  Werth  darauf,  zu 
konstatiren,  dass  das  hier  genannte  Motiv  sich  unterscheidet 
von  dem,  welches  das  Deklarationspatent  fUr  die  Dringlichkeit 
einer  Steuerreform  anführte:  dort  galt  es  die  Durchfülirung 
der  Gleichmässigkeit  und  die  Entlastung  der  Aenneren,  jetzt 
ist  nur  von  Verkehrsinteressen  die  Rede.  Nun  kann  man 
allerdings  sagen,  diese  Differenz  ist  eine  rein  formale,  es  ist 
lediglich  Zufall,  dass  hier  von  den  sozialen  Beweggründen 
der  Reform  geschwiegen  wiri  Ob  eine  solche  Ansicht  das 
Richtige  trifft,  ob  hier  in  der  That  ein  Zufall  vorliegt,  das 
kann  natürlich  erst  die  Betrachtung  des  Verlaufes  der  Steuer- 
reform selbst  lehren. 

Dass  die  eigentliche  Arbeit  nicht  sofort  aufgenommen 
wurde,  lag  an  einer  Erkrankung  de  Launays  am  Fieber;  so- 
bald er  sich  erholt  hatte,  antwortete  er  auf  das  Schreiben  des 
Königs,  dass  er  mit  vollem  Eifer  an  dem  Tarif  arbeiten  werde, 
er  sprach  die  Hoffnung  aus,  dass  die  Thätigkeit  der  Regie 
einerseits  den  König  befriedigen  würde,  andererseits  zur  Ent- 
lastung des  Volkes  dienen  werde.  Gleichzeitig  aber  machte  er 
auf  die  Schwierigkeiten  der  Arbeit  aufmerksam;  er  erblickte 
dieselben  einmal  in  der  Mannigfaltigkeit  der  zu  erledigenden 
Sachen,  sodann  darin,  dass  man  bisher  das  zur  Information 
nöthige  Material  nicht  genügend  geliefert  habe. 

Sogleich  nach  dieser  Einleitung  der  Verhandlungen  wer- 
den dieselben  von  neuem  durch  den  Schleier  völligen  Still- 
schweigens überdeckt.  Fast  ist  man  geneigt,  anzunehmen, 
dass  die  Arbeiten  von  der  Generaladrainistration  nicht  allzu 
eifrig  betrieben  wurden.  Dass  ein  derartiger  Schluss  in  der 
That  das  Richtige  treffen  dürfte,  zeigen  die  weiteren  Vorgänge. 


*)  Freilich  verhehle  ich  mir  nicht,  dass  durch  den  Wortlaut  der 
Kahtnettsorder  nicht  unbedingt  ausgeschlossen  ist,  dass  man  schon  vorher 
mit  den  Tarifarbeiten  begonnen  hatte.  Der  König  befiehlt  der  Administra> 
tion,  d'y  (ac.  an  dem  Tarif )  travailler  incessemment;  ich  übersetze  dies:  sie 
solle  unverzüglich  an  die  Arbeit  gehen;  es  kann  jedoch  auch  heissen, 
ae  aolle  an  ihm  beständig  weiter  arbeiten.  Eine  apodiktische  Entschei- 
dung Ittsat  die  Fräse  nicht  zu;  dass  aber  die  im  Text  vorgetragene  Auf- 
fummg  die  wahrsdieinlichcre  ist,  zei^  folgende  Stelle  aus  dem  Antwort- 
achreiben  auf  die  Kabinettsorder  (dies  Scnreiben  ist  ohne  Unterschrift 
mid  Datirong,  muss  aber,  wie  der  Inhalt  zeigt,  von  de  Launay  stammen 
und  die  ülrwiderung  auf  die  Kabinettsorder  sein):  aussitöt  que  votre 
Malest^  m'a  notüi^  ses  intentions  pour  que  je  travaillasse  de  nouveauz 
tanÜB»  je  m'en  suis  occup^.  Diese  Worte  deuten  doch  mehr  auf  ein  An- 
hüogen  einer  neuen  Arbeit  als  auf  ein  Fortsetzen  einer  begonnenen. 
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Am  15.  Juli  1768  nahm  der  König,  wio  ausdrücklich  betont 
wird,  aus  eigener  En tech  11  essung ')  die  Arbeiten  für  die  Tarif- 
reform der  Generaladministration  ab  und  übertrug  sie  einer 
besonderen  neu  eingerichteten  Behörde.  Er  hätte  dies  doch 
sicher  nicht  gethan,  wenn  er  nicht  mit  der  Oeneraladministration 
unzufrieden  gewesen  wäre,  und  es  liegt  doch  wohl  die  Ver- 
muthung  am  nächsten,  dass  die  Oeneraladminiatration  sich  bei 
dem  Werke  der  Steuerreform,  das  dem  König  besonders  am 
Herzen  lag,  ziemlicli  lässig  zeigte. 

Fllr  die  Ausarbeitung  neuer  Tarife  wurde  nun  am 
15.  Juli  1768  eine  Immediatkommission  eingesetzt,  und  ea 
trat  damit  endlich  jene  KommisBion  ins  Leben,  die  schon  vor 
mehr  als  zwei  Jahren  in  dem  Deklarationspatente  als  ein- 
gerichtet bczeitlmet  war.  Dieselbe  bestand  aus  zehn  Mit- 
fliedem,  die  sich  folge ndermassen  vertheilten.  Zunächst  hatte 
ie  Kommission  zwei  Vorsitzende,  Freiherm  von  Horst,  den 
uns  schon  bekannten  nominellen  Präsidenten  der  General- 
administration,  und  Baron  von  Hagen,  den  dirigirenden  Minister 
für  Westfalen.  Femer  gehörte  der  Kommission  an  als  Ver- 
treter der  Generaladmiuistration  der  Finanzrath  Magusch. 
Das  Generaldircktorium  besass  drei  Vertreter,  die  Finanzräthe 
Hanf,  von  Reck  und  von  Windheim.  Endlich  saasen  in  der 
Kommission  je  ein  Vertreter  der  Kriegs-  und  Domänen- 
kammcm  derjenigen  Provinzen,  für  die  neue  Tarife  aoa- 
gearbeitet  werden  sollten,  also  von  Preussen,  Pommern,  der 
Kurmark  und  Magdeburg;  es  waren  dies  Kriegsrath  Bertram 
für  Preussen,  Kriegsrath  Kille  für  Pommern,  Kriegsrath  Dieu 
für  die  Kur-  und  Neumark  und  Kriegsrath  Klevenow  für 
Magdeburg  und  Halberstadt.  Die  Stellung  dieser  vier  Kanuner- 
repräsentanten war  insofern  von  derjenigen  der  übrigen  Mit- 
glieder verschieden ,  als  sie  nicht  allen  Sitzungen  der  Kom- 
mission beiwohnten,  sondern  meist  nur  dann  nach  Berlin 
kamen,  wenn  es  die  schliesslichc  Regelung  des  Tarifs  der 
Provinz  galt,  der  sie  angehörten.  Ausserdem  wurden  im 
Bedarfsfalle  zu  den  einzelnen  Sitzungen  auch  noch  Kalkulatoren 
und  Einnehmer  zugezogen'). 

Bei  den  eben  dargelegten  Bestimmungen  über  die  Kom- 
mission fUllt  zweierlei  auf:  ein  sachlicher  Umstand  und  ein 
persönlicher.  Die  Steuerrefonn  sollte  sich  beschränken  auf 
Preussen,  Litthauen,  Pommern,  Kurmarh,  Neumark,  Magde- 
burg, Halberstadt,  sie  sollte  also  keine  Anwendung  finden 
auf  Schlesien  und  Westfalen.  Nun  kann  es  nicht  überraschen, 
dass  Westfalen  ausgenommen  ist,  denn  dies  war  ja  der  Regie 
nicht  unterstellt,  es  war  nur  natürlich,  dass,  wenn  die  formalen 

e  et  de  son  propre  mouremeot 
n  21.  Oktober  1786  in  den  Akasesachen   von  1786/87. 
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Neuordnungen  von  1766  dort  nicht  bestanden,  nun  auch  die 
materialen  nicht  eingeführt  wurden.  Anders  verhält  es  sich 
mit  Schlesien.  Dies  war,  wiewohl  es  in  mancher  anderen 
Hinsicht  eine  Sonderstellung  einnahm,  die  auch  äusserlich 
darin  zum  Ausdruck  kam,  dass  es  nicht  unter  dem  General- 
direktorium stand,  doch  der  Begie  unterworfen :  man  ist  daher 
erstaunt,  dass  es  jetzt  von  der  Steuerreform  ausgenommen 
wird.  Trotzdem  habe  ich  nirgends  ein  Wort  der  Motivirung 
tlber  diese  Exzeption  gefunden,  weder  bei  gleichzeitigen 
Quellen,  noch  bei  späteren  Schriftstellern^);  ich  selbst  kann 
daher  nicht  umhin,  bezüglich  der  Motive  jener  Massregel  offen 
meine  Unwissenheit  zu  bekennen:  denn  leere,  durch  nichts 
begründete  Vermuthungen  will  ich  nicht  aufstellen. 

Fast  noch  auffallender  ist  der  zweite  Punkt  Nicht  in 
der  Kommission  ist  de  Launay.  Durchaus  tlberwiegt  in  der 
Kommission  das  preussische  Beamtenthum:  bringen  wir  nur 
die  ständigen  Mitglieder  in  Anschlag,  so  entfallen  vier  auf 
das  Beamtenthum,  dagegen  nur  zwei  auf  die  Regie.  Dass 
der  König,  der  sonst  so  grosse  Erwartungen  von  der  Regie 
hatte,  ihr  jetzt  bei  der  Entwerfung  der  Tarife  einen  so  geringen 
Einfluss  einräumte,  ist  entschieden  sonderbar.  Nun  erwäge 
man,  worauf  wir  bereits  aufmerksam  gemacht  haben,  dass 
Friedrich  ursprünglich  die  Regie  selbst  mit  dem  Entwerfen 
der  Tarife  betraut  hatte,  und  dass  er  ihr  jetzt  diese  Arbeit 
plötzlich  abnahm.  Bei  diesem  Sachverhalt  ist  die  Annahme, 
dass  hier  nur  ein  Zufall  vorliegt,  vollständig  abzuweisen:  in 
den  geschilderten  Vorgängen  haben  wir  vielmehr  eine  ganz 
bewusste  momentane  Abkehr  des  Königs  von  der  Regie  zu 
erkennen.  Erinnern  wir  uns,  dass  in  eben  jenes  Jahr  1768 
allerlei  Streitigkeiten  fallen:  Gezänk  zwischen  der  Regie  und 
Horst,  Kompetenzkonflikte  zwischen  der  Regie  und  dem 
Gteneraldirektorium,  dazu  die  skandalösen  Vorgänge  in  Pyritz. 
Unter  dem  Eindruck  dieser  und  ähnlicher  Reibereien  verlor  der 
König  wenigstens  vorübergehend  das  Vertrauen  zu  der  neuen 
obersten  Finanzbehörde:  in  einer  Anwandlung  von  Missmuth 
setzte  er  die  Immediatkommission  ein,  in  welcher  das  alt- 
preussische  Beamtenthum  durchaus  die  Majorität  hatte. 

Eine  erfolgreiche  Thätigkeit  der  Kommission  war  nun 
nur  möglich  unter  einer  Voraussetzung:  dass  nämlich  der 
König  an  der  Anschauung,  die  ihn  zum  Einsetzen  der  Kom- 
mission bewog,  auch  weiter  festhielt.  Es  Hess  sich  voraus- 
sehen, dass  es  zu  Streitigkeiten  kommen  würde:  sicher  machte 
das  Beamtenthum  den  Versuch,  seine  Ideen  durchzusetzen, 
und  ebenso  sicher  trat  die  Regie  dem  entgegen;  in  diesem 
Konflikt  musste  zuletzt  der  König  entscheiden;  erklärte  er 
sich  gegen  die  Kommission,  so  war  alle  Arbeit  derselben,  so 

^)  Auch  bei  dem  neuesten,  Fechner,  nicht 
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Titi  Höbe  üe  «ich  such  g^Mo  mochte,  ioA  ifliliriilirh  äae 
verg«t4icbe. 

Von  Tomherein  war  non  die  AtmooiddLre  xwüdiai  der 
Beine  und  der  Konuniuioa  eine  gewinenchwfile :  Iiatten  dodi 
ent  TOT  kurxem  zwücben  enteiei  and  den  Leuten,  die  jetzt 
die  Majorität  in  der  KommiHion  hatten,  Slmtigkeiten  siut- 
getiinden,  die  zwar  wenig  bdangreicfa  waren,  die  aber  die 
obwaltende  äpannnng  zngten.  Am  27.  Januar  1768  hatte 
da«  Geoenlduektoriom  tue  Regie  aii%efonlert ,  diejenigen 
Aendeningen  zasammenzastellen  und  durch  Piü^ikation  aar 
allgemeinen  Kenntnis  zu  bringen,  die  mit  dem  Tarif  seit 
dem  Eriaiu  de«  Deklaratioaapatents  voTgeoonaaoi  seien;  die 
Regie  hielt  das  Schreiben  nicht  einmal  ^ner  Beantwortni^ 
für  werth.  Am  18.  M&rz  emeaerte  das  Generaldirektorium 
»eine  Aufiorderung;  jetzt  bequemte  sich  xwar  die  R^e  n 
einer  Antwort,  aber  dieselbe  war  ziemlich  ablehiien£  ^ 
erkliüie,  dass  seit  dem  Deklarationspatent  nur  b«*  drei  bii 
vier  Gegenstlnden  Veränderungen  eingetreten  seien,  dast 
daher  eine  Publikation  nicht  nothwendig  wlie.  Doch  diat 
sie  schliesslich  'las ,  was  das  Generaldirektorium  verlangte. 
War  nun  zu  erwarten,  dads  Behörden,  zwischen  denen  der- 
artige kleinliche  Zänkereien  stattEsnden,  sich  in  der  RommiMton 
zu  gedeihlichem  Zusammenwirken  vereinen  würden? 

Sofort  nach  ihrem  Zusammentreten  begann  die  Kommission 
die  Arbeiten,  und  zwar  handelte  es  sich  zonichst  um  den 
kurmärkiticben  Tari£  Im  allgemeiaen  war  ftir  das  Ausarfo^tra 
der  Tarife  folgendes  Verfahren  gewählt*):  das  Entwerfen 
des  Tarifes  für  jede  Provinz  wurde  zunächst  der  Kammer 
rler  betreffenden  Provinz  überlassen;  von  dieser  ging  dann 
der  Entwurf  an  die  Kommission  und  dieser  lag  dann  die 
definitive  Feststellung  des  Tarifes  ob.  fjn  etwas  anderes 
Verfahren  wählte  man  beim  karmärkischen  Tarif.  Er  sollte 
zuerst  ausgearbeitet  werden,  und  bei  ihm  sollten  überhaupt 
die  allgemeinen  Prinzipienfragen  zur  Erörterung  gelang«!. 
Er  sollte  dann  den  Tarifen  der  übrigen  Provinzen  a^  Muster 
dienen,  nach  seinem  Vorbild  sollten  die  Entwürfe  der  be- 
treffenden Kammern  abgeändert  werden.  Bei  der  Wichtigkeit, 
die  hiernach  dem  kurmärkischen  Tarif  zukam,  war  es  durch- 
aus erklärlich,  daas  die  Ausarbeitung  desselben  nicht  einer 
Kammer  überlassen,  sondern  von  der  Kommission  selbst  vor- 
genommen wurde. 

Für  die  Arbeiten  der  Kommission  stellte  nun  die  königliche 
Instruktion  allerlei  Gesichtspunkte  auf,  nur  litt  sie  dabei  an 
einem  gewissen  Widerspruch.     Einerseits  gab  sie  an,  was  der 

'}  Schreiben  der  KommissioD  voi 
AsfprtigDDg  des  ueaeti  Akzisetarift  ^ 
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Tarif  alles  leisten  solle,  wobei  sie  auch  auf  die  Entlastung 
der  nothwendigen  Lebensmittel  zurückkam:  andererseits  er- 
klärte sie,  dass  dieser  Tarif  sich  halten  solle  an  die  bereits 
erlassenen  Deklarationen  imd  Kabinettsorders.  Letzteres  hiess 
doch,  dass  Neuerungen  von  grösserer  Bedeutung  nicht  mehr 
vorgenommen  werden  sollten.  Weit  entschiedener  noch  sprach 
letzteres  aus  ein  königliches  Schreiben  vom  19.  Juli  1768,  in 
dem  es  hiess:  „Die  Abgaben  vom  Bier,  Branntwein  und  Fleisch 
dürfen,  da  sie  nur  als  Kompensation  der  Komsteuer  fest- 
gestellt sind,  keinerlei  Veränderung  erfahren^)."  Es  liess 
sich  dies  nur  schwer  in  Einklang  bringen  mit  der  königlichen 
Instruktion,  welche  sagte :  alle  Lebensmittel  und  nothwendigen 
Sachen,  wie  Korn,  Bier,  Fleisch,  Gemüse,  verlangen  eine 
verhältnismässige  Steuer,  derart,  dass  die  Reichen  von 
ihrem  Ueberfluss  zur  Entlastung  der  Armen  beitragen. 
Nach  der  Ansicht  des  Königs  freilich  vertrugen  sich  beide 
Aussprüche  sehr  wohl;  für  ihn  war  jene  Verhältnismässigkeit 
der  Steuer  durch  das  Deklarationspatent  herbeigeführt;  und 
daher  galt  ihm  jetzt  das  Deklarationspatent  als  ein  noli  me 
tangere. 

Anders  aber  fasste  das  Volk  und  die  Kommission  die 
Sache  auf.  Im  Volk  waren  allerhand  Gerüchte  über  die 
Steuerreform  verbreitet  *) ;  man  trug  sich  offenbar  mit  grossen 
Erwartungen  in  Bezug  auf  die  Thätigkeit  der  Kommission. 
Auch  letztere  selbst  wollte  gerade  das  ändern,  was  Friedrich 
offenbar  bewahrt  wissen  wollte,  das  Deklarationspatent.  Der 
ganz  radikale  Vorschlag  allerdings,  die  alte  Komsteuer  wieder 
einznflihren  imd  dafUr  die  Biersteuer  herunter  zu  setzen,  er- 
langte keine  Majorität;  er  wurde  am  3.  Oktober  1768  ab- 
gelehnt^). Vielmehr  erkannte  die  Kommission  ausdrücklich 
an,  dass  das  Deklarationspatent  als  die  Basis  des  festzustellen- 
den Steuersystems  zu  betrachten  sei.  Aber  sie  folgerte  nun, 
dass  sie  befugt  sei,  bei  allen  denjenigen  Sachen  Aenderungen 
zu  treffen,  auf  die  sich  das  Deklarationspatcnt  nicht  beziehe. 
Femer  interpretirte  sie  die  königlichen  Worte  so,  dass  nur 
befohlen  wäre  Beibehaltung  der  durch  das  Deklarationspatent 
eingeführten  Steuerhöhe,  nicht  aber  der  in  ihm  festgesetzten 
Erhebungsart.  Letztere  wollte  sie  vielmehr  einer  genauen 
Prüfung  unterziehen.  Sie  beauftragte  am  3.  Oktober  de  Launay, 
eine  Designation  aller  Positionen  des  Deklarationspatents  an- 
zufertigen, und  zugleich  seine  Ansicht  darüber  auszusprechen, 
in  welcher  Weise  dieselben  in  den  neuen  Tarif  einzureihen 
seien;  ausdrücklich  erklärte  sie  dabei,  der  schwierigste  Punkt 


1)  Lee  droits  sur  les  bierres,  Teau  de  vie,  et  la  viande,  n'^tant 
stipnl^  qn'en  compensation  de  ceux  sur  les  grains,  ne  doivent  plus 
Boafi&ir  d'aberratioD. 

')  Schreiben  Friedrichs  an  de  Launay  vom  29.  JuU  1768. 

«)  Protokoll  vom  3.  Oktober  1768. 


204  VIL  3. 

bei  der  AuHarbeitung  des  neuen  Tarifs  seien  eben  die  FositioneD, 
die  in  dem  Dekl&rationapatent  enthalten  wären. 

Die  Vorschläge,  die  nun  de  Launay  diesem  Auftrag 
gemäBS  machte,  liefen  auf  nichts  anderes  hinaus,  als  auf  ein- 
gehe Beibehaltung  der  Anordnungen  des  Deklarationspatents, 
namentlich  galt  dies  inbetreff  der  Bierateuer.  Hiermit  war 
indess  die  Kommission  keineswegs  einverstanden;  aus  ihrer 
Mitte  tauchten  jetzt  selbst  Entwürfe  Über  die  Konsumtions- 
steucm  auf.  Zugleich  wandte  man  sich  direkt  an  den 
Monarclien ;  am  19.  Oktober  1 768  legte  Hagen  die  An- 
schautmgen  der  Kommission  dem  König  dar').  Letzterer 
behielt  sich  seine  Entscheidung  in  den  streitigen  fVagen 
noch  vor. 

Die  I^Iajorität  der  Kommission  entnahm  daraus,  daes  sich 
Friedrich  nicht  sofort  gegen  sie  erklärt  hatte,  den  Antrieb 
zu  um  so  energischerem  Vorgehen;  eifrig  hielt  man  jetzt  eine 
Sitzung  nach  der  andern');  eifrig  wurde  gearbeitet,  um  die 
Vorschläge  der  Kommission  zu  begründen  und  zu  rechtfertigen, 
die  de  Launays  als  unzwcckmäsaig  nachzuweisen.  Die  Ma- 
jorität fand  auch  einen  gewandten  und  schneidigen  Vertreter 
ihrer  Aneichten  in  dem  Kriegsrath  Dieu,  der  alle  Argumente 
de  Launaya  mit  vielem  Geschick  zu  bekämpfen  ^vusste.  Er 
arbeitete  jetzt  einen  vollständigen  Tarifentivurf  aus.  Der 
Standpunkt  der  Majorität  M'urde  in  längeren  Ausfllhrungen 
in  dem  „Vorschlßg,  was  wegen  der  Akzise  von  Bier, 
Brandtewein ,  Wein ,  Fleisch  und  Getreide  in  den  Tarif, 
tlieils  auch  ins  Reglement  zu  bringen  seyn  möge"  dargel^t 
Am  31.  Oktober  wurde  dieses  Schriftstück  der  Regie  mit- 
gethcilt 

De  Launay  übernahm  selbst  die  Beantwortung;  er  suchte 
die  Ausführungen  des  „Vorschlags"  im  einzelnen  zu  widerlegen 
durch  ein  ausfllhrliches  „Mömoire",  das  er  „Observations  sur 
les  additions  proposfes  k  faire  au  tarif"  betitelte;  demselben 
schickte  er  eine  von  seinem  Standpunkt  aus  gemachte  Dar- 
legung der  allgemeinen  Prinzipienfrage  als  einen  „Prospectue" 
voraus,  die  in  einem  volltönenden  Lobe  des  Dcklarations- 
patents  gipfelte.  Beides  legte  er  am  18.  November  der  Kom- 
mission vor,  gleichzeitig  alter  wandte  er  sich  direkt  an  den 
König,  dem  er  seine  Darlegungen  am  20.  November  tiber- 
reichte. Der  Monarch  hielt  auch  jetzt  noch  mit  seinem 
Urtheil  zurück.. 

Der  Streit  hatte  seinen  Höhepunkt  erreicht.  Schroff 
standen  sich  die  verschiedenen  Prinzipien  gegenüber:  sowohl 
über  die   Besteuerung   des   Bieres   wie   die   des   Weines,   des 


18-,  2b.  November,  30.  Dezember  1768. 


VII.  3.  205 

Branntweins,  des  Fleisches  walteten  tiefgehende  DiflFerenzen  ob. 
Wenn  auch  de  Launay  es  der  einschneidenden  scharfen  Kritik 
Dieus  nicht  gleich  that,  so  kann  man  doch  nicht  verkennen, 
dass  auch  er  seine  Sache  nicht  ohne  Gewandtheit  verfocht 
Es  war  nun  von  vornherein  anzunehmen,  dass  die  Majorität 
der  Kommission  den  letzten  Ausführungen  de  Launays  gegen- 
über sich  noch  nicht  besiegt  geben  würde^  ehe  sie  indessen 
Zeit  zu  einer  Entgegnung  behielt,  trafen  schon  neue  Vorschläge 
der  Regie  bei  ihr  ein:  am  25.  November  machte  die  General- 
administration  inbetreflF  der  Biersteuer  Propositionen,  die 
sich  von  den  bisherigen  bedeutend  unterschieden;  auch  in 
der  Fleischsteuer  nahm  sie  jetzt  einen  von  ihrem  früheren 
etwas  abweichenden  Standpunkt  ein.  Alle  diese  Projekte 
ebenso  wie  das  Memoire  de  Launays  unterzog  die  Majorität 
einer  schneidenden  Kritik  in  einer  eingehenden  Denkschrift 
vom  2.  Dezember.  Noch  einmal  vertrat  diese  mit  voller 
Schärfe  den  früheren  Standpunkt,  verfocht  mit  Eifer  und 
Wärme  die  Ansichten  der  Majorität,  suchte  ziffermässig  dar- 
zuthim,  dass  die  Massregeln  des  Deklarationspatents  nicht 
wohlthätig  wären.  Es  ist  dies  die  letzte  bedeutende  Streit- 
schrift in  dem  Kampfe  zwischen  der  Kommissionsmajorität 
und  der  Regie.  Inzwischen  war  der  Tarifentwurf  Dieus 
vollendet;  am  22.  November  wurde  er  der  Regie  mitgetheilt 
Um  ihn  zu  kritisiren,  griflf  de  Launay  noch  einmal  zur  Feder: 
in  Ausführungen,  die  er  „Observations  de  Tadministration  sur 
les  positions  du  tarif"  nannte,  suchte  er  die  Gründe  Dieus 
zu  entkräften,  unternahm  er  noch  einmal  den  Nachweis  der 
Zweckmässigkeit  der  Anordnungen  des  Deklarationspatents; 
die  weiteren  Verhandlungen  bewegten  sich  in  der  Bahn  von 
Spezialberathungen  über  die  einzelnen  Artikel. 

Schliesslich  musste  sich  der  Monarch  selbst  entscheiden; 
sein  definitiver  Entschluss  erfolgte  am  11.  Februar  1769^). 
Er  blieb  auf  dem  Boden  des  Deklarationspatents  stehen,  durch- 
weg billigte  er  die  Vorschläge  der  Regie,   d.  h.   de  Launays. 

Die  Majorität  der  Kommission  war  in  dem  Kampfe  unter- 
l^en;  trotz  allen  Aufwandes  von  Arbeit  und  Scharfsinn  war 
es  ihr  nicht  gelungen,  den  Monarchen  von  der  Ansicht  ab- 
zubringen, die  er  gleich  anfangs  eingenommen  hatte.  Freilich 
für  den,  der  vom  Standpunkt  des  Historikers  aus  diese  Sachen 
überblickt,  erscheint  dies  Resultat  als  ganz  naturgemäss.  Die 
Einsetzung  der  Kommission  war  lediglich  das  Ergebnis  einer 
momentanen  Missstimmung  Friedrichs;  bei  denjenigen  wirth- 
schaftlichen  Ueberzeugungen  aber,  von  denen  er  durchdrungen 
war,  war  es  vollkommen  unmöglich,  dass  diese  Missstimmimg 
eine  dauernde  war,   war   es   absolut  ausgeschlossen,   dass   er 


^)  Schreiben  der  Kommission  vom  19.  Februar  1769  in  Akten  wegen 
des  neuen  Akzisereglements  für  Pommern.    Berlin,  Geh.  Staatsarchiv. 
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sich  zu  den  Ansichten  Beines  BeamtenthumB  bekehrte.  Der 
Gegensatz  zwischen  dem  König  und  seinem  Beamtetithum  war 
ein  so  tiefer  und  prinzipieller,  dass  er  durch  momentane 
Stimmungen  des  Monarchen  wohl  vorübergehend  verschleiert, 
nie  aber  dauernd  überbrückt  werden  konnte. 

Wenn  man  lediglich  vom  Standpunkte  des  Realpolitikers 
urtheilt,  so  wird  man  sagen  mUssen,  dass  alle  Bemühungen 
der  KoimniMsionnmajorität,  eine  Aenderung  des  Deklsrations- 
patent«  herbeizuführen,  nur  verlorene  Zeit,  nur  vergeudete 
Arbeitskraft  waren.  Aller  jener  Scharfsinn,  den  namentlich 
Dieu  anwandt«,  war,  wenn  man  nur  nach  dem  Erfolge  fragt, 
vollkommen  nutzlos.  Anders  freilich  wird  der  Historiker 
diese  Dinge  ansehen.  Es  war  in  den  Verhandlungen  zwischen 
der  Kommission  und  der  Regie  eine  Fülle  neuer  Gesichts- 
punkte zu  Tage  getreten,  es  waren  die  Prinzipien,  die  danuds 
den  Sieg  behielten,  von  der  Gegenpartei  einer  ao  grellen  Be* 
leucbtung  unterworfen  worden,  es  hatte  das  von  dem  KSnig 
so  gering  geschätzte  preussische  Beamtenthum   sich  geistig  s 


ig  wäre,  wollte 
igend  vorttber- 
ichtiges  Urtheil 


glänzend  rehabilitirt ,  dass  es  durchaus  unrichtig 
der  Historiker  an  diesen  Berathungen  schweig 
gehen.  Ja  man  kann  geradezu  sagen,  ein  ricl 
über  die  Politik  des  Künigs  wird  imnifiglich,  wenn  man  nicht 
die  Kritik  kennt,  die  jene  Politik  von  der  Kommissions- 
majoritfit  erfuhr.  Es  erscheint  daher  als  unsere  Aufgabe,  von 
jenen  Verhandlungen,  trotzdem  dieselben  ein  greifbares  Re- 
sultat nicht  hatten,  ein  möglichst  eingehendes  Bild  zu  ent- 
werfen, ja  selbst  steuertechnische  Details  dürfen  dabei  nicht 
ganz  unberücksichtigt  bleiben.  Ehe  wir  uns  indessen  hierzu 
wenden,  sei  noch  mit  wenigen  Worten  die  weitere  Geschichte 
der  Kommission  behandelt. 

Nach  der  Entscheidung  des  Königs  konnte  man  über  die 
fernere  Rolle  der  Kommission  nicht  mehr  zweifelhaft  sein: 
die  ausschlaggebende  Stellung,  die  sie  allerdings  &kti8ch  nie 
besessen,  die  ihr  aber  doch  ursprünglich  zugedacht  war,  war 
ihr  jetzt  definitiv  genommen,  war  auf  die  Regie  übergegangen. 
Die  fernere  Bedeutung  der  Kommission  war  eine  ledi^ich 
formale :  ihre  Thätigkeit  war  beschränkt  auf  die  formale  Auf- 
stellung der  Tarife  imd  auf  die  Entscheidung  unwichtiger 
Details:  Fragen  von  irgend  welcher  materialen  Bedeutung 
hatte  sie  nicht  mehr  zu  behandeln,  geschweige  denn  zu  ent- 
scheiden- 

Es  ist  natürlich,  dass  unter  solchen  Umständen  die  fer- 
nere Arbeit  viel  schneller  von  statten  ging  als  bisher;  denn 
sie  wurde  jetzt  nicht  mehr  verzögert  durch  langwierige  Strei- 
tigkeiten über  Prinzipienfragen.  So  dauerte  es  nun  nicht 
mehr  allzu  lange,  bis  der  kumiflrkische  Tarif  definitiv  fertig 
gestellt  war;  freilich  konnte  jener  Entwurf  Dieus  nunmehr 
nicht  gesetzliche  Geltung  erlangen;   man  liess   ihn  fallen,  uro 
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einen  neuen  auszuarbeiten;  schon  am  1.  Juli  1769  wurde 
letzterer  vom  König  vollzogen.  Freilich  die  Publikation  hielt 
dann  noch  etwas  auf;  der  Druck  verzögerte  sich  länger  als 
man   glaubte^   war   am   2.  November  noch   nicht  vollendet^); 

1'edoch   konnte  mit  dem  Beginn  des  Jahres  1770  der  kurmär- 
asche  Tarif  als  vollkommen  abgeschlossen  gelten  *). 

Die  Arbeit  der  Kommission  war  nun  aber  in  der  letzten 
Zeit  nicht  ausschliesslich  dem  kurmärkischen  Tarif  gewidmet 
gewesen,  sondern  daneben  auch  dem  preussischen  und  pom- 
merschen,  ja  die  Fertigstellung  letzterer  erfolgte  sogar  noch 
eher  als  die  des  kurmärkischen.  In  derselben  Zeit,  wo  der 
letzte  erbitterte  Federkrieg  zwischen  der  Kommissionsmajorität 
und  der  Regie  stattfand,  im  November  und  Dezember  1768, 
gelangten  auch  die  wesentlichsten  und  wichtigsten  Fragen  des 
preussischen  Tarifs  zur  Besprechung.  Bald  darauf,  in  der 
Zeit  vom  Januar  bis  März  1769,  fand  dann  die  Erörtenmg 
des  pommerschen  Tarifs  statt.  Nachdem  im  Februar  die  Ent- 
scheidung des  Königs  erfolgt  war,  beschleunigte  man  nun  die 
Fertigstellung  der  beiden  in  Rede  stehenden  Tarife  dermassen, 
dass  sie  schon  im  März  und  April  dem  Monarchen  zur  Unter- 
schrift vorgelegt  werden  konnten.  Am  14.  März  1769  vollzog 
Friedrich  den  pommerschen  Tarif,  am  10.  April  den  preussi- 
schen. Die  Drucklegung  beider  erfolgte  gleichzeitig;  sie  ver- 
zögerte sich  zwar  wie  beim  kurmärkischen  etwas  länger,  als 
man  gedacht  hatte,  war  aber  mit  dem  Oktober  1769  vollendet. 
Wenn    die   Tarife    für    die    drei    östlichen    Provinzen    so 

S leichzeitig  in  Arbeit  genommen  und  auch  kurz  nach  einander 
efinitiv -  beendigt  wurden,  so  erfolgte  die  Feststellung  der- 
jenigen fUr  die  beiden  Mittelprovinzen,  für  Magdeburg  und 
Halberstadt,  ein  wenig  später.  Der  Tarif  ftir  Magdeburg 
wurde  erst  am  3.  Dezember  1769  vom  König  vollzogen,  der- 
jenige fiir  Halberstadt  gar  erst  am  25.  Mai  1770. 

Mit  dem  Jahre  1770  aber  kann  die  ganze  Arbeit  der 
Kommission  als  abgeschlossen  betrachtet  werden ;  sie  hatte  ihr 
Werk  gethan,  hatte  durch  die  Ausarbeitung  von  flinf  Tarifen 
die  Au&abe  gelöst,  die  ihr  gestellt  war.  In  den  ferneren 
Bteuerpoütischen  Verhandlungen  spielt  sie  keine  Rolle  mehr. 
Sie  ist  wohl  stillschweigend  aufgelöst  worden^). 

^)  Schreiben  Borchmanns  vom  2.  November  1769  in  den  Akten  wegen 
Anfertigiing  eanes  neuen  Akzisetarifs  von  Prenssen  und  Litthauen.  Berlin, 
Geh.  Staatsarchiv. 

*)  Abgedruckt  Novum  Corpus  Constitutionum  Bd.  4  S.  5965. 

*)  Die  letzte  Erwähnung  oer  Kommission,  die  ich  gefunden  habe, 
Ist  vom  4.  Februar  1770. 


Viertes  Kapitel. 

Der  kumiärkische  Tarif  und  die  prinzipiellen  Fragen 
der  Verbrauchebesteuerung. 


1.    Die  allgemeinen  Ornndsätee. 

Die  Instruktion  für  die  Tarifkonimission  vom  15.  Juli 
1768  gab  niclit  nur  Bestimmungen  über  die  Zusammensetzung 
der  Kommission,  aondem  sie  enthielt  auch  die  allgemeinen 
Grundsätze,  die  bei  der  Entwerfung  der  Tarife  massgebend 
sein  sollten.  Es  ist  daher  (tberaus  wichtig,  daes  diese  In- 
struktion als  allercigeuste  Entschliessung  des  Königs  bezeich- 
net wird;  wir  sind  dadurch  sicher,  hier  in  der  Tnat  die  da- 
maligen Anschauungen  Friedrichs  vor  uns  zu  haben. 

Die  Instruktion  gab  nun  die  formalen  wie  die  materialen 
Prinzipion  an.  Betrathten  wir  zunächst  die  formalen,  die 
Htcuertechni sehen  Gesichtspunkte, 

Zunächst  ist  beachtenswerth  die  Begründung  fUr  die  Noth- 
wendigkoit  der  Aufstellung  neuer  Tarife.  Es  wird  gesagt,  die 
bisherigen  Tarife  seien  einerweits  an  und  fUr  sich  niclit  ge- 
nügend klar,  andererseits  seien  allmählich  so  viel  Aenderungen 
durch  Spezialgesetze  getroffen ,  dass  man  sich  nicht  mehr  zu- 
recht finden  kiinne.  Viele  dieser  Aenderungen  seien  selbst 
dem  Generaldirektorium  und  der  Gen  oral  administration  unbe- 
kannt; die  Gewerbetreibenden  vollends  wüssten  weder  aus 
noch  ein. 

In  sehr  beachtenswerther  Weise  weicht  diese  Motivirung 
ab  von  der  des  Deklaratiouspatentes :  von  der  dort  so  scharf 
hervorgehobenen  Ungleichheit  der  Abgaben  ist  hier  nicht  die 
Rede.  Man  liandeltc  indessen  verkehrt,  wenn  man  hieraus 
auf  eine  Sinnesänderung  des  Königs  schlicssen  wollte ;  die  be- 
tonte Differenz  erklärt  sich  einfach  aus  der  beim  Nieder- 
schreiben  der  Instruktion  herrschenden  Stimmung  Friedrichs. 
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Wie  schon  oft  betont,  war  er  damal»  missvergnügt  über  die 
Regie,  suchte  wieder  anzuknüpfen  mit  dem  Beamtenthum. 
Dass  er  den  Hauptgegensatz,  der  ihn  von  dem  Beamtenthum 
trennte,  und  der  eben  in  seinem  Streben  nach  Gleichmässig- 
keit  der  Steuer  bestand,  nicht  schroff  hervorhob,  ist  erklärlich; 
dass  sich  indess  seine  Ansichten  keineswegs  verändert,  zeigte 
der  bald  zu  besprechende  materiale  Theil  der  Instruktion. 

Von  dem  neuen  Tarif  war  gesagt,  dass  er  aufgestellt 
werden  sollte  „nach  den  erlassenen  Prinzipien,  Deklarationen 
und  Kabinettsorders"  ^).  Worte ,  die  einstweilen  wenig  be- 
achtet, später  eine  ungeahnte  Bedeutung  gewinnen  sollten, 
denn  bei  strenger  Interpretation  besagten  sie  nichts  Geringeres, 
als  dass  die  bestehenden  Massregeln  aufrecht  erhalten  bleiben 
sollten,  d.  h.  sie  schlössen  jede  weiter  gehende  Aenderung, 
jede  radikale  Reform  aus.  Einstweilen  freilich  legte  weder 
die  Kommission  noch  die  Regie  jene' Worte  so  aus. 

Durch  die  Instruktion  wurden  nun  folgende  Forderungen 
an  den  neuen  Tarif  gestellt:  Er  solle  in  allen  einzelnen  Posi- 
tionen genau  bestimmt  und  so  klar  sein,  dass  die  Beamten  in 
jedem  einzelnen  Falle  sicher  wüssten,  wie  sie  zu  verfahren 
hätten.  Sodann  sei  der  Tarif  in  allen  wichtigen  Grenzorten 
zu  publiziren,  damit  jeder  Kauftnann  erfahre,  was  verboten 
sei  und  was  er  zu  zahlen  habe.  Die  Abgaben  selbst  seien 
zu  bestimmen  nach  dem  Gewicht,  dem  Mass  und  der  Quan- 
tität der  Waaren. 

Interessant  ist  es,  diese  Forderungen  zu  vergleichen  mit 
denen,  die  Friedrich  früher  in  einer  Kabinettsorder  vom 
15.  Januar  1743^)  an  das  Generaldirektorium  aufgestellt  hatte. 
Er  erklärte  sich  hier  gegen  das  zu  grosse  Detail  bei  der  Akzise, 
weil  dadurch  der  Handel  zu  sehr  belästigt  werde.  Er  tadelte 
ferner,  dass  die  Beamten  die  Abgaben  ganz  willkürlich  zu  hoch 
berechneten,  überhaupt  die  Kaufleute  allzusehr  schikanirten. 
Er  stellte  als  Grundsatz  auf,  dass  die  Abgabe  von  einer  Sache 
nur  einmal  und  an  einem  Orte  zu  bezahlen  sei;  er  verlangte 
endlich,  dass  der  Tarif  so  eingerichtet  sein  müsse,  dass  jeder 
Kaufmann  vorher  genau  wissen  könne,  wie  viel  er  zu  be- 
zahlen habe.  Er  trug  damals  dem  Generaldirektorium  auf, 
Ueberlegungen  anzustellen,  wie  diese  Ideen  praktisch  durch- 
zuAihren  seien. 

Man  erkennt  nun  sofort  die  innige  Berührung  zwischen 
dieser  Kabinettsorder  und  der  jetzigen  Instruktion.  Die  Ueber- 
einstimmung  beweist  zweierlei.  Einmal  bestätigt  sie,  dass  die 
Instruktion  das  allereigenste  Werk  des  Königs,  nicht  aber 
von   einem  Vertrauten,   etwa   de  Launay   —  letzteres  freilich 


')  Selon  les  principes  et  declarations  faites  et  les  ordres  da  cabinet. 
*)  Acta  w^een  Anfertigung  eines  neuen  Akzisetarifs  von  Preassen 
nnd  Litthanen.    Berlin,  Geh.  Staatsarchiv. 
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wäre  auch  aus  anderen  GrUndon  unmöglich  — ,  inspirirt 
ist.  Sodann,  dasa  die  den  König  bewegenden  Ideen  aehr  viel 
alter  »ind  als  Beine  Beziehung  zu  de  Launay,  dass  sie  sogar 
in  die  Zeit  vor  dem  Kriege  zurückreichen.  Wa«  wir  bereits 
wiederholt  gesehen,  dass  die  wirthschaftspoli tischen  Qedanken, 
an  deren  Verwirklichung  Friedrich  seit  1766  schritt,  seines 
Geist  schon  sehr  viel  länger  bewegten,  wird  hier  von  neuem 
in  eklatanter  Weise  bestätigt. 

Wichtiger  nun  natürlich  als  diese  formalen  Gesichtapunkte 
waren  die  materialen  Prinzipien,  die  die  Instruktion  prokla- 
mirte.  Es  waren  vor  allem  drei  Grundsätze.  Einmal  wiirde 
als  unantastbare  Regel  hingestellt,  dass  kein  Unterthan  is 
seinen  Rechten  verletzt  werden  dürfe.  Zweitens  wurde  gefor- 
dert, dass  die  Erhebung  der  Abgaben  so  zu  gestalten  sei, 
dass  der  Reiseverkehr  so  wenig  wie  möglieb  belästigt  wUrde. 
Drittens  —  und  dies  ist  das  Wiehtigte  —  kam  auch  hier  die 
Frage  der  Besteuerung  der  nothwendigen  Lebensmittel  zur 
Sprache.  Es  sollte  unterschieden  werden,  ob  Waaren  filr  das 
Land  nothwendig  seien  oder  nicht.  Sachen  der  letzteren  Art, 
betjonders  solche,  die  entweder  nur  dem  Luxus  dienten  oder 
der  einheimischen  Industrie  schaden  könnten,  seien  mit  höhe- 
ren Abgaben  zu  belegen.  Dagegen  seien  Lebensmittel  und 
nothwendige  Verbrauchaobjekte,  vor  allem  Korn,  Bier,  Fleisch 
und  Gemüse,  ferner  alles  das,  was  zur  Erleichterung  der  Armen 
oder  zur  Förderung  der  Industrie  und  des  Handels  diene,  nur 
massig  zu  belasten,  „so  dass  die  Reichen  mit  ihrem  Ueber- 
fluss  in  gewisser  Weise  zur  Entlastung  der  Armen  beitragen, 
lind  dass  zwischen  beiden  ein  gerechtes  und  verständiges  Ver- 
hältnis besteht" '), 

Man  sielit,  der  König  stellt  hier  durehaus  denselben 
Grundsatz  auf,  wie  im  De klarations patent ,  wie  im  Brief  vom 
März  1766.  So  wenig  indes»  wie  dort  verlangt  er  hier  völlige 
Steuerfreiheit  der  nothwendigen  Lebensmittel,  er  bleibt  auf 
dem  Boden  des  Möglichen.  Noch  in  anderer  Beziehung  stimmt 
die  Instruktion  mit  dem  Dcklarationspatent :  sie  verlangt  keine 
Vermehrung  der  Einnahmen.  Dies  beweist,  dass  die  be- 
treffenden Worte  des  Deklarationspatents  nicht  auf  Populari- 
tätsbascherei  berechnet  waren ,  denn  hier  im  Kreise  der  Ein- 
geweihten wtlrde  doch  der  König  sich  gewiss  nicht  gescheut 
haben,  etwaige  Ziele  tiskalen  Charakters  bei  der  Steuerreform 
offen  au8zu8])rechen :  nius.sten  doch,  wenn  solche  bestanden, 
dieselben  der  Kommission  niitgethcilt  werden,  damit  diese  bei 
ihren  Arbeiten  darauf  Rücksii^t  nehmen  könne. 

Durehaus   also   stimmte  die  Instruktion  zu  dem  Deklara- 

')  De  füfon  que  les  liches  de  leur  saperflä  contribnent  en  qnelque 
maniäre  au  Boulagement  des  pauvres,  et  qn'unc  proportioD  juete  et 
r&isonnable  seit  owervde  entre  em. 
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tioQspatent^  nur  in  massvollcrer  iind  nicht  ganz  so  entschie- 
dener Form  gehalten,  drückte  sie  ganz  dieselben  Gedanken 
aus.  Es  fragte  sieh  nun,  wie  sich  die  Kommission  zu  diesen 
Ideen  stellen  würde. 

Ihre  Antwort  auf  die  königliche  Instruktion  war  kühl 
genug:  bezeichnender  Weise  kehrte  sie  nur  die  formalen 
steuertechnisehen  Zwecke  der  Reform  hervor,  sie  stellte  als 
zu  erstrebende  Ziele  auf:  Zerstörimg  des  Schleichhandels, 
Förderung  des  Verkehrs  und  genaue  Determination  der  ein- 
zelnen Abgaben ;  sie  erklärte ,  dass  nur  im  Interesse  der  In- 
dustrie und  des  Handels  einzelne  Artikel  geändert  werden 
sollten^):  auf  die  proklamirte  Mehrbelastung  der  Reichen  da- 
gegen ging  sie  mit  keinem  Worte  ein. 

Um  so  wärmer  dagegen  nahm  die  Regie  die  vom  König 
aufgestellten  Ziele  der  Steuerreform  auf:  gleich  in  ihrem  Ant- 
wortschreiben auf  die  königliche  Instruktion  betonte  sie  aufs 
schärfste  den  sozialen,  nicht  fiskalen  Charakter  der  Reform: 
es  sei  zu  erstreben  Erleichterung  des  Volkes,  ohne  Vermin- 
derung der  Staatseinkünfte:  als  massgebende  Ideale  fUr  die 
Tarifentwerfung  erklärte  sie  „den  Ruhm  des  Königs,  das  Wohl 
der  Industrie,  die  Entlastung  des  Volkes,  die  Gleichmässigkeit 
und  die  Gerechtigkeit"  *).  Freilich  Hess  die  Regie  auch  mer- 
ken, dass  ihr  die  sozialistischen  Ideen  Friedrichs  nicht  sehr 
^mpathisch  waren.  Wenn  sie*  versicherte,  die  Wünsche  des 
Kömgs  zu  berücksichtigen,  so  machte  sie  dabei  stets  den  Zu- 
satz: so  weit  es  möglich  ist^).  Aus  dem  ganzen  Ton  ging 
klar  hervor,  dass  sie  entschieden  gegen  jede  Herabsetzung 
beim  Bier,  Branntwein  und  Fleisch  war.  Sie  erklärte,  dass 
sie  selbst  schon  lange  nach  einem  Mittel  gesucht  habe,  lun 
die  Abgaben  von  nothwendigen  Gebrauchsgegenständen  zu 
vermindern,  aber  sie  fügte  bei,  dass  sie  gehindert  wäre  durch 
die  Besorgnis,  den  Ertrag  der  Staatseinkünfte  zu  gefährden, 
da  eine  Herabsetzung  von  nur  einem  Pfennig  beim  Bier  oder 
Fleisch  einen  Ausfall  von  mehr  als  einer  Million  Thaler  zur 
Folge  haben  würde.  Dieser  Gegensatz  zu  den  Ideen  Fried- 
richs hinderte  aber  de  Launay  nicht,  sich  ein  andermal  schein- 
bar ganz  mit  den  Gedanken  des  Königs  zu  ideutifiziren.  Er 
sagte  ^)y  es  handele  sich  um  „das  Interesse  des  Staates  und 
dasjenige  des  Volkes.  Der  Staat  hat  bestimmte  Ausgaben,  er 
bedarf  eine  sichere  Einnahme.  Das  Volk  miiss  naturgemäss 
zu  denjenigen  Ausgaben  beitragen,  die  seine  Sicherheit  und 
seine  Wohlfahrt  erfordern;  es  muss  seine  Abgaben  nach  Ver- 
hältnis  seiner  Kräfte  aufbringen.     Eine  sichere  Einnahme  ist 

»)  Protokoll  vom  3.  Oktober  1768. 

*)  La  gloire  de  votre  majest^,  le  bien  de  son  Industrie,  le  soulage- 
■ment  de  ses  peuples,  F^qult^  et  la  justice. 
*)  Tant  qu'u  est  possible. 
^)  Expose. 
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die,  welche  weder  von  zufälligen  Elreignissen ,  noch  Ton  der 
Fälligkeit  oder  dem  Belieben  der  Bürger  abhängt;  vei^eben» 
wUrde  man  dem  Staate  hohe  Steuern  vorschlagen,  wenn  man 
dadurch  die  Lust  oder  die  Möglichkeit  nähme,  die  steuerpÖicb- 
tigen  Gegenstände  zu  konsumiren.  Eine  verhältniamftaeige 
Abgabe  ist  die,  die  freiwillig  ist;  niemand  hat  Qrund  zu  kla- 
gen ,  wenn  man  ihm  sagen  kann :  nicht  die  Nothwendigkeit 
»der  der  Zwang  läset  dich  die  Steuer  zahlen,  sondern  dein 
eigener  Wille')," 

Ausführungen,  gegen  die  sich  theoretisch  allerdings  nicht 
viel  einwenden  lässt,  bei  denen  indes«  alles  davon  abhing,  wie 
man  sie  praktisch  fassen  würde :  es  kam  ganz  darauf  an,  welche 
Gegenstände  man  als  nothwendig,  welche  man  als  willkürlich 
ansehen  würde.  Die  Worte  de  Launajs  klangen  zwar  sehr 
scbUn,  und  es  hatte  auf  den  ersten  Blick  den  Anschein,  als 
ob  in  ihnen  das  Geheimnis  einer  rationellen  Steuerpolitik  aus- 
gesprochen sei,  in  der  That  aber  waren  sie  nichts  als  Phrase, 
entnielten  nur  wohlfeile  Gemeinplätze.  Das  einzige  Greifbare 
an  ihnen  war,  dasa  sie  die  indirekten  Steuern  gegenüber  den 
direkten  priesen;  dieser  Gegensatz  aber  stand  damals  gar 
nicht  in  Frage,  es  handelte  sich  nur  um  die  indirekten  Ab- 
gaben selbst.  Dagegen  enthielten  die  Worte  der  Kommissions- 
maiorität  ein  viel  positiveres  Programm;  freilich  schwieg  das- 
selbe über  jenen  Punkt,  den  de  Launay  nur  phrasenhaft  be- 
handelte, seinerseits  ganz.  Man  kann  die  Sache  dahin  be- 
stimmen: die  königliclicn  Reformgedanken  wurden  von  der 
Kommissionsmajorität  mit  gutem  Bedacht  todt  geschwiegen; 
von  de  Launay  wurden  sie  zwar  mit  himmelhohem  Lobe  ge- 
priesen, ohne  dass  er  jedoch  Vorschläge  über  ihre  praktische 
Verwirklichung  machte,  offenbar  weil  er  nicht  wusste,  wie 
letzteres  geschehen  könne  unbeschadet  des  von  ihm  verthei- 
d igten  fiskalen  Interesses. 

Wenn  man  nun  nach  der  königlichen  Instruktion  erwar- 
ten durfte,  ja  fast  musste,  dass  der  neue  Tarif  eine  durch- 
gehende Steuerreform  bringen  werde,  so  bekam  die  Sache 
nach    einer  Kabinettsorder   vom    21.   Dezember')  bereits   ein 


')  L'iDteret  de  ]'ita.t  et  celuj  du  peuple.  L'ätat  a  des  d^penscfl 
certaineH;  il  luj  Faut  un  revenu  assurä.  L>e  peuple  est  natareUement 
contribnable  poar  les  d^etiBea  qni  fönt  sa  Barett  et  aon  nlilit^,  il  üuit 
proportionner  son  tribut  a  eee  forces.  Dn  revenu  aseur^  eot  celny,  qni 
De  dopend  dj  des  ^v^neinena.  ny  dee  facult^  on  volonte  des  citojeiu; 
en  vain  propoBeriez-voua  ä  l'^tat  le  eecoure  de  forte  impcits,  s'ils  ^boient 
un  obstscle  k  la  facultä  on  k  la  volontä  de  faire  venu  les  objets  qui  j 
seroient  sujets.  Un  tribut  proportioDii^  est  celuj  qui  est  volontaire: 
persoone  n'eat  fondä  k  se  plundre,  lonqu'on  peut  Inv  dire:  Ce  ti'est 
pae  la  ntosait^  ou  la  contrainte,  c'eet   votre  volonte  qui  voua  In  fait 

'1  Schreiben  der  Koininiuion  vom  2.  Januar  1769.  Acta  wegen  An- 
fertigDiig  des  neuen  Akzisetarif'B  von  Pommern,   Berlin,  Geb.  Staatsarchiv. 
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Snz  anderes  Gesieht.  Durch  dieselbe  wurde  befohlen,  dass 
i  allen  fremden  Waaren  die  bisherigen  Sätze  beizubehalten 
seien.  Der  König  kam  hiermit  zurück  auf  die  Worte,  die  er 
schon  in  der  Instruktion  gesagt,  deren  Ernst  man  aber  da- 
mals noch  nicht  erkannt  hatte,  aus  denen  man  damals  nur 
heraus  gelesen  hatte,  dass  die  durch  das  Deklarationspatent 
bestimmte  Höhe  der  Konsumtionssteuem  nicht  geändert  wer- 
den dürfe.  Durch  die  königliche  Kabinettsorder  war  jetzt 
von  einer  generellen  Steuerreform  abgesehen,  noch  ehe  man 
dieselbe  eingehender  erörtert  hatte.  Die  bisherigen  Verhand- 
lungen hatten  ausschliesslich  den  inneren  Konsumsteuem  ge- 
golten; die  Frage  der  Besteuerung  der  importirten  Waaren 
war  noch  gar  nicht  behandelt,  oder  höchstens  flüchtig  ge- 
streift: jetzt  wurde  bestimmt,  dass  sie  überhaupt  nicht  zur 
Sprache  kommen,  dass  die  Steuerreform  sich  auf  die  ein- 
heimischen Konsumtibilien  beschränken,  dass  fUr  fremde 
Sachen  alles  beim  alten  bleiben  sollte.  Damit  aber  war  der 
Standpunkt  der  königlichen  Instruktion  verlassen.  Dort  war 
ausdrücklich  eine  höhere  Belastung  der  Luxusobjekte  und  der 
der  einheimischen  Industrie  schädlichen  Waaren  proklamirt. 
Die  Gegenstände  dieser  beiden  Kategorien  aber  wurden  durch- 
weg aus  der  Fremde  importirt,  sie  fielen  also  unter  die  neue 
Vorschrift 

Der  König  hatte  damit  auf  die  beabsichtigte  Mehrbe- 
lastung der  Reichen  verzichtet.  Dadurch  war  zugleich  impli- 
cite  das  Urtheil  über  die  Konsumsteuem  gesprochen:  eine 
Herabminderung  der  Abgaben  von  den  nothwendigen  Lebens- 
mitteln bedingte  als  Kompensation  ganz  unabwendbar  eine 
Erhöhung  an  anderen  Stellen :  diese  Erhöhung  gab  man  jetzt 
auf,  also  konnte  auch  iene  Erniedrigung  niclit  stattfinden. 
Insofern  ist  die  königliche  Entscheidung  vom  Februar,  die 
beschloss,  die  bisherige  Höhe  der  inneren  Verbrauchssteuern 
festzuhalten,  nur  die  logische  Folge  der  jetzigen  Kabinetts- 
order. Man  kann  die  Sache  auch  so  ausdrücken:  durch  diese 
plötzliche  Schwenkung  in  den  allgemeinen  Ideen  über  die 
Steuerreform  war  auch  den  Verhandlungen  über  die  Konsum- 
steuem das  Urtheil  gesprochen,  war  entschieden,  dass  alle 
Bemühungen,  hier  eine  Aenderung  herbeizuführen,  resultatlos 
bleiben  mussten.  Mit  einem  Wort,  die  Steuerreform  war  plötz- 
lich unterbrochen,  nachdem  sie  kaum  eben  begonnen  hatte. 

Es  wird  uns  daher  nicht  überraschen,  wenn  die  Einleitung 
des  kurmärkischen  Tarifs  sich  sehr  viel  bescheidener  ausdrückt, 
als  die  des  Deklarationspatentes  oder  die  königliche  Instruk- 
tion. Es  heisst  hier  über  den  Zweck,  der  bei  der  Aufstellung 
des  neuen  Tarifes  massgebend  gewesen:  „Nachdem  uns  aller- 
unterthänigst  vorgetragen  worden,  wie  durcli  die  bei  Erhebung 
der  Akzise-  Gefälle  von  uns  zu  trefi^en  nöthig  erachtete  Ver- 
änderungen, vorzüglich   aber   derer  nach  Inhalt  des  Deklara- 
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tionB-Patents  vom  14.  April  1766,  auch  der  von  Zeit  zu  Zeit 
zum  Bettten  unserer  Lande»-FabnkcQ  aUergnädigst  erlassenen 
Verbothe  der  in  Anno  1739  emanirte  Akzise-Tarif  so  vide 
Abändeningen  erlitten,  das»  dadurch  unseren  getreuen  Unter- 
tlianen  alle  Kenntnis»  entzogen,  und  dessh^o  ofan  Unterlass 
zu  Streitigkeiten  Anlass  g^eben  worden,  es  die  Nothwendig- 
kcit  erfordere,  sothanen  Tarif  revidiren  und  rektificiren  zu 
lassen,  damit  daraus  die  jetzt  zu  erhebende  Akzise-Gefitlle 
jeden  Artikels  ersehen,  die  ertheilte  Verbothe  bekannt,  auch 
unsere  allerhöchste  Willens- Meinung  gehörig  befolgt,  und  allen 
bisherigen  Unterschleifen  vorgebeuget  werden  möge  .  .  .  ." 

Alan  erkennt  leicht  die  Uebereinstimmung  mit  der  kSnig- 
liehen  Instruktion:  der  formale  Theü  der  letzteren  ist  zwar 
nicht  wörtlich,  jedoch  inhaltlich  vollständig  aufgenommen; 
aber  —  der  materiale  fehlt.  Kein  Wort  von  der  GleichmlUsig- 
keit  der  Steuer,  von  der  Mehrbelastung  der  Reichen,  von  der 
Entlastung  der  nothwendigen  Lebensmittel:  die  Steuerreform 
wird  hier  nur  motivirt  mit  formalen  Qesichtspunkten.  Das, 
was  die  Kabinettsorder  vom  Dezember  gethan,  wurde  jetzt 
offiziell  besiegelt:  von  jeder  materialen  Steueränderung  war 
abgesehen:  die  mit  so  grossen  Hoffnungen  begonnene  Reform 
war  im  Sande  verlaufen. 

Wer  die  Schuld  an  diesem  Scheitern  hatte,  das  muss  die 
folgende  Betrachtung  zeigen,  die  sich  nunmehr  mit  denjenigen 
Abgaben  zu  besehänigen  hat,  bei  denen  allein  die  Frage  der 
Verwirklichung  der  gekennzeichneten  allgemeinen  Prinzipien 
zur  Sprache  kam:  unsere  weiteren  Darlegungen  gelten  ganz 
naturgemäss  den  inneren  Verbrauchssteuern,  d.  h,  den  Ab- 
^ben  vom  Bier,  Wein,  Branntwein,  Fleisch  und  Getreide. 
Damit  betreten  wir  zugleich  den  eigentlichen  Tummelplate 
des  Kampfes  zwischen  der  Kommission  und  der  Regie. 

2.    Die  Biersteaer. 

Um  keine  Abgabe  tobte  heftiger  der  Streit  als  um  die 
Bierateuer:  nirgends  war  die  Erhitzung  der  OemUther  so  ' 
stark,  war  die  Ausdauer,  mit  der  die  sich  befehdenden  Par- 
teien ihre  Sache  vert h eidigten ,  so  gross.  Es  war  dies  auch 
kein  Zufall,  denn  unter  allen  indirekten  Abgaben  war  keine 
filr  den  Staat  von  ähnlicher  Bedeutung,  wie  die  Biersteuer. 
Die  aus  ihr  fliessenden  Einnahmen  machten  den  vierten  Theil 
sämmtlicher  Einktlnlte  der  Akzise  aus.  In  Berlin  allein  wurden 
1767/68  versteuert  248242  Tonnen  einheimisches  und  17221"* 
Tonnen  fremdes  Bier '),  im  ganzen  also  265  463  Tonnen ;  hier- 
von brachte  das  fremde  Bier  16956  Thlr.  9  Pf  ein,  das  ein- 
heimische 118949  Thlr.  7  Gr.^),  so  dass  in  Berlin  allein  die 
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■  Abgaben  vom  Bier  125905  Thlr.  7  Gr.  9  Pf.')  betriigei 
lim  ganzen  stellte  sich  der  Verbraut-h  von  Getreide  zum  B 
Ibniiien  in  der  Kumiark  so*):  verbraucht  wurden 

Weizen  GeiBte 

Wispel      Scheffel  Wiapel        Scheffel 

|in  Berlin  2324  13  10980  16 

lin  anderen  Suidten         831  12  20279  6 


in  Summa    3156 


-  Thir.  18  Gr. 
-      12     , 
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■^  ergab  dies  588324  Tonnen  zu  11',«  Gr.  Steuer  für  den  Staat, 
das«  dieselben  281905  Thlr.  ö  Gr.  Steuer  braehten. 
*■  1771/72  betrugen  die  gesannnten  Einkünfte  aus  der  Kurmark 
1 625315  Thlr.  Vergleichen  wir  diese  Summe  mit  der  obigen*), 
80  sehen  wir,  dass  die  Biersteuor  17,3  Prozent  aller  indirekten 
Abgaben  ausmacht  Hiernach  kann  man  ermeasen,  von  welcher 
Wichtigkeit  eine  etrwaige  Herabsetzung  der  Steuer  ftlr  den 
ätaat  werden  muMste.  Die  Biersteuer  betrug  damals,  iuklusive 
der  an  die  Landschaft  äiesKendcn  Abgaben  (beim  städtischen 

»Bier  6'/s  Gr.)  für  eine  Tonne 
atadtiscbes  Bier 
Bier  aus  Stttdten  anderer  Provinzen 
n       n  n        ^^^  Kurmark  —      „        9     „ 

I    „     vom  platten  Lande  1       ,       12     „ 

j,     aiiB  den  Amtsbezirken  —      „      18     , 

fcriaHHener  Bier  und  braunsehweigiBches  Bier      —      ,      12     „ 
fremdes  Bier  4      „      —     „ 

Die  Majorität  der  Kommission  beabsichtigte  mm,  bei  der 
Biersteuer  eine  wesentliche  Veränderung  vorzunehmen").  Man 
kann  am  besten  ihre  Bestrebungen  dahin  charakterittiren,  da«s 
nie  zwar  nicht  den  Steuersatz,  wohl  aber  die  Steuerart  des 
Dcklarationspateuts  beseitigen  wollte:  sie  griff  gegenüber  der 
durch  letzteres  eingeführten  Fabrikatsteuer  wieder  auf  die 
Materialsteuer  zurück;  demzufolge  war  in  dem  durch  ihre 
Vorschlage  veranlasuten  Kampf  zwischen  ihr  und  der  Regie 
der  Hauptgegensatz  der,  ob  Material-  oder  Fabrikatii teuer. 
Die  Kommission   wollte    die   Steuer   vom   Malz    erheben, 


')  Wozu  noch  öl  948  Thlr.  U  Gr.  flir  die  Landaohaft  nnd  12883  Thlr. 
15  Gr.  Speziolabgabcn  in  Werder,  Friednchetadt  und  Neustadt  kommen, 
so  dau  die  geeammtc  Biereteuer  Berlins  190137  Thlr.  12  ür.  9  Ff.  betrug. 

<|  ObservatioDB  aur  leB  addiiions.  Die  betreäeuden  Zahlen  stehen 
auf  dnem  besonderen  Blatt  mit  der  üeberechrifl:  Ville  de  Berlin,  Etats 
des  produits  des  bierres  17G7i6^. 

»)  Denkschrift  vom  2.  Dezember  17(W<. 

*i  £a  entgeht  mir  nicht  da»  ein  Fehler  vorliegt.  EKe  Kinnabnie 
ist  XU  hoch,  da  sie  sich  auf  1771  72  bezieht,  die  f^teueraogtiben  dngecen 
anf  17fl7;l>!?.  Es  dürfte  mithin  das  Bier  eher  noch  einen  erösaeren  Be- 
Btandtbeil  der  Einnahme  ausfiemacht  haben,  ala  hier  augegeben  ist. 

•)  Vorschlag,  was  wc^en  der  Akzise  usw. 
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und  zwar  in  dem  Moment,  wo  es  in  der  Huhle  abgewogen 
wurde,  um  zu  Sehrot  vermählen  zu  werden.  Den  Steuersatz 
bekam  sie  auf  folgende  Weise.  Nach  dem  Deklarationspatent 
sollte  eine  Tonne  18  Groschen  Akzise  zahlen,  sollte  zu  einer 
Tonne  1  Scheffel  Weizen  oder  1'/«  Scheffel  Oerste  verwendet 
werden.  Nun  nahm  man  an,  dass  ein  Wispel  Malz  22*/i  Scheffel 
Kom  gleiehzurechneii  sei.  Auf  Grund  dieser  Voraussetzungen 
betrug  dann  die  vorgeschlagene  Steuer  16  Thlr.  21  Gr.  für  1 
Wiapcl  Weizenmalz,  11  Thlr.  6  Gr.  filr  1  Wisjael  Gfirstenmaiz. 
Es  entsprach  mm  ganz  der  engen  Verbindung,  in  der 
damals,  wie  wir  bereits  zeigten,  Steuerpolitik  und  Gesundheits- 

Solizei  standen,  dass  sieb  die  Kommission  nicht  begnUgt«  mit 
iesen  Bestimmungen  über  die  Art  der  Erhebung,  sondern 
dass  sie  auch  Vorschriften  traf,  die  den  Zweck  hatten,  eine 
gute  Qualität  des  gebrauten  Bieres  zu  verbürgen.  Und  hier 
nun  stand  sie  durchaus  auf  dem  Boden  polizeilicher  An- 
ordnungen; die  Einsicht  in  die  Vortheile  der  freien  Konkurrenz 
fehlte  ihr  ebenso  wie  de  Laimay.  Die  Grundbestimmung  war 
dieselbe  wie  die  des  Dcklarationspatcnts ,  dass  1  Tonne  Bier 
von  1  Scheffel  Weizen  oder  1'/b  Scheffel  Gerste  gebraut 
werden  sollte.  Ausserdem  aber  durfte  noch  von  der  ver- 
steuerten Quantität  Malz  so  viel  gutes  Bier  gewonnen  werden, 
wie  zum  Nachfüllen  nöthig  war,  und  zwar  auf  ein  Gebräude 
von  32  Scheffeln  Weizen  Via  Tonne,  auf  dieselbe  Menge 
Gerste  1  Tonne.  Von  dem  guten  Bier  wurde  unterschieden 
das  Kovent-  oder  Nachbier,  das  steuerfrei  war.  Hier  blieb 
die  Kommission  stehen  bei  den  Vorschriften  des  Deklarations- 
patenta,  dass  1  Tonne  Nachbier  gewonnen  werden  durfte  am 
5  Scheffeln  Weizen  oder  7V»  Scheffel  Gerste.  Nun  aber  wich 
sie  darin  von  dem  Deklarationspatent  ab,  dass  letzteres  das 
Vermischen  von  Nachbier  und  gutem  Bier  ganz  verbot, 
während  man  jetzt  gestatten  wollte,  dem  Nachbier  eine 
gleiche  Quantität  gutes  Bier  zuzusetzen,  um  dadurch  Halbbier 
zu  gewinnen.  Im  ganzen  also  sollten  nach  den  Vorschlägen 
der  Kommission  aus  einem  Gebräude  von  32  Scheffeln  Weizen 
produzirt  werden  33'/»  Tonne  gutes  Bier  und  6*/»  Tonnen 
Nachbier'),  aus  32  Scheffeln  Gerste  22' /b  Tonne  gutes  Bier 
und  4*/i6  Tonnen  Nachbier"). 

Die  Kommission  sah  hierin  eine  Verscliärfung  gegenüber 
den  bisherigen  Bestimmungen,  vor  allem  gegenüber  dem  Edikt 
vom  29.  Januar  1739.  Letzteres  hatte  gestattet,  ausser  dem 
vcrstCHerten  Quantum  von  24  Scheffeln  Weizen  2  Tonnen, 
von  16  Scheffeln  Gerste  1  Tonne  gutes  Bier  zu  gewinnen, 
während  man  jetzt  von  32  Scheffeln  nur  l'/a  bezw.  1  Tonne 
erlauben  wollte. 
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Diese  polizeilichen  Feststellungen  bezogen  sich  aber  nur 
auf  Berlin;  fUr  alle  anderen  Städte  sollte  die  in  ihnen 
herrschende  Brauweise  bestehen  bleiben;  die  Abgabe  sollte 
immer  die  gleiche  sein,  so  dass  also  stets  die  aus  1  Wispel 
Weizenmalz  gewonnene  Quantität  Bier  16  Thlr.  21  Gr.  Steuer 
zahlte. 

Es  galt  nun,  die  Beobachtung  der  gesetzlichen  Be- 
stimmungen in  der  Praxis  zu  sichern.  Zu  diesem  Zwecke  sollte 
eine  dreifache  Kontrolle  stattfinden:  der  steuerpolizeilichen 
Beaufsichtigung  sollten  unterliegen  einmal  das  Mahlen  des 
(Getreides  in  der  Mühle,  sodann  das  Einmaischen  des  Malzes 
in  die  Bottiche,  endlich  der  Rauminhalt  der  Bottiche. 

De  Launay  griff  diese  Vorschläge  hauptsächlich  deshalb 
an,  weil  sie  im  Widerspruch  ständen  mit  aem  Deklarations- 
patent ^).  Hiermit  hatte  er  allerdings  durchaus  recht,  aber 
das  hatte  auch  die  Konmiission  gewiss  nicht  übersehen, 
dieselbe  hatte  vielmehr  ganz  absichtlich  das  Deklarationspatent 
ignorirt. 

Die  Kritik  de  Launays  wandte  sich  nun  vor  allem  gegen 
das  Projekt,  die  Biersteuer  beim  Mahlen  des  Konis  zu  er- 
heben. Er  meinte,  sobald  die  Abgabe  bezahlt  sei,  habe  der 
König   sowie   die   Akziseverwaltimg    an   dem   weiteren   Brau- 

Iirozesse  kein  Interesse  mehr;  die  Ueberwachung  der  Manipu- 
ationen,  die  mit  dem  Korn,  nachdem  es  gemahlen,  stattfanden, 
sei  lediglich  eine  Polizeimassregel;  die  Beamten  würden  hier 
nimmermehr  denselben  Eifer  zeigen,  als  in  dem  Falle,  wo 
von  der  Genauigkeit  ihrer  Kontrolle  erst  die  Höhe  der 
Akziseeinnahmen  abhinge. 

De  Launay  geht  hier  von  einem  recht  niedrigen  Begriff 
des  Beamtenthums  aus,  doch  stimmt  seine  Aeusserung  durch- 
aas zu  den  Ideen,  die,  wie  wir  früher  nachwiesen,  bei  der 
ganzen  Regieverni^altung  massgebend  waren.  Das  Beamten- 
thum  thut  ihm  die  Pflicht  nicht  um  der  Pflicht  willen,  sondern 
ans  anderen  Rücksichten:  nur  dann  ist  die  Kontrolle  eine 
genaue,  wenn  von  ihr  die  Höhe  der  den  Beamten  zustehenden 
Tantiemen  abhängt;  sind  aber  die  Tantiemen  einmal  bestimmt, 
dann  werden  die  Beamten  lässig  in  ihren  Obliegenheiten. 
Auf  solche  Gedanken  konnte  die  Kommission  freilich  nicht 
gefasst  sein:  sie  war  nur  von  sachlichen  Erwägungen  aus- 
g^angen;  dass  man  ihr  mit  persönlichen  Rücksichten,  mit 
Grüncfen  kommen  würde,  die  eine  Pflichtvergessenheit  als 
selbstverständlich  voraussetzten,  hatte  sie  nicht  erwarten 
können«  Fürwahr  es  war  ein  böses  Zeichen  für  de  Launay, 
dass  er  gegen  jene  Vorschläge  keinerlei  sachliche  Gründe 
geltend  zu  machen  wusste. 

Er  vertheidigte   nun  seinerseits  die  Fabrikatsteuer.     Mit 


')  ObservatioDB  8ur  les  additions. 
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scharfem  Blick  erkannte  er  den  Haupteinwurf,  den  man  gegen 
diese  geltend  machen  kOnnc:  um  Steuer  zu  sparen,  würden 
viele  Brauer  ein  sehr  starkes  Bier  brauen;  sie  würden  aus 
der  gesetzlich  vorgeschriebenen  Quantität  Malz  weniger  als 
das  gestattete  Bierquantura  produzireu,  da  ja  ^as  starke  Bier 
nur  ebensoviel  Akzise  zahle,  wie  dieselbe  Quantität  schwächeren 
Bieres;  später  würden  dann  die  Privatleute  oder  die  Bier- 
verkäufer  dies  starke  Bier  verdünnen;  durch  solche  Manipu- 
lutionen  wurden  die  Staatseinnahmen  geschmälert  wemen. 
De  Laun^j  meinte  indessen,  es  gäbe  ein  einfaches  Mittel, 
solchen  Uebebtänden  zu  begegnen:  dasselbe  erblickte  er  in 
dem  jetzt  schon  bestehenden  Verbot  des  Brauens  starker 
Biere.  Um  letzteres  auch  wirklich  durchzuführen,  empfahl 
er  eine  möglichst  scharfe  steuerpolizeiliche  Ueberwachung  des 
Einmaischens. 

Man  siebt  auch  hier  den  offenen  Gegensatz  zwischen  der 
Kommission  und  de  Launay.  Die  Haupteorge  der  erateren 
geht  dahin,  zu  verhüten,  dass  das  Bier  nicht  zu  schwach,  die 
des  letzteren,  dass  es  nicht  zii  stark  gebraut  werde:  für  erst«re 
ist  masitgebend  das  Interesse  der  Allgemeinheit,  der  Unter- 
thanen,  für  letzteren  das  des  Fiskus,  der  Steuer  Verwaltung. 

So  verschieden  nun  der  prinzipielle  Standpunkt  beider 
ist,  so  nahe  kamen  sie  sich  doch  in  den  praktischen  Folge- 
rungen. Auch  de  Launay  hielt  fest  daran,  dass  aus  einem 
Scheffel  eine  Tonne  Bier  zu  brauen  sei.  Er  meinte,  dies  Bier 
sei  noch  bei  weitem  stark  genug;  der  Beweis  liege  dann, 
dass  es  so  vielfach  verdünnt  werde.  Dies  Verdünnen  de» 
Bieres  wollte  er  nur  den  Privatleuten  gestatten,  dage^n  den 
Bierverkäufem  untersagen. 

Etwas  milder  noch  als  die  Kommission  verfuhr  de  Launay 
inbetreff  des  steuerfreien  guten  Bieres:  wollte  erstere  am 
32  Tonnen  verakzisirtes  Bier  l'/i  weitere  Tonne  steueHrei 
geben,  so  sollte  nach  de  Launay  auf  je  20  Tonnen  eine 
steuerfrei  erzeugt  werden ').  Dagegen  stimmte  er  inbetreff 
des  Nachhieres  vüllig  mit  jener  überein :  dasselbe  durfte  den 
tunften  Theil  des  guten  Bieres  ausmachen,  so  dass  auf  ein 
Ciebrftude  von  64  Tonnen  Weizenbier  13  Tonnen  Nacfabier, 
Huf  ein  Gebrilude  von  40  Tonnen  Gerstenbier  8  Tonnen 
Nachbier  erzeugt  werden  durften.  Dies  Nachbier  aber  sollte 
nur  an  Soldaten  und  Arme,  nicht  an  Bürger  und  Wieder- 
verkäufer abgelassen  werden  dürfen;  es  sollte  nicht  mehr  als 
den  zehnten  Theil  des  Preises,  für  den  das  gute  Bier  verkauft 
werde,  kosten. 

De  Launay  machte  nun  noch  Vorschläge  über  die  von 
dem   nicht   in  der  Stadt  produzirten  Bier  zu  erhebenden  Ah- 

')  Auf  G4  allerdings  nur  8.  Der  Unterschied  liegt  mithin  mehr  in 
den  Worten  als  in  der  Sache;  fUr  die  Fnuia  wären  wohl  häde  Vor- 
schläge auf  dasselbe  hinausgekommen. 
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gaben.  Bier  ans  Städten  derselben  Provinz  sollte  9  Groschen 
Nachschussakzise  ftlr  die  Tonne  zahlen;  Bier  aus  Städten 
anderer  Provinzen  12  Groschen  Nachschussakzise;  Bier  aus 
den  Amtsbezirken  18  Groschen  Eingangsakzise;  Bier  vom 
platten  Lande  1  Thlr.  12  Gr.  Eingangsakzise;  Bier  vom 
Auslande  4  Thaler  Eingangsakzise.  Ausserdem  sollten  die 
letztgenannten  vier  Gattungen  noch  das  sogenannte  Einlage- 
geld*) bezahlen  und  zwar  22  Groschen  fiir  die  Tonne,  von 
denen  10  Groschen  der  König,  12  Groschen  die  Stadt  erhielt. 
Diese  Abgabe  bestand  indess  nur  in  Berlin  in  der  Friedrich- 
stadt, der  Dorotheenstadt  und  dem  Werder,  sie  betrug  beim 
einheimischen  Bier  6  Groschen  für  die  Tonne,  von  denen  3  an 
den  König,  3  an  die  Stadt  fielen*). 

Die  Kommission  hielt  diesen  Ausführungen  de  Launays 
gegenüber  entschieden  an  ihren  Ansichten  fest;  ja  es  tauchten 
Vorschläge  auf,  die  noch  weiter  gingen  als  jene  ersten  Pro- 
jekte. Man  wollte  jetzt®)  von  der  einheitlichen  Steuer  von 
18  Groschen  für  alles  Bier  überhaupt  absehen  und  in  Zukunft 
hinsichtlich  der  Akzise  unterscheiden  zwischen  Bier  erster 
und  Bier  zweiter  Qualität.  Aus  einem  Wispel  Weizen  sollten 
16  Tonnen  Bier  erster  Qualität  und  16  Tonnen  Bier  zweiter 
Qualität  gebraut  werden;  das  Bier  erster  Qualität  sollte  18, 
das  zweiter  9  Groschen  Steuer  flir  die  Tonne  zahlen.  Dies 
machte  auf  einen  Wispel  18  Thaler  Steuer,  so  dass  der  Gesammt- 
betrag  der  Abgabe  genau  mit  dem  Satz  des  Deklarationspatents 
stimmte.  Als  Voraussetzung  dieser  Höhe  der  Abgaben  be- 
trachtete man  das  Aufhören  der  Steuerfreiheit  des  Nachbieres ; 
für  den  Fall,  dass  sich  die  Regie  hierzu  nicht  entschliessen 
wollte,  sondern  an  dem  bisherigen  Zustand  festhielt,  dass 
steuerfreies  Nachbier  in  der  Höhe  des  fünften  Theiles  des 
versteuerten  Bieres  gebraut  werden  dürfe,  hielt  man  es  flir 
nothwendig,  das  Bier  zweiter  Qualität  mit  17  Groschen  Steuer 
zu  belegen.  Um  Steuerdefraudationen  zu  verhüten,  sollte  den 
Brauern  starker  Biere  der  Verkauf  von  Bier  zweiter  Qualität 
verboten  werden.  Es  scheint  jedoch  die  Kommission  selbst  von 
diesen  extremen  Vorschlägen  bald  zurückgekommen  zu  sein 
and  sich  mehr  dem  Deklarationspatent  genähert  zu  haben,  denn 
in  dem  zweiten  grossen  Schriftstück,  das  sie  gegen  die  Regie 
verfasste,  vertheidigt  sie  diese  Vorschläge  nicht  ausführlich; 
kaum  dass  gelegentlich  die  eine  oder  andere  Andeutung 
überhaupt  auf  sie  hinweist.     Uebrigens   hatte   inzwischen  am 


')  Droit  d'encavage. 

')  In  allen  anderen  Orten  gab  es  das  Einlagegeld  nur  als  Kommu- 
nalsteaer.  Es  scheint  fast  so,  als  habe  de  Launay  beabsichtigt,  diese 
Abgabe  für  alle  Städte  einzuführen,  und  habe  diese  Idee  erst  auf  den 
Widersprach  der  Kommission  fallen  lassen.  Diese  Einlagegelder  brachten 
beim  eulheimischen  Bier  2062  Thlr.  9  Gr.  6  Pf. 

^  Protokoll  vom  25.  November  1768. 
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25.  November  auch  die  Regie  neue  Vorschläge  inbetreff  der 
Biersteuer  gemacht;  doch  erfahren  wir  über  dieselben  nichts 
Näheres;  eit  ist  nur  zu  vermuthen,  dass  sie  sich  geeen  die 
eben  geschilderten  Projekte  wandten  und  aufs  neue  die  An- 
ordnungen des  Deklarationspatents  vertheidigten.  Soviel  aber 
steht  fest,  dnn»  sie  die  Kommission  veranlassten,  noch  einmal 
ihre  Gedanken  zusammenhängend  darzulegen,  noch  einmal  in 
äusserst  heftiger  Polemik  ge;4en  die  Regie  das  Prinzip  der 
Materialsteuer  zu  verthcidigen. 

Hatte  die  Kommission  das  erstemal  eine  ktthle,  objektive, 
rein  sachliche  Sprache  gefllhrt,  so  wird  sie  jetzt  bitter,  aus- 
fallend, leidenscnaftlich ;  die  Gedanken  bewegen  sich  in  fest- 
geschlossenen Reihen,  bieten  dem  Gegner  kaum  eine  Blosse 
dar,  während  alle  schwachen  Punkte  des  Feindes  mit  scharfem 
Blick  erkannt  und  auf  die  ungeschützten  Stellen  die  wuchtigsten 
Streiche  geführt  werden.  Dabei  ist  sie  in  Angriff  und  Ver- 
theidigung  gleich  gewandt:  mit  derselben  Sicherheit  werden 
die  Linwlirle  de  Launays  abgewehrt  und  die  Fehler  der 
Bestimmungen  des  Deklarattonsnatentes  nachgewiesen'). 

De  Launay  hatte  —  unzweifelhaft  mit  Recht  —  behauptet: 
die  Vorschläge  der  Kommission  ständen  im  Widerspruch  mit 
dem  Deklarationspatent.  Selbst  diesem  Vorwurf  weiss  die 
Denkschrift  mit  eleganter,  allerdings  etwas  sophistischer  Logik 
zu  begegnen.  Das  Deklaratiqnspatent  sei  gar  keine  definitive 
Feststellung,  sondern  nur  eine  provisorische  Massregel.  Es 
sei  aber  in  diesem  Gesetz  nicht  allein  angegeben,  wie  viel 
Akzise  von  einer  Tonne. Bier  zu  bezahlen  sei,  sondern  wie 
viel  Getreide  zum  Brauen  zu  nehmen  sei;  es  sei  also  nicht 
nur  der  Massinhalt  der  Tonne,  .'sondern  auch  die  Quantität 
des  Getreides  bestimmt.  Wenn  daher  die  Kommission  die 
Steuer  nach  der  Kornmenge  bemessen  wolle,  befinde  sie  sich 
durchaus  im  Einklang  mit  dem  Deklarationspatent. 

De  Launay  hatte  weiter  ausgeführt,  dass  die  Beamten, 
sobald  die  Akzise  bezahlt  sei,  kein  Interesse  an  der  weiteren 
Ueherwacliung  des  Brauprozesses  liaben  würden.  Die  Kom- 
mission erklärte,  dies  sei  nur  denkbar  unter  der  Annahme, 
dass  die  Beamten  mit  dem  Brauer  gegen  das  Publikum 
gemeinsame  Sache  machten;  ein  scharfer  Pfeil,  der  seine 
■Spitze  direkt  gegen  die  Regie  kehrte,  aber  vollkommen  ins 
Sehwarze  traf.  Um  derartige  Zustände  zu  verhüten,  wollte 
man  bestimmt  wissen,  dass  jeder  Beamte,  der  des  Ein- 
vernehmens mit  dem  Publikum  überfulirt  werde,  zum  Schub- 
karren verurtheilt  würde;  dass  der  Brauer  straffrei  bleibe, 
sobald  er  selbst  ein  derartiges  strafbares  Einverständnis 
denunzire. 

Die  Fabrikatsteuer,   meinte   die  Kommisaion,    würde  nur 

')  Denkschrift  vom  2.  Deiember  1768. 
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in  dem  Falle  mehr  einbringen,  dass  man  dem  Brauer  gestatte^ 
von  derselben  Quantität  Kom  mehr  Bier  zu  brauen:  dann 
würde  der  Brauer  bereitwillig  die  Steuer  zahlen-,  denn  wenn 
ein  Brauer  die  Tonne  mit  2  Thlm.  18  Gr.  verkaufe,  so  habe 
er  bei  jeder  Tonne,  die  man  ihn  mehr  gewinnen  lasse,  nach 
Abzug  der  Steuer  doch  noch  2  Thlr.  Profit. 

Den  Vorzug  der  Materialsteuer  vor  der  Fabrikatsteuer 
sah  die  Komimission  in  der  grösseren  Einfachheit  der  Er- 
hebung. Das  Nachmessen  des  Getreides  beim  Mahlen  sei  viel 
leichter  durchzufahren,  als  die  vielen  Visitationen,  die  bei  der 
Erhebimg  vom  fertigen  Getränk  den  ganzen  Brauprozess  be- 
gleiten müssten.  Bei  der  Materialsteuer  brauchten,  sobald  die 
Akzise  gezahlt  sei  und  es  nur  noch  die  gesundheitspolizeiliche 
üeberwachung  betrefie,  die  Steuerbeamten  nur  noch  zugegen 
zn  sein  beim  Einfüllen  des  Bieres  in  die  Fässer,  dagegen 
nicht  beim  Ausmessen  der  Braubottiche  und  beim  Feuer- 
anzünden. 

Den  wuchtigsten  Angriff  aber  richtete  man  jetzt  auf  die- 
jenige Bestimmung  des  Deklarationspatents,  die  nur  eine 
einzige  Sorte  gutes  Bier  zu  brauen  gestatten  wollte  —  nämlich 
eine  Tonne  von  einem  Scheffel  Weizen.  Man  erklärte  es  für 
hart  und  ungerecht,  dass  verlangt  werde,  alle  Biere  sollten 
dieselbe  Quantität  Malz  enthalten :  der  von  dem  Deklarations- 
patent vorgeschriebene  Satz  treffe  nur  für  Berlin  zu,  in 
anderen  Städten  seien  ganz  andere  Biere  üblich ,  bald  sei  das 
Bier  stärker,  bald  schwächer  als  das  Gesetz  gebiete.  Wenn 
die  R^e  dem  gegenüber  behaupte,  starke  Biere  seien  nie 
erlaubt  gewesen,  so  sei  dies  „ein  Widerspruch  gegen  offen- 
kundige Thatsachen"  ^).  Wenn  man  aber  .  in  Zukunft  die 
gesetzliche  Vorschrift  streng  durchführte,  wenn  man  also  den 
Brauer  zwänge,  die  l'roduktion  schwächerer  Biere  aufzugeben 
und  von  einem  Scheffel  nur  eine  Tonne  zu  brauen,  so  würde 
dies  nur  dahin  führen,  dass  man  da,  wo  man,  wie  in  Halber- 
stadt, an  schwächeres  Bier  gewöhnt  sei,  das  Bier  nachher  mit 
Wasser  vermische  und  also  weniger  kaufe,  wodurch  dann  die 
Akziseverwaltung  Verluste  erlitte.  Aber  selbst  wenn  man 
den  unmöglichen  Fall  setze,  es  könne  ein  starkes  Bier  derart 
gebraut  werden,  dass  es  eine  Mischung  mit  Wasser  nicht 
vertrage  y  so  müsse  doch  nothwendig  von  zwei  Eventualitäten 
eine  eintreten :  entweder  werde  der  Brauer  neben  dem  starken 
Bier  noch  schwaches  Bier  brauen,  wodurch  natürlich,  da  die 
Konsumenten  das  schwache  Bier  vorziehen  würden,  der  Konsum 
des  starken  Bieres,  damit  auch  seine  Ergiebigkeit  für  die 
Staatskassen,  abnehmen  werde;  oder  es  würde  sich,  wenn  nur 
starkes  Bier  gebraut  würde,  der  Verbrauch  desselben  be- 
schränken auf  die  Arbeiter   und   Bauern,    dagegen    bei   den 


')  Contraire  k  la  notori^t^  publique. 
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Bürgern  aufhören :  letztere«  miitwe  dann  nothwendig  den  Ruin 
der  Htädtisc-hen  Brauindustrie  zur  Folge  haben.  Da»a  die 
Hache  sich  in  der  That  so  entwickele,  würde  bewiesen  durch 
die  Erfahrungen,  die  man  bei  der  Stadt  Ruppin  gemacht  lube. 
Endlich  erblickte  die  Konunisition  in  dem  verbot  der  Fro- 
duiction  Hchwächerer  Biere  einen  unverkennbaren  Widerspruch 
zu  dem  vom  König  Belbst  aufgestellten  Grundsatz  von.  der 
Entlastung  des  Armen  und  der  Belastung  des  Reichen.  Sie 
suchte  dies  durch  folgemlen  Beispiel  zu  zeigen.  Wenn  eiQ 
•Schuster  20  GeMcIIen  beschäftige  und  denselben  Bier  geben 
mdsse,  so  brauche  er  die  Woche  3  Tonnen').  Nehme  er 
nun  schwaches  Speisebier  zu  1  Thaler  die  Tonne,  so  gebe  er 
jahrlich  fUr  Bier  156  Tlialer  aus.  Wenn  er  starkes  Bier 
nehmen  mtisse,  so  koste  ihm  dies  jährlich  273  Thaler,  und  er 
zahle  an  den  Staat  117  Thaler  Steuer;  d.  h.  er  milaae  eine 
solche  Summe  entrichten,  wie  sie  nur  von  wenigen  reichen 
Leuten  für  ihren  Weinverbrauch  gezahlt  werde.  Hierin  Uge 
docli  eine  entschiedene  Ungerechtigkeit. 

Aus  allen  diesen  Gründen  wollte  die  Kommission  von 
einer  allgemeinen  Vorschrift  über  die  Stärke  des  zu  brauen- 
den Bieres  absehen;  in  jeder  Stadt  sollte  die  daselbst  ge- 
bräuchliche Brauweine  bestehen  bleiben. 

Weiter  protestirte  die  Denkschrift  gegen  die  Vorwhlflge 
der  Regie  inoetreff  des  Nachbieres.  Wie  wir  sahen,  bestand 
über  die  Steuerfrage  keine  Verschiedenheit;  man  wollte  ge- 
statten, steuerfreies  Nachbier  in  der  Höhe  des  fünften  Theües 
des  guten  Bieres  zu  gewinnen.  Nim  aber  wollte  de  Launay, 
daes  dies  Nachbier  nur  an  Arme  und  Soldaten,  nicht  an 
Bürger  verkauft  werden  dürfte.  Vollkommen  richtig  wandte 
man  hiergegen  ein,  da  tliue  de  Launay  so,  ab  ob  es  gar 
keine  armen  Bürger  gebe;  die  Kommission  war  g^en  eine 
derartige  Beschränkung.  De  Launsy  hatte  die  GewfiJimng 
steuerfreien  Naelibieres  als  eine  ganz  besondere  Gnade  gegen- 
über dem  Volke  gepriesen ;  die  Denkschrift  zeigte,  wie  wenig 
angebracht  ein  derartiges  Lob  sei,  denn  das  Kachbier  wftre 
erstens  eigentlich  gar  kein  Bier,  sondern  nur  Wasser,  zweitens 
sei  es  in  Wirklichkeit  nicht  steuerfrei,  da  die  Abgaben  fUr 
dasselbe  schon  in  der  Brautaxe  enthalten  seien.  Die  be- 
juihtenswerthen,  von  einer  gewissen  Bitterkeit  nicht  freien 
Worte,  die  ein  recht  grelles  Licht  auf  die  soziale  Lage  der 
unteren  Klassen  werfen,  lauten  folge ndermassen :  „Das  so- 
genannte Naehbier  kaim  nimmemiebr  Bier  genannt  werden, 
und  wenn  man  behaupten  will,  dass  man  durch  Gtewäbrung 
von  Steuerfreiheit  für  das  wanne  Wasser,  das  durch  die 
Schaufel  geht,  dem  Publikum  den  fünften  Theil  der  Abgabe 
schenkt,   wlihrend   doch  jenes  Getränk   ganz   ebenso   gut   sei 


')  Mad  rechnet  also  flir  den  Oeaellen  tftglicli  !■/■  Hms. 
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wie  das  Bier,  so  ist  das  fast  dasselbe,  als  wenn  man  sagen 
wollte,  dass  die  Kleie  ebenso  gut  und  ebenso  nährend  ist, 
wie  das  Mehl.  Noch  weniger  kann  man  behaupten,  dass  das 
sogenannte  Nachbier  steuerfrei  sei*)." 

•  Endlich  erklärte  sich  die  Kommission  gegen  eine  unter- 
schiedslose Behandlung  der  in  eine  Stadt  eingehenden  Biere, 
die  aus  anderen  Städten  der  Monarchie  kämen.  Sie  wollte 
hier  die  verschiedenen  Städte  der  Kumiark  verschieden  be- 
handelt wissen,  wollte  vor  allem  die  Hauptsitze  der  Bier- 
brauerei, KottDus  und  Bernau,  besonders  berücksichtigen. 
Femer  wollte  sie  jene  Sonderabgabc  des  Einlagegeldes  auf- 
gehoben wissen. 

Für  exportirtes  Bier,  das  aus  der  Stadt  ins  Ausland  oder 
auf  das  platte  Land  ging,  sollte  nach  dem  Vorschlag  der 
Denkschrift  —  und  hierin  war  sie  einmal  mit  der  Regie  in 
üebereinstimmung  —  die  halbe  Steuer  vergütet  werden;  nur 
sollte  die  Bonifikation  dem  auf  das  platte  Land  gehenden 
Bier  nicht  aiisnahmlos  zutheil  werden:  es  sollte  hier  vorerst 
ermittelt  werden,  wie  hoch  sich  die  Abgabe  von  dem  auf  dem 
platten  Lande  selbst  gebrauten  Biere  belaufe , .  und  dann  mit 
Rücksicht  auf  den  Betrag  derselben  die  zu  gewährende 
Bonifikation  festgestellt  werden. 

Diese  Ausführungen  der  Kommission,  die  in  äusserst  ge- 
schickter Weise  Angriff  und  Vertheidigung  verbanden,  fanden 
keine  eingehende  Beantwortung  von  Seiten  der  Regie;  wohl 
aber  vertheidigte  de  Launay  noch  einmal  seinen  Standpunkt. 
Diesmal  jedoch  fiel  seine  Entgegnung  vfeit  schwächer  aus-), 
als  das  erstemal.  Er  wusste  eigentlich  für  sich  nur  die  Vor- 
schriften des  Deklarationspatentes  geltend  zu  machen.  So  er- 
klärte ep  sich  gegen  die  vorgeschlagene  Aufhebung  des 
Einlaffegeldes,  weil  dasselbe  im  Deklarationspatent  nicht  aus- 
drücUich  abgeschafft  sei  —  er  ging  also  von  der  absolut 
unberechtigten  Fiktion  aus,  jenes  Gesetz  enthalte  eine  definitive 
und  vollständige  Regelung  der  indirekten  Steuern.  Femer 
war  er  dagegen,  für  Kottbus  und  Bernau  besondere  Be- 
stimmungen zu  treffen,  er  wollte  vielmehr  alle  Städte  der 
Kumiark  gleich  behandelt  wissen.  Nur  darin  stimmte  er  mit 
der  Kommission  überein,  dass  Bonifikation  der  Steuer  zu  ge- 
währen sei,  sobald  das  Bier  exportirt  ^iirde. 

Am  H.  Februar  1769  sprach  nun  der  König  inbetreff  der 


^)  L*aiD8i  dit  covent  ne  doit  jamais  6tre  appell^  biöre,  et  vouloir 
eure  ^e  Vean  chaude  qa'on  fait  passer  par  la  marre,  est  un  pr^ent  du 


qae  cet  ainsi  dit  covent  doit  dtre  libre  d'impöt. 
')  Obeeryations  de  radministration. 
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Biersteuer  das  entscheidende  Wort*).  Noch  am  J9.  Oktober 
1768  hatte  er,  aü»  ihm  Hagen  die  Aiuchaunngen  der 
KommiHsiotutmajoritflt  vortrug,  sich  ausdrOcklich  den  defini- 
tiven Entschluss  vorbehalten*);  in  die  Zwischenzeit  fiel  nnn 
die  so  beredte  Denkschrift  der  Kommission;  man  mochte  sieb 
wohl  in  den  Kreitten  der  letzteren  der  Hoffnung  hingeben, 
dass  sie  auf  den  Monarchen  nicht  o)ine  Einfluss  bleiben  werde. 
Wenn  man  indeiui  derartige  Hoflbungen  hegte,  so  war  Air 
diese  die  königliche  £ntschliessung  eine  aige  EnttSuschong: 
in  allen  wesentlichen  Punkten  machte  sich  der  Monarch 
durchaus  den  .Standpunkt  der  Regie  zu  eigen:  alle  Satzungen 
des  DeklarationKpatentet)  wurden  streng  fcätgehalten.  £»  kami 
daher  nicht  Wunder  nehmen,  dass  der  Tarif  in  der  Gestalt, 
wie  er  pubüzirt  wurde,  bei  seinen  Vorschriften  über  die  Bier- 
steuer fast  nur  eine  Wiederholung  des  Deklaratioospatentes 
war.     Seine  Vorschriften  sind  folgende: 

Von  der  Tonne  Bier  sind  18  Oroschen  Steuer  zu  zahlen. 
Von  16  Scheffeln  Weizen  oder  24  Scheffeln  Gerate  sollen 
16  Tonnen  Htarkes  Bier  und  4  Tonnen  Nachbier  gebraut 
werden;  letzteres  ist  steuerfrei.  Es  war  also  beibehalten  die 
Fabrikatsteuer ,  wie  sie  de  Launay  vertheidlgt  hatte;  es  war 
festgehalten  der  Grundsatz,  dass  nur  eine  Sorte  Bier  prodozirt 
werden  solle,  nur  starkes  Bier,  kein  achwaches,  wie  es  eben- 
falls de  Launay  ^'erlangt  hatte.  Das  Nachbier  darf  mit  einer 
gleichen  Quantität  guten  Bieres  vermischt  und  dann  ab 
Speise-  oder  Halbbier  verkauft  werden.  Hier  haben  wir 
einen  Sieg  der  Kommission  zu  erkennen,  denn  sie  hatte  das 
vertreten  im  Interotse  der  firmeren  Klassen,  im  Gegensatz  zu 
der  Regie,  die  von  einer  Vermischung  der  verschiedenen 
Biersorten  nichts  hören  wollte.  Was  die  steuerpolizeiliche 
Beaufsichtigung  des  Bierbrauens  betrifft,  so  behielt  es  hier 
durchaus  sein  Bewenden  bei  den  Vorschlägen  der  Regie:  es 
blieben  alle  jene  lästigen  Visitationen  und  Kontrolhnaasregeln 
während  des  Brauprozesses,  die  die  Kommission  so  gern  ver- 
einfachen wollte. 

Wenden  wir  uns  zu  dem  importirten  Bier.  Die  Ein- 
gangsakzise für  die  Tonne  betrug  beim  ausländischen  Bier 
4  Thaler  —  eine  Aiianahmeatellung  nahm  das  braunschweiger 
Bier  ein,  das  imr  1  Thlr.  3  Grost^Iien  zHldte  — ,  beim  Bier  vom 
platten  Lande  1  Thlr.  21  Gr.'),  beim  Bier  aus  den  Amts- 
brauereien 1  Thlr.  3  Gr.     Bier  aus  Städten  anderer  Provinzen 

■)  Schrdben  der  Kommissioii  vom  19.  Februar  1769.  Acta  wegeo 
deB  neuen  Ak;iisereglemenls  von  Ponunen.     Berlin,  Geh.  Staatsarchiv. 

')  Lettre  de  son  Elicellence,  Mr.  de  Hagen. 

'i  Dasselbe  war  diso  gleich  dem  BtädCiscben  erhöht,  während  man 
doch  die  Steigerung  der  Bietstcucr  offiziell  DOr  ftlr  ein  Aequjvalent  fUr 
die  Aufhebung  der  Komstener  erkiärte:  letztere  aber  hatte  nur  in  der 
.Stadt,  nicht  auf  dem  Lande  bestanden. 
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zahlte  12  Groschen,  Bier  aus  anderen  Städten  der  Kurmark 
9  Groschen  Nachschussakzise.  Endlich  waren  einige  Biere 
noch  besonders  tarifirt:  so  zahlte  kottwitzer  Bier  9  Groschen, 
krossener  Amtsbier  21  Groschen,  karthäuser  Bier  aus  Frank- 
furt 18  Groschen.  In  dieser  Spezifikation  muss  man  einen 
Sieg  der  Kommission  sehen,  da  die  Regie  hier  alle  Städte 
unterschiedslos  behandeln  wollte. 

Die  Biersteuer  ging  nun  aber  nicht  etwa  in  ihrer  vollen 
Höhe  an  die  königlichen  Kassen,  sondern  von  jenen  18  Groschen 
erhielten  die  letzteren  nur  1 1  ^/2  Groschen,  während  6^/2  Groschen 
an  die  Kassen  der  Landschaft  und  der  Städte  flössen.  Von 
letztgenannter  Summe  repräsentirten  3  Groschen  die  alte 
städtische  Brauziese;  3^/2  Groschen  waren  der  Ersatz  für 
die  aufgehobene  Mehlakzise.  Endlich  zahlte  das  in  Berlin 
in  der  Dorotheenstadt,  der  Friedrichstadt  und  dem  Werder 
gebraute  Bier  noch  extra  3  Groschen  Brauziese,  die  an  die 
städtischen  Kassen  fielen. 

Es  kann  nun  nicht  unsere  Aufgabe  sein ,  über  alle 
Einzelheiten  dieses  Streites  zwischen  der  Regie  und  der 
Kommissionsmajorität  in  nähere  Erörterungen  einzutreten; 
uns  interessirt  nicht  das  steuertechnische  Detail  der  Bier- 
akzise, sondern  nur  die  bei  Gelegenheit  derselben  zu  Tage 
tretenden  allgemeineren  Gedanken.  Von  letzterem  Standpunkt 
aus  sei  noch  ein  kurzer  allgemeiner  kritischer  Rückblick  auf 
die  Verhandlungen,  insbesondere  auf  den  tiefen  prinzipiellen 
Gegensatz  zwischen  der  Kommission  und  de  Launay  geworfen. 

Man  kann  nicht  gerade  behaupten,  dass  die  Anschauungen 
de  Launays  sehr  ideale  oder  weitumfassende  oder  tief  ein- 
gehende wären:  vielmehr  erscheint  sein  Gesichtskreis  als  ein 
recht  eng  begrenzter:  über  das  Interesse  des  Fiskus  und  des 
Verwaltungsdienstes  kommt  er  nirgends  hinaus.  Man  kann 
es  kurz  dahin  ausdrücken,  sein  Standpunkt  ist  ein  fiskalisch- 

Solizeilicher.  Die  Frage,  ob  eine  Massregel  die  Einnahmen 
er  Akzisekassen  vermehren  oder  vermindern  wird ,  ist  für 
ihn  die  einzig  entscheidende.  Gestattung  starken  Bieres  lässt 
bei  der  gewählten  Form  der  Steuererhebung  ein  Minus  fUr 
die  Staatseinkünfte  erwarten:  gut,  verbieten  wir  das  starke 
Bier,  ohne  Rücksicht  darauf,  dass  man  in  vielen  Orten  an 
dasselbe  gewöhnt  ist.  Schwächeres  Bier  als  das  Normalbier 
ist  ein  Bedürfnis  für  die  minder  wohlhabenden  Stände:  die 
Abgabe  kann  natürlich  bei  schwächerem  Bier  nur  geringer 
sein:  folglich  bewilligen  wir  kein  schwächeres  Bier.  Man 
sieht,  de  Launay  kennt  keine  Vielheit  der  Interessen,  sondern 
nur  ein  Interesse,  das  des  Fiskus.  Für  einen  solchen  Stand- 
punkt ist  es  ganz  naturgemäss,  dass  auch  die  Abgabe  durch- 
aus einheitlich  ist,  dass  auf  die  Forderungen  des  einzelnen 
Falles  keine  Rücksicht^  genommen  wird.  De  Launay  ist 
durchaus  bestrebt  zu  schablonisiren ,   zu  unifiziren:    die  Fülle 

FonchuigMi  (80)  YII.  S.  —  Schaltxe.  15 
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der  Verhältnifise  betrachtet  er  durch  die  Brille  des  Doktrinftrs. 
Berechtigte  Interessen  der  Individuen  kennt  er  nicht;  alles 
muss  zurtlcktretcn  vor  der  Forderung  einer  fiir  die  Verwaltung 
möglichst  bequemen  Regelung.  Sein  Begriff  aber  von  dieser 
Verwaltung  solbst  ist  ein  recht  niedriger:  dieselbe  ist  nicht 
beseelt  vom  Pflichtbewusstsein ,  sondern  vom  Egoismus:  sie 
erfüllt  ihre  Aufgaben  nur,  wenn  ihr  dies  Nutzen  verspricht, 
nicht  aber  »us  reiner,  interesseloser  Hingebung  an  den  Staat 
Wenn  nun  schon  alle  die  bisher  dargelegten  Gedanken  ver- 
hinderten, dass  de  Launay  zu  Reformideen  kam,  die  wirklich 
frtrdemde  Prinzipien  enthielten,  so  wurde  dies  vollends  un- 
möglich gemacht  durch  die  Grundfiktion,  von  der  er  nicht 
abzubringen  war:  durch  den  Glauben,  das  Deklarationspatent 
sei  eine  vollständige,  definitive,  unantastbare  Feststellung  der 
materialen  Prinzipien  für  das  indirekte  Steuersystem,  Mochte 
das  Deklarationspatent  selbst  noch  so  deutlich  das  Gegentheil 
sagen,  mochte  die  königliche  Instruktion  zwar  implizite,  doch 
ganz  unverkennbar  jene  Vorstellung  negiron,  de  Launay  lies* 
sich  von  seiner  Meinung  nicht  abbringen:  allem,  was  im 
Widerspruch  stan<l  mit  dem  Deklarntionspatent ,  war  iüi 
ihn  von  vornherein  das  Urtheil  geMprochon:  alle  derartigen 
Neuerungen  waren  gewiss,  seine  Billigung  nicht  zu  finden. 
Dass  er  bei  solchen  Vorurth eilen  niclit  zu  wirklich  bahn- 
brechenden Gedanken  kommen  konnte,  ist  klar.  Man  mus» 
gestehen,  de  Launay  ist  befangen  von  engherzigen  Auf- 
fassungen, geleitet  von  einer  grundlosen  Fiktion,  beseelt  von 
wenig  idealen  Motiven;  sein  Horizont  ist  ein  eng  begrenzter; 
über  die  Schranken  der  Verwaltungsinteressen  reicht  sein 
Blick  nicht. 

Wie  anders  die  Kommission.  Den  Gegensatz  zwischen  ihr 
und  de  Launay  kann  man  wohl  am  schärfsten  so  fassen:  fQr 
de  Launay  ist  massgebend  das  Interesse  des  Fiskus,  für  die 
Kommission  das  der  Individuen ;  ersterer  ist  vollkommen  blind 
dagegen,  dass  es  auch  berechtigte  Interessen  der  einzelnen 
giebt,  letztere  übersieht  bisweilen,  dass  der  einzelne  auf  seine 
Rechte  manchmal  verzichten  rauss  im  Interesse  der  Allgemein- 
heit. Mit  einem  Wort,  jene  steht  auf  dem  Standpunkt  des 
kSchutzcs  der  Rechte  des  Individuums ;  aber  dies  sei,  um  Miss- 
vcrständnissc  zu  verhüten,  bemerkt,  ilu-en  individualistischen 
Anschauungen  ist  ein  Tropfen  sozialistischen  Oels  beigemischt. 
Durch  die  Steuerpolitik  der  Kommission  geht  wirklich  eine 
grosse  Idee:  die  Entlastung  der  Armen.  Um  ihnen  ihr  Ge- 
trUnk  nicht  zu  vcrtheuera,  will  sie  ausser  dem  starken  auch 
schwache»  Bier  gestatten.  Es  ist  nun  äusserst  merkwürdig, 
wie  sie  sich  in  dieser  Fürsorge  für  die  Armen  mit  Friedrich 
dem  Grossen  berührt;  der  da»  merkantilistische  Frankreich  l)e- 
wundemde  König  imd  iler  freihändlej-ische,  altpreussische  Be- 
amte  treffen    in   diesem  Punkte  zusammen,  Ja  der  Historiker 
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wird  sagen  können,  im  tief  innersten  Grunde  waren  die  Ver- 
treter der  Kommission  der  Natur  des  Königs  weit  mehr  ver- 
wandt als  de  Launay.  Es  war  ein  Verlust  für  die  Entwicke- 
lung  des  preussischen  Finanzsystems,  dass  sich  Friedrich  aus 
Gründen,  die  sich  freilich  nur  zu  gut  begreifen  lassen,  der 
Kommission  gegenüber  so  vollkommen  ablehnend  verhielt; 
hätte  er  etwa  üieu  an  die  Stelle  de  Launays  gesetzt,  wer 
weiss,  ob  nicht  schon  damals  eine  Steuerreform  zu  Stande  ge- 
kommen wäre,  an  Bedeutung  derjenigen  der  Hardenbergischen 
Zeit  vergleichbar.  Aber  mit  der  Charakterisirung  des  frei- 
händlerisch-sozialistischen Standpunkts  der  Kommission  sind 
ihre  Gedanken  noch  keineswegs  erschöpft:  was  sie  noch  vor 
allem  auszeichnet,  ist  ihr  Blick  für  die  realen  Verhältnisse. 
Sie  erkannte,  dass  sich  die  unendliche  Vielheit  der  Dinge 
nicht  mit  der  mechanischen  Gleichmässigkeit  doktrinärer  Vor- 
schriften regeln  lässt,  dass  jeder  einzelne  Fall  berechtigt  sei 
zu  fordern,  von  seinem  eigenen  Standpunkte  aus  gewürdigt 
zu  werden.  Sie  sah  ein,  dass  es  nicht  nur  ein  berechtigtes 
Interesse,  sondern  eine  Mannigfaltigkeit,  eine  Vielheit  von 
berechtigten  Interessen  gebe,  dass  nicht  nur  die  Forderungen 
des  Fiskus,  sondern  auch  die  der  Individuen  berücksichtigt 
werden    müssten.     Sie   wollte   deshalb   so   wenig   wie  möglich 

Solizeilich  reglementiren,  wollte  überall  das  historische  Gewor- 
ene  bestehen  lassen.  An  jedem  Orte  sollte  das  Bier  bleiben, 
das  dort  üblich  wäre,  nicht  eine  Sorte  Bier  sollte  es  geben, 
sondern  viele.  Man  kam  so  allerdings  nicht  völlig  zu  der 
Idee  der  freien  Konkurrenz,  aber  man  kam  ihr  doch  nahe: 
man  kann  wohl  sagen,  jene  Gedanken  bezeichnen  eine  Art 
Uebergangsstadium  zwischen  dem  strikten  Polizeistaat  und  dem 
Walten  freier  Konkurrenz.  Bestimmt  unterscheidet  sich  die 
Kommission  in  dieser  Hinsicht  von  Friedrich  dem  Grossen: 
letzterer  fasste  die  Idee  und  die  Vortheile  der  freien  Kon- 
kurrenz vollkommen  scharf  auf,  aber  er  scheute  vor  der  Ver- 
wirklichung zurück;  erstere  näherte  sich  in  der  Praxis  der 
freien  Konkurrenz  an,  ohne  doch  theoretisch  ihr  Wesen  klar 
zu  begreifen. 

Wenige  Worte   zum  Schluss  über  den  praktischen  Kern- 

5 unkt  des  Streites  zwischen  der  Kommission  und  de  Launay, 
en  ELampf,  ob  Material-  oder  Fabrikatsteuer.  Es  kann  natür- 
lich nicht  meine  Aufgabe  sein,  in  lange  nationalökonomische 
Erörterungen  über  den  Werth  des  einen  oder  des  anderen 
Systems  einzutreten :  ich  begnüge  mich  mit  dem  Hinweis,  dass 
»ich  die  Praxis  später  für  die  Materialsteuer  entschieden  hat, 
und  dass  auch  die  Wissenschaft  in  ihrer  überwiegenden  Mehr- 
heit letztere  vertheidigt.  Die  weitere  historische  Entwicke- 
lang hat  also  der  Kommission  Recht  gegeben.  Wenn  nun 
aber  der  viel  gemissbrauchte  Satz,  dass  der  Erfolg  der  beste 
Richter  sei,   überhaupt  eine  Berechtigung  hat,    so  hat  er  sie 

15* 
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in  nationalHkonomischen  Dingen:  das  Urtheil  der  Nachwelt 
hat  sich  also  implizite  für  die  Kommission  erklärt 

1768  wurde  in  dem  Kampf  über  die  Biersteuer  der  Süssere 
Sie^  de  Laimay  zutheil,  der  geistige  Sieger  aber  war  un- 
zweifelhaft die  Kommission. 

3.    Die  Branntweinsteaer. 

Ganz  dieselbe  Frage,  die  bei  der  Biersteuer  den  Zank- 
apfel bildete,  war  aui'li  bei  der  Branntweinsteuer  der  Mittel- 
punkt, um  den  sich  die  Verhandlungen  drehten:  der  Gegen- 
satz von  Material-  und  Fabrikate  teuer.  Wieder  war  ersteres 
der  Standpunkt  der  Kommission,  letzteres  der  de  Launays. 
Nur  dasa  der  Streit  beim  Branntwein  nicht  mit  derselben  Ver- 
bitterung und  Energie  geführt  wurde  wie  beim  Bier,  weil 
jenem  in  dem  Ganzen  der  Staatseinnahmen  eine  bedeutend 
geringere  Rolle  zukam  als  diesem.  Während  von  90  484  Wispeln 
Getreide,  die  in  Summa  importirt  wurden,  34484,  also  über 
ein  Drittel,  zum  Bierbrauen  bestimmt  waren,  dienten  hiervon 
nur  9389,  also  nur  etwas  tlber  ein  Zehntel,  zum  Branntwein- 
brennen'). Im  ganzen  wurden  in  der  Kurmark  zum  Brannt- 
weinbrennen venvendet: 

Weizen  Gerate  Roggen 

Wigpel     Scheffel    Wispel    Scheffel    Wispel    ttehsffel 

in  Berlin        2900         15        220        21         1193         12 

in  anderen 

'  Städten       1543  4  -  —        3531  8 

in  Summa  4443  19  220  21  4724  20 
Dieselben  brachten  an  Steuer  149603  Thlr.  10  Gr.,  also  bei 
weitem  nicht  den  dritten  Theil  dessen,  was  die  Biersteuer  ergab. 
Wenn  mm  die  Kommission  hier  ftlr  die  Materials  teuer 
eintrat,  so  hatte  sie  zwei  Momente,  auf  die  sie  sich  sttltzen 
konnte,  den  frillieren  Zustand  und  den  anscheinenden  Willen 
des  Königs,  Bisher  hatte  man  die  Branntweinsteuer  erhoben 
von  dem  zum  Brennen  bestimmten  Getreide,  und  zwar  be- 
trug sie  vom 

Scheffel  Weizen        Scheffel  Bo^en 

in  Berlin  12  Gr.  6  Pf.         11  Gr.  6  Pf. 

in  den  Immediat.stiidten     11„6„  10     „6, 

in  den  anderen  Städten     10     „6„  9„6„ 

Dies  war  erst  geändert  worden  durch  daa  Deklarationspatent, 
wonach  nunmehr  gezahlt  wurde  pro  Quart  1  Gr.  Eonsum- 
tionsakziüe  und  2  Pf.  Handlungsaltzise.  War  es  da  nun  so 
sehr  überraschend,  dass  die  Kommission  die  Anordnungen  des 
Deklarationspatentes  wieder  aufheben  und  auf  die  frühere 
Erhebungsart   zurück   greifen    wollte?    Schien   sie   sich   doch 

1)  Denkschrift  vom  2.  £>ezeinber  1768. 
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hierbei    ganz    in    Uebereinstimmung    zu    befinden    mit    dem 
Monarchen  selbst. 

Zwei  königliche  Kabinettsorders  vom  19.  September  und 
14.  Oktober  1768  hatten  bestinmit,  dass  die  Branntweinsteuer 
nach  dem  Masse  des  Korns  erhoben  werden  sollte;  konnte 
man  dies  anders  verstehen,  als  dass  damit  die  Materialsteuer 
gemeint  war,  dass  diese  also  an  Stelle  der  im  Deklarations- 
patent gewählten  Fabrikatsteuer  wieder  eingeführt  werden  solle? 
Freilich  man  sollte  später  sehen,  dass  man  sich  bitter  ge- 
täuscht hatte. 

Die  Vorschläge,  welche  die  Kommission  inbetreff  der 
Branntweinakzise  machte^),  beabsichtigten  demgemäss  einen 
Uebergang  von  der  Fabrikat-  zu  der  Materialsteuer.  Zweierlei 
führte  man  als  Vorzüge  der  letzteren  an:  grössere  Garantie 
filr  regelmässige  Einnahmen  und  geringere  Belästigung  der 
Industrie.  Es  hiess:  „Wenn  aber  eines  Theils  die  Akzise- 
Revenüe  sicherer  gestellet,  andern  Theils  der  Branntwein- 
brenner wegen  des  vielfältigen  Schicken»  nach  der  Akzise 
soulagiret  werden  soll,  und  deshalb  obiger  Akzise-Satz  auf  die 
Scheffel-Zahl  des  Branntwein-Schroots  zu  reduziren  ist  .'.  .  ." 
Man  wollte  die  Steuer  erhoben  wissen  von  der  Quantität  des 
Korns  vor  dem  Einmaischen  desselben  Gerade  aber  wie  beim 
Bier  beabsichtigte  die  Kommission  nur  eine  Aendening  der 
Steuerart,  nicht  der  Steuerhöhe;  sie  wollte  vielmehr  die  Sätze 
des  Deklarationspatentes  festhalten.  Sie  nahm  mm  an,  dass 
man  aus  einem  Scheffel  Weizen  17^/2  Quart  Branntwein,  aus 
einem  Scheffel  Gerste  IP/2  Quart,  aus  einem  Scheffel  Roggen 
13*/«  Quart  gewinne.  Wenn  man  nun  den  Satz  des  Dekla- 
rationspatentes von  1  Gr.  2  Pf.  pro  Quart  zu  Grunde  legte, 
ergäbe  sich  eine  Abgabe  von  20  Gr.  6  Pf.  vom  Scheffel 
Weizen,  13  Gr.  5  Pf.  vom  Scheffel  Gerste,  15  Gr.  9  Pf  vom 
Scheffel  Roggen.  Diese  Sätze  aber  waren  nach  der  Meinung 
der  Kommission  noch  etwas  zu  hoch,  weil  bei  der  obigen  Be- 
rechnung ein  Scheffel  reines  Branntweinschrot  zu  Grunde  ge- 
legt sei,  ohne  das  Malz  zu  berücksichtigen;  man  wollte  sie 
daher  etwas  ermässigen  und  in  Praxi  die  Steuer  normiren 
auf  18  Groschen  vom  Scheffel  Weizen,  12  Groschen  vom 
Scheffel  Gerste,  14  Groschen  vom  Scheffel  Roggen. 

Für  den  ausländischen  Branntwein  wollte  man  den  Satz 
des  Deklarationspatentes  von  10  Groschen  pro  Quart  festge- 
halten wissen ;  quedlinburger  sollte  so  viel  wie  kurmärkischer 
zahlen. 

Mit  besseren  Gründen  als  bei  der  Biersteuer  wusste 
de  Launay  hinsichtlich  des  Branntweins  die  Vorschläge  der 
Kommission  zu  bekämpfen  2).     Zweierlei  machte  er  gegen  die 


')  Vorschlag,  was  wegen  der  Akzise  usw. 

*)  Observatioiis  sur  les  additions  propos^es  k  faire  au  tarif. 
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Mute riaU teuer  geltend,  einen  wirthschaftlichen  und  einen  ge- 
Kuntlhcitspolizeilichen  Einwurf.  ErstenB  meinte  er,  werde  nicht 
immer  von  derselben  Menge  Korn  dieselbe  Quantität  Brannte 
wein  gewonnen:  je  nachdem  die  Ernte  ausgefallen,  erzenge 
man  aus  dem  Korn  bald  mehr,  bald  weniger  Branntwein:  so- 
bald nun  die  Brenner  nicht  das  angenommene  Branntwein- 
qimntum  produzirten,  hittten  sie  Schaden,  weil  sie  eine  ob- 
jektiv zu  hohe  Steuer  zahlen  mUssten.  Femer  falle  bei  der 
Jlaterialsteuer ,  sobald  die  Steuer  erhoben,  d.  h,  nach  dem 
Einmaischen,  naturgemäss  die  fernere  Beaufsichtigung  des 
Brennprozesses  fort,  dann  aber  sei  es  unmöglich,  Defrau- 
dationen zu  verhüten :  es  könne  so  z.  B.  der  Fall  vorkommen, 
dass  ein  Brenner  nur  4  Scheffel  Korn  versteuere,  dann  nach- 
her 20  Scheffel  Mehl  hinzunehmo :  hierdurch  aber  würde  nicht 
nur  der  Staat  geschadigt,  dem  die  Steuer  entgehe,  sondern 
auch  das  Publikum,  das  den  aus  jenen  20  unversteuerten 
Scheffeln  gewonnenen  Branntwein,  von  dem  also  weder  Kon- 
sumtions-  noch  Handelsakzise  entrichtet  sei,  ebenso  theuer  Be- 
zahlen müsse,  wie  den  aus  dem  versteuerten  Kom  produzirten, 
IJe  Launay  meinte,  bei  der  Materialsteuer  sei  es  nicht  sicher, 
dass  der  Künig  da,  wo  er  100  Groschen  Steuer  zu  bekommen 
habe,  nur  6  erhalte;  er  erklärte,  er  würde  anstatt  des  von 
der  Kommisaion  vorgeschlagenen  Steuersatzes  von  18  Groschen 
pro  Scheffel  vorziehen,  sich  mit  12  Groschen  zu  begnügen, 
wenn  dafür  die  Abgabe  als  Fabrikats  teuer  erhoben  wttrde,  da 
man  dann  wenigstens  eine  ganz  sichere  Einnahme  hätte. 
„Man  würde  dann  sicher  sein",  sagte  er,  „nur  6  Groschen 
zu  verHeren,  während  man  andernfalls  nicht  einmal  die  Ge- 
wiKsheit  hätte,  statt  100  Groschen  auch  nur  6  zu  erbalten: 
letzterer  Fall  müsste  unfehlbar  eintreten,  wenn  man  dadurch, 
dass  man  die  Produktion  und  das  Getränk  nicht  mehr  über- 
wachte, die  Möglichkeit  gäbe,  Mehl  zu  brennen,  unter  Hinter- 
ziehung der  Fabrikations-  und  der  Handelsakzise,  weil  man 
bei  einer  Vereinigung  beider  Abgaben  weder  von  der  Pro- 
duktion noch  vom  Verkauf  genügende  Daten  hätte')." 

Die  Vorschläge  de  Launays  selbst  waren  nun  im  ganzen 
nur  eine  Wiederholung  des  Deklarationspatentes.  Er  hielt  mit 
diesem  die  Konsumtionsakzise  von  1  Groschen  und  die  Hand- 
lungsakxise  von  2  Pfennig  pro  Quart  fest.  Er  wollte  den 
ganzen  Prozess  des  Brennens  unter  strenge  Kontrolle  der 
Akzisebeamten  stellen:  um  Defraudationen  zu  verhüten,  sollte 

'I  II  seroit  nlor«  neeur^  de  ne  perdre  que  6  gros  au  Heu  qu'il  ne  le 
seroit  pas  de  n'avoir  que  H  eroB  au  lieu  de  ceot:  ce  qui  ne  pourroit 
niaiii|Uer  d'Stre  ei  par  d^faut  de  suite  de  la  produi^tinn  et  meme  de  la 
liqueur,  on  donnoit  Ih  facüitä  de  biiiler  Jdes  fariiiea  que  Tod  vcndroit 
en  fniude  et  du  drtiit  de  fabricfttion  et  de  celuy  du  commerce,  pnisqu'on 
n'auroit  connoissance  ny  de  la  production  ny  de  la  vente,  tout  etant 
c'ineomnH^  par  la  r^union  des  deux  droits. 
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den   Brennern   der  üetailverkauf  von  Branntwein   überhaupt 
nicht,  der  Engrosverkauf  nur  nach  Anzeige  beim  Steuerbüreau 

gestattet  sein.  Damit  man  nicht  fremden  Branntwein  mit  in- 
Lndischem  vermiöchc,  sollte  es  den  Detail  Verkäufern  verboten 
sein,  zugleich  mit  fremdem  und  mit  einheimischem  Branntwein 
zu   handeln.     In  Bezug  auf  fremden  Branntwein    stimmte   er 

Sanz  mit  Dieu  und  dem  Deklarationspatent  tiberein,  indem  er 
enselben  mit  10  Groschen  pro  Quart  belegen  wollte;  auf  dem 
Lande  produzirter  Branntwein  sollte,  wenn  er  in  eine  Stadt 
importirt  wurde,  1  Gr.  4  Pf.  pro  Quart  zahlen.  Neu  war  an 
de  Launays  Vorschlägen  eigentlich  nur,  dass  er  die  Hand- 
lungsakzise von  2  Pfennig  pro  Quart  auch  auf  das  platte 
Land  ausdehnen  wollte. 

In  ihrer  Erwiderung^)  sah  sich  die  Kommission  ge- 
zw^ungen,   der   Kritik   de  Launays   ein   beachtenswerthes   Zu- 

feständnis  zu  machen:  es  sei  allerdings  richtig,  dass  dieselbe 
lenge  Korn  verschiedene  Quantitäten  Branntwein  ergäbe,  so 
dass  es  bei  der  Erhebung  der  Steuer  nach  der  Quantität  des 
Korns  nicht  ganz  ohne  Ungleichmässigkeiten  abgehe.  Es  sei 
dies  ein  unvermeidlicher  Uebelstand  der  Materialsteuer.  An 
eben  dieser  Materialsteuer  selbst  hielt  man  durchaus  fest:  die 
Kommission  erklärte,  die  gegenwärtige  Art  der  Erhebung  hätte 
bei  den  Einnahmen  grosse  Ausfiille  veranlasst,  die  Erhebung 
bei  der  Einmaischung  sei  leicht  und  einfach,  dagegen  sei  man 
bei  der  Fabrikatsteuer  völlig  auf  die  Wachsamkeit  der  Beamten 
angewiesen,  es  sei  aber  unmöglich,  dass  dieselben  Tag  und 
Nacht  kontroUirten :  „sie  sind,  wenn  sie  auch  ihren  Dienst  in 
Gegenwart  der  Brenner  in  deren  Wohnungen  ausüben,  doch 
nimmermehr  im  Stande,  Tag  und  Nacht  zu  wachen  und  auf- 
zupassen, welche  Quantitäten  die  Brennblase  liefern  kann"*). 
Ausser  der  Hauptfrage,  ob  Fabrikat-  oder  Materialsteuer, 
waren  aber  Dieu,  d.  h.  die  Kommission,  und  de  Launay  auch 
über  verschiedene  Details  anderer  Meinung^).  So  vor  allem 
über  die  Besteuerung  des  auf  dem  Lande  produzirten  Brannt- 
weins. Bisher  betrug  die  Abgabe  von  diesem  1  Gr.  6  Pf.  pro 
Quart  beim  Import  in  die  Stadt;  de  Launay  hatte  die  Akzise 
aui  1  Gr.  4  PI.  heruntersetzen  wollen.  Dieu  dagegen  wollte 
sie  ganz  aufheben.  Er  stützte  sich  hierbei  auf  eine  könig- 
liche Verordnung  vom  21.  Januar  1767,  die  jene  Aufhebung 
aussprach.  Weil  aber  Dieu  sehr  gut  einsah,  dass  in  diesem 
Falle  die  Produktion  der  Städte  schwerer  belastet  würde,  als 
die  des  Landes,  wollte  er  als  Aequiralent  das  Einbringen  des 
auf  dem  Lande   produzirten  Branntweins   in  die  Städte  über- 

')  Deokachrift  vom  2.  Dezember  1768. 

')  Qui  en  faisant  leur  exercice  t^te  k  tote  avec  les  bouilleui-s  dans 
leore  maisons  ne  Bont  jamais  cn  ^tat  de  veiller  jour  et  nuit  aux  quantit^s 
qua  l'alembic  peut  produire. 

*)  Observations  de  l'administration  sur  les  positions  du  tflrif. 
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haupt  verbieten.  De  Launay  fand  dies  ungerecht;  er  meinte, 
es  sei  unbillig,  wenn  man  dem  Bewohner  des  Landes  nicht 
gestatten  wolle,  seinen  Branntwein  zu  verkaufen,  sobald  er  die 
Steuern  zahle.  Dass  die  entgegengesetzte  Auffassung  durch 
die  königliehe  Verordnung  eine  Grundlage  habe,  musste  er 
freilich  anerkennen ;  doch  suchte  er  darzuthun,  dass  jene  Ver- 
ordnung ihren  Ursprung  habe  in  Einflüsterungen  berliner 
Brenner,  die  den  König  voUkonunen  überrumpelt  hätten. 
Gegen  die  Abschaffung  der  Akzise  von  dem  auf  dem  Lande 
produzirten  Branntwein  erklärte  er  sich  schon  deshalb,  weil 
er  prinzipiell  gegen  jede  Aufhebung  bestehender  Steuern  war; 
sodann,  weil  dann  die  Städte  schlechter  gestellt  würden,  in- 
dem die  Nachschussakzise  von  dem  in  ihnen  gebrannten 
Branntwein  erhalten  bliebe.  Die  Sophismen  in  dieser  Beweis- 
führung sind  unschwer  zu  erkennen:  je  nach  Bedürfnis  igno- 
rirt  de  Launay  die  eine  der  von  Dieu  gewollten  zwei  Mass- 
regeln. Indem  er  die  Steueraufhebung  bekämpft  im  Interesse 
der  Städte,  vergisst  er,  dass  Dieu,  um  das  Gleichgewicht  zu 
erhalten,  das  Einfuhrverbot  vorschlägt;  indem  er  sich  gegen 
das  Einfuhrverbot  wendet,  auf  Grund  des  Satzes,  dass  oe- 
zahlte  Steuern  auch  Rechte  gewähren,  verschweigt  er,  dass 
eben  jene  Steuern  aufgehoben  werden  sollten. 

Ändere  Details,  die  in  jenen  Verhandlungen  noch  eine 
Rolle  spielten,  sind  zu  unwichtig,  um  hier  angeführt  zu  werden. 

Unzweideutig  schienen  jene  Kabinettsorders  vom  Sep- 
tember und  Oktober  anzudeuten,  dass  sich  der  König  auf  die 
Seite  der  Materialstcuer  neige;  trotzdem  entschied  er  sich 
schliesslich  für  die  Auffassung  de  Launavs,  nicht  für  die  der 
Kommission:  der  neue  Tarif  enthielt  nicht  die  Materialsteuer, 
sondern  die  Fabrikatstcuer.  Im  ganzen  war  auch  beim  Brannt- 
wein, genau  wie  beim  Bier,  der  neue  Tarif  lediglich  eine 
Wiederholung  des  Deklarationspatents ;  er  bestimmte  folgendes. 
Der  in  der  Stadt  produzirte  Branntwein,  gleichviel  ob  aus 
Korn,  Weinhülsen  oder  Hefe  hergestellt,  zahlte  vom  Quart 
einen  Groschen  Konsumtionsakzise.  Die  Nachschussakzise  be- 
trug pro  Quart  von  dem  in  kurmärkischen  Städten  fabrizirteu 
3  Pfennig,  von  dem  in  Städten  anderer  Provinzen  gebrannten 
9  Pfennig.  Der  aus  dem  Ausland  iraportirte  Branntwein  — 
genannt  war  rheinischer,  danziger,  polnischer,  französischer  — 
entrichtete  vom  Quart  10  Groschen  Eingangsakzise,  der  vom 
platten  Lande  eingehende  1  Groschen  4  Pfennig;  doch  war 
die  Einbringung  des  letzteren  in  Berlin  ganz  verboten.  End- 
lich war  auedlinburger  Branntwein  ganz  dem  inländischen 
gleich  gestellt ;  er  zahlte  pro  Quart  einen  Groschen.  Dazu  kam 
nun  noch  eine  für  Branntwein  aller  Sorten  gleich  hohe  Ver- 
kaufsakzise, welche  sich  auf  10  Groschen  pro  Eimer,  2  Pfennig 
pro  Quart  belief. 

Man  kann  nicht  behaupten,  dass  über  den  Streit  inbetreff 
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des  Branntweins  ganz  dasselbe  Urtheil  zu  filllen  ist,  das  wir 
oben  beim  Bier  aussprachen:  unverkennbar  ist  die  Stellung 
de  Launays  hier  eine  sehr  \nel  günstigere.  Mit  sehr  grosser 
Gewandtheit  vertheidigt  er  seinen  Standpunkt,  er  versteht  es, 
eine  wirklich  wunde  Stelle  in  den  Vorschlägen  der  Konunission 
nachzuweisen.  Was  er  an  Schneidigkeit  gewinnt,  verliert  die 
Kommission  an  Ueberzeugungsgabe.  Letztere  muss  dem  Geg- 
ner in  einem  wichtigen  Punkte  Konzessionen  machen;  es  ge- 
lingt ihr  nicht  in  derselben  packenden,  schneidenden,  ironi- 
schen, hinreissenden  Weise  de  Launay  ad  absurdum  zu  fuhren, 
wie  bei  der  Biersteuer.  Wenn  man  auch  nicht  behaupten 
darf,  dass  de  Launay  hier  dem  Gegner  unbedingt  tiberlegen 
sei,  so  wird  man  zugestehen  müssen,  er  ist  ihm  durchaus  ge- 
wachsen: der  faktische  Sieg  ist  hier  keineswegs  so  unverdient 
wie  bei  der  Biersteuer. 

Auf  den  materiellen  Kern  des  Streits  soll  hier  eben  so 
wenig  eingegangen  werden  wie  an  jenem  Ort:  so  viel  aber 
muss  doch  bemerkt  werden,  dass  auch  in  dieser  Hinsicht  die 
Sache  hier  ganz  anders  liegt  als  bei  der  Biersteuer.  Während 
bei  letzterer  die  Theorie  sich  jetzt  ziemlich  einstimmig  für  die 
Materialsteuer  entschieden  hat,  stehen  sich  hinsichtlich  des 
Branntweins  Anhänger  der  Fabrikatsteuer  und  Vertreter  der 
Materialsteuer  noch  heute  ebenso  gegenüber  wie  1768:  ja  es 
scheint  fast,  als  ob  allmählich  die  Vertheidiger  der  Fabrikatsteuer 
die  Ueberhand  erlangten.  Jedenfalls  also  kann  man  nicht  be- 
haupten, dass  de  Launay  hier  von  dem  Urtheil  der  Nachwelt 
im  Stich  gelassen  ist.  Während  er  hinsichtlich  der  Biersteuer 
in  geistiger  Beziehung  als  der  Besiegte  erscheint,  bleibt  der 
Ejimpf  um  die  Branntweinsteuer  unentschieden.  Die  beiden 
Gegner  sind  in  diesem  Waffengange  einander  vollkommen  ge- 
wachsen. 

4.    Die  Weinstener. 

Der  Gegensatz,  der  bei  den  bisher  besprochenen  Steuern 
der  entscheidende  gewesen  war,  konnte  nun  bei  den  weiteren 
beiden  Abgaben,  um  die  es  sich  handelte,  bei  der  Wein-  und 
der  Pleischsteuer,  keine  Rolle  spielen :  denn  bei  letzterer  fielen 
beide  Arten  der  Erhebung  naturgemäss  zusanunen,  bei  ersterer 
wäre  eine  Materialsteuer  ein  absolutes  Unding,  ein  vollkom- 
mener Unsinn  gewesen.  Es  treten  daher  bei  diesen  beiden 
Abgaben  neue  Streitpunkte  auf:  ebenso  wie  Bier-  und  Brannt- 
weinakzise einerseits,  gehören  Wein-  und  Fleischakzise  an- 
dererseits eng  zusammen;  bei  beiden  handelt  es  sich  um  die 
Frage,  ob  Prozentual-  oder  Pauschalsteuer.  Nur  dass  bei  der 
Weinakzise  dies  nicht  der  einzige  Gegensatz  war,  sondern 
dass  daneben  noch  andere  Punkte  von  gleicher  Bedeutung 
in  Betracht  kamen. 
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Im  ganzen  hatte  die  Weinsteuer  für  den  Staat  nicht  die- 
selbe Bedeutung  wie  die  Branntweinsteuer,  geschweige  denn 
wie  die  Biersteuer.  Einige  Zahlen  mögen  dies  erlttutem.  Wir 
erhalten  Angaben  tiber  den  Weinkonsum  aus  Tier  Jahren,  und 
zwar  aus  1764/65,  1765/66,  1766/67  und  1767/68.  Im  erstge- 
nannten Jahre  wurden  in  Berlin  iraportirt'): 

2486  Eimer  Burgunder  und  Champagner, 
2946       „       Rheinwein, 
444       „       Mosel-  und  Frankenwein, 
10  428       „       gewöhnlicher  Wein, 
16304  Eimer  im  ganzen. 
Es   würde   dies   eine  Steuereinnahme   von  60780  Thalem  be- 
deuten, wobei  freilich  die  Steuerfreiheiten  nicht  berücksichtigt 
sind.     Aber  auch  diese,  wie  man  sieht,  zu  hohe  Summe  macht, 
wenn  wir  für  die  Übrigen  Städte  der  Kurmark  denselben  Pro- 
zentsatz hinzurechnen  wie  176Ö/66,  noch  nicht  die  Hälfte  des 
Ertrages   der  Branntweinsteuer,   noch   nicht  ein  Sechstel  des- 
jenigen der  Biersteuer  aus.     1765/66  betrug  der  Weinkonsum 


in  Berlio 

in  den  anderen   -     _,___ 
Städten        |"ngw>Mn 

3504 

3053 

646 

23  610 

587 
455 
197 
4S06 

4091 

3506 

843 

27816 

Rheinwän 
„       Mosel-  n.  FnnkeDweJn 
„      f^wöbnlicher  Wein 

30813') 

5445 

36258 

E^mer  im  ganzen. 

Die  Weinsteuer  in  Berlin  brachte  in  diesem  Jahre  82166  Thlr. 
23  Gr.  6  Pf.  ein*),  also  betrug  sie  *h  der  Branntwein-,  V»  der 
Biersteuer,  und  dabei  war  dies  Jahr  bei  weitem  das  beste; 
die  folgenden  Jahre  ci^aben  bedeutend  weniger.  Im  nächsten 
Jahre  1766/67  gestalteten  sich  die  Verhältnisse  fUr  Berlin 
folgendei 


Ungarwein  nnd  LiköTe 
Cbampaener,    Bordeaax, 

gewCbnIicher  Wein 


RODSURI 

Eimer 

1  0I2V« 

2  167";i« 
12  323         I 

15503'/i«    I 


Steuer 
Thlr.     |Gr.    Pf. 

3881        6     - 

12646        7       3 
31820      23     — 

47  848      12  I    3 


■)  DenkBchrift  vom  2.  Dezember  1768. 

*)  Nach  den  ObeervstionB  Bur  les  additiona  30  814.  IKe  betreffenden 
Zahlen  atehcn  anf  zwei  eingelegten  lil&ttem  von  anderem  Papier  und 
anderer  Schrift  als  das  Hauptschrift  stück. 

»)  Davon  55  090  Thlr.  7  Gr.  fUr  gewöhnlichen,  15268  Thlr.  3  Gr. 
für  Champagner,  10  514  Thlr.  19  Gr.  6  Pf.  für  süeae  Weine,  1298  Thlr. 
18  Gr.  fUr  Rhein-  und  Moselwein. 
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1767/68  endlich  wurden  in  Berlin  17  977*/ le  Eimer  konsumirt, 
welche  53624  Thlr.  4  Gr.  9  Pf.  Steuern  zahlten. 

Die  Steuer  für  den  Wein  stellte  sich  nun  nach  den  Be- 
stimmungen^ die  damals  galten,  folgendermassen.  Bei  der 
Konsumtionsakzise  war  scharf  unterschieden  zwischen  feinen 
und  gewöhnlichen  Weinen.  Für  erstere  betrug  die  Eingangs- 
akzise vom  Eimer  bei  Champagner,  Burgunder,  Rhein-,  Mosel-, 
Franken-  imd  Neckarwein  5  Thlr.  20  Gr.;  bei  Ungar-  imd 
spanischem  Wein  3  Thlr.  20  Gr.  Beim  gewöhnlichen  Wein 
belief  sich  die  Eingangsakzise  pro  Eimer  auf  2  Thlr.  13  Gr. 
ftir  den  französischen  Wein,  auf  1  Thlr.  20  Gr.  für  sonstigen 
fremden  Wein,  auf  14  Gr.  fUr  abgezogenen,  12  Gr.  ftir  nicht 
abgezogenen  inländischen  W^ein.  Die  Nachschussakzise  end- 
lich für  Wein  aus  anderen  Städten  der  Monarchie  war  auf 
4  Pf.  pro  Thaler  (1,4  Prozent)  bemessen. 

Da  wir  die  damaligen  Preise  der  verschiedenen  Wein- 
sorten kennen,  sind  wir  in  der  Lage,  nicht  nur  die  absolute, 
sondern  auch  die  relative  Höhe  der  Weinsteuer  anzugeben. 
Die  Abgabe  betrug  beim  Frankenwein  29,1  Prozent  des 
Werthes;  beim  Mosel-  und  Neckarwein  23,3;  beim  Rheinwein 
19,4;  beim  gubenschen  Wein  18,3;  beim  gewöhnlichen  fran- 
zösischen Wein  16,9;  beim  Burgunder  13,5;  beim  spa- 
nischen Wein  12,  8;  beim  Champagner  11,6;  beim  Ungar- 
wein 6,4  Prozent*). 

Zu  der  Konsumtionsakzise  kam  nun  aber  noch  die  Ver- 
kaufsabgabe.  Sie  war  erst  durch  das  Deklarationspatent  neu 
eingeführt  an  Stelle  einer  früher  bestehenden  Handelsakzise. 
Letztere  wurde  nur  gezahlt  von  den  Engrosverkäufen  von 
Wein  aus  der  Stadt  nach  dem  platten  Lande,  imd  betrug 
1  Thaler  für  den  Eimer  feinen,  8  Groschen*)  ftir  den  Eimer 
gewöhnlichen  Wein.  Da  naturgemäss  der  Export  von  der  Stadt 
nach  dem  Lande  nicht  sehr  gross  war,  brachte  diese  Handels- 
akzise auch   nicht  viel   ein;    in   dem   letzten  Jahre  ihres  Be- 


^)  Mirabeau  in  der  MoDarchie  prussienne  Bd.  3  8.  313  sagt,  die 
Weinstener  habe  betraeen  beim  Bheinwein  25  Prozent  des  Werthes,  beim 
fransödscben  Wein  30  Prozent  Man  sieht,  dass  namentlich  letztere  An- 
gabe viel  zu  hoch  gegrifiFen  ist.  Es  rührt  dies  daher,  dass  Mirabeau  als 
Pteis  für  den  Oxhoft  französischen  Weines  30  Thlr.  angiebt,  während  er 
nach  Angabe  der  Akten  45  Thlr.  kostete.  Möglich  ist  es,  dass  die  Nach- 
richt Mirabeans  für  1786  sieh  der  Wahrheit  nähert,  jedenfalls  aber  passt 
de  nicht  fnr  1766,  das  Jahr,  in  dem  man  über  die  Weiusteuer  Bescnluss 
fiisste.  Mirabeau  verführt  mindestens  ungerecht,  indem  er  nicht  zu- 
treffende Preisangaben  verwerthet.  Dass  aoer  überhaupt  auf  seine  An- 
gaben kein  Verlass  ist,  zeigt  folgender  Umstand.  Wie  bemerkt,  erklärt 
er,  die  Steuer  betrage  beim  Bheinwein  25  Prozent  des  Werthes.  Dies 
ergäbe  einen  Preis  von  70  1  hlm.  für  den  Oxhoft.  Nun  aber  sagt  Mirabeau, 
der  Rheinwein  koste  dreimal  soviel  wie  der  französische.  Das  wäre 
90  Thlr  der  Oxhoft.  Man  sieht,  wie  wenig  diese  beiden  Angaben 
stimmen. 

*)  Nach  den  Observations  sur  les  additions  12  Gr. 
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Btehena')  hatte  sie  in  Berlin,  wo  30813  Eimer  Wein  importirt 
waren,  nur  1324  Thaler  Einnahmen  ergeben').  Im  G^^easatE 
zu  ihr  wurde  die  neue  Verkaufaabgabc  von  aämmtlichem  ver- 
kauften Weine  bezalilt;  sie  war  bemessen  auf  5  Prozent  des 
Verkauf  apre  isea , 

Gerade  diese  Verkaufsabgabe  wollte  nun  die  Kommission 
gründlich  umgestalten  °);  sie  wollte  aus  ihr  wieder  eine  Hand- 
lungsakziee  machen.  Diese  sollte  gleichzeitig  mit  der  Kon- 
eumtionaakzise,  also  beim  Eingang  des  Weins  erhoben  werden; 
sie  sollte  gezahlt  werden  von  allen  WeinhAndlem,  wie  von 
denjenigen  Privatleuten,  die  Wein  an  andere  ablieasen.  AI» 
Hauptgrund  fUr  diene  Aenderung  wurde  angeführt,  dass  die 
Steuer,  sobald  sie  beim  Import  erhoben  wUrde,  weit  sicherer 
einkommen  werde,  als  wenn  sie  erst  allmählich  während  des 
Verkaufes  gezahlt  werde. 

Diese  Handelsakzise  wollte  nun  die  Kommisa ion  nicht 
nach  dem  im  einzelnen  Falle  erst  festzustellenden  Werth  des 
Weines  bemessen,  sondern  ein  fllr  allemal  fixiren.  Sie  legte 
hierbei  folgende  Weinpreise  zu  Gmnde:  der  Kimer  Ober- 
ungarwein  koste  60  Tlialer,  sonstiger  süsser  Wein  30  Thaler, 
Champagner  50  Thaler,  Burgunder  40  Thaler,  Rheinwein 
80  Tlialer,  Mosel-  und  Neckarwein  25  Thaler,  Frankenwein 
20  Tlialer,  gewöhnlicher  französischer  Wein  15  Thaler,  Guben- 
sehcr  Wein  10  Thaler.  Da  nun  die  Kommission  wie  sonst  an 
der  Steiierhßhe  des  Deklarationupatentes  festhielt,  wollte  sie 
die  Handelsakzisc  tixiren  auf  3  Thlr.  beim  Eimer  Oberungar- 
wein, 1  Thlr.  12  Gr.  beim  übrigen  süssen  Wein,  2  Thlr. 
12  Gr.  beim  Champagner,  2  Thlr.  beim  Burgunder,  1  Tldr. 
12  Gr.  beim  Rheinwein,  1  Thlr.  6  Gr.  beim  Mosel-  und 
Neckarweiii,  I  Thlr.  beim  Franken  wein,  18  Gr.  beim  gewöhn- 
lichen französischen  Wein,  12  Gr.  beim  gubenschen  Wein. 

Den  Vorzug  einer  Pauschalsteuer  erblickte  man  darin, 
dass  bei  ihr  jeder  kStreit  zwischen  Akzise  Verwaltung  und  Ge- 
werbetreibenden über  den  Preis  vermieden  wtlrae.  Diese 
fixirte  Handelsakzise  selbst  aber,  meinte  die  Kommission,  sei 
möglichst  niedrig  zu  bemessen;  denn  wenn  dieselbe  hoch  sei, 
wtirdcn  viele  Privatleute,  um  der  Steuer  zu  entgehen,  ihren 
^^'ein  direkt  beziehen ,  anstatt  ilm  vom  Kaufmann  zu  kaufen. 
Die  Kommission  hatte  deslialb  bei  der  Abmessung  der  Steuer 
ziemlich  niedrige  Weinpreisc  zu  Grunde  gelegt. 

Natürlich  musste  hierduivh  ein  Ausfall  bei  den  Akzise- 
einnahnien  entstehen.  Um  ihn  zu  decken,  wollte  man  die 
Konsumtionsakzise  erhöhen.  Noch  ein  aiulerer  Grund  bewog 
dazu.     Von  der  iixirten  Hamllungsakzise  sollte  in  Zukunft  der 

')  d,  li.  im  letzten  J&bre  vor  der  Errichtung  der  Regie. 
''I  Denkschrift  vom  2.  Dezember  1768. 
")  Vorschlag,  was  wegen  der  Akzise  usw. 
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iniflndische  Wein  ganz  ausgenommen  sein.  Natürlich,  dass 
auch  hierdurch  die  Einnahmen  leiden  mussten.  Von  der  Er- 
höhung der  Konsumtionsakzise,  die  als  Aequivalent  für  jene 
Herabsetzungen  betrachtet  wurde,  sollte  indess  der  inländische 
Wein  wieder  ausgenommen  werden:  man  sieht,  wie  die  Kom- 
mission auf  jede  Weise  bemüht  ist,  das  einheimische  Produkt 
zu  schützen,  ihm  die  Konkurrenz  gegen  die  ausländischen 
Waaren  zu  erleichtem.  Die  erhöhten  Sätze,  die  man  ftir  die 
Konsumtionsakzise  von  fremden  Weinen  vorschlug,  sind  fol- 
gende: 6  Thaler  [bisher  5  Thlr.  20  Gr.]  vom  Eimer  Ober- 
unearwein,  Champagner,  Burgunder,  Rhein-,  Mosel-,  Franken- 
und  Neckarwein;  5  Thaler  [bisher  3  Thlr.  20  Gr.]  vom  Nie- 
derungar- und  spanischen  Wein;  3  Thaler  12  Groscnen  [bisher 
2  Thlr.  13  Gr.]  vom  gewöhnlichen  französischen  Wein,  2  Thaler 
[bisher  1  Thlr.  20  Gr.]  vom  gubenschen  Wein. 

Femer  wollte  man  die  durch  das  Reglement  für  die 
Kurmark  herbeigeführte  Abschaffung  der  Nachschussakzise 
beibehalten,  so  dass  Wein  aus  einer  Stadt  in  die  andere 
akzisefrei  transportirt  werden  sollte. 

Eine  Steuerbonifikation  beim  Export  von  Wein  ins  Aus- 
land oder  aufs  platte  Land  wollte  man  dann  gewähren,  wenn 
die  exportirte  Quantität  mehr  als  einen  Eimer  betrug:  es 
sollte  in  diesem  Falle  die  volle  Konsumtionsakzise  und  die 
halbe  Handlungsakzise  restituirt  werden. 

Fast  alle  diese  Vorschläge  stiessen  auf  den  Widerspruch 
de  Launays*).  Derselbe  wollte  durchaus  die  bisherigen  Ein- 
richtungen aufrecht  erhalten  wissen.  So  hielt  er  fest  an  der 
Prozentualsteuer,  erklärte  sich  gegen  eine  Fixationsakzise.  Die 
Gründe,  die  er  vorbrachte,  sind  ziemlich  dieselben,  die  wir  ihn 
bei  der  Bier-  und  Branntii'einsteuer  gegen  eine  Fabrikatsteuer 
geltend  machen  sahen,  wie  ja  überliaupt  Reich thum  an  Ge- 
danken nicht  gerade  eine  Gabe  de  Launays  ist.  Er  erklärte, 
sobald  die  Abgabe  nicht  mehr  nach  dem  Verkaufspreis  er- 
hoben würde,  werde  dies  Weinverfklschungen  zur  Folge  haben, 
weil  es  dann  an  jeder  Kontrolle  über  den  Verkaufspreis  fehle : 
letzterer  stehe  vielmehr  dann  vollständig  im  Belieben  des 
Verkäufers;  derselbe  könne  unter  dem  Vorwande  der  ent- 
richteten Steuer  dem  Publikum  viel  mehr  abnehmen,  als  er 
wirklich  bezahlt  habe.  Femer  reize  eine  Handelsakzise  zu 
Defraudationen:  denn  da  die  Privatleute  von  dieser  Abgabe 
frei  wären,  so  würde  es  dahin  kommen,  dass  die  Kaufleute 
einen  grossen  Theil  ihres  Weinbedarfs  durch  Vermittelung 
von  Privatleuten  bezögen ,  um  so  die  Handelsakzise  zu  um- 
gehen: von  einem  solchen  Verfahren  werde  dann  der  Staat 
grossen  Nachtheil  haben,  ohne  dass  es  den  Konsumenten  zum 


')  Observations  sar  les  additions. 
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Nutzen  gereiclie,  denn  letztere  wUrden  ebenso  hohe  Preise 
zahlen  müssen,  ala  ob  die  Steuer  wirklich  entrichtet  sei. 

Wenn  man  an  einer  nach  dem  VerkaufspreiBe  bemeasonen 
Steuer  festhielt,  so  ergab  sich  schon  von  selbst,  dass  die  Ab- 
gabe zu  erheben  sei  beim  Verkauf,  nicht  wie  die  Kommiasion 
wollte,  heim  Eingang  des  Weines.  Es  war  eine  durchaus 
richtige  logische  Folgerung,  wenn  de  Launay  bemerkte,  die 
Steuer  könne  erst  nach  dem  Verkauf  erhoben  werden,  weil 
sie  ja  erst  durch  den  \'erk  aufs  preis  bestimmt  werde.  Aber 
er  vertheidigte  die  von  ihm  befürwortete  Zeit  der  Erhebung 
auch  noch  mit  selbständigen  Gründen.  Wenn  man  die  Ab- 
gabe gleich  beim  Eingange  des  Weines  erhebe,  so  werde 
hierdurch  das  Betriebskapital  des  Kaufinanns  vermindert,  es 
entgingen  ihm  die  Zinsen  ftlr  die  ausgelegte  Steuersumme; 
dies  aber  sei  gerade  heim  Wein  von  grösserer  Bedeutung  als 
anderswo,  weil  ja  der  Wein  stets  nur  in  langen  Fristen  ver- 
kauft werde.  De  Launay  wollte  deswegen  so  wie  bisher  die 
Verkaufsabgabe  erst  nach  dem  Verkauf  erlegt  wissen:  um 
Defraudationen  hei  dersellien  zu  verhüten,  sollten  die  vom 
Steuerbüreau  beglaubigten  Verkaufspreise  im  Laden  öffentlich 
ausliängen,  sollte  jede  Aenderung  der  Preise  dem  Steuer- 
büreuu  gemeldet  werden.  Die  Kaufleute  sollten  anzeigen, 
welche  QuantitAten  sie  kommen  Hessen  imd  welche  sie  ver- 
kauften; dadurch,  dass  sich  beide  Angaben  genau  decken 
raüssten,  sei  man  im  Stande,  etwa  vorkommende  Verftlschungen 
sofort  zu  konstatiren.  Sehr  entschieden  erklärte  sich  de  Launay 
gegen  die  von  der  Kommission  vorgeschlagene  Erhöhung  der 
Konsumttonsakzise.  Er  war  gegen  jede  Vermehrung  der  Ab- 
gaben; eine  solche  werde  stet»  vom  Volke  als  eine  Mehr- 
Belastung  empfunden,  selbst  dann,  wenn  ihr  eine  Verminderung 
bei  anderen  Steuern  zur  Seite  ginge.  So  würden  sich  auch 
itber  die  Erhöhung  der  Kousumtionsahzise  laute  Klagen  er- 
heben, und  dies  werde  um  so  mehr  der  Fall  sein,  als  die 
Weinsteuer  schon  exorbitant  wäre;  sei  sie  doch  bedeutend 
höher  als  in  Frankreich. 

Aber  auch  die  Aufhebung  der  Nach  seh  ussakzise  fand  nicht 
den  Betfall  de  Launays;  er  wollte  dieselbe  beibehalten,  nur 
in  ihrer  Gestalt  etwas  umändern:  sie  sollte  nicht  mehr  nach 
dem  Werthe  des  Weines  bemessen,  sondern  nach  fixen  Sätzen 
erhoben  werden.  Er  begründete  diese  Aenderung  damit,  dass 
die  Festsetzung  nach  dem  Werthe  —  4  Pfennig  für  den 
Thaler  —  zu  unbestimmt  erscheine;  fortan  sollte  die  Nach- 
schussakzise  betragen  9  Groschen  vom  Eimer  gewöhnlichen, 
18  Groschen  vom  feinen  Wein.  De  Launay  befindet  sieb  hier 
in  einem  merkwürdigen  Widerspruch  mit  sich  selbst:  dieselbe 
Fixationsakzise ,  die  er  eben  erst  bekämpft,  vertheidigt  er 
jetzt,  er  führt  für  sie  genau  dieselben  Gründe  an,  die  er  bei 
der   Kommission   verworfen   hat.     Man   wird    da  wohl   sagen 
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können,  de  Launay  ist  nicht  ein  Gegner  der  Panschalstcuer 
an  und  für  sich;  die  von  ihm  gegen  dieselbe  vorgebrachten 
Bedenken  sind  nur  Scheingründe,  bezeichnen  nicht  den  Kern 
seines  Widerstandes,  er  bekämpft  die  Pauschalsteuer  nur 
deshalb,  weil  sie  in  sein  System  nicht  hereinpasst ,  dies  System 
aber  heisst  sehr  einfach :  Festhalten  an  dem  bestehenden,  dui'ch 
das  Deklarationspatent  geschaffenen  Zustand. 

In  Betreff  der  Exportbonifikation  endlich  stimmt  de  Launay 
mit  der  Kommission  überein,  und  es  ist  dies  bei  der  Wein- 
steuer eigentlich  der  einzige  Punkt,  wo  sich  die  Ansichten 
beider  begegnen. 

Die  Konmiission  unterzog  diese  Darlegungen  de  Launays 
einer  schneidigen  Kritik^),  die  an  Schärfe  der  Sprache  und 
überzeugender  Kraft  den  Ausführungen  inbetreff  der  Bier- 
steuer fast  ganz  gleichkommt.  Sie  wies  hin  auf  die  Nach- 
theile der  Verkaufsabgabe.  Die  nothwendige  Folge  derselben 
seien  häufige  Visitationen,  die  den  Handel  in  einer  unerträg- 
lichen Weise  belästigten.  Dazu  komme,  dass  diese  Visitationen, 
wenn   sie  Erfolg  haben   sollten,    durch   Sachverständige   aus- 

fefUhrt  werden  müssten:  es  verlange  also  die  gegenwärtige 
Irhebung  eine  ausserordentlich  genaue  Ordnung,  sei  überaus 
komplizirt  Sehr  entschieden  erklärte  man  sich  gegen  den 
Vorschlag  de  Launays,  dass  nicht  nur  der  Detailverkauf, 
sondern  auch  der  Grossverkauf  von  Wein  einer  Erlaubnis  durch 
das  Steuerbüreau  bedürfen  solle:  es  sei  dies  eine  völlige 
Neuerung,  die  nothwendigerweise  den  Handel  schwer  schädigen 
müsse.  Die  Kommission  suchte  daher  daran  festzuhalten,  dass 
man  statt  der  Verkaufsakzise  eine  Handelsakzise  nehme; 
wenigstens  wünschte  sie  dies  für  den  inländischen  Wein 
durchzusetzen  —  die  Absicht,  denselben  ganz  von  der  Handels- 
akzise zu  befreien,  scheint  sie  aufgegeben  zu  haben  — ;  sie 
wollte  bei  diesem  die  Abgabe  auf  1  Gr.  6  Pf.  für  den  Eimer 
bestimmen. 

Energisch  protestirte  die  Kommission  dagegen,  dass  ihr 
de  Launay  eine  Erhöhung  der  Weinsteuer  unterschiebe:  sie 
erkannte  an,  dass  die  Weine  hoch  belastet  wären;  sie  be- 
hauptete, sie  beabsichtige  nicht  die  Abgabe  zu  vermehren, 
sonaem  zu  vermindern.  In  höchst  beachtenswerther  Weise 
ging  man  hierbei  über  die  lediglich  steuertechnischen  Gesichts- 
punkte hinaus,  indem  man  betonte,  dass  die  Verkaufsabgabe 
allein  den  Kaufmann  träfe,  dass  man  dagegen,  wenn  man 
diese  Steuer  herabsetze  und  dafür  die  Konsumtionsakzise 
etwas  erhöhe,  auch  die  reichen  Privatleute  zu  der  Steuer  mit- 
heranziehe. 

Nochmals  trat  die  Kommission  für  Aufhebung  der  Nach- 
schussakzise   ein.     Sie  machte   auf  den   groben    Widerspruch 

^)  DeDkschrift  vom  2.  Dezember  1768. 
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aufmerksam,  der  darin  liege,  daäs  die  Regie  in  so  enei^gischer 
Weise  gegen  jede  Erhöhung  der  Weinateuer  protestire  und 
doch  die  abgoiclinffte  Nachuchussakziae  wieder  einftihren  wolle. 

Endlich  nahm  die  Kommistiion  in  der  Frage  der  Export- 
bonifikation jetzt  eine  etwas  andere  Stellung  ein:  sie  wollte 
diuuclbG  schon  gewahren,  wenn  dan  exportirte  Quantum  einen 
Anker  )>otrug,  nicht  erst,  wie  de  Launav,  bei  einem  Eimer. 
Sie  berief  sieh  hierfUr  auf  die  bisherige  Praxis;  sie  erklärte, 
bei  Bcschritnkung  der  Bonifikation  auf  Quantitäten  von  mehr 
als  einem  Eimer  sei  zu  besorgen,  daas  die  Eximirten  des 
platten  Landes,  ilie  doch  oft  weniger  ab  einen  Eimer  brauchten, 
ihre  Weine,  um  der  Steuer  zu  entgehen,  nicht  mehr  aus  der 
Stadt,  sondern  direkt  bezögen;  hierdurch  aber  würden  dl« 
stltdtischen  Kaufleutc  benachtheiligt. 

Do  Launay  hielt  auch  weiter  durchaus  an  seinem  bü- 
herigcn  Standpunkt  fest');  ausnahmslos  wollte  er  die  Verkau&- 
abgabe  erhoben  wissen.  Sie  gelte  auch  für  den  einheimischen 
Landwein,  und  es  sei  gar  kein  Grund  vorhanden,  filr  die 
eine  Weinsorte  dieses,  flir  die  andere  jenes  zuzulassen;  eine 
solche  verschiedenartige  Behandlung  würde  vielmehr  nur  zu 
Streitigkeiten  führen*).  Ebenso  erklärte  er,  keinen  Ghrund 
zu  erlilicken  für  eine  Abschaffung  der  Nachschussakzise ;  er 
wollte  dieselbe  bewahren,  weil  sie  dazu  beitrage,  das  Gleich- 
gewiclit  zwischen  den  einzelnen  Städten  aufrecht  zu  erhalten 
und  das  EnrcgiBtrement  zu  sichern. 

Wie  Hberhaupt,  so  trugen  auch  beim  Wein  die  Ansichten 
de  Launavs  einen  vollen  Sieg  davon.  Der  Tarif  liess  die 
Verkaufsaugabe  von  5  Prozent  des  Verkaufspreises  bestehen, 
behielt  für  die  Konsumtionsakzisc  durchaus  die  bisherige  Hshe 
der  Steuer  bei,  bewahrte  die  Naehachussakzise  und  zwar  als 
Prozentualabgabc  von  4  Pfennig  fUr  den  Thaler;  den  eine 
Zeit  lang  gehegten  Gedanken  einer  Fixirung  der  Nachschuss- 
ukzise')  scheint  de  Launay  selbst  wieder  fallen  gelassen  zu 
haben.  

Unendlich  einseitig  sind  die  Ideen  de  Launays;  er  kommt 
über  <las  Deklarations patent  nicht  hinaus;  die  Bestimmungen 
denselben  «ind  das  A  und  O  seiner  Weisheit.  Hatte  er  sich 
bei  der  Branntweinakzise  prinzipiell  gegen  AbM.-haffung  be- 
stehender Abgaben  erklärt,  no  spricht  er  sich  hier  mit 
di'rwclbou    Entschiedenheit    gegen    jede    Erhöhung    geltender 

<)  ObscrvHtionB  de  l'adiniiiiHtratioii. 

-)  Di«  Konimiswou  besi'hloss  nach  den  Ruidbenierkiingen  der  Ob- 
scrvatiooa  in  de  Laudajs  Sinn,  jedoch  mit  der  BMchiüiikiiiig,  daaa  die 
Ftm^,  ob  aui'li  der  L.uidwein  der  Verkautsabf^be  nnterwoifoi  sei,  noch 
einmal  d«'in  Kötiig  vorgetragen  nerden  sollt«. 

'I  Niivh  den  am  Kande  der  .Observationa'  b^gefügten  Notixen 
hatte  aich  die  Kommisaion  für  eine  Sitcbschu w ■  k tiae  von  S  Gr.  pro 
[^mer  entschiedea- 


Va  3.  241 

Steuersätze  aus:  sein  Standpunkt  ist  mithin  der  einseitie^ste 
Konservatismus.  Dabei  deutet  er  leise  an,  dass  er  eigenüich 
die  Weinsteuer  zu  hoch  findet,  während  er  ein  andermal 
merken  lässt,  dass  die  Biersteuer  nach  seiner  Ansicht  zu 
niedrig  ist:  also  das  Getränk  der  ärmeren  Klassen  möchte  er 
am  liebsten  schärfer  belegen,  das  der  reicheren  entlasten: 
man  sieht,  wie  weit  hier  seine  Gedanken  von  denen  des 
Königs  abweichen.  Die  Motive,  von  denen  er  hierbei  aus- 
geht, sind,  wenn  er  sie  auch  nie  offen  ausspricht,  doch  voll- 
kommen klar:  es  ist  der  fiskale  Standpunkt,  der  für  ihn 
massgebend  ist.  Von  diesem  aus  empfahl  sich  allerdings  eine 
Erhöhung  der  Abgaben  von  nothwendigen  Konsumtibilien, 
denn  diese  versprach  unzweifelhaft  sehr  viel  stärkere  Erträge 
als  eine  Mehrbelastung  der  Luxusoblekte  wie  des  Weines. 
Indem  er  an  der  Nachschussakzise  testhält,  wird  er  zum 
Vertreter  der  Kirch thurminteressen ,  zimi  Beschützer  der 
lokalen  Isolirtheit  der  einzelnen  Gemeinden. 

Viel  zielbewusster,  viel  umfassender  erscheint  die  Politik 
der  Kommission.  Sie  will  —  mag  sie  es  auch  aus  äusseren 
Motiven  manchmal  ableugnen  —  für  den  Wein  die  Steuer- 
schraube schärfer  anziehen;  sie  kommt  dadurch  der  Forderung 
des  Königs,  die  Steuern  möglichst  auf  entbehrliche  Sachen 
zu  legen,  sichtbar  entgegen.  Ausgesprochenermassen  verfolgt 
sie  den  Zweck,  neben  den  Gewerbetreibenden  auch  die  wohl- 
habenden Privatleute  zu  den  Staatslasten  mit  heranzuziehen. 
Unverkennbar  gehen  ihre  Vorschläge  dahin,  dem  Landes- 
produkt eine  privilegirte  Stellung  zu  verschaffen,  ihm  durch 
staatliche  Massnahmen  den  Kampf  gegen  die  Fabrikate  des 
Auslandes,  deren  völlige  Ausschliessung  auf  diesem  Gebiete 
unmöglich  erschien,  thunlichst  zu  erleichtem.  In  der  Mo- 
narchie selbst  aber  will  man  zwischen  den  einzelnen  Städten 
keinerlei  Unterschiede  machen,  den  Lokalismus  begünstigt 
man  nicht  Die  Steuern  selbst  sucht  man  so  zu  gestalten, 
dass  sie  den  Handelsstand  möglichst  wenig  belästigen,  und 
dass  sie  jede  Willkür  bei  der  Erhebung,  jeden  Streit  über 
die  Höhe  der  Abgabe  ausschliessen :  man  sieht,  wie  die 
Kommission  hier  die  Forderungen  zu  erfüllen  sucht,  die  die 
königliche  Instruktion  aufgestellt  hatte.  Auch  inbetrefF  der 
Weinsteuer  ist  die  Kommission  in  geistiger  Hinsicht  ihrem 
Gegner  unzweifelhaft  überlegen. 

5.    Die  Fleischstener. 

Bei  den  Berathungen  über  die  Fleischsteuer  handelt  es 
sich  so  gut  wie  ausschliesslich  um  die  durch  das  Deklarations- 
patent neu  eingeführte  Abgabe  von  einem  Pfennig  für  das 
^fundy  und  zwar  genauer  gesagt  darum,  ob  diese  Abgabe  als 
Prozentual-  oder  als  Pauschalsteuer  zu  erheben  sei.     So  ganz 

PMiekn^M  (SO)  yn.  t.  —  Sehnliw.  16 
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unbedeutend  war  diese  Fleischakzise  nicht,  denn  sie  brachte 
55582  Tblr.  3  Or.  8  Pf.  em>),  &lso  noch  etwas  mehr  als 
die  Weinsteuer.  Der  FleiBchkonsiun ,  von  dem  diese  lUn- 
nahmen  herrührten,  betrug  22968  Rinder,  5610  Kabe, 
53  333  Kälber  and  146  845  Stück  Kleinvieh. 

Es  handelte  sich  hier  vor  allem  um  den  Uebelstaod,  daas 
die  Fleischsteuär  sich  gründete  auf  die  Angaben  der  Schlichter 
über  daa  Gewicht  des  geschlachteten  Viehes,  and  dasa  diese 
Angaben  leicht  sehr  willkürlich  aasfielen,  um  Abhilfe  m 
schaffen,  wollte  die  Kommission*),  dass  jedes  Schlachten  der 
Steuerbehörde  angezeigt  werden  müsse;  ebenso  wollte  sie  an- 
ordnen, dasH  nur  Kleinvieh  im  Hause,  Ochsen  und  Rtthe  da- 
gegen nur  in  don  Schlachthftusem  geschlachtet  werden  dürften; 
aber  eine  durchgreifende  Besserung  der  UebelstHnde  erwartete 
sie  hiervon  noch  nicht,  sondern  nur  von  einschneidenderen 
Massregeln.  Den  Orund  aller  Schwierigkeiten  erblickte  sie 
darin,  dass  die  Abgabe  nach  der  Pfundzahl  eriioben  werde. 
Sie  hielt  letzteres  nicht  Air  rathsam,  weil  das  Nachwiegen  im 
einzelnen  Falle  zu  schwierig  sei.  Sie  wollte  daher  die  Pfimd- 
stener  ersetzen  durch  eine  ein  fUr  allemal  fixirte  Paoschalsteuer. 
Für  die  letztere  legte  man  folgende  Fizationssätze  zu  Orande: 
einen  Ochsen  berechnete  man  mit  400  Pfund,  eine  Kuh  mit 
240  Pfiind,  ein  Kalb  mit  30  Pfund,  einen  Hammel  mit  26  Pfimd. 
Nun  aber  hielt  man  es  für  ungerecht,  die  grossen  and  die 
kleinen  StOdte  gleich  zu  behandeln,  weil  in  den  enteren  wat 
besseres,  also  auch  schwereres  Vieh  geschlachtet  werde  ai»  in 
den  letzteren.  Sobald  mau  daher  die  Fleischsteuer  pro  Stück 
fixire,  mÜBse  man  einen  Unterschied  machen  zwischen  den 
grossen  Orten  und  den  Landstädten,  müsse  die  Akzise  in 
letzteren  niedriger  ansetzen  als  in  ereteren.  Man  wollte  nun 
in  Berlin  die  bisherigen  Akzisesätze,  so  wie  sie  durch  das 
Deklarationspatent  bestimmt  waren,  festhalten,  wollte  aie  da- 
gegen jenen  Gründen  gemäds  f^r  die  Landstädte  etwas  er- 
niedrigen. Durch  die  angenommenen  Fixationssätze  kam  man 
auf  folgende  Bestimmungen:  es  sollte  zahlen 

in  Berlin  In  dm  Landstldten 

ein  Ochse       1  Thir.    9  Ör.    4  Pf.,      1  Thlr.  —  Gr.  —  Pf.; 
eine  Kuh      —      „      20„—    „       —      „      16„—    , 
ein  Kalb       -„       2„6„—     „?„    —    „ 
ein  Hammel  —      „        2„2„—      „        1„3„ 
Man  verhehlte  sieh  nicht,    dasa  durch  diese  Aenderungen  ein 
Ausfall    bei    der  Fleischsteuer   herbeigeführt  werden  würde; 
man  achätzte  den  Minderbetrag  auf  5953  Thlr.   4  Gr.;   dies 
Manko   sollte  durch  Erhöhung  anderer  Positionen  des  Tarifes 
ausgeglichen  werden. 

>)  Denkschrift  vom  2.  Dezember  1768. 
*(  Vorschlag,  was  wegen  der  Akzise  usw. 
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Die  Kommission  wollte  mit  diesen  Vorschla^n  keines- 
wegs etwas  völlig  Neues  einfilhren,  sondern  vielmehr  einen  in 
der  Praxis  bestellenden  Zustand  aufrecht  erhalten.  In  Wirk- 
lichkeit wurde  nttmÜL'h  seihst  in  Berlin  die  Pfundakzise  kei- 
neswegs, wie  es  das  Gesetz  vorschrieb,  nach  dem  wirklichen 
Gewicht  berechnet,  weil  dau  Nachwiegen  des  Fleischen  auf  un- 
überwindliche Schwierigkeiten  stiesa;  vielmehr  wurde  die  Ab- 
gabe thatsät'lilicli  nach  fixirten  Sätzen  erhoben.  In  anderen 
Städten,  aus  denen  una  Nachriehten  fehlen,  wird  wohl  diu 
Praxis  eine  ähnliche  gewesen  sein. 

Leider  kennen  wir  die  Antwort  der  Regie  aul"  die  Vor- 
schlage der  Kommission  nicht,  doch  kann  über  den  allgemeinen 
Inhalt  derselben  kein  Zweifel  sein :  ganz  entschieden  perhovres- 
zirte  die  Regie  die  Idee  einer  Fixation  der  Fleiachsteuer ;  sie 
hielt  daran  fest,  dass  die  Abgabe  zu  bemessen  sei  nach  dem 
wirklichen  Gewicht;  um  den  richtigen  Eingang  derselben  «u 
sichern,  wollte  sie  das  Schlachten  unter  scharfe  Kontrolle  der 
Steuerbeamten  stellen;  es  scheint  fast,  als  habe  sie  beabsichtigt, 
in  allen  Städten  auf  Kosten  des  Staat^i  Schlachthäuser  zu  er- 
richten und   dann  nur   in  diesen  das  Schlachten  zu  gestatten. 

Ihren  Angriffen  gegenüber  vertheidigto  die  Konrniission 
noch  einmal  ihre  früheren  Vorschläge').  Sie  bemerkte,  es 
sei  vorschnell  eine  Fixation  der  Fleischsteuer  zu  verbieten, 
so  lange  man  nitht  die  bei  der  Erhebung  nach  dem  Gewicht 
nöthige  Kontrolle  ausüben  künne,  d.  h.  so  lange  man  nicht 
in  allen  Städten  öffentliche  Seh  lach  thäuaer  habe,  in  denen  das 
Vieh  gewogen  werden  könne.  Weim  maji  aber  auf  Staats- 
kosten in  den  einzelnen  Städten  Schlachthäufier  bauen  solle'), 
so  sei  es  nöthig,  die  zu  erwartenden  Ausgaben  vorher  genau 
festzustellen,  damit  dieselben  nicht  über  das  statthafte  Ma«s 
hinaus  gingen.  Es  sei  aber  andererseits  nicht  thunlich,  die 
Schlächter  zu  zwingen  zum  Wiegen  des  Fleisches  die  städtische 
Wage  zu  benutzen;  denn  bei  dem  grossen  Andrang,  dem  die 
letztere  dann  ausgesetzt  sein  würde,  kämen  im  Sommer  die 
Schlächter  in  Gefahr,  lange  warten  zu  müssen,  und  infolge 
dessen  ihr  Fleisch  verderben  zu  lassen.  Ebensowenig  abei'  gehe 
IS  an,  jedem  Schlächter  vorzuschreiben,  sich  eine  eigene  Wage 
anzuscnaffen,  denn  dies  würde  eine  zu  grosse  Belästigung  des 
Handwerks  sein.  Aus  allen  diesen  Gründen  glaubte  die  Kom- 
mission die  Steuer  nach  dem  Gewicht  verwerfen  zu  müssen. 
Sie  wollte  aber  auf  dem  Gebiet  der  Fleischakzise  noch  eine 
weitere  Aenderung:  die  Abgabe  von  ungegerbten  Häuten 
»ollte  gänzlich  aufgehoben,  der  hierdurch  entstehende  Ausfall 
durch  Erhöhung  anderer  Artikel  gedeckt  werden. 

ij  Denkschrift  vom  2-  Dezember  1768. 

■)  IJder  mOsse?  Comme  c'e«t  aux  d^pense«  da  rui  qu'on  doit  bitir 
des  taeries  pnbliqneB. 
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Wieder  kennen  wir  die  Antwort  der  Re^e  auf  diese  Aus- 
führungen nicht,  auch  ihre  Gegenschrift  auf  Dieua  Tarifent- 
wurf') bricht  gerade,  nachdem  sie  von  der  FleischiSteuer  zu 
handeln  begonnen  hat,  plötzlich  ab;  nur  so  viel  sehen  wir,  dass 
diesmal  die  Bedenken  der  Regie  sich  vor  allem  g^n  die  von 
Dieu  gewünschte  Unterscheidung  von  Berlin  und  den  Mei- 
neren Städten  wandten. 

Wie  nicht  anders  zu  erwarten,  blieb  auch  in  der  Fteisch- 
steuer  der  Sieg  ganz  auf  Seiten  der  Regie :  der  Tarif  hielt  an 
der  Erhebung  nach  dem  Gewicht  fest;  ohne  Rücksicht  auf  die 
Gattung  des  Viehs  und  den  Ort  sollte  sie  vom  Pfund  einen 
Pfennig  betragen.  Ausser  dieser  Pfundsteuer  enthielt  der 
Tarif  noch  eine  dreifache  Vielisteuer:  die  Schlachtakzise ,  die 
Handlungsakzise  und  die  Fellakzise.  Alle  drei  unterschieden 
sich  dadurch  ganz  bestimmt  von  der  Pfundsteuer,  daas  sie 
nicht  wie  diese  nach  dem  Gewicht,  sondern  nach  der  Stück- 
zahl erhoben  wurden.  Man  sieht  also,  nicht  der  Vorschlag 
der  Kommission,  sondern  die  Anordnung  des  Deklarations- 
patents fkllt  aus  dem  Rahmen  der  sonstigen  Viehsteueni 
heraus.  Der  Tarif  stellte  i^r  diese  drei  Viehsteucrarten, 
deren  Wesen  früher  erörtert  ist,  folgende  Sätze  fest  Die 
Abgabe  betrug 
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Die  Handlungsakzise  sollte  zur  Hslfte  gezahlt  werden  im 
Einkaufsorte,  zur  Hälfte  im  Konsumtionsorte.  Von  ihr  war 
dasjenige  Vieh  befreit,  welches  Beamte,  Landleute  oder  Bauern 
von  ihrem  eigenen  Zuwachs  her  in  die  Stadt  brächten.  Nicht 
immer  wurde  nie  nach  der  Stückzahl  entrichtet,  sondern 
manchmal  auch  nach  dem  Werthe.  In  diesem  Falle  sollte 
pro  Thaler  gezahlt  werden  bei  ausländischem  Vieh  9  Pfennig, 
bei  auf  dem  Lande  gezogenem  6  Pfennig,  bei  in  der  Staat 
gemästetem  9  Pfennig,  bei  auf  den  Jahrmärkten  verkauftem 
3  Pfennig.  Vieh,  wek-hcs  die  Schlächter  kauften,  um  es  zu 
schlachten,  war  von  der  Handlungsakzise  überhaupt  frei. 

')  ObservaüoDB  de  l'admiiüitiation. 
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Bei  dem  Streit  über  die  Fleische  teuer  müssen  wir  von 
einer  eigentlichen  Kritik  absehen,  denn  wir  könnten  hier  nicht 
nach  dem  Grundsatze  verfahren:  audiatur  et  altera  pars.  Es 
wird  uns  indessen  dieser  Verzicht  auf  eine  Beurtheilung  da- 
durch sehr  erleichtert,  dass  es  sich  bei  der  Fleischsteuer 
wirklich  nur  um  steuertechnische  Details  handelt,  allgemeinere 
Ideen  von  grösserem  Umfang  oder  grösserer  Wichtigkeit  tre- 
ten hier  nicht  zu  Tage.  Vor  allem  das,  was  hier  das  eigent- 
lich Gebotene  gewesen  wäre,  Aufhebung  nicht  nur  der  Fleisch-, 
sondern  auch  der  Schlachtsteuer,  blieb  nicht  blos  de  Launay, 
sondern  auch  der  Kommission  verborgen,  oder  wenn  letztere 
auch  vielleicht  es  theoretisch  erkannte,  wagte  sie  doch  nicht, 
es  offen  auszusprechen.  Jedenfalls  bietet  die  Fleischsteuer  in 
dem  Ganzen  der  Berathungen  über  den  Tarif  die  unerquick- 
lichste Episode:  man  bleibt  im  Detail  stecken,  kann  sich  zu 
keiner  allgemeinen  Anschauung  erheben. 


6.    Die  Getreidestener. 

Nicht  dasselbe  gilt  von  der  Getreidesteuer:  denn  wenn  auch 
inbetreff  dieser  es  sich  bei  den  eigentlichen  Berathungen  nur 
um  Einzelfragen  handelte,  so  dürfen  wir  doch  nicht  vergessen, 
dass  gleich  im  Beginn  der  Verhandlungen  der  Gedanke  auf- 
getaucht war,  die  durch  das  Deklarationspatent  aufgehobene 
Getreidesteuer  wieder  herzustellen.  Wir  werden  hierin  vielleicht 
eine  Idee  Dieus  sehen  können,  die  indessen  selbst  der  Majo- 
rität der  Kommission  zu  kühn  erschien.  Diese  Ansicht  lässt 
eine  sehr  verschiedene  Auffassung  zu,  je  nach  den  Prämissen, 
von  denen  man  ausgeht  Stellt  man  sich  auf  den  sozialen 
Standpunkt  Friedrichs,  betrachtet  man  Entlastung  der  ärmeren 
EJassen  als  erstes  und  wichtigstes  Postulat,  dann  erscheint  aller- 
dings eine  Getreidesteuer  als  etwas  Horrendes,  als  etwas  ab- 
solut zu  Verwerfendes.  Ganz  anders,  wenn  man  das  Prinzip 
des  ältpreussischen  Staates,  die  leitende  Idee  des  altpreussischen 
Beamtenthums   zum  Massstab  nimmt:    den  Gedanken  der  All- 

Semeinheit  der  Steuer.  Dieser  wird  freilich  durch  keine  an- 
ere  Steuer  so  verwirklicht,  wie  durch  die  Getreidesteuer. 
Gtewiss  darf  keinen  Augenblick  verkannt  werden,  dass  der 
Standpunkt  des  Königs  der  höhere,  der  allein  berechtigte  ist: 
aber  er  ist  nicht  der  einzig  mögliche.  Man  kann  geradezu 
sagen^  mit  jener  Anschauung  ist  Friedrich  seiner  Zeit  voraus. 
Es  wäre  eine  Ungerechtigkeit  gegen  das  preussische  Beamten- 
thum.  wenn  man  in  dieser  Frage  nur  eine  Ansicht  filr  mög- 
lich nielte:  es  liegt  hier  ein  Konflikt  von  Prinzipien  vor, 
deren  jedes  bis  zu  einem  gewissen  Grade  berechtigt  ist  Man 
kann  wohl  sagen,  das  preussische  Beamtenthum  war,  wenn 
es  für  die  Komsteuer  eintrat,  objektiv  betrachtet,  im  Unrecht, 
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aber  maD   darf  ihm    nicht  hieraus   aabjektiT  einen   Vorwurf 
machen. 

Um  so  glänzender  freilich  hebt  sich  die  Haltang  des 
Königs  ab :  gerade  hier  ist  einer  der  Punkte,  wo  seine  Finanz- 
politik einen  unendlichen  Vorapmng  vor  der  der  Adligsten 
Vertreter  des  altpreussischen  Beamten thams  haL  Wie  wir 
noch  sehen  werden,  sind  die  letzteren  in  manchen  finanziellen 
Fragen  dem  König  unbedingt  überlegen,  durchschauen  schXrfer 
als  er  das  wirthschaftlich  Richtige  und  Ctebotene :  stets  aber 
werden  sie  bei  einem  Streit  zwischen  den  Ideen  der  Cterech- 
tigkeit  und  der  allgemeinen  Wohlfahrt  der  ersteren  den  Vor- 
zug geben,  wahrend  der  König  sich  in  diesem  Falle  zu  einer 
wahrhaft   staatsmfinnischen  Auffassung  erhebt,  der   die  salns 

Siiblica  das  allein  Massgebende  ist  Hit  einem  Wort,  der 
!önig  ist  tlber  den  Recntsstaat  der  AufklArungszeit  wreits 
vorgeschritten  zu  dem  Wohlfahrtsstaat  des  19.  Jahrhunderts. 
Doch  kehren  wir  nach  diesen  allgemeineren  Bemerkungen 
wieder  zu  den  Detailfragen  der  Komsteuer  zurück.  Dass  mer 
allen  Einzelheiten  eine  grössere  Bedeutung  zukam  als  anderswo 
—  vielleicht  allein  die  Biersteuer  ausgenommen  — ,  ergab  sicli 
von  selbst  aus  der  dominirenden  Stefiung  des  Qetreides  unter 
fillen  anderen  Lebensmitteln.  Klar  drückt  sich  dies  Verhältni« 
iiuch  in  den  Zahlen  aus.  Von  einem  Gesanuntkonsum  von 
90484  Wispeln  für  Berlin  waren  46661,  also  weit  Über  die 
Hslfte,  zum  Brbtbacken  bestimmt,  während  zum  Bierbraoen 
34434  Wiepel,  zum  Branntweinbrennen  nur  9389  Wispel  ver 
wendet  wurden.  Im  einzelnen  wurden  gebraucht  zum  Brot- 
backen 
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Hierzu  kamen  noch  672  Wispel  importirtes  Weizenmehl  und 
2758  Wispel  importirtes  Roggenmchl.  Dieses  zum  Brotbacken 
bestimmte  Getreide  brachte  30495  Thlr.  2  Gr.  UmschUtte- 
gelder  ein'). 

Gerade  um  die  eben  erwähnten  Umschüttegelder,  die  wie 

')  Denkscluift  vom  2.  Dezember  1768. 
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erinnerlich  durch  das  Deklarationspatent  neu  eingeführt  waren, 
handelte  es  sich  bei  dem  Streit  zwischen  der  Regie  und  Kom- 
missionsmajorität in  erster  Linie.  Hauptsächlich  galt  es  die 
Frage,  ob  von  den  Umschüttegeldem  die  Privilegirten  befreit 
wären  oder  nicht  De  Launav  beantwortete  sie  ohne  Be- 
denken im  verneinenden  Sinne*).  Er  meinte,  die  Visitations- 
gelder seien  keine  eigentliche  Steuer,  sondern  nur  bestimmt 
zum  Ersatz  der  durch  die  Visitation  herbeigeführten  Kosten, 
deshalb  aber  könne  von  ihnen  keine  Ausnahme  bewilligt 
werden,  seien  ihnen  auch  die  sonst  Eximirten  zu  unterwerfen. 
Es  sei  nöthig,  auch  das  von  diesen  eingebrachte  Korn  zu 
visitiren,  denn  es  könne  ja  ebenso  gut  zur  Einführung  ver- 
botener Waaren  dienen  wie  das  anderer.  Nur  zwei  Aus- 
nalmien  wollte  er  inbetreff  der  Visitationsgelder  zulassen. 
Einerseits  sollte  dasjenige  Kom,  das  die  preussischen  Lande 
nur  im  Transit  passirte,  sobald  es  sich  in  festverschlossenen 
Säcken  befknde,  von  aller  Visitation  frei  sein;  andererseits 
sollte  das  Korn,  das  aus  einer  Stadt  nach  einer  andern  zum 
Mahlen  gebracht  würde,  so  wie  bei  der  Rückkehr  das  aus 
ihm  gewonnene  Mehl  der  Visitation  nicht  unterworfen  sein; 
diese  Vergünstigung  sollte  sich  jedoch  nicht  auf  solches  Korn 
beziehen,  das  von  Scheunen,  die  ausserhalb  der  Stadt  lägen, 
nach  der  Stadt  gebracht  würde,  weil  bei  diesem  der  Verdacht 
von  Contrebande  nicht  ausgeschlossen  sei. 

Es  gelang  de  Launay  nicht,  hier  mit  seinen  Ansichten 
durchzudringen,  die  Eximirten  blieben  von  den  Komvisitations- 
geldem  ausgeschlossen.  Entschieden  wurde  diese  Frage  in 
einer  Kabinettsorder  vom  25.  März  17G9*);  die,  wie  uns  aus- 
drücklich berichtet  wird®),  aus  der  allereigensten  Initiative 
des  Königs  hervor  gegangen  war.  Sie  bestimmte,  dass  zwar 
die  Visitation  des  Qetreides  ganz  ohne  Unterschied  vorge- 
nommen werden  sollte,  so  dass  also  auch  die  Eximirten  von 
ihr  betroffen  wurden,  dass  jedoch  später  die  Visitationsgelder 
den  Privilegirten  restituirt  werden  sollten. 

Diese  Bestimmung  wurde  dann  später  in  den  Tarif  auf- 
genommen. Im  übrigen  hielt  der  Tarif  inbetreff  der  Um- 
schüttegelder durchaus  an  den  Satzungen  des  Deklarations- 
patents fest  Es  betrug  also  die  Abgabe  4  Pfennig  vom 
Scheffel  Getreide,  6  Pfennig  vom  Zentner  Mehl.  Das  zu  ge- 
werblichen Zwecken  verwendete  Getreide  hatte  ausser  den 
Umschüttegeldem  auch  noch  Wagegeld  zu  zahlen,  imd  zwar 
Weizen-  und  Gerstenmalz  1  Pfennig,  Branntweinschrot  2  Pfen- 
nig vom  Scheffel.    Was  die  Befreiungen  von  den  Umschütte- 

')  Obeervatioiis  de  radminiBtration. 

*)  Acta  wegen  Anfertigang  eines  neuen  AkziBetarifs  von  Preoflsen 
imd  Lmhanen.   llerlin,  G^h.  Staatsarchiv. 

*)  Acta  weeen  des  neuen  Aksisereglements  f&r  die  Provinzen 
Fteuflsen  tmd  Littnauen.    Berlin,  Geh.  Staatsarchiv. 
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geldem  angeht,  so  hielt  man  hier  an  den  Vorschlägen  de  Lau^ 
nays  fest. 

Eb  liegt  auf  diesem  Gebiete  ein  (Gegensatz  vor  zwischen 
de  Launay  und  dem  König,  der  nicht  ohne  Interesse  ist  Alle 
Scheingründe,  die  ersterer  anfuhrt,  können  über  das  Wesen 
der  Sache  nicht  täuschen :  es  handelt  sich  ßlr  ihn  dämm,  die 
Privilegien  der  Eximirten  zu  durchbrechen.  Wir  liabcn  be- 
reite frllher  gesehen,  dass  er  keineswegs  mit  ängstlicher  Sehen 
sich  hütet  an  die  Vorrechte  des  Adels  Hand  zu  legen;  ja  es 
kann  geradezu  als  ein  leitender  Gesichtspunkt  seiner  Finanz- 
politik bezeichnet  werden,  zwar  nicht  formell  Steuerfreiheiten 
des  Adels  aufzuheben,  wohl  aber  neue  Abgaben  auch  auf  die 
Eximirten  auszudehnen:  de  Launay  schreckt  da,  wo  es  das 
Interesse  des  Fiskus  gilt,  nicht  vor  dem  historischen  Recht 
zurück.  Anders  der  König.  Mit  weitgehender  Pietfit  hütet 
er  sich  vor  einem  Eingriff  in  die  verbrieften  Rechte  anderer, 
bei  allen  sozialistischen  Ideen,  die  ihn  beherrschen,  ist  er  doch 

fäwillt  —   und    dies    unterscheidet   ihn  scharf  vom   späteren 
ozialismus  —  das   historisch   gewordene  Eigenthum  anderer 
in  weitestem  Umfange  zu  respektiren:  hier  findet  seine  Steaer- 

folitik  ihre  bestimmte  Sehranke,  über  die  keine  Sophismen 
inweg  helfen.  Der  genialste  Vertreter  des  aufgeklarten  Des- 
g)tismus  zeigt  eine  viel  grössere  Scheu  vor  Eingriffen  in  die 
echte  der  Individuen  als  spater  der  Liberalismus. 

Durch  das  Deklarationapatent  war  die  eigentliche  Ge- 
treidesteuer aufgehoben.  Man  darf  sich  indess  diese  Auf- 
hebung nicht  zu  umfassend  vorstellen.  Es  wurde  z.  B.  in 
Schlesien  trotz  des  Deklarationspatents  vom  Scheffel  Hafer 
ein  Groschen  Akzise  erhoben*).  Es  blieb  beim  Buchweizen 
die  frühere  Mahlakzise  von  zwei  Groschen  pro  Scheffel  be- 
stehen. Femer  bezog  sich  iene  Aufhebung  nur  auf  dasjenige 
Getreide,  das  zum  Brotbacken,  Bierbrauen  oder  Branntwein- 
brennen vorwendet  wurde,  dagegen  nicht  auf  dasjenige,  das 
als  Futter  des  Viehs  diente:  von  letzterem  wurde  die  Akzise 
weiter  bezahlt.  Aber  damit  nicht  genug,  es  musste  auch  noch 
UmschUttegelder  entrichten,  war  also  einer  doppelten  Al%abe 
unterworfen.  Dies  war  selbst  der  Regie  zu  viel*);  sie  ftmd, 
dass  eine  doppelte  Steuer  nicht  gerecht  wÄre;  sie  meinte,  man 
solle  auch  in  diesem  Falle  von  der  Akzise  absehen  und  nur 
die  Visitationagelder  weiter  erheben.  Sie  fand  hierin  prin- 
zipiell die  Zustimmung  der  Kommiaston,  nur  dass  letztere  nicht 
die  Akzise,  sondern  das  Visitationsgeld  in  diesem  Falle  abge- 
schafft wissen  wollte.  Wer  von  beiden  durchdrang,  erfahren 
wir  nicht. 


7.    Diu  Kritik  cIi-m  ßeklarationspatenles. 

Bei  all  den  im  vorii  ergeh  enden  besprochenen  Debatten 
*^ber  die  einzelnen  Steuern  wurde  von  beiden  Seiten  unzKhlige- 
lale  auf  das  Deklaratiouspatent  rekurrirt,  sei  es  um  aus  ilim 
("Waffen  zu  entnehmen,  sei  es  um  gegen  die  in  ihm  enthaltenen 
itzungen  zu  Felde  zu  ziehen:  man  kann  wohl  sagen,  das 
eklarationapatent  bildete  den  beherrschenden  Mittelpunkt 
der  Verhandlungen.  Weder  de  Launay  noch  die  Kommission 
konnten  sich  darüber  täuschen,  dass  all  die  verschiedenen 
Streitpunkte  nur  einzelne  Seiten  der  grossen  Frage  waren : 
soll  das  Deklarationspatent  bestehen  bleiben,  soll  es  die  Gruud- 
lage  für  das  ganze  indirekte  Steuerwesen  bilden?  Der  go- 
sammte  Konflikt  zwischen  der  Regie  und  der  Kommiasions- 
majorität  lief  zuletzt  nur  auf  einen  Kampf  um  das  Deklorations- 
patent  hinaus :  sobald  es  gelang  den  Nachweis  zu  führen,  dass 
die  Vorschriften  des  Deklarationspatents  heilsam  wären,  war 
der  Streit  im  Sinne  der  Regie  entschieden;  sobald  dagegen 
bewiesen  wurde,  dass  die  Anordnungen  jenes  Gesetzes  nicht 
zum  Segen  gereichten,  hatte  die  Kommissionsniajorität  den 
Sieg  errungen.  Alle»  drängte  somit  von  selbst  auf  eine  Kritik 
des  Deklarations patentes  hin,  und  es  muss  als  durchaus  in  der 
Natur  der  Sache  liegend  bezeichnet  werden,  dass  man  sich 
nicht  begnügte,  über  die  einzelnen  Streitpunkte  zu  debattiren, 
sondern  dass  man  auch  dazu  Überging  das  Deklarationäpatunt 
als  Ganzes  in  den  Kreis  der  flrörterung  zu  ziehen.  Fllr  die 
iurtheilung  des  Gesetzes  legte  man  dabei  von  beiden  Seitijn 
eine  Frage  das  entscheidende  Gewicht:  bedeuteten  die 
[euonlnungen  des  Patents  eine  Erhöhung  der  Steuern  oder 
nicht?  Mit  der  Bejahung  dieser  Frage  glaubte  die  Kom- 
miasionsmajoritat  das  ganze  Gesetz  als  unrichtig  nachgewiesen 
zu  haben,  mit  der  Verneinung  derselben  meinte  die  Regie 
dargethan  zu  haben,  dass  an  den  Anordnungen  des  Gesetzes 
festzuhalten  sei.  Es  ist  dieser  Umstand  höchst  instruktiv:  er 
igt,  dass  man  auf  beiden  Seiten  sehr  weit  davon  entfernt 
'n  den  kfiniglichen  Verheisaungen,  dass  keine  Sleuer- 
erhöhung,  sondern  nur  eine  öteueränderung  beabsichtigt  sei, 
blosse  Phrase,  täuschende  Versprechungen  zu  erblicken,  dass 
man  vielmehr  jene  Worte  vollkommen  ernst  nalmi,  so  ernst, 
da«s  man  sein  Urthcil  über  ein  höchst  wichtiges  Gesetz  davon 
abhangig  machte,  ob  das  letztere  mit  dem  kfiniglichen  Ver- 
sprechen stimme  oder  nicht.  Es  liegt  hier  der  klarste  Beweis 
vor,  dass  auch  wir  an  der  Aufrichtigkeit  der  königlichen 
Worte  nicht  zweifeln  dürfen:  1766  und  1768  war  die  Absicht 
des  Monarchen  in  erster  und  maasgebendster  Linie  eine  Steuer- 
reform, nicht  eine  Steuererhöhung.  Daraus  folgt,  dass  die  Mass- 
nahmen jener  Jahre  daraufhin  beurtheilt  werden  müssen,  wie 
weit   es   gelang   jene  Absicht   auszuführen;    dass   sobald   sich 
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nacKweisen  läBBt,  daae  die  Steaerttndemiigen  eine  nicht  an- 
beträchtliche  Steuererhöhung  inTolvirten ,  über  die  Steuer 
reform  subjektiv  jedenfalls  ein  verwerfendes  Urth^  aosm- 
sprecheu  ist:  da  sie  in  diesem  Fall  nicht  das  wire,  was  sie 
nach  der  Absiebt  ihres  Urhebers  sein  sollte. 

Die  Frage  nun,  ob  die  Massnahmen  des  Deklarationi- 
pateotes  eine  Erhöhung  der  Steuern  bedeuteten  oder  nicht, 
zerlegt  sich  bei  weiterem  Eingeben  in  drei  einzelne  Fragen: 
1)  wie  gross  war  die  wirkliche  Steuervormehrung  bei  den 
erhöhten  Abgaben,  d.  h.  bei  den  Getrttnkesteuem  ?  2)  wie 
gross  war  die  wirkliche  Steuervenninderong  bei  den  «if- 
gehobenen  Al^ben,  d.  h.  bei  der  Getreideakzise?  3)  in 
welchem  Verhältnis  stehen  Steuervermehrung  und  Steuer- 
verminderung; decken  sie  sich  gegenseitig  oder  nidit?  Ueber 
^le  diese  drei  Fragen  waren  KommisBionamajoritftt  und  Regie 
verschiedener  Ansicht. 

Zunächst  handelte  es  sich  darum,  festzustellen,  um  wie 
viel  thatBächlich  durch  das  Deklarationspatent  die  Akzise  vom 
Bier,  Branntwein  und  Wein  erhöht  worden  sei.  De  Launaj 
erblickte  im  allgemeinen  in  der  Biersteuer  nicht  eine  Er- 
hnhuDg,  sondern  eine  Erleichterung*).  Er  stützte  sich  hier 
bei  auf  die  Steuerfreiheit  des  Nacnbierea,  wodurch  man  den 
fünften  Theil  des  Bieres  abgabenfrei  lasse.  Da  nun  die  ber- 
liner Fabrikation  266  000  Tonnen  betrage,  so  blieben  durch 
jene  Massregel  53  200  Tonnen  steuerirei.  De  Laanay  nahm 
nun  an,  dass  eine  Person  drei  Tonnen  konsumire,  und  ge- 
langte 80  —  freilich  mit  etwas  gar  zu  starker  rechnerischer 
Abrundung  —  zu  dem  Resultate,  dass  durch  das  Deklantions- 
patent  20  000  Personen  akzisefrei  würden,  die  frllher  Abgaben 
gezahlt  hätten.  Er  stellte  hierbei  das  Nachbier  mit  Aem  gutm 
vollständig  auf  eine  Linie;  er  bemerkte,  es  würde  doch  keiner 
steuerpflichtiges  Bier  trinken,  wenn  ihm  der  EOnig  ebenso 
gutes  steuerfrei  gäbe.  Freilich  enthielten  diese  Ausführungen 
eine  starke  innere  Unwahrheit,  denn  ein  andermal*)  gab 
de  Launav  selbst  zu,  dass  die  Erhöhung  der  Bierstener  trots 
der  Aufhebung  der  Komsteuer  als  drückend  empfunden  werde; 
ja  er  sagte  direkt,  man  könne  dem  König  nicht  zu  einer 
zweiten  Steuervermehrung  rathen,  weil  ihm  die  erste  so 
schlecht  geglückt  sei.  Welch  ein  Widerspruch  zwischen  die- 
sim  Worten  und  jener  obigen  Anpreisung.  Frei  von  Sophis- 
men ist  de  Launay  nicht.  Aber  auch  hiervon  abgesehen, 
hielten  seine  Worte  die  Kritik  der  Kommission  nicht  aus. 
Diese  protestirte  ganz  entschieden  dagegen'),  dass  man  das 
Kachbier  mit  dem  guten  Bier  auf  eine  Linie  stellen  wolle,  sie 

')  EipoeÄ. 

■)  Observations  bot  lee  additionB. 

»)  Denkschrift  vom  2.  DeMmber  1768. 
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wies  nach,  dass  das  Nachbier,  wenn  man  der  Sache  auf  den 
Grund  gehe,  keineswegs  steuerfrei  wäre,  dass  die  nominelle 
Steuerfreiheit  nicht  erst  durch  daa  Deklarationspatent  herbei- 
geftlhrt  wäre. 

Die  wirkliche  Steuer  Vermehrung  beim  Bier  betrug  nach 
de  Launays  Ansicht')  nur  einen  Groschen  pro  Tonne,  wie 
dies  auch  das  Deklarations patent  aussprach.  Er  suchte  dies 
auf  folgende  Weise  zu  begründen.  Die  Steuer  mache  auf  die 
Tonne  18  Groschen  aus.  hiervon  ginge  ll'/a  Groschen  an  di'' 
königlichen  Kassen,  6V»  Groschen  an  die  Landschaft.  Nun 
sei  früher  au  den  König  10'/^  Groschen  bezahlt,  mithin  erhaltv 
dieser  nur  einen  Groschen  mehr.  Es  wurde  der  Kommission 
nicht  schwer*),  das  Unrichtige  dieser  Beweisfllhrung  zu  zeigen. 
Zunächst  habe  die  Steuer  früher  nicht  lO'/a  Groschen  be- 
tragen, sondern  9  Groschen  7  Pfennig  vom  Weizenmak. 
8  Groschen  6  Pfennig  vom  Geratenmalz,  es  bedeute  also  dif 
jetzige  Steuer  von  18  Grosehen  eine  Erhöhung  von  8  Groschen 
5  Pfennig  bezw.  9  Groschen  6  Pfennig*).  Es  mache  mithin 
die  jetzige  Akzise  ziemlich  doppelt  so  viel  aus  wie  die  frühere: 
dem  Steuerzahl  enden  aber  komme  es  nur  auf  die  Gesammt- 
summe  an,  ihm  sei  es  gleichgiltig ,  wie  viel  davon  an  den 
König,  wie  viel  an  die  Stadt  falle.  Aber  die  von  de  Launay 
behauptete  Thatsache,  dass  die  königlichen  Kassen  nur  einen 
Groschen  mehr  erhielten,  sei  nicht  einmal  richtig.  Allerdings 
bekämen  dieselben  jetzt  II'.b  Groschen,  also  scheinbar  nur 
I  Groschen  11  Pfennig  bezw.  3  Groschen  mehr;  aber  früher 
hätten  sie  von  der  Steuer  nur  6  Groschen  6  Pfennig  be- 
kommen, so  dasa  die  thatsächliche  Erhöhung  sich  auf  5  Gro- 
schen stellte.  Andererseits  käme  noch  in  Betracht,  dass  nicht 
nur  für  die  königlichen  Kassen,  sondern  auch  für  die  der 
Landschaft  eine  Erhöhung  stattgefunden  hätte;  in  letztere 
seien  früher  3  Groschen  1  Pfennig  pro  Tonne  geflossen,  jetzt. 
um  ihnen  einen  Ersatz  flir  die  aufgehobene  Komsteuer  zu 
geben,  6  Groschen  6  Pfennig,  also  3  Groschen  5  Pfennig  mehr. 

Man  muss  sagen,  die  Ausführungen  der  Kommission  sind 
vollkommen  überzeugend:  man  kann  nicht  daran  zweifeln, 
dass  die  neue  Biersteuer  ziemlich  eine  Verdoppelung  der  Ab- 
gabe bedeutete;  ging  jene  auch  vielleicht  in  ihren  Ausführun- 
gen etwas  zu  weit,  sicher  kommt  sie  der  Wahrheit  bedeutend 
näher  als  de  Launay.  Sie  befand  sich  übrigens  in  Ueber- 
einstimmung  mit  dem  allgemeinen  TJrtheil  der  Zeit,  das  ganz 
entschieden  in  der  Biersteuer  eine  weitgehende  Mehrbelastung 
erblickte.     Vielleicht   am    klarsten    hat   Nicolai    diese    Steige- 


1)  Observations  aar  les  additioDB. 
■)  Uenkschrift  vom  S.  Dezember  1768. 

■)  Nach  Buden  bei  i>reiiM  Bd.  4  S.  433  betrug  sogar  die  frühfire 
er  nur  7  Gr.  für  die  Toune. 
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rung  gezeigt,  indem  er  in  den  „irevmüthigen  Anmerkangen" 
darauf  hinweist,  dass  jetzt  eine  Tonne  Bier,  die  man  «u 
l'/i  Scheffel  heratellen  solle,  18  Groschen  zahle,  wlÜiTond 
früher  der  Scheffel  6  Groschen  gezahlt  habe,  dass  alao  die 
jetzige  Steuer  gerade  noch  einmal  go  viel  betrage  wie  früher. 
In  den  Kreisen  des  Volks  und  des  Beamtenthums  war  man 
also  derselben  Ansicht,  nur  die  Regie  gab  sich  —  vielleiclkt 
absichtlich  —  einer  Tfiuschung  bin. 

Ganz  ebenso  lag  die  Sache  beim  Branntwein.  De  Lauoay 
meinte  *),  die  Erhöhung  um  einen  Groschen  pro  Quart  ent 
spreche  ganz  genau  der  aufgehobenen  Komsteuer  pro  Scheffel 
Auch  diese  Meinung  hielt  der  Kritik ')  der  Kommission  gegen- 
über nicht  Stich.  Letztere  ging  davon  aus,  dass  man  tau 
einem  Scheffel  Weizen  15^/i  Quart,  aus  einem  Scheffel  Roggen 
12  Quart  Branntwein  gewinne.  Da  nun  die  Steuer  um  1  Gro- 
schen 2  Pfennige  aufs  Quart  erhöht  sei,  ei^ebe  dies  18  Gro- 
schen fllr  den  Scheffel  Weizen,  14  Groschen  für  den  Scheffel 
Roggen.  Früher  aber  hätte  die  Abgabe  betragen  in  Berlin 
12  Groschen  11  Pfennige  vom  Scheffel  Weizen,  ll'/s  Groschen 
vom  Scheffel  Roggen;  es  sei  mithin  eine  Erhöhung  am  &8t 
die  Hälfte  eingetreten.  Noch  viel  schlimmer  sei  die  Steige- 
rung fUr  die  übrigen  Städte,  weil  in  diesen  die  Steuer  früher 
geringer  gewesen  wäre  als  in  Berlin,  Auch  komme  zu  dieser 
Konsum  Steuer  noch  die  Yerkaufsabgabe  hinzu.  Zu  cjnem 
noch  belastenderen  Resultate  kommt  diesmal  Nicolai,  wenn 
er  in  den  „freymüthigen  Anmerkungen"  sagt,  die  friere 
Steuer  hätte  6  Groschen  vom  Scheffel  betragen,  die  jetzige 
1  Groschen  vom  Quart;  da  man  nun  aus  einem  Schcnffel  12 
Quart  gewinne,  sei  die  Abgabe  jetzt  doppelt  so  hoch.  Man 
darf  indesB  aut  diese  Ausführungen  Nicolais  kein  Gewicht 
legen,  weil  er  von  einer  nachweislich  falschen  Grundlage,  von 
einem  zu  niedrigen  Ansatz  der  früheren  Komsteuer  ausgeht 

Nicht  ganz  so  stark  wie  bei  der  Bier  und  Branntwein- 
akzise war  die  Vennehrung  bei  der  Weinsteuer.  Nach 
de  Launays  Darstellung^)  beschränkte  sich  die  Steigerang 
hier  auf  die  Konsumtionaakzise,  da  die  neue  Verkaufsabg^ 
nur  an  die  Stelle  der  alten  Handlungsakzise  getreten  sei.  Hier 
lag  die  Sache  nach  der  Ausführung*)  der  Kommission  doch 
etwas  anders.  Erstens  sei  die  Handlungsakzise  viel  geringer  ge- 
wesen, als  die  jetzige  Verkaufsabgabe ;  wie  unbedeutend  jene 
Steuer  gewesen  sei,  beweise  schon  die  Thatsache,  dass  sie  zu- 
letzt bei  einer  Einfuhr  von  30  813  Eimern  nur  1324  Thaler 
eingebracht  habe;  zweitens  aber  sei  die  Handlungsakzise  nur 


'1  Expoa6. 

')  Denkschrift  vom  2.  Dexember  1788, 

')  Eiposii. 

*)  Denksclirift  vom  2.  Dezember  1768. 
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gezahlt  worden  beim  Engrosverkauf  von  Weinen  ins  Akzise- 
ausländ^  während  die  Verkaufsabgabe  immer  entrichtet  werde. 

Die  Erhöhung  der  Konsumtionsakzise  selbst  veranschlagt 
de  Launay^)  auf  einen  Pfennig  pro  Quart  bei  den  gewöhn- 
lichen, auf  etwas  mehr  bei  den  feinen  Weinen;  bei  letzteren 
indess  sei  die  Erhöhung,  die  übrigens  nicht  allzu  bedeutend 
sei,  dem  Volke  absolut  ^eichgiltig,  überhaupt  sei  die  Erhöhung 
beim  Wein  nur  deshalb  vorgenommen,  damit  der  Weintrinker 
ebensoviel  zahle  wie  der  Biertrinker.  Nach  Ansicht  der  Kom- 
mission dagegen  stellte  sich  die  Erhöhung  auf  20  Groschen 
(pro  Eimer)  flir  Champagner,  Burgunder  und  Rheinwein, 
5  Groschen  flir  gewöhnlichen  Wein,  3  Thaler  20  Groschen 
fUr  Mosel-  und  Frankenwein. 

Der  Nachweis,  dass  bei  den  einzelnen  Steuern  keine  be- 
deutenden Erhöhungen  stattgeflinden  hätten,  war,  wie  sich  aus 
dem  Gesagten  ergiebt,  de  Launay  durchaus  missglückt:  seine 
Darlegungen  vermochten  die  Elritik  der  Kommission  nicht  aus- 
zuhalten. Wir  werden  uns  unsererseits  vollkommen  der  Ansicht 
der  letzteren  anschliessen,  dass  die  Biersteuer  um  das  doppelte, 
die  Branntweinsteuer  um  die  Hälfte  erhöht  wurde.  Wenn  die 
Weinsteuer  weniger  betroffen  wurde,  so  erscheint  dies  nur  um 
80  belastender  flir  die  Reform  selbst:  die  Abgabe,  die  natur- 
gemäss  am  ersten  eine  sehr  bedeutende  Steigerung  vertrug, 
wurde  am  schonendsten  behandelt,  während  gerade  diejenige, 
bei  der  es  am  wenigsten  angebracht  war,  die  schärfste  An- 
ziehung der  Steuerschraube  erflihr.  In  diesem  Zusammen- 
hang nun  erwäge  man,  dass  die  Kommission  eine  Erhöhung 
der  Konsumtionsakzise  vom  Wein  beabsichtigte.  Man  wird 
da  kaum  noch  über  das  definitive  Urtheil  zweifelhaft  sein 
können. 

Die  eine  Festung  der  Vertheidiger  des  Deklarations- 
patentes, die  Behauptung,  dass  dasselbe  keine  erhebliche  Ver- 
mehrung der  Abgaben  enthalte,  war  von  der  Kommission  er- 
stürmt; schon  dadurch  war  der  Standpunkt  de  Launays  völlig 
unhaltbar  geworden;  aber  auch  seine  übrigen  Bollwerke  ver- 
mochten dem  Angriff  des  Gegners  nicht  Stand  zu  halten. 
Alles  Lob,  das  in  zu  überschwenglicher  Weise  von  de  Launay 
dem  Deklarationspatent  ertheilt  wurde,  gründete  sich  auf  die 
Thatsache,  dass  aasselbe  die  Komsteuer  aufhob.  Sehen  wir 
einstweilen  hiervon  ab,  um  bald  darauf  zurückzukommen,  so 
war  in  dem  Patent  vor  allem  noch  beachtenswerth  die  wohl- 
fahrtspoUzeiliche  Seite,  die  Sorge  das  Publikum  vor  Ver- 
fillschangen  zu  hüten.  Wenn  nun  auch  hierbei  die  Mittel, 
die  durchaus  das  Gepräge  des  Polizeistaates  tragen,  manch- 
mal als  verfehlt  erscheinen,  so  verdient  doch  der  leitende 
Gedanke   volle  Anerkennung,    und    man  darf  es   der  Regie 

^)£xpo6^ 
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durchaus  nicht  verargen,  wenn  sie  auch  diese  Seite  des  Pa- 
tentes warm  preist*).  Sie  erklärt  ea  demgemBas  fttr  die  Auf- 
gabe des  Kflnigs,  dafttr  zu  sorgen,  dass  Brauer  and  Brenner 
dem  Volk  unter  dem  Vorwande  der  Steuer  nicht  mehr  ab- 
verlangen, als  sie  Abgabe  gezahlt  hätten,  das«  man  das  Bier 
nicht*  verdünne,  dasa  man  nicht  einheimischen  Branntwein  ftlr 
fremden,  geiUlachte  Weine  für  nattlrlicbe  ausgebe.  Hdchst 
merkwürdig  ist  die  Begründung,  welche  de  Lannay  filr  diese 
Auflassung  giebt  Einmal  allerdings  vertheidigt  er  sie  vom 
Standpunkt  des  Utilitätspriuzips  aus,  indem  er  sagt,  das  Volk 
seibat  werde  alle  jene  Verfälschungen  nicht  verhindern;  so- 
dann erklärt  er:  der  König  ist  „Miteigenthttmer  der  den 
Steuern  unterworfenen  Gegenstände" '),  als  solcher  hat  er  da^ 
für  zu  sorgen,  dass  man  ihn  nicht  betrüge,  und  daas  man  das 
Volk  nicht  täusche.  Setzen  wir  ftlr  „König"  das  gleich- 
bedeutende „Staat",  so  haben  wir  den  reinsten  Sosialumus, 
ja  Kommunismus  vor  uns.  De  Launay  ist  nun  nicht  der  Mann, 
dass  wir  ihn  fltr  den  geistigen  Urheber  eines  derartigen  Ge- 
dankens halten  dürften,  wir  haben  ganis  unzweifelhaft  hier 
eine  Anschauung  zu  erblicken,  die  de  Launay  ans  seinem 
Umgang  mit  dem  König  annahm.  Man  erkennt,  wie  ktUin 
der  Gedankcnöug  Friedrichs  ging:  der  Monarch  ist  nicht  blos 
Herrscher  über  seine  Unterthanen,  sondern  MiteigenthUmer  des 
Besitzes  derselben,  aber  diese  Miteigenthumeiwbaft  giebt  — 
und  hierin  liegt  das  Ideale,  Erhabene  der  fridericianischen 
Gedanken  —  nicht  Rechte,  sondern  Fäichten.  Scheinbar  die- 
selbe Idee  wie  jenes  l'Etat  c'est  moi  des  französischen  Au- 
tokraten, und  doch  welch  anderer  InhalL  D9rt  der  Begriff 
des  allumfassenden  Rechtes,  hier  der  der  allumfassenden 
Pflicht  Darin  liegt  der  unüberbrückbare  G^eosatz  des 
sozialistisch  angehauchten  Königthums  Friedrichs  des  Grossen 
und  der  späteren  sozialen  Theorien,  dass  ersterer  von  der 
Pflicht  des  einzelnen,  letetere  vom  Hechte  aller  ausgehen. 
Mag  man  vom  national-ökonomischen  Standpunkte  aus  Ober 
Friedrich,  über  den  Sozialismus  denken,  wie  man  wolle,  vora 
ethischen  aus  muss  man  sagen:  tiefer,  idealer,  heroischer  ist 
die  Anschauung  des  preussischen  Königs. 

Waren  die  eben  erwähnten  Gedanken  de  Launajs  nttr 
ein  Abbild  der  Gesinnungen  des  Königs,  so  gilt  ganz  dasselbe 
von  den  Ausfllhrungeii,  mit  denen  de  Launay  den  allgemeinen 
Standpunkt  des  Deklarationspatents  zu  vertheidigen  sachto: 
sie  sind  lediglich  eine  Umschreibung  dessen,  was  in  der  Ein- 
leitung des  Gesetzes,  dem  königlichen  Brief  und  der  könig- 
lichen Instruktion  enthalten  ist.  Er  sagt,  das  Deklarations- 
patent entlaste  den   Armen,    indem   es  sein   Brot  und   seine 
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Q^tränke  von  Abgaben  befreie.  Es  mache  die  Steuern  zu 
freiwilligen  Abgaben,  und  eben  dadurch  würden  sie  weniger 
drückend.  Die  von  dem  Gesetz  aufgehobene  Eomsteuer  sei 
eine  erzwungene  Abgabe,  weil  niemand  ohne  Brot  leben  könne ; 
von  ihr  werde  am  meisten  der  Arme  gedrückt,  weil  er  weni- 
ger als  der  Reiche  das  Brot  durch  andere  Nahrungsmittel  er- 
setzen könne.  Ihr  gegenüber  seien  die  Abgaben  vom  Fleisch, 
Bier  und  Wein  mehr  freiwilliger  Natur;  Wein  insbesondere 
brauche  man  nicht  zu  trinken,  wenn  man  auch  Durst  habe. 
Alles  uns  längst  bekannte  Sätze,  die,  wie  wir  früher  gesehen, 
neben  vielem  Richtigen  auch  manches  Unrichtige  enthalten. 

Konnten  diese  Ausführungen  nicht  als  das  geistige  Eigen- 
thum  de  Launays  bezeichnet  werden,  so  gehört  ihm  dafür 
der  Versuch  des  Nachweises  an,  dass  das  Deklarationspatent 
jene  gerühmten  Vorzüge  auch  in  der  Praxis  ausübe.  Er 
wollte  dies  durch  folgendes  Beispiel  zeigen.  Eine  erwachsene 
Person  brauche  täglich  2—3  Pfund  Brot,  V4  Pfund  Fleisch*) 
und  1  Quart  Bier').  Nach  den  neuen  Steuersätzen  werde 
hierfür  VU  Pfennig  Abgaben^)  bezahlt  Wenn  man  nun  an- 
nehme, dass  aus  einem  Scheffel  Roggen  unge&hr  100  Pfund 
Brot  gewonnen  würden,  und  berücksichtige,  dass  der  Scheffel 
Roggen  früher  5  Groschen  8  Pfennig  gezahlt  habe,  so  ergäbe 
dies  eine  Abgabe  von  '/s  Pfennig  pro  Pfund;  es  hätte  mithin 
eine  erwachsene  Person  bei  dem  angeführten  Verbrauch  nach 
dem  früheren  System  VIb — 2  Pfennig  zu  zahlen  gehabt,  wo 
dann  noch  ganz  von  der  Tafelziese  abgesehen  sei,  die  doch 
113  000  Thaler  eingebracht  hätte. 

Ein  sehr  anderes  Aussehen  bekam  die  Sache  nach  den 
Aasführungen  der  Kommission^).  Diese  wies  zunächst  die 
ELmeinziehung  der  Tafelziese  als  ganz  ungerechtfertigt  zurück, 
weil  dieselbe  gar  keine  Kqmsteuer,  sondern  eine  Biersteuer 
gewesen  sei.  Sie  stellte  sodann  für  das  zu  lösende  Exempel 
rolgende  Grundlage  hin:  ein  Bürger  in  einer  kleinen  Stadt 
brauche  wöchentlich  12  Pfund  Brot,  1  Pfund  Fleisch,  4  Quart 
Bier*)  ®).  Für  das  Heisch  und  Bier  zahle  er  nach  den  neuen 
Sätzen  5  Pfennig  Akzise.  Es  frage  sich  nun,  wie  viel  er 
durch  die  Aufhebung  der  Eomsteuer  gewinne.  Es  sei  falsch 
SU  behaupten,  dass  die  Eomsteuer  früher  5  Groschen  8  Pfennig 
betragen  habe,  denn  in  letzterer  Summe  stecke  nicht  blos  die 
Eomsteuer,   sondern   auch  die  Mahlsteuer  und   noch   weitere 


1)  £iiie  Familie  2  Pfund. 

*)  Nach  dem  £zamen  du  compte  rendu  bei  Mirabean  Bd.  4  8.  S04 
trinkt  der  Anne  täglich  2  Mass. 

s)  1  Pfemiig  &  Bier,  Vi  Pfemüg  für  Fleisch. 

^)  Denkschrift  vom  2.  Dezember  1768. 

B)  Tfiglich  Vs  Quart,  Sonntags  1  Quart 

^  Die  Kommission  nimmt  also  überall  einen  geringeren  Konsam  an, 
als  de  Laonay. 
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Abgaben.  Die  eigentliche  Eornsteuer  habe  ausgemacht  Tom 
Scheffel  in  Berlin  3  Groschen,  in  den  Lnmediatstftdten  3  Gro- 
schen für  Bäckerbrot,  2  Groschen  3  Pfennig  filr  Privatbrot^ 
in  den  übrigen  Städten  2  Groschen  6  Pfennig  f)ir  Bäckerbrot, 
1  Groschen  9  Pfennig  flir  Privatbrot  Wenn  man  nun  die 
durch  das  Deklarationspatent  neu  eingeführten  Visitations- 
gelder berücksichtige,  so  ergebe  sich,  dass  thatsftchlich  auf- 
gehoben seien  2  Groschen  8  Pfennig  in  Berlin,  2  Groschen 
8  Pfennig  bezw.  1  Groschen  11  Pfennig  in  den  Immediat- 
Städten,  2  Groschen  2  Pfennig  bezw.  1  Groschen  5  Pfennig 
in  den  übrigen  Städten.  Es  betrage  mithin  Air  den  Eonsnm 
des  Bürgers  der  Steuererlass  2^8  Pfennig.  Da  er  nun  jetzt 
5  Pfennig  zahle,  müsse  er  doppelt  so  viel  mehr  geben  alt 
ihm  erlassen  sei. 

Es  ist  misslich  über  diese  Polemik  ein  Urtheil  ahzugeben, 
da  die  Grundlage,  von  der  ausgegangen  wird,  nicht  ein  an- 
erkannter Satz,  sondern  eine  von  beiden  Seiten  etwas  ver- 
schieden gefasste  Hypothese  bildet;  es  bekommt  dadurch  der 
ganze  Streit  über  diesen  Punkt  etwas  Schwankendes,  Resultat- 
loses. Wenn  man  nun  aber  auch  mit  der  Kritik  vorsichtig 
ist,  so  viel  wird  man  jedenfalls  sagen  dürfen,  absolut  der 
Wirklichkeit  entsprechend  waren  die  de  Launayschen  Aus- 
führungen nicht;  auf  keinen  Fall  reichen  sie  aus,  um  das 
Deklarationspatent  in   überzeugender  Weise    zu   vertheidigen. 

Der  grosse  Unterschied  des  Angriffes  der  Kommission 
von  der  de  Launayschen  Vertheidigung  liegt  nun  darin,  dass 
erstere  nicht  von  beliebigen  Annahmen,  sondern  von  genauen 
Zahlenangaben  ausging,  dass  sie  den  Nachweis,  dass  die 
Steuervermehrung  grösser  sei  als  der  Steuererlass,  nicht  ver- 
mittelst allgemeiner  Redensarten,  sondern  auf  dem  Wege 
streng  ziffemmässiger  Betrachtimg  zu  führen  suchte.  Nach 
ihr  stellte  sich  die  Frage  einfach  so:  Wie  viel  beträgt  bei 
dem  thatsächlichen  Konsum  von  Wein,  Bier,  Branntwein  und 
Fleisch  die  Akzise  jetzt  mehr  als  früher?  und  wie  viel  wäre 
von  dem  thatsächlichen  Getreideimport  Komsteuer  zu  zahlen 
gewesen  ? 

Zum  Bierbrauen  wurden  34  434  Wispel  verwendet  Nach 
den  früheren  Sätzen  stellte  sich  für  sie  die  Steuer  folgende^ 
massen: 

132  230  Thlr.  23  Gr.  2       Pf.  Akzise, 
10  516      „      21     „     6        „     Kriegsmetze, 
5  380      „        7     „     9^/4    „     Bicrgeld, 

148  128  Thlr.     4  Gr.  5«/4  Pf.  in  Summa, 
Die   Kommission   berechnete   nun*),    dass   dieselbe   Quantität 


^)    Unter    der   Annahme  ^    dass   ein    Wispel    Weisen   24    Tonnen, 
1  Wispel  Garste  16  Tonnen  Bier  liefere. 
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Getreide  nach  der  Vorschrift  des  Deklarationspatents  [18  Qr. 
für  die  Tonne]  281  905  Thlr.  6  Gr.  Biersteuer*)  zahlen  würde. 
Es    betrug   also    das    Plus    beim   Bier    133  777    Thlr.    1    Gr. 

6»/4  Pf. 

Zum  Branntweinbrennen  gebrauchte  man  9389  Wispel. 
Hierfür  wurde  früher  bezahlt: 

88  952  Thlr.  11  Gr.     6  Pf.  Akzise, 

10 144      „      21     „       5    „    Kriegsmetze, 

99  097  Thlr.     8  Gr.  11  Pf.  in  Summa. 

Nach  den  Sätzen  des  Deklarationspatents  zahlte  nach  den 
Berechnungen  der  Kommission  dieselbe  Quantität  149  603  Thlr. 
10  Gr.*),  was  für  den  Branntw^ein  ein  Plus  von  50  506Thlrn. 
1  Gr.  1  Pf.  ergab. 

Beim  Wein^)  lieferte  die  Konsumtionsakzise  nach  den 
neuen  Sätzen  einen  Mehrbetrag  von  lODOO  Thlm.  22  Gr., 
während  die  neue  Verkaufsabgabe  11655  Thlr.  2  Gr.  mehr 
einbrachte  als  die  alte  Handlungsakzise*).  Das  Gesammtplus 
der  Weinsteuer  betrug  also  22  556  Thlr. 

Dazu  kam  nun  noch  die  gesammte  neue  Fleischsteuer 
mit  55  582  Thlm.  3  Gr.  8  Pf.  und  die  gesammten  Visitations- 
gelder mit  30  495  Thlrn.  2  Gr. 

Alles  in  allem  stellte  sich  also  die  Steuervermehrung 
folgendermassen : 

Biersteuer    ....  133  776  Thlr.  1  Gr.     &^k  Pf. 

Branntweinsteuer  50  506      „  1     „       1  „ 

Weinsteuer    ...  22  556      „  —     „  —  „ 

Fleischsteuer     .  .  55  582      „  3     „       8  „ 

Visitationsgelder.  30  495      „  2     „  —  „ 

Gesämmtbetrag   .  292  916  Thlr.  ~8~Gr.     3«/*  PI 

Diesem  Mehrbetrag  stand  nun  gegenüber  die  Aufhebung 
der  Komsteuer.  Nach  der  Berechnung  der  Kommission  brachte 
dieselbe  ein: 


^)  Wobei  nur  die  Slaatssteuer  mit  IIV2  Gr.  für  die  Tonne  in  An- 
schlag gebracht  ist,  während  die  6V2  Gr.  für  die  Landschaft  nicht  berück- 
sichtig sind. 

*)  Wobei  jeerechnet  wurde,  dass  aus  1  Scheifel  Weizen  15^2  Quart, 
aus  1  Scheffel  Koggen  oder  Gei-ste  12  Quart  Branntwein  erzeugt  würden. 

•)  Zu  Grunde  jrele^  wurde  der  Weiukonsum  von  1765/6H,  für  Berlin 
der  von  1764/65.  j5abei  wurden  für  die  Konsumtionssteuer  die  oben  an- 
gegebenen Erhöhungen  berechnet^  inbetreff'  der  Verkaufsabgabe  wurde 
angenommen,  dass  sie  von  der  Hälfte  des  eingeführten  Weines  gezahlt 
werde. 

*)  Letztere  wurde  auf  das  doppelte  des  für  Berlin  bekannten  Be- 
trages (1324  Thlr.  2  Gr.)  geschätzt. 

Fondmog«!!  (30)  YH.  3.  —  Sohnlize.  17 


18  vn.  3. 

64  554  Thir.  16  Gr.     5'/.  Pf.  KonmkzUe, 
43  526      „       3     „      3V2    „    Eriegemetze, 
4126      q      20     „     —        „    Eomhandelaakzise, 
18  008      „      17     „       2        „    Mahlj^clder  in  der  Friedrich- 
Stadt  und  dem  Werder. 


130  276  Thlr.     8  Gr.  10»/*  Pf.  in  Sumiia. 

Hielt  man  dies  nun  gegen  die  obige  Steuerrermehrnng, 
ao  ergab  sich,  daas  die  Ateucrrcgclungen  des  Dcklarations- 
patentes  eine  Steigerung  der  Abgaben  um  162  030  Thlr.  23  Gr. 
5  Pf.  beileuteten.  Nach  der  Ansicht  der  Kommission  war 
indess  hiermit  die  wirkliche  Steuererhöhung  noch  keineswegs 
erschiipft,  denn  nicht  nur  bei  den  im  Patent  genannten 
Sachen,  sondern  auch  noch  bei  anderen  Gegenständen  sei  die 
Akzise  vermehrt  worden;  so  bringe  z.  B.  der  KalTee  allein 
in  Berlin  30  000  Thaler  mehr  ein  als  früher.  Ferner  sei 
frilher  beim  Export  aus  den  Städten  stets  Steuerbonifikation 
gewährt  worden,  auch  bei  kleinen  Objekten;  jetzt  aber  trete 
eine  Stcuerrestitution  erst  ein,  wenn  die  gezahlte  Akzise  Über 
'i  Thaler  betrage.  Diesen  Erhöhungen  gegenüber  kfimen  die 
wenigen  Verminderungen  und  Erleichterungen,  welche  der 
neue  Tarif  gewähre,  nicht  in  Betracht. 

Ich  denke,  diese  Ausführungen  sind  erschöpfend:  ftlr 
jeden,  der  sehen  will,  ist  klar  bewiesen,  dass  das  Deklarations- 
patcnt  mit  seinen  Bestimmungen  nicht  nur  eine  Steuerilnderang, 
sondern  eine  Steuervermehrung  enthielt.  Daraus  folgt  nun 
aber  offenbar,  dass  die  Verheissungen  der  Einleitung  dea 
Gesetzes  wie  der  königlichen  Instruktion  mit  den  Thatsachen 
im  Widerspruch  stehen.  Um  dies  zu  erklären,  sind  nur  zwei 
Annahmen  möglieh :  entweder  der  König  sagte  absichtlich  die 
Unwahrheit,  oder  er  selbst  unterlag  einer  Täuschung.  Ersteres 
halte  ich  nun ,  wie  bereits  früher  ausgesprocheu  wurde ,  bei 
dem  ganzen  Charakter  Friedrichs  fiir  unmöglich;  vollständig 
ausgeschlossen  erscheint  mir  fern(^r  diese  Annahme  dadurch, 
dass  jene  Verheissung  sich  nicht  nur  in  dem  für  die  Oeffent- 
lichkeit  bestimmten  Gesetze,  sondern  auch  in  der  an  einen 
kleinen  Kreis  von  Sachverständigen  gerichteten  Instruktion 
findet.  Es  bleibt  mithin  nur  die  zweite  Erkitirung.  Eine  Täu- 
schung aber  setat  eini'U  Tüuscher  voraus.  Dieser  aber  kann 
offenbar  nur  de  Laun.ay  selbst  sein:  indem  Friedrich  sich  auf 
!«cine  Behauptungen  stützte,  dnss  die  Massnahmen  von  1766 
nur  eine  Steueränderung  seien,  konnte  er  jene  Versprechungen 
machen.  Das  Verfahren  des  Königs  ist  hierbei  vollkommen 
korrekt:  niemand  kann  es  ihm  übelnehmen,  dass  er  sich  auf 
das  verliess,  was  ihm  der  Chef  seiner  Steuer  Verwaltung  sagte, 
tiass  er  bei  steuertechnischen  Details,  die  er  naturgemäss  nicht 
vollkommen  durchdringen  konnte,  sich  den  Ansichten  dessen 
anschloBB,  den  er  für  durchaus  saehvcrstjindig  hielt.     Für  die 


Vn.  8.  259 

Kritik  also  liegt  die  Sache  so:  die  Ziele,  die  der  König  mit 
seiner  Steuerreform  erstrebte,  sind  unzweifelhaft  durchaus  zu 
biUigen;  da  man  von  ihm  aber  nicht  volle  Kenntnis  aller 
Details  verlangen  kann,  so  trifft  die  Verantwortlichkeit  für 
die  zur  Durchführung  angewandten  Mittel,  die  die  Kritik 
vom  objektiven  Standpunkt  aus  als  verfehlt  bezeichnen  muss, 
nicht  ihn,  sondern  de  Launay.  Das  Urtheil  über  diesen  nun 
wird  ganz  anders  lauten  müssen.  Selbst  wenn  er  in  gutem 
Glauben  handelte,  ist  sein  Verhalten  nicht  zu  billigen;  denn 
von  dem  Chef  der-  Steuerverwaltung  muss  man  verlangen, 
dass  er  darüber,  ob  eine  andere  Organisation  der  Abgaben 
eine  Vermehrung  mit  sich  bringt  oder  nicht,  ein  richtiges 
Urtheil  hat.  Jene  Voraussetzung  indessen,  dass  der  Leiter  der 
Regie  hier  in  gutem  Glauben  vorging,  trifft  nicht  einmal  zu: 
zu  sehr  wird  de  Launay  komproraittirt  durch  seine  oben  mit- 
getheilte  Aeusserung  über  die  Biersteuer,  worin  er  in  derselben 
eine  Vermehrung  erblickt.  Es  trifft  ihn  also  nicht  der  Vor- 
wurf mangelhafter  Intelligenz,  sondern  der  der  Unwahrheit  in 
für  den  König  bestimmten  Schriftstücken :  man  kann  ihn  nicht 
davon  freisprechen,  dass  er  absichtlich  dem  ilonarchen  eine 
falsche  Ansicht  über  den  Charakter  der  Steiier\'eränderung  bei- 
brachte. Freilich  fehlt  es  auch  für  sein  Verfahren  keineswegs 
an  einer  Entschuldigung:  dieselbe  liegt  darin,  dass  ihn  nicht 
egoistische  Motive  beseelten,  sondern  das  —  von  ihm  freilich 
falsch  verstandene  —  öffentliche  Interesse:  er  kam  zu  jenem 
Verfahren,  weil  er  auf  jede  Weise  die  Staatseinnahmen  zu 
steigern  suchte. 

Es  bedeuten,  wie  gesagt,  die  Anordnungen  des  Deklara- 
tionspatentes eine  Vennehrung  der  Abgaben.  Ist  schon  dies 
ein  Widerspruch  gegen  die  Einleitung  des  Gesetzes  selbst,  so 
Hegt  doch  noch  ein  weit  stärkerer  in  der  Art  dieser  Erhöhung. 
Richtig  erkannte  die  Kommission  den  Charakter  derselben, 
wenn  sie  darauf  hinwies  *),  dass  titr  die  Aermeren  Bier,  Fleisch 
und  Branntwein  eben  so  nothwendige  Lebensmittel  seien  wie 
Brot :  während  der  König  eine  stärkere  Belastung  der  Reichen 
zu  Gunsten  der  Aermeren  proklamirt  hatte,  wurden  jetzt  ge- 
rade die  weniger  Wohlhabenden  härter  belegt. 

Aus  dem  Gesetz  selbst  ergiebt  sich  die  Kritik  seiner  ein- 
zelnen Massnahmen:  indem  sie  das  Gegentheil  von  dem  er- 
reichen, was  sie  erreichen  sollen,  ist  über  sie  das  Urtheil  ge- 
sprochen. Es  muss  also  dieses  Urtheil  vom  historischen  Stand- 
punkt aus  ein  verwerfendes  sein,  gleichviel  wie  der  moderne 
Nationalökonom  über  den  materiellen  Inhalt  der  einzelnen  Be- 
stimmungen denken  mag.  Der  Schuldige  aber  ist  nicht  der 
König,  sondern  de  Launay :  ihn  allein  treffen  die  Tadelsworte, 
die  der  Historiker  hier  aussprechen  muss. 

^)  Denkschrift  yom  2.  Dezember  1768. 

17* 


8.    WfU«rf  BMtuBHisra  4m  Tarifs. 

Di«  Kritik  des  Deklaratioiupatente«  bezeichnet  den  ntt- 
teriellen  Höhepunkt  and  Kernpunkt  der  VeriuukdhiDgai ;  i^ 
aoHerdem  nocn  zar  Sprache  kam.  war  wenig  bedeutend.  Ja 
man  kann  eigentlich  sagen,  das  Deklarationspatent  und  die  in 
ihm  bebandelten  einzelnen  Abgaben  bildeten  den  aossdilicn- 
lichen  Gegenstand  der  Berathungen  Ober  den  kuimlikiacfaen 
Tarif.     Von   all  den   vielen   hundert  Objekten,    die   sonn  in 

1'enem  Tarif  angeführt  waren,  gelangte  keines  zu  eingdietiderer 
l<;8preclmng.  Für  alle  .Suc-hi^n  ausEer  Bier,  Branntwein,  Wein. 
Fl<;i«ch  und  Getreide  bliei>en.  von  wenigen  geringfögigen  Aus- 
nahmen abgesehen,  einfach  die  Sätze  des  bisherigen  Taiitt 
oder  der  späteren  Spezi alverordnangen  bestehen.  So  imposant 
datier  auf  den  ersten  Blick  der  Tarif  mit  seiner  FOlle  Ton 
Bestimmungen,  mit  seiner  unzähligen  Masse  akzisbarer  G^en- 
■tände  auMtielil.  so  inhaltlos  ist  er  im  grossen  und  ganzen, 
wenn  uian  seinen  materiellen  Cliarakter  ins  Auge  £ust:  er 
ist  in  dem  weitaus  überwiegenden  Theile  nicht  geistige  Arbeit 
sondern  mechanische  Kopie.  Um  so  schneller  kann  der  Histo- 
riker über  ihn  wegeilen:  eine  Au^hlung  der  einzelnen  Steno^ 
Sätze  wäre  vollkommen  zwecklos,  wäre  nichts  mehr  als  eine 
Kuriositäten  Sammlung.  Es  soll  datier  von  einer  Besprechnng 
der  vielen  PiLinzel heilen  des  Tarife  hier  vollständig  at^eaehoi 
werden,  indem  nur  wenige  Bestimmungen  von  allgemeinerem 
JntcreNse  noch  angeführt  werden  sollen. 

Dahin  gehört  vor  allem  die  Vorsclirift  über  die  Privi- 
logirtcn:  nach  Münchliauscns  Vorschlag*)  wurde  als  Grenze 
fUr  die  Giltigkeit  der  Steuerbefreiungen  das  Jahr  1765,66 
angenommen. 

Ferner  aei  erwähnt  die  Besteuerung  der  Materialwaaren. 
Der  zu  Grunde  gelegte  jirinzipielle  Satz  war  ein  Groschen 
vom  Thaler  de»  Ei  n  kaufst)  reis  es  ^  in  Wirklichkeit  aber  stellte 
sich  die  Steuer  viel  niedriger,  weit  dieser  Einkaufspreis  ein 
lUr  allemal  durch  eine  Schätzung  von  1739  bestimmt  und  seit- 
dem nicht  verändert  war,  während  die  thatsächlichen  Preise 
bedeutend  gestiegen  waren.  Natürlich  musste  dadurch,  das» 
auch  weiterhin  hi.-*  178G  eine  neue  l'rcisabscliätzung  nicht  vor- 
genommen wiinic-),  die  relative  Höhe  der  Steuer  von  Jahr 
zu  Jahr  iihm^iinK^n. 

Werfen  wir  noch  einen  Blick  auf  das  Verhältnis  des 
neuen  Tarifs  zum  allen,  auf  die  in  erstereni  vi>rgeuommeneii 
Eriiöhungfin  und  Vennindcrunf^en.  Für  die  S teuer verstär- 
knn^on  koniiut,  abgesehen  von  der  (insführlich  erörterten 
StdiKennifj  der  Getriinke«tcuern  und  den  in  anderem  Zusam- 
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menhange  zu  besprechenden  Mehrbelastungen  einiger  Luxus- 
gegenstände nur  noch  eine  Massregel  in  Betracht :  die  an  sich 
nicht  eben  bedeutende,  aber  doch  keineswegs  unwichtige  Er- 
höhung der  Akzise  von  Viktualien,  die  vom  platten  Lande 
nach    der  Stadt  gebracht   wurden,     ßisher    zahlten  dieselben 

9  Pfennig  vom  Thaler  Werth,    in  Zukunft  sollte  die  Abgabe 

10  Pfennig  betragen.  Die  aus  dem  Auslande  importirten  Vik- 
tualien  entrichteten  1  Groschen;  die  aus  anderen  Städten 
kommenden  waren,  wie  uns  bereits  bekannt,  der  Nachschuss- 
akzise  unterworfen,  die  flir  Viktualien  aus  Pommern,  Magde- 
burg und  der  Kurmark  4  Pfennig,  für  solche  aus  anderen 
Provinzen  6  Pfennig  vom  Thaler  betrug. 

Recht  unbedeutend  gegenüber  den  Erhöhungen,  die  durch 
den  neuen  Tarif  eintraten,  waren  die  Erniedrigungen,  welche 
derselbe  gewährte.  Nach  der  Absicht  des  Königs  freilich^) 
sollte  fUr  eine  wichtige  Gattung  von  Waaren  eine  Ermässigung 
eintreten.  Wolle,  roher  Flachs  und  haarige  Felle  sollten  ganz 
von  der  Akzise  befreit  werden,  um  dadurch  die  heimische 
Industrie  zu  unterstützen.  Die  Kommission  sprach  auch  ihre 
Bereitwilligkeit  aus,  diesem  Wunsche  nachzukommen^),  trotz- 
dem enthielt  der  Tarif  in  der  Gestalt,  in  der  er  publizirt 
wurde,  auch  für  diese  Sachen  eine  Abgabe,  und  zwar  betrug 
dieselbe  flir  Wolle  6  Pfennig  pro  Stein,  für  ungeheehelten 
Hanf  6  Pfennig  pro  Stein  und  tür  rohe  Felle  1  bis  3  Pfennig 
pro  Stück. 

Dadurch,  dass  diese  Sachen  nicht  akzisefrei  wurden,  be- 
schränkten sich  nun  die  ganzen  Herabsetzungen,  die  der  neue 
Tarif  im  Vergleich  zu  dem  alten  enthielt,  auf  zwei  Mass- 
regeln von  sehr  geringer  Wichtigkeit:  erstens  war  das  Vitriol 
etwas  herabgesetzt,  und  zwar  aus  dem  Grunde,  weil  es  1739 
nur  als  Apothekerdroge  verwendet  wurde  und  daherh  oberen 
Preis  hatte,  während  es  jetzt  auch  anderweitig  benutzt  wurde ; 
zweitens  sollten  die  zur  Färberei  gebrauchten  Sachen  in  Zu- 
kunft nicht  mehr  wie  bisher  drei  Prozent,  sondern  nur  zwei 
Prozent  zahlen,  eine  Herabsetzung,  die  indessen  eine  lediglich 
nominelle  war,  weil,  wie  die  Kommission  selbst  es  konstatirte, 
infolge  höherer  Werthabschätzung  dieser  Sachen  in  Wirklich- 
keit der  frühere  Steuerbetrag  weiter  gezahlt  wurde. 

Von  all  den  vielen  Spezialsätzen  des  Tarifs  dürften  nur 
folgende  von  allgemeinem  Interesse  sein.  Zunächst  die  Steuer 
für  Metalle  und  Holz.  Der  Zentner  inländisches  Eisen  zahlte 
9  Pfennig,  ausländisches  3  Groschen;  der  Zentner  Kupfer 
7  Groschen  6  Pfennig.  Beim  Bauholz  betrug  die  Abgabe 
9  Pfennig  bis  1^/2  Groschen  pro  Thaler,  beim  Nutzholz  1  Gro- 
schen pro  Fuder,  beim  Brennholz  vom  Haufen  3  bis  4  Groschen 


>)  Protokoll  vom  3.  Oktober  1768. 

')  Schreiben  Hagens  vom  22.  November  1768. 
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Konsumtionsakzise  und  3  Groschen  Handlungaakzise.  Sodann 
sei  erwähnt  die  Akzise  fUr  Apothekerwaaren ,  die  einen  Qro- 
schen  pro  Thaler  ausmachte.  Femer  sei  angeftlhrt,  dass  die 
Goldschmiede  nicht  eine  Abgabe  für  den  einzelnen  Fall  ent- 
richteten, sondern  jahrlich  ein  Fixum  zahlten,  die  sogenanate 
Juwelen-  und  Silberakzise. 

Doch  nun  genug  der  Einzelheiten,  haben  doch  diese  Dinge 
nur  ein  sehr  untergeordnetes  Interesse.  Dagegen  verdient  noch 
ein  Vorgang  nach  der  Publikation  des  Tarifes  Erwähnung, 
weil  er  einen  bedeuteamen  Blick  hinter  die  Kulissen  ge- 
währt. Das  Generaldirektor! um  sprach  nämlich  im  Jahre 
1772  den  Wunsch  aus'),  das«  ausser  dem  Tarif  noch  ein  beson- 
deres Verzeichnis  der  verbotenen  Waaren  angefertigt  werde, 
Bowit!  eine  Zusammenstellung  der  Vorschriften  darüber,  wie 
sich  die  Kommerzianton  bei  der  Erhebung  der  ZOUe  zu  ver- 
halten hätten,  „indem  dieses  Publtkandum  von  der  dringend- 
sten Nothwendigkeit  ist".  Die  Regie  jedoch  lehnte  dies  Er- 
suchen vollständig  ab;  aie  motivirte  ihre  negative  Haltung 
damit,  dass  die  verlangte  Auizählung  der  verbotenen  G^egen- 
stände  nicht  kürzer  werden  würde  als  der  Tarif  selbst;  ebenso 
sei  es  nur  eine  unnütze  und  zeitraubende  Wiederholung,  wenn 
man  alle  Formalitäten  zusammenstellen  wolle. 

Nicht  durch  seinen  materiellen  Inhalt  ist  dieser  Streit  von 
Bedeutung,  wohl  aber  ist  er  uns  ein  interessantes  Symptom 
filr  das  Verhältnis  von  Goncraldirektorium  und  Regie  zu  jener 
Zeit.  Wir  sehen ,  wie  die  Spannung  zwischen  beiden  unver- 
mindert und  unausgeglichen  fortbestand;  wie  man  sich  von 
beiden  Seiten  mit  UebelwoUen  und  Unfreundlichkeit  entgegen- 
trat: jenes  stellte  lästige,  und  wie  wir  wohl  sagen  dürfen, 
überäüssige  Zunmthungen ,  diese  wies  dieselben  in  kalter, 
hochmUthiger  Weise  zurück.  Auch  nachdem  die  eigentlichen 
Prinzipien  fragen,  die  so  heftigen  Streit  veranlasst  hatten,  durch 
einen  Machtspruch  des  Königs  entschieden  waren,  konnten  die 
beiden  obersten  Verwaltungsbehörden  der  Monarchie  zu  keinem 
gedeihlichen  Verliältnis  kommen,  und  es  ist  diese  gegenseitige 
Missgunst  und  Eifersucht  dadurch  von  Bedeutung,  dass  sich 
in  eben  jenem  Jahre  1772  der  dritte  und  letzte  Akt  der  Steuer- 
reform abspielte:  bei  dem  Hader  der  beiden  Behörden,  auf  die 
es  doch  in  erster  Linie  ankam,  konnte  man  demselben  von 
vom  herein  kein  günstiges  Prognostikon  stellen. 

9.    Die  Xenmsrk. 

Der  kumifirkischo  Tarif,  dessen  innere  Gestaltung  wir 
im  vorhergehenden  ausführlich  erörtert  haben,  unterschied 
sich  nun   von  dem  alten  Tarif  von  1739  nicht  nur  durch  die 

I)  Schreiben   Horets  vom  1.  Juni  1772, 
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mancherlei  materiellen  Verschiedenheiten  der  einzelnen  Steuer- 
sätze, sondern  auch  durch  seinen  Geltungskreis ,  indem  er 
nicht  blos  wie  jener  die  Kurmark,  sondern  auch  die  Neu- 
mark umfasste.  Es  wurde  nämlich  illr  letztere,  die  bisher 
ihren  eigenen  Tarif  gehabt  hatte,  ein  besonderer  Tarif  nicht 
ausgearbeitet,  sondern  für  sie  wurde  einfach  der  kurmärkische 
massgebend  ^). 

Bald  stellte  sich  heraus,  dass  dies  eine  entschiedene  Un- 
gerechtigkeit gegen  jene  Provinz  war*).  In  dem  alten  neu- 
märkischen  Tarif  von  1754  waren  viele  Gegenstände  niedriger 
besteuert  als  in  dem  alten  kurmärkischen;  wenn  nun  jetzt  die 
kurmärkiflchen  Sätze  auf  die  Neumark  einfach  übertragen 
wurden,  so  bedeutete  dies  für  letztere  Provinz  eine  nicht  un- 
beträchtliche Erhöhung.  Vor  allem  wurden  von  dieser  Ver- 
mehrung die  Färberwaaren  betroffen,  die  bisher  nur  6  Tlialer 
gezahlt  hatten,  während  sie  in  Zukunft  9  Thaler  geben  sollten*). 
Es  war  diese  Erhöhung  ein  schwerer  Schlag  für  das  neumär- 
kische Färbergewerbe,  weil  dadurch  der  Absatz  nach  Polen 
sehr  beeinträchtigt  wurde,  indem  man  sich  infolge  des  Stei- 
gens  der  Abgabe  gezwungen  sah,  den  Polen  höhere  Preise  zu 
stellen  als  bisher. 

Es  war  also  der  neue  Tarif  fiir  die  Neumark  noch  eine 
weit  stärkere  Belastung  als  für  die  Kurmark.  Nun  könnte 
man  allerdings  einwenden,  die  einzelne  Provinz  hätte  ihre 
Sondervortheile  opfern  müssen  im  Interesse  einer  grösseren 
Einheitlichkeit  der  Steuer.  Gewiss  muss  dieses  Prinzip  als 
vollkommen  richtig  anerkannt  werden ,  aber  jene  Einheitlich- 
keit wurde  nur  leider  doch  nicht  durchgeführt:  es  blieb  die 
Sonderstellung  Pommerns,  Preussens,  Schlesiens,  Magdeburgs, 
Halberstadts  erhalten.  Da  liegt  nun  die  Sache  sehr  einfach. 
Wohl  konnte  man  von  jeder  Provinz  verlangen,  dass  sie  ihre 
Sonderstellung  und  die  aus  derselben  fliessenden  Rechte  auf- 
gebe, um  eine  einheitliche  Finanzverfassung  in  der  ganzen 
Monarchie  zu  ermöglichen;  wenn  man  aber  jene  Forderung 
stellte,  ohne  die  Bedingung  zu  erfüllen,  so  war  dies  ein  Ausser- 
achtlassen  berechtigter  Interessen:  wenn  man  die  finanzielle 
Sonderstellung  der  Neumark  aufhob,  nur  um  sie  mit  der  Kur- 
mark zusammenzukoppeln ,  so  war  dies  eine  Ungerechtigkeit 
Segen  erstere  Provinz.  Diejenigen,  die  den  Tarif  verfassten, 
.  h.  die  Regie,  erlaubten  sich  hier  einen  Eingriff  in  wohl  er- 
worbene Rechte,  der  auf  keine  Weise  entschuldigt  werden  kann. 


^)  Protokoll  vom  30.  Dezember  1768  und  Ueberschrift  des  Tarifes. 

s)  Eingabe  Jacobis  vom  22.  Juli  1770. 

*)  In  der  Kurmark  hatten  dieselben  früher  3  Prozent  des  Wertbes 
bezahlt;  die  jetzige  Ansetzung,  die  sich  auf  nur  2  Prozent  des  Werthes 
beUef,  kam  in  der  Sache  auf  dasselbe  hinaus,  da  jetzt  ein  höherer  Preis 
für  die  Berechnung  zu  Grunde  gelegt  wurde,  so  dass  in  der  Kurmark 
f&r  die  Färberwaaren  im  wesenthchen  alles  beim  alten  blieb. 


10.    Kritischer  BllckbUek. 

Werfen  wir  zum  Schlues  noch  einen  Rückblick  auf  das 
Ganze  der  Verhandlungen.  Dieselben  verliefen  fast  Überall 
resultaÜOB,  man  kam  über  das  Dcklarationspatent  nicht  hinaus. 
Wiederholen  wir  da  unsere  frühere  Frage :  wen  traf  die  Schuld 
hiervon?  Ohne  einen  Augenblick  zu  zögern,  werden  wir  jetzt 
sagen  können,  hauptsächlich  die  Regie  und  im  speziellen 
de  Launay.  So  sehr  jene  den  Standpunkt  Friedrichs  pries, 
so  oft  sie  sich  mit  demselben  identiüzirte :  sobald  es  galt,  die 
theoretischen  Oedanken  in  Wirklichkeit  umzusetzen,  Hess  sie 
den  KOnig  im  Stich,  machte  sie  Einwendungen  über  Einwen- 
dungen, setzte  es  durch,  dass  Bchliesslich  alles  beim  alten 
blieb.  So  kam  man  weder  zu  der  verheissenen  Entlastung 
der  nothwendigen  Lebensmittel,  noch  zu  der  im  Deklaratioos- 
patent  in  Aussiebt  gestellten  Neuordnung  der  Abgaben  von 
Fleisch  und  Wein.  Man  muss  sagen,  die  Ueber  ein  Stimmung 
zwischen  Friedrich  und  der  Regie  war  eine  nur  nominelle, 
thatsächlich  gingen  ihre  Anschauungen  sehr  weit  auseinander. 
E^  ist  dies  auch  vollkommen  erklärlich,  da  beide  in  der 
Steuerpolitik  das  leitende  Prinzip  ganz  verschieden  auffassten; 
fUr  den  König  war  es  die  Sorge  filr  die  unteren  Klasaeo,  flir 
de  Launay  das  Streben  nach  grossen  Einnahmen.  Die  Regie 
trifft  nun  der  schwere  Vorwurf,  dass  sie  —  zu  ihrer  iSat- 
schuldigung  sei  angenommen  unbewusat  —  die  tiefe  Klaft, 
die  zwischen  ihr  und  dem  Monarchen  gähnte,  mit  Phrasen 
überdeckte,  dass  sie  sich  den  Anschein  gab,  mit  dem  Herr- 
scher derselben  Meinung  zu  sein,  um  dann  das  Verwirklichen 
jener  Meinung  durch  allerlei  Ausöüchte  zu  hindern.  Hätte 
sie  jene  Verschiedenheit  offen  ausgesprochen,  wer  weiss,  ob 
dies  nicht  Friedrich  zu  einem  Einlenken  gegen  das  Beamten- 
thum  bewogen  hätte,  und  ob  dann  nicht  vielleicht  die  zweite 
Periode  der  Steuerreform  ein  positiveres  Resultat  gehabt 
hätte,  als  es  jetzt  der  Fall  war.  Die  Haltung  der  Regie  war 
also  nicht  nur  geistig  unfruchtbar,  sondern  auch  nicht  frei 
von  Unwahrheit 

Anders  das  preussische  Beamtenthum.  Dasselbe,  welches 
vom  König  1765/66  so  wegwerfend  und  verächtlich  beurtfaeilt 
war,  hatte  sich  in  walirhaft  glänzender  Weise  rehabilitirt :  es 
hatte  eine  Einsicht  in  ilio  steuertechnischen  Probleme  gezeigt 
und  eine  Fülle  von  Reformgedanken  entwickelt,  so  dass  man 
sagen  muss,  es  war  seinen  Aufgaben  voll  gewaohaen.  Ja  man 
darf  nicht  verscliweigen,  bei  den  Detailfragen  hatte  dieses  Be- 
amtenthum schärferen  Einblick  in  die  realen  Verhältnisse  be- 
wiesen als  der  König  selbst.  Ebenso  wenig  freilich  darf  man 
verkennen,  dass  der  Monarch  in  dreifacher  Hinsicht  diesem 
Beamtenthum  unendlich  überlegen  war:  durch  seine  klare 
Einsicht   in   das  Wesen   der   freien  Konkurrenz,   durch  seine 


VIL  8.  265 

Anschauung  y  dass  der  Herrscher  der  Anwalt  der  Armen  sei, 
durch  den  Uebergang  vom  Standpunkt  des  Gerechtigkeits- 
staates zu  dem  des  Wohlfahrtsstaates.  Aber  selbst  von  diesen 
Gedanken  ist  das  Beamten thum  nicht  so  weit  entfernt ,  wie 
man  zuerst  meinen  sollte.  Allerdings  verhält  es  sich  den 
sozialistischen  Ideen  des  Königs  gegenüber  scheinbar  durchaus 
ablehnend,  schweigt  von  ihnen,  um  nicht  offen  widersprechen 
zu  müssen;  aber  wie  wir  sahen,  kam  die  Kommission  im 
Verlauf  der  Verhandlungen  unwillkürlich  dazu,  die  Interessen 
der  Armen  zu  vertheidigen ,  namentlich  bei  der  Biersteuer 
Rücksicht  auf  die  weniger  Wohlhabenden  zu  verlangen,  wäh- 
rend man  umgekehrt  durch  Erhöhung  der  Weinsteuer  die 
Reicheren  stärker  belasten  wollte.  Man  kam  also  in  der 
Praxis  den  Gedanken  des  Königs  sehr  nahe.  Ebenso  machte 
die  Kommission,  wie  wir  konstatirten,  dem  Prinzip  der  freien 
Konkurrenz  mancherlei  Zugeständnisse.  Man  wird  also  sagen 
müssen,  der  theoretische  Gegensatz  zwischen  dem  König  und 
dem  Beamtenthum  ist  keineswegs  so  gross,  wie  es  auf  den 
ersten  Blick  den  Anschein  hat,  ist  keineswegs  unüberbrückbar ; 
durch  die  Natur  der  Dinge  selbst  war  es  nicht  ausgeschlossen, 
dass  sich  König  und  Beamtenthum  zu  gemeinsamem  Wirken 
zusammenfanden,  und  —  so  weit  darf  man  wohl  in  der  Kon- 

t'ekturalpolitik  gehen  —  wenn  dies  geschah,  hätten  die  Ver- 
landlungen  des  Jahres  1768  jedenfalls  ein  bedeutsameres  Re- 
sultat gehabt,  als  es  nun  der  Fall  war.  Dass  es  aber  zu 
dieser   gemeinsamen  Thätigkeit  nicht  kam,    erklärt  sich   aus 

Etychologischen  Motiven,  und  damit  gelangen  wir  zu  dem 
ndurtheil  über  die  gesammten  Kommissionsberathungen. 
Wie  wir  sahen,  war  die  Einsetzung  der  Kommission  durch 
den  König  ein  Symptom  einer  entschiedenen  Abwendung  von 
der  Regie.  Wenn  nun  die  Neuanknüpfung  mit  dem  preussi- 
schen  Beamtenthum  wirklich  zu  einem  Ergebnisse  fbhren  sollte, 
so  gehörte  dazu,  dass  letzteres  auf  die  Ideen  des  Königs  ein- 
ging. Es  geschah  aber  das  Gegentheil:  die  Kommission  be- 
gann damit,  dass  sie  über  die  Neueinführung  der  Komsteuer 
debattirte.  Wenn  nun  auch  jener  Antrag  abgelehnt  wurde, 
80  musste  doch  schon  allein  die  Thatsache,  dass  er  überhaupt 
gestellt  wurde,  den  Monarchen  bedenklich  machen,  musste  ihn 
veranlassen,  den  weiteren  Vorschlägen  der  Kommission  mit 
Misstrauen  zu  begegnen.  .Nun  fasste  die  Kommission  ihre 
Aufgabe  viel  weiter,  als  dies  in  dem  Sinne  des  Königs  lag, 
sie  glaubte  selbst  die  Anordnungen  des  Deklarationspatentes 
einer  Aenderung  unterziehen  zu  müssen,  während  Friedrich 
von  vornherein  jenes  Gesetz  als  unantastbar  betrachtete. 
Dazu  kam  nun,  dass  die  Regie  das  Deklarationspatent  so 
überschwenglich  pries,  sich  scheinbar  völlig  mit  den  An- 
schauungen des  Königs  identifizirte.  Unter  solchen  Umständen 
ist  es  voUkommen  begreifbar,   dass  sich  Friedrich  von  neuem 
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der  letzteren  zuneigte,  zumal  da  ja  de  Launay  sein  volles 
Vertrauen  genoss,  das  durch  vorübergehende  Zweifel  nicht 
auf  die  Dauer  erschüttert  werden  konnte.  Mit  einem  Wort: 
die  Haltung  der  Kommission  war  zu  schroff,  zu  wenig  ge- 
eignet, den  König  die  jahrelange  Spannung  zu  seinem  Beam- 
tenthum  vergessen  zu  machen.  Bei  den  engen  Verbindungen 
zwischen  Friedrich  und  do  Launay  war  ea  eine  psychologische 
Noth wendigkeit,  dass  der  vorübergehenden  Entfremdung  bald 
eine  Reaktion  folgte;  um  dieser  zu  beg^nen,  hätte  die  Kom- 
mission den  König  überzeugen  müssen,  dass  sie  mit  ihm  theo- 
retisch auf  demselben  Boden  stand,  was  auch,  wie  wir  zeig- 
ten, gar  nicht  so  schwer  war:  indem  sie  dies  nicht  that,  ver- 
eitelte sie  selbst  einen  fruchtbaren  Ausgang  der  Bcrathungen. 
Die  Schuld  also,  dass  das  zweite  Stadium  der  Steuer- 
reform absolut  rodultatlos  verlief,  trifft  nicht  einen,  sondern 
alle  Betheiligten,  doch  ist  der  Anthcil  der  einzelnen  an  dieser 
Schuld  sehr  verschieden.  Sehr  gering  erscheint  der  des 
Königs  und  des  Beamten tliums.  Jener  täuschte  sich  darüber, 
dass  die  Massregcln  des  Dcklarationspatents  tbatsäcblicb  nicht 
da»  waren,  was  sie  nominell  sein  sollten;  dicHes  wusste  den 
Monarchen  nicht  zu  überzeugen.  dRss  die  von  ihm  vor- 
geschlagenen praktischen  Anordnungen  mit  den  theoretischen 
Anschauungen  Friedrichs  in  Ueberoinstimmung  standen.  Viel 
slitrker  belastet  erscheint  de  Launay.  Indem  er  in  dem  un- 
fruchtbarsten Konservatismus  verharrte,  indem  er  jenen 
Konservatismus  für  eine  nothwendige  Konsequenz  der  Ideen 
des  Künigs  ausgab,  indem  er  absichtlich  es  so  darstellte,  als 
ob  die  Ziele  Friedrichs  durch  das  Dcklarationspatent  ver- 
wirklicKt  seien,  was  doch  nicht  der  Fall  war,  verhinderte  er, 
dass  die  Spannung  zwischen  Kiinig  und  Beamtenthum  über- 
wunden würde,  was  sonst  vielleicht  doch  nicht  unmöglich 
gewesen  wäre.  So  wenig  man ,  wie  wir  früher  sahen, 
de  Launay  aus  seiner  eigentlichen  Verwaltungsthfitigkeit  einen 
Vorwurf  machen  kann ,  so  sehr  erscheint  er  kompromittirt 
vom  Standpunkt  der  matcrialen  Steuerpolitik  aus :  er  war  ein 
guter  Verwaltungsbeamter,  aber  ganz  unfähig  zum  Qeaetz- 
geber.  Darin,  dass  er  dies  nicht  erkannte,  dass  er  sich  nicht 
von  der  materialen  Regelung  des  Steuerwesens  fernhielt, 
sondern  hier  einen  Einfluss  ausübte,  der  schliesslich  bewirkte, 
dass  die  Steuerreform  ins  fStocken  kam,  nachdem  sie  eben 
erst  begonnen,  —  in  der  hierbei  gezeigten  geringen  Selbst- 
erkenntnis und  grossen  Selbstüberhebung  liegt  sein  grösster 
Fehler,  den  man  wohl  vom  psychologischen  Gesichtspunkt 
aus  entschuldigen ,  nicht  abei-  vom  historischen  aus  verzeihen 
kann. 


Fünftes  Kapitel. 
Der  preussische  Tarif  und  die  Freihandelsfrage. 


Nach  der  Absicht  der  Kommission  sollten,  wie  wir  sahen, 
die  allgemeinen  Prinzipienfragen  bei  dem  kurmärkischen  Tarif 
erörtert  werden,  sollten  die  übrigen  Tarife  eigentlich  nur  eine 
Kopie  des  kurmärkischen  bilden.  Wenn  nun  trotzdem  bei 
der  Feststellung  des  preussischen  Tarifs  prinzi])ielle  Fragen 
von  höchster  Bedeutung  zur  Debatte  gelangten,  Fragen,  die 
an  Wichtigkeit  den  beim  kurmärkischen  Tarif  behandelten 
gleichkommen,  wenn  nicht  sie  übertreffen,  so  entsprach  dies 
nicht  dem  Plane  der  Kommission,  sondern  war  das  Werk 
eines  Mannes,  des  Kriegsraths  Bertram.  Sein  Verdienst  ist 
es,  dass  vom  historischen  Standpunkt  aus  die  Berathung  des 
preussischen  Tarifs  als  weitaus  die  interessanteste,  weitaus  die 
bedeutsamste  erscheint  Es  muss  als  eine  Unterlassungssünde 
der  Kommission  bezeichnet  werden,  dass  sie  diese  Gedanken 
rundweg  abwies  —  so  begreiflich  andererseits  dieses  ihr  Ver- 
halten erscheint,  denn  zwischen  der  Kommission  und  Bertram 
bestand  bei  aller  Uebereinstimmung  in  Einzelheiten  doch  ein 
tiefer  prinzipieller  Gegensatz.  Es  wird  Aufgabe  der  folgenden 
Erörterungen  sein,  dies  nachzuweisen. 

1.    Der  bisherige  Zustand  der  Steuern  in  Frenssen^). 

Wenn  sich  Bertram  in  ziemlich  energischer  Weise  gegen 
das  durch  das  Deklarationspatent  geschaffene  preussische 
Steuersystem  wandte  und  für  eine  anderweitige  Organisation 
der  indirekten  Abgaben  eintrat,  so  folgte  er  hiermit  bis  zu 
einem  gewissen  Grade    einer  lokalen   preussischen   Tradition. 

1)  Die  Darlegungen  dieses  Kapitels  gründen  sich,  soweit  nicht 
anadrttcklich  andere  Quellen  angeführt  sind,  auf  die  .Acta  wegen 
Anfertiffung  eines  neuen  Akzisetanfs  von  Preussen  und  Litthauen" 
^ntlrt  au  Fr.  T.)  und  „Acta  wegen  des  neuen  Akzisereglements  für  die 
nt>Tinzen  Preussen  und  Litthauen"  (zitirt  als  Pr.  R),  beides  in  Berlin 
im  Geh.  Staatsarchiv,  Generalakzise  und  Zolldepartement  Tit.  15  Sekt  8. 
Abgaben*  und  Tarifsachen,  Provincialia  Nr.  4.  In  diesen  beiden  sind 
die  einzelnen  angeführten  Schriftstücke  enthalten.  Ueber  die  kritische 
Begrnndung  der  im  Text  gegebenen  Ausführungen  siehe  Beilage  6. 
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£b  war  nicht  das  erstemal  während  der  RegieroDg  Friedrichs  IL, 
daas  die  köuigeberger  Kammer  eine  Sonderst^ung  in  finan- 
zieller Hinsicht  einnahm  and  gegen  ein  ahzeptirtea  Steaer- 
System  Front  machte.  Schon  im  Jahre  1751  hatten  sich 
analoge  Voi^änge  abgeapiett.  Um  sie  zn  verstehen,  ist  et 
nöthig,  auf  das  Jahr  1730  zurückzugreifen. 

Ursprunglich')  hatte  es  in  Preussen  nicht  wie  in  den 
übrigen  Provinzen  Konsumtions-  und  Handelsakzise  gegeben*), 
sondern  es  war  hier  bei  denjenigen  Waaren,  die  zug'leich  zoll- 
pflichtig waren,  die  Akzise  —  also  die  Eingangsakzise  — 
gleichzeitig  mit  dem  Zolle  erlegt  worden  und  hatte  die  Hllfte 
der  Zoll tarifsätze  betragen*).  Hierin  hatte  erst  der  Tarif  von 
1730  Aenderung  ge«chaffen,  indem  er  die  Konsumtions-  und 
Handelsakzise  in  der  Gestalt,  wie  sie  andeivwo  bestand,  ancb 
in  Preussen  einfiilirte.  Fortan  also  wurde  beim  Eingänge 
der  Waaren,  vor  allem  beim  Import  zum  Grosshandel,  die 
Konsumtions- [Eingangs-]  Akzise  entrichtet,  während  in  dem 
Augenblick,  wo  die  Sachen  in  den  Kleinhandel  tibergingen, 
die  Handelsakzise  erhoben  wurde. 

In  der  Provinz  selbst  erblickte  man  in  der  neuen  En- 
richtung  eine  entschiedene  Verschlechterung.  Man  gab  ihr 
Schuld,  dass  sie  viel  mehr  Weitläufigkeiten  bei  der  Erhebung 
verursache  wie  früher,  das»  durch  sie  allerlei  Nachforschangen 
und  Visitationen  bei  den  Kaufleuten  nöthig  würden.  Es  fehlte 
daher  aus  Preussen  nicht  an  Klagen. 

Dazu  kamen  nun  die  sich  stetig  mehrenden  Verbote  des  Im- 
ports fremder  Waaren  oder  der  Ausfuhr  cinheimiseher  Produkte. 
In  Preussen  wurden  dieselben  besonders  schwer  empfunden,  weil 
die  Provinz  infolge  ihrer  isolirten  Lage  mehr  als  die  anderen  Be- 
standtheile  des  Staates  auf  den  Verkehr  mit  den  Nachbarland en 
angewie.sen  war.  Man  kann  vielleicht  sagen,  die  geographische 
Lage  PreuBsens  brachte  es  bis  zu  einem  gewissen  Grade  mit 
sich,  dass  sich  hier  freihändlerische  Anschauungen  entwickelten. 

Es  kann  demnach  nicht  allzu  sehr  tiberraschen,  dass  die 
königsberger  Kammer  von  Anfang  an  einen  ziemlich  frei- 
bändleriscnen  Standpunkt  einnahm.  Namentlich  trat  sie  non 
in  dieser  Richtung  im  Jahre  1751  auf.  Sie  beantragte  Auf- 
hebung der  Strom-  und  Landzölle  für  den  Handel  mit  Polen, 
weil  anderenfalls  die  Stadt  Königsberg  nicht  mit  Danzig 
konkurrircn  könne.  Der  Künlg  antwortete  am  30.  Dezember 
1751  abweisend,  aber  gcwisriermassen  zum  Ersatz  erklärte  er 

')  Auch  dio  folgende  DaretelluDg  leidet  Daturgemäas  an  dem  schoD 
in  der  Vorrede  betonten  Mangel  einer  genügenden  Pablikation  Sber  die 
Gescbichle  der  Akziae  vor  17661  en  konnte  daher  hier  nur  das  bervoi- 
gehoben  werden,  was  mir  mit  Rücksicht  auf  die  ßerathnngen  von  1768 
wichtig  ersehieii:  eine  vollatändiee  Uesctüchte  der  preuseiBcben  Akme, 
wenn  auch  nur  in  der  gröasten  Kürze,  zxi   geben   beabachtige   ich   nicht. 

')  Auch  die  fremden  Waaren  waren  mcht  verboten  gewesen. 

■)  Rchrdben  der  Kammer  vom  3.  Oktober  1768.    Pr.  T. 
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sich  bereit,  das  zweite  der  preussischen  Desiderien,  die  Her- 
stelluDg  der  alten  Akziseeinrichtung,  zu  bewilligen.  In  einem 
Schreiben  vom  23.  März  1752  schlug  er  vor,  man  solle  den 
Unterschied  von  Konsurations-  und  Handelsakzisc  wieder 
aufheben  und  dafür  entweder  statt  der  bisherigen  Handels- 
akzise den  dritten  Theil  der  Konsumtionsakzise  nehmen  oder 
an  Stelle  beider  Abgaben  eine  Prozentualsteuer  setzen,  die 
nach  dem  Werthe  der  Waaren  fixirt  sei.  Friedrich  machte 
jedoch  diese  Vorschläge  nur  bedingungsweise;  er  verlangte 
vor  einer  definitiven  Entschliessung  eine  ziffernmässige  Nach- 
weisung darüber,  wie  sich  bei  einer  solchen  Aenderung  die 
Einnahmen  zu  den  jetzigen  Steuerergebnissen  stellen  würden. 
Diese  Nachweisung  muss  nun  in  den  Augen  des  Königs  nicht 
günstig  ausgefallen  sein,  denn  die  ganze  damalige  Diskussion 
hatte  keine  weiteren  Folgen. 

Bedeutsam  ist  die  Sache  nun  dadurch,  dass  man  1768 
auf  jene  Forderungen  zurückkam.  Es  ist  daher  nöthig,  dass 
wir  uns  klar  machen,  worum  es  sich  eigentlich  handelte. 
Einmal  verlangte  man  in  Preussen  Zugeständnisse  in  frei- 
händlerischer  Hinsicht  und  motivirte  dieselben  mit  den  In- 
teressen der  Stadt  Königsberg.  Sodann  wollte  man  eine 
möglichste  Vereinfachung  des  Steuersystems,  wenn  es  irgend 
anging  nur  eine  Abgabe,  und  diese  bemessen  nach  dem 
Werthe  der  Waaren.  Man  kann  also  sagen,  als  lokale 
preussische  Tradition  muss  man  betrachten  die  Forderungen 
nach  einer  einzigen  einheitlichen  Werthsteuer  und  nach  einem 
Aufgeben  des  Prohibitivsystems,  soweit  es  mit  Königsbergs 
Interessen  koUidirte.  Bertram  machte  sich  nun  diese  provin- 
zi^en  Desiderien  zu  eigen,  aber  er  ging  über  sie  weit 
hinaus:  indem  er  ihnen  eine  begriffliche  Grundlage  gab  und 
sie  zu  allgemeinen  Prinzipien  erweiterte,  hob  er  sie  empor 
von  dem  Range  lediglich  aus.  praktischen  Rücksichten  ent- 
standener Postulate  zu  dem  eines  umfassenden  wirthschafdichen 
Systems.  So  wenig  man  Bertram  verstehen  kann  ohne  Be- 
rücksichtigung der  lokalen  preussischen  Tradition,  so  unrecht 
würde  man  ihm  thun,  wenn  man  in  ihm  nur  einen  Vertreter 
preussischer  Sonderinteressen  erblickte. 

2.    Geschichte  der  Berathnngen. 

Die  Verhandlungen  über  den  preussischen  Tarif  begannen 
unmittelbar  nach  der  Einsetzung  und  Konstituirung  der  Kom- 
mission^). Schon  am  20.  Juli  1708^)  trug  die  Kommission 
der  Kriegs-  und  Domänenkanimer  in  Königsberg  auf,  ihr  an- 
zuzeigen, was  bisher  in  der  Provinz  für  Beschwerden  in  Bezug 
auf  die   Akzise   vorgebracht   seien;    insbesondere    befahl    sie, 

1)  15.  Juli  1768. 

«)  Schreiben  Hagens  vom  20.  Juli  1768.    Pr.  T. 
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(läse  der  Kriegsrath  Bertram  sich  Über  die  Aendemogen 
inforniiren  solle,  die  bisher  getroffen  wären  oder  in  Zukunft 
wünschen 3 werth  seien.  Bald  darauf*)  wurde  der  Kammer 
initgctheilt,  dase  zugleich  mit  der  Feststellung  des  Tarife  eine 
Revision  der  Freiheiten,  Privilegien  und  Bonifikationen  statt- 
finden solle. 

Die  kJinigsbei^er  Kammer  beautb-agte  nun  sofort  nach 
dem  Eintreffen  jener  Weisungen  den  Kriegsrath  Bertram,  der 
durch  die  künigliche  Instruktion  zum  Mitglied  der  Kommisston 
ernannt  war,  mit  der  Ausarbeitung  des  Tarifs*).  Bertram 
ging  gleich  ans  Werk;  schon  am  1.  August  konnte  er  der 
Kommission  anzeigen'),  dass  er  in  der  Arbeit  begriffen  sei. 
Er  entwarf  nun  einen  Tarif  auf  vfillig  selbständigen  Grund- 
lagen, durchaus  abweichend  von  dem  Standpunkte  des 
Dcklarationspntents ;  selbst  die  aufgehobene  Komsteuer  wollte 
er  wieder  einflihren.  Aehnlicho  Anschauungen  waren,  wie 
wir  uns  erinnern,  auch  in  der  Kommission  laut  geworden, 
waren  aber  dort  der  Majorität  zu  kühn  erschienen.  Die 
königsberger  Kammer  zeigte  sich  weniger  bedenklich,  sie 
adoptirte  den  Standpunkt  Bertrama.  Letzterer  hatte  den 
Tarifcntwurf,  soliald  er  denselben  fertig  gestellt  hatte,  der 
Kammer  vorgelegt.  Es  fanden  darauf  vom  20.  September  bis 
zum  1.  Oktober  Plenarsitzungen  statt'),  zu  welchen  ausser  den 
Käthen  der  Kammer  noch  der  Kath  Austie  aus  Oumbinnen  und 
der  Stcuerrnth  Zornitz  zugezogen  wurden;  einstimmig  wurden 
hier  die  Gnindprinzipien  Bertrams  angenommen.  Darauf  sandte 
man  am  6.  Oktober  den  Entwurf  an  die  Kommission  ab"). 

Es  wird  uns  nicht  überraschen,  dass  das  Projekt  hier 
nicht  gebilligt  wurde.  Wir  wissen,  dass  man  in  der  Kom- 
mission entschlossen  war  festzuhalten  einmal  an  der  Aufbebung 
der  Komsteuer,  sodann  an  der  Höhe,  wenn  auch  nicht  der 
Art,  der  Steuersätze  des  Deklarationspatents  für  die  Getränke. 
In  beiden  Hinsichten  bewegte  sich  nun  das  Projekt  Bertranu 
auf  einem  vollkommen  anderen  Boden.  Kein  Wunder,  dass 
man  dasselbe  verwarf  und  Bertram  anwies,  ein  neues  auMU- 
arbeiten  auf  Grund  des  Deklarationspatents  und  der  Prinzipien 
der  Kommission.  Hit  letzteren  Worten  konnte  man  nur  den 
kurmärkischen  Tarifentwurf  Dieiis  meinen,  und  es  iHt  daher 
anzunehnii'n,  wenn  es  auch  nicht  ausdrücklich  berichtet  wird, 
da 83  derselbe  Bertram  mitgetheilt  wurde,  Bertram  konnte 
nicht  sogleich  an  die  ihm  aufgetragene  Arbeit  gehen,  da  er 
augenblicklich  mit  dem  Abfassen  eines  Reglements  beschäftigt 
war;     Mitte    November    wurde    er     hiermit    fertig    und    am 

')  Schreiben  HagenB  vom  23.  Juli   17ÖÖ.     Pr.  T. 

")  Prolokoll  des  Kammerplenanifi.     Pr.  T. 

')  Schreiben  Berlrams  vom  1.  August  1768.    Pr.  T. 

*)  Protokoll  des  KfunmerplcnumB.    Pr.  T. 

">)  Schreiben  der  Kommission  vom  28.  Oktober  1768.    Pr.  T. 
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25.  November  wurde  sein  Reglemententwurf  von  der  Kammer 
dorchberathen.  Damals  weilte  Bertram  bereits  nicht  mehr  in 
Königsberg. 

Einem  Befehl  der  Kommission  folgend  war  er  in  Beglei- 
tung eines  erfahrenen  Kalkulators  am  17.  November  nacli 
Berlin  abgereist^)  und  hier  wurden  nun  im  Schosse  der 
Kommission  die  ferneren  Verhandlungen  geführt.  Es  war 
die  Zeit  wo  der  König  sich  noch  nicht  entschieden  hatte,  wo 
der  Konflikt  zwischen  Kommission  und  Regie  seinen  Höhe- 
punkt erreichte.  Für  Bertram  lagen  daher  die  Verhältnisse 
nicht  ungünstig.  Wenn  er  auch  jede  Hoffnung  auf  Verwirk- 
lichung seiner  weitergehenden  Ideen  aufgeben  musste,  so 
durfte  er  doch  erwarten,  dass  es  ihm  im  Verein  mit  Dieu 
gelingen  werde,  eine  bescheidene  Reformpolitik  anzubahnen. 
Das  Ergebnis  dieser  Berathungen  haben  wir  in  dem  zweiten 
Tarifentwurf  Bertrams  zu  erblicken,  den  er  nach  seiner 
Rückkehr  aus  Berlin  ausarbeitete^)  und  Ende  Februar  1769 
fertig  stellte.  Derselbe  zeigte  eine  entschiedene  Annäherung 
einerseits  an  den  Standpunkt  der  Kommission,  andererseits 
an  die  Bestimmungen  des  Deklarationspatcnts ;  er  stand  im 
wesentlichen  auf  demselben  Boden,  wie  die  uns  bekannten 
Denkschriften  der  Kommission.  Als  indessen  dieser  Entwurf 
am  3.  März  in  Berlin  eintraf,  war  bereits  die  königliche 
Entscheidung  ergangen,  die  allen  Gedanken  an  eine  wirkliche 
Reform  eine  negative  Antwort  entgegenschleuderte,  und  somit 
auch  über  die  Bestrebungen  Bertrams  das  Urtheil  sprach. 
Fortan  konnte  dieser  bei  der  Feststellung  des  preussischen 
Tarifs  keine  aktive  Rolle  mehr  spielen,  fortan  fiel  hier  wie 
sonst  die  leitende  Thätigkeit  der  Regie  zu. 

Es  zeigte  sich  dies  auch  äusserlich  darin,  dass  der 
Finanzrath  de  Lattre,  also  ein  Mitglied  der  Regie,  damit 
beauftragt  wurde,  ein  neues  Tarifprojekt  auszuarbeiten^). 
lieber  den  von  diesem  angefertigten  Entwurf  wurde  dann 
auch  wirklich  eine  Einigung  zwischen  der  Kommission  und 
der  Regie  erzielt,  und  am  7.  April  1769  konnte  der  Tarif 
dem  König  zur  Unterschrift  vorgelegt  werden  *) ,  die  er  dann 
am  10.  April  erhielt. 

Sofort  schritt  man  an  die  Publikation  desselben,  indem 
man  unversäumt  mit  dem  Drucke  begann,  der  unter  der 
Aufsicht  des  Finanzraths  de  Launay  und  des  Kriegsraths 
Borchmann  stattfand*^).     Es  dauerte  auch  nur  2V2  Monat,  bis 


*)  Schreiben  der  Kammer  vom  5.  November  1768.    Pr.  T. 

*)  Derselbe  unterschied  sich  auch  formell  von  dem  ersten,  indem 
letzterer  nur  für  die  Stadt  Königsberg  bestimmt  war,  während  dieser 
auch  die  übrieen  preussischen  Städte  umfasste. 

*)  Zwei  Schreiben  der  Kommission  vom  7.  April  1769.    Pr.  T. 

*)  Ausdrücklich  wurde  hiebei  der  Tarifentwun  als  ein  Kompromiss 
zwischen  der  Kommission  und  der  Regie  bezeichnet 

>)  Schreiben  Recks  vom  14.  und  15.  April  1769.    Pr.  T. 
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das. Probeexemplar  vollendet  war,  am  29.  Juni  wurde  es  der 
Kommieeion  oberreicht').  Wenn  man  nun  auch  sogleich  au 
den  Druck  der  fUr  den  ÄkzUedienst  nitbigen  Exemplare 
ging^),  so  verzögerte  aich  derselbe  doch  länger  als  man 
denken  sollte:  man  brauchte  zur  definitiven  Fertigstellung 
über  drei  Monate;  erst  im  November  1769")  war  der  Druck 
des  preussischen  Tarifs  gänzlich  vollendet*). 

Sofort  zeigten  sich  Schwierigkeiten  und  Streitigkeiten 
zwischen  dem  alten  preussischen  und  dem  neuen  franzOBiachen 
Beamtenthum.  Der  Provinzialakzisedirektor  von  Littbauen, 
du  Bosque,  bat  nfimlich,  die  Publikation  des  Äkzisetarife  in 
seiner  Provinz  aufzuschieben"),  ein  Verlangen,  das  er  damit 
motivirte,  dass  er  nicht  die  nöthigen  Orders  von  der  GenenJ- 
administration  erhatten  habe  und  auch  nicht  eine  gentigende 
Anzahl  Exemplare  des  Tarifs  besitze.  Die  Kammer  entsprach 
seinen  Wünschen  nicht,  sondern  publizirte  den  Tarif  auch  in 
Litthauen.  Jetzt  beschritt  die  Provinzialdirektion  den  W^ 
offener  Ungesetzlichkeit,  indem  sie  trotz  des  neuen  Tarife  in 
Litthauen  die  Abgaben  nach  dem  alten  erhob'),  unter  dem 
Vorwande,  der  neue  sei  in  dieser  Provinz  noch  nicht  ein- 
geführt Die  Gurabinnensche  Kammer  protestirte  hiergegen 
und  wandte  sich  an  das  Generaldirektorium;  letzteres  forderte 
die  Regie  zum  Einschreiten  auf.  Da  die  Provinzialdirektion 
offenbar  im  Unrecht  war,  konnte  es  die  Regie  nicht  wagen, 
dieselbe  in  Schutz  zu  nehmen;  sie  musste  die  ADgele^eaheit 
im  Sinne  der  Kammer  entscheiden.  Der  Streit  hatte  sich 
aber  solange  hingezogen,  dass  erst  im  April  des  Jahres  1770 
die  Sache  geordnet  wurde. 

Gleichzeitig  mit  diesen  Handeln  spielte  sich  in  KOnigsbeig 
selbst  ein  anderer  Konflikt  zwischen  dem  französischen  und  dem 
preussischen  Beamtenthum  ab,  der  weitaus  charakteristischer 
und  weitaus  wichtiger  war.  An  ihm  war  Bertram  selbst  be- 
theiligt und  zwar  handelte  es  sich  um  das  von  letzterem  aus- 
gearbeitete Reglement  Die  Berathungen  über  seinen  ersten 
Entwurf  waren  wieder  ausgesetzt,  weil  man  einsah,  dass  es 
nicht  möglich  sei,  das  Reglement  definitiv  zu  bestimmen,  bevor 
eine  Entscheidung  über  die  Verbrauchssteuern  getroffen  wÄre^. 
Als  dann,   wie  wir  oben   sahen,  die  Tliätigkeit  Bertrams  in- 

')  S<-hreiben  Borclimauns  vom  29.  Juni  1769.  Pr.  T.  Vgl.  dam 
das  Seihreiben  der  Kommission  vom  ai.  Juli  1769.    Pr.  T. 

')  Schreiben  der  Kommission  vom  13.  und  16.  Oktober  und  vom 
24.  November  1769.    Pr.  T.    Protokoll  vom  i;f.  Oktober  1769.    Pr.  T. 

')  Schreiben  Borehmniins  vom  2.  November  17(19.     Pr.  T. 

')  Abgedruckt  ist  der  Turif  Novum   Corpus   Constitutionum   Bd.  ö 

'■)  Schreiben  der  Kammer  vom  21,  November  und  des  General- 
dircktoriuina  vom  7.  Dezember  17(19.    Pr.  T. 

*)  Schreiben  der  Kammer  vom  2S.  Februar  und  deo  Generaldirek- 
toriums vom  19,  April  1770.     I'r.  T. 

')  Schreilien  vom  2:i.  November  1768.     Pr.  T. 
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folge  des  Qanges  der  Verhandlungen  in  den  Hintergrund 
trat,  als  an  seiner  SteUe  den  schliesslich  massgebenden  Tarif 
der  Finanzrath  de  Lattre  ausarbeitete ,  da  war  es  lediglich 
eine  ganz  natürliche  Konsequenz ,  dass  letzterem  auch  die 
Entwerfung  des  Reglements  überlassen  blieb  ^).  Im  April  des 
Jahres  1769  war  er  hiermit  beschäftigt  und  hat  es  dann  wohl 
in  den  nächsten  Monaten  vollendet. 

Ueber  die  Interpretation  dieses  Reglements  nun  kam  es 
zu  heftigen  Differenzen  zwischen  der  königsberger  Kammer 
und  der  königsberger  Provinzialdirektion.  Es  handelte  sich 
vor  allem  um  die  Auslegung  derjenigen  Bestimmungen,  welche 
die  Akzisefreiheiten  und  sonstigen  Privilegien  betrafen.  Die 
Kammer  warf  der  Direktion  vor,  dass  sie  Verfügungen  treffe, 
die  dem  Domäneninteresse  nachtheilig  seien,  und  dieselben 
mit  Gewalt  durchsetze.  Zu  dem  sachlichen  Gegensatz  kam 
nun  aber  auch  der  persönliche  hinzu,  der  in  der  Eifersucht 
des  preussischen  und  des  französischen  Beamtenthums  gipfelte. 
Von  jeher  hatten  sich  Direktion  und  Kammer  nicht  mit  einander 
vertragen*),  doch  verschlechterte  sich  das  gegenseitige  Ver- 
hältnis noch  bedeutend  unter  dem  neuen  Akzisedirektor 
Magnier.  Derselbe  ging  gleich  sehr  schroff  vor,  was  sich 
namentlich  darin  zeigte,  dass  er  nicht  mehr  erlauben  wollte, 
dass  die  Brauer  Preussens,  wie  es  bisher  gestattet  war,  um 
besseres  Bier  zu  brauen,  mehr  Malz  nehmen  dürften,  als  das 
Deklarationspatent  vorschrieb.  Die  Kammer  trat  hier  ent- 
schieden als  Schützerin  der  heimischen  Industrie  auf.  Der 
Gtegensatz  zwischen  ihr  und  der  Direktion  gewann  nun  da- 
durch an  Bitterkeit,  dass  er  sich  bis  in  die  obersten  Instanzen 
fortsetzte,  insofern  als  das  Generaldirektorium  die  Auffassung 
der  Kammer,  die  Generaladministration  diejenige  der  Direktion 
vertrat 

Um  die  zu  Tage  getretenen  Differenzen  zu  schlichten, 
wurde  zunächst  der  Geheime  Finanzrath  Pemetty  nach 
Königsberg  gesandt;  es  fanden  auch  unter  seiner  Leitung 
Verhandlungen  statt,  wo  die  verschiedenen  Dinge  zur  Sprache 
kamen ;  doch  blieben  dieselben  resultatlos  ®),  da  Pemetty  keine 
Entscheidung  traf,  sondern  in  allem  auf  die  demnächstige 
Ankunft  de  Lattres  vertröstete.  So  war  man  bei  Pemettys 
Abreise  um  nichts  weiter. 

Anfang  Dezember  1769  traf  nun  der  zweite  Abgesandte 
der  R^e,  de  Lattre,  in  Königsberg  ein.  Er  schien  auf  den 
ersten  Blick  weitaus  der  geeignetste  Mann  zur  Friedensstiftung, 
da  er  ja  den  Tarif  wie  das  Reglement  für  Preussen  entworfen 
hatte y   also  mit  allen  Dingen,   um  die  es  sich  handelte,   voll- 


M  Schraben  der  Kommission  vom  21.  April  1769.    Fr.  R. 

*)  Schreibeii  vom  19.  Dezember  1769.    Fr.  R. 

^  Boriclit  der  Kammer  vom  8.  Januar  1770.    Fr.  R« 

(90)  yn.  8.  -  Schnitze.  18 
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ständig  vertraut  sein  mnsste;  man  konnte  daher  dem  Erfolg 
seiner  Sendung  mit  grossen  HoHbungen  entgegen  sehen.  Aller- 
dings war  gleich  der  Anfang  seines  Auftretens  recht  sonder- 
bar;  längere  Zeit  hindurch  nach  seiner  Ankunft  machte  er 
der  Kammer  keinerlei  Eröffnung.  Nun  ergriff  die  Kammer 
die  Initiative;  in  einem  durchaus  höflichen  Schreiben  fragte 
sie  am  12.  Dezember  bei  ihm  an,  ob  er  geneigt  sei,  zur 
Schlicbtung  der  Streiftiunkte  Konferenzen  zu  veranstalten. 
De  Lattre  äusserte  sich  zwar  zustimmend^),  aber  er  that  es 
in  einer  Weise,  die  die  Kammer  aufs  äusserste  beleidigen 
musste.  Er  meinte,  wenn  die  Differenzen  nur  unbedeutend 
wären,  so  genüge  ja  ein  schriftlicher  Bericht');  wenn  sie  da- 
gegen wirklich  wichtig  seien,  so  wäre  er  zu  Konferenzen  be- 
reit, da  es  ja  seine  Pflicht  sei,  alles  anzuhSren,  was  sich  auf 
die  Verwaltung  der  Provinz  beziehe.  Er  redete  dabei  in  ziem- 
lich hochmüthigem  Tone  von  „diesen  Händeln,  die  ni^nals 
hätten  vorkommen  dürfen,  wenn  sich  ein  jeder  in  den  Schran- 
ken seiner  Instruktionen  gehalten  hätte"');  er  sagte:  „die  eine 
Partei  so  gut  wie  die  andere  muss  wissen,  dass  die  Be- 
ziehungen zwischen  den  Obliegenheiten ,  die  sie  zu  erlMen 
haben,  ebenso  viel  Beweggründe  sind,  die  sie  einander  nähern 
sollten"*).  Alles  aber  übertraf  an  Uebermuth  und  Insolenz 
der  Schluss  seines  Schreibens,  wo  es  hiess:  „Ich  habe  die 
Ehre  ihr  [sc.  der  Kammcrl  mitautheilen,  dass  ich  von  Seiten 
ihrer  Vertreter  Rückkehr  zum  guten  Glauben  verlangen  werde, 
zur  Wahrheit,  und  zu  demselben  Eifer  für  das  Interesse  des 
Dienstes,  der  mich  beseelt.  Ich  erwarte  oder  fürchte  von 
ihrer  Seite  keine  formelle  Opposition  gegen  die  IntentJonen 
des  Kf]nigB,  weil  die  Folgen  einer  solchen  gefährlich  sein 
würden;  ich  hoffe,  dass  sie  diese  geheimen  Kniffe,  diese  dan- 
kein Ränke  aufgeben  werden,  die  nur  dazu  dienen  kOnnen, 
den  undurchsichtigen  Schleier  zu  verdichten,  mit  dem  man 
sich    mehrere    Sachen    zu    verhüllen    bisher    bemllht    hat*).* 

')  Schreiben  vom  12.  Dezember  1769.    Pr.  R. 

')  De  Lntlre  liess  dabei  deutlicb  duichblicken,  dass  er  durch  deo 
Tarif  »lies  für  end^ltif;  f^ere^lt  hslte.  Ausdrücklifh  erklärte  er  diesoD 
als  die  Erfüiluni;  der  Itömglichen  Iiiatnilition  vom  15.  Juli  1763. 

°|  Ce9  diS'^rens  qui  n'auroient  jamais  düH  avoir  lieu  ...  ei  cbacun 
ee  fiit  renfenn^  dans  lea  borncs  de  ses  ordrea. 

*)  Ni  l'une   nt   l'autre   peut   cependant  ignorer   que   lea   liaisonB   des 

Srties  dont  elleit  se  trouvent  chargi^es,  Bont  autaiit  de  motifs  qui  devroient 
rapprocher. 
')  Maia  j'ai  I'bonncar  de  la  prfveiiir  quo  reiigerai  de  !a  part  de 
see  d^putta  le  retour  de  Ja  bonne  ioi,  de  la  vSrite  et  du  zSle  qui  m'aoime 
pour  le  bien  du  service.  Je  nc  prfivois  ni  ne  craina  de  leur  part  de* 
oppoBiliona  formellea  aui  intt-ntions  du  roi,  lea  coDB^quences  en  seroieat 
dangereuaea;  j'eBp^re  qu'ils  voudront  bien  mcttre  au  deaBOus  d'eui  oes 
men^es  aourdea,  cea  pratiquea  tün^breueea  qui  ne  aerviroient  qn'ji  äpaiseir 
le  volle  d'obacuritä  qu'oD  s'est  elibrc^  de  jett«T  jnsqn'anjonrd'hiu  eur 
pluaieim  partiea. 
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Diese  Worte  enthielten  eine  dreiste  Verdächtigung,  ohne  auch 
nur  den  Schatten  des  Beweises  zu  bringen,  sie  beschuldigten 
ganz  offenbar  die  Kammer  der  Pflichtverletzung,  der  Schä- 
digunff  der  öffentlichen  Interessen  aus  purer  Streitsucht,  und 
das  aUes  in  einem  unqualifizirbaren  Tone.  Mit  vollem  Recht 
sagte  später*)  die  Kammer  von  diesem  Schreiben,  dass  es 
„unnöthige  Wendungen  und  für  ein  Landes-Kollegium  zum 
Theil  beleidigende  Ausdrücke"  enthalte. 

Damals  aber  verlor  man  die  Besonnenheit  nicht;  man 
vergalt  nicht  gleiches  mit  gleichem,  sondern  antwortete  auf 
die  Angriffe  de  Lattres  in  massvoller,  vornehmer,  ruhiger 
Weise*).  Auf  den  beleidigenden  Schlusssatz  jenes  wurde  nur 
bemerkt:  „Was  die  übrigen  von  dem  Herrn  Geheimen  Finanz- 
Kath  Hochwohlgeb.  in  dero  Schreiben  beygebrachte  Aeusse- 
rungen  und  mit  eingestreute  beleidigende  Ausdrücke  anlanget, 
so  tibergehen  wir  solche  mit  einem  bedächtlichen  Stillschweigen, 
weil  uns  eine  punctuelle  Beantwortung  derselben  von  unserem 
vorgesagten  Hauptzweck  leicht  noch  weiter  entfernen  könnte, 
auch  allhier  nicht  der  Ort  ist,  wo  wir  von  unseren  Hand- 
lungen Rechenschaft  zu  geben  hätten,  so  leicht  solches  auch 
sonsten  die  sämmtlichen  in  unsem  Registraturen  vorhandenen 
Akten  für  uns  thun  könnten."  Im  übrigen  betonte  die  Kammer 
besonders  die  von  de  Lattre  in  Zweifel  gezogene  Wichtigkeit 
der  Streitpunkte.  Von  der  Einwilligung  de  Lattres  zu  einer 
Konferenz  nahm  sie  mit  Vergnügen  Kenntnis  und  ernannte 
ihrerseits  Deputirte  für  dieselbe,  und  zwar  Bertram,  Börsteil, 
Jacobi  und  Vorhoff.  Als  weitere  Vorbereitung  für  diese  Zu- 
sammenkünfte stellte  sie  die  Differenzpunkte  in  einem  beson- 
deren Verzeichnis  auf,  das  nicht  weniger  als  sechsundzwanzig 
Nummern  umfasste. 

Es  sollte  aber  schliesslich  zu  der  in  Aussicht  genommenen 
Konferenz  doch  nicht  kommen.  So  massvoll  das  Schreiben 
der  Kammer  auch  gehalten  war,  scheint  es  doch  bei  de  Lattre 
arg  verschnupft  zu  haben :  letzterer  reiste  plötzlich  aus  Königs- 
berg ab®),  ohne  dass  er  der  Kammer  hätte  eine  Antwort  zu- 
kommen lassen.  Jene  wandte  sich  nun  an  das  Generaldirek- 
torium; in  einem  Schreiben  vom  8.  Januar  1770  ersuchte 
sie  dasselbe  um  seinen  Beistand.  Letzteres  wieder  bat  am 
18.  Januar*)  die  Kommission  um  ihre  Vermittelung.  Man 
kam  dann  überein,  da  die  Versuche,  an  Ort  und  Stelle  die 
Verwickelungen  zu  schlichten,  so  wenig  Erfolg  gehabt  hatten, 
jetzt  die  Ausgleichsvcrhandlungen  in  der  Oberinstanz  vorzu- 
nehmen. 


*)  Schreiben  vom  8.  Januar  1770.    Pr.  R. 

•i  Schreiben  vom  19.  Dezember  1769.    Pr.  R. 

')  Schreiben  der  Kammer  vom  8.  Januar  1770.    Pr.  R. 

*)  Pr.  R. 
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Es  war  dies  um  so  nöthiger,  als  sich  die  HiBBstimmuiig 
in  Freusfien  noch  gesteigert  Latte.  Es  scheint  die«  mit  der 
Rückkehr  de  Lattres  zusammenzuhttngen,  der  jedenfidls  der 
GeneraladminiBtration  eine  durciiauB  einseitige  and  parteiische 
Darstellung  der  Sachlage  gab.  Vielleicht  darf  man  es  als  den 
Höhepunkt  des  Konfliktes  ansehen,  dass  am  30.  Januar*)  die 
Regie  der  Provinz ialdirektion  den  Befehl  ertheitte,  sich  w^en 
der  Auafllhrung  ihrer  Orders  fernerhin  nicht  mehr  an  die 
Kammer  zu  wenden:  es  lag  hierin  gewissermasäen  ein  Ab- 
bruch der  diplomatischen  Beziehungen  zwischen  den  beiden 
obersten  Behörden  der  Provinz. 

Bald  darauf  aber  begannen  die  Friedensverhandlungen. 
Am  9.  Februar  1770  fand  die  erste  Konferenz  zur  Schlichtung 
der  Zwistigkeiten  statt  ^),  der  am  30.  März  eine  weitere  Sitinng 
folgte').  Man  scheint  hier  zu  einem  Einverständnis  gelangt 
zu  sein. 

Ueberblickt  man  die  Verhandlungen,  so  wird  man  nicht 
umhin  kOnnen,  das  Verhalten  der  Kammer  als  ein  durchaus 
wtirdevolles  und  Bachgemftssea  zu  bczeiclmen.  Ganz  anden 
erscheint  dasjenige  de  Lattres.  Sein  Benehmen  in  Königebeig 
zeugt  von  einer  ganz  unberechtigten  und  unverzeihlichen  An- 
massung,  von  einem  Dünkel  und  Hochmuth  der  Kammer  ge- 
genüber ,  der  auf  das  schwerste  verurtheilt  werden  muBs.  Es 
Bat  diese  ganze  Sache  eine  gewisse  allgemeine  Bedeatung,  und 
hierin  liegt  der  Grund,  dass  die  an  sich  wenig  belangreichen 
Vorgänge  hier  so  ausführlich  dargestellt  sind.  Wir  lernen 
nSrnuch  hier  an  einem  konkreten  Beispiele  das  Verfahren  der 
iranzOsi sehen  Ankömmlinge  von  1766  dem  preussischen  Be- 
amtenthume  gegenüber  kennen.  Wohl  vernehmen  wir  hAofig 
Klagen  über  die  Franzosen,  Über  ihren  Dünkel,  ihren  Hoch- 
mam,  ihre  Anmaasung  und  Frechheit,  ihre  Ignoranz,  ihre 
Rücksichtslosigkeit;  aber  selten  oder  nie  werden  uns  spezielle 
Fälle,  werden  uns  Beispiele  mitgetheilt,  die  uns  in  den  Stand 
setzten ,  die  B^rUndung  jener  Vorwürfe  zu  prüfen.  Da  ist 
es  doppelt  werävoU ,  daas  wir  hier  aus  einer  absolut  zuver- 
lässigen Quelle  positive  Thatsachen  erfahren.  Und  da  müssen 
wir  nun  sagen,  jene  Klagen  sind  durchaus  berechtigt  Ein 
Betragen  wie  das  de  Lattres  in  Königsberg  ging  weit  über 
jedes  entschuldbare  Mass  hinaus,  musste  das  alnireussische 
Beamtenthum  aufs  tiefste  erbittern,  mit  wirklichem  Haas  gegen 
die  französischen  Eindringlinge  erfüllen.  Wenn  die  Akzise- 
beamten  sich  so  benahmen  wie  de  Lattre  und  Magnier,  dann 
war   ein  Einvernehmen  zwisclien  dem   alten   und    dem  neuen 


')  Pr.  R. 

^)  Schreiben  der  KommissioD  und   Mainuch'  vom  4.  Febnur  1770 
Pr.  R. 

')  .Schreiben  des  GeneraldirektoriumB  vom  23.  Mftr*  1770.    Pr.  B, 
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Beamtenthum  unmöglich,  Hess  sich  fortwährender  Zwist  zwi- 
schen beiden  voraussehen.  Dass  aber  jene  Männer  durchaus 
nicht  vereinzelt  dastanden,  zeigt  das  Verhalten  der  Regie 
selbst,  die  für  beide  kein  Wort  des  Missfallens  hatte,  sondern 
sie  im  G^entheil  in  ihrem  Trotz  gegen  die  Kammer  noch 
ermuthigte. 

Wir  bekommen  hier  einen  grellen  Einblick  in  die  inneren 
Zustände  der  Finanzverwaltung,  sehen,  wie  die  Neuorganisa- 
tionen von  1766  eine  bittere  Feindschaft  zwischen  den  ein- 
selnen  Behörden  hervorriefen,  wie  ein  gedeihliches  Zusammen- 
wirken vollkommen  aufgeschlossen  erscheint.  Wir  erhalten 
hier  gewissermassen  eine  Illustration  zu  dem,  was  früher  im 
allgemeinen  ttber  die  Thätigkeit  der  neuen  Finanzverwaltung 
gesagt  wurde.  Im  Anschluss  daran  sei  es  gestattet,  eine  Ver- 
muthung  auszusprechen.  Wir  sahen  früher,  wie  1772  die 
französischen  Regisseure  ausser  de  Launay  entlassen  wurden, 
wie  der  König  hier  mit  de  Lattres  Abschied  den  Anfang 
machte.  Wie,  wenn  hier  jene  Vorgänge  in  Königsberg  mit- 
wirkten, wenn  sie  zwar  nicht  das  einzige,  aber  doch  ein 
Motiv  zu  dieser  Demission  wären,  wenn  der  Monarch  hier- 
durch seine  Missbilligung  gegen  jenes  anmassende  Auftreten 
dem  preussischen  Beamtentiium  gegenüber  bezeigte?  Wissen 
wir  doch,  dass  de  Lattre  besonders  kenntnisreich  war,  dass 
er  es  wohl  mit  de  Launay  aufnahm;  und  doch  wird  1772 
de  Lattre  entlassen,  de  Launay  behalten;  de  Launay  aber 
hatte  sich  äusserlich  gegenüber  dem  preussischen  Beamten- 
thum stets  sehr  höflich  gezeigt,  nie  die  Rücksichten  des  An- 
Btandes  ausser  Augen  gelassen.  Wenn  nun  auch  die  Annahme, 
dass  wir  in  dem  arroganten  Auftreten  de  Lattres  eins  der 
Motive  zu  den  Aenderungen  von  1772  erblicken  dürfen,  nur 
eine  Vermuthung  ist,  die  sich  auf  keine  quellenmässige  An- 
gabe stützen  kann,  so  wird  man  doch  zugeben  müssen,  dass 
jene  Hypothese  mit  den  Thatsachen  durchaus  im  Einklang 
steht,  und  in  willkommener  Weise  zur  Erklärung  von  sonst 
ziemlich  dunkel  bleibenden  Vorgängen  beiträgt 


3.    Die  Verbraachssteaern.  . 

Wenden  wir  uns  zu  dem  materiellen  Kern  der  Verhand- 
lungen über  den  preussischen  Tarif,  so  muss  zunächst  bemerkt 
werden,  dass  hier  drei  Theile  zu  unterscheiden  sind,  die  Ver- 
brauchssteuern,  die  Handelssteuern  und  die  Steuerprivilegien. 
Während  in  der  Frage  der  Gestaltung  der  Verbrauchssteuern 
sich  Bertram  vielfach  mit  den  Vorschlägen  der  Kommission 
berührte,  nur  über  dieselben  weit  hinausging,  knüpfte  er  in- 
betreff  der   Steuerprivilegien   unmittelbar  an   die  Traditionen 
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Friedrich  Wilhelms  I.  an;  dagegen  verftfart  er  in  Bezug  auf 
die  HandelBBteuern  durchaoB  selDstftndig  und  die  Vorschlage, 
die  er  hier  macht,  sind  weitaus  die  wichtigsten.  Die  Ver- 
brauchssteuern waren  durch  das  Deklarationspatent  neu  ge- 
regelt worden;  es  war  naturgemäsa,  dass  Bertram  hier  gleich 
der  Kommission  mit  einem  Angriff  auf  das  Deklarationspatent 
begann  und  auf  den  früheren  Zustand  zurtlckgriff.  Aber  nicht 
nur,  dass  er  hierin  weit  konsequenter  verfuhr,  als  jene,  son- 
dern er  begnügte  sich  auch  nicht  mit  einer  Wiederherstellung 
des  Früheren,  sondern  suchte  dasselbe,  zwar  in  derselben 
Richtung,  aber  in  umfassender  Weise  umzugestalten.  Uan 
kann  daher  wohl  sagen,  dass  auch  die  Verbraacbssteuem  nach 
Bertrams  Vorschlfigen  eine  vollkommen  neue  Gestalt  gewonnen 
haben  wUrden.     Dies  zeigte  sich  gleich  bei  der  Biersteuer. 

a.    Die  Biersteuer. 

Diese  Abgabe,  die  in  dem  Streit  zwischen  der  Kommission 
und  de  Launay  so  viel  Erörterungen  veranlasst  hatte,  wurde 
von  Bertram  bedeutend  kürzer  behandelt,  und  doch  bedeuteten 
seine  Vorschläge  eine  weit  einschneidendere  Aenderung  als  die 
der  Kommission.  Gegen  die  Fabrikats  teuer  hatte  er  kein  Be- 
denken; er  hielt  also  an  der  Steuerart  des  Deklarationspatentes 
fest,  nicht  aber  an  der  Stcuerhöhe  desselben,  letztere  war  nach 
seiner  Meinung ')  zu  gross.  Er  wies  darauf  hin,  dass  das  Bier 
für  die  Handwerker  und  die  ärmeren  Leute  ein  unentbehr- 
liches Getränk  sei ,  also  zu  den  nothwendigen  Lebensmitteln 
gehörte,  die  nacli  des  Königs  Willen  geringer  belegt  werden 
sollten;  er  erklärte,  dass  bei  dem  hohen  Satze  das  Publikum 
nicht  bestehen  könne;  er  machte  auf  öfter  wiederholte  Ver- 
sprechangen  aufmerksam,  durch  die  den  Brauern  ein  bestimmter 
Profit*)  zugesichert  sei;  wenn  man  ihnen  diesen  Gewinn  aber 
bei  Festhaltung  der  jetzigen  Steuersätze  gewähren  wolle,  würde 
der  Preis  des  Bieres  allzusehr  steigen.  Aus  diesen  GrUnden 
wollte  er  die  Steuer  von  18  guten  Groschen  pro  Tonne,  die  sie 
nach  dem  Deklarationspatent  betrug,  auf  14  gute  Groschen  oder 
52  Groschen  9  Pfennig  preussisch  heruntersetzen.  Beim  Bier- 
export sollten  von  dieser  Summe  33  Groschen'),  also  fast  '/s, 
restituirt  werden.  Er  schlug  daher  fiir  die  Biersteuer  folgende 
Bestimmungen  vor,  denen  er  zugleich  die  bisher  geltenden 
gegenüber  stellte: 

')  AnmerknngeD.     Pr.  T. 
*)  36  Thlr.  ftir  das  Oebrände. 

*)  Wo  in  diesem  Kapitel  nictit  auMlrücklich  anderes  bemerkt  ist, 
ist  bei  MUnraugabea  prensaische  Währung  gandnt. 
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Bertram  berechnete  nun,  wie  hoch  sich  tttr  die  Stadt 
Königsberg  bei  den  von  ihm  vorgeschlagenen  Sätzen  die  Ein- 
nahmen aus  der  Biersteuer  belaufen  würden,  wobei  er  den 
jetzigen  Konsum  zu  Grunde  legte;  dann  rechnete  er  aus,  wie 
Dohe  Einnahmen  von  demselben  Konsum  erzielt  würden  nach 
den  Sfitzen  einerseits  des  Deklarationspatentes ,  andererseits 
dee  früheren  preussischen  Tarifs.  Auf  diese  Weise  stellte  er 
das  finanzielle  Verhältnis  der  von  ihm  vorgeschlagenen  Steuer- 
sStze  zu  den  frtlheren  fest.  Danach  betrugen  die  Einnahmen') 
nach  seinem  Projekt  und  dem  früheren  preussischen  Tarif 
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P£ 
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W&hrend  also  die  Vorschläge  Bertrams  gegenüber  dem 
früheren  Zustande  eine  nicht  sehr  erhebliche  Itfehreinnahme 
versprachen,  bedeuteten  sie  dem  Beklarationspatent  gegen- 
über einen  ziemlich  beträchtlichen  Minderertrag.  Zu  dem 
Deklarationspatent  stellten  sich  die  Einnahmen  nach  Bertrams 


1)  Und  zvor  13  Thlr.  80  Gr.  Tonneiumpoet,   6  Thlr.  45  Gr.  Hals- 
ise.    Die  OroBchea  and  Pfennige  sind  preueusche. 
*)  Stets  war  sIb  Bans  genommen  das  Jahr  1765/66. 
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Als  die  Komiaissioa  seine  Pläne  verworfen  and  ihm  be- 
tbhlen  hatte  den  Tarif  gemäss  dem  Deklarationepatent  an&a- 
Btellen,  da  hielt  er  in  dem  neuen  Entwurf')  an  der  Akzise 
von  18  guten  Groschen  fest*);  nur  wollte  er  die  Steuer  von 
dem  vom  platten  Lande  hereingehenden  Biere  erhohen.  Auct 
wollte  er  anordnen,  dass  diejenigen  Personen,  denen  ausser 
den  Brauern  noch  das  Recht  der  Bierfabrikation  zustand, 
jährlich  Dur  eine  bestimmte  Quantität  starkes  Bier  brauen 
dürften,  während  fUr  ihre  Übrige  Produktion  der  Satz  des 
Deklarationspatentee  (1  Scheffel  pro  Tonne)  gelten  sollte. 

Der  Tarif  in  der  Oestalt,  wie  er  publizirt  wurde,  schrieb 
folgende  Sätze  flir  die  Biersteuer  vor: 

1  Tonne  Stadtbier  —  Thlr.  67  Gr.     9  Pf») 

1        „       Bier  aus  andern  Städten  —      „      45    n     —    b  *) 
1        „  „     vom  Lande')  1      „      64    „     —    „  ') 

1        „       fremdes  Bier  4      „      —    „     —    a 

Vei^leichen  wir  diese  Abgaben  mit  denen  des  kurmäi^ 
kischen  Tarifs,  so  ünden  wir,  dass  beide  übereinstimmen,  nur 
dass  das  Bier  vom  Lande  in  dem  kurmfirkischen  Tarif  noch 
ein  wenig  stärker  belastet  ist 

Bertram  selbst  war  nirgends  durchgednmgen ,  durchw^ 
—   von   dem   fremden  Bier  abgesehen   —  war  die  Biersteuer 

')  Erläaterangen. 

*)  £b  war  das  Bestreben  der  Kammer,  den  Braoem  die  Erlaabma  n 
venoh&ffen,  atArkeres  Bier  zu  branen,  als  es  die  Sätze  dea  Deklantioiu- 

Eteots  gestatteten.  Der  frtihere  Akzisedirektor  hatte  sach  hienra  adne 
awilliguns  Keg^ben.  der  neue,  Magnier,  aber  wollte  es  fernerbin  nkU 
zugeben.     Vgl.  oben  S.  278. 

')  =  lö  gute  Groschen. 

')  =^  12  gute  Groschen. 

')  =  1  n  naler  17  gute  Groschen, 

*)  Dos  Bier  aus  den  Aemtem  zahlte  wie  das  Btädtiache  67  Gr. 
Früher  hatte  dasselbe  87  Gr.  Akz.ise  ceben  müssen,  indessen  durch 
köDiKÜche  Kafainettsorder  war  es  dem  atKdtischen  gleichgesetzt  (Scbredben 
der  Rupe  vom  3U.  Januar  1T70);  doch  bezog  «ch  dies  nur  auf  das  Bier, 
das  in  KrÜKen,  die  zu  den  Aemtem  cehärten,  verschäukt  wurde,  während 
dasjenige,  das  sich  Privatleute  aus  den  Aemtem  kommen  liessen,  87  Gr, 
bezahlen  musste. 
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höher  bemessen,  als  er  vorgeschlagen  hatte;  während  für  das 
in  den  Städten  fabrizirte  Bier  man  bei  den  Bestimmungen  des 
Deklarationspatentes  stehen  geblieben  war,  hatte  man  im 
übrigen  die  Bierabgaben  gegen  früher  bedeutend  erhöht 

Man  wird  indess  zugeben  müssen,  dass  der  massgebende 
Gedanke  Bertrams,  die  Biersteuer  herabzusetzen,  durchaus  im 
Einklang  stand  mit  den  leitenden  Ideen  des  Königs.  Wohl 
hatte  auch  die  Kommission  erkannt,  dass  das  Bier  zu  den 
nothwendigen  Lebensmitteln  gehöre,  aber  sie  hatte  nicht  ge- 
wagt, hieraus  die  praktische  Schlussfolgerung  zu  ziehen; 
Bertram  dagegen  schreckte  vor  der  thatsächlichen  Konsequenz 
seiner  theoretischen  Ansicht  nicht  zurück.  Man  kann  wohl 
sagen:  während  sich  die  Kommission  bei  der  Frage  nach  der 
ferneren  Gestaltung  der  Biersteuer  darauf  beschränkte,  die 
Interessen  der  Steuertechnik  und  der  Verwaltung  zu  vertreten, 
waren   für  Bertram  soziale  Gesichtspunkte  massgebend.     Man 

Seht  nicht  zu  weit,  wenn  man  behauptet,  die  Bierakzise  bil- 
ete  den  Angelpunkt  des  Steuersystems,  das  durch  das  Dekla- 
rationspatent hergestellt  war;  indem  Bertram  hier  eine  tief 
einschneidende  Aenderung  vornehmen  wollte,  warf  er  das 
ganze  System  über  den  Haufen.  Der  Hauptunterschied  zwi- 
schen Bertram  und  der  Kommission  liegt  nicht  in  einem  Mehr 
oder  Weniger  von  Einsicht  —  denn  auch  jene  erkannte  voll- 
kommen klar  die  Schäden  und  Nachtheile  der  Anordnungen 
des  Deklarationspatentes  — ,  sondern  darin,  dass  der  letzteren 
jene  Enei^e  und  Thatkraft  abging,  die  Bertram  bewies: 
während  die  Kritik  der  Kommission  vor  den  Bestixomungen 
über  die  Höhe  der  einzelnen  Steuern  innehielt  und  es  so  un- 
terliess  aus  den  Prämissen  die  Folgerungen  zu  ziehen,  war 
Bertram  von  einer  solchen  Aengstlichkeit  frei  und  verfolgte 
die  fttr  richtig  erkannten  Prinzipien  bis  in  ihre  letzten  Konse- 
quenzen. 

b.    Die  Branntweinsteuer. 

Weniger  umwälzend  waren  die  Vorschläge  Bertrams  beim 
Branntwein,  hier  beabsichtigte  er  keine  so  tief  einschneidenden 
Aenderungen  wie  beim  Bier.  So  wollte  er  für  den  in  der 
Stadt  gebrannten  Branntwein  die  Sätze  des  Deklarations- 
patentes beibehalten^);  er  meinte,  dies  gehe  um  so  eher  an, 
als  der  Branntwein  ein  Luxusartikel  des  gemeinen  Mannes, 
also  nicht  nothwendiges  Bedürfnis  sei.  Gewiss,  dass  sich  über 
die  Richtigkeit  dieser  Behauptung  streiten  lässt  —  ich  selbst 
bin  entschieden  anderer  Ansicht,  glaube,  dass  zumal  in  Ost- 
preussen  der  Branntwein  zu  den  unentbehrlichsten  Konsum- 
tibilien  zu  rechnen  ist  — ,  doch  darf  man  um  Bertram  gerecht 


1)  Anmerkungen.    Auch  an  dem  Schankimnost  hielt  Bertram  beim 
Branntwein  fest,  nur  wollte  er  ebenso  wie  beim  Wein  Fixirung  desselben. 
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zu  werden  nicht  verecliweigen,  daes  seine  Meinung  bis  in  die 
neueste  Zeit  hinein  Vertreter  gefunden  hat:  man  darf  ihm  also 
dieselbe  nicht  als  Fehler  anrechnen.  Speziell  erblickte  Bertram 
in  dem  Beibehalten  der  hohen  Branntweinakzise  ein  Äequi- 
valent  für  den  Ausfall,  der  nach  Beinen  Vorschlägen  bei  der 
Bier-  und  Fletschateuer  eintreten  musste. 

Dagegen  wollte  Bertram  die  Steuer  ftlr  den  fremden 
Branntwein  ennfissigen,  von  50  Thalern,  wie  das  Deklarations- 
patent vorschrieb,  auf  20  Tbaler  ftlr  das  Ohm')  herabsetzen, 
und  zwar  mit  Rücksicht  auf  den  Exporthandel  nach  Polen. 
Er  sprach  nämlich  die  Befürchtung  aus,  dass  bei  der  hohen 
Steuer  der  Konsum  des  fremden  Branntweins  abnehmen  würde, 
und  dass  dann  die  Kaufleute  ihn  nicht  mehr  führen  würden; 
es  würden  daher  die  Polen  ihn  nicht  mehr  erhalten  können; 
da  sie  aber  den  fremden  Branntwein  besondere  liebten,  würde 
dies  für  den  Handel  nach  Polen  sehr  nachtheilig  sein. 

Eben  diese  Gründe  hielten  ihn  davon  ab,  die  Handlungs- 
akzise  fUr  französischen  und  rheinischen  Branntwein  zu  er- 
höhen; er  wollte  den  bisherfgon  Betrag  beibehalten,  trotzdem 
er  beim  Wein  jene  Abgabe  gesteigert  zu  sehen  wUnacbte.  Es 
kam  hierbei  auch  in  Betracht,  dass  die  Handlungsakzise  beim 
fremden  Branntwein  bereits  doppelt  so  hoch  war  als  beim 
einheimischen,  das  entscheidende  Motiv  aber  war,  dasa  durch 
eine  Erhöhung  auch  der  Export  Verkaufspreis  des  Branntweins 
zunehmen  müsse;  tlass  dies  aber  sehr  nachtheilig  wirken 
werde,  weil  die  Polen  gewöhnt  seien ,  nach  dem  Branntwein- 
preise ihren  Vortheil  beim  Einkauf  abzuschätzen. 

Für  exportirten  Branntwein  wollte  er  von  den  5  Thalem 
Konsumtionsakzise  ftlr  da^  Ohm  4  Thaler  restituiren,  so  dass 
die  Abgabe  für  den  Export  wie  früher  nur  1  Thaler  betrug. 
Er  tadelte  es  namentlicn,  dass  man  beim  Export  noch  immer 
den  früheren  Schankimpost  erhoben  habe,  der  doch  durch 
das  Deklarationspatent  abgeschafft  und  durch  die  neue  Ver- 
kaufsabgabe ersetzt  sei.  Wenn  man  dagegen  den  Schank- 
impost beim  Export  beibelialte,  so  habe  man  eine  doppelte 
Handlungsak/.ise ,  denn  ganz  unzweifelhaft  sei  eine  Steuer 
von  exportirten  ^^'aaren  nichts  anderes  als  eine  Handlun^- 
akzise. 

Mit  allen  diesen  Aenderungen  wollte  Bertram  in  erster 
Linie  eine  Hebung  des  Branntweinexports  nach  Polen  herbei- 
führen; bei  den  gegenwärtigen  Zuständen  könne,  wie  er 
klagte,  dieser  Export  nicht  gedeihen,  werde  der  Absatz  des 
einheimischen  Produktes  gehemmt.  Einen  Beweis  hierflir  er- 
blickte er  darin,  dass  schon  die  Polen  selbst  Brennereien 
gelegt  hätten. 

Die  einzelnen   von  Bertram  vorgeschlagenen  Steuersätze, 


')  37'/i,  bezw.  15  Gr.  das  Quart  =  10,  bezw.  4  gute  Gr. 


sowie  das  VerhaltnU  deraeiben 
zeigt  folgende  Uebemicht: 
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Wie  beim  Bier,  so  suchte  auch  hier  Bertram  eich  Über 
den  finanziellen  Effekt  seiner  Vorschläge  durch  Berechnungen 
Klarheit  zu  verschaffen.  Gegenitber  dem  früheren  Tarif  sah 
er  in  ihnen  eine  ziemlich  b^eutende  Erhöhung.  Es  stellten 
sich  die  Einnahmen  vom  Branntvv-ein  in  Königsberg 
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1)  Hiermit  iBtofienbar  dieAbgal>e  von  dem  m  der  Stadt  prodozirten 
Branntwein  gemeint,  die  ja  fraber  vom  Bohprodukt,  d.  b.  dem  Brannt- 
weiuschrot  erhoben  wnrde. 

*}  Oemdnt  scheint  stfidtJBcher  Branntwein,  der  aua  Städten  anderer 
IhoTincen  importirt  wurde. 

')  Nicht  berücksichtigt  ist  der  eiportirle  Bianntwän,  weil  bei  ihm 
die  Steuer  gleich  war. 
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Es  wüirde  sich  mithin  die  Brumtweimtener  geffsn  früher 
Eiemlich  verdoppelt  haben.  Trotzdem  aber  wArde  me  Brannt- 
-weinakziae    nach    Bertrama    Sätzen     dem    Ceklarationspatent 

fE^enöber  immer  noch  ein  freilich  nicht  »ehr  erhebliches 
[inus  ergeben  haben.  Es  zeigt  dies  aufs  klarste,  wie  das 
Deklarationspatent,  das  anscheinend  eine  Herabsetsang  der 
Branntweinsteuer  gewährte,  in  Wirklichkeit  dieselbe  sehr 
steigerte.  Die  Vergleichung  der  Bertramschen  Sätxe  mit 
denen  des  Deklarationspatents  ist  folgende: 
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Auch  später,  als  Bertram  seine  radikaleren  Pläne  hatte 
aufgeben  müssen,  hielt  er  doch  an  der  Herabsetzung  der 
Abgabe  vom  fremden  Branntwein  noch  fest^).  Er  begründete 
sie  aber  jetzt  nicht  mehr  durch  die  Interessen  des  Export- 
handels Dach  Polen,  wohl  weil  er  annahm,  dass  solche  speziell 
Sreussische  Desiderien  auf  die  Kommission  doch  keinen  Ein- 
ruck  machen  würden,  Bondem  er  führte  diesmal  Gründe  der 
Wohlfahrtspolizei  ins  Feld*),  indem  er  daraufhinwies,  dass 
der  fremde  liranntwein  von  den  Apotheken  hftufig  zu  Arzneien 
verwendet  wttrde,  und  dass  man  besorgen  müsse,  jene  würden, 
wenn  die  Abgaben  zu  hoch  wären,  den  bedeutend  schlechteren 


'1  Erläuterungen. 

'')  Ich  möchte  bierin  einen  Ueneia  dafür  aeheo,  dasa  Bertram  den 
Entwurf  Dieus  bannt«,  denn  jene  Hoürining  finanEieÜer  HaBarc^eln 
durch  Interessen  der  Wohlfahrtspolizei  ist  elwag  speziell  Dien  Eigen- 
thfimliehee. 
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Kombraimtwein  nehmen.  Sonst  beschränkte  er  sich  diesmal 
auf  unwesentliche  Details;  so  wollte  er  z.  B.  Branntwein  ans 
Hefen  als  Landesprodukt  betrachtet  wissen,  so  dass  derselbe 
nur  7  Groschen^)  für  das  Quart  zahle. 

Der  Tarif  hielt ,  wie  auch  Bertram  gewollt  hatte ,  daran 
fest,  dass  der  einheimische  Branntwein  5  Thaler  für  das  Ohm') 
Konsumtionsakzise  zahlte;  ebenso  stimmte  es  mit  seinen  Vor- 
schlägen überein,  dass  die  Eingangsakzise  von  dem  auf  dem 
Lande  gebrannten  Branntwein  auf  8  Thaler  60  Groschen  *),  die 
Nachschussakzise  vom  Branntwein,  der  aus  anderen  Provinzen 
importirt  wurde,  auf  4  Thaler*)  bemessen  wurde.  Dagegen 
wich  man  darin  von  seinem  Projekt  ab,  dass  man  die  Eingangs- 
akzise für  polnischen  Branntwein  auf  10  Thaler^),  für  sonstigen 
fremden  Branntwein  auf  50  Thaler  •)  feststellte.  Dazu  kam 
eine  Verkaufsabgabe,  die  für  allen  Branntwein  gleich  hoch 
war,  nämlich  10  gute  Groschen  fUr  den  Eimer  ^), 

Durchweg  stimmten  diese  Sätze  mit  denen  des  kur- 
märkischen Tarifs  und  des  Deklarationspatents  überein;  man 
kann  also  sagen,  man  hatte  einfach  den  kurmärkischen  Tarif 
auf  Preussen  übertragen,  hatte  es  abgelehnt,  die  Sonder- 
interessen der  Provinz  zu  berücksichtigen. 

Man  wird  ein  derartiges  Verhalten  vom  Standpunkte  des 
Einheitsstaates  aus  begreiflich  finden,  aber  dieser  Einheits- 
staat existirte  ja  in  finanzieller  Hinsicht  nicht:  hatte  doch  das 
Deklarationspatent  ausdrücklich  bestimmt,  dass  die  Spezial- 
tarife  für  die  einzelnen  Provinzen  bestehen  bleiben  sollten. 
Dies  Prinzip  aber  einmal  angenommen,  war  es  durchaus 
natürlich,  dass  in  den  Sondertarifen  auch  die  Sonderinteressen 
der  Provinz  Berücksichtigung  fanden.  Man  wird  also  auch 
hier  Bertram  durchaus  Recht  geben  müssen,  wenn  er  in 
HinBioht  auf  den  preussisch  -  polnischen  Handel  eine  massige 
Belastung  des  fremden  Branntweins  verlangte,  ohne  dass  man 
zu  leugnen  braucht,  dass  im  allgemeinen  das  öffentliche 
Interesse  hohe  Besteuerung  jenes  Objektes  forderte,  dass  also 

Srinzipiell.  das  Deklarationspatent  ganz  im  Rechte  war.  In- 
em  de  Lattre  hier  den  im  allgemeinen  richtigen  Satz 
fidschlicherweise  auch  für  Preussen  anwandte,  machte  er  sich 
derselben  fehlerhaften  Schablonisirung  schuldig,  die  wir  schon 
bei  de  Launay  zu  konstatiren  hatten. 


>)  Ziemlich  2  gute  Groschen. 

?Da8  Quart  3*/4  Groschen  =  1  ^ten  Groschen. 
Das  Quart  6^/a  Ghroschen  =^  PVis  guten  Groschen« 
^)  Das  Quart  8  Groschen  »  ^/s  gute  Groschen. 
*)  Das  Quart  V/t  Groschen  ==  2  guten  Groschen. 
*)  Das  Quart  87^/8  Groschen  =  10  guten  Groschen. 
7)  .=s  2  gute  Groschen  für  das  Quart 


c.     Die  Weinsteuer. 

Bei  der  Weinsteuer  waren  nach  dem  Deklaratioiispatent 
zwei  Abgaben  zu  unterscheiden:  die  EoDBumtionsakKiBe  und 
die  VerküU&Kteuer.  Dazu  kam  nun  in  Preussen  noch  die 
hier  beBtehen  gebliebene  Handlungsakzise.  Alle  drei  Ab- 
gaben sollten  nach  Bertram»  Vorschlägen  eine  Äenderung 
erfahren'). 

Bei  der  Konsumtionsakzise  wollte  er  zwar  im  allgemeinen 
die  hohen  Sätze  des  Deklarationspatents  festhalten'),  weil, 
wie  er  mit  Recht  bemerkte,  der  Wein  ein  GegenstaDd  des 
Luxus  und  nicht  des  gewöhnlichen  Verbrauchs  sei.  Er  wollte 
aber  doch  eine  verschiedene  Belastung  der  einzelnen  Weine, 
und  zwar  wollte  er  zwei  Klassen  unterscheiden :  Rhein-, 
Neckar-,  Mosel-  und  Frankenwein  einerseits,  Champagner 
und  Burgunder  andererseits.  Da  erstere  mehr  Transport- 
kosten und  Zollabgaben  zu  tragen  hatten  als  letztere,  da  sie 
zudem  mehr  im  Lande  blieben,  weniger  nach  Polen  gingen, 
hielt  er  es  fllr  billig,  flir  erstere*)  die  Abgabe  auf  den  früheren 
•Satz  zu  ermässigen,  während  man  fUr  letztere  den  gegen- 
wärtigen Massstab  beibehielt. 

Bei  der  neuen  Verkaufsabgabe  hielt  er  offenbar  fllr  das 
rathsamste  eine  völlige  Abschaffung.  Er  sprach  die  Befürch- 
tung aus,  daas  diese  Steuer  dazu  beitragen  werde,  daas  die 
von  ihr  befreiten  Privatleute  sich  ihren  Wein  direkt  kommen 
Hessen,  wodurch  dann  die  Weinhändter  geschädigt  würden; 
er  liess  es  daher  dahingestellt,  ob  nicht  der  neue  Verkaufs- 
impost  wieder  aufzuheben  sei.  Doch  scheint  er  selbst  nicht 
angenommen  zu  haben,  dass  sich  die  Kommission  zu  diesem 
Schritte  entachliessen  werde,  da  er  für  die  Art  des  Verkaufs- 
impostes  selbst  seinerseits  Vorschläge  machte:  er  wollte  den- 
selben fixirt  wissen.  Hierin  traf  er  vollständig  mit  der 
Kommission  zusammen. 

Es  bleibt  noch  die  Handlungsakzise.  Diese  hatte  man 
bisher  von  dem  nach  Polen  exportirten  Weine  nicht  erhoben. 
Dies  hielt  Bertram  für  unrichtig').  Er  meinte,  es  lägen  nur 
zwei  Möglichkeiten  vor.  Die  neue  Verkaufsabgabe  sei  ent- 
weder an  Stelle  der  Handlungsakzise  getreten,  oder  an  Stelle 


I,  bezw.  5  gute  Groschen 
geBieigen.  woruen  wur. 

■l  Dieselben  waren  QbrigenB  erat  durch  ein  Edikt  vom  8.  Juni  1763 
inbetreff  der  Steuer  dem  Champagner  eleicbgestellt 

')  Er  wies  unler  anderem  aaraut  hin,  wie  verschieden  mau  beim 
Wein  und  beim  Branntwein  verfahre.  Für  beide  Getränke  ordne  dss 
Deklarationspatent  Aufhebung  der  alten  HandlungBakzise  an.  Nun  er- 
hebe aber  die  Regie  von  dem  Branntwein,  der  hob  der  Stadt  aafs  Land 
gehe,  den  vollen  Impoat,  wahrend  dies  liei  eipoitirtem  W^  nicht 
geschehe. 
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der  früheren,  1750  indees  aufgehobenen  Sehankakzise.  Im 
ersteren  Falle  müsse  mao  auch  von  dem  ins  Ausland  gehen- 
den Wein  die  Verkaufsabgabe,  also  fünf  Prozent  des  Werthes 
nehmen;  im  zweiten  Falle  müsse  derselbe  zwar  nicht  den 
Verkau&impost ,  wohl  aber  die  alte  Handlungsakzise  von 
einem  Prozent  zahlen.  Bertram  selbst  entscheidet  sich  für 
letzteren  Fall').  Auch  meint  er,  dass  eine  Abgabe  von  filnf 
Prozent  fllr  den  Weinexporthandel  unzulässig  sein  würde.  Da- 
gegen sei  gar  kein  Grund  abzusehen,  weshalb  der  Wein 
allein  von  allen  Waaren  von  der  Handlungsakzise  frei  sein 
solle;  es  wurden  hiervon  lediglich  die  Weinhändler  Vortheil 
haben. 

Allerdings  hat  es  den  Anschein,  als  ob  Bertram  hier 
seine  innersten  Gedanken  nicht  ausgesprochen  hat  Wir 
werden  sehen,  dass  er  später  für  gänzliche  Aufhebung  der 
Handlungsakzise  eintrat.  Nun  erklärte  sich  die  Kammer  selbst') 
prinzipiell  für  völligen  Wegfall  der  Handlungsakzise,  weil  der 
Wein  schon  hoch  genug  besteuert  sei,  doch  hielt  sie  selbst  es 
filr  wahrscheinlich,  dass  man  mit  dieser  radikalen  Neuerung 
nicht  durchdringen  werde,  und  empfahl  daher,  die  Handlungs- 
akzise nach  einem  festen  Verhältnis  der  Konsum tionsakzise 
zuzuschlagen. 

Die  einzelnen  von  Bertram  für  die  Weinsteuer  vor- 
geschlagenen Sätze,  sowie  das  Verhältnis  derselben  zu  dem 
früheren  Tarif  zeigt  folgende  Uebersicht: 
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Wie  bei  den  anderen  Abgaben ,  so  stellte  auch  hier 
Bertram  fest,  wie  hoch  sich  —  bei  derselben  Konsumtion  — 
die  Einnahmen  fiir  Königsberg  nach  dem  früheren  Tarif  so- 
wie nach  seinen  Vorschlägen  atellten.  Er  kam  zu  diesem 
Kesultate: 


>)  Weil  die  neue   Abgnbe  5    Prozent   betrage,  während  die  alte 
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rotokolt  dea  Kammerplen 
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In  derselben  We[se  zog  Bertram  das  Deklarationspatent 
zur  Vergleichung  heran.  Ihm  gegenüber  ergaben  seine  Vor- 
schlage folgendes  Verhältnis  der  Einnahmen: 
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Die  Weinsteuer  ist  nun  derienige  Punkt,  wo  Bertram 
am  zähesteo  seine  Ansicht  festhielt,  dass  man  den  bisherigen 
Zustand  nicht  unverändert  fortbestehen  lassen  dürfe.  Da  die 
eben  erörterten  Vorschläge  dadurch  unausführbar  wurden, 
dass  die  Kommission  Festhalten  am  Deklarattonspatent  ver- 
langte, so  mussten  sich  die  weiteren  Projekte  Bertrams  auf 
einer  anderen  Basis  bew^en.  Es  war  zunächst  klar,  dass  er 
die  beabsichtigte  Aenderung  der  Konsumtionsakzige  fallen 
lassen  musste,  da  sie  mit  dem  Deklarationspatent  auf  keine 
Weise  in  Einklang  zu  bringen  war.  Anders  lag  die  Sache 
mit  der  Handlungsakzise.  Bertram  hatte  es,  wie  wir  sahen, 
vor  allem  getadelt,  dass  man  Handlungsakzise  und  Verkaufs- 
impost erhob;  er  hatte  dem  gegenüber  den  Verkaufs impost 
am  liebsten  vollständig  abschaffen,  die  Handlungsakzise  aber 
»mz  ohne  Ausnahme  erheben  wollen.  Nun  schrieb  dat< 
Deklarationspatent  den  Verkaufsimpost  vor;  er  also  musste 
bestehen  bleiben.  Folglich  war,  da  beide  Abgaben  zu  viel 
waren,  die  Handlungsakzise  aufzugeben.  Zu  diesem  Hchluss 
kam  Bertram   in   der  That^).     Er  erklärte,    in   der  jetzigen 
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Eoasumtionsakzise  seien  vereisigt  die  frühere  KonsumtioiiB- 
akzise  und  die  frühere  Handlungsakzise.  Da  nun  anstatt  der 
letzteren  der  bedeutend  höhere  Verkaufsini  post  eingeführt  sei, 
so  sei  von  der  jetzigen  Konsumtionsakzise  der  Betrag  der 
früheren  Handlungsakzise  abzuziehen,  und  nur  der  dann  ver^ 
bleibende  Rest  in  Zukunft  als  Konsum tionsakziae  zu  erheben. 
Was  die  Handln ngsakzise  ftlr  den  exportirten  Wein  betreffe, 
so  werde  dieselbe  von  dem,  der  nach  Polen  gehe,  schon  jetst 
nicht  bezahlt;  es  sei  daher  billig,  dass  sie  auch  für  den  Wein 
wegfalle,  der  auf  dae  platte  Land  oder  in  die  kleinen  Städte 
geschafft  würde,  d.  h.  daas  sie  überhaupt  tür  den  Esport 
aufgehoben  werde. 

Endlieb  trat  Bertram  noch  einmal  dafUr  ein,  daes  die 
neue  Verkaufsabgabe  nicht  nach  dem  Werthe  bemessen, 
sondern  bei  den  einzelnen  Weinsorten  in  festen  Sätzen  ver- 
anschlagt werde,  wie  er  dies  schon  früher  bei  den  von  ihm 
vorgeschlagenen  Steuersätzen  gethan  hatte.  Kr  traf  hierin 
mit  der  Kommission  vollständig  zusammen.  Selbst  aber  die 
Bemessung  nach  dem  Werthe  als  richtig  angenommen ,  sei  es 
doch  fehlerhaft,  diese  Abgabe  nach  dem  Verkaufspreis  zu  be- 
rechnen, denn  in  diesem  stecke  die  KonsumlionBakzise  mit 
darin.  So  sei  z.  B.  ein  Ohm  Champagner  60  Thaler  werth, 
hätte  also  nur  3  Thaler  Verkaufs  im  post  zu  zahlen;  der 
Verkaufspreis  aber  betrage  70  Thaler,  weil  hier  noch 
10  Tlialer  Konsurationsakzise  hinzukämen ;  dadurch  würde 
der  Verkaulsimpost  um  45  Groschen  zu  hoch.  Ebenso  sei 
die  Sache  beim  Branntwein,  wo  das  Ohm  Franzbranntwdn 
80  Thaler  werth  sei,  während  der  für  den  Verkaufst mpost  su 
Grunde  gelegte  Verkaufspreis  75  Thaler  betrage. 

Noch  ganz  zuletzt  acnmeichelten  eich  königsberger  Elreise 
mit  der  Hoßhung,  dass  bei  der  Weinsteuer  ihre  Ansichten 
durchdringen  würden;  noch  im  Juni  des  Jahres  1709,  also 
zu  einer  Zeit,  wo  der  Tarifentwurf  de  Lattres  längst  von 
dem  Monarchen  ratifizirt  war,  glaubte  man,  dass  beim  Weine 
noch  eine  Aendcrung  vorgenommen  werden  würde  *), 

Alle  derartigen  Erwartungen  fanden  keine  Verwirklichung; 
der  neue  prensslsche  Tarif  entsprach  hinsichtlich  des  Weine« 
durchaus  nicht  den  Vorschlägen  Bertrams,  Er  unterschied  tn- 
betreff  der  Konsumtionsakzise  nur  zwischen  den  feinen  und  den 
gewöhnlichen  Weinen;  erstere  zahlten  11  Thaler  60  Groschen, 
letztere  3  Thaler  70  Groschen  für  das  Ohm ').  Der  Verkaufs- 
impost wurde  auch  fernerhin  nach  dem  Werthe  bemessen;  die 
Höhe  von  fünf  Prozent  blieb  bestehen.  Dagegen  ist  von  einer 
besonderen  Handlungsakzise  nicht  die  Rede;  sie  scheint  also 
in  der  That  weggefallen  zu  sein. 

')  Kchreiben  Borchmaans  vom  32.  Juni  1769.     Fr,  T. 

^)  Der  ferner  5  Thir.  20  gate  Groschen,  hezw.  1  Tblr.  21  Gr. 
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Bei  der  Weinsteiier  beruLrt  aich  Bertram  mit  der  Kom- 
mission, nur  geht  er  viel  konsequenter  vor.  Mit  jener  trifft 
er  zusammen  in  der  Forderung  der  Fixirung  der  Verkaufs- 
abgäbe  und  in  der  Ansicht,  dass  der  Wein  ein  äusserst 
steuerfilhiges   Objekt   bilde.     Während    aber  jene    der  Regie 

figeniiber  nicht  wabrhaben  wollte,  dass  ihre  Massregeln  eine 
rhöLung  der  Weinsteuer  bedeutott'n,  was  sie  doch  in  der 
That  waren,  nroklamirte  Bertram  ganz  offen  die  Mehr- 
belastung des  Weines,  Wenn  man  nun  überhaupt  eine 
Steuerreform  derart  beabsichtigte,  dass  sie  sich  in  der 
Richtung  der  Entlastung  der  nothwendigen  Lebensmittel  be- 
wegte, dann  war  es  in  der  That  unzweifelhaft,  dass  bei  dem 
Aufsuchen  eines  Aequivalents  der  Wein  in  erster  Linie  in 
Betracht  kommen  rausste;  und  inanfem  wird  mau  wohl  sagen 
müssen,  dass  Bertram  der  einzige  ist,  der  bei  der  Weinsteuer 
wirklich  den  Intentionen  des  Küuigs  gemSas  handelte, 
I  Aber  noch   in   anderer   Hinsicht  sind    die  Aosftlhrungen 

'  Bertrama  über  die  Weinsteuer  beachtenswerth.  Wir  haben 
bereits  gesehen,  wie  er  auf  jede  Weise  den  preussischen 
Exportliandel  nach  Polen  zu  fördern  suchte.  Wir  erkennen 
hier  nun  die  für  ihn  massgebende  Grenze  derartiger  Be- 
strebungen: er  wollte  dem  Exporthandel  keine  Vergünstigungen 
gewähren,  die  nicht  auch  der  Handel  nach  dem  Inlande  ge- 
1  0088,  er  wollte  nicht  jenem  Freiheit  von  der  Handlungsakzise 
'  »ugestehen,  die  dieser  bezahlen  musste.  Mit  einem  Wort, 
Bertram  wollte  nicht  dem  Auslande  billige  Preise  gewähren 
auf  Kosten  der  inländischen  Konsumenten.  Es  ist  wichtig, 
dies  zu  konstatiren,  da  bei  einem  anderen  Finanzinstitute 
FriedricIiB')  der  entscheidende  Fehler  gerade  darin  li^t,  dass 
dies  wir thschaftspoli  tische  Prinzip  verkannt  wurde.  Es  liegt 
hier  einer  der  Punkte  vor,  in  denen  Bertram  selbst  dem 
grossen  König  voraus  war. 

d.  Die  Fleischsteuer. 
Bei  der  Fleischsteuer  haben  wir,  wie  bereits  früher 
r  koostatirt,  eine  dreifache  Steuer  zu  unterscheiden ;  die  Schlacht- 
ler,  die  Pfundakzise  und  die  Viehhandlungsakzise.  Bei 
!  der  Öch lach ts teuer  hatte  man  bisher  unterschieden  zwischen 
I  dem  Sc  harren  seh  lachten  und  dem  Hausschlachten,  hatte  das 
n  erstere  mit  etwas  höheren  Abgaben  belegt  als  das  letztere. 
[  Bertram  *)  wollte  diesen  Unterschied  aufheben  und  fiir  die 
t  Schlachtsteuer  einheitliche  Sätze  einführen;  und  zwar  wählte 
[  er  die  bisher  fiir  das  Scharrenschlachten  angewandten,  also 
t4te  höheren.  Er  begründete  dies  damit,  dass  einerseits  das 
P  Fleisch  nicht  in  dem  firade  fllr  die  Armen  unentbehrlich  wäre 
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wie  das  Gtetreide,  dass  andererBeits  der  Werth  des  Fleisches 
gegeo  früher,  gegen  die  Zeit,  wo  man  die  Sätze  des  bisberieen 
Tarifes  eingeftihrt  habe,  bedeutend  gestiegen  sei.  Er  schlug 
demgemäas  diese  Stttze  vor: 

1  Ochse         1  Thlr.  30  Gr.  —  Pf. 

1  Kuh           1  ^  _  ^  _  , 

1  Kalb        —  „  10  „  -  „ 

1  Hammel  —  „  8  „  —  „ 

1  Lamm      —  „  4  „  —  , 

1  Schwein   —  „  30  „  —  „ 

1  Huhn       -  „  —  „  12  „ 

Erhöht  wurden  dadurch  gegen  den  früheren  Tarif  die  Sfttse 
fllr  Ochsen,  Kühe  und  Schweine.  Es  erklärt  sich  dies  da- 
durch, dass  in  den  Bertramschen  Sätzen  zugleich  die  neue 
Pfiindakzise  steckte.  Indem  Bertram  dieselbe  auf  80  Groschen 
beim  Ochsen  und  der  Kuh  bi^mass,  wollte  er  sie  g^en  das 
Deldarations patent  bedeutend  erniedrigen,  denn  da  sie  nach 
diesem  1  guten  Pfennig  =  6  Pfennig  preussisch  für  das  Pfund 
betrug,  stellte  sie  sicli  thatsächlich  auf  1  Thlr.  43  Gr.  6  Pf 
fUr  den  Ochsen,  1  Thlr.  10  Gr.  für  die  Kuh.  Es  war  daher 
die  nothwi^ndige  Folge,  dass  Bertrams  Sätze  zwar  eine  be- 
deutende Erhöhung  gegen  den  früheren  Tarif,  aber  eine  nicht 
unbeträchtliche  Verminderung  gegen  das  Deklarationspatent 
bedeuteten.  Ersterem  gegenüber  war  das  Verhältnis,  soweit 
es  die  Stadt  Königsberg  betraf,  folgendes: 
(Tabelle  siebe  Seite  293.) 
Wenn  Bertram  gesagt  hatte,  das  Fleisch  sei  nicht  in  dem 
Grade  unentbehrlich  wie  das  Korn ,  so  hatte  er  ja  allerdingi 
Recht,  aber  er  setzte  sich  hier  doch  in  einen  gewissen  G^w- 
satz  zu  den  Intentionen  des  Königs:  denn  das  liess  sich  nicht 
leugnen,  dass,  abgesehen  vom  Brot,  das  Fleisch  bei  weitem 
der  unentbehrlithste  Gegenstand  war.  Nun  liatte  Friedrich 
in  der  Einleitung  des  Deklarationspatents  sich  dahin  aus- 
gesprochen, dass  die  Abgaben  vom  Brot  ganz  aufhören,  die 
von  den  nothwendigen  Lebensmitteln  im  allgemeinen  ver- 
mindert oder  wenigstens  nicht  erhöht  werden  sollten.  Gegen 
diesen  Grundsatz  verstiess  Bertram  —  und  zwar,  wie  sich 
später  zeigen  wird,  absichtlich  — ,  indem  er  die  Fleischsteuer 
zwar  dem  Deklarationspatent  gegenüber  herabsetzte,  aber 
dem  früheren  Tarif  gegenüber  erhöhte.  Es  ist  nun  im 
höchsten  Grade  beachtens werth,  dass  er  hierin  auf  die  Oppo- 
sition der  königsberger  Kammer  stiess.  Während  dieselbe 
sonst  alle  Vorschläge  Bertrams  adoptirte,  selbst  die  am 
weitesten  gebenden,  war  sie  mit  den  von  ihm  gewählten 
Sätzen  für  die  Seh  lach  tu  teuer  nicht  einverstanden.  Aus- 
drücklich  berief  sie   sich,   indem   sie  Bertrams  Sätze   fUr  zu 
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hoch  erklärt«,  auf  die  königliche  Instruktion');  sie  wollte  nur 
die  Steuern  des  früheren  Tarifs  erheben,  1  Thuer  vom  Ochsen, 
60  Groschen  von  der  Kuh. 

Sie  80   wenig    wie  Bertram   drangen   durch.     Der  Tarif 
seihst  enthielt  für  die  Schlachtsteuer*)  folgende  Angaben: 
1  Ochse         1  Thir.     8  Gr.   —  Pf.') 
1  Kuh  -       „      66     „     12     ,  *) 

1  Kalb         -      „      10     „       6     ,  ») 
1  Haipmel  —      „        9     „     —     ,  •) 
1  Lamm       —      ,        4     „       6     „  ^) 
1  Schwein   —       „      80     „     —     „  *) 
1  Huhn        -      „      —     ,       9     ,  •) 
Nur   scheinbar   waren  hiernach  Ochse  und  Kuh  geringer 
besteuert  als  es  Bertram  wollte,  denn  der  Tarif  enthielt  ausser 
der  Schlachtsteuer  auch  noch  die  Pfundsteuer,  die  in  Bertrama 
Sätzen  darinsteckte :  wenn  man  dies  berücksichtigt,  bedeuteten 
jene   Bestimmungen   eine   um  8   bezw.   6'/»  Groschen   höhere 
Abgabe  vom  Rindvieh,  als  Bertram  vorgesehlagen.     Im  grossen 
und  ganzen  stimmten  diese  Sätze  des  preussischen  Tarifes  in 
Hinsicht  der  Schlachtsteuer  mit  denjenigen  des  kurmärkischen 
überein. 

Bertram  hatte  naturgemäss  den  Gedanken  einer  Aenderung 
der  Schlacht» teuer  von  dem  Augenblick  an  aufgeben  müssen, 
wo  bestimmt  war,  dass  dem  Deklarationspatent  gegentiber 
keine  Neuordnungen  vorgenommen  werden  sollten ;  ebenso 
wurde  die  beabsichtigte  Herabsetzung  der  Pfundakzise  un- 
möglich; jedoch  meinte  Bertram,  dass  die  vorgeschlagene 
Fixirung  derselben  wohl  mit  dem  Patent  vereinbar  wäre,  und 
hielt  daher  an  dieser  fest.  Wieder  traf  er  hierin  mit  der 
Kommission  zusammen.  Aber  nicht  nur  in  dem  allgemeinen 
Vorschlag  selbst  bertihrten  sich  beide,  sondern  es  zeigt  sich 
auch  eine  merkwürdige  Uebereinstimmung  in  den  EinzeUifliten. 
Fast  genau  so  wie  jene  begründete  Bertram  die  Nothwendig- 
keit  der  Fixirung  der  Pfundakzise").  Die  Schwierigkeiten 
bei  der  Erhebung  seieu  bei  der  letzteren  zu  gross,  zumal  da 
es  in  den  kleinen  Städten  keine  öfientltchen  Schlachthäuser 
gebe;    wenn   man    aber   die   Schlächter   zwingen   wollte,    die 


')  Protokoll  des  KammerpleDums.    Pr.  T. 

')  IncluBive  der  Abgabeo  ftir  die  Haut  und  den  Tale, 
für  die  reine  tjchlachtakzise  giebt  die  Ucbersiebt  über  ai 
Beilage  7. 

V  =  2  gute  UroBchen. 

*)  =  18  gute  Groacben. 

")  ■=  2* 's  gute  Groachen. 

')  .=  2"/b  gute  Groschen. 

')  =^  I  guter  OroBchen. 

■)  a=  8  gute  Groschen. 

')  =  I'/b  gute  Pfennig. 

'")  Erläuterungen.     Pr.  T. 
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P Öffentlichen  Wagen  zu  benutzen,  so  würden  eicli  dio  Fleiacli- 
preise  um  das  Wagegeld  erhöhen ,  da  die  Wagen  s^imtlich 
verpachtet  wttren;  auch  würde  manclies  Fleisch  verderben. 
Bertram  sagt  nun  zwar  nicht  ausdrücklich,  welche  Sätze  er 
der  Fixirung  der  Steuer  zu  Grunde  legen  will;  aber  ganz 
sicher  wollte  er  auch  hier  diejenigen  nelimen,  die  er  bei  der 
bald  zu  besprechenden  Viehhandlungss teuer  angab.  Da  zeigt 
sich  nun  eine  weitere  Uobe  rein  Stimmung  mit  der  Kommisaion. 
Wie  diese  wollte  er  einen  Unterschied  machen  zwischen  der 
Hauptstadt  der  Provinz,  Königsberg,  und  den  Landstädten, 
wollte  für  erster«  ein  höhere«  öewicht  zu  Grunde  legen,  weil 


Im  ihr  besseres  Vieli  zum  Kou 

Iblgenden  Fixationssätzen : 
[  in  Königsberg: 

L  1  Oclise  400  Pfund 

I  1  Kuli     240 

f  1  Kalb       30 

I  1   Schaf     25 
bn 
Sil 


1  gelangte.     Er    kam    so    zu 

1  den  Laudstadteu : 

300  Pfund. 

200       „ 

30      „ 

25       „ 

Weiter   wollte  er  scheiden  zwischen   dem  HauHschlachteii 
md  dem  Scharronscldachten,  wobei  er  von  der  Annahme  aus- 
.ging,  daas  zu  ersterem  schlechteres  Vieh   verwandt  werde  aU 
zu  letzterem.   Indem  er  nun  die  eben  genannten  Sätze  für  das 
Scharren  seh  lachten  annahm,  wollte  er  fiir  das  Hausschlachten 
in   Königsberg   dieselbe   Gewichtshöhe   zu   Grunde  legen,  wie 
Air  das  Scharren  sc  hl  achten  in  den  Landstitdten ;  filr  das  Hnus- 
ihlachten    in    den    letzteren  sollte  gerechnet  werden  r 
1  Ochse  zu  250  Pfund, 
1  Kuh       „   200 
1   Kalb      „     24 
1   Schaf    „      21 
Wir  erinnern  uns  nun,  dass  die  Kommission  mit  der  be- 
ichtigten Fixirung  der  Pfundakzise   nicht  durchdrang;    es 
in  uns  daher  nicht  überraschen,  dass  auch  die  Bemllhungen 
irtrams    kein  Ergebnis    hatten,    dass   auch   der  preussischi- 
Tarif  an   der   Steuer   von   6  Pfennig   pro  Pfund  Heisch   ein- 
fach festhielt. 

Die  dritte  der  Fleischsteuern ,  die  Viehliandlungsakziae. 
;ehört  streng  genommen  nicht  hierher,  da  sie  keine  Ver- 
mchssteuer,  sondern  eine  Handelsabgabe  ist;  doch  wird  sie 
ler  in  dem  gegenwärtigen  Zusammenhang  besprochen  als 
lei  der  Erörterung  der  übrigen  Handelsabgaben,  und  zwar 
deshalb,  weil  hier  Bertram  dasselbe  erstrebte  wie  bei  der 
Pfundakzise,  ntlmlich  eine  Fixirung  der  Abgabe.  Er  wollte 
also  die  bisherige  Höhe  der  Vicbhandlungss teuer  festhalten, 
aber,  wälu-end  dieselbe  bisher  berechnet  war  vom  Thaler  des 
iWerthes,    sie   in    festen  Sätzen   pro  Stück  erheben,   wobei  er 
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die  oben  aogegebenen  Gewichtssatze  zu  Grande  legen  wollte'). 
Nur  ftir  die  Pferde  hielt  er  wegen  der  allzugrossen  Vervcbie- 
denheit  der  Qualität  an  der  Frozen tualitfit  der  Abgabe  fest 
Es  war  dies  einer  der  Punkte,  wo  es  Bertram  in  der  That  ge- 
lang, seine  Ansicht  durchzusetzen,  denn  in  dem  neaen  Tarif 
waren  füT  die  Viehbandlungssteuer  einheitliche  Abgaben  an- 
g^eben;  und  zwar  betrug  die  Akzise  flir 

den  Ocluen     20  Groschen, 

die  Kuh  12 

den  Hammel     3  „ 

das  Schaf  l  „ 

liir  das  Pferd  dagegen  3  Groschen  pro  Thaler  Werth'). 

Zu  all  den  genannten  Fleischsteuem  kam  nun  zwar  nicht 
in  Königsbei^,  wohl  aber  in  den  übrigen  preussischen  StSdten 
noch  eine  vierte  Abgabe  hinzu,  die  Viehsteuer.  Auch  sie  war 
eine  lixirte,  d.  h.  eine  StUcksteuer,  und  machte  aus 

vom  Ochsen       6  Grosehen, 

von  der  Kub  12 

vom  Hammel     1  „ 

„     Schaf         1 
„     Pferd  6 

Die  Fleischsteuer  ist  wohl  derjenige  Punkt,  wo  Bertram 
am  wenigsten  neue  Gedanken  zeigte ;  er  kommt  hier  im  wesent- 
lichen nicht  über  das  hinaus,  was  auch  die  Kommission  ver- 
langte: seine  Deaiderien  betreffen  nur  die  Steuerpraxie ,  da- 
gegen nicht  die  Steuerprinzipien.  Man  kann  sich  auf  den 
ersten  Blick  darüber  wundem,  dass  Bertram  nicht  auf  die 
scheinbar  ko  nahe  liegende  Idee  verfiel,  die  Fleischsteuer  gani 
aufzuheben  oder  wenigstens  bedeutend  herabzusetzen;  es  liegt 
hier  aber  durchaus  nicht  ein  Zufall  vor,  sondern  Bertram 
konnte  gar  nicht  jenem  Gedanken  Raum  geben  wegen  seiner 
theoretischen  Grund  ans  ichten.  Es  kann  daher  hier  diese  An- 
gelegenheit nicht  weiter  erörtert  werden,  sondern  es  ist  auf 
ciie  zurückzukommen ,  nachdem  wir  die  allgemeinen  finanz- 
politiBchen  Ansichten  Bertrams  kennen  gelernt  haben. 

e.  Die  Kornsteuer, 
Die  Folge  einer  Annahme  der  Vorschläge  Bertrams  wäre 
gewesen  ein  ziemlich  beträchtlicher  Einnahmeaus  fall  beim 
Fleisch  und  Bier.  Nun  nahm  auch  Bertram  durchaus  .den 
Standpunkt  ein,  dass  ein  Ausfall  an  der  Gesammtsumme  der 
Einnahmen    nicht   möglich   sei,    dass   die   Steuerreform   unter 

I)  Aiiinerkungen  und  Erläuterungen.     Pr.  T. 

')  Das  auf  den  jHlirmärkten  verkaufte  Vieh  war  bedeutend  niedriger 
versteuert,  z,  B.  der  Ochse  mit  10  Ur.,  die  Kuli  mit  6  Gr.,  das  Pferd 
mit  2  Gr. 


VU.  3.  297 

keinen  Umständen  eine  Steuerherabsetzung  bedeuten  dürfe. 
Daraus  folgte  aber,  dass  jenen  Verminderungen  Mehrein- 
nahmen entsprechen  müssten,  und  dieser  Nothwendigkeit  ver- 
schloss  sich  Bertram  keineswegs.  Er  wollte  für  die  Ein- 
nahmeausfklle,  die  seine  Vorschläge  inbetreff  der  Getränke- 
und  Fleischsteuem  zur  Folge  haben  mussten,  ein  dreifaches 
Aequivalent  schaffen:  erstens  wollte  er  die  Handelsabgaben 
anders  organisiren,  zweitens  die  Steuern  von  den  Luxuskon- 
sumtibilien  erhöhen,  drittens  die  Getreideakzise  von  neuem 
einführen.  Letzteres  ist  in  dem  von  Bertram  vorgeschlagenen 
System  der  Verbrauchssteuern  wohl  weitaus  der  wichtigste 
Punkt :  erst  dadurch  erhielt  dasselbe  ein  einheitliches  Gepräge, 
einen  bestimmten  Charakter,  der  mit  den  Festsetzungen  des 
Deklarationspatentes   im   ausgesprochensten  Gegensatze  stand. 

Das  DcKlarationspatent  hatte  die  Abgaben  vom  Getreide 
abgeschafft,  weil  dasselbe  das  allerunentbehrlichste  Lebens- 
mittel sei.  Es  fragte  sich  nun,  wie  Bertram  die  Neuein- 
Aihrung  dieser  Abgabe  begründen  wollte.  Erstellte^)  einfach 
jenem  Prinzip  ein  anderes  gegenüber,  indem  er  erklärte,  auch 
der  Aermste  könne  zu  den  Staatseinnahmen  beitragen,  wofern 
es  nur  im  richtigen  Verhältnis  geschehe.  In  diesem  Satze 
li^t  der  Schlüssel  zu  der  Bertramschen  Steuerpolitik :  er  ging 
davon  aus,  dass  alle  Unterthanen  eben  als  Unterthanen  ver- 
pflichtet wären,  zu  den  öffentlichen  Lasten  ihr  Scherflein  bei- 
zusteuern. In  welchem  tiefen  Gegensatze  diese  Auffassung 
zu  den  sozialistischen  Anschauungen  des  Königs  stand,  der 
seinerseits  die  Armen  möglichst  ganz  entlasten  wollte,  das  liegt 
auf  der  Hand.  Wir  haben  hier  aber  nicht  blos  die  Ueber- 
zeugung  Bertrams  vor  uns,  sondern  die  der  ganzen  königs- 
beider  Kammer:  dies  wird  dadurch  bewiesen,  dass  die  Kammer 
die  Wiedereinführung  der  Getreidesteuer  einstimmig  annahm. 
Denn  damit  musste  sie  sich  zugleich  die  Motivirung  Bertrams 
zu  eigen  machen,  weil  eine  andere  theoretische  Begründung 
der  Massregel  sich  absolut  nicht  denken  lässt. 

Man  wird  nun  das  nicht  bestreiten  können,  dass  sich  mit 
jenem  Prinzip  von  der  allgemeinen  Pflicht  der  Unterthanen, 
zu  den  Staatslasten  beizutragen,  die  Getreidesteuer  sehr  gut 
vertrug*). 

Wenn  nun  Bertram  auch  die  Getreidesteuer  wieder  ein- 
führen wollte,  so  war  es  doch  keineswegs  seine  Absicht,  die 
früheren  Abgaben  einfach  in  den  neuen  Tarif  herüberzunehmen. 
Er  wollte  den  bisherigen  Unterschied  zwischen  Scharren-  und 

*)  AnmerkoDgen.    Fr.  T. 

■)  Freilich  auch  ein  Grund  mehr  praktischer  Natur  für  die  Getreide- 
Btener  darf  nicht  übersehen  werden.  Sehr  gut  stimmte  die  Getreidesteuer 
mit  den  Interessen  der  königsberger  Kaufmannschaft;  eben  diese  Inter- 
essen aber  wurden  von  der  Kammer  stets  ganz  besonders  in  Schutz  ge- 
nommen, vieUeicht  manchmal  in  etwas  zu  weitgehender  Weise. 
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Hausbacken  beaeitigen  und  dafUr  eine  einheitliche  Ateabe  ein- 
führen, freilich  in  anderer  Richtung  als  bei  der  Schlacht- 
Bteuer.  Br  meinte,  die  Beatimmung ,  dass  beim  Haasbacken 
eine  geringere  Abgabe  gezahlt  weide  als  beim  Scharren- 
backen, Bei  nur  den  Wohlhabenderen  zu  statten  gekommen, 
da  nur  die  vrirthschafdich  besser  Situirten  selbst  Brot  za 
backen  pflegten,  während  die  Aermeren  dazu  nicht  im  Stande 
seien,  sondern  ihren  Bedarf  beim  Bäcker  entnähmen.  Da 
Bertram  nun  wohl  erkannte,  dass  die  Getreidesteuer  hauptsäch- 
lich von  den  Aermeren  getragen  werde,  wollte  er  die  Abgabe 
nicht  hoher  bemessen,  als  absolut  nöthig  war:  demgemäss 
wollte  er  bei  der  Getreides  teuer  in  Zukunft  nicht  wie  bei  der 
Fleischsteuer  den  höheren  Satz  des  Scharrenbackens ,  sondern 
den  niedrigeren  des  Hausbackens  erhoben  wissen.  Gr  schlag 
demgemäss  diese  Steuersätze  vor,  die  sich  gegen  die  des 
früheren  Tarifs  wie  folgt  verhalten: 


jetjt 
Gr. 

Gr.     [     weniger 

jetzt 
Gr. 

HaoBbacken 
Gr.     1     weniger 

ein  Scheffel 
Weizen 

«n  ScbefTel 
Roggen 

15 
4 

19             —  4 

1 
6     1        -  2 

!     15 
4 

15             = 
4             - 

Damit  aber  waren  seine  Vorschläge  inbetreff  der  Getreide- 
steuer noch  nicht  zu  Ende,  sondern  er  wollte  auch  die  Um- 
schUttegelder  beseitigen  und  statt  derselben  den  alten  Hand- 
lungsimpast wieder  einführen.  Um  dies  zu  begründen,  wies 
er  darauf  hin ,  dass  sich  über  die  Umschüttegelder  viele 
Klagen  erhoben  hatten;  er  sagt:  „Die  gcsammte  Kaufmann- 
schaft sich  dahin  erkläret,  wie  sie  mit  der  grössten  WillfWirig- 
keit  bereit  sey,  wenn  solche  neue  Auflage  wieder  ab  und  die 
Einhebung  wieder  auf  den  vorigen  Fuss  gestellet  würde,  den 
ehemaligen  Handlungs-Impost  mit  einer  proportionirten  und 
in  dem  Tarif  angezeigten  Erhöhung  zu  oezahlen."  Worte, 
die  für  die  Kritik  des  Deklarations patentes  von  schwerwie- 
gendster Bedeutung  sind.  Aus  dem  Munde  der  Betheiligten 
selbst,  denen  man  Sachverständnis  doch  nicht  absprechen 
kann,  wird  hier  ein  absolut  verwerfendes  Urtlieil  vernommen, 
und  dasselbe  wird  dadurch  besonders  werthvotl,  dass  sich  die 
Beschwerden  nicht  gegen  die  Höhe,  sondern  gegen  die  Art 
der  Steuer  richten,  dass  man  also  von  vornherein  davon  ab- 
stehen muss,  jenen  Worten  den  Vorwurf  einer  egoistischen 
Intereasenpolitik  zu  machen.  Ich  denke,  bei  aller  Vorsicht, 
die    geboten    ist    einer   Kritik    gegenüber,    welche    von   einer 
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Seite  kommt,  die  ausgesprochen  Partei  ist,  wird  man  soviel 
doch  sagen  dürfen:  die  Massnahmen  des  Deklarationspatentes 
waren  für  den  Verkehr  und  den  Handel  nicht  von  wohl- 
thätigen  Wirkungen. 

Doch  kehren  wir  zu  Bertrams  Vorschlägen  zurück.  Er 
meinte,  dass  die  NeueinfUhrung  des  Handlungsimpostes  nicht 
nur  für  die  Eaufleute,  sondern  auch  für  die  königlichen 
Kassen  vortheilhaft  sein  würde.  Er  wollte  die  Abgabe  etwas 
höher  ansetzen,  als  sie  früher  gewesen,  jedoch  so,  dass  sie 
immer  noch  nicht  ein  Prozent  des  Werthes  ausmachte.  Der 
Kammer  waren  seine  Ansätze  noch  nicht  hoch  genug,  sie 
wollte  dieselben  noch  weiter  steigern,  so  dass  der  Handlungs- 
impost ^)  beim  Weizen  60  Groschen  pro  Last,  beim  Roggen 
40  Groschen,  bei  der  Gerste  30  Groschen*)  betrüge. 

Im  ganzen  stellten  sich  für  die  Stadt  Königsberg  nach 
Bertrams  Berechnungen  die  Einnahmen  aus  der  Getreidesteuer 
bei  seinen  Sätzen  denen   des  bisherigen  Tarifs  gegenüber  so: 


Weizen 


1^  \**i 

OK 


Roggen 


U 

o 


Gerste 


05 


£ 


in  Summa 

ja 
H 


'O 


EingangsakziBe 
jetzt 
früher 

jetzt  mehr  od. 
weniger 


+ 


1166 

875 

291 


74 
68 


4  616J88 


985   76—'       6  769 


3  462 
+    1154 


34I 


747 
+   238 


60 


— ,1       5  085 


I61-+    1684 


58 
30 

28 


Handlungsimp. 
jetzt 
froher 

jetstmehrod. 
weniger 


167 
125 

+        41 


58 
65 


83  — 


594 
446 

+      140 


86 
16 

70 


141 
106 


57 
19 


i+     35  38- 


904 

678 

+      226 


21 

10 

11 


Mehlakzise 
jeM 
froher 

jetztmehr  od. 
weniger 


2  318 
2  936 


37 
59 


—      61821    9 


2112 
3169 

—   1056 


76 
25 

39 


9 


3  30 
5 


—       1 


60 


4434 
6110 

1676 


53 

84 

31 


9 
9 


Scharrenbacken 
jetzt 
nrüher 

jetzt  mehr  od. 
weniger 


7  336 
9  292 

—   1956 


37 
71 

34 


9 
9 


4  071 
6130 

-   2  058 


26 
24 

88 


11407 
15423 


—  401532  — 


63 
5 


9 
9 


10  989  27 
13230  21 

1 
9 

11396 
13208 

6 
29 

9 

1130  73 

858  79 

— 

23  516 
27  297 

—  2240;84 

9, 

-   812 

23 

9 

4-  271  84 

—  3  781 

im  ganzen  jetzt  10  989  27—!      11396   6—1      1130  73— 1     23  516161 

fÄher  13230  21   9      13208  29   9|        858  79  -      27  297  40 
jetzt  mehr  od. 
weniger 

>)  Protokoll.    Pr.  T. 

«)  Hafer  20  Gr.,  Erbsen  60  Gr.,  Hirse  60  Gr.,  Hanfsamen  40  Gr. 
Nach  Bertrams  Vorschlag  sollte  Gerste  24,  Roggen  32,  Weizen  40, 
Erbsen  40,  Hafer  16  Gr.  bezahlen. 
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Ee  sollte  also  die  Getreidesteuor  in  Znkonft  etwas  weniger 
einbringen,  als  sie  frUher  geliefert  hatte.  Dass  Abb  Gesammt- 
resultat  trotz  der  Erhöhung  des  Handlung» impostes  ein  nega- 
tives war,  lag,  wie  kaum  bemerkt  zu  werden  braucht,  daran, 
dasfl  die  Akzise  fUr  das  Scharren  backen  hemntei^esetat  wer- 
den sollte  auf  den  Satz  derjenigen  fUr  das  Haasbacken. 

Dem  Deklarationspatent  gegenüber  bedeutete  natBrlit^ 
die  gesammte  Getreides  teuer  eine  Mehreinnahme.  Um  letztere 
in  ihrer  vollen  Höhe  zu  erhalten,  muss  man  den  eben  gege- 
benen Zahlen  noch  die  Einnahmen  der  Akzise  vom  Haus- 
backen hinzurechnen,  die  bei  der  obigen  Uebersicht  weg- 
gelassen werden  mussten,  weil  beim  Hausbacken  einfach  die 
S&tze  des  oberen  Tarifs  beibehalten  waren.  Wenn  man  dies 
berücksichtigt,  erhält  man  fUr  die  Gesammteinnahmen  ans  der 
Getreidesteuer  folgende  Zahlen: 


Haiubac 
Thlr. 

ten 
Gr. 

ansserdem 
Thlr.           Gr. 

in  Saum 
Thlr. 

la 

Weizen 
Roggen 
Gerrte 

221 
1434 

IS 
60 

10989           27 
11396             6 
1130           TS 

11210 
12  830 
1130 

42 
66 
73 

in  Summa 

1655 

75 

23516       1    16 

25172 

I 

Wie  die  Keueinfiihrung  der  Getreideateuem  eine  der  am 
testen  gebenden  Massnahmen  Bertrams  ist,  so  kann  es 
nicht  überraschen,  dass  sich  die  Kommission  fUr  dies  Projekt 
nicht  begeistern  konnte.  Haben  wir  doch  IrUher  gesehen, 
dass  eine  ahnliche  Anregung  inbetreff  des  kurmarkischen 
Tarifs  schon  in  einer  der  ersten  Sitzungen  der  KommiBsion 
von  der  Majorität  zu  Falle  gebracht  wurde.  So  wies  num 
denn  Bertrams  Vorschlag  vollständig  zurück,  und  zwar,  wie 
wir  vermuthen  dürfen,  in  ziemlich  schroffer  Form:  denn  in 
seinen  späteren  Ausführungen,  wo  er  von  seinen  froheren 
Vorschlägen  zu  vertheidigen  sucht,  wovon  man  irgend  wie  an- 
nehmen konnte,  dass  es  noch  zu  retten  sei,  kommt  Bertram 
auf  die  Getreidesteuer  mit  keinem  Worte  zurück;  er  hatte 
sie  also  als  vollkommen  hoffnungslos  aufgegeben. 

Vielmehr  wurde  in  den  späteren  Verhandlungen  von  der 
Getreidesteuer  fast  gar  nicht  gesprochen;  nur  ein  Punkt  von 
ziemlich  untergeordneter  Bed<*utung  kam  noch  zur  Diskussion. 
Wie  früher  bemerkt  wurde,  hatte  eine  königliche  Kabinetts- 
order  bestimmt,  dass  die  Umschüttegelder  auch  von  den  Pri- 
vilegirten  erhoben  werden  sollten,  und  daaa  letzteren  später 
ein  Pauschquantuni  restituirt  norden  sollte.  Mit  diesem  Ver- 
fahren  war   die   königsberger  Kammer  nicht  einverstanden'). 


1  15.  April  17e 
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Sie  machte  darauf  aufmerksam,  dass  es  sich  bei  vielen  Priri- 
legirten  gar  nicht  bestinmien  Hesse,  wie  viel  Getreide  sie  ver- 
brauchten, für  wie  viel  Scheffel  sie  also  Vergütung  zu  fordern 
hätten;  dass  insbesondere  bei  den  Beamten  der  Umsatz  ihrer 
Wirthschaft  steige  und  falle.  Die  Kammer  wollte  daher,  dass 
von  den  Privilegirten  die  Umschüttegelder  gar  nicht  erst  er- 
hoben würden.  Aber  auch  hiermit  drang  sie  nicht  durch. 
Die  Kommission  ging  auf  die  Bedenken  der  Kammer  gar 
nicht  weiter  ein,  sondern  erwiderte  ihr  ganz  einfach*),  dass 
es  bei  der  königlichen  Entscheidung  sein  Bewenden  haben 
müsse;  und  damit  war  die  Sache  erledigt. 

f.    Die  sonstigen  Konsumtibilien. 

Zwischen  den  Bestrebungen  der  Kommission  und  denen 
Bertrams  lässt  sich  schon  äusserlich  eine  Verschiedenheit 
wahrnehmen:  die  Massnalmien  der  ersteren  beschränkten  sich 
auf  die  Getränkesteuem ,  die  Fleisch-  und  Getreidesteuer, 
während  Bertram  nicht  allein  die  gesammten  Handelsgegen- 
stände, sondern  auch  die  übrigen  Konsumtibilien  in  den  Kreis 
seiner  Vorschläge  zog.  Richtig  ist,  dass  er  hier  nicht  in  dem 
Masse  grundlegende  Veränderungen  beabsichtigte,  wie  bei  den 
bisher  besprochenen  Verbrauchssteuern,  immerhin  waren  auch 
hier  seine  Gedanken  beachtenswerth  genug. 

Bei  der  Mehrzahl  der  Konsumtibilien  wollte  Bertram  die 
bisherigen  Steuersätze  festhalten  ^).  Diese  Gegenstände  zahlten 
im  allgemeinen  eine  Steuer  von  drei  Prozent  des  Werthes, 
und  zwar  ein  Prozent  Handlungsakzise,  zwei  Prozent  Nach- 
Bchussakzise ;  nur  beim'Wildpret  sowie  bei  Delikatessen,  also 
bei  den  reinen  Luxusgegenständen,  betrug  die  Abgabe  vier 
Prozent.  In  den  meisten  Fällen  wurde  indess  die  Steuer  nicht 
nach  dem  wirklichen  Werthc  erhoben,  sondern  war  auf  Grund 
eines  ein-  fitr  allemal  angenommenen  Preises  der  Waaren  fest 
bestimmt  Bertram  wollte  nun  jene  prinzipiellen  Steuersätze 
bewahrt  wissen,  nur  wollte  er  unter  Zugrundelegung  des  wirk- 
lichen jetzigen  Preises  der  einzelnen  Sachen  die  von  den  ver- 
schiedenen Gegenständen  thatsächlich  zu  erhebenden  Abgaben 
neu  festsetzen,  was  für  die  Praxis  vielfach  einer  Erhöhung  der 
Abgabe  gleichkam,  da  sich  die  bisher  geltenden  Steuersätze 
auf  die  früheren  bedeutend  niedrigeren  Preise  gründeten. 

Eine  wirkliche  Steueränderung  beabsichtigte  er  nur  bei 
fhnf  wichtigeren  Konsumtibilien,  nämlich  bei  der  Butter,  dem 
Kaffee,  den  Austern,  der  Schokolade  und  dem  Kaviar,  und 
zwar  woUte  er  hier  durchweg  eine  Erhöhung  der  Abgaben. 
Einige  seiner  Vorschläge  seien  angeführt: 


n  Schreiben  vom  4.  Mai  1769.    Pr.  R 
*)  AnmetlnuiKen.    Pr.  T. 


one  TonDe  inländische  Butter 
tau  Pfand  ScbokoUde 
du  Achtel  Kanar 


£b  wurden  sicli  durcli  diese  Massregel  die  Einnahmen 
von  diesen  Gegenständen  im  Vergleich  zu  den  biBhertgen  Er- 
trägen nicht  unbeträchtlich  erhöht  haben;  um  mehr  als  ein 
Drittel  wurde  der  Qeaamnitbetrag  der  Abgaben  von  jenen  f^nf 
Konsumtibilien  nach  Bertrams  Vorschlägen  vermehrt,  wobei 
der  Kaffee  speziell  100  Prozent  mehr  als  frUher  einbringen 
noUte.  Es  zeigt  dies  die  folgende  Ueberaicht,  welche  für  die 
Stadt  Königsberg  die  Einnahmen  angiebt: 


jetat                          früher 
ThU.       1    Gr.           Thb-. 

Gr. 

jetrtmehr 
Thlr.       1   Gr. 

Eaffee 

Bntter 

AuBtem 

Schokolade 

Kaviar 

6665       1     15            4621 

1 818           52              988 

108           -                54 

23           20               18 

18           60                 9 

38 

84 

52 
80 

4043 
329 
54 

4 
9 

67 
58 

58 
30 

in  Samma 

10133           57            5692 

24 

4441 

SS 

Beachtenswerth  ist  es,  dass  hier  die  kOnigsberger  Kammer 
nicht  ganz  mit  Bertram  tibereinstimmte'}.  Die  vorgescblsgene 
Kaffeesteuer  war  ihr  zu  hoch.  Sie  meinte,  es  sei  der  Er- 
wägung werth,  ob  man  dieselbe  nicht  herabsetzen  mUsse^  um 
Defraudationen  zu  verhindern,  weil  bei  einem  geringeren  G» 
winn  auch  die  Verlockung  zum  Betrüge  weniger  grosa  sei. 
Ausdrücklich  sprach  sie  dieselben  Gedanken  noch  epeKiell  in 
ihrem  Schreiben  an  die  Kommission  aus*). 

Auch  hier  drang  Bertram  mit  seinen  Bestrebungen  nicht 
durch ;  der  neue  preussische  Tarif  adoptirte  nicht  die  höheren 
Sätze,  sondern  hielt  die  bisherigen  fest.  Vielleicht  durfte 
ca  interessant  sein,  aus  den  Bestimmungen  des  Tarifa  über 
die  Viktuaiien  die  wichtigsten  anzuführen.  Es  betrug  die 
Steuer  fiir^): 

ein  Pfund  Thee  30  [8]      Groschen*) 

„         „      Kaffee  15  [4] 

')  Protokoll.     Pr.  T. 

')  Schreiben  vom  3.  Oktober  1768.    Pr.  T. 

')  Die  eingeklaramerten  Zahlen  geben  die  entsprechende  Summe  in 
guten  tiroscheii  und  Pfennigen. 

')  Thee  aus  Emden  18  [iVt]  Groschen. 
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ein  Pfund  Schokolade  8 

„         „      Kakao  5 

„  Achtel   inländische  Butter  6 

„        „       Kaviar  6 

100  Austern  in  Schalen  30 

100         „        eingemacht  15 

eine  Tonne  Heringe,  gute  22 

„          „             „          schlechte  11 

ein  Stein  Käse 

Wildpret  pro  Thaler 

einen  Scheffel  Salz 


//5-2«/8]   , 

Es  seien  hieran  noch  einige  Zahlen  über  den  Salzkonsum 
in  der  Provinz  Preussen  gereiht    Derselbe  betrug*)  in 


3—10 
4 
2 


2V. 

l»/5 

'l'li 

8 
4 
6 
8 

4 


Groschen 


den  IStädten  der  Kammer  yon 


Königsberg 
Scheffel  1   Metzen 


Gumbinnen 
Scheffel  !  Metzen 


Königsberg 
Scheffel  1  Metzen 


9  1765/1766 
1766/1767 
1767/1768 


26350 
26812 
26  429 


lOVs 
7 
12 


34  297 
39  194V2 


11807 
11767 
11893 


15»/» 
9V5 

8«/6 


Wenn  wir  nach  dem  leitenden  Gedanken  in  den  Vor- 
schlägen Bertrams  über  die  Besteuerung  jener  Konsumtibilien 
fragen,  so  werden  wir  keinen  Augenblick  zögern  zu  ant- 
worten, es  ist  das  Bestreben,  die  entbehrlichen  Luxusobjekte 
höher  zu  besteuern.  Man  wird  nun  sofort  erkennen,  dass  sich 
hier  Bertram  aufs  innigste  mit  Friedrich  dem  Grossen  be- 
rfthrt:  ist  doch  die  Mehrbelastung  der  überflüssigen  Gegen- 
stände eins  der  ersten  Postulate,  die  der  König  an  die  Steuer- 
reform stellt  Bertram  ist  in  der  That  der  einzige,  der  in 
diesen  Beziehungen  die  Forderungen  der  königlichen  Instruk- 
tion zu  verwirklichen  strebte ;  während  die  Kommission  jenen 
Ideen  mit  kalter  Neutralität,  de  Launay  mit  ofienem  Wider- 
spruch entgegentrat,  machte  Bertram  hier  einen  Versuch  sie 
praktisch   durchzuführen.     Wenn  der  König   und  Bertram  in 

Srinzipieller  Hinsicht  geradezu  Antipoden  waren,  so  fehlte  es 
och  nicht  ganz  an  Punkten,  wo  sie  sich  zusammenfanden, 
und  man  darf  daher  die  Möglichkeit  eines  gedeihlichen  Zu- 
sammenarbeitens  von  König  und  altpreussischem  Beamten- 
thum  keineswegs  von  vornherein  in  Abrede  stellen ;  allerdings 
hätten  dann  beide  ihre  weiter  gehenden  Bestrebungen  auf- 
geben müssen,  um  zunächst  das  augenblicklich  Wünschens- 
werthe  zu  ff5rdern. 


1)  Wozu  noch  2  Pfenniffo  Quittungsgelder  kamen. 
')  Schreiben  der  königsberfer  Kammer  rom  19.  Oktober,  der  gum- 
bmnenschen  Kammer  vom  23.  November  1768.    Pr.  T. 
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g.    fiertrams   Vorschläge    nod    das   Dekl«r«tion«- 

patent. 
Eine  der  ersten  Fragen  bei  der  Beurtheilung  des  ganzen 
von  Bertram  vorgeachlageaen  SteaersTstems  mnaste  sein:  wie 
wurde  sich  bei  Durchfuhrung  seiner  Ideen  das  Veridltnis  der 
Einnahmen  aus  der  Akzise  zu  dem  bisherigen  Ertrage  ge- 
stalten? Bertram  gab  hierauf  eine  klare  und  bestimmte  Aiit- 
wort:  nach  seinen  Berechnungen,  an  deren  Zuveriflssigkeit  zn 
zweifeln  wir  keinen  Grund  haben,  betrugen  fUr  die  Stadt  Kö- 
nigsberg die  SteuerertrSge  bei  seinen  Vorschlägen  44467  Thlr. 
7  Gr.  15  Pf.'j  mehr,  als  bei  den  Sätzen  des  finheren  Tarife, 
12132  Thlr.  19  Gr.  mehr  als  bei  den  Besdnunungen  des 
Deklarationspatents  ^).  Es  ist  hiermit  klar  ausgesprochen,  dasu 
auch  Bertram  von  der  Nolhweodigkeit  einer  &bOhung  der  in- 
direkten Steuern  überzeugt  war.  Wieder  ein  Beweis,  dass 
der  Gegensatz  zwischen  dem  König  und  dem  Beamtenthum 
keineswegs  so  tief  war,  wie  es  auf  den  ersten  Blick  den  An- 
schein hatte.  Wohl  hatte  sich  im  Jahre  1766  das  Beamten- 
thum Mchroff  gegen  die  beabsichtigte  Vermehrung  der  Abgaben 
erklärt ;  jetzt  macht  Bertram  aus  eigener  Initiative  Vorschläge 
zu  einer  weiteren  Steigerung  der  Lasten,  und  zwar  ohne  je- 
mals anzudeuten,  dass  er  dies  nicht  freiwillig,  sondern  notk- 
gedrungen,  durch  des  Königs  bestimmten  Willen  gezwungen 
thäte.  Hierdurch  tritt  er  in  ganz  entschiedenen  Gl^ensatz 
zu  der  Kommission.  Während  letztere  die  Verwerflichkeit  des 
Deklaration  spate  nts  damit  zu  beweisen  sucht,  dass  sie  zeigt, 
wie  dasselbe  eine  Steuererhöhung  enthält,  verliert  Bertram 
über  diese  Erhöhung  kein  Wort,   will  im  Gegeutheil  die  Ab- 

fahnn  weiter  vermehren.  Es  ergiebt  sich  daraus,  dass  ein 
'heil  des  Beamtentliums  allerdings  auf  dem  rein  n^ativen 
Standpunkt  von  1766  stehen  geblieben  war,  dass  dagegen  wn 
anderer  aicli  von  der  Noth wendigkeit  der  Steigerung  der 
Statitscinnalimen  Überzeugt  hatte.  Ich  halte  es  fllr  Überaus 
bedeutsam,  dass  gerade  in  der  Provinz,  wo  der  G^ensatz 
zwischen  preussischem  Beamtenthum  und  französischer  Ver- 
waltung mit  am  schärfeten  zum  Ausdruck  kam,  man  den  rein 
finanziellen  Bestrebungen  des  Königs  ein  so  weit  gehendes 
Entgegenkommen  zeigte;  ich  glaube  kaum  zu  viel  zu  sagen, 
wenn  Wh  l>cliauj)te,  liier  liegt  der  Schlüssel  ftlr  die  Beant- 
wortung der  Frage,  von  der  das  Endurtbeil  über  die  Politik 
des  Könige  abhängt:  war  die  Einsetzung  einer  französischen 
Finanz  Verwaltung  nnthwendig,  um  die  unabweisliche  Ver- 
mehrung der  Einnahmen  zu  verwirklichen? 

')  51  697  Thlr.  65  Gr.  6  Pf.  Mebreinnahmen,  7230  Thlr.  57  Gr.  9  Pf. 
M  i  nd  erein  nab  men. 

■]  52  727  Thlr.  22  Gr.  HehreiDnahmen,  40  595  Tblr.  8  Gi.  Hindcr- 
einnahmen. 
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Die  Ausführungen  Bertrams  ergeben  aber  auch  sehr 
werthvoUes  Material  für  eine  Kritik  des  Deklarationspat^nts. 
Aus  den  oben  mitgetheilten  Zahlen  ist  zu  entnehmen,  dass 
das  Gesetz  allein  hinsichtlich  der  Verbrauchssteuern  für  die 
Stadt  Königsberg  eine  Erhöhung  der  Abgaben  um  60412  Thlr. 
bedeutete.  Es  ist  dies  ein  ganz  überzeugender  Beweis  für  die 
Unrichtigkeit  der  Behauptung  der  Regie,  das  Patent  enthalte 
nur  eine  Aenderung,  nicht  eine  Erhöhung  der  Steuern ;  somit 
eine  weitere  Bestätigung  dessen,  was  wir  bereits  früher  bei 
der  ELritik  des  Deklarationspatents  bemerkt  haben. 

Noch  interessanter  ist  es,  wenn  wir  an  der  Hand  der 
Bertramschen  Zahlen  untersuchen,  wie  sich  die  Vermehrung 
infolge  der  Bestinmiungen  des  Deklarationspatents  für  die 
einzelnen  Verbrauchsobjekte  stellte.  Es  bedeuteten  die  Be- 
stimmungen jenes  Gesetzes  für  die  Stadt  Königsberg. 

beim  Bier  ....  ein  Plus  von  27172Thlrn.oder  42  Prozent, 
„     Branntwein    ,      „       „    17 181     „         „     106        „ 
„     Fleisch.  .  .    „      „       „    19  807     „         „176        „ 
„     Wein.  .  .  .    „  Minus  „      3  848     „         „33        „ 

d.  h.  das  unentbehrlichste  Lebensmittel,  das  Fleisch,  war  am 
meisten,  auf  fast  das  dreifache  erhöht,  das  entbehrlichste, 
der  Wein,  nicht  nur  nicht  erhölit,  sondern  sogar  um  ein 
Drittel  vermindert.  Kann  es  wohl  eine  schärfere  Kritik  des 
Deklarationspatents  geben,  als  in  diesen  einfachen  That- 
sachen  liegt  r 

4.    Die  Handelsstenern. 

Die  Bertramschen  Vorschläge  inbetrefF  der  Verbrauchs- 
steuern enthielten,  wie  wir  sahen,  so  mancherlei  beachtens- 
werthe  und  fördernde  Gedanken,  und  schon  auf  diesem 
Gebiete  erwies  sich  Bertram  geistig  in  vieler  Beziehung  der 
Kommission  überlegen ;  jedoch  ist  seine  Bedeutung  mit  dem  Ge- 
sagten noch  lange  nicht  erschöpft,  vielmehr  ragt  Bertram  ge- 
rade dadurch  am  meisten  hervor,  dass  er  Fragen  erörterte, 
die  die  Kommission  gar  nicht  berührt  hatte.  Es  betrifft  dies 
vor  allem  die  Handelssteuern,  d.  h.  die  Abgaben  von  den- 
jenigen Sachen,  die  weniger  zum  direkten  Verbrauch  als 
zum  Genuss  bestimmt  waren. 

a.    Die  Freihandelsfrage. 

Hätte  Bertram  vorgehen  dürfen,  wie  es  seinen  Wünschen 
entsprach,  so  hätte  er  sich  nicht  mit  einer  Aenderung  einzel- 
ner Steuersätze  begnügt,  sondern  hätte  das  ganze  bestehende 
Steuersystem  einer  radikalen  Umgestaltung  unterzogen.  Er 
selbst  erklärte  ganz  offen*),  dass  er  zu  den  Vorschlägen,  die 
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er  machte,  nur  dadurch  veranlasst  wurde,  dass  ihm  durch  die 
königliche  Instruktion  von  vornherein  die  Hftnde  gebunden 
waren.  Er  gab  auch  Andeutungen  Über  die  Prinzipien,  die 
fUr  ihn  hei  völliger  Aktion sfreih ei  t  massgebend  gewesen  wllrwi, 
indem  er  sagte,  dass  er  es  für  richtig  hielte,  einerseits  die 
einfachsten  Sätze  zu  wählen,  andererseits  alle  Abgaben  von 
hochimposdrten  Waaren  aufzuheben;  er  fttgte  bei,  dass  der- 
artige Aenderungcn  sowohl  dem  Handel  als  den  Staatsein- 
nahmen zum  Vortheil  gereichen  würden.  Diese  an  sich  etwas 
dunklen  Worte  erhalten  nun  eine  volle  Erklärung  durch  ein 
Schreiben  der  königsbei^er  Kammer'),  das  nominell  die  An- 
sichten der  Kammer,  thatsflchlich  aber  offenbar  Gedanken  ent- 
hält, deren  Urheber  wir  in  Bertram  zu  erblicken  haben. 
Hieraus  ersehen  wir,  dass  Bertram  nichts  Geringeres  wollte, 
als  ein  vollständiges  Frei  Handelssystem.  Es  sollte,  im  Gegen- 
satz zu  dem  bisherigen  Prohibitivsystem,  die  Einfuhr  sämmt- 
licher  Waaren  aus  allen  Orten  gestattet  sein  unter  gleich- 
zeitigem Wegfall  der  exzessiv  hohen  Abgaben.  Begründet 
wurde  dies  durch  die  Interessen  des  Handels,  speziell  des 
kOnigsberger.  Ks  hiess:  „Indem  es  ganz  evident  ist,  dass 
ein  eingeschränkter  Handel  den  fremden  Kflixfer,  wenn  dem- 
selben auch  nur  2  bis  drey  Artikul  an  seinem  intendirten  Ein- 
kauf fehlen,  nach  und  nach  gänzlich  abgewöhnen  und  an  die- 
jenige Oerter  hinweisen  muss,  wo  er  alle  nur  mögliche  Artikul 
von  Waaren,  und  von  diesen  die  komplettste  Assortissements 
beysammen  antrifft"  Königsberg  könne  daher  nar  bei  vSlligem 
Freihandel  mit  Danzig  und  Riga  konkurriren. 

Das  Prohibitivsystem  wurde  begründet  durch  die  Inter- 
essen der  heimischen  Industrie.  Ee  galt  daher  dem  Vorwurf 
zu  begegnen ,  dass  der  Freihandel  diese  Industrie  schädige. 
Bertram  schlug  hier  ein  Mittel  vor'),  bei  dem  man  recht 
deutlich  erkennt,  wie  die  Idee  des  Polizeistaates  damals  die 
allherrschcnde  war,  wie  sich  selbst  so  klare  Köpfe  wie  der 
königsberger  Kriegsrath  von  ihr  nicht  freimachen  konnten. 
Er  wollte,  dass  die  Kauünannschaft  verpflichtet  werden  sollte, 
von  Jeder  Art  von  Waaren ,  die  im  Lande  fabrizirt  würden, 
ein  bestimmtes  Aversionalquantum  aus  den  einheimischen 
Fabriken  zu  entnehmen,  wogegen  dann  andererseits  jede  weitere 
Kontrolle  darüber,  wohin  und  wie  man  die  Waaren  verkaufe, 
aufhören  >>olIte.  Man  muss  nun  nicht  annehmen,  dass  dieser 
Vorsehlag  blos  eine  Ausgeburt  der  Phantasie  Bcrtrams  war, 
sondern  er  knüpfte  hier  in  der  That  an  bestehende  Zustände 
an.     Das,    was   er  hier   einfilhren   wollte,    war  thatsächliche 

'I  Vom  3.  Oktober  17G8.     Pr.  T. 

')  Freilich  tauchte  nicht  zum  erstenmal  in  der  preiusischeD  F^nanz- 
Ecechichte  ein  derartiitea  Projekt  auf;  schon  20  Jahre  früher  war  vod 
J'räsident  Platen  für  Magdeburg  der  nämliche  Vorecblag  gemacht  worden. 
Vgl.  Schmoller,  Jahrb.  Bd.  10  Heft  3  .S.  56. 
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Einrichtung  für  den  Handel  mit  Seidenwaaren  ^  sowie  mit 
Oold-  und  Silberwaaren.  Bertram  wollte  also  lediglich  das, 
was  in  einer  Kaufmannsbranche  schon  bestand,  zu  einem  all- 

femeinen  Institut  erweitem.  Wenn  man  auch  seinen  Ge- 
anken  nicht  gerade  sehr  glücklich  finden  dürfte,  so  bezeich- 
net derselbe  doch  einen  höchst  beachtenswerthen  Versuch,  von 
dem  Merkantilismus  und  Prohibitivsystem  ohne  allzu  schroffen 
Bruch  zum  Freihandel  überzugehen. 

Bertram  war  nun  verständig  genug,  nicht  sofort  von  der 
Einführung  des  Frei  Handelssystems  eine  Hebung  des  Handels 
zu  erwarten ;  er  meinte  vielmehr,  die  Steigerung  des  Verkehrs 
werde  langsam,  aber  sicher  kommen,  werde  vor  allem  da- 
durch herbeigeführt  werden,  dass  sich  die  Polen  und  Russen, 
sobald  sie  nicht  mehr  den  Schikanirungen  der  Akzise  ausge- 
setzt seien,  immer  mehr  daran  gewöhnen  würden,  ihre  Waaren 
aus  Preussen  zu  entnehmen. 

Mit  der  Einführung  des  Freihandelssystems  war  aber  in 
Bertrams  Augen  die  Steuerreform  noch  nicht  beendigt,  viel- 
mehr sollte  nach  seiner  Ansicht  der  materialen  Aenderung 
auch  eine  formale  zur  Seite  gehen,  sollte  auch  der  Steuer- 
modus einer  gründlichen  Umgestaltung  unterliegen.  Und  hier 
nun  griff  er,  merkwürdig  genug,  auf  eine  Idee  Friedrichs  des 
Grossen  selbst  zurück.  Er  wollte  die  bisherige  Trennung  von 
Konsumtions-  und  Handlungsakzise  ganz  beseitigt  wissen:  in 
Zukunft  sollten  beide  Abgaben  mit  einander  verbunden  und 
zwar  beim  Eingang  der  Waaren  gezahlt  werden.  Für  diese 
Aenderung  wurden  zweierlei  Gründe  angefilhrt,  ein  ideeller 
und  ein  praktischer.  Ersteren  drückte  die  Kammer  in  fol- 
genden Worten  aus:  „Und  da  es  überhaupt  beim  Finanz- 
wesen ein  unumstösslicher  Grundsatz  ist,  dass  je  simplere  und 
uniformere  Principia  bei  Regulirung  und  Einhebung  der  Ge- 
fklle  zu  Grunde  geleget  werden,  desto  solider  die  Einrichtung 

Selbsten   sei ^y      Leicht    erkennt  man  die   Ueberein- 

stimmung  mit  den  Forderungen  der  königlichen  Instruktion; 
hier  wie  dort  wird  als  Postulat  für  die  Gestaltung  der  Er- 
hebung proklamirt:  möglichste  Einfachheit,  Klarheit  und 
Gleichmässigkeit  Da  nun  mit  jenen  Worten  durchaus  nicht 
eine  Paraphrase  der  königlichen  Instruktion  beabsichtigt  ist, 
so  ist  klar,  dass  wir  hier  eine  ganz  unwillkürliche  Prinzipien- 
übereinstimmung zwischen  der  königsberger  Kammer  und  dem 
Monarchen  zu  erblicken  haben. 

Es  entsprach  nun  durchaus  dem  Wesen  Bertrams  eine 
bestimmte  Forderung   nicht   blos  durch  allgemeine  Prinzipien, 


^)  Die  Kammer  erklärte  demzufolge  in  ihrem  Schreiben  an  die 
Kommiflsion  ausdrücklich,  sie  behalte  sich  vor,  dem  Köni^  zu  proponiren, 
,,da8B  die  Erhebung  und  Berechnung  der  Akzise  auf  gewisse  Generals&tsie 
redaciret  und  durch  einen  kürzeren  und  einfacheren  modum  contribuendi 
die  bisherigen  Weitläufigkeiten  coupiret  werden  möchten**. 
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sondern  durch  spezielle  praktische  Gründe  zu  motiriren.  So 
verfuhr  er  auch  hier.  Er  wies  auf  die  Schwierigkeiten  hin, 
die  sich  aus  der  jetzigen  Trennung  von  Konsum tions-  und 
Handlungsakzise  ergäben,  wie  über  beide  Abgaben  besonders 
Buch  geführt  werden  müsse;  wie  infolge  dessen  die  Abrech- 
nungen beschwerlicher  seien;  wie  mehr  Bediente  erforderlich 
wären,  wie  die  Kaufleute  lästigen  Nachweisungen  ausge- 
setzt seien. 

Es  ist  beachtenswerth,  dass  hier  Bertram  ganz  das  for- 
derte, was  1752  Friedrich  selbst  vorgeschlagen  hatte;  wieder 
ein  offenbarer  Beweis  dafür,  dass  die  Ansichten  Bertrams  und 
des  Königs  durchaus  nicht  unvereinbar  waren. 

Man  kann  die  allgemeinen  Prinzipien  Bertrams,  die  dieser 
als  massgebend  fiir  die  Gestaltung  der  Handelssteuem  be- 
trachtete, kurz  so  fassen:  Aufhebung  aller  Prohibitionen,  so- 
wie aller  exzessiv  hohen  Steuern;  Aversionalabfindung  der 
heimischen  Industrie;  ungehinderter  freier  Verkehr;  ftLr  alle 
Handelsobjekte  nur  eine  einzige  einheitliche  Steuer,  zahlbar 
beim  Eingange  der  Waare  in  Prozenten  des  Werthes. 

b.    Die  allgemeinen  Grundsätze. 

Es  war  nun  klar,  dass  an  eine  Verwirklichung  dieser 
Prinzipien  bei  dem  gegenwärtigen  finanziellen  Regime  nicht 
zu  denken  war,  dass  weder  der  König  noch  die  Regie,  weder 
das  Generaldirektorium  noch  die  Kommission  zu  so  radikalen 
Umänderungen  bereit  sein  würden.  Niemand  sah  dies  klarer 
ein,  als  Bertram  selbst.  Er  wies  selbst  darauf  hin*),  wie 
schon  allein  der  Inhalt  der  königlichen  Kabinettsorder  eine 
durchgreifende  Reform  unmöglich  mache,  indem  jene  vor- 
schreibe, „dass  der  Tarif  genau  revidiret  und  notabene  nach 
denen  bisherigen  Principiis  deutlich  bestimmet,  damit  combi- 
niret,  und  danach  ein  neuer  vollständiger  Akzisetarif  ange- 
^  fertigt  werden  soll".  Bertram  hatte  daher  jene  charakterisirten 
Projekte  gewissermassen  nur  als  ein  Ideal  aufgestellt,  an  dessen 
Ausführung  für  den  Augenblick  leider  nicht  zu  denken  sei; 
für  eine  positive  Steuerreform  selbst,  an  deren  Möglichkeit  er 
nicht  zweifelte,  machte  er  andere  Vorschläge,  die  sich  mehr 
auf  dem  Boden  der  gewordenen  Zustände  hielten.  Was  aber 
hierbei  für  ihn  charakteristisch  ist:  er  wollte  nicht  Aenderung 
einzelner  Bestimmungen,  sondern  ein  wohl  durchdachtes  neues 
Steuersystem. 

Bertram  ging  davon  aus,  dass  die  Konsumtibilien ,  sowie 
die  für  den  Handwerker  nöthigen  Sachen,  die  zum  Theil  erst 
durch  das  Deklarationspatent  erhöht  waren,  wieder  herunter- 
gesetzt werden  müssten.  Da  er  nun  aber  daran  fest  hielt, 
dass  der  Gesammtertrag  der  Staatseinnahmen  nicht  vermindert 
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werden  dürfe,  sondern  eher  zu  erhöhen  sei,  so  wurde  er  von 
selbst  dazu  s^efUhrt,  für  jene  Steuerherabsetzung  ein  Aequi- 
valent  ausfindig  zu  machen.  Es  ist  nun  ein  Zeichen  für  seinen 
klaren  und  unparteiischen  Blick,  dass  er  sofort  erkannte,  wie 
sich  dies  Aequivalent  nicht  gewinnen  lasse  allein  durch  Er- 
höhung der  Luxusobjekte.  Er  wies  darauf  hin,  dass  letztere 
zum  Theil  ganz  verboten  seien,  also  nichts  einbringen  könn- 
ten; zum  Theil  schon  so  hoch  besteuert  seien,  dass  eine  wei- 
tere Erhöhung  nicht  möglich  wäre;  dass  eine  Mehrbelastung 
der  einheimischen  Luxuswaaren  aus  anderen  Gründen  nicht 
angängig  erscheine.  War  so  auf  der  Suche  nach  einem 
Aequivalent  das  Betreten  des  scheinbar  bequemste :i  Weges 
nicht  möglich,  so  konnte  man  das  Ziel  nur  auf  dem  anderen 
Wege  erreichen,  auf  dem  der  Mehrbelastung  der  Handels- 
objekte. Diesen  wollte  nun  Bertram  in  der  That  eingeschlagen 
wissen.  Er  meinte,  dass  eine  geringe  Erhöhung  der  Abgaben 
von  diesen  Waaren  dem  Verkehr  unmö;^lich  schaden  könnte; 
dass  indessen  diese  Steigerung  nicht  allzu  beträchtlich,  son- 
dern nur  massig  sein  dürfte.  Er  wollte  demgemäss  3as  Aequi- 
valent für  die  Herabsetzung  der  Steuern  von  Konsumtibilien 
gewinnen  durch  eine  Erhöhung  der  Akzise  von  Handels- 
Sachen,  die  sich  indess  in  einem  bescheidenen  Rahmen  halten 
sollte,  so  dass  sie  für  die  einzelnen  Gegenstände  nicht  mehr 
als  */2  bis  1  Prozent  betrug. 

Es  sollten  für  die  Abgaben  von  diesen  Sachen  in  Zu- 
kunft folgende  Grundsätze  gelten.  Handelsobjekte  oder  Kauf- 
manns waaren  zahlten  wie  bisher  Konsumtions-  und  Hand- 
lungsakzise.  Erstere  betrug  3  Prozent  des  Werthes.  Die 
Handlungsakzise  war  bisher  auf  ^/2  Prozent  des  Werthes  be- 
messen gewesen;  sie  sollte  in  Zukunft  erhöht  werden  auf  ein 
Prozent  bei  den  zur  See  eingehenden,  auf  zwei  Prozent  bei 
den  zu  Lande  eingehenden  Waaren.  Bertram  begründete 
diese  Unterscheidung  damit,  dass  die  ersteren  ausser  der 
Akzise  noch  den  Seezoll  zahlen  müssten,  dass  sie  daher  nicht 
noch  mehr  Abgaben  entrichten  könnten,  wenn  man  nicht  die 
Konkurrenz  mit  Danzig  ganz  unmöglich  machen  wolle. 

Auf  Grund  dieser  allgemeinen  Prinzipien  wurden  dann 
die  von  den  einzelnen  Waaren  zu  erhebenden  Sätze  fest- 
gestellt. Hierzu  musste  natürlich  eine  Abschätzung  des  Wer- 
thes der  verschiedenen  Sachen  stattfinden.  Diese  Arbeit  wurde 
von  Bertram  ausgeführt  unter  Hinzuziehung  des  Kommerzien- 
kollegs  und  kundiger  Kaufleute.  Es  wurde  dabei  für  die- 
jenigen Waaren,  die  für  die  inländische  Industrie  gebraucht 
wurden,  nicht  der  höchste  Werth  angenommen.  Es  zeigt  dies 
klar,  wie  wenig  Bertram  gewillt  war,  rein  fiskalen  Forderungen 
nachzugeben,  wie  vielmehr  für  ihn  das  Interesse  der  einhei- 
mischen Industrie  weitaus  in  erster  Linie  stand,  wie  er  das- 
selbe  sogar   auf  Kosten   der  Staatskassen  zu  schützen  suchte. 
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Wer  gedächte  hierbei  nicht  der  Aeusserungen  Friedrichs  selbst 
gegen  die  Plusmacherei  ?  Wieder  berühren  sich  König  und 
Beamtenthum,  während  die  Regie  hier  ganz  andere  Ansichten 
vertritt. 

c.    Einzelheiten« 

Wohl  wollte  Bertram  die  Abgaben  von  den  Kaufmanns- 
waaren  nach  einheitlichen  Gesichtspunkten,  nach  gleichmässigen 
Prinzipien  regeln,  aber  von  einer  mechanischen  Schablonisirung 
war  er  weit  entfernt.  Er  dachte  nicht  daran,  jene  ab  mass- 
gebend anerkannten  Steuersätze  nun  ausnahmslos  durchzu- 
iUhren,  auch  da  anzuwenden,  wo  sie  dem  Interesse  des  Han- 
dels und  der  Industrie  nicht  entsprachen.  Vielmehr  wollte  er 
aus  praktischen  Gründen  bei  einer  Reihe  von  Gegenständen 
die  bisherige  niedrigere  Steuer  beibehalten  wissen. 

So  sollte  z.  B.  fUr  Rauchwerk  die  jetzige  Steuer  bewahrt 
werden,  weil  dieselbe  schon  hoch  genug  sei.  Ebenso  sollte 
beim  Flachs  und  Hanf,  sowie  bei  der  Potasche  die  bestehende 
Konsumtionsakzise  von  einem  Prozent  des  Werthes  beibehalten 
werden,  weil  diese  Sachen  vorzugsweise  von  einheimischen 
Fabrikanten  und  Handwerkern  verwendet  würden. 

Wichtiger  war  es,  dass  auch  bei  den  Seiden  waaren  der 
alte  Impost  von  ^/2  Prozent  des  Werthes  bestehen  bleiben 
sollte.  Es  hing  dies  damit  zusammen,  dass  dieser  Geschäfts- 
zweig schon  besonderen  Lasten  unterworfen  war:  die  königs- 
berger Kaufleute  waren  nämlich  verpflichtet,  jährlich  nlr 
50000  Thaler  Seiden  waaren  aus  berliner  Fabriken  zu  ent- 
nehmen; es  bestand  also  hier  schon  diejenige  Einrichtung, 
die  Bertram  fUr  die  gesammte  Industrie  einführen  wollte. 
Nun  war  die  berliner  Waare  theurer  als  die  fremde;  es  war 
mithin  jene  Verpflichtung  nichts  anderes,  als  eine  Art  indirekter 
Besteuerung  des  königsberger  Handels  Sobald  letzterer  nun 
ausserdem  noch  von  den  fremden  Waaren  hohe  Abgaben 
zahlen  sollte,  war  zu  besorgen,  dass  die  Konkurrenz&higkeit 
der  preussischen  Kaufleute  den  Danzigern  gegenüber  allzusehr 
heraogedrückt  würde.  Um  dies  zu  verhüten,  wollte  Bertram 
wenigstens  die  Steuer  nicht  erhöht  wissen. 

Aehnlich  lag  die  Sache  hei  einer  anderen  Branche  des 
Handels,  den  Gold-  und  Silberwaaren.  Diese  durften  von  den 
königsberger  Kaufleuten  nur  aus  Berlin  bezogen  werden, 
während  fremde  Sachen  ganz  verboten  waren.  Ueber  diese 
Einrichtung  wurden  wiederholt  Klagen  laut.  Die  Polen  nah- 
men keine  berliner  Waaren  und  bezogen  daher  ihren  Bedarf 
aus  Danzig;  hierdurch  aber  wurde  nicht  blos  der  Handel  mit 
Gold-  und  Silberwaaren,  sondern  überhaupt  der  preussisch- 
polnische  Handel  schwer  geschädigt.  Um  derartigen  Uebel- 
ständen  abzuhelfen,  hatte  die  berliner  Gold-  und  Silbermanu- 
faktur schon  wiederholt  versprochen,  in  Königsberg  eine  Fabrik 
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oder  wenigstens  eine  Niederlage  zu  errichten  und  Sachen  nach 
dem  danziger  Fuss  anzufertigen;  doch  waren  solche  Zusagen 
nie  gehalten  worden^).  Bertram  sah  deshalb  kein  anderes 
Mittel  diesen  Uebelständen  zu  begegnen  ^  als  jenes  Privileg 
überhaupt  aufzuheben:  in  Zukunft  sollte  auch  der  Import 
fremder  Gold-  und  Silberwaaren  gestattet  sein ;  damit  indessen 
dadurch  die  inländische  Industrie  nicht  geschädigt  würde, 
sollten  die  ausländischen  Erzeugnisse  einer  höheren  Steuer 
unterliegen,  als  das  berliner  Fabrikat. 

Man  sieht,  überall  ist  Bertram  bemüht,  die  berechtigten 
Interessen  des  ostpreussischen  Handels  zu  schützen  und  zu 
vertheidigen ;  er  scneut  durchaus  nicht  davor  zurück,  Grund- 
sätze, die  er  theoretisch  fUr  richtig  hält,  im  einzelnen  Falle 
aus  praktischen  Rücksichten  umzuformen  oder  gar  aufzugeben. 

d.    Schliessliche  Regelung. 

Wie  bei  seinen  Vorschlägen  hinsichtlich  der  Verbrauchs- 
steuern, so  stand  Bertram  auch  mit  seinen  Projekten  über  die 
Handelsabgaben  durchaus  nicht  vereinzelt  da,  sondern  erfreute 
sich  der  vollen  Unterstützung  der  königsberger  Kammer.  Alle 
seine  Ideen  wurden  von  derselben  voll  und  ganz  gebilligt*); 
nur  in  einer  Beziehung  erfuhren  sie  eine  Erweiterung,  die  für 
die  Anschauungen  der  Kammer  höchst  charakteristisch  ist. 
Die  letztere  wollte  nämlich  diejenigen  Produkte  von  Fabriken 
anderer  Provinzen,  die  auch  in  Preussen  erzeugt  würden,  mit 
einer  Zusatzsteuer  von  einem  Prozent  des  Werthes  belegen; 
ein  Vorschlag,  den  sie  damit  motivirte,  dass  es  wünschens- 
werth  sei,  dass  die  Fabriken  der  verschiedenen  Provinzen 
einander  nicht  unnöthig  Konkurrenz  machten.  Die  Kanuner 
vertritt  hier  ganz  direkt  den  Standpunkt  des  provinzialen 
Partikularismus,  der  provinzialen  Sonderinteressen.  Darin, 
dass  Bertram  eine  solche  Kirchthurmspolitik  nicht  billigte, 
sondern  den  Staat  als  Ganzes  auffasste,  liegt  der  glänzendste 
»  Beweis  dafür,  dass  er  den  Anschauungen  der  Kammer  un- 
endlich voraus  war.  So  sehr  er  stets  geneigt  war,  auf  die 
berechtigten  preussischen  und  königsberger  Interessen  Rück- 
sicht zu  nehmen  —  und  er  ging  hierin  manchmal  bis  hart 
an  die  Grenze  des  Erlaubten  — ,  so  wollte  er  denselben  doch 
nur  dann  einen  staatlichen  Schutz  angedeihen  lassen,  wenn  es 
ihre  Konkurrenz  mit  dem  Auslande  betraf,  dagegen  sollten 
sie  dem  inländischen  Wettbewerb  gegenüber  auf  ihre  eigene 
Kraft  angewiesen  bleiben. 

Freilich  hatte  diese  Differenz,  sowie  überhaupt  die  ganzen 
Vorschläge  Bertrams,  zunächst  nur  eine  theoretische  Bedeu- 
tung,  da  dieselben   durch   den   ferneren  Gang   der  Verhand- 


>)  Protokoll.    Fr.  T. 
«)  ProtokolL    Fr.  T. 
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lungea  zu  der  Kolle  schfttaeoBwertheQ  Materials  verartheilt 
wurden.  Die  beabsichtigte  umfassende  Aenderung  in  der  Be- 
steuerung der  Kauftnannswaaren  wurde  von  der  Konunission 
einfach  abgelehnt.  Durch  die  königliche  Eabinettsorder  vom 
21.  Dezember  1768')  wurde  endgiltig  cntschioden,  dass  hin- 
sichtlich der  Besteuerung  der  Kauänannswaaren  alles  beim 
alten  bleiben  solle.  Ausdrücklich  war  gesagt,  dass  an  den  Ab- 
gaben von  fremden  Waaren  nichts  geändert  werden  sollte.  Klar 
wurde  das  allgemeine  Prinzip  dahin  ausgesprochen,  dass  „alles 
in  dem  Zustand  verbleiben  sollte,  der  durch  die  Anordnaogen 
und  Einrichtungen  bestimmt  sei ,  die  man  bisher  unter  der 
Verwaltung  der  Regie  beobachtet  habe"  ■).  Demgemäss  be- 
Bchloss  die  Kommission,  dass  auch  in  Preussen  bei  den 
Handelssachen  keine  Veränderung  stattfinden  solle;  dass  nur 
diejenigen  Objekte  anders  als  im  früheren  Tarif  angesetzt 
werden  sollten,  fUr  die  bereits  durch  Verordnungen  neue  Be- 
etimmungen erlassen  seien  ^).  Bertram  musste  sich  wohl  oder 
übel  dieser  Entscheidung  fügen  und  musste  demgemäas  selbst 
von  einer  anderweitigen  Normirung  der  Preistaxen  absehen; 
freilich  verfehlte  er  nicht,  auf  die  Uebelstände  dieses  Festhaltens 
an  dem  geltenden  Zustande  aufmerksam  zu  machen.  Er  wies 
darauf  hin,  dass  die  meisten  Handclswaaren  seit  dem  früheren 
Tarif  im  Werthe  gestiegen  seien,  dass  also  Aufrechterhalten  der 
Sätze  jenes  Tarifs  in  Wahrheit  einer  Erniedrigung  gleich 
komme.  Er  f\lhrle  aus,  dass  zu  vielen  Streitigkeiten  dadurch 
Veranlassung  gegeben  werde,  dass  bei  einer  Menge  von  Waaren 
der  Steuersatz  nicht  fest  fixirt,  sondern  nach  Thalem  des 
Wcrthes  bestimmt  sei,  dass  häufig  hinsichtlich  der  Besteuerung 
kein  Unterschied  zwischen  guten  und  schlechten  Waaren  ge- 
macht werde.  Nochmals  hob  er  die  Nachtheile  des  Verbotes 
der  Einfuhr  von  fremden  Glold-  und  Silberwaaren  hervor;  dass 
«ler  Grossbandel  mit  denselben  nach  Polen  gestattet  sei,  ntltze 
nichts,  weil  die  Polen  derartige  Sachen  nicht  en  gros,  son- 
dern nur  en  detail  kauften. 

Wenn  Bertram  von  seinen  Einwendungen  etwa  einen 
praktischen  Erfolg  hoffte,  so  musste  er  bald  erkennen,  dass 
er  sich  Täuschungen  hingegeben  hatte;  er  drang  in  keiner 
Weise  durch.     Der  neue  Tarif  liess  alles  beim  alten. 

Aus  den  Steuersätzen,  die  der  neue  Tarif  filr  die  Han- 
delssachen enthielt,  seien  die  wichtigsten  hier  angeführt*). 
Es  sollten  zahlen : 


')  Protokoll  vom  SO.  Dezember  176^.  Actes  concemant  la  fonns- 
tinn  des  oouveaux  tarifs  d'acciEee.    Berlin,  Geli.  StastBarchiv. 

'1  Tout  devroit  6tre  reat^  sur  le  pied  fix^  par  les  r^lemetis  et  le» 
arrangemeDs  qu'un  h  suivi  jusquici  bous  la  djrcction  de  Is  T<5gie  gÄDÄrale 
des  accisea  et  des  p^ages. 

")  Erläuteningeo.     Pr.  T. 

*)  tHe  in  eckigen  Klammem  steheodeti  Zahlen  geben  die  der  preneei- 
seilen  Währung  entsprechenden  guten  Groschen  una  Pfennige. 
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Apothekerwaaren  beim  Grosshandel,  seewärts  eingehend, 
9  [2]  Pf.,  zu  Lande  eingehend  1  [*/i5j  Gr. ;  Konsumtions- 
akzise 3  [*/6]  Gr.  pro  Thlr.; 

ein  Zentner  Zucker  je  nach  der  Güte  10  bis  80  [3—21]  Gr., 

ein  Zentner  Reis  12  [3Vft]  Gr., 

ein  Pfund  Pfeffer  9  [2]  Pf.  bis  1  Gr.  6  Pf.  [ «/*]  Gr. ; 

ein  Stein  Talg  6  Gr.  [l^/s]  Konsumtions-,  2  [VaJ  Gr.  Hand- 
lungsakzise, 

ein  Stein  inländische  Seife  2  n/2]  Gr., 

ein  Zentner  fremde  Seife  3  Thlr. ; 

eine  Tonne  Theer  2  bis  4  [^'2— 1]  Gr.; 

Sdde  und  Halbseide  pro  Thlr.  9  [2J  Pf.  Handlungs-,  2  [^2]  Gr. 
Konsumtionsakzise, 

Linnen  pro  Thlr.  1  [Vis]  Gr.  Handlungs-,  3  [Vs]  Gr.  Kon- 
sumtionsakzise,  fremde  halblinnene  Zeuge  18  [5]  Gr., 

ein  Zentner  Baumwolle  24  bis  27  [O^/ö— 7]  Gr., 

woUene  Waaren  pro  Thlr.  1  [*/i6]  Gr.  Handlungsakzise, 

ein  Stein  rohe  Wolle  6  [l^/s]  Gr., 

ein  Stein  Flachs  oder  Hanf  1  [*/i6]  Gr.  Handlungs-  und 
Konsumtionsakzise ; 

Gold-  und  Silberwaaren ,  soweit  sie  erlaubt  sind,  pro  Thlr. 
54  [I4V2I  Gr.; 

ein  Puder  Nutzholz  4  [1]  Gr., 

ein  Achtel  weiches  Brennholz  9  [2V2]  Gr., 

ein  Achtel  hartes  Brennholz  12  [3]  Gr., 

eine  Tonne  Steinkohlen  6  Gr.  12  Pf.  [2]  Gr., 

ein  Fuder  Torf  1  Gr.  6  Pf.  [^/ö]  Gr. ; 

Häute  pro  Stück  12  [4]  Pf.  bis  1  Gr.  6  Pf.  [«/ö]  Gr.^). 

Schliesslich  sei  noch  darauf  hingewiesen,  dass  auch  der 
neue  preussische  Tarif  keineswegs  nur  indirekte  Steuern  ent- 
hielt, sondern  neben  ihnen  auch  Abgaben  ganz  anderer  Art 
aufflihrte,  so  z.  B.  das  sogenannte  Judengeleit,  das  in  Königs- 
berg 1  Thlr.  37  Gr.  9  Pf.  [1  Thlr.  10  GrJ,  in  anderen  Städten 
3  Thlr.  15  Gr.  [3  Thlr.  4  Gr.]  fllr  einen  Kaufmann,  2  Thlr. 
15  Gr.  [2  Thlr.  4  Gr.]  für  einen  Knecht,  1  Thlr.  15  Gr.  [1  Thlr. 


^)  Damit  unsere  Leser  ein  Bild  davon  bekommen,  was  alles  unter 
die  Akadse  fiel,  theilen  wir  die  Ueberschriften  der  Kapitel  4  imd  5  mit. 
Kapitel  4.  Viktualien :  1.  Viktualien  zur  Handlimg,  2.  zar  völligen  Kon- 
sumtion, 8.  Fische,  4.  Honig,  Salz.  Heringe,  5.  Obst  und  Gartengewächse, 
6.  Wildpret,  7.  Delikatessen,  8.  Viktualien  insgemein.  Kapitel  5.  Kauf- 
mannschaften:  1.  Apotheker-  und  Materialwaaren ,  2.  Juwelen,  Gk)ld- 
und  Silbertressen,  Galanteriewaaren,  3.  seidene  und  halbseidene  Waaren, 
4.  wollene  Waaren,  5.  Linnen  und  Linnenwaaren,  6.  Leder  und  Leder- 
waaren, 7.  Kauchwerk  und  Pelze,  8.  Metalle  und  Metallwaaren,  9.  Tabak 
und  Pfeifen,  10.  Wolle,  Haare,  Flachs,  Hanf,  Bast,  11.  Wachs,  Talg, 
licht,  Seife,  12.  Oel,  Thran,  Theer,  Pech,  13.  Holz  und  Baumaterialien, 
14.  Holz-  und  Töpferwaaren,  Bretter,  Asche,  1-5.  Pferde-  und  Viehhandel, 
16.  Kohlen,  Torf,  Brennholz,  17.  Heu,  Stroh,  Häcksel,  18.  übrige  in  die 
Handlang  laufende  Waaren.  19.  insgemein. 


4  Gr.]  Air  einen  jungen  Juden  betrug.  Eb  ist  dies  doch  offen- 
bar eine  Kopfsteuer,  die  nach  jetziger  Anschauung  za  der 
Akzise  in  keinerlei  Beziehung  steht. 

5.    Die  AbzisepriTÜOji^eiL 

Handelte  es  sich  bei  den  bisher  besprochenen  Verhand- 
lungen wesentlich  um  legislatorische  Aufgaben,  um  neue 
Grundsätze  fUr  die  Steuerpolitik,  so  kam  doch  daneben  bei 
der  Entwerfunc  des  preiissischen  Tarifes  auch  die  Frage  der 
Interpretation  der  bestehenden  Gesetze  zur  Sprache.  Es  han- 
delte sich  hier  vor  allem  um  die  Auslegung  der  Bestimmangen 
über  die  Akziscprivile^en.  Namentlich  auf  diesem  Gebiete 
gelangte  der  Gegensatz  zwischen  altpreussischem  Beamtra- 
thum  und  neuer  französischer  Verwaltung  zum  Aosdruck. 
Wilbrend  das  erstere  die  historisch  gewordenen  Rechte  festzu- 
halten und  zu  schützen  versuchte,  war  letztere  bestrebt,  auch 
die  bisher  Eximirten  den  Staatslasten  zu  unterwerfen.  Gewiss 
wii-d  man  geneigt  sein,  sich  bei  diesem  Eonfiikt  auf  die  Säte 
der  Partei  zu  stellen,  die  augenscheinlich  das  Staatsinteresse  ver- 
tritt: aber  man  darf  doch  durchaus  nicht  vergessen,  dass  die 
R^e  sich  nicht  von  grossen  politischen  Gesichtspunkten  leiten 
lösst,  sondern  einfach  von  fiskalen  Motiven  ausgeht;  dass  sie 
sich  über  l^tim  erworbene  und  besessene  Rechte  mit  grosser 
Leichtfertigkeit  und  Gewaltsamkeit  hinwegsetzt.  Wenn  auch 
in  dem  Streit  der  fortschreitende  Gedanke  sicher  auf  Seiten 
der  Regie  erblickt  werden  muss,  so  ist  doch  die  Verwirk- 
lichung dieser  Idee  alles  andere  eher  als  sympathisch  und  an- 
sprechend. Das  preussische  Beamtenthum  steht  zwar  für  die 
historische  Betrachtung  auf  einem  etwas  anüquirten  Stand- 
punkt, indem  es  Einzelrechte  zu  wahren  sucht,  die  dem  vor- 
geschrittenen Staatsgedanken  direkt  wi derspr ecken ;  aber  rein 
menschlich  trflgt  dies  Beamtenthum  mit  seinem  strengen,  oft 
zu  weit  getriebenen  Festbalten  an  Recht  und  Gesete  über  die 
unifizirende  und  nivellirende  Regie  den  Sieg  davon, 

a.    Die  Akzisefreiheit  des  platten  Landes. 

Den  Kernpunkt  aller  Akziseprivilegien  und  Steuerexem- 
tionen  bildete  die  Akztsefreiheit  des  platten  Landes.  Sie  fand 
im  wesentlichen  ihre  Grundlage  in  einer  Assekuration  Friedrich 
Wilhelms  I,  vom  26.  Dezember  1716'),  Als  nämlich  der 
Monarch  in  Preussen  fUr  das  platte  Land  anstatt  der  bisherigen 
verschiedenen  Arten  der  Kontribution  den  Generalhufcnschoss 
einftlhrtc,  versprach  er  durch  jene  Assekuration  ausdrücklich, 
dass  dieser  Hufeuscboss  ein  unveränderliches  Fixum  sein  solle. 

')  Promemoria  über  die  Akziaefreiheit   des  platten   Landes.     Pr.  B. 
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Dies  Versprechen  war  dann  von  König  Friedrich  II.  dadurch 
als  bindena  anerkannt  worden,  dass  er  am  20.  Juli  1740  sämmt- 
liehe  Privilegien  bestätigt  hatte. 

Man  verwechsele  nicht  logische  und  rechtliche  Begrün- 
dung der  Akzisefreiheit  des  platten  Landes.  Logisch  war  jene 
Freiheit  die  Folge  davon,  aass  auf  dem  Lande  die  direkte 
Steuer  der  Kontribution  fortbestand,  dass  also  die  Einführung 
der  Akzise  in  jenen  Gebieten  eine  doppelte  Belastung  des 
Landes  bedeutet  haben  würde,  also  entschieden  ungerecht  ge- 
wesen wäre.  Rechtlich  aber  waren  an  und  für  sich  aie 
preussischen  Monarchen  durch  nichts  verhindert,  die  Akzise 
auch  auf  das  Land  zu  erstrecken;  rechtlich  banden  sie  sich 
erst  mit  ihrem  eigenea  Versprechen  die  Hände. 

Es  fragte  sich  nun,  welche  Konsequenzen  sich  aus  dem 
rechtlich  feststehenden  Satze  von  der  Akzisefreiheit  des  platten 
Landes  ergaben.  Nach  der  Ansicht  der  königsberger  Kammer 
folgte  aus  demselben  dreierlei.  Erstens  die  Akzise  müsse  sieh 
auf  die  Städte  beschränken,  könne  sich  nicht  auf  das  platte 
Land  erstrecken;  zweitens  wenn  Waaren  von  der  Stadt  aufs 
Land  gingen,  habe  eine  Restitution  der  gezahlten  Steuer  statt- 
zufinden; drittens  wenn  Waaren  vom  Lande  in  die  Stadt  im- 
portirt  würden,  hätten  sie  die  Akzise  zu  entrichten. 

Mit  diesen  Grundsätzen  stand  mm  das  Verfahren  der 
königsberger  Akzisedirektion  nicht  im  Einklang.  Sie  griff 
ganz  direkt  die  Akzisefreiheit  des  platten  Landes,  speziell 
aiejenige  des  Adels  an,  indem  sie  verlangte,  dass  Adlige  von 
denjenigen  Waaren,  die  sie  sich  aus  Polen  kommen  Hessen, 
die  Akzise  bezahlten^).  Auf  das  entschiedenste  erklärte  sich 
sowohl  die  königsberger  Kammer  wie  das  Generaldirektorium 
gegen  eine  derartige  Handlungsweise  imd  für  Aufrechterhal- 
tung der  Akzisefreiheit  des  platten  Landes^).  Es  scheint,  als 
habe  auf  diesen  Widerspructi  hin  die  Direktion  in  der  That 
von  der  Durchführung  jenes  Grundsatzes  Abstand  nehmen 
müssen. 

Hiervon  abgesehen,  machte  man  der  Akzisedirektion  in 
den  Elreisen  des  Beamtenthums  vor  allem  dreierlei  zum  Vor- 
wurf*). Sie  erhob  erstens  von  denjenigen  Sachen,  die  von 
den  königlichen  Aemtern  oder  den  adligen  Gütern  ins  Aus- 
land exportirt  wurden,  eine  Handlungsakzise.  Die  Kammer 
erklärte  sich  hiergegen  zunächst  aus  völkerrechtlichen  Grün- 
den; sie  meinte,  eine  derartige  Abgabe  widerspreche  dem  in- 
strumentum  pacis  von  1529,  welches  den  beiderseitigen  Unter- 
thanen    einen    reziproken  Verkehr  ohne  neue,    ungewöhnliche 

<)  Schreiben  Finkensteins  vom  27.  Juni,  der  Direktion  vom  31.  Mai 
1768.    Pr.  T. 

*)  Schreiben  der  Kammer  vom  6.  Juli,  des  Generaldirektoriums  vom 
19.  Juli  1768.    Pr.  T. 

•)  Promemoria.    Pr.  R. 
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Auflagen  zusichere;  eine  HandlungaakziBe  aber  sei  nie  ge- 
wShnlich  gewesen.  Sodann  fllhrte  die  Kammer  ans,  daas  eins 
Handlungaakzise  sich  ihrem  Begriffe  nach  nur  auf  Eaufleute 
beziehen  kOnne,  also  auf  den  llzport  der  Adligen  und  der 
Aemter  keine  Anwendung  finden  kfinne.  Die  Direktion  beiog 
sich  diesen  Einwendungen  gegenüber  auf  ein  königliches  Edikt 
vom  17.  November  1747,  wonach  sich  die  Landleute  aller 
Kaufmannschaft  enthalten  und  ihre  Waaren  nur  auf  den 
>Urkt  der  inländischen  Stfldte  bringen  sollten ;  sie  wollte 
hieraus  abnehmen,  dasa  die  Adligen  zum  Export  ins  Ausland 
überhaupt  nicht  befugt  seien.  Ganz  anders  wollte  indessen 
die  Kammer  dieses  Edikt  ausgelegt  wissen;  sie  meinte,  das- 
selbe beziehe  sich  Überhaupt  nur  auf  diejenigen  Händler,  die 
aus  allen  Orten  Getreide  zusammenkauften,  es  verbiete  da- 
gegen nicht  den  An-  und  Verkauf  von  Getreide  im  mutuum 
commercium  zwischen  Polen  und  Preuseen.  Sie  machte,  um 
die  Auffassung  der  Direktion  zu  widerlegen,  darauf  aulmeik- 
sam,  dass  die  Landlcute  ihr  Getreide  in  den  kleineren  Städten 
gar  nicht  absetzen  könnten ;  dass  es  dagegen  fUr  die  Bewohner 
der  entfernter  gelegenen  Gebiete  der  Provinz  nicht  mfiglich 
sei ,  ihr  Produkt  nach  Königsberg  zu  bringen ,  so  dass  die- 
selben fUr  den  Absatz  ganz  naturgemäss  und  nothwendig  auf 
Danzig  oder  Elbing  angewiesen  seien. 

Die  zweite  Sache,  die  man  der  Akzisedirektion  zum  Vor- 
wurf machte,  war,  dass  jene  verlangte,  dass  die  Landleute 
ihre  Kramwaaren  aus  den  Städten  bezögen.  Wohl  erklärte 
auch  die  Kammer  letzteres  f^tr  wUn sehen swerth,  aber  sie  hielt 
es  für  unzulässig.  Zwang  anzuwenden,  wollte  vielmehr  das 
Zii'I  auf  gütlichem  Wege  erreichen,  indem  sie  beim  Export 
aufs  Land  die  gezahlte  Konsumtionsakzise  restituiren  wollte, 
wodurch  dann  naturgemäss  für  den  Landmann  die  Sachen 
billiger  wurden.  Sie  wies  darauf  hin,  daas  überdies  ein 
Zwang  hier  gegenstandslos  sei,  da  weitaus  in  den  meisten 
Fällen  die  Landleute  ihre  Waaren  schon  jetzt  aus  den  ein- 
heimischen Städten  bezögen;  nur  in  einigen  Gegenden,  die 
von  preussischen  Städten  weit  entfernt  wären ,  sei  dies  nicht 
der  Fall ;  in  solchen  Gebieten  brachten  die  Bewohner  ihre 
Produkte  nach  Danzig  und  Elbing  zum  Verkauf,  und  han- 
delten dann  dort  auch  gleich  ilire  Bedürfnisse  ein;  dieses 
naturgeniflsee  Verfahren  werde  sich  auch  in  Zukunft  nicht 
ändern. 

Drittens  verübelte  man  es  der  Direktion,  dass  sie  fo^ 
derte,  dass  diejenigen  Adligen,  welche  das  Recht  zu  brauen 
und  zu  brennen  hatten,  entweder  dies  Recht  selbst  ausübten 
oder,  wenn  sie  dies  nicht  thun  wollten,  ihr  Bier  und  ihren 
Branntwein  aus  der  Stidt  bezögen.  Nach  der  Ansicht  der 
Kammer  stand  ein  solches  Verlangen  nicht  im  Einklang  mit 
der  Akzisefreiheit  des  platten  Landes;  sie  meinte,  aus  letzterer 
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folge,  dass  diejenigen ,  welche  die  Brau-  und  Brenngerechtig- 
keit hatten,  diese  auch  frei  ausüben  und  ihre  Produkte  auch 
an  andere  verabreichen  dürften,  wofern  dies  nur  in  dem  Orte 
geschähe,  wo  sie  zu  brauen  und  brennen  berechtigt  wären. 
Aber  selbst  wenn  man  dies  nicht  zugebe,  wenn  man  vielmehr 
annehme,  dass  hier  eine  erst  zu  entscheidende  Streitfrage  vor- 
liege, so  dürfe  doch  hier  nicht  die  Direktion  das  Urtheil 
sprechen;  denn  es  handele  sich  dann  um  die  Auslegung  be- 
stehender Privilegien;  dies  aber  gehöre  nicht  zu  der  Kompe- 
tenz der  Akzisedirektion,  letztere  habe  nur  die  Kontraven- 
tionen zu  entscheiden ,  dagegen  gehörten  Streitigkeiten  über 
den  Inhalt  der  Privilegia  vor  die  Justizkollegien. 

Leider  erfahren  wir  nun  nicht,  wie  diese  einzelnen  Streit- 
fragen entschieden  wurden;  doch  haben  wir  Ursache  anzu- 
nehmen, dass  das  Endurtheil  im  allgemeinen  im  Sinne  der 
kOnigsberger  Kammer  erfolgte.  Doch  ist  im  Grunde  die  Frage, 
welche  der  beiden  Parteien  die  Oberhand  behielt,  ziemlich 
gleichgiltig ;  denn  nicht  auf  die  einzelnen  Vorgänge  kommt 
•  es  an,  sondern  auf  die  in  ihnen  zu  Tage  tretenden  Gedanken. 

Auf  den  ersten  Blick  erscheinen  jene  Differenzen  kleinlich 
und  unbedeutend,  nicht  die  Mühe  historischer  Erörterung 
lohnend.  Trotzdem  wird  man  nicht  verkennen  dürfen,  dass 
es  sich  in  letzter  Linie  auch  hier  um  Gegensätze  von  prin- 
zipieller Bedeutung  handelte.  Es  ist,  kurz  gesagt,  der  Streit 
der  Interessen  von  Stadt  imd  Land,  der    hier  zum  Ausdruck 

Selangt,  erstere  vertreten  durch  die  Direktion,  letzteres  durch 
ie  Kammer.  Beides  ist  naturgemäss.  Die  Ergiebigkeit  der 
indirekten  Steuern,  deren  Verwaltung  die  Direktion  hatte, 
hing  durchaus  von  der  wirthschaftlichen  Kraft  der  Städte  ab; 
die  Höhe  der  Privateinkünfte  des  Staates,  deren  Sorge  der 
Kammer  anvertraut  war,  wurde  bedingt  durch  den  Zustand 
des  Landes.  Nun  verlangte  das  Interesse  der  Städte  Be- 
schränkung der  finanziellen  Sonderstellung  des  Landes,  da 
die  städtische  Industrie  erst  dann  zu  voller  Entwickclung 
kommen  konnte,  wenn  auch  das  Land  für  seine  Versorgung 
auf  sie  angewiesen  war,  nicht  mehr  die  Industrieprodukte 
billiger  selbst  herstellen  oder  aus  dem  Auslande  erhalten 
konnte.  Es  ist  daher  ganz  zweckentsprechend,  wenn  die 
Direktion  die  Steuerprivilegien  des  Landes  auf  ein  möglichst 
geringes  Mass  zu  beschränken  suchte.  Ebenso  natürlich  ist 
es,  wenn  das  Land  selbst  diese  Privilegien  in  einem  möglichst 
umfassenden  Sinne  auslegte;  denn  in  dem  Interesse  der  Kon- 
sumenten lag  es,  dass  der  Preis  der  Verbrauchsobjekte  ein 
möglichst  niedriger  war;  dieser  Preis  aber  wurde  durch  die 
Steuern  mit  bedingt  Wenn  man  aber  auch  anerkennt,  dass 
bis  zu  einem  gewissen  Grade  sowohl  Kammer  wie  Direktion 
berechtigte  Forderungen  vertraten,  so  wird  man  doch  nicht 
leugnen   können,  dass   die  Idee  des  historischen  Fortschritts 
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diesmal  entschieden  von  der  Direktion  wahrgenommen  wurde. 
Bereite  in  unseren  einleitenden  Betrachtungen  haben  wir  kon- 
statirt,  daas  das  driDgendste  Poetulat,  welche«  sich  ans  der 
finanziellen  Lage  des  preusaischen  Staates  ei^b,  das  war,  dass 
man  die  Akzise  auch  auf  das  platte  Land  aosdehne.  Diese 
Forderung  suchte  jetzt  die  Direktion,  freilich  auf  Umwegen 
und  nicht  ohne  gewaltsame  und  widersinnige  Interpretation 
bestehender  G-esetze,  auszuführen.  Wir  haben  also  hier  einen 
Versuch,  die  bestehende  schroffe  Kluft  zwischen  Stadt  und 
Land  auszufüllen,  und  die  spatere  Betrachtung  wird  zeigen, 
dass  dieser  Versuch  keineswegs  allein  und  vereinzelt  blieb. 
Dem  gegenüber  erscheint  die  Kammer  hier  als  Vertheidigerin 
eines  formalen  Rechts,  das  ganz  entschieden  ein  hiatorisches 
Unrecht  war.  Wenn  man  will,  kann  man  in  diesen  Vorgängen 
eine  Analogie  finden  zu  dem  Vorspiel  der  IranzösischeD  Re- 
volution, wo  auch  auf  Seiten  der  Reformpartei,  die  die  Aus- 
dehnung der  Staatslasten  auf  die  bisher  Eximirten  verlangt, 
die  rationelle  und  entwickelungsfähige  Idee,  auf  Seiten  der 
Vertreter  des  ancicn  r6gime  das  juristische  Recht  ist, 

b.  Die  Kruggerechtigkeit, 
Eine  Folge,  oder  wenn  man  will,  ein  Aequivalent  der 
Akzisefreiheit  des  platten  Landes  war,  wie  bereits  oben  be- 
merkt, die  Beschränkung  der  Ausübung  gewisser  Gewerbe 
auf  die  StUdte.  Zu  diesen  gehörte  nun  auch  die  Bierbrauerei 
und  die  Branntweinbrennerei;  beides  war  auf  dem  Lande  im 
allgemeinen  verboten.  Wie  überhaupt,  so  nahmen  jedoch  auch 
hierin  die  adligen  Güter  und  die  königlichen  Aemter  eine  Son- 
derstellung ein,  so  dass  auf  ihnen  das  Bierbrauen  und  Brarnit- 
weinbrenncn  gestattet  war.  Hiermit  hing  nun  eng  zusammen 
die  Kruggerechttgkeit,  d.  h.  das  Recht  auf  ihrem  Boden  neue 
Krüge  und  Schankstätten  anzulegen.  Ks  stand  dieses  Privileg 
vielen,  wenn  aucli  nicht  allen  Gütern  und  Aemtern  zu '). 

Von  dieser  Berechtigung  wurde  nun  in  der  Praxis  ein 
wahrhaft  exzessiver  und  abusiver  Gebrauch  gemacht;  man 
benutzte  das  Privileg,  um  auch  in  den  Vorstädten  und  engeren 
Umgebungen  der  Städte  KrUgc  anzulegen'),  die  natürlich 
dann  vielfach  von  Bürgern  besucht  wurden.  Wenn  man  nun 
berücksichtigt,  dass  man  sich  hier  formell  noch  auf  dem  Lande 
befand,  al»o  das  ausgesehänkto  Bier  keine  Akzise  zahlte,  so 
erkennt  man  leicht,  wie  hier  eine  indirekte  Umgehung  der 
städtischen  Akzisepflicht  stattfand. 

Vergeblich  hatte  man  einem  solchen  Missbrauch  durch 
Gesetze  zu  steuern  gesucht.  Schon  ein  Edikt  vom  2.  November 
1661    bestimmte    die   zulässige    Minimalentfernung    der   Krüge 
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von  der  Stadt;  ein  ferneres  Edikt  vom  18.  September  173-1 
verbot  das  Brauen  und  Brennen  allen  denen,  aie  nicht  aus- 
drtlcklich  das  Privileg  dazu  besassen,  und  untersagte  anderer- 
seits den  Inhabern  von  Krügen  den  Verkauf  kleinerer  Quan- 
titäten ausserhalb  des  Hauses.  Nur  schade,  dass  man  sich  in 
Wirklichkeit  an  diese  Vorschriften  einfach  nicht  kehrte.  In 
der  Nähe  der  Städte  entstanden  immer  neue  Krüge;  ganz 
offen  wurde  von  ihnen  aus  nach  der  Stadt  hinein  ein  schwung- 
hafter Handel  mit  Bier  und  Branntwein  betrieben.  Diejenigen 
Landbewohner,  die  im  Besitz  der  Brau-  und  Brenngerechtig- 
keit waren,  fanden  dies  Geschäft  so  vortheilhaft,  dass  sie  nicht 
nur  ihr  eigenes  Getreide  zur  Bier-  und  Branntweinfabrikation 
verwendeten,  sondern  auch  noch  fremdes  aufkauften.  Sie 
produzirten  infolge  davon  solche  Mengen  von  Bier  und  Brannt- 
wein, dass  sie  noch  massenhaft  ins  Ausland  exportiren  konnten. 

Dies  geschilderte  Unwesen  beschränkte  sich  nun  auf  die 
Provinz  Ostpreussen,  in  Litthauen  herrschten  derartige  Uebel- 
stände  nicht.  Die  Ursachen  für  letzteren  Umstand  waren 
doppelter  Art:  einmal  lagen  sie  in  dem  geltenden  Recht,  so- 
dann in  dem  Verhalten  der  Kanuner.  Es  war  nämlich  in 
Litthauen  kein  Amt  berechtigt,  in  einer  Stadt  oder  Vorstadt 
Bier  oder  Branntwein  zu  verschänken  ^) ;  und  die  dortige 
ELammer  sorgte  aufs  strengste  dafür,  dass  dieser  juristische 
Satz  auch  in  der  Praxis  beobachtet  wurde. 

Sehr  anders  war  das  Verhalten  der  königsberger  Kammer. 
Sie  begünstigte  geradezu  den  beschriebenen  Missstand  ^);  ja 
sie  suchte  sogar  denselben  theoretisch  zu  rechtfertigen.  Sie 
erklärte,  es  sei  flir  die  königlichen  Kassen  vortheilhafter,  dass 
die  königlichen  Aemter  'ihre  Fabrikate  nach  der  Stadt  ab- 
setzten, als  dass  durch  die  Akzise  von  der  städtischen  Brauerei 
und  Brennerei  etwas  mehr  einkomme.  Wenn  man  jene  Miss- 
bräuche beseitige,  werde  zwar  die  Akzisekasse  keinen  Schaden 
erleiden,  wohl  aber  die  Domänenkasse  einen  Ausfall  haben. 
Eb  wurde  dieser  Satz  folgendermassen  begründet.  Bei  der 
Verpachtimg  von  Krügen  werde  für  die  Tonne  Bier  1  Thlr. 
17  gute  Gr.  Pacht  gezahlt,  wovon  18  gute  Gr.  die  Akzisekasse, 
das  übrige  die  Domänenkasse  erhalte.  Bei  Abstellung  der  Miss- 
bräuche werde  natürlich  auch  die  Pacht  geringer  ausfallen. 
Da  nun  die  Akzisekasse  stets  dieselbe  Summe  beanspruchen 
werde,  so  werde  naturgemäss  die  Domänenkasse  weniger  er- 
halten. Aus  diesen  Gründen  erklärte  sich  die  Kammer  ganz 
offen  für  Aufrechterhaltung  des  bestehenden  Zustandes;  nur 
wollte  sie  mit  Rücksicht  darauf,  dass  vor  kurzem  die  Bier- 
steuer erhöht  worden  war,  dass  also  hierdurch  der  Profit  der 


*j  Bericht  der  Kammer  vom  15.  Dezember  1768.    Pr.  T. 

*)  Schreiben  des  Generaldirektoriums  vom  21.  Oktober  1768.  Fr.  T. 
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Erogberechtigten  grösser  geworden  war,  die  Paditsumme  ver- 
hältniBmftasig  erhöhen. 

Die  schwachen  Punkte  dieser  ÄrgumeDtation  liegen  auf 
der  Hand.  Man  vergass  ganz  die  depravirende  Wirkung,  die 
eine  solche  offene  Gesetzesumgehung  ausüben  musate.  Man 
nahm  keine  Rücksicht  auf  die  berechtigten  Interessen  der 
städtischen  Industrie,  welche  verlangen  konnte,  dass  sie,  die 
dem  Staat  die  hohen  Abgaben  bezahlte,  nicht  einer  unter 
billigeren  Bedingungen  arbeitenden  Konkurrenz  preisgegeben 
werde;  kurz  man  nahm  wohl  die  Interessen  des  Landes  wahr, 
vernachlässigte  dagegen  die  der  Städte  gänzlich*). 

Man  kann  es  der  Regie  nicht  verdenken,  dass  sie  sich 
auf  das  schärfste  gegen  derartige  Missbrftuche  erklärte.^);  ja 
man  muss  anerkennen,  dass  ihre  Forderungen  durchaus  mass- 
volte  und  berechtigte  waren.  Sie  wollte  die  wirklich  b^rlln- 
deten  Rechte  von  Kruginhabem  nicht  stören;  sie  verlangte 
nur,  dass  gegen  diejenigen,  welche  ihre  Privilt^en  Über- 
schritten, sofort  gerichtlich  vorgegangen  werde.  Sie  glaubte 
darin,  dass  die  Privilegirten  sich  bisher  geweigert  hätten,  ihre 
Privilegion  vorzulegen,  ein  Bestreben  zu  erkennen,  sich  dem 
0«setz  zu  entziehen.  Um  fUr  die  Zukunft  eine  sichere  Qnmd- 
läge  zu  haben,  forderte  sie  von  dem  Generaldirektorium*), 
dass  dasselbe  eine  strenge  Prllfung  sämmtl icher  Privilegien 
vornehmen  und  alle  die  Krüge  beseitigen  solle,  die  nur  mit 
Ueberschreitung  der  Privilegien  angelegt  seien. 

Selbst  das  Qeneraldirektorium,  das  doch  gewiss  jede  Ge- 
legenheit benutzte,  um  der  Regie  entgegenzutreten,  das  ihr 
gegenüber  alle  auch  nur  einigermassen  berechtigten  Interessen 
mit  der  grössten  Entschiedenheit  in.  Schutz  nahm  und  hierin 
des  Outen  eher  zu  viel  als  zu  wenig  that,  konnte  diesmal 
nicht  umhin,  die  Beschwerden  der  Regie  anzuerkennen  und 
das  zu  thun,  was  sie  verlangte.  Es  trug  der  königsbei^r 
Kammer  auf*),  genau  zu  prüfen,  wieweit  die  vorhandenen 
Kriige  auch  wirklich  zu  Recht  beständen;  die  Inhaber  von 
ErUgen,  die  schon  vor  1740  bestanden  hatten,  sollten  in  ihrem 
Gewerbe  nicht  gestört  werden,  dagegen  sollten  alle  diejenigen 
Krüge,  die  nach  1765  angelegt  seien,  wenn  sie  von  könig- 
lichen Aemtem  eingerichtet  wären,  ohne  weiteres  aufgehoben; 
wenn  sie  von  Privatleuten  begründet  wären,  sollten  sie  durch 
das  Hofgericht  inhibirt  werden,  soweit  nicht  das  Recht  zur 
Errichtung  derselbeti  dokumentariscli  nachgewiesen  werden 
könne. 

')  Man  vergleiche  über  die  ganze  Sache  auch  den  oben  S.  193 
zitirten  Aufsatz  von  Schmoller,  der  yoniehmlich  von  dea  vielfach  ans- 
logen  Verhältnissen  im  Magdeburgischen  ausgehend  diese  Frage  erörtert 

')  Schreiben  vom  22.  April  1769.     Pr.  R. 
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Noch  entschiedener  als  in  dem  Streit  über  den  Umfanfi; 
des  Begriffs  der  Akzisefreiheit  des  platten  Landes  wird  sich 
bei  den  Differenzen  über  die  Kruggerechtigkeit  die  historische 
Slritik  auf  Seiten  der  Direktion  stellen ,  denn  diesmal  hat 
letastere  nicht  nur  das  historische,  sondern  auch  das  formale 
Recht  fllr  sich;  sie  vertritt  diesmal  neben  dem  Interesse  des 
Staates  und  der  Städte  auch  das  der  Moral  und  Gerechtigkeit. 
Ihr  gegenüber  erscheint  die  Kammer  wirklich  Partei,  von 
einseitiger  Rücksichtnahme  auf  den  ländlichen  Grundbesitz 
erfüllt 

c.    Personalprivilegien. 

Handelte  es  sich  bei  den  bisher  erörterten  Differenzen 
zwischen  Kammer  und  Direktion  um  das  Verhältnis  von  Stadt 
und  Land,  so  betraf  eine  weitere  Polemik  die  Ausdehnung  der 
Steuerexemtionen  in  den  Städten  selbst. 

Von  der  Akzise  befreit  waren  ausser  den  Bewohnern  des 
platten  Landes  die  Professoren,  die  Geistlichen,  die  Kirchen- 
und  Schuldiener,  die  Armenhäuser,  Waisenhäuser,  Hospitäler 
und  Zuchthäuser,  sowie  die  Fahrenheitsche  milde  Stiftung^). 
Hinsichtlich  aller  dieser  Kategorien  bestand  die  Einrichtung, 
dass  die  Akzise  jeder  ohne  Ausnahme  erlegen  musste,  und 
dass  den  Eximirten  die  gezahlte  Steuer  vergütet  wurde.  Die 
auf  diese  Weise  nothwendig  werdende  Steuerbonifikation  be- 
trug in  Königsberg  3320  Thlr.  54  Gr.  12  Pf. 

Die  Angriffe  der  Direktion  richteten  sich  nun  vor  allem 
gegen  eine  Klasse  dieser  Eximirten,  gegen  die  Kirchen-  und 
Schuldiener.  Dieselben  hatten  ursprünglich  das  Recht  gehabt, 
soviel  Bier,  wie  sie  selbst  gebrauchten,  akzisefrei  zu  brauen  *). 
Nun  brauten  viele,  vor  allem  die  Unverheiratheten,  nicht  selbst 
Bier,  waren  also  schlechter  gestellt,  als  diejenigen,  welche  Jenes 
Recht  thatsächlich  ausübten.  Erstere  forderten  daher  dafür, 
dass  sie  von  ihrem  Rechte  nicht  Gebrauch  machten,  eine  Ver- 

gltung  zu  erhalten.  Vor  allem  traten  die  unverheiratheten 
eamten  mit  diesem  Anspruch  auf,  während  ihnen  früher  eine 
derartige  Bonifikation  nicht  gewährt  worden  war.  Sie  trafen 
nun  mit  ihren  Wünschen  bei  der  Regierung  auf  ein  geneigtes 
Entgegenkommen;  man  wollte  allen  denen,  die  nicht  selbst 
brauten,  als  Vergütung  den  Steuersatz  von  24  Scheffeln  Malz 
bewilligen®).  Den  Beamten  freilich  erschien  diese  Sunune  zu 
gering;  sie  forderten  als  Bonifikation  den  Steuersatz  für 
32  Scheffel*).     Diesen  Ansprüchen   trat  nun  die  Akzisedirek- 

1)  Schreiben  der  Direktion  vom  20.  August  1768.     Pr.  R. 

*)  Bericht  Czemickis  vom  12.  April  1769.    Pr.  R. 

•)  Schreiben  der  Rammer  vom  14.  September  1769.  Pr.  R.  Die- 
jenigen, die  selbst  brauten,  sollten  soviel  steuerfrei  produziren  können, 
wie  sie  wollten. 

*)  Eingabe  Schemmiens  vom  4.  Januar  1769.    Pr.  R. 
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tion  entgegen ') ;  sie  wollte  nur  den  Terheirathetan  Geistlichen 
82  Scheffel')  bewilligen,  den  UDTerheiratheten  dag^en  blos 
den  Steuereatz  von  16  Scheffeln^)  vergüten;  aie  machte  bienu 
weiter  die  Einschränkung:  ^Jedoch  ist  dieses  nur  sa  ver- 
stehen von  denen,  so  es  zuvor  genossen,  und  keine  btirger- 
liche  Nahrung  treiben,  oder  gering  Trinken  nicht  zu  Hause 
sich  selbst  brauen  können"  —  ein  Zusatz,  durch  den  das  Zu- 
geständnis filr  einen  grossen  Theil  der  Beamten  illusorisch 
wurde;  endlich  redete  aie  immer  nur  von  den  Geistlichen, 
nicht  auch  von  den  Subalternbeamten.  Leider  erfahren  wir 
nicht,  wie  hier  von  den  Oberbehörden  entschieden  wurde,  wie 
weit  man  den  Forderungen  der  Beamten  nachgab. 

Wenn  sich  hier  die  Direktion  darauf  beschrankte,  einer 
weiteren  Ausdehnung  der  bestehenden  Privilegien  entgegen- 
zutreten, so  wollte  sie  an  einem  anderen  Punkte  gar  eine  ge- 
wohnheitsmässige  Berechtigung  direkt  aufheben.  Die  Ober- 
und  Regimenteräthe  bekamen  von  allen  ankommenden  Schifien 
unentgeltlich  eine  Quantität  Wein  unter  der  Benennung 
Schmeckwein;  femer  bezogen  sie  auf  Grund  eines  Ediktes 
vom  28.  November  1714  zollfrei  vier  Fass  Wein  und  vieraig 
Wispel  Hafer*).  Gegen  dieses  Privilegium  erklärte  sich  die 
Direktion.  Sie  meinte*),  dasselbe  stehe  nicht  im  Einklang  mit 
einem  Edikt  vom  2.  Januar  1768,  nach  welchem  zollfreier 
Eingang  von  Sachen  nur  etattfinden  solle  auf  Gnmd  eigen- 
händiger königlicher  Pässe;  es  sei  mithin  jenes  Privileg  ak 
ungesetzlich  aufzuheben.  Dem  gegenüber  wurde  von  der  Re- 
gierung mit  Recht  eingewendet*),  dass  sich  jenes  Edikt  doch 
nicht  beziehen  könne  auf  Sachen,  die  ein  t^r  allemal  fltr  zoll- 
frei erklärt  seien,  dass  in  diesem  Falle  das  ältere  Gesetz  dem 
neueren  vorgehen  müsse. 

Wieder  kann  man,  wenn  man  nur  auf  die  Objekte  sieht, 
um  die  es  sieh  handelt,  diese  Erörtenmgen  kleinlich  und  be- 
deutungslos nennen.  Zunächst  aber  sind  diese  Sachen  da- 
durch interessant,  dass  sie  eine  konkrete  Illustration  für  das 
früher  in  anderem  Zusammenhange ')  geschilderte  Verfahren  der 
Regie  den  Privilegirten  gegenüber  gewähren ;  man  erkennt,  wie 
die  neue  Verwaltung  sich  nicht  begnügt,  einer  missbräuch- 
lichen  Ausdehnung  der  Bevorrechtungen  entgegen  zu  treten, 
sondern  wie  sie  —  in  offenem  Gegensatz  zu  der  auagesproche- 


>)  Zirkular  der  Direktion  vom  23.  April  1788.     Pr.  R. 

«)  =  13  Tonnen. 

»)  =  6'/a  Tonnen. 

*)  Schreiben  vom  31.  Anguat.  22.  September,  18.  November  1768. 
Pr.  R.  Für  den  Jiafer  war  diese  BerecbtigUDK  in  der  Prsxis  bedeutnnga- 
los,  da  derselbe  nicht  zur  See  eingeführt  wurde. 

»)  Schreiben  vom  5.  Oktober  1768.    Pr.  R. 

*)  Schreiben  vom  17.  Oktober  1768.    Pr.  R. 

')  S.  106  ff. 
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nen  Meinung  des  Königs  —  selbst  zu  Recht  bestehende  Privile- 
gien angriff.  Man  kann  auf  diese  Bestrebungen  der  Regie 
nicht  genug  Gewicht  legen,  denn  hier  ist  ein  Punkt,  durch 
den  die  neue  französische  Verwaltung  gerechtfertigt  wird: 
ftor  den  Staat  war  eine  Nivellirung  in  dem  Finanzwesen,  eine 
Durchführung  des  gleichen  Rechtes  Air  alle  eine  Nothwendig- 
keit,  der  er  sich  au£  die  Dauer  nicht  entziehen  konnte.  Ja 
man  kann  wohl  sagen,  das  Problem,  um  welches  es  sich 
bei  dem  Fortschritt  von  dem  Staat  des  ancien  regime  zu 
dem  modernen  handelte,  war  in  erster  Linie  die  Brechung 
der  finanziellen  Sonderrechte.  Indem  die  Regie  in  diesem 
Sinne  thätig  war,  stand  sie  in  der  That  im  Dienste  des  fort- 
schreitenden historischen  Gedankens.  Dabei  darf  man  frei- 
lich nicht  verkennen,  dass  die  Mittel,  die  sie  wählte,  alles 
andere  eher  als  grossartig  waren.  Statt  ihr  Ziel  offen  zu 
proklamiren,  verleugnete  sie  es;  suchte  es  zu  erreichen  durch 
überaus  gewaltsame  Gesetzesinterpretation  und  ziemlich  offene 
Gesetzesverletzung.     In  dieser  Beziehung   war    ihr    das    alt- 

Sreussische  Beamtenthum  unendlich  überlegen.  Wenn  auch 
as,  was  es  vertheidigte ,  schliesslich  nicht  des  Vertheidigens 
werth  war,  so  verfocht  es  doch  seinen  leitenden  Grundsatz, 
Festhalten  am  historisch  gewordenen  Recht,  mit  einer  solchen 
Offenheit  und  sittlichen  Starrheit,  dass  wir  nicht  umhin  können 
dem  Beamtenthum  auch  in  dieser  Beziehung  unsere  bewun- 
dernde Hochachtung  zutheil  werden  zu  lassen.  Es  platzten 
hier  im  kleinen  dieselben  Gegensätze  auf  einander,  deren 
Kampf  im  grossen  zwanzig  Jahre  später  das  ^esanmite  Eu- 
ropa erschüttern  sollte :  das  historisch  gewordene,  thatsäch- 
lich  bestehende  Recht  und  die  neue  rationelle  Theorie.  So- 
bald man  aber  diesen  Gegensatz  erkennt,  dann  ist  auch  die 
ausführliche  Darstellung  jener  Streitigkeiten  gerechtfertigt; 
denn  überall  da,  wo  Gedanken  zu  Tage  treten,  die  einmal 
die  historische  Entwickelung  massgebend  beeinflusst  haben, 
da  giebt  es  für  die  Geschichte  nichts  Kleines. 

6.    Bertram  und  Friedrich. 

Wenn  man  Bertrams  Vorschläge  im  ganzen  überblickt, 
so  wird  auch  dem  oberflächlichsten  Beobachter  sofort  klar 
werden,  dass  es  sich  hier  um  Gedanken  von  ungemeiner  Be- 
deutsamkeit handelt,  dass  die  Verwirklichung  jener  Ideen  eine 
ganz  ungeheure   Umwälzung  in  dem  finanzieUen  System   des 

Sreussischen  Staates  bedeutet  haben  würde.  Es  liegt  daher 
ie  Frage  nahe:  was  war  im  letzten  Grunde  die  Ursache  da- 
von, dass  Bertrams  Projekte  nicht  zur  Ausführung  gelangten? 
war  dieselbe  eine  äussere,  in  zufälligen  Umständen  liegende 
oder  eine  innere,  in  der  Verschiedenheit  der  Anschauungen 
Bertrams  und  derjenigen  des  Königs  bestehend? 

21* 


Um  diese  Frage  zu  beantworten,  wird  ea  unerlitoslicli 
sein,  daea  wir  uns,  wenn  auch  nur  in  kurzen  Zügen,  das  Gaiuse 
des  Bertramschen  Steuersystems  noch  einmal  vei^gegenwärtigen. 
Bertram  ging  aus  von  zwei  Prämissen,  einmal  von  dem 
Postulat,  dasa  das  Finauzsyatem  eines  Landes  bedingt  sein 
müsse  durch  die  Rücksicht  auf  die  Interessen  des  HandeU, 
sodann  von  der  Forderung  der  Allgemeinheit  der  Steuer. 
Ersteres  Axiom  führte  ihn  zu  dem  Verlangen  nach  Abachafiung 
des  Prohibitivsyatema  und  nach  Freihandel,  letzteres  beweg 
ihn  zu  einer,  wenn  auch  nur  massigen  Belastung  der  notfa- 
wendigen  Lebensmittel.  Nun  verkannt«  er  keineswegs,  dass 
ausser  dem  Handel  auch  die  Industrie  berechtigte  Interessen 
vertrete;  er  wollte  dieselben  befriedigen  durch  Aversional- 
abfindung.  Ebenso  übersah  er  nicht,  das«  neben  dem  Grund- 
satz der  Allgemeinheit  der  Steuer  auch  derjenige  der  Ab- 
wälzung der  Last  auf  die  Fähigsten  ein  legitimes  Postulat  sei : 
gerade  dadurch,  dass  er  beiden  Foi-derungen  gerecht  zu 
werden  strebte,  kara  er  zu  seinem  Steuersystem.  Er  wollte 
«weierlei  Abgaben :  Steuern  von  den  Konsumtibilien  und  von 
den  Handelswaaren.  Für  letztere  war  eine  einheitliche,  f^ 
alle  Sachen  gleich  hoch  bemessene  Werthabgabe  in  Aussicht 
genommen.  Dieselbe  Unifizirung,  die  er  hier  durchfllhrte, 
verwarf  er  bei  den  Konsumtibilien.  Hier  wollte  er  vielmehr 
die  nothwendigen  Lebensmittel,  Brot,  Bier  und  Fleisch,  nur 
sehr  massig,  die  entbehrlichen  Yerbrauchss sehen,  Branntwein 
und  Wein,  nowie  die  reinen  Luxusobjekte  dagegen  möglichst 
hoch  belegen.  Ucberall  wollte  er  so  viel  wie  mOglich  auf  die 
speziellen  preussi sehen  Sonderinteressen  Kücksicht  nehmen. 
Im  ganzen  beabsichtigte  er  nicht  eine  Steuerherabsetzui^, 
sondern  eine  Steuererhöhung. 

Vergleichen  wir  nun  diese  Projekte  mit  den  für  Friedrich 
massgebenden  Gedanken,  so  finden  wir  so  mancherlei  Ueber- 
e instimm ungen.  Beiden  ist  gemeinsam  die  Ansicht,  dass  die 
Steuerpolitik  Kücksicht  nehmen  müsse  auf  die  legitimen  In- 
teressen des  Handels  und  der  Industrie,  nur  dass  Friedrich  die 
Industrie,  Bertram  den  Handel  voranstellt.  Beide  treffen  zu- 
sammen in  dem  Verlangen  nach  der  Einheitlichkeit  der  Steuer. 
Beide  sind  überzeugt  von  der  Noth wendigkeit  der  Vermehrung 
der  Staatseinnahmen.  Beide  wollen  die  Luxusobjekte  möglichst 
hoch  belasten.  Soweit  die  Uebereinstimraung;  jetzt  die  Ver- 
schiedenheit. Bertram  verlangt  Steuerpflichtigkeit  aller  Staats- 
unterthanen,  Friedrich  will  die  Ärmeren  möglichst  ganz 
steuerfrei  machen;  Bertram  will  die  beabsichtigte  Mehrein- 
nahme in  erster  Linie  gewinnen  durch  eine  stärkere  Be- 
lastung der  Handelssachen,  Friedrich  hält  letzteres  für  ausge- 
schlossen; Bertram  will  einen  ziemlich  weit  gehenden  Frei- 
handel, Friedrich  ist.  von  gewissen  Ausnahmen  abgesehen, 
eifriger  \'(;rtit'ter  der  pro tektioni »tischen  Politik. 
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Der  tiefe  prinzipielle  Gegensatz,  der  in  dem  ersten  so- 
wie dem  letzten  Dinerenzpunkte  liegt,  soll  nun  keineswegs 
verkannt  werden:  mag  man  ihn  aber  auch  für  so  wichtig 
wie  möglich  halten,  soviel  wird  man  doch  sagen  müssen, 
die  Differenzen  zwischen  Bertram  und  dem  König  sind  nicht 
80  bedeutend,  dass  sie  ein  Zusammenarbeiten  absolut  unmög- 
lich machten.  Dazu  kommt  dass  für  den  ersten  der  Unter- 
schiede eine  gewisse  mittlere  Linie  schon  gefunden  war  durch 
das  Deklarationspatent:  wenn  der  König  auf  die  Aufhebung 
der  prinzipiell  nach  seiner  Ansicht  unrichtigen  Fleischsteuer 
verzichtete,  wenn  Bertram  von  dem  Fortbestehen  der  prin- 
zipiell nach  seiner  Meinung  nöthigen  Brotsteucr  Abstand 
nahm,  dann  konnten  sich  beide  in  praktischem  Zusammen- 
wirken begegnen,  ohne  von  ihren  theoretischen  Ueberzeu- 
gungen  allzuviel  aufzugeben.  Bei  allen  anderen  Punkten 
aber  lag  kein  prinzipieller  Gegensatz,  sondern  nur  eine  ab- 
weichende Ansicht  über  das  augenblicklich  Wtinschenswerthe 
vor;  hier  wäre  eine  Ausgleichung  bei  einer  weiteren  Er- 
örterung der  Gründe  fiir  und  wider  gewiss  nicht  unmög- 
lich gewesen.  Alles  in  allem,  zwischen  dem  König  und  dem- 
jenigen Vertreter  des  altpreussischen  Beamtenthums ,  dessen 
Vorschläge  eine  grundlegende  Umänderung  des  ganzen  preussi- 
schen  Finanzsystems  versprachen,  war  zwar  ein  innerer  Ge- 
gensatz vorhanden,  aber  derselbe  war  keineswegs  so  gross, 
dass  er  ein  gedeihliches  Zusammenarbeiten  ausschloss;  er  war 
bei  weitem  nicht  so  beträchtlich,  wie  die  Differenz  zwischen 
Friedrich  und  der  Kommissionsmajorität.  Nun  haben  wir 
früher  gesehen,  dass  selbst  die  letztere  keineswegs  unüber- 
brückbar war;  wie  viel  eher  konnten  sich  da  Friedrich  und 
Bertram  näher  treten.  Würde  aber  schon  ein  Zusanmien- 
wirken  von  Friedrich  und  der  Kommission  eine  Steuerreform 
in  bescheidenem  Massstabe  ergeben  haben,  imi  wie  viel  mehr 
wäre  dies  der  Fall  gewesen,  wenn  der  ostpreussische  Kriegs- 
rath  auf  den  König  Einfluss  gewonnen  hätte;  sicher  würde 
die  machtvolle  Energie  Bertrams  die  in  der  Seele  Friedrichs 
schlummernden  Reformgedanken  mit  der  Zeit  zu  hellem 
Feuer  entfacht  und  dem  ganzen  preussischen  Finanzsystem 
eine  andere  Gestaltung  gegeben  haoen.  Aber  freilich  —  und 
darin  liegt  die  Grenze  von  Bertrams  Begabung  —  den 
Gegensatz  zwischen  Stadt  und  Land  hätte  auch  er  nicht 
überbrückt;  hierzu  war  ein  aus  der  Schule  Friedrich  Wil- 
helms I.  stammender,  am  historisch  Gewordenen  hängender, 
von  einem  gewissen  Partikularismus  nicht  freier  Beamter  un- 
filhig;  hierzu  bedurfte  es  Männer  wie  die  Franzosen,  die 
lediglich  auf  die  rationelle  Theorie  hörten,  von  allem  formalen 
Recht  abstrahirten. 

Nach  dem  Gesagten  beantwortet  sich  die  Frage,  weshalb 
es  nicht  zu  einem  Zusammenwirken  Bertrams  und  des  Königs 
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kommen  konnte,  nanmehr  sehr  leicht.  Der  innere  GegenBatz 
kann  das  negative  Resultat  keineswegB  erklären,  man  musa 
sich  nach  einer  äusseren  Ursache  umsehen.  "Eine  solche  findet 
sich  sofort  in  der  Regie.  Schon  das  alleinige  Bestehen  der- 
selben an  und  f^  sich  machte  ein  Einvemehmen  zwischen 
EOnig  und  Beamtenthum  unmöglich.  So  lange  der  KOnig  den 
Franzosen  die  Finanz  Verwaltung  überliess,  war  e»  voll- 
kommen undenkbar,  dasa  bei  der  Finanzgestaltung  das 
Beamtcnthuni,  welches  jene  Eindringlinge  so  bitter  hasate,  eine 
massgebende  Stimme  erhielt.  Ganz  ähnlich,  wie  beim  kar- 
märkischen Tarif,  ao  erweist  sich  auch  hier  die  Regie  als  der 
Hemmschuh,  der  einen  thatsächlichen  Effekt  der  in  den  Vor- 
schlägen Bertrams  enthaltenen  schöpferischen  Gedanken  ver- 
eitelte, nur  dass  hier  dieses  negative  Resaltat  gewissermaaaen 
indirekt  eine  Folge  ihres  Bestehens  war,  während  sie  beim 
kurmärkischen  Tarif  an  dem  negativen  Ergebnis  in  höchst 
aktiver  Weise  Antheil  hatte. 

Die  direkte  Schuld  an  dem  Scheitern  der  Entwtlrfe  Bei^ 
trams  trifft  vielmehr  die  Kommission.  Indem  sie  es  nicht  ver- 
mochte sich  zu  der  geistigen  Hohe  der  königsberger  Kammer 
empor  zu  schwingen,  indem  sie  vor  den  radikalen  ITm- 
wälzungen,  die  man  in  Ostpreussen  beabsichtigte,  zurück- 
schrak,  indem  sie  selbst  das  ihr  theoretisch  WUnschehs- 
werthe  nicht  zu  verwirklichen  wagte  aus  Respekt  vor  dem 
einmal  gegebenen  Gesetz,  machte  sie  sich  mitschuldig  an  der 
Stagnation,  in  der  die  Finanzverhfiltnisse  der  Monarcnie  nun- 
mehr verblieben.  Freilich,  begreiflich  genug  ist  das  Verhalten 
der  Kommission.  Die  Uebe  rein  Stimmungen,  die  sich  zwischen 
ihr  und  Bertram  vielfach  in  Einzelheiten  zeigten,  können  doch 
nie  über  den  tiefen  Abgrund  täuschen,  der  zwischen  ihnen 
gähnte,  Wohl  wollten  beide  eine  Mehrbelastung  des  Weins, 
eine  Fizirung  des  Schankimpostes  und  der  Ffundakzise,  wohl 
dachten  beide  an  Herabsetzung  der  Bier-  und  Fleischabgaben, 
an  Wiedereinführung  der  Brotsteuer;  aber  gerade  von  den 
wichtiffsten  Gedanken  Bertrams,  von  der  Vermehrung  der 
Steuerlast  im  allgemeinen,  der  scharfen  Besteuerung  der 
Luxusobjekte ,  der  Steigerung  der  Abgaben  von  Handels- 
sachen, der  Einftthrung  des  Frei  hau  delssystems  wollte  man  in 
der  Kommission  nichts  wissen.  Und  selbst  da,  wo  man  mit 
Bertram  übereinstimmte,  fehlte  doch  die  sittliche  Energie  des 
letzteren,  die  das  einmal  für  richtig  Erkannte  nun  auch  prak- 
tisch durchzuführen  suchte.  Wenn  es  auch  beklagenswerth 
blieb,  dass  Bertrams  Gedanken  keine  praktischen  Folgen 
hatten,  dieses  negative  Ergebnis  war  nur  allzu  begreiflich  und 
naturgemäss. 

Freilich  die  Anerkennung  der  Leistungen  Bertrams  darf 
uns  nicht  blind  dagegen  machen , '  dass  der  preussische  Tarif, 
wie  er  thatsächlich  sich  gestaltete,   immerhin  einen  beachten»- 
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werthen  Fortschritt  ge^en  frUher  enthielt.  Wir  sahen,  dass 
inbetreff  der  Verbrauchssteuern  auf  Ostpreussen  einfach  die 
Sätze  der  Kurmark  übertragen  wurden.  Gewiss,  dass  dies 
zunächst  für  die  Provinz  eine  Härte  in  sich  schloss,  dass  da- 
durch der  Steuerdruck  gegen  früher  erhöht  wurde,  dass  daher 
Bertram  und  die  königsberger  Kammer  als  Vertreter  preussi- 
scher  Sonderinteressen  mit  Recht  gegen  diese  Massregel  pro- 
testirten;  trotzdem  lag  hierin  unverkennbar  ein  historischer 
Fortschritt.  Je  stärker  gerade  in  Preussen,  durch  seine  von 
dem  Ganzen  des  Staates  abgesonderte  Lage,  durch  seine  histo- 
rische Vergangenheit,  durch  seine  Handelsinteressen,  das  pro- 
vinzielle Sondergeftihl  entwickelt  war,  um  so  höher  muss 
man  es  anschlagen,  dass  jetzt  den  preussischen  Forderungen 
nach  selbständiger  Einrichtung  der  Verbrauchssteuern  nicht 
nachgegeben,  sondern  die  Provinz  hierin  dem  Zentrum  des 
Staates,  der  Kurmark,  gleich  gestellt  wurde.  Man  wird  mm 
nicht  zweifeln  dürfen,  dass  man  das  Verdienst,  so  mittelbar 
zur  Erweckung  eines  ideellen  Gemeingefuhls  beigetragen  zu 
haben,  der  Regie  zuschreiben  muss:  das  Tarifprojekt,  das  im 
Gegensatz  zu  den  Entwürfen  Bertrams  auch  für  Preussen  die 
karmärkischen  Steuersätze  einführte,  stammte  von  de  Lattre, 
dem  Mitgliede  der  Regie;  das  Deklarationspatent,  das  zuerst 
für  die  ganze  Monarchie  eine  auch  formale  Einheit  der  Steuern 
schuf,  war  durch  de  Launaj,  den  Leiter  der  Regie,  veran- 
lasst. Wenn  sich  die  neue  französische  Verwaltung  auch  ab- 
solut unfähig  zeigte^  einzelne  konkrete  Steuerreformen  ins 
Werk  zu  setzen,  so  war  es  doch  ihr  Verdienst,  dass  sie  Ein- 
richtungen traf,  einige  allgemeine  wirthschaftliche  und  finan- 
zielle Postulate  einer  rationellen  Theorie  auch  in  der  preussi- 
schen Monarchie  durchzuführen.  Doch  eine  weitere  Betrach- 
tung dieser  Dinge  scheint  hier  noch  nicht  angebracht,  da  sie 
erst  dann  weitere  Ergebnisse  verspricht,  wenn  eine  Kritik  der 
gesammten  fiidericianischen  Finanzpolitik  damit  verbunden 
werden  kann. 


Sechstes  Kapitel 
Die  Tarife  fUr  die  Übrigen  Provinzen. 


Mit  der  Featotellung  des  kiimiSrkischeii  und  des  preusei- 
Bchen  Tarifs  waren  die  prinzipiellen  Erörterungen  erschöpft; 
die  Berathung  der  Tarife  fllr  die  übrigen  Provinzen  des 
Staates  bietet  ein  von  dem  bisher  Dargestellten  sehr  verschie- 
denes Bild.  Nirgends  mehr  aligemeine  Gedanken,  nirgends 
mehr  Vorschlage,  die  eine  wirkliche  Reform  enthalten ;  überall, 
in  Pommern  ebenso  wie  in  Magdeburg  und  in  Halberatadt, 
eine  wahrhaft  trostlose  Geisteaarmuth,  ein  denkfaules  Hängen 
am  einmal  Bestehenden.  Wäre  das  preussiache  Beamtenthum 
in  der  That  durchweg  so  ideenleer  gewesen,  wie  eich  die 
stettiner,  die  magdeburger,  die  halberstädter  Kammer  erwies, 
so  hätte  Friedrich  11.  mit  seiner  Abkehr  von  diesem  Beamten- 
thum unzweifelhaft  durchaus  richtig  gehandelt.  Keinen  Augen- 
blick dürfen  wir  uns  darüber  tauschen,  dass  in  den  Verhand- 
lungen über  den  poramerschen,  über  den  magdeburger  und 
halberstädter  Tarif  fördernde  Gedanken  nicht  zu  Tage  treten; 
dass  jene  Berathungen  in  der  That  nicht  viel  mehr  als  den 
Reiz  historischer  Antiquitäten  für  sich  haben  und  lediglich 
der  Vollständigkeit  wegen  erwähnt  werden  müssen.  Jene  In- 
tention der  Kommission,  dass  die  Feststellung  der  übrigen 
Tarife  lediglich  ein  mechanisches  Kopiren  des  kurraärkischcn 
sein  solle,  eine  Absieht,  die  in  Ostpreussen  dank  der  geistigen 
Energie  Bortrams  und  der  königsDcrger  Kammer  weit  hinter 
der  Wirklichkeit  zurück  geblieben  war,  —  hier  bei  den  Uhrige 
Provinzen  wurde  sie  Wall r heil.  Unsere  Betrachtung  muäs 
sich  daher  hier  mit  dem  Wichtigsten  begnügen ,  kann  nicht 
in  der  Weise  in  das  Detail  eingehen,  wie  es  bei  der  Kurmark 
oder  bei  Preussen  der  Fall  war. 
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L    Der  pommersche  Tarif. 

a.    Geschichte  der  Verhandlungen. 

Später   als  beim  kurmärkischen   und  preussischen  Tarif 
begannen    beim    pommerschen')    die  Beratnungen,    trotzdem 
wurde  letzterer  früher  als  erstere  definitiv  fertig  gestellt.     An 
die  eigentliche  Arbeit  schritt  man  im  August  1768;  damals^) 
beauftragte   die   stettiner  Kammer   die  Kriegsräthe  Hille   und 
Schäring  mit  der  Ausarbeitung   des  Tarifs;    sie  wählte  jene 
beiden,  weil  sie  allein  von  den  Mitgliedern  der  Kammer  schon 
länger  im  Dienst  befindliche  und  mit  der  Sache  vertraute  Be- 
amte waren,   während   alle  andern   erst  seit  kurzer  Zeit  ein- 
getreten waren.     Der  Gang  der  Berathungen  war  nun  ziemlich 
derselbe  wie  in  Preussen.     Als  von  jenen  beiden  der  Entwurf 
angefertigt    war,    wurde    derselbe    im   Plenum    der   Kammer 
durchberathen   in    einer    Sitzung,    zu   der   auch   die   Akzise- 
inspektoren Heyfelder   und   Steffen    zugezogen   wurden.     Die 
weiteren   Verhandlungen  fanden  im  Schosse  der  Kommission 
statt     Als  Deputirter  der  Kammer  für  diese  Berathimgen  war 
ursprünglich    der  Rath   Hille   ins   Auge  gefasst®);    ihn   hatte 
aucn  die  königliche  Instruktion  zum  Mitglied  der  Konunission 
ernannt;  seine  Persönlichkeit  stand  nun  aber  der  Regie  nicht 
an^   wie    dieselbe    überhaupt   mit    ihm   sehr  wenig  zufiieden 
war*),     und    so    wurde    oenn    schliesslich    an    seiner    Stelle 
Schäring  der  Vertreter  der  stettiner  Kammer  in   der  Kom- 
mission.    Am   9.  Januar  1769  erst  reiste  letzterer  von  Stettin 
nach  Berlin  ab.     Damals   freilich   war   das  Resultat  der  Ver- 
handlungen von  vornherein  unzweifelhaft,  denn  damals  waren 
bereits   über   alle    wesentlichen   Sachen   die   königlichen  Ent- 
scheidungen ergangen:    es  stand  bereits  fest,  dass  es  hinsicht- 
lich  der  Verbrauchssteuern   bei  dem  Deklarationspatent  sein 
Bewenden   habe;   es  war  bereits  bestimmt,   dass  inbetreff  der 
Handelswaaren  alles  beim  alten  bleiben  solle.    Mithin  konnte 
es   sich  bei  den  berliner  Berathungen  über  den  ponmierschen 
Tarif  nur  noch  imi  Formalien   und  um  Details,   aber  nicht 
mehr  um  prinzipielle  Fragen  handeln.     Es  entsprach  lediglich 
diesem  Sachverhalt,   dass   die  Diskussion   rasch  erledigt  war, 
dass  Schäring   schon  am  17.  März  nach  Stettin  zurückkehren 
konnte  *).     Dabei  war  noch  während  seiner  Anwesenheit,  schon 


^)  Die  folgenden  Darlegungen  beruhen  anf  den  „Acta  wegen  An- 
fertigimg des  neuen  Akzisetarifs  von  Pommern**  [zitirt  als  P.  ^.]  und 
den  „Acta  wegen  des  neuen  Akzisereglements  von  Pommern^  [zitirt  als 
P.  R]  1769.    Beides  in  Berlin  im  Geh.  Staatsarchiv. 

*)  Schreiben  vom  5.  August  1768.    P.  T. 

*)  Schreiben  der  Rommission  vom  24.  August  1768«    P.  T. 

*)  Schreiben  vom  30.  Dezember  1768.    P.  T. 

»)  Schreiben  vom  11.  März  1769.    P.  T. 


330  VII.8. 

am  14.  Mftrz,  der  Tarif  vom  König  vollzogen  worden*).  Die 
Publikation  freilich  verzögerte  sieb  l&nger,  als  man  erwarten 
sollte,  was  daher  rührte,  dasa  der  Druck  des  pommerschen 
Tarifs  gleichzeitig  mit  dem  des  preussischen  vorgenommen 
wurde,  und  demgemäss  erat  am  13.  Oktober  1769  voUendet 
war'). 

War   in  Bezug  auf  den  Tarifentwurf  au  die  Stelle  Hilles 

rter  Scbäring  getreteu,  so  wurde  der  letztere  nun  auch  mit 
Ausarbeitung  des  Reglements  beauftragt  Er  ging  un- 
mittelbar nach  seiner  Rückkehr  aus  Berlin')  an  diese  Auf- 
gabe; er  machte  auch  einige  Vorschläge  über  den  Glegen- 
Btand*),  überzeugte  sich  aber  bald,  dass  seine  Arbeit  in  dem 
gegenwärtigen  Stadium  der  Berathung  rcsultatloB  bleiben 
müsse,  dass  sie  erst  dann  Austticht  auf  Erfolg  habe,  wenn 
man  genau  über  die  Neuordnungen  unterrichtet  sei.  Er  be- 
merkte in  diesem  Sinne  bei  der  Besprechung  des  stettiner 
Fackhof sregiements :  „Wie  weit  es  aber  bey  itziger  Einrich- 
tung Approbation  gefunden,  kann  man  nicht  wissen,  wie  man 
denn  auch  von  den  neuen  Einrichtungen  nicht  informire^ 
mithin  nicht  im  Stande  ist,  über  das  neue  Reglement  gründ- 
lich zu  sentiren,  noch  weniger  einen  Entwurf  zu  machen.' 
Ueber  die  weiteren  Verhandlungen  inbetreff  des  pommerschen 
Akzisereglements  sind  wir  nicht  unterrichtet;  soviel  steht  in- 
dessen fest,  dass  dasselbe  im  wesentlichen  alles  beim  alten 
liese,  dass  es  Neuerungen  von  irgend  erheblicherer  Bedeutung 
nicht  enthielt. 

b.  Besonderheiten  des  Tarifs. 
Die  Bestimmungen  des  pommerschen  Tarifs  ')  tlber  die  Ver- 
brauchssteuern waren  nun  nichts  weiter  als  ein  Abklatsch  der- 
jenigen des  kunnUrki sehen,  nur  bei  der  Schlachtakzise  waren 
einige  kleine  Unterschiede  vorhanden,  die  im  wesenthchen 
darin  bestanden,  dass  in  Pommern  ein  Unterschied  gemacht 
wurde  zwischen  dem  Scharren-  und  dem  Hausschlachten,  so 
dass  letzteres  etwas  niedriger  belegt  war  als  erateres,  wtlhrend 
man  in  der  Kurmark  beides  gleich  besteuerte.  Ander«  Ab- 
weichungen sind  zu  minimal,  um  sie  zu  besprechen;  sie  er- 
teben  sich  von  selbst  aus  der  folgenden  Tabelle,  welche  die 
ätze   für  die   Schlachtakzise,   die  durch   die  Tarife   für  die 

1)  Schraben  vom  21.  Mära  1769.    P.  T. 

■)  Acta  wezen  Anfertigimg  eines  Denen  Akzisetaiiä  von  Prennen 
und  Litthanen.     Berlin,  Geh.  Staatsarchir. 

*)  Die  Zeit  ergiebt  üch  daraus,  dass  die  gleich  ta  erwähnenden  „Be- 
Diarques"  durch  ein  Schreiben  der  KommisBioQ  vom  7.  April  1769  [P.  K.] 
der  Administration  mitgetheilt  weiden,  dasa  ne  also  knn  vor  letäteram 
Datum  von  Scbärinit  verfaset  sein  maseen. 

*)  VorlaufiiK  Remarques  über  ein  neaet  AkmaeraKlement  fttr  Pom- 
mern.   P.  R. 

°)  Novum  Coipus  Constifutionam  Bd.  4  S.  5389. 


boiden  Prorinzen  Pommero  und  die  Kurmark  Toi^eachrieben 
wurden,  vergleichend  neben  einander  stellt: 
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Daeegen  waren  beim  Wein,  Bier  und  Branntwein  in 
beiden  Provinzen  die  Steuern  Tollkommen  gleich,  denn  die 
folgenden  drei  Differenzen  sind  doch  zu  genugfltgig,  als  daas 
sie  das  eben  ausgesprochene  Urtbeil  umstosHen  könnten.  £s 
betrug  nänüich  die  Akzise 


für 


in  Pommem  i  der  Kurmark 
Thlr,  'Gr.lPf.'Thlr.  Gr.'Pi. 


le  Tonne  Bier  ans  inl&ndlBchen  Städten 

le  Tonne  Bier  vom  platten   Lande 

1  Qnart  Branatwein  todi  platten  Lande 


Man  erkennt  also  leicht,  dass  nach  den  neuen  Tarifen  in 
den  beiden  Provinzen  hinsichtlich  der  Verbrauchssteuern  Un- 
terschiede von  irgend  einer  Bedeutung  nicht  bestehen.  Es 
war  dies  nicht  etwa  erst  das  Werk  der  Regie  oder  der  Eom- 
miaaion,  sondern  schon  der  Entwurf  Hilles  und  Schärings 
hatte  keine  selbständigen  Vorschläge  inbetreff  der  Verbrauchs- 
steuern enthalten.  Auch  in  den  späteren  Stadien  der  Ver- 
handlungen gelangte  Schftring  nicht  dazu,  in  Bezug  auf  diese 
Dinge  eigene  Oedanken  geltend  zu  machen;  zu  erwähnen  ist 
lediglich,  dass  er  bei  der  Pfundakzise  dieselbe  Aenderung 
vorschlug*),    die    schon    die    Kommission    und   Bertram    em- 

S fohlen    hatten,    nämlich    Erhebung   der  Abgabe    nicht   nach 
em   wirklichen   Gewicht,    sondern    nach   festen   StUcksätzen. 
Um  diese  Fixationssätze  festzustellen,  wollte  er  folgendes  Ge- 
wicht zu  Grunde  legen:  es  sei  zu  rechnen 
ein  Ochse      zu   360  Pfuud, 
eine  Kuh        ,300        , 
ein  Kalb         „      24 
,    Hammel  .      24        , 


1)  Toriänfige  Remarques.    P.  R. 
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ein  Schaf      zu     24  Pfund 
„    Lamm      ^      10       , 
Natürlich,   dass   Schäring  hiermit  ebenso   wenig  durchdrang, 
wie  Bertram  oder  die  Kommission  Erfolg  gehabt  hatten. 

Von  den  sonstigen  Abweichungen  des  pommerschen  Tarifs 
von  dem  der  Kurmark  Beien  noch  folgende  hervorgehoben, 
die  sich  zum  Theil  auf  wenig  wichtige  Konsum tib ili en ,  zum 
Theil  auf  Handelswaaren  beziehen.     Es  betrug  die  Steuer 


fOr 


a  der  Knfirmt 


ein  Schock  ^er 

eine  Tonne  Heringe 

ein  PAind  Kakao 

Eddsteine  nro  Thlr. 

Qold-  Q.  SilberwBaren  pro  Thlr. 

Auch  inbetreff  der  Akziaebefreiungen  bestanden  in  Pom- 
mern ganz  dieselben  Örundsätze,  die  wir  schon  aus  Preuaaen 
und  der  Kurmark  kennen;  abgesehen  vom  platten  Lande 
waren  von  der  Akzise  eximirt  Adlige,  Beamte,  Geistliche  und 
Schulbediente*);  doch  war  ausdrücklich  ausgesprochen,  dass 
sich  diese  Akzisefreiheit  nur  auf  das  beziehen  sollte,  was  jene 
Personen  zu  ihrer  Konsumtion  wirklich  gebrauchten.  Hin- 
sichtlich der  thatsächlichen  Ausübung  dieser  Privilegien  be- 
stand in  Pommern  eine  etwas  andere  Einrichtung  als  in 
Preussen;  während  in  letzterer  Provinz  das  System  der  Pau- 
schal Vergütung  herrschte,  das  heisst,  während  die  Eximirten 
die  Steuer  bezahlen  mussten  und  dann  später  eine  dem  unge- 
fähren Betrage  ihrer  Konsumtion  entsprechende  Pauschalsumme 
restituirt  bekamen,  war  in  Pommern  diese  Massrege]  nur  in 
Ausnah mef)lllcn  üblich,  im  allgemeinen  dagegen  wurde  von 
den  Eximirten  die  Steuer  gar  nicht  erst  erhoben. 

Die  Gesammtsurame  der  durch  Akzisefreiheiten  ausfallen- 
den Gelder  betrug  in  Pommern  im  Jahre  1765/66  6591  Thb. 
13  Gr.  10  Pf.*).  In  den  filnf  giflsaeren  Städten  der  Provinz 
vertheilten  sich  die  Akziseausfällc  auf  die  einzelnen  Kategorien 
der  Eximirten  folgen dcrmassen  : 

(Tabelle  siehe  Seite  333.) 
Im  ganzen   also   betrugen   in   diesen  fünf  Städten  die  Akzise- 
befreiungon   2672   Thlr.   5  Gr.   9  Pf.     Von   der  oben   mitge- 
theilten  Gcsammtsumme   der  augfallenden  Gelder  gingen  nun 

')  Weitere  Beatimmnngen  siehe  in  der  7.  Beilage. 

')  Schreiben  der  Kammer  vom  5.  Anguat  1768.     P.  T. 

^)  Verzeichnis  desaen,  was  die  üeamten,  Kirchen  und  Schntbedienlen 
und  die  in  kleinen  Städten  wohnenden  adligen  Familien  an  Akziacfrei- 
heitageldeni  erbalten.    P.  R. 
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5970  Thlr.  11  Gr.  7  Pf.  durch  thataftchliche  freie  Einbringung 
akzisepfiichtiger  Waaren  verloren,  während  nur  624  Thlr. 
2  Gr.  3  Pf.  ala  Vergütung  an  Privilegirte ,  die  die  Steuer 
vorläufig  bezahlt  hatten,  restituirt  wurden. 

Neben  den  allgemeinen  Steuerezemtionen  bestanden  nun 
auch  in  Pommern  besondere  eigenthUraliche  Vorrechte  ein- 
zelner,  wie  uns  solche  schon  aus  Königsberg  bekannt  sind, 
um  nur  ein  Beispiel  anzufuhreu,  so  erhielten  infolge  eines 
Reskriptes  vom  23.  November  1733  die  Prediger  in  Stettin 
nnd  in  Statgard  jährlich  je  zwei  Eimer  Rheinwein  oder  ein 
Ozkoft  Franzbranntwein  zollfrei'). 

c.  Ausnahmestellung  einzelner  Städte. 
Was  der  Steuerverfassung  der  Provinz  Pommern  ein  be- 
sonderes Gepräge  verleiht,  das  ist  die  Sonderstellung,  welche 
einzelne  Städte  in  Bezug  auf  die  Akzise  einnehmen.  Ea  han- 
delt sich  hierbei  um  ßnf  Städte  der  Provinz,  um  Stettin, 
Kolberg,  Anklam,  Demmin  und  Stolpe.  Ihnen  waren  im  In- 
teresse ihres  Seehandels  ganz  ausserordentliche  Vergünstigun- 
gen gewährt  Die  Ausnahmestellung  geht  im  wesentlichen 
EUrU(£  auf  eine  Kabinettsorder  vom  24.  Dezember  1763"), 
welche  die  Akzisesätze  von  Stettin,  die  von  jeher  niedriger 
gewesen  waren,  auch  in  Kolberg,  Anklam,  Demmin,  Stolpe, 
Kammin,  Treptow  und  Rügenwalde  einführte.  Es  wurde  dies 
durch  eine  weitere  Kabinettsorder  vom  14.  Juni  1764  bestä- 
tigt, doch  wurde  die  Feststellung  der  Sätze  im  einzelnen  da- 
mals der  pommerscheu  Kammer  überlassen.  Der  neue  pom- 
mersche  Tarif  erhielt  dann  die  besonderen  Privilegien  Stettins. 
Kölbergs  und  Anklams  aufrecht;  auch  die  Vorrechte  Denunins 
und  Stolpes  blieben  bestehen,  obgleich  sie  im  Tarif  nicht  aus- 
drücklich erwähnt  wurden;  dagegen  erscheinen  jetzt  Kammin, 


t)  VoriauGge  Remarques.    R. 

■)  B^nzelne  VergütiBbgiiDgeD  freilich,  wie  z.  B.  iubetreff  dea  Vfmnea, 
tcm  aooh  in  den  nbrigen  Städten  schon  ftvher  bestanden. 
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Treptow    und   Rä^nwalde    aus    der   Zahl    der   begttiistigten 
Städte  auBgeBcbieden. 

Die  erwähnten  Privilegien  bezogen  sich  non  auf  zweierlei 
Sachen,  einmal  auf  niedrigere  Besteuerung  der  Handelswaareu, 
sodann  auf  geringere  Abgaben  vom  fremden  Wein  und  Brannt- 
wein. Die  Material-  und  Eramwaareu  einerseits,  die  OewUrse 
und  die  Färberwaaren  andererseits  zahlten  in  Stettin,  Kolberg 
und  Attklam*)  nicht  die  tarifinässige  Akzise,  sondern  die  viel 
niedrigere  Steuer  von  2Frozent  des  Einkau&werthes').  Frei- 
lich unterlag  diese  Vergünstigung  gewissen  Bescbiftnkungen : 
sie  bezog  sich  zunächst  nur  auf  solche  Sachen,  die  zur  See 
eingingen  und  aus  dem  Mittelmeer  oder  der  Nordsee  kamen, 
dagegen  nicht  auf  Oegenstftnde,  die  aus  der  Ostsee  stammten, 
oder  auf  dem  Landwege  eingebracht  wurden;  sie  galt  ferner 
nur  in  dem  Falle,  dass  die  Waaren  in  Tonnen  oder  Schifl^ 
pfund  importirt  wurden,  erstreckte  sieb  also  nicht  auf  kleine 
Quantitäten;  sie  beschränkte  sich  endlich  auf  diejenigen  Ob- 
jekte, die  fllr  Kaufleute  bestimmt  waren,  umfasste  also  nicht 
die  von  Privatleuten  bestellten  Artikel.  Damit  nicht  etwa 
trotzdem  noch  ein  Missbrauch  bei  jenen  Vei^nstigungen  statt- 
finde, war  weiter  voigeschrieben,  dass  die  AkzisebebOrden  be- 
fugt waren,  die  Waaren  fllr  den  deklarirten  Preis  unter  Hinzu- 
rechnung von  10  Prozent,  als  dem  normalen  G^wiunquantum, 
selbst  zu  übernehmen. 

Inbetreff  des  Weins  und  Branntweins  bestand  in  Stettin, 
Kolberg  und  Anklam  nicht  der  sonst  überall  durch  das  Dekla- 
rationspatent neu  eingeführte  Schankimpost  von  5  Prozent 
des  Werthes.  Es  kam  dies  daher,  dass  in  Stettin  durch  ein 
Retikript  vom  4.  Januar  1753  Konsumtions-  und  Handlungs- 
akzise vom  Wein  und  Branntwein  vereinigt  waren,  eine  Mass- 
regel, die  durch  ein  Beskript  vom  12.  November  1761  auch 
auf  Kolberg  und  Anklam  ausgedehnt  war,  so  dass  also  in 
diesen  drei  Städten  beim  Wein  und  Branntwein  nur  eine  ein- 
heitliche Abgabe  bestand:  man  wollte  es  nun  auch  bei  der 
Neuregelung  nicht  unternehmen,  an  Stelle  dieser  einheiÜicheD 
Akzise  mehrere  verschiedenartige  Steuern  zu  setzen.  Die- 
jenigen Sätze,  in  welchen  sich  Stettin,  Kolberg  und  Anklam 
von  den  übrigen  Städten  Pommerns  unterschieden,  zeigt  fol- 
gende Uebersicht: 

(Tabelle  siebe  Seite  335.) 

Auch  hier  bestanden  indessen  gewisse  Kautelen.  Wie 
bei  den  Handelswaaren,  so  bezog  sich  auch  hier  die  Vergün- 
stigung nur  auf  denjenigen  Wein  oder  Branntwein,  den  die 
Kaufleute  bezogen;  wenn  dagegen  Privatleute  sich  Wein  oder 


')  Vorläufige  Remarques.    P.  R. 

>)  Beslimmt  war  dies  durch  Edikte  vom  4.  und   10.  Januar  1753, 
■"    "        ■    r  1763. 
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£b  zahlte 


Stettin 


ä; 


Kolberg 


O 


«4^ 

Ol 


Anklam 


-^      i  t 


a; 


Pommern 


3 


»4 

o 


Knrmark 


2 


emOzhoft  Franz- 
branntwein 

ein  Ohm  Cham- 
pagner, Un- 
gar- oder  spa- 
nischer Wein 

ein  Ohm  Rhein-, 
Neckar-,  Mo- 
sel-nnd  Fran- 
kenwein 

ein  Ohm  franzö- 
sischer Wein 


1 


8 


6 


1 


8 


1 


18 


6 


1 


16 


1 


19 
20 


1 


21 
20 


—      2 


2 
1 


12 


12 


2 
1 


75 


11 


11 


75 


16 


16 
19 


11 


16 


11 


16 


Branntwein  kommen  Hessen,  zahlten  sie  nicht  nur  in  Stettin, 
Kolberg  und  Anklam  ebenso  viel  Konsumtionsakzise  wie  in 
jeder  anderen  Stadt  der  Provinz,  sondern  hatten  auch  noch 
den  Verkaufsimpost  von  5  Prozent  zu  entrichten. 

Wenn  die  oonderstellung  Stettins,  Kolbergs  und  Anklams 
ausdrücklich  im  pommerschen  Tarif  ausgesprochen  war,  so 
war  im  Unterschied  dazu  von  Demmin  una  Stolpe  in  letzte- 
rem gar  nicht  die  Rede.  Es  kam  dies  einfach  daher,  dass 
sich  der  allgemeine  Tarif  gar  nicht  auf  jene  beiden  Städte 
erstreckte,  sondern  dass  für  dieselben  ein  besonderer  Tarif  er- 
lassen wurde;  er  wurde  wohl  in  der  Mitte  des  Jahres  1769  von 
de  Launay  entworfen  und  ging  dann  im  Oktober  17ö9  zur 
Meinimgsäusserung  an  die  stettiner  Kammer^).  Die  letztere 
machte  daraufhin  ihre  Bedenken  geltend*),  und  der  Tarif 
wurde  an  die  Kommission  zurückgesandt,  die  ihn  ihrerseits 
dann  zur  Fertigstellung  der  Regie  überwies*).  Von  letzterer 
wurde  dann  de  Lattre  mit  der  definitiven  Ausarbeitung  jenes 
Tarifes  beauftragt*);  wann  er  mit  seinem  Werke  zum  Ab- 
schluss  kam,  erfahren  wir  nicht. 

Auch  in  Demmin  und  Stolpe  galten  nun  einerseits  jene 
oben  angeführten  niedrigeren  Steuersätze  flir  Material-  und 
Kramwaaren  *^) ,  andererseits  bestanden  geringere  Abgaben 
beim  Wein  und  Branntwein*).    Ja  es  waren  ursprünglich  bei 


1)  Schreiben  Borchmanns  vom  22.  Juni,  Schreiben  der  Kommission 
vom  18.  Oktober,  Protokoll  vom  13.  Oktober  1769.  Acta  wegen  An- 
fertigung eines  neaen  Akzisetarifs  von  Preussen  und  Litthauen.  Berlin, 
Qeh,  Staatsarchiv. 

•)  Schreiben  vom  26.  Oktober  1769.    P.  T. 

»)  Schrdben  vom  24.  November  1769.    P.  T. 

*)  Schreiben  vom  1.  Dezember  1769.    P.  T. 

^)  Aenderungen  zu  der  Instruktion.    P.  T. 

•)  Monita.    P.  T. 
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den  letzteren  beiden  Verbrauchsgegenstanden  die  Steuern  in 
Demmin  und  Stolpe  nocb  niedriger  gewesen  als  in  Stettin, 
Eolberg  und  AnUam;  ee  hatte  nfimucb  in  erateren  beiden 
Orten  betragen  die  AkzIbc  fiir 

1  Oxhoft  Franzbranntwein  1  Thlr.     Z  Gr. 

1  Ohm  Ungar-  oder  spanischen  Wein     1      „        8     , 

1      n      Rhein-  und  Moselwein  1      „      12     . 

1      „      französischen  Wein  —      ■      lÖ     , 

1767  jedoch  waren  diese  Sätze  erhöht  worden'),  indem  da- 
mals bestimmt  war,  dass  in  Zukunft  Demmin  and  Stolpe  die- 
selben Satze  bezahlen  sollten  wie  Kolberg.  An  diesem  Stande 
der  Dinge  hielt  man  auch  jetzt,  bei  Entwerfung  der  neuen 
Tarife,  fest. 

Die  Sonderstellung  jener  pommerschen  Städte  begreift 
sich  leicht;  big  ist  ganz  offenbar  gemacht,  um  den  ozeanischen 
Handel  derselben  zu  unterstützen  und  zu  begünstigen.  Wenn 
sich  die  Seestädte  des  preussischen  Pommern  gegenüber  der 
Konkurrenz  ihrer  polnischen  oder  schwedischen  Nachbarorte 
behaupten  sollten,  so  schien  es  nöthig,  ihrem  Handel  beson- 
dere Vortheile  einzuräumen.  Freilich  ebenso  klar  wie  die 
Gründe  liegen  auch  die  Gefabren  jener  Sondervorrechte  auf 
der  Hand.  Der  wirthschaftliche  Riss,  der  schon  zur  GtenUge 
im  Staate  vorhanden  war,  der  Provinz  von  Provinz  durch 
eine  jähe  Kluft  trennte,  er  wurde  jetzt  gar  innerhalb  ein  und 
derselben  Provinz  sichtbar:  das  adoptirte  finanzielle  System 
begünstigte  nicht  nur  den  provinziellen,  sondern  ancb  den 
kommunalen  Partikular! smus.  Indem  man  für  die  eine  Stadt 
ein  anderes  Abgabensystem  einführte  als  filr  die  andere,  that 
man  ganz  entschieden  einen  Schritt  hinweg  von  der  I^nheit 
des  Staats.  Wenn  auch  der  leitende  Gedanke,  dem  man  hier 
folgte,  das  Prinzip  von  der  Nothwendigkeit  des  Schutzes  der 
legitimen  Interessen,  an  sich  entschieden  berechtigt  war,  so 
ging  man  doch  in  der  Verwirklichung  desselben  zweifellos 
über  das  richtige  Mass  hinaus :  indem  man  sich  bemtlhte,  den 
wirthschaftlichen  Desiderien  der  einzelnen  Städte  gerecht  zu 
werden,  gab  man  die  finanzielle  Einheit  des  Staates  preis. 

2.    Der  magdeburger  Tarif. 

Fast  noch  geistloser  als  beim  pommerschen  sind  die  Ver- 
handlungen über  den  magdeburger  Tarif ;  es  kann  daher  über 
sie  ganz  mit  Stillschweigen  hinweg  gegangen  werden;  es  ge- 
nügt, wenn  erwähnt  wird,  dass  der  magdeburger  Tarif  erst 
am  3.  Dezember  1769,  also  zu  einer  Zeit,  wo  die  Tarife  filr 
die   östlichen  Provinzen   bereits   publizirt  waren,    vom  König 

')  Schreiben  vom  26.  Oktober  1760.    P.  T, 
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vollzogen  wurde.  Dass  damals,  als  alle  prinzipiellen  Fragen 
bereits  erledigt  waren,  von  irgend  welchen  wesentlichen 
Neuerungen  nicht  mehr  die  Rede  sein  konnte,  ist  klar. 

Was  den  magdeburger  Tarif*)  auszeichnet,  ist  seine  Klar- 
heit und  Bestimmtheit.  E^  zeigt  sich  dies  vor  allem  auch  in 
der  Einleitung,  die  eine  Uebersicht  über  die  verschiedenen 
Arten  der  Akzise  giebt*).  Es  werden  da  zunächst  unter- 
schieden Abgaben  von  allgemeinerem  und  solche  von  mehr 
lokalem  Charakter.  Erstere  werden  zerlegt  in  die  drei 
Klassen  Konsum tions-,  Handlungsakzise  und  Nachschuss,  zu 
denen  dann  noch  als  eine  Steuer  von  durchaus  singulärem 
Charakter  die  ümschüttegelder  hinzutreten.  Bei  der  Kon- 
sumtionsakzise führte  man  vier  Arten  auf,  einerseits  die  uns 
bereits  bekannten  drei  Klassen:  die  Eingangsakzise  von  den 
in  die  Stadt  importirten  Handelswaaren ,  die  Fabrikations- 
akzise von  den  in  der  Stadt  produzirten  Gegenständen,  die 
eigentliche  Konsumtionsakzise  von  den  in  die  Stadt  einge- 
führten Konsumtibilien;  andererseits  die  Akzise  von  verschie- 
denen Sachen  en  detail.  Letztere  bestand  nur  in  Magdeburg 
selbst,  nicht  in  den  übrigen  Städten  der  Provinz;  sie  war 
eine  Abart  der  Eingangsakzise:  während  die  Grosskaufleute 
ebenso  wie  die  kleinen  Krämer  und  Höker  die  Eingangs- 
akzise zu  entrichten  hatten,  zahlten  diejenigen  Kaufleute,  die 
zugleich  en  gros  und  en  detail  handelten,  bei  gewissen  im 
Tarif  aufgeführten  Gegenständen  nur  die  Detailakzise;  in  allen 
anderen  Städten  der  Provinz  wurde  auch  im  letzteren  Falle 
die  Eingangsakzise  erhoben.  Eingangsakzise  so  gut  wie  Kon- 
sumtionsakzise betrugen  4  Prozent  des  Werthes,  während  die 
Detailakzise  nur  Vi 2  Prozent  ausmachte. 

Abgaben  von  mehr  lokalem  Charakter  waren  die  land- 
schaftliche Akzise,  die  Mandelakzise,  die  Ackersteuer  und  die 
Forensensteuer.  Die  landschaftliche  Akzise  wurde  erhoben 
von  dem  in  die  Stadt  importirten  Wein  und  Bier  und  dem 
aus  der  Stadt  nach  dem  Lande  exportirten  Bier  und  Brannt- 
wein*). Befreit  von  jener  Abgabe  waren  der  Adel  auf 
steuerfreien  Gütern,  die  Pächter  von  Domänen,  die  Geistlichen 
und  die  Beamten;  dagegen  musste  der  Adel  auf  steuerbaren 
Gütern  wenigstens  vom  exportirten  Bier  und  Branntwein  die 
Akzise  entrichten.     Diese  Landschaftsakzise  betrug  für 

einen  Eimer  fremden  importirten  Wein  12  Gr.  —  Pf. 

„  „       inländischen  importirten  Wein  6    „    —  „ 

eine  Tonne  fremdes  importirtes  Bier  6    „    —   „ 


1)  Novnm  Corpus  ConstitiitioDum  Bd.  4  8.  6807. 

*)  Vgl.  oben  Kap.  1  S.  172. 

')  Man  unterschied  auch  wohl  die  eigentliche  landschaftliche  Akzbe, 
zahlbar  yon  dem  importirten  Wein  und  Bier,  und  die  landschaftliche 
Konsumtionsakzise,  zahlbar  von  dem  exportirten  Bier  und  Branntwein. 

Fonehnngtn  (30)  Vil.  3.  -  Schnitze.  22 
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eine  Tonne  importirtes  Bier  aus  andern  Provinzen    5  Gr.    2  Pf. 
HB  B  n     ^o™  Lande  3    „      6  , 

,         „       exportirtes     „  3    „      C  „ 

ein  Mass  exportirten  Branntwein  —    „      4  „ 

Wir  müssen  nacli  dem  Gesagten  in  der  landschaftlichen 
Akzise  eine  kommunale  ZuseMagsteuer  zu  den  staatlichen 
Verbrauchssteuern  erblicken. 

Die  Mandel akzi sc  bestand  nur  in  den  beiden  Städten 
Magdeburg  und  Halle;  sie  war  eine  Abgabe  von  dem  in 
Stroh  eingebenden  Getreide  aua  denjenigen  Aeekem,  die  zur 
Stadt  gehörten;  sie  betrug  4  Pfennig  pro  Mandel*).  AU 
Acquivalent  fitr  die  Entrichtung  der  Mandelakzisc  war  dann 
dies  Getreide  von  der  Zahhing  der  Um  Schüttegelder  befreit. 
Diejenige  Stellung,  welche  in  Magdeburg  und  Halle  die 
Mandelakzise  hat,  nimmt  in  einer  Reihe  anderer  Städte*)  der 
Provinz  die  Ackersteuer  ein :  sie  ist  eine  Abgabe  von  den 
zum  Stadtdistrikt  gehörigen  Aeckern.  Ebenso  wie  das  der 
Mandelakzise  unterworfene  hat  auch  das  der  Ackers  teuer 
unterliegende  Getreide  keine  Umschüttegclder  zu  entrichten. 
Wenn  sich  auch  praktisch  Mandelakzise  und  Ackersteuer 
vollkommen  entsprechen ,  sind  sie  doch  begrifflich  scharf  zu 
trennen:  erstcre  muss  man  als  eine  indirekte  Eingangsstcuer, 
letztere  als  eine  direkte  Grundsteuer  definiren. 

Die  Porensensteuer  endlich  wurde  erhoben  von  denjenigen 
Aeckern,  die  im  Gebiete  der  Stadt  lagen  und  an  Bilrger  der 
Stadt  verpachtet  waren,  während  die  Eigenlhümer  entweder 
im  Auslände  oder  auf  dem  platten  Lande  lebten.  Auch  diese 
Abgabe  wird  man  daher  am  besten  als  eine  direkte  Grund- 
.stcuer  betrachten.  Die  Forensens teuer  betrug  für  diejenigen 
Äecker,  deren  Besitzer  Ausländer  waren,  den  halben  Pacht- 
preis, für  di^cnigen  Felder,  welche  Landeskindern  gehörten, 
den  dritten  Theil  des  Pachtpreises. 

Inbetreff  der  einzelnen  Abgaben  stimmte  der  magdebui^er 
Tarif  im  allgemeinen  vollständig  mit  dem  kurmärkischen 
überein;  vor  allem  waren  die  Verbrauchssteuern  für  die 
Getränke  in  beiden  Provinzen  durchaus  dieselben.  Hinsichtlich 
der  wichtigeren  Konsumtibillen  bestanden  erwähn enswerthe 
Abweichungen  nur  bei  der  Schlaehts teuer,  die  in  Magdeburg 
selbst,  sowie  in  den  übrigen  Städten  der  Provinz,  etwa-i  höher 
war  als  in  den  kleineren  Orten  der  Kurmark  ■  während  sie 
hinter  den  iür  Berlin  üblichen  Sätzen  zurückblieb;  nur  in  der 
Grafschaft  Mansfcld  war  die  Sehlachtsteuer  bedeutend  geringer 
als  in  allen  anderen  Distrikten,  Folgende  Uehersicht  zeigt 
diese  Verschiedenheiten:  es  zahlte 

■I  Zu  ]■>  Garben. 

"1  Alsleben,  Kalbe,  Köniicni,  Ei-jeln,  Löbejün,  Saltze,  Seehausen, 
Staasfiu't,  Wftnaleben. 
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Auch  im  übrigen  waren  die  Verschiedenheiten  beider 
Tarife  nicht  gross;  die  wichtigeren  Abweichungen  sind  im 
folgenden  zusammengestellt.     Es  betrug  die  Steuer 


für 

in  Hagdebmg 

in  der  Knnnark 

•  %&* 

Gr. 

Pf. 

Gr. 

Pfc 

einen  Eimer  Wein  vom  Lande 

9 

■ 

ein  Qnart   Branntwein   ans  an- 

1 

deren  Provinzen 

7 

9 

ein     Quart     Branntwein     vom 

i 

Luide 

1 

10 

1 

4 

DelikatesAen  ftir  den  Thaler 

1 

1 

6 

ein  Pfhnd  Kakao 

1 

6 

2 

einen  Scheffel  Salz 

2 

1 

3 

ein  Schock  Eier 

4 

6 

Man  sieht,  ein  bestimmtes  Prinzip  lässt  sich  nicht  auf- 
stellen; bald  ist  die  Steuer  in  MagdeDurg  höher,  bald  nie- 
driger als  in  der  Kurmark,  ohne  dass  sich  fiir  diese  Ver- 
schiedenheit jedesmal  spezielle  Gründe  anfUhren  Hessen.  Man 
wird  also  sagen  müssen,  die  Abweichung  des  magdeburger 
Tarifs  von  dem  kurmärkischen  ist  im  wesentlichen  nicht  eine 
sachlich  begründete,  sondern  eine  historisch  gewordene. 

3.    Der  halberstädter  Tarif. 

Am  spätesten  von  allen  neuen  Tarifen  wurde  der  halber- 
Städter  fertig  *).  Freilich  waren  die  Vorarbeiten  zu  demselben 
schon  am  27.  August  1768  an  die  Kommission  eingesandt 
worden:  man  scheint  aber  dort  die  Sache  liegen  gelassen  zu 
haben,  bis  alle  übrigen  Tarife  fertig  gestellt  waren,  denn  erst 
lange  nach  dem  magdeburger  Tarif,  erst  am  25.  Mai  1770 
wurd<.^  der  halberstädter  vom  König  unterzeichnet.  Nach 
dem,  was  wir  bereits  von  dem  magdeburger  und  pommer- 
schen  Tarif  wissen,  kann  es  uns  nun  in  keiner  Weise  über- 
raschen, dass  auch  bei  der  Berathung  des  halberstädter  Tarife 
neue  Gesichtspunkte  oder  auch  nur  Gedanken  von  prinzipieller 
Bedeutung  nicht  zu  Tage  traten. 

Im  ganzen  hatte  der  Tarif-)  viel  Achnlichkeit  mit  dem 
magdeburger.  Wie  dieser  gab  er  in  der  Einleitung  eine  Ueber- 
sicht  über  die  verschiedenen  Akzisearten ,  nur  dass  derselben 
di<-  Klarheit  und  Bestimmtheit  fehlte,  durch  die  sich  die  ana- 
loge Auseinandersetzung  des  magdeburger  Tarifs  auszeichnete. 
Einige  uns  schon  aus  Magdeburg  bekannte  Abgaben,  wie  vor 
allem  die  Acker-  und  die  Forensensteuer,   treffen  wir  auch  in 


')  Akta  den   balberstäd tischen  Akzisetarif  betreffend.    BerUn,  Geh. 
Staatsarchiv. 

*-)  Novum  Corpus  Constitutionum  B.  4  S.  6791. 
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Halberstadt  wieder.  Die  Ackersteuer  war  in  den  einzelnen 
Städten  verschieden  hoch;  sie  schwankte  zwischen  1  Gr.  8  Pf. 
und  6  Gr.  3  Pf.  pro  Hufe^).  Ebenso  war  der  Betrag  der 
Forensensteuer  ein  wechselnder;  während  sie  im  allgemeinen 
11  Gr.  pro  Hufe  ausmachte,  sank  sie  in  einigen  Orten*)  auf 
10  Gr.  herunter,  stieg  in  anderen^)  bis  auf  12  Gr.  6  Pf.  empor. 

Als  der  Provinz  eigenthümliche  Steuern  erscheinen  eine 
Oartensteuer  und  eine  Viehsteuer.  Beide  gehören  ebenso  wie 
die  Acker-  und  die  Forensensteuer  zu  den  direkten  Abgaben. 
Bei  der  Gartensteuer  wurde  meist  unterschieden,  ob  das  zum 
Oartenbau  verwendete  Land  mit  Bäumen  oder  anderen  Pflan- 
zen bewachsen  sei;  im  ersteren  Fall  betrug  die  Abgabe  im 
allgemeinen  doppelt  soviel  als  im  letzteren. 

Die  Viehsteuer  ist  uns  schon  von  Preussen  her  bekannt; 
«ie  war  eine  Abgabe  von  dem  gehaltenen  Vieh ,  die  nach  der 
Stückzahl  entrichtet  wurde.  In  Bezug  auf  die  Viehsteuer 
waren  die  Städte  der  Provinz  in  drei  Klassen  getheilt,  wo 
dann  bei  jeder  derselben  die  Abgabe  verschieden  hoch  war. 
Es  zahlte  in  den  Städten  der 


ersten  Klasse^) 

zweiten  Klasse'^) 

1  dritten  Klasse«) 

Gr. 

Pf. 

Gr. 

Pf. 

Gr. 

1 

Pf. 

ein  Pferd 

8 

6 

—     1 

2 

, 

eine  Koh 

1 

6 

1 

6 

1 

6 

ein  Schaf 

1 

1 

■ 

1 

•eine  Ziege 

1 

1 

6 

1 

6 

Der  halberstädter  Tarif  im  allgemeinen  erscheint  gegen 
früher  wenig  verändert;  er  schliesst  sich  aufs  engste  an  den 
alten  Tarif  vom  29.  März  1751  an.  Hinsichtlich  der  Ver- 
brauchssteuern stimmt  er  durchaus  mit  dem  kurmärkischen 
überein.  Eine  Abweichung  findet  nur  insofern  statt,  als  in 
Halberstadt  die  Abgaben  fiir  Scharren-  und  Hausschlachten 
unterschieden  sind,  während  in  der  Kurmark  in  beiden  Fällen 
dieselbe  Steuer  erhoben  wird.  Hierdurch  erklärt  es  sich,  dass 
die  Akzise  £Ür  das  Scharrenschlachten  in  beiden  Provinzen 
gleich  war,  während  diejenige  für  das  Hausschlachten  in  der 

1)  1  Gr.  8  Pf.  in  Sachsa,  2  Gr.  6  Pf.  in  EUrich  und  Bleicherode, 
5  Gr.  in  Halberstadt,  Aschersleben,  Oschersleben,  Ermsleben,  Osterwieck, 
Horenborg.  Dardesheim  und  Derenburg.  6  Gr.  in  Groningen,  Wege- 
leben, Kochstedt^  Schwanebeck,  6  Gr.  3  Pf.  in  Kroppenstedt. 

s)  Ermsleben,  Wegeleben,  Kochstedt,  Derenburg. 

*)  Kroppenstedt,  Osterwieck,  Horenburg,  Dardesheim. 

*)  Wernigerode. 

*)  Halberstadt,  Aschersleben,  Oschersleben,  Ermsleben,  Groningen, 
Kroppenstedt,  Wegeleben,  Kochstedt,  Schwanebeck,  Bleicheroie,  Sachsa» 
Ellnch,  Derenburg,  Dardesheim. 

")  Osterwieck,  Horenburg. 


Kurmark    mehr  betrug   als   in  Halberstadt.     Es  varde  brän 
Hausschlacbten  gezahlt: 


für 

inHalbentadt 

Thlr. 

Qt.  \  Pf.  1 

Thlr. 

Qt. 

P£ 

einen  Ochsan 

20 

_ 
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Alle  übrigen  Abweichungen  des  hatberstMdter  TarifB  sind 
anbedeutend;  dazu  kommt,  dass  dort,  wo  der  halberstädter 
Tarif  andere  Sätze  zeigt,  als  der  kurrofirkische,  ersterer  mei- 
stens mit  dem  mBgdeburger  übereinstimmt.  Folgende  Ueber- 
sicht  der  wichtigeren  Differenzen  der  drei  Tarife  wird  dies 
beweisen.     Es  betrug  die  Steuer 
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4.    Scblnsswort. 

Wir  stehen  an  einem  naturgemässen  Abschnitt  unserer 
Betrachtungen :  mit  der  Fertigstellung  des  halberstädter  Tarifs 
ist  die  erste  Periode  der  Finanzpolitik  des  EOnigs,  deren  An- 
fang das  Deklaration  spaten  t  bezeichnet,  zu  Ende. 

Wenn  wir  tedighch  die  äusseren  Ergebnisse  ins  Auge 
fassen,  so  ist  das,  was  zu  Stande  gekommen,  gering  genug; 
ja  man  wird  von  diesem  Standpunkt  aus  geneigt  sein  zu 
sagen:  die  mit  grossen  Hoffnungen  in  Szene  gesetzte,  mit 
tönenden  Versprechungen  eröffnete  Steuerreform  verlief  kläg- 
lich im  Sande.  Ist  doch  ein  solches  Urtheil  scheinbar  nur  zu 
berechtigt.  Sind  doch  die  neuen  Tarife  im  wesentlichen  nichte 
anderes  als  ein  Abdruck  der  alten,  soweit  letztere  nicht  etwa 
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durch  Spezialgesetze  schon  früher  modiiizirt  waren ;  sind  doch 
die  einzigen  Veränderungen  von  grösserer  Bedeutung,  die  sich 
in  den  neuen  Tarifen  finden,  nur  ein  Abklatsch  der  Bestim- 
mungen des  Deklarationspatentes. 

Und  doch,  man  würae  den  Verhandlungen  von  1768  und 
1769  schwer  Unrecht  thun,  wenn  man  bei  diesem  absprechen- 
den Urtheil  sich  beruhigen  wollte.  Schon  über  die  positiven 
Bestimmungen  der  Tarife  selbst  darf  man  nicht  zu  gering 
denken.  Allein  darin,  dass  man  an  den  Bestimmungen  des 
Deklarationspatentes  festhielt,  liegt  ein  finanzieller  Fortschritt, 
der  durchaus  nicht  unterschätzt  werden  darf.  Man  darf  nicht 
vergessen,  dass  die  Massregeln  des  Patentes  zunächst  nur  einen 
provisorischen  Charakter  trugen,  dass  sie  erst  jetzt  durch 
Uebemahme  in  die  neuen  Tarife  eine  dauernde  Institution 
wurden.  Alle  die  bereits  früher  erwähnten  Vorzüge  wurden 
jetzt  eine  Errungenschaft  des  preussischen  Finanzsystems,  die 
fortan  nicht  wieder  rückgängig  gemacht  werden  konnte:  die 
Thatsache,  dass  hinsichtlich  der  wichtigsten  Verbrauchssteuern 
sieben  Provinzen  ein  einheitliches  Gebiet  bildeten,  war  nun- 
mehr unwiderruflich*).  Man  wird  nicht  zu  weit  gehen,  wenn 
man  behauptet,  durch  die  neuen  Tarife  war  die  Frage,  ob 
Preussen  in  wirthschafdicher  Beziehung  ein  Einheitsstaat  oder 
ein  Komplex  von  Provinzen  sein  sollte,  in  thesi  entschieden^), 
mochten  auch  fürerst  in  praxi  noch  so  viele  Artikel  in  den 
einzelnen  Provinzen  verschieden  hoch  besteuert  sein.  Liess 
sich  auch  vom  wirthschaftlichen  Standpunkte  aus  noch  soviel 
gegen  die  Anordnungen  des  Deklarationspatentes  sagen,  im- 
zweifelhaft  vertrat  die  Regie  den  Staatsgedanken,  wenn  sie 
an  diesen  Bestimmungen  festhielt  und  alle  Bestrebungen,  die 
früheren  provinziellen  Partikularbestimmungen  wieder  herzu- 
stellen, schroff  zurückwies. 

Aber  wenn  das  positive  Verdienst  der  neuen  Tarife  mit  dem 
Festhalten  an  dem  Deklarationspatent  im  wesentlichen  erschöpft 
ist,  so  ist  das  ideelle,  geistige  nicht  minder  hoch  zu  achten.  Es 
war  in  den  langwierigen  Verhandlungen  über  die  neuen  Tarife 
eine  geistige  Arbeit  zu  Tage  getreten,  die  allein  schon  durch 


1)  Die  Wichtigkeit  dieser  Entscheidnoff  wurde  auch  von  den  Be- 
theiligten  keineswegs  verkannt.  Die  Tarif kommission  betonte  in  ihrem 
^Vorschlag*'  über  oie  Neuregelung  der  Verbrauchsabgaben  aufs  schärfste, 
dass  es  „unumgänglich  nötnig^  sei,  „Prinzipia  so  auf  alle  Provinzien 
gehen,  festzusetzen^. 

*)  Dass  auch  froher  schon  materiell  viele  Gegenstände  in  allen 
Provinzen  gleich  besteuert  waren,  thut  nach  meiner  Ansicht  der  im  Text 
aufgestellten  Behauptung  keinen  Abbruch.  Denn  es  war  doch  etwas  sehr 
Verschiedenes,  ob  bei  einer  Reihe  von  Sachen  gewissermassen  zufällig 
die  Abeaben  in  verschiedenen  Landestheilen  dieselben  waren,  oder  od 
die  Eänneitlichkeit  der  Steuer  als  Prinzip  aufgestellt  wurde.  Ich  muss 
in  Bezug  hierauf  auf  dasjenige  zurückweisen,  was  ich  bei  Besprechung  des 
Deklarationspatentes  8.  189  f.  gesagt  habe. 
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ihre  Quantität  Bewunderung  einflössen  sollte:  die  neuen  Tarife 
sind  ein  Werk  von  so  ungeheurem  Umfang*),  dass  es  von 
einem  grossartigen  Fleiss  zeugt,  wenn  man  in  etwa  P/a  Jahr 
diese  Aufgabe  bewältigte.  Dazu  aber,  was  wichtiger  ist,  war 
in  diesen  Berathungen  solch  eine  Fülle  ganz  neuer  Gesichts- 
punkte  ans  Licht  getreten,  waren  Gedanken  von  höchster 
Bedeutung  aufgestellt  worden,  dass  man  wohl  sagen  kann, 
gerade  in  dem,  was  damals  praktisch  ohne  Folgen  blieb, 
steckte  das  eigentlich  Wichtige  dieser  Verhandlungen.  Gerade 
das  preussische  Beamt6nthum  hatte  in  glänzender  Weise  sein 
Verständnis  fllr  die  finanziellen  Fragen  bethätigt:  in  der 
Kommission  hatte  es  eine  klare  Einsicht  in  die  Forderungen, 
welche  die  Steuertechnik  und  Steuerverwaltung  an  die  Finanz- 
politik stellen,  bewiesen;  in  Bertram  hatte  es  einen  scharfen 
Einblick  in  die  Prinzipien  gezeigt,  die  sich  für  das  Steuer- 
system aus  den  allgemeinen  Postulaten  der  Wirthschafte-  und 
Sozialpolitik  ergaben.  Die  Regie  hatte  sich  freilich  sowohl 
in  wirthschaftlicner  wie  in  steuertechnischer  Hinsicht  ziemlich 
unfähig  oder,  gelinder  gesagt,  unfruchtbar  erwiesen;  dagegen 
bewegte  sie  sich  mit  ihrem  Bestreben  der  Gleichmacherei, 
ihrem  Hass  gegen  die  Steuerexemtionen ,  ihren  AngriflFen  auf 
die  Steuerfreiheit  des  platten  Landes  entschieden  in  der  Rich- 
tung, die  im  Staatsinteresse  lag. 

Gewiss,  dass  alle  diese  verschiedenen  Anregungen  und 
Oedanken  damals  ohne  jede  Folge  blieben;  aber  es  hiesse  sehr 
gering  von  der  Macht  geistiger  Ideen  denken,  wenn  man  nun 
in  dem  rein  negativen  Resultat  auch  ein  definitives  sehen 
wollte.  Die  damals  angeregten  Gedanken  konnten  in  Zukunft 
aus  der  Diskussion  nicht  mehr  verschwinden.  Das  wenigstens 
war  erreicht,  dass  einmal  die  ganze  Grundlage  des  preussi- 
schen  Steuersystems  einer  durchgreifenden  und  eingehenden 
Diskussion  unterzogen  war,  dass  man  sich,  freilich  manchmal 
halb  unbewusst,  Rechenschaft  gegeben  hatte,  wieweit  das 
historisch  Gewordene  mit  den  Forderungen  der  rationellen 
Theorie  im  Einklänge  sei.  Und  wahrlich,  theoretische  For- 
<lerungen  genug,  und  zwar  von  höchster  Bedeutung,  waren  in 
die  Debatte  geworfen  worden.  Der  König  hatte  Entlastung 
<ier  nothwendigen  Konsumtibilien,  schärfere  Besteuerung  der 
Luxussachen,  Klarheit  und  Einheitlichkeit  der  Abgaben  pro- 
klamirt;  Bertram  hatte  die  Prinzipien  der  allgemeinen  Steuer- 

Eflichtigkeit ,  des  Freihandels,  der  starken  Belegung  der  ent- 
ehrlichen Verbrauchsgegenstände  aufgestellt;  die  Kommission 
hatte  eine  durchgehende  Umgestaltung  der  Erhebung  im  Sinne 
des  Uebergangs  von  der  Fabrikat-  zur  Materialsteuer,  von  der 


')  Im  Novam  Corpus  Constitutionum  umfasst  der  magdeburger  Tarif 
277,  der  halberstädter  257,  der  kurmärkische  215,  der  pommersche  135, 
der  preussische  83  Spalten,  also  aUe  zusammen  fast  1000  Spalten. 
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Werth-  zur  Pauschalabgabe  verlangt;  die  Regie  endlich  hatt(% 
^war  nicht  offen  ausgesprochen,  aber  doch  thatsächlich ,  die 
Kluft  zwischen  Stadt  und  Land^  zwischen  Staatsunterthanen 
und  Eximirten  zu  beseitigen  gesucht.  Man  kann  wohl  sagen, 
alle  Probleme,  die  Jas  damalige  preussische  Steuersystem  dar- 
bot, waren  in  diesen  Berathungen  zwar  nicht  erschöpft,  aber 
doch  gestreift  worden. 

Bei  dem  ganzen  Charakter  des  grossen  Königs  ist  es  nun 
a  priori  klar,  dass  er  sich  bei  dem  damaligen  negativen  Er- 
geonis  nicht  auf  die  Dauer  beruhigen  konnte,  dass  er  viel- 
mehr in  immer  neuen  Anläufen  versuchen  würde,  das  einmal 
gesteckte  Ziel  zu  erreichen.  Und  so  ist  denn  in  der  That 
mit  den  Verhandlungen  der  Jahre  1768 — 70  die  Steuerrefonn 
nicht  erschöpft,  vielmehr  bilden  diese  Berathungen  nur  den 
ersten  Akt  der  Reform.  Schon  1772  nimmt  der  König  seine 
Bestrebungen  wieder  auf,  und  von  da  an  bis  zum  Jahre  1786 
linden  wir  mehrfache  Versuche,  dem  preussischen  Steuer- 
system eine  rationellere  Basis  zu  geben.  Bei  der  Schilderung 
dieser  Reformbestrebungen  wird  es  eine  Hauptaufgabe  sein 
müssen^  zu  zeigen,  wieweit  in  denselben  Ideen  zum  Vorschein 
kommen,  die  zuerst  bei  den  Verhandlungen  llber  die  neuen 
Tarife  angeregt  sind. 


Beilagpen 

quellenkritischen  Inhalts 


tabellarische    Uebersiehten. 


I. 

Die  Ceberllefernng  ttber  die  Einsetzung  der  Regie. 


Kein  anderer  Paukt  aus  der  Oeschichte  der  Regie  bietet  soviel 
Schwierigkeiten  und  Dunkelheiten,  wie  die  Einsetzung  jenes  Instituts. 
£s  liegt  dies  an  der  Mangelhaftigkeit  und  Lückenhaftigkeit  des  über- 
lieferten historischen  Materials.  Leider  scheinen  sich  Akten  über 
die  der  Errichtung  der  Regie  vorausgehenden  Verhandlungen  nicht 
erhalten  zu  haben  ^).  Wollten  wir  nun  —  wie  dies  sonst  bei  der 
Geschichte  Friedrichs  des  Grossen  in  vielen  Fällen  geschehen  kann 
oder  muss  —  uns  auf  die  originalen  Quellen  beschränken,  so  würden 
wir  bei  fast  allen  hier  in  Betracht  kommenden  Fragen  ein  non 
liquet  aussprechen  müssen ;  es  ist  daher  in  diesem  Falle  unumgäng- 
lich geboten,  auch  auf  Quellen  zweiten  und  dritten  Ranges  zurück- 
zugreifen. Letztere  sind  nun  theils  von  so  zweifelhafter  Glaub- 
würdigkeit, thcils  widersprechen  sie  einander  so  sehr,  dass,  wenn 
man  bei  der  Yerwerthung  ihrer  Angaben  der  Gefahr  entgehen  will, 
grobe  Fehler  zu  machen,  eine  zusammenhängende  Quellenkritik  un- 
umgänglich nothwendig     erscheint. 

Es  sind  im  wesentlichen  fünf  Quellen,  die  in  Betracht  kommen : 
die  Angaben  Friedrichs  des  Grossen  selbst,  de  Launays,  Beguelins, 
Zimmermanns  und  der  freimüthigen  Anmerkungen  Nicolais.  Hierzu 
gehören  dann  noch  einige  Notizen,  die  sich  bei  Mirabeau  finden. 
Freilich  würde  alles  dies  noch  nicht  hinreichen,  um  uns  ein  richtige» 
und  vollständiges  Bild  von  den  Vorgängen  bei  der  Einrichtung  der 
Regie  zu  verscliaffen,  wenn  wir  nicht  noch  eine  Reihe  von  Kabinetts- 
ordem  aus  jener  Zeit  besässen;  da  indess  letztere  als  unmittelbare 
Reste  des  historischen  Aktes  selbst  von  zweifelloser  Glaubwürdigkeit 
sind;  so  kann  hier,  bei  der  kritischen  Erörterung,  im  allgemeinen 
von  ihnen  abgesehen  werden,  indem  sie  nur  da  heranzuziehen  sind^ 
wo  sie  die  Angaben  jener  anderen  Quellen  entweder  bestätigen  oder 
verwerfen.  Es  wird  sich  also  hier  wesentlich  nur  um  eine  Be- 
trachtung der  fünf  namhaft  gemachten  Berichte  handeln. 


')  Wenigstens  wurden  meine  wiederholten  Anfragen  nach  derartige» 
Akten  im  Geh.  Staatsarchiv  zu  Berlin  stets  verneinend  beantwortet. 
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Nun  gilt  es  sonst  als  eioer  der  ersten  Grundsätze  der  historiBchen 
Kritik,  dasa  man  sich  vor  allem  auf  die  Berichte  von  Aogenzeagen 
stützt,  zumal  wenn  dieselben  in  der  Lage  waren,  die  geschichtlichen 
Vorgänge  richtig  aufzufassen  nnd  wiederzugeben.  D»  ist  es  nun 
gleich  merkwürdig,  dass  man  in  unserem  Falle  von  diesem  Prinzip 
abgewichen  ist:  man  hat  im  allgemeinen  weder  das,  was  sich  ans 
den  Angahen  Friedrichs  IL,  noch  was  sich  aus  denen  de  Lannsys 
ei^ebt,  fUr  die  historische  Darstellnng  benutzt.  Und  doch  waren 
jene  beiden  an  dem  Akte,  am  dessen  Fesletellang  es  sich  handelt, 
so  nahe  betheiligt  wie  kein  anderer.  Lag  nun  in  der  That  Grund 
zn  einem  so  weitgehenden  Skeptizismus  vor,  um  ihre  Angahen  so 
gut  wie  ganz  zuignoriren?  Wenden  wir  ans,  um  diese  Frage  beant- 
worten zu  können,  sofort  zur  Betrachtung  jener  Quellen  selbst, 

Friedrich  der  Grosse  sagt,  nachdem  er  die  wirthschaftliche  Noth 
des  Landes  nach  dem  Ausgange  des  Weltkrieges  geschildert,  folgen- 
des'): ,llm  das  Mittel  zu  finden  all  den  ansserordentlichen  Be- 
dürfnissen zu  genügen,  musste  man  neue  Hilfsquellen  ersinnen.  Die 
Einkünfte  aus  der  Akzise  und  den  Zöllen  wurden  nicht  sorgsam  ver- 
waltet, weil  es  an  der  Beanfsichtigung  der  Beamten  fehlte ;  weil  die, 
welche  die  Leitung  dieses  Zweiges  der  Verwaltung  gehabt  battoi, 
während  des  Krieges  gestorben  waren,  sah  sich  der  König,  in  seinem 
Bestreben,  diesen  wichtigen  Theil  der  Staatseinkünfte  solide  einzu- 
richten, gezwungen  seine  Zuflucht  zu  Ausländem  zu  nehmen :  in 
dieser  Absicht  nahm  er  einige  Franzosen  in  seinen  Dienst,  die  seit 
langer  Zeit  diese  Sache  genau  verstanden.  Man  richtete  nicht  eine 
Generalpacht  ein,  sondern  eine  Regie,  weil  man  auf  diese  Weise  am 
besten  die  Beamten  hindern  konnte,  das  Volk  zu  drilcken;  während 
man  in  Frankreich  nnr  allzuviel  Missbräucbe  wahrnimmt').' 

Was  ergiebt  sich  ans  diesen  Worten?  Es  wird  hier  scharf 
unterschieden  zwischen  dem  Materiellen,  der  Einführung  neuer 
Steuern,  nnd  dem  Formellen,  der  Errichtung  der  Begie.  Ersteres 
wird  zurUckgefUlirt  auf  die  wirthschaftliche  Notblage,  das  zweite  auf 
den  Tod  der  fähigen  Beamten.  £s  tritt  hier  sofort  ein  scharfer 
G^ensatz  zu  Tage  gegen  die  landläufige  Anschauang:  nach  der 
Darslellnng  des  Königs  hat  die  Einfühning  der  Regie  nicht  zum 
Zweck  eine  Erhöhung  der  Einnahmen  —  wenn  letzteres   anch  that- 


')  Oeuvrea  VI  77. 

")  Pour  troQvoi  le  moyen  de  suffire  k  tant  de  besoina  eitcaordi- 
naires,  il  fallut  imaginer  de  nouvelles  ressources  ....  Lea  revenus  des 
p^ages  et  des  accisRcs  n'^taient  paa  eiactement  adminUtr^,  ä  cause  quo 
lea  commis  manquaient  de  surveillants;  afin  d'ftablir  sur  un  pied  solide 
cette  partie  importante  des  revenus  de  la  couronne,  et  comme  ceui  qui 
avaient  6ti  ä  la  töte  de  cette  branche  d'adminiatration  ^t^ent  morti 
pendant  la  guerre,  le  Koi  bc  trouva  obligii  d'avoir  recoura  k  des 
<'trHngers;  dans  cette  Intention  il  jirit  k  aon  Service  quelques  fVancaia  rou- 
tines  de  lonj^ue  main  k  Celle  partie.  On  n'ctablit  point  des  baui  il  forfail, 
mais  une  regle,  comme  le  parti  le  plus  convenable,  moyennant  lequel  on 
piiuviiit  empecher  les  commis  de  fouler  les  peuples,  unsi  qu'on  ne  voit  que 
Irop  de  pareils  abue  en  France. 
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sächlich  eintritt,  so  ist  es  doch  nicht  Ziel,  sondern  begleitender 
Nebennmstand  — :  die  Einahmevermehrong  soll  durch  andere  Mittel 
erreicht  werden,  durch  'Ersinnen  von  neuen  Hilfsquellen'.  Die  Regie 
dagegen  soll  dazu  dienen,  bessere  Ordnung  in  die  Verwaltung  zu 
bringen.  Es  ist  also  hiemach  die  Einführung  der  Regie  nicht  ein 
finanzpolitischer,  sondern  ein  administrativer  Akt,  nicht  eine  Mass- 
regel gegen  die  steuerzahlenden  Unterthanen,  sondern  ein  Schlag 
gegen  das  preussische  Beamtenthum. 

Weiter  wird  hervorgehoben  der  Gegensatz  von  Regie  und 
Stenerverpachtung.  Es  bleibt  etwas  auffallend,  weshalb  der  König 
hier  auf  diesen  Unterschied  zu  sprechen  kommt.  Hatte  denn  je  in 
Preussen  Verpachtung  bestanden  oder  hatte  man  je  an  die  Ein- 
führung derselben  gedacht?  Erst  unter  Annahme  einer  dieser  beiden 
Voraussetzungen  würden  die  Worte  des  Königs  eine  richtige  Be- 
ziehung erhalten.  Es  scheint  also  fast  hier  eine  Andeutung  vorzu- 
liegen, als  ob  bei  der  Einrichtung  der  Regie  auch  die  Frage  der 
Verpachtung  eine  Rolle  gespielt  hätte. 

Welchen  Werth  haben  nun  diese  Angaben?  Es  ist  bekannt, 
dass  die  historischen  Schriften  Friedrichs  in  seltener  Weise  glaub- 
würdig sind,  dass  er  namentlich  alles,  was  ihn  selbst  betrifft,  mit 
schonungsloser  Offenheit  auseinander  setzt.  Sollte  man  nun  annehmen 
müssen,  dass  in  unserem  Falle,  subjektiv  oder  objektiv,  diese  Glaub- 
würdigkeit fehlte?  Ich  stehe  nicht  an,  diese  Frage  mit  einem  ab- 
soluten Nein  zu  beantworten. 

Zunächst  war  der  König,  wie  jeder  zugestehen  muss,  in  der 
Lage  zu  wissen,  weshalb  er  die  Regie  eingeführt  hatte.  Er  schrieb 
jene  Zeilen  zwar  nicht  gleichzeitig,  aber  auch  nicht  so  lange  nach 
den  Ereignissen,  dass  er  sich  nicht  mehr  der  Ideen  erinnern  sollte, 
die  für  ihn  bestimmend  gewesen  waren.  Es  war  möglich,  dass  ihn 
sein  Gedächtnis  über  das  eine  oder  andere  Detail  falsch  berichtete, 
aber  es  ist  nicht  denkbar,  dass  es  ihn  über  das  bei  der  Einführung 
der  Regie  massgebende  Motiv  täuschte. 

Hatte  er  aber  Veranlassung  für  jene  Massregel  einen  anderen 
Grund  anzugeben  als  den,  der  ihn  thatsächlich  geleitet  hatte?  Seine 
Worte  enthalten  einen  so  schweren  Vorwurf  gegen  das  preussische 
Beamtenthum,  dass  er  denselben  sicher  nicht  ausgesprochen  hätte, 
wenn  es  zu  vermeiden  war.  Er  giebt  mit  der  grössten  Offenheit  an 
eben  jener  Stelle  zu,  dass  er  nach  dem  Kriege  seine  Einkünfte 
steigern  wollte:  da  würde  er  es  sicher  nicht  verschwiegen  haben, 
wenn  eben  jenes  auch  der  Zweck  der  Errichtung  der  Regie  ge- 
wesen wäre. 

Mit  einem  Wort:  der  König  rausste  selbst  am  besten  wissen, 
weshalb  er  die  Regie  einführte;  er  hatte  keinen  Grund  sein  wahres 
Motiv  zu  verschleiern.  Gleichviel,  ob  später  die  praktische  Wirk- 
samkeit der  Regie  allein  den  von  dem  König  angegebenen  Zweck 
erfüllt,  oder  ob  hier  andere  Seiten  als  wichtiger  erscheinen:  bei 
der  Darlegung  der  für  die  Einführung  massgebenden  Motive  darf 
und  muss  man  sich  allein  auf  die  Erzählung  des  Königs  stützen. 
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Viel  komplizirter  liegt  die  Sacbe  bä  den  Angaben  dee  zweiten 
der  an  dem  Vorgang  munittelbar  Betheiligten,  de  lännays.  Man 
kann  weder  wie  bei  Friedrich  sagen,  dass  er  die  Vorginge  absolut 
richtig  darzostellen  im  Stande  war,  noch  dass  er  die  volle  Wahrheit 
schreiben  wollte.  Einmal  atammen  seine  Broschflren  ana  einer  be- 
deutend späteren  Zeit  als  die  DarBtetltug  Friedrichs:  de  sind  erst 
1786  geschrieben,  so  dass  schon  allein  deshalb  die  Ungenanig^eit 
der  Erinnerung  eine  weit  stärkere  sein  moss  als  dort.  Femer  hat 
er  jene  Werke  verfasst  erst  nach  seiner  Snspenaion,  respektiTe  nach 
seiner  Abreise  aus  Berlin,  es  waren  ihm  vorher  alle  Akten  und 
Staatspapiere  weggenommen  worden :  er  war  also  angewiesen  auf 
seine  Erinnerung  oder  anf  private  Notizen,  während  ihm  öfltotliches 
Material  nicht  zur  VerfQgong  slAnd ;  weit  entfernt  also  ein  offizielles 
oder  offiziöses  Werk  zu  sein,  bekommen  seine  Aufeeichnungen  hier- 
durch einen  rein  memoirenhaften  Charakter,  Was  aber  weit  schlimmer 
ist,  es  war  ihm  nicht  zu  thnn  imi  eine  objektive  Geschichte  der 
Regie,  sondern  nm  eine  Vertheid^ung  seiner  FersOntichkdt  gegen 
erhobene  Angriffe.  Es  erscheinen  dadurch  seine  BroechOren  als 
Tendenzschrifien  im  vollsten  Sinne  des  Wortes. 

Man  sollte  nnn  nach  all  dem  Gesagten  vermnthen ,  dass  der 
hitsorischo  Werth  seiner  Nachrichten  ein  sehr  geringer  sei;  nnd  in 
der  That  hat  die  historische  Kritik  bisher  so  gut  wie  ansnalunslos 
so  genrtheilt.  Bei  genauerer  Prüfung  indessen  ergiebt  räch  ein 
anderes  Kesnltat.  Trotz  aller  jener  Gründe,  die  gegen  sräne  Glanb- 
wtlrdigkeit  sprechen,  erweist  de  Launay  sich  im  ganzen  wohlunter- 
richtet and  glaubhaft.  Es  zeigt  sich,  wie  so  häufig,  dass  ee  atwolut 
unrichtig  ist,  wenn  man  den  Werth  einer  Quelle  —  wie  dies  heut- 
zutage in  der  historischen  Kritik  nur  zu  beliebt  ist  —  auf  Grund 
allgemeiner  schablonenhafter  Erwägungen  negirt  zu  haben  glaubt. 
Es  trifft  alles  zu;  de  Lannay  ist  tendenziös,  verfllgt  nicht  Ober 
gleichzeitiges  Material;  aber  trotzdem  muss  er,  solange  bis  neue, 
l)essere  Quellen  auftauchen,  die  Grundlage  bilden  für  die  Darstellung 
der  Errichtung  der  Regie.  Ich  hoffe,  die  folgenden  Betrachtungen 
sollen  dies  für  jedennann  beweisen. 

Zwei  Schriften  sind  es,  in  denen  de  Launay  seine  Vertheidigong 
niedergelegt  hat :  das  Compte  rendu  *)  und  die  Joetification  du 
Systeme  d'^conomie  politiqae  et  financiäre  de  Fräd^ric  11..  Die  uns 
hier  interessirenden  Angaben  linden  sich  so  gut  wie  ausschliesslich 
in  dem  letzteren  Werk ;  um  jedoch  ein  richtiges  Urtheil  über  de 
Launays  GlaabwUrdigkeil  zu  gewinnen,  ist  es  uoerlAsslich  auch  auf 
das  Compte  rendu  mit  einigen  Worten  einzugehen.  Wie  bekannt, 
hat  dasselbe  eine  doppelte  Beantwortung  gefunden,  einmal  durch  das 
von  Werder,  Köpken  und  Beyer  verfaaste  Examen  du  compte  rendn  ^), 
sodann  durch  die  Ausführungen  Jlirabeaus  in  der  Monarchie  prus- 
sicnne^).      Fasst  man  nun  diese  Schriften  ins  Auge,  so  muss  über- 

')  Mirafaeau,  .Monarchie  prussienne  IV,  !:i.  25S. 
']  .Vlirabeau,  Monarchie  pruaeienne  IV,  S.  293  ff. 

"1  IV,  S.  145  tr. 
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raschen,  wie  wenig  gegen  die  thatsächlichen  Angaben  de  Laanays 
vorgebracht  wird:  eigentlich  sind  es  nur  ein  paar  von  de  Laonay 
angegebene  Zahlen,  die  bestritten  werden;  im  übrigen  wendet  äich 
die  Polemik  nnr  gegen  die  Gruppirung,  welche  de  Laonay  mit  den 
Fakten  vorgenommen,  ge^en  die  Anslegnng,  welche  er  ihnen  giebt, 
gegen  die  Schlüsse,  welche  er  ans  ihnen  zieht.  Nun  muss  man  be- 
denken, dass  die  de  Laonay  angreifenden  Schriften,  vor  allem  das 
Examen,  aof  Grond  amtlichen  Materials  verfasst  waren.  Bei  dieser 
Sachlage  moss  der  Werth  der  de  Laonayschen  Nachrichten  für  den 
anbefangenen  Kritiker  wesentlich  steigen.  Gewiss  dass  er  damit 
noch  nicht  eine  Qoelle  ersten  Ranges  von  onbestrittener  Objektivität 
wird:  aber  eines  scheint  doch  festzostehen :  im  grossen  und  ganzen 
war  selbst  die  offizielle  Publizistik  nicht  im  Stande,  die  faktischen 
Angaben  de  Laonays  zu  widerlegen.  Folgt  hieraus  nicht  mit  logischer 
Nothwendigkeit,  dass  jene  Angaben  richtig  sind?  Wohlverstanden, 
es  wird  hierdorch  die  Tendenziösität  der  de  Launavschen  Schriften 
nicht  bestritten,  es  wird  nur  dieselbe  auf  einen  bestimmten  Umfang 
beschränkt:  sie  zeigt  sich  in  der  Auswahl  der  Angaben,  in  der 
Groppirung  derselben,  in  ihrer  Auslegung,  nicht  aber  besteht  sie  in 
Entstellung  der  Fakta.  Zweifellos,  dass  de  Laonay  nicht  alles  ge- 
sagt hat,  was  er  wusste,  dass  er  verschwieg,  was  ihn  oder  sein 
System  in  schlechtem  Lichte  erscheinen  Hess ;  ebenso  zweifellos,  dass 
er  die  Thatsachen  so  zusammenstellte,  dass  lediglich  die  Licht-, 
nicht  auch  die  Schattenseiten  seiner  Thätigkeit  hervortraten;  unbe- 
streitbar femer,  dass  er  öfter  in  die  Dinge  etwas  völlig  anderes 
hineinlegt,  als  wirklich  in  ihnen  enthalten  ist,  dass  er  ^us  ihnen 
Folgerungen  macht,  die  sich  bei  näherem  Zusehen  als  grobe  Fehl- 
schlüsse erweisen;  aber  ebenso  unbestreitbar  ist,  wie  wir  dargethan 
zu  haben  glauben,  dass  die  lediglich  faktischen  Angaben  bei  ihm 
subjektiv  richtig  sind,  dass  er  mit  ihnen  die  Wahrheit  sagen  wollte. 
Die  praktischen  Konsequenzen  aus  dem  Gesagten  für  die  historische 
Kritik  springen  in  die  Augen.  Man  darf  nicht  das  von  ihm  ge- 
gebene Bild  für  ein  vollständiges  halten,  wird  vielmehr  von  vorn- 
herein annehmen  müssen,  dass  wichtige  Züge  ganz  fehlen ;  man  muss 
von  der  von  ihm  beliebten  Zusammenstellung  der  Fakta  vollständig 
absehen;  ebenso  kann  man  die  Schlüsse,  die  er  aus  den  Thatsachen 
zieht,  einfach  ignoriren,  während  man  die  Auslegung,  die  er  den 
Geschehnissen  giebt,  mit  dem  grössten  Misstrauen  betrachten  muss: 
dagegen  hat  man  seine  faktischen  Angaben  im  wesentlichen  anzu- 
nehmen und  hat  bei  ihnen  nur  noch  zu  fragen:  wie  weit  konnte 
er  die  Wahrheit  sagen?  d.  h.  wie  weit  war  er  dazu  vermöge  seiner 
Erinnerung  oder  schriftlichen  Materials  im  Stande?  An  Stelle  einer 
blos  negativen  äusseren,  lediglich  von  dem  Begriff  der  Tendenziösität 
ausgehenden  Kritik  tritt  somit  eine  positive  innere,  die  wohl  im 
Stande  ist,  das  Glaubwürdige  aus  dem  Tendenziösen  auszuscheiden. 
Durch  diese  Betrachtung  des  Compte  rendu  haben  wir  nun  feste 
Regeln  gewonnen,  von  denen  aus  wir  die  Nachrichten  der  Justification 
prüfen  können.  Dieselbe  enthält  zunächst  höchst  interessante  Angaben 
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Aber  die  VorgeBchicbte  der  BagiB.  De  Laonaf  erzählt  folgendes. 
Er  habe  den  KQnig  zuerst  gesprochen  am  15.  Jannar  1766*);  jener 
habe  ihm  aosser  der  Akzise  ond  den  Zöllen  noch  die  Tabak-, 
Salz-,  Stempel-  und  HolzTerwaltnng  angeboten,  er  aber  habe  dieaes 
alles  abgelehnt.  Ferner  habe  der  König  beabsichtigt,  die  Akzise 
and  die  Zölle  zn  verpachten,  gegen  eine  Pachtsonune,  die  um 
300  000  Thlr.  die  Einnahmen  des  Jahres  1764  übertraf;  de  Laanaf 
habe  hiervon  abgerathen,  habe  eine  Hegie  vorgeschlagen,  und  habe 
femer  die  Einnahmen  von  1765,  welche  nm  1  Million  hfiher  waren 
als  die  von  1764,  zo  Grunde  legen  wollen.  Der  Kön^  habe  zwei 
Kontrakte  onterzeichnet,  einen  eigenhändigen  vom  15.  HArz  1766 
und  einen  vom  14  Juli  1766^);  dieselben  hätten  äcb  dadurch  von 
einander  nnterschieden,  dass  einmal  in  dem  erBten  Kontrakt«  als 
Fixation  die  Einnahmen  des  Jahres  1764,  in  dem  zweiten  die  v(m 
1765  gewählt  seien;  sodann  dass  nach  dem  ereten  Eontrakte  die 
Regissenre  eine  Tantieme  von  35  "/o  von  dem,  was  Ober  die  Fixation 
hinaus  einkam,  hätten  erhalten  sollen;  nach  dem  zweiten  nur  eine 
solche  von  5  "lo. 

Ich  bin  gene^,  alle  diese  Angaben  als  glaubwürdig  zu  be- 
zeichnen. Zunächst  sprechen  hierfür  innere  Gründe.  Es  sind  alles 
Thatsachen,  die  de  Lannay  wissen  mnsste,  deren  er  sich  auch  noch 
nach  21  Jahren  erinnern  mosste:  es  ist  absolut  undenkbar,  dass  die 
Punkte,  nm  welche  sieb  die  Vorverbandlnngen  des  Jahres  1766  ge- 
dreht hatten,  Je  seinem  Gedächtnis  entscbwanden.  Fragen  wie  die: 
ob  Verpachtung  oder  Verwaltung,  ob  das  Jahr  1764  oder  1765  als 
Fixation, .ob  eine  Tantieme  von  25  oder  5  *'/o,  waren  so  vriebtig, 
dass  hier  ein  Gedächtnisfehler  anbedingt  ausgeschlossen  ist.  Die 
Annahme  aber,  de  I^unay  babe  alles  dies  einfach  erfunden,  ist — ganz 
abgesehen  davon,  dass  es  wahrhaft  ungeheuerlich  ist  zn  meinen, 
er  habe  jenen  eigenhändigen  Kontrakt  völlig  erdichtet  —  nach 
unseren  obigen  AasfUhmngen  unstatthaft.  Alles  spricht  mithin  für 
die  innere  Glaubwürdigkeit  von  de  Launays  Erzählung. 

Allein  dieselbe  wird  auch  in  sehr  erwünschter  Weise  durch  ein 
äUBfieres  Zeugnis  bestätigt.  De  Launa;  theilt  in  seinem  Bericht 
die  Artikel  10  nnd  11  des  zweiten  Kontraktes  mit.  Dieselben 
stimmen  nun  durchaus  Uberein  mit  den  Artikeln  10  und  11  des 
von  Begoelin^)  veröffentlichten  Auszuges  aus  jenem  Eontrakte.  Es 
folgt  hieraus :  de  Laanay  hatte,  als  er  die  Justihcation  schrieb,  eine 
Kopie  des  Kontraktes  vom  Juli  1766  vor  sich.  Erscheint  da  die 
Angabe  gewagt,  dass  ihm  auch  jener  erste  Kontrakt  vom  März  vor- 
lag,   dass   er  auch  hier  nicht  allein  aus  der  Erinnerung  schrieb  ^)':' 


')  S.  10. 

')  S.  16. 

")  S.  135. 

*)  Als  weiteren  Bewei?  eeiner  Glaubwürdigkeit  mächte  ich  noch 
folgendes  anfüliren.  Bereits  durch  die  Worte  des  Königs  selbst  drängte 
sieb  una  die  Vcrtiiuthung  auf,  es  m'jcbte  iiei  der  Emi-btUiig  der  Kegio 
die  Frage  der  Verpachtung  eine  Holle  gespielt  haben.  Wir  werden  jetzt 
sagen,    erst   durch    die   Angaben    de   L^UDaya    ertialten  jene    Worte  die 
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Sei  dem,  wie  ihm  wolle,  jedenfalls  ist  an  seinen  Nachrichten 
einstweilen  festzuhalten,  und  dieselben  mttssen  die  Grundlage  für  die 
Geschichte  der  Vorverhandlungen  bilden^). 

Von  den  sonstigen  Angaben  der  Justiücation  kommt  für  die 
Einrichtung  der  Begie  nur  noch  die  Behauptung  in  Betracht,  es 
seien  nie  mehr  als  200  Franzosen  in  Preussen  gewesen;  von  diesen 
sei  die  Hälfte  sofort  zurückgeschickt  und  höchstens  100  seien  als 
Beamte  angestellt,  von  ihnen  "^Is  in  den  niedrigen  Posten.  Alle 
h&tten  deutsch  gesprochen,  alles  sei  deutsch  und  französisch  ge- 
druckt'). 

Hier  hat  de  Launay  offenbar  nur  aus  dem  Gedächtnis  erzählt, 
denn  die  Listen  der  Beamten  waren  ihm  sicher  nicht  mehr  zugäng- 
lich. Schon  deshalb  werden  wir  auf  seine  Zahlenangaben  kein 
grosses  Gewicht  legen  dürfen.  Nach  ihm  wären  also  nur  12 — 13 
Franzosen  in  höheren  Stellungen  beschäftigt  gewesen.  Nun  aber 
kennen  wir  allein  11  französische  Provinzialdirektoren^);  zu  den 
höheren  Posten  aber  zählten  doch  auch  die  Korrespondenzdirektoren, 
Generalkontrolleure  u.  s.  w.  Man  sieht,  es  ist  ihm  hier  nicht  zu 
weit  zu  trauen.  Dagegen  soll  auch  hier  die  bona  fides  nicht  ge- 
leugnet werden :  wir  wissen,  dass  er  selbst  manchmal  lieber  deutsche 
Beamte  wollte  als  französische^);  da  mag  er  später  die  Zahl  der 
Franzosen  geringer  taxirt  haben  als  sie  wirklich  war.  Ebenso  wird 
daran  festzuhalten  sein,  dass  er  viele  Franzosen  wieder  zurück- 
geschickt hat  —  wissen  wir  doch  thatsächlich,  dass  er  in  einzelnen 
Fällen  angekommene  Franzosen  als  unbrauchbar  zurückwies  — ,  da- 
gegen ist  nicht  gesagt,  dass  das  gerade  die  Hälfte  war:  letzteres 
ist  einfach  eine  Erinnerungsangabe,  bei  der  leicht  ein  Gedächtnis- 
fehler vorgekommen  sein  kann.  Ebenso  ist  seine  Notiz,  dass  die 
Beamten  deutsch  verstanden,  sicher  im  allgemeinen  richtig,  denn 
dies  lag  zu  sehr  im  Interesse  der  Sache,  wodurch  freilich  nicht  aus- 
geschlossen ist,  dass  einzelne  Ausnahmen  vorkamen.  Man  sieht, 
dass  hier  seine  Angaben  wohl  im  allgemeinen  zutreffen,  dass  man 
sich  aber  hüten  muss,  zu  grossen  Werth  auf  das  Detail  zu  legen. 

Wurde  der  Boden,  auf  dem  wir  uns  bewegen,  zusehends 
schwankender,  als  wir  von  Friedrich  U.  zu  de  Launay  übergingen, 
so  wird  der  Grund  bei  weiterem  Vorrücken  immer  unsicherer.  Wir 
koDunen   zu  Beguelin,    dessen   Angaben   bisher   die  Grundlage   aller 


ürüher  vennisste  Beziehung;  eben  dadurch  aber,  dass  sich  die  Notizen 
Friedrichs  und  die  de  Launays  so  gut  gegenseitig  ergänzen,  müssen  beide 
an  Glaubwürdigkeit  gewinnen. 

1)  Es  freut  mich  koustatiren  zu  können,  dass  auch  Keimann,  Neuere 
Geschichte  Preussens  S.  141  wenigstens  theilweise  die  Angaben  de  Launavs 
annimmt,  indem  er  sagt,  dass  Friedrich  ursprünglich  Verpachtung  beab- 
sichtigte; dagegen  hat  er  die  Nachricht  von  dem  doppelten  Kontrakte 
mcht  angenommen:  ob  er  sie  für  unwahr  hielt,  oder  was  ihn  sonst 
bewog,  sie  zu  übergehen,  sagt  er  nicht. 

^)  S.  77. 

»)  BegueUn  S.  120. 

*)  Preuss  Urkbch.  III  S.  15. 
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Erzählungen  über  die  Regie  gebildet  haben.  Sein  Bericht  ist  im 
^wesentlichen  folgender:  Friedrich  habe  von  dem  Generaldirektorhim 
eine  Yermehrung  der  Einnahmen  um  2000000  Thlr.  verlangt; 
darauf  habe  der  Vizepräsident  jenes  Kollegiums,  von  Massow,  am 
10.  Juni  1765  erklärt,  das  Land  sei  durch  den  Krieg  zu  sehr  er- 
schöpft, als  dass  man  an  eine  Erhöhung  der  Abgaben  denken  könne  ^). 
Darauf  habe  sich  der  König  Franzosen  kommen  lassen,  und  zwar 
seien  500  erschienen^).  Bei  der  Einrichtung  der  Regie  hätten  die 
Regisseure  eine  Menge  Vorschüsse  machen  mtlssen.  Als  hier  der 
König  Geld  brauchte,  hätte  ihm  de  Lattre  sein  Vermögen  angebet^, 
unter  der  Bedingung,  dass  er  die  Stelle  eines  Regisseurs  bekomme. 
Friedrich  sei  hierauf  eingegangen  und  habe  dann  die  Grelegenheit,  als 
der  Regisseur  de  Crecy  gestorben  sei,  benutzt,  um  dessen  Stelle  an 
de  Lattre  zu  geben.  Da  die  übrigen  Regisseure  beabsichtigt  hätten, 
de  Crecys  Gehalt  unter  sich  zu  theilen,  so  hätten  sie  nun  de  Lattre 
mit  wenig  günstigen  Augen  angesehen,  und  es  habe  stets  zwischen 
diesem  und  ihnen  unauslöschlicher  Groll  geherrscht®).  Bald  sd  «s 
zwischen  Candy  und  de  Lattre  zum  offenen  Bruch  gekommen;  ein 
Duell  ohne  Sekundanten  sei  die  Folge  gewesen;  in  ihm  sei  Candy 
gefallen.  De  Lattre  sei  geflüchtet,  bald  aber  habe  ihm  der  König 
verziehen  und  ihm  sogar  seine  Stelle  wieder  gegeben*). 

Um  ein  Urtheil  über  die  Einzelheiten  dieses  Berichtes  abgeben 
zu  können,  wird  es  zunächst  nöthig  sein,  sich  den  allgemeinen  Stand- 
punkt Beguelins  klar  zu  machen.  Beguelin  theilt  im  ganzen  die 
Anschauungen,  die  im  Anfang  der  Regierung  Friedrich  Wilhelms  U. 
in  den  leitenden  Kreisen  massgebend  waren.  Er  ist  ein  Gegner  der 
Regie,  aber  kein  Fanatiker.  Bei  aller  sachlichen  Opposition  gegen 
de  Launay  erkennt  er  dessen  persönliche  Integrität  im  wesentlichen 
an  ^).  Hieraus  folgt,  dass  es  ihm  nicht  darum  zu  thun  gewesen  sein 
kann,  allen  möglichen  sclilechten  Klatsch  über  die  Regie  wiederzu- 
geben, in  dem  Bestreben,  jenes  Institut  herabzusetzen;  sondern  dass 
er  die  Tradition  hat,  die  in  den  Kreisen,  in  denen  er  sich  bewegte, 
über  die  Einrichtung  der  Regie  wirklich  bestand.  Was  sind  dies 
nun  für  Kreise?  Einfach  die  des  preussischen  Beamtenthums.  Ihm 
gehört  Beguelin  durch  seine  Stellung  an;  seine  theoretischen  Ueber- 
zeugungen  stimmen  genau  mit  den  Gedanken  überein,  die  in  der 
Zeit  Friedrichs  im  Beamtenthum  herrschend  waren*).  Mit  einem 
Wort :  die  Darstellung  Beguelins  repräsentirt  die  Tradition  des 
preussischen  Beamtenthums  über  die  Errichtung  der  Regie. 

Hieraus  ergiebt  sich  die  Stärke  und  zugleich  die  Schwäche 
seiner  Erzählung.     Er  ist  gut  unterrichtet,  soweit  das  Beamtenthum 


*)  Historißch -kritische   Darstellung  der    Akzise-  und  ZollverfassuD£c. 
8.  111. 

2)  eb.  S.  138. 

8)  eb.  S.  122. 

*)  eb.  S.  141. 

'')  eb.  S.  162  ff. 

**)  Man   lese  insbesondere  sein  Urtheil  über  die  Hiersteucr,    S.  167. 
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in  jene  Vorgänge  eingeweiht  war;  ihm  ist  nie  zu  trauen  bei  solchen 
Dingen,  die  das  Beamtenthnm  nicht  wissen  konnte.  Gewiss  zunächst, 
dass  er  nicht  rein  aas  dem  Gedächtnis  arbeitete,  sondern  dass  ihm 
aach  amtliche  Dokumente  zu  Gebote  standen:  so  theilt  er  z.  B. 
einen  Auszug  mit  aus  dem  Kontrakt  vom  14.  Juli  1766^),  so  giebt 
er  ein  Verzeichnis  der  Provinzialdirektoren  ^),  so  kennt  er  ein 
Schreiben  Horsts^),  sowie  eine  Kabinettsorder  des  Königs  vom  8.  Mai 
1766*).  Es  scheint  fast,  als  wäre  ihm  das  Archiv  des  General- 
direktoriums zugänglich  gewesen.  Wir  können  deshalb  über  seine 
Nachrichten  nicht  ein  einfaches  Urtheil  abgeben,  sondern  müssen  bei 
jeder  Angabe  fragen:  wieweit  war  das  Beamtenthnm,  speziell  das 
Generaldirektorium,  in  diesen  Vorgang  eingeweiht? 

Nun  ist  es  gleich  bei  der  ersten  Notiz,  dass  der  König  von 
dem  Generaldirektorium  eine  Vermehrung  der  Einnahmen  verlangt 
habe,  zweifellos,  dass  sich  hierüber  bei  jener  Behörde  eine  im  wesent- 
lichen richtige  Ueberlieferung  erhalten  musste:  auch  scheint  die  Be- 
stimmtheit in  der  Fassung  bei  Beguelin,  der  Umstand,  dass  er  sogar 
das  Datum  der  Besprechung  zwischen  dem  König  und  Massow  an-i 
giebt,  darauf  hinzudeuten,  dass  er  hier  eine  schriftliche  Quelle  d.  h. 
Akten  benutzte.  Ich  bin  daher  geneigt,  diese  seine  Angabe  als 
glaubwürdig  gelten  zu  lassen.  Dazu  kommt  die  Uebereinstimmung 
mit  Friedrich  dem  Grossen.  Wie  dieser,  so  sieht  auch  Beguelin  die 
Ursache  für  die  Errichtung  der  Kegie  nicht  in  dem  Streben  nach 
einer  Steuererhöhung,  sondern  darin,  dass  das  preussische  Beamten- 
thnm seine  Mitwirkung  hierbei  verweigerte:  ursprünglich  sollte  die 
geplante  Steuervermehrung  durchaus  innerhalb  der  bisherigen  finanz- 
politischen Bahnen  erfolgen,  erst  als  das  Beamtenthnm  sich  wider- 
spenstig zeigte,  griff  Friedrich  zu  dem  Mittel  der  französischen 
B^gie.  Man  sieht,  es  werden  hier  die  Angaben  Friedrichs  tiber 
seine  Intentionen  bei  der  Errichtung  der  Regie  voll  bestätigt,  und 
gewinnen  dadurch  noch  mehr  an  Autorität.  Wie  steht  es  um  die 
von  Beguelin  genannte  Summe  von  2  Millionen?  Möglich,  dass  .er  sie 
ans  Akten  geschöpft;  aber  ebenso  möglich,  dass  er  sie  aus  münd- 
licher Ueberlieferung  hat ;  ein  sicheres  Urtheil  lässt  sich  nicht  ab- 
geben. 

Durchaus  anderen  Charakter  zeigt  die  zweite  Notiz  Beguelins, 
nach  welcher  die  Zahl  der  erschienenen  Franzosen  500  betrug. 
Hierüber  konnte  sich  in  den  Akten  des  Generaldirektoriums  nicht 
gut  eine  Angabe  finden;  überhaupt  weist  schon  die  iiinde  Zahl 
darauf  hin,  dass  hier  nicht  ein  authentischer  schriftlicher  Bericht, 
sondern  mündliche  Tradition  zu  Grunde  liegt.  Nun  war  dem 
preussischen  Beamtenthnm  nichts  verhasster  als  der  Umstand,  dass 
viele  Mitglieder  der  neuen  Behörde  nicht  Preussen,  sondern  Ausländer, 


^)  a.  a.  0.  S.  135. 
«)  eb.  a  120. 
»)  eb.  S.  128. 
*)  cb.  S.  121. 
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FraDzosen  waren.  Niemand,  der  weiss,  wie  es  in  solchen  Sachen  zugeht, 
wird  bestreiten,  dass  man  da  in  den  altpreassischen  Kreise»  die 
Zahl  der  Aasländer  geflissentlich  Übertrieb ,  dass  man  sie  gewiss 
viel  eher  zn  hoch  als  za  niedrig  ansetzte.  Wir  haben  daher  allen 
Gnmd  zu  vennnthen,  dass  die  aas  diesen  Schichten  stammende  Nach- 
richt von  500  Franzosen  nicht  der  Wahrheit  entspricht,  dass  sie  melu' 
oder  weniger  zu  hoch  angenommen  ist.  Mnasten  wir  inbetreff  der 
Frage  naclt  der  Anzahl  der  angekommenen  Franzosen  de  Laonays 
Angabe  als  einer  festen  Basis  ermangelnd  znrtkck weisen,  so  gilt  dies 
noch  viel  mehr  von  Begnelins  Notiz:  nur  soviel  kann  als  sicher  er- 
scheinen, dass  die  letztere  auf  keinen  Fall  za  niedrig  gegriffen  ist: 
dass  mithin  sicher  nie  mehr  als  500  Franzosen    im  Lande  waren. 

Es  bleibt  von  Begnelins  Nachrichten  noch  Übrig  die  Skandal- 
geschichte  ttber  de  Lattre.  Sicher  dass  auch  hier  Begaelin  nur  be- 
richtet, was  man  t^ich  in  seines  Kreisen  über  de  Latire  and  die 
andern  Franzosen  erzählte,  nur  schade,  dass  so  mancherlei  gegen 
die  Erzählung  spricht.  Zunächst  erscheint  doch  die  Angabe,  dass 
Friedrich  de  Lattres  Vermögen  genommen  nnrt  ihm  dafUr  den  Posten 
eine^  Generalregissenrs  gegeben  haben  sollte,  an  sich  äusserst  un- 
wahrscheinlich. Ja  wenn  noch  von  Friedrich  Wilhelm  I.  die  Bede 
wäre !  Aber  bei  Friedrich  IT.  anzuDehmen,  dass  derselbe  einen  der 
wichtigsten  Verwaltnngsposten  einfach  verkauft  —  denn  etwas  anderes 
heisst  doch  jene  Erzählung  nicht  — ,  das  wird  man  doch  kanm 
wollen.  Höchstens  wäre  denkbar,  dass  in  der  ersten  Zeit,  als  der 
König  eine  Verpaclitang  der  Akzise  und  Zölle  an  eine  Gesellschaft 
von  französischen  Fermiers  plante,  letztere  Voi-schUsse  gemacht  haben. 
und  dass  biebei  de  Lattre  derjenige  gewesen  wäre,  der  das  Geld 
beschaffte.  Jedenfalls  war  das  aber  eine  Phase  der  Verbandlungen, 
die  sehr  rasch  voi'Uberging.  Und  als  sie  vorbei  war,  als  es  dann 
sieb  nm  die  Einrichtung  einer  königlichen  Behörde  handelte,  hat 
sicher  der  König  die  nothwendigen  Einriebt nngskosten  bestritt«!  und 
seine  Zuflucht  nicht  zu  de  Lattres  Vermögen  genommen. 

Aber  auch  weiterbin  erweist  sich  Beguelins  Erz&hlnt^  als  be- 
denklich, in  dem,  was  sie  von  dem  Hass  zwischen  de  Lattre  und 
den  übrigen  Franzosen  Eagt.  In  Wirklichkeit  zeigt  sich  von  einem 
solchen  Gegensatze  keine  Spar.  Wiederholt  wird  de  Lattre  von 
der  Generaladministration  mit  wicht^en  Aufträgen  betraut:  so  wird 
er  z.  B.  nach  Königsberg  gesandt,  um  den  Streit  zwischen  der  dortigen 
Kammer  und  Provinzialdirektion  /u  schlichten ;  bei  den  Streitigkeiten 
Über  die  Akzisetarife  überträgt  ihm  die  Generaladministration  das 
Ausarbeiten  von  Entwürfen  und  adoptirt  seine  Vorschläge.  Alles 
dies  spricht  doch  nicht  dafür,  dass  er  innerhalb  der  Administration 
eine  ganz  isolirte  Stellung  einnahm.  Wir  werden  deshalb  von  Begnelins 
Erzählung,  so  interessant  sie  auch  ist,  absehen  müssen. 

Ueber  die  bei  ihm  dann  folgende  Erzählung  von  dem  Dnell 
zwischen  Candy  und  de  Lattre  ist  ein  Urtheil  bei  dem  gänzlichen 
Alangcl  anderer  Nachrichten  nicht  möghch;  dass  Candy  plötzlich 
starb,  ist  ja  Thatsacbe ;   ob  Beguelin  hier  eine  glaubwürdige  Ueber- 


Vn.  3.  359 

liefeniDg  hat,  ist  indessen  allein  durch  innere  Kritik  niclit  aus- 
zumachen, doch  ist  dies  auch  glücklicherweise  bedeutungslos,  da  es 
sich  nur  um  Detail  handelt,  das  keine  prinzipielle  Bedeutung  hat. 

Während  also  die  Angaben  des  durchaus  tendenziösen  de  Lau- 
nay  sich  als  wahrscheinlich  erwiesen,  stellt  sich  die  Mehrzahl  der 
Notizen  des  im  Grunde  objektiven  Beguelin  als  entweder  nicht  ge- 
nügend gesichert  oder  gar  als  wenig  wahrscheinlich  heraus.  Man  sieht, 
wie  vorsichtig  die  historische  Kritik  sein  muss. 

Durch  die  bisherigen  Erwägungen  haben  wir  nunmehr  einen 
festen  Boden  gewonnen,  und  es  ist  eine  Kritik  der  beiden  letzten 
Quellen,  Zimmermanns  und  der  freymüthigen  Anmerkungen,  jetzt  eine 
leichte  Aufgabe.  Ersterer  giebt  einen  ziemlich  detaillirten  Bericht 
über  die  Einrichtung  der  Regie,  den  ausführlichsten,  den  wir  über- 
haupt haben ^).  Er  erzählt  folgendes:  Nachdem  sich  Friedrich  an 
die  „Gesellschaft  des  Philosophen  Helvetius"^  gewandt,  um  Leute  zu 
erhalten,  seien  3000  Franzosen  in  das  Land  gekommen,  ihre  Zahl 
sei  bedeutend  grösser  gewesen  als  die  Zahl  der  erforderlichen  Aemter. 
Alle  hätten  unter  den  Generalpächtem  in  Paris  gestanden.  Letztere 
hätten  vom  König  für  ihre  Landsleute  hohe  Gehälter  gefordert ;  da- 
gegen habe  Friedrich  von  den  Generalpächtem  eine  Kaution  ver- 
langt, und  zwar  weniger,  als  in  Frankreich  ein  Generalpächter 
leisten  müsse.  Dies  aber  sei  ihm  abgeschlagen.  Einige  der  nach 
Preussen  gekonmienen  Franzosen  selbst  hätten  in  Paris  Gewährung  der 
Kaution  befürwortet ;  darauf  sei  geantwortet:  „Ihr  sollt  wissen,  dass 
wir  unsere  Gesellschaft  errichtet  haben,  um  Ordnung  in  die  Geschäfte 
des  Königs  in  Preussen  zu  bringen;  aber  nicht  um  Befehle  anzu- 
nehmen, sondern  um  selbst  die  nöthigen  Befehle  zu  geben.  Also 
werdet  Ihr,  Messieurs,  dem  Könige  sagen,  wenn  ihm  dies  nicht  an- 
stehe, so  könne  er  nach  Belieben  sein  Geschäft  zurücknehmen,  und 
wir  sind  bereit  unsern  Kontrakt  zu  vernichten."  Voll  Unwillen  über 
diese  Unverschämtheit  habe  Friedrich  ausgerufen:  „Comment,  cet 
Ar^page  de  Gueux  veut  me  donner  des  ordres?"  P-r  habe  den  Kon- 
trakt vernichtet  und  den  pariser  Pächtern  die  Kosten  bezahlt,  da- 
gegen habe  er  die  fünf  Regisseure  behalten.  Unter  diesen  sei  Candy 
gewesen,  früher  Thorschreiber  in  Paris.  Nach  dessen  Tode  habe 
man  einen  noch  jetzt  vorhandenen  Aufsatz  von  seiner  Hand  gefunden : 
„Bedingungen,  unter  welchen  ich  mich  entschliessen  will,  die  Stelle 
eines  Controlleur  gän^ral  des  Königs  von  Preussen  zu  übernehmen." 
Er  habe  darin  folgendes  verlangt:  1)  die  vier  Minister  beim  General- 
direktorium sollten  seine  Unterfinanzintendanten  werden;  2)  sie  sollten 
ihm  jeden  Morgen  in  seinem  Hause  Vortrag  halten;  3)  vor  seiner 
Thür  sollten  vier  Schildwachen  stehen ;  4)  er  selbst  müsste  ein 
überaus  grosses  Gehalt  beziehen. 

Die  Unrichtigkeiten,  Unmöglichkeiten  und  Ungereimtheiten  dieser 
Erzählung  springen  in  die  Augen.  Zunächst  war  damals  Helvetins 
nicht   mehr  Generalpächter,   so  dass  es  falsch  ist  von  einer  Gesell- 


^)  Vertheidigaog  Friedrichs  des  Grossen  S.  30  ff.  72.  41. 
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Bchaft  des  Philosophen  Helvetius  za  sprechen.  Ferner  ist  die  An- 
nahme, dass  die  nach  Prenssen  gekommenen  Franzosen  auch  spftter 
noch  Untergebene  der  pariser  Genentlpftcfater  geblieben,  eine  wahr- 
haft nngehenerliche  und  charakterisirt  sich  ganz  von  selbst  als  voll- 
kommen nnglanblich.  Ebenso  nnnahrBcheinlich  ist  schon  an  sich 
jenes  Schreiben  der  pariser  Herren:  eine  solche  UnTerecbftmthdt 
gegenüber  einem  Könige  in  einem  offiziellen  SchriÄstflck  ist  toU- 
kommen  andenkbar.  Aber  zu  inneren  Unwatmcheinlichktiteii,  die 
freilich  an  sich  schon  Qberzeugend  wSren  zur  Temrtheilni^  der 
ganzen  Darstellung,  kommen  äussere  GrUnde.  Zun&chst  sei  daraof 
hingewiesen,  daas  sich  Zimmermann  Oberhaupt  als  gfinzlich  aaznver- 
lAasig,  als  dreister,  schamloser  LDgner  gezeigt  hat,  dass  er  Tbat- 
sachen  rein  erdichtet.  Geschehenes  in  der  willkOrlichsten  Weise  ge- 
tischt hat;  von  W^heilsliehe  ist  bei  ihm  nie  die  Rede.  Dllrfle 
man  da,  ganz  abgesehen  von  allem  flbrigen,  was  gegen  seine  Er- 
zählung spricht,  ihm  hier  trauen? 

Weiter  findet  sich  in  allen  tlbrigen  Berichten  keine  Spar  davon, 
dass  Friedrich  zuerst  den  pariaer  General p&chtem  die  Verwaltnng 
seiner  Stenem  anvertrauen  wollte,  vielmehr  widersprechen  diesem 
sowohl  des  Königs  eigene  Angaben  wie  de  Launays  Erz&hlong  direkt. 

Sodann  erscheint  die  Zahl  von  3000  Franzosen  schon  an  sich 
als  exorbitant  hoch  and  sehr  wahrscheinlich  unrichtig;  dass  sie  aber 
sicher  falsch  ist,  zeigt  Beguelins  Bericht,  wonach  es  nur  500  waren, 
eine  Zahl,  die,  wie  wir  oben  zeigten,  auf  alle  Fälle  als  Haximal- 
grenze  betrachtet  werden  mnss. 

Zimmermanns  Notiz  endlich,  dass  tJandy  früher  in  Paris  Thor- 
schreiber gewesen,  haben  schon  die  freymOthigen  Anmeldungen  *)  als 
falsch  zarQckgewiesen,  indem  sie  bemerken,  er  habe  die  charge  eines 
recevenr  de  la  porte  de  St.  Denis  gehabt,  dies  aber  sei  ein  Ehren- 
posten mit  einem  Gehalt  von  16  000  Livres, 

Man  sieht,  Stück  fttr  Stfick  erweist  sich  Zimmennanus  detail- 
lirte  Erzählung  als  unrichtig,  als  falsch,  als  unn;öglich.  Nor  eine 
einzige  Angabe  bleibt  öhrig,  die  an  sich  nicht  kontrollirt  werden 
kann.  Die  Notiz  ttber  Candys  nach  seinem  Tode  aufgefundene  Be- 
dingungen. Wird  aber  unser  Urtheil  hierüber  nach  allem  Toraos- 
gegangenen  auch  nur  einen  Augenblick  zweifelhaft  sein  kOnnen? 
Sicher  nicht.  Wo  alles  Uebrige  falsch  und  entstellt  ist,  da  wird 
auch  diese  Angabe  keine  Ausnahme  machen ;  sie  ist  so  gut  zu  ver- 
werfen, wie  alles  andere;  von  Zimmermanns  langer  Erzählung  ist 
absolut  gar  nichts  /u  gebrauchen. 

Fragen  wir  nun  nach  dem  Ursprung  der  Zimmennannsclien 
Angaben,  so  ist  sicher  ein  gut  Theil  rein  erdichtet,  willkürliche  Er- 
lindung  Zimmermanns  selbst.  Aber  trotzdem  möchte  ich  dies  nicht 
von  der  ganzen  Erzählung  glauben.  Einmal  ist  es  doch  an  sich 
schon  etwas  unwahrscheinlich,  dass  Zimmennann  alles  einfach  aus 
der  Luft   gegriffen   haben  soll,  andrerseits  sind  manche  Angaben  so 

')  II  S.  99. 
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bestimmt,  dass  Zimmermann  ein  noch  frecherer  Lügner  gewesen  sein 
müsste,  als  er  war,  wenn  er  sie  einfach  erfanden  haben  sollte.  Ich 
bin  dsdier  geneigt  anzunehmen,  dass  ein  Theil  des  Zimmermann- 
achen Berichtes  —  welcher,  lässt  sich  freilich  in  keiner  Weise  be- 
stimmen —  auf  andere  Quellen  zurückgeht.  Was  sind  dies  nun  für 
Quellen?  Zimmermann  redet  einmal  davon,  dass  die  Beamten  der 
Regie  allerhand  drollige  Namen  gehabt  hätten  wie  z.  B.  Keller- 
mäuse. Es  ist  auf  den  ersten  Blick  klar,  dass  dies  keine  oftiziellen 
Bezeichnungen  sind,  sondern  Titel,  die  der  Yolksmund  den  Beamten 
gab.  Sollte  es  nun  eine  zu  kühne  Annahme  sein,  wenn  ich  in 
dieser  Stelle  einen  Hinweis  darauf  sehe,  dass  Zimmermann  aus  der 
Yolkstradition  schöpfte?  Im  Volke,  wo  man  die  Franzosen  so  bitter 
hasste,  mochte  man  sich  über  die  Errichtung  der  Regie  solche  Un- 
geheuerlichkeiten erzählen,  wie  wir  sie  bei  Zimmermann  gefunden; 
da  mochte  die  Vorstellung  verbreitet  sein,  dass  Friedrich  den 
Generalpächtem  in  Paris  die  Verwaltung  der  preussischen  Steuern 
habe  übergeben  wollen ;  hier,  wo  man  vielfach  Beweise  der  Frechheit 
der  französischen  Beamten  hatte,  konnte  sich  die  Legende  über  ein 
so  unverschämtes  Schreiben  der  Franzosen  an  den  König  ausbilden ; 
wie  die  Volksstimme  alles  ins  Masslose  übertreibt,  konnte  sie  auch 
ans  300  Franzosen  3000  machen.  Ich  bin  demnach  geneigt,  in  der 
Erzählung  Zimmermanns  im  wesentlichen  eine  Wiedergabe  der  im 
Volke  über  die  Errichtung  der  Regie  bestehenden  Traditionen  zu 
erblicken,  und  hierin  liegt  ihr  alleiniger  Werth. 

Ganz  anders  als  Zimmermanns  Angaben  erscheinen  die  der  ihm 
80  feindseligen  „freymüthigen  Anmerkungen^)."  Viel  ist  es  nicht, 
was  wir  aus  ihnen  entnehmen  können,  aber  es  finden  sich  in  ihnen 
ein  paar  sonst  nirgends  überlieferte  und  an  sich  höchst  werthvolle 
Angaben.  Um  so  wichtiger  ist  hier  die  Frage  nach  dem  allgemeinen 
diarakter  der  Schrift.  Und  da  erscheinen  schon  bei  dem  ersten 
Hinblick  die  „freymüthigen  Anmerkungen''  in  ungemein  günstigem 
licht  Sie  sind  verfasst  in  Polemik  gegen  Zimmermann  und 
unterziehen  dessen  Erzählung  einer  bitteren,  oft  sich  ins  Gehässige 
verlierenden  Kritik.  Aber  diese  Kritik  ist  geschrieben  mit  unleug- 
barer Sachkenntnis,  die  Abweisung  der  Zimmermannschen  Angaben 
ist  eine  so  überzeugende,  die  angeführten  Thatsachen  sind  theils 
naohweisbar  richtig,  theils  machen  sie  so  sehr  den  Eindruck  der 
Wahrheit,  dass  wir  sagen  müssen,  der  Verfasser  war  entweder  selbst 
tief  eingeweiht  in  die  ganze  preussische  Verwaltung  oder  er  benutzte 
ganz  vorzügliche  Quellen.  Das  Vorurtheil  also,  mit  dem  wir  an  die 
Piflfung  ihrer  Angaben  gehen,  ist  ein  höchst  günstiges. 

Da  ist  nun  die  erste  wichtige  Notiz  die,  dass  Friedrich  schon 
im  siebei^ährigen  Kriege  zuweilen  die  französische  Finanzverwaltung 
bevnomdert  habe,  und  dass  sein  Unterhalter,  der  Generallieutenant 
von  Krokow,   in   ähnlichem  Sinne   auf  den   König  gewirkt  habe^). 


^)  von  Nicolai. 
•)  n  S.  »7. 
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Die  Sache  klingt  durchaus  wahrscheinlich.  Wir  wissen,  wie  Friedricfa 
selbst  die  Regie  zurückfElhrt  auf  den  Tod  der  fähigen  Leute  während 
des  Krieges.  Gewiss  sind  ihm  durch  diesen  Tod  Vergleiche  zwischen 
der  französischen  und  der  preussischen  Finanzbeamtung  nahe  gelegt, 
und  sicher  hat  er,  der  sich  sagen  musste,  dass  es  auf  die  Dauer 
mit  dem  preussischen  Beamtenthum  nicht  gehen  werde,  fr&bzeitig 
seine  Blicke  nach  Frankreich  gelenkt.  Auch  die  Notiz  über  Krokow 
erscheint  ganz  naturgemäss.  Damals,  wo  man  in  der  ganzen  Welt 
die  technische,  die  fiskalische  Virtuosität  der  französischen  Beamtung 
bewunderte,  da  war  es  doch  lediglich  selbstverständlich,  dass  ein 
Mann  wie  Krokow,  der  dreissig  Jahre  in  Frankreich  zugebracht, 
dem  König  auch  von  der  Kunst  der  französischen  Finanzver^altung 
erzählte.  Man  sieht,  alle  inneren  Gründe  sprechen  f&r  die  Richtig- 
keit der  Kachrichten  der  „freymüthigen  Anmerkungen''.  Ich  stehe 
nicht  an,  dieselben  voll  und  ganz  als  glaubhaft  anzunehmen.  Dann 
aber  ergiebt  sich  sofort  ein  sehr  wichtiges  Resultat:  der  erste  Ge- 
danke an  die  Regie  ist  älter  als  1765,  er  geht  zurück  in  die  Zeiten 
des  siebenjährigen  Krieges;  der  geistige  Urheber  der  Idee,  soweit 
von  einem  solchen  ausser  dem  König  überhaupt  die  Rede  sein  kann, 
ist  nicht  Helvedus,  sondern  Krokow. 

Gerade  von  Helvetius  selbst  und  seinem  Einfluss  auf  die  Be- 
gründung des  Instituts  sprechen  die  „freymüthigen  Anmerkung^** 
ziemlich  ausführlich  ^) ,  und  sie  stimmen  hier  aufs  beste  mit  dem 
anderweitig  und  namentlich  durch  Friedrichs  eigenen  Brief  über 
jenen  Einfluss  Ueberlieferten.  Dadurch  dass  über  den  französischen 
Philosophen  in  ziemlich  bittrer  Weise  hergezogen,  dass  ihm  Mangd 
an  Kenntnissen  vorgeworfen  wird,  ist  zugleich  bewiesen,  dass  die 
Quelle  fttr  die  Nachrichten  der  „freymüthigen  Anmerkungen**  nicht 
etwa  in  den  Kreisen  der  französischen  Beamten  der  Regie  zu  suchen 
ist.  Andrerseits  weisen  jene  oben  charakterisirten  Notizen  direkt 
auf  die  Umgebung  Friedrichs  hin;  nur  in  seinem  Vertrauenskreise 
konnte  man  wissen,  dass  er  schon  während  des  Krieges  sein  Auge 
auf  die  französische  Finanzverwaltung  gelenkt,  nur  dort  konnte  man 
von  der  Rolle  Krokows  Kunde  haben.  Ich  glaube  nicht  zu  viel  zu 
behaupten,  wenn  ich  sage,  die  Nachrichten  der  „freymüthigen  An- 
merkungen'' spiegeln  uns  die  Ueberlieferungen  wieder,  die  in  der 
näheren  Umgebung  des  Königs  über  die  Errichtung  der  Regie  um- 
liefen. 

Fassen  wir  die  Resultate  unserer  Kritik  zusammen.  Bei  der 
Darstellung  der  Errichtung  der  Regie  sind  zu  Grunde  zu  legen  die 
Angaben  des  Königs  und  de  Launays;  durchaus  zuverlässig  sind 
ausser  ihnen  noch  die  Nachrichten  der  „freymüthigen  Anmerkungen ** ; 
dagegen  ist  von  dem  Bericht  Beguelins  nur  sehr  wenig  zu  gebrauchen, 
während  die  detaillirte  Erzählung  Zimmermanns  ganz  und  gar  zu 
verwerfen  ist. 

Was  uns  diese  verschiedenen  Quellen  noch  besonders  interessant 
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macht,  ist  dass  sie  den  historischen  Niederschlag  dessen  geben,  was 
man  sich  in  den  verschiedensten  Kreisen  über  die  Errichtung  der 
Begie  erzählte.  Die  Angaben  Friedrichs  in  den  Oenvres  zeigen  uns 
das  Bild  von  jenen  Vorgängen,  das  später  dem  Geiste  des  grossen 
Königs  sich  eingeprägt  hatte.  Am  nächsten  hiermit  verwandt  ist  die 
Darstellung  der  „freymüthigen  Anmerkungen**,  indem  sie  die  Tradi- 
tion der  näheren  Umgebung  Friedrichs  wiedergiebt.  Zu  derselben 
Gruppe  gehört  endlich  noch  de  Launay,  den  man  als  Repräsentanten 
der  bei  den  französischen  Beamten  selbst  herrschenden  U  eberlief erung 
betrachten  kann.  Wenn  diese  drei  das  Urtheil  der  Kreise  darstellen, 
welche  der  Regie  freundlich  oder  wenigstens  indifferent  gegenüber 
standen,  so  vertreten  Beguelin  und  Zimmermann  die  ihr  feindlich 
gesinnten  Schichten :  Beguelin  giebt  uns  die  Ansichten  und  Erzählungen 
des  altpreussischen  Beamtenthums,  durch  Zimmermann  erfahren  wir 
die  unter  dem  Volke  verbreiteten  Märchen  und  Klatschgeschichten. 
Bei  diesem  Charakter  der  verschiedenen  Quellen  ist  es  klar, 
dass  wir  aus  keiner  von  ihnen  allein  die  historische  Wahrheit  zu 
erkennen  vermögen,  dass  jede  Darstellung,  die  sich  ausschliesslich 
auf  eine  von  ihnen  stützt,  hoffnungsloser  Einseitigkeit  verfällt;  wohl 
aber  ist  es  möglich,  indem  wir  alle  insgesammt  zu  Grunde  legen, 
der  Wahrheit,  wie  mir  scheint,  sehr  nahe  zu  kommen.  So  lange 
keine  weiteren  Quellen  gefunden  werden,  scheint  mir  die  auf  Grund 
der  hier  vorgenommenen  Kritik  im  Text  gegebene  Darstellung  den 
Anspruch  erheben  zu  dürfen,  den  höchsten  Grad  der  Wahrschein- 
lichkeit und  relativen  historischen  Zuverlässigkeit  für  sich  zu  haben, 
der  bei  dem  bis  jetzt  bekannten  Material  zu  erreichen  ist.  So 
schlecht,  so  mangelhaft,  so  lückenhaft,  so  fehlerhaft  das  letztere 
auch  ist,  es  reicht  doch  aus,  um  auf  alle  wesentlichen  Fragen 
auf  Grund  einer  kritischen  Vergleichung  eine  ausreichende  und  wahr- 
scheinliche Antwort  zu  geben. 


u. 

Die  Organisation  der  AkzlsebehOrden  in  Berlin  in  den 

Jahren  1766  Mb  1787. 


Die  folgenden  Uebersichten  beruhen  so  gnt  wie  ausschliesslich 
anf  den  berliner  Adresskalendem.  In  einer  Beziehung  sind  diese 
Uebersichten  nothgedmngen  unvollständig:  die  lokalen  Unter- 
beamten sind  in  die  Adressbücher  nicht  anfgenommen ;  es  fehlen 
daher  in  den  Uebersichten  folgende  Beamtenkategorien :  Stadtkontrol- 
leure, Visitatoren,  Thorkontrolleure,  Thorschreiber,  Baoschrdber.  — 
Auch  einige  andere  Unbequemlichkeiten  erschienen  als  unvermeidlich. 
Dadurch,  dass  in  einem  Jahrgang  des  Adressbuches  ein  Amt  ange- 
führt wird,  das  in  dem  vorhergehenden  nicht  verzeichnet  war,  darf 
nicht  immer  gefolgert  werden,  dass  dies  Amt  nun  in  dem  betreffen- 
den  Jahre  neugeschaffen  wurde,  vielmehr  kann  es  einfach  frOher 
nicht  in  das  Adressbuch  aufgenommen  sein;  namentlich  bei  unter- 
geordneten Subalternbeamten  wird  das  plötzliche  Auftauchen  neuer 
Aemter  oft  auf  diese  Weise  zu  erklären  sein.  Wo  ich  meinte  an- 
nehmen zu  müssen,  dass  dieser  Fall  vorlag,  habe  ich  die  betreffen- 
den Veränderungen  in  der  Organisation  durch  schräge  Schrift  kennt- 
lich gemacht.  Ein  zweiter  Uebelstand  ist  das  häufige  Wechseln  in 
der  Bezeichnung  der  Aemter.  Es  wäre  durchaus  verfehlt,  aus  einem 
Wechsel  der  Titel  (wie  Sekretär,  expäditionnaire,  Kanzlist)  auch  gleich 
auf  einen  Wechsel  des  Inhalts  des  Amtes  zu  schliessen.  Da  wo  es 
sich  offenbar  nur  um  einen  Wechsel  der  Titel  handelte,  habe  ich  dies 
bei  der  Uebersicht  der  Veränderungen  der  Organisation  gar  nicht 
angeführt;  aber  auch  die  aufgezählten  Veränderungen  in  der  Zu- 
sammensetzung derselben  Behörde  sind  sehr  häufig  keine  realen  Or- 
ganisationsveränderungen ;  ich  habe  daher  möglichst  auch  immer  den 
Wechsel  in  der  Zahl  der  einzelnen  Behörden  mitgetheilt,  da  daran 
festzuhalten  sein  wird :  so  lange  die  Gesammtzahl  einer  Behörde  kon- 
stant bleibt,  hat  trotz  der  wechselnden  Titel  innerhalb  dieser  Be- 
hörde keine  wesentliche  Organisationsveränderung  stattgefunden.  Da 
endlich,  wo  es  sich  darum  handelt,  wie  viele  Beamte  bei  den  grossen 
Organisationsveränderungen    der   Jahre   1766,    1772  und  1786  bei- 
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*   belmlten,  wie  viele  entlassen  sind,  ist  ober  die  Zalil  der  entlassenen 
ans   den   Ädressbüchern   voLe  Gewissheit   nicht  /u   erlaogen;    denn 
wenn   auch   ein   Beamter   nicht   mehr    in   dem   berliner  Adressbncb 
vorkommt,  so  bleibt  es  doch  immer  möglich,  dass  er  in  die  Provinz 
versetzt  wnrde;   es   sind   deshalb   die  hier  gegebenen  Zahlen  immer 
nur  als  relative,   der  Wahrheit   sich   nikhenide,   aber  nicht  mit  ihr 
identische  Angaben  im  betrachten. 

Aaf  diese  Unsicherheiten,    die  das  za  Gmnde  gele^e  Material 
notbw endigerweise  mit  sich  bringt,  glaubte  ich  ausdrücklich  hinweisen 
zn  müssen,   damit   man   nicht  auf  die  hier  gegebenen  Angaben  und 
Zahlen  mehr  Gewicht  legt,  als  angebracht  ist. 

H  A-     L)ie  Organisation   der  Finanxbebörduu    in   Berlin 
H                          vor  der  Errichtung  der  Regie. 
H                       Die  Organisation   im   Jahre    1766. 

^P            Eine    Zcntralverwaltung    und    Provinnial Verwaltung    für    die    in- 
H^  direkten  Stenem  allein  exisiiil  noch  nicht,  da  dieselbe  von  der  all- 
gemeinen inneren  Verwalinng,  wie  sie  durch  das  Geueraldirektoriam 

trennt  ist.     Nor  fär  die  lokale  Akziseverwallung  giebt  es  besondere 
Behörden ;   die  Uebersicht   mnsste   sich   also  anf  diese  beschränken, 
Die  Zahl  der  Beamten  (exkl.  der  Visitatoren)  beirrt  52.    Bei  allen 

den  beibehaltenen  sind  diejenigen,  die  von  der  Finanzvcrwaltnng  zu 
anderen  Behörden    übertraten,    durch  Klammem  kenntlich  gemacbl. 

Berliner  BehÖrdeu 

'  '  f;  ^_,         Verhältnis  zu  der  OrKaniaation  von              ■ 

1.  AkiiBc-  a-  ZoU- 
ko  Dimer 

1   KrektorfMaguscli) 

1                Bleibt.                                                           ■ 

2.Uedientebeider 
Akzise 
6  Inspektoren    .    .    . 
1   Kontrolleur    .    .    . 
3  Bachhalter,    .    .   . 

1  WagemelBlec      .    . 

2  Güterverwalter  .    . 
1  Kammerscb  reiber  . 

1 
1 

'  Hleiben.                                                               ^1 
ä        Es  falleu  Tort  3  luspekloren  und             ^| 

S-SonstigeBeamte 

5  Akziftekon  troll  eure 
4  AkxiBekasBirer  ,   . 
4  AkziBeknaseudiener 

1  Weinvisirer    .    .    . 

^H    19  Visitatoreii.    .    .   . 

2 

1 

2 
3 

8 

I 

■ 

Bleiben.                                                               ^M 
£»    kommen    hinxu    2    Ii^ioDehmer,              ^H 
1  Kontrolleur  und  1  Wagemeiefci-;              ^* 
dsIVr  fallen  fort  4  Kasairer  (wobei 
indefls  2U  berücksieb tigen  ist,  daw 
Ncti   bei  der  ITÜT  neugeschaffenen 
Geoeralkaaee  2  Kasairer  belinden)              , 

Bind  1767  nicht  angefahrt.                     ^M 
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176  7 

Verhältnis  zu  der  Organisation  von 

1767 

4.  Bediente    beim 
Zoll 

1  ZolWerwalter    .   . 

1  Zollinspektor.   .   . 

2  2iOllkontrolleare    . 
1  Schlenseninspektor 
1  Zollvisitator  .   .    . 

1  Zollbereiter    .   .   . 

2  Krahnknechte   .   . 
2  Strommeister  .    .    . 

1 

1 
1 

2 
1 
1 
1 
2 
1 

Bleiben. 

Keine  Veränderung. 

B.     Die  Organisation  in  der  ersten  Periode  der  Regie. 

1767—1772. 

Die  wichtigste  Aendemng  ist  die  Errichtung  besonderer  Zentral- 
nnd  Provinzialbehörden  für  die  Verwaltung  der  indirekten  Abgaben. 
Für  die  Zentralverwaltuag  werden  neu  geschaffen  die  Oeneral- 
administration,  die  Kanzlei,  die  Korrespondenzdirektoren,  die  Rech- 
nnngskontrolle  und  die  Generalkasse;  für  die  Provinzialverwaltung 
die  kurmärkische  Direktion.  Aach  die  Lokal  Verwaltung  er^hrt  durch 
Einrichtung  der  Direktion  für  die  Stadt  Berlin  weitere  Ausbildung; 
die  sachlichen  Aenderungen  bei  den  Lokalbehörden  sind  sehr  unbe- 
deutend und  unwichtig.  Die  Zahl  der  Zentralbeamten  beträgt  19 
(1771:  32),  die  der  Provinzialbeamten  3  (1771:  28),  die  der 
Lokalbeamten  48  (1766:  52,  1771:  53).  Bei  allen  Beamten  ist 
angegeben,  ob  sie  bereits  1766  im  Dienst  befindlich  waren,  oder 
neu  eingetreten  sind;  bei  den  neu  eingetretenen  ist  in  Klammem 
beigefügt,  wie  viele  von  ihnen  französische  Namen  führen;  bei  den 
früher  schon  thätigen  bedeuten  die  in  Klammem  stehenden  Zahlen 
diejenigen,  die  früher  bei  anderen  Behörden  beschäftigt  waren.  Es 
waren  bereits  früher  im  Dienst  52,  neu  eingetreten  sind  19,  davon 
14  mit  französischen  Namen.  Von  den  1766  vorhandenen  Lokal- 
beamten sind  44  beibehalten,  während  8  fehlen. 

Die  Veränderungen  bis  1772  sind  gering;  das  Wesentlichste  ist 
der  weitere  Ausbau  der  Provinzialverwaltung  durch  Errichtung  der 
kurmärkischen  Akzisekalkulatur  und  Zollkontrolle.  In  der  Zentral- 
instanz kommt  die  Registratur  hinzu;  in  der  Lokalverwaltung  wird 
besonders  die  Direktion  für  die  Stadt  Berlin  weiter  ausgebildet. 
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C.    Die  Organisation  in  der  zweiten  Periode  der  Regie. 

1772—1786. 

Die  wichtigste  Aenderong  liegt  in  der  weiteren  Aosbildung  der 
Zentralverwaltong,  wie  sie  namentlich  in  der  veränderten  Organisatiuu 
der  Generaladministration  and  in  der  Einrichtung  des  Generalbüreaus 
und  der  4  Departements  fttr  die  verschiedenen  Provinzen  zum  Aus- 
druck gelangt.  In  der  Provinzial-,  sowie  in  der  Lokalverwaltung 
bleibt  im  wesentlichen  alles  unverändert.  Ganz  neu  hinzu  konmit 
die  Akzisegerichtsbarkeit.  Die  Zahl  der  Beamten  der  Zentralinstanz 
beträgt  67*)  (1771:  30,  1786:  88),  die  der  Provinzialinstanz  18  2) 
(1771:  28,  1786:  25),  die  der  Lokalverwaltung  43«)  (1771:  53, 
1786:  42),  die  der  Gerichtsbehörden  12  (1786:  18). 

Die  Veränderungen  von  1774  bis  1786  sind  nicht  bedeutend, 
sie  betreffen  am  meisten  die  Zentralinstanz.  Für  Westpreussen  kommt 
1775  ein  5.  Departement  hinzu;  zwei  weitere  technische  Behörden 
werden  in  dem  Formelmagazin  (1774)  und  dem  Bureau  de  conten- 
tieux  (1776)  geschaffen,  die  früher  nur  einen  Theil  des  General- 
büreaus, beziehungsweise  der  Kanzlei  bildeten ;  die  Rechnungsdirektion 
gewinnt  an  Bedeutung;  in  der  Generaladministration  fällt  seit  1782 
der  Vorsitzende  fort.  Für  die  Provinzialverwaltung  tritt  in  der 
Lizentkasse  eine  weitere  Behörde  auf.  Die  Aenderuugen  in  der 
Lokalverwaltung  sind  ganz  geringfügig.  Die  Gerichtsbehörden  erhalten 
1783  eine  neue  Organisation,  die  im  wesentlichen  an  die  frühere 
anknüpft. 

Bei  den  1786  vorhandenen  Beamten  ist  überall  hinzugefügt,  ob 
sie  1787  beibehalten  sind  oder  nicht;  bei  den  beibehaltenen  sind 
diejenigen,  die  in  andere  Behörden  übertraten,  in  Klammem  hinzu- 
gesetzt.    Behalten  sind  108  Beamte,  es  fehlen  65. 


1)  Horst  nicht  mitgerechnet. 

>)  Die  Differenz  dieser  Zahlen  mit  den  8.  122  angegebenen  erklärt 
sich  daraus,  dass  dort  die  7  Beamten  der  Direktion  von  Berlin,  wie  dies 
ilirer  Stellung  am  besten  entspricht,  zu  der  Provinzialverwaltung  gerechnet 
sind,  während  ich  hier  nicht  umhin  konnte  sie  der  berliner  Lokal- 
verwaltung zuzurechnen :  sie  sind  eben  für  Berlin  eine  Lokalbehörde,  im 
Ganzen  des  Verwaltungsorganismus  eine  Provinzialbehörde.  Ich  habe  den 
Uebelstand  dieser  doppelten  Klassifikation  wohl  empfunden,  glaubte  ihn 
aber  nicht  vermeiden  zu  können. 
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D.     Die  Org&Disation  nach   der  Aufhebung   der  Regie. 
Die  Organisation  im  Jahre  1787*). 

Die  Verändemi^en  erstrecken  sicli  im  wesentlichen  nur  auf  die 
Zentral-  und  ProTinzialverwaltung ;  in  der  Lokalverwaltimg  dagegen, 
sowie  bei  den  tierichtsbehOrden  finden  keine  wichtigeren  Wandelungen 
statt.  In  der  Zentral verwaltong  fallen  die  5  Provinzialdepaitemenls 
und  das  Generalbürean ,  sowie  das  ans  diesem  heraoEgewachsene 
bnrean  de  contentienx  fort;  in  folge  dessen  vermehrt  sich  der  Ge- 
BChäft£kreiB  und  demgemäss  die  Zahl  der  Beamten  bei  der  Genenl- 
administrstion ,  der  Kanzlei,  der  R^istratnr  und  der  Rechnnngs- 
kontrolle.  Bei  der  Provinzialverwaltnng  kommen  alle  BehSrdea  bis 
tuif  eine  in  Wegfall,  so  dass  man  sagen  kann,  eine  gesonderte  kor- 
märkische  Provinzialverwaltnng  existirt  17S7  nicht  mehr.  Die  Zahl 
der  Beamten  beträgt  bei  der  Zentral  Verwaltung  87^)  (1786:  88),  bei 
der  Provinzialverwaltung  2  (1786:  25),  bei  der  Lokalverwaltnng  52 
(1786:  48),  bei  den  Gerichtsbehörden  17  (1786:  18). 


1.  /eolralbehörden 

1.     Geaeialaksise-  and 

Zolldepartement 

1  Vorsitzender  (Werder) 
6  Regisaenre     (Köpckeii, 

Ei^elbrecht,  Uauicheliii, 
Hofetedt,  Beyer,  Dietrich) 

2  Assessoren 

14  Gehnme  expedirende  Se- 
kretäre. 


Yerh&ltnis  eu  den  OrganisatisBen  vw  1786 
Entspricht  der  Generaladminiabmtion  and 
den  5  KorrespondenzbQreans.  Wenn  miu 
Werder  als  NachfolgO'  de  Laimajs  an- 
seht, so  sind  1  Regisseur  nnd  3  Amenotm 
hinzogekommen,  wofGr  1  Gerichtsisth  weg- 
gefail^  ist.    Die  14  SekretBre  entqireckai 


denzbUreans. 


2.    Geheime  Kai 
3  Direktoren 
14  SekraUre 
9  Snpemumersre. 


ziel 


Entspricht  der  Kanzlei  und  dem  BOraau 
der  Qeneraloperatioiien.  AbKcaehen  von 
den    9    Snpemamerareii     mnd    6    Beamte 


3.  Geheime  Regisl 

5  Be^stratoien 

6  A^Btenten 


Ist  geblieben.  Hinzugekommen  nitd  4  B»- 

gistmtoren    und    6    Assistenten;    es    fdill 

1  Diener. 


3  IMrektoreu 
10  Kalkulatoren 
6  Supemumerare. 


EniBpricht  der  Rechnungsdirektion.  Hinza- 
gekommen   sind    die    6    Supemumerare^ 
sowie  8  Kalkulatoren. 


')  Eine  ausführliche  Besprechung    der   OrKanisationsveründernngen 
Jalires  1786  wird  btä  Gelegenheit  der  ErzkhTung  der  Anfbebniur  der 


Regie  im  zweiten  Tbeil  g^eben  werden. 

')  IKe  14  UntertieamteD  des  Formel magazini 


nicht  mitgerechnet 
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5.    Oeneralakzise 
Zollkasee 

1  Generalrendant 
1  Kontrolleur 

1  Kaasirer 

2  Kaasenschreiber 
1  Kopist 


-   und 


Ist  geblieben.    Es  fehU  der  Kassendiener. 


6.   Zetteleinnahme-  und 
Formal  armagazin 

1  Direktor 
1  Kontrolleur 
\  Kopist 
1 1  Kanzleidiener 

1  Thörsteher 

2  Einheizer 


Ist  geblieben.  An  Stelle  der  2  expMition- 
naires  erscheinen  1  Kontrolleur  und  1  Kopist 
Es  fehä  1  Buchbinder.  Himu^ekommen 
sind    10   Diener ^    2   Einheizer  y    1    Thür- 

fitehcr. 


11.  Karmärkische  Provinzial- 
behörden 

1    KurmSrkische  Ober- 
lizent-,  Krieges-,  Metz- 
und    alte   Biergelder- 
kasse 

1  Obereinnehmer 
1  Kassendien<)r 


Ist  geblieben. 
Keine  Veränderung. 


111.  Berliner  Behörden 

1.  Provinzialakzise-und 
Zolldirektion  der  Stadt 
Berlin  und  der  Kreise 
Ober- und  Niederbarnim, 
Lebus, Teltow,  Storkow 
und  Beskow 

2  Direktoren 
2  Assessoren 
2  Sekretäre 

1  Begistrator 

2  Kanzlisten 
1  Assistent 

1  Kanzleidiener 


Entspricht  der  Direktion  für  Berlin. 


Hinzugekommen  sind  2  Assessoren,  1  Se- 
kretär, 1  Begistrator,  2  Kanzlisten,  1  Assi- 
stent, 1  Diener. 


2.     Akzisekammer-    und 
Packhofsbediente 

1  Oberinspektor 

1  Inspektor 

S  controleurs  estimateurs 
3  Kalkulatoren 

2  Buchhalter 

2  Güterverwalter 
2  Wagemeister 
1  Wagekontrolleur 


Entspricht  der  Akzisekammer,   unter  Hin- 
zukommen eines  Theiles  der  Direktion  für 

Berlin. 

Es  fehlt  1  Inspektor. 
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8.  Stadtakzise-undZoU- 

Entspricht  einem  Thöl  der  Direktion  fär 

offizianten 

Berlin. 

2  iDspektoren 

• 

4  ätadtkontrolleare 

Es  fehlen  2  Stadtkontrolleare. 

4.    Akzisekassenbe- 

Sind  geblieben. 

diente 

5  Einnehmer 

5  Kontrolleure 
1  Bnchbalter 

Es  fehlt  1  Buchhalter. 

3  Kassirer 

5.  Zollbediente 

Sind  geblieben. 

1  Einnehmer 

Keine  Veränderung. 

1  Inspektor 

2  Kontrolleure 

1  Scbleusenmeister 

• 

1  Viflitator 

IV.  Geriehtsbehürden 

1.   Oberregiegericbt 

Ist  geblieben. 

1  Minister 

4  Grerichtsräthe 

Es  fehlen  2  Referendare.   dafiOr  ist  1  Tn- 
stment  hinzugekonunen. 

2  Assessoren 

1  Instruent 

1  Referendar 

1  Sekretär 

1  Rendant 

2  Kanzlisten 

1  Nuntius 

2  Gerichtsboten 

1  Exekutor 

ZahlenaDgabeu  über  Einnahmen  und  Ausgaben  anter 
der  Regte. 


Wer 


Ueber  di»  liöhe  der  Einnahmen  and  Anegaben  nnler  der  Ver- 
nallung  der  Regie  Imben  wir  eine  Reihe  delaillirter  Angaben,  die 
von  Bebr  verschiedener  Glaubwürdigkeit  sind.  Es  sind  alle  Stnfeii 
vertreten  von  ganz  lügenhaften  Notizen  bis  zn  zweifellos  richtigen 
Nachrichten.  Die  beiden  Pole  dieser  Reihe  erheischen  keine  näliere 
^Würdigung;  diejenigen  Angaben  —  sie  tinden  sich  hauptsächlich  in 
älteren  Literatur  aber  Friedrich  — ,  denen  man  es  auf  den  ersten 
lick  ansieht,  dass  sie  sich  nur  auf  Komlvinationen  oder  anf  Ueber- 
liefemng  nicht  sachkundiger  Personen  gründen,  ignorire  ich  einfach: 
diejenigen  Nachrichten  dagegen,  welche  die  Akten  oder  die  Kabinetts- 
orders bieten,  sind  selbstverständlich  ohne  weiteres  anzunehmen.  Es 
bleibt  nach  Ausscheidung  dieser  beiden  Klassen  von  Angaben  aber 
noch  eine  Reihe  von  Notizen  Übrig,  die  unsere  sonsligc  Kenntnis 
in  sehr  willkommener  Weise  ei^nzen,  so  dass  wir  sie  ungern  ent- 
behren mögen,  die  aber  dringend  eine  nühere  Prflfung  erfordern. 
Von  ihnen  soll  im  folgenden  die  Rede  sein. 

Wir  werden  sofort  in  medias  res  versetzt,  wenn  wir  die  Frage 
zn  beantworten  suchen,  wie  hoch  waren  die  Einnahm esuinmen,  die 
als  Fixation  der  gesammten  neuen  Verwaltung  zu  Grunde  gelegt 
wurden.  Wir  haben  über  dieselben  nicht  weniger  als  6  durchaus 
verschiedene  Angaben.  Zunächst  sei  angeführt  das.  was  man  aus 
den  Akten  entnehmen  kann,     Dieseliien')  geben  folgende  Zahlen: 

Akzise        3  006  045  Tbl.  21  Gr.  3  Pf. 

Zölle  949  217      „  20     „  7    „ 

Lizenten        303  348     „       5     ,  11    „ 

Transit  137  S45     „  —     ^  4    „ 

Summa  4  395  957     „  —     .  1    „ 


'1  Plan  oingiiial  de  K^gie.     Kerün,  Geh,  Siaatsarehiv. 
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Am  nächsten  kommt  diesen  Zahlen  eine  Angabe  de  LamiayB  ^)f 
nach  welcher  die  Fixaüon  4  393  713  Thlr.  20  Gr.  11  Pf.  bäang. 
Die  Differenz  zwischen  diesen  beiden  Angaben  ist  so  gering,  dass 
wir  sie  einfach  ignoriren  können.  Za  erklären  weiss  ich  sie  aller- 
dings nicht,  jedenfalls  aber  moss  man  sagen,  dass  mit  diesen  rer- 
schiedenen  Zahlen  offenbar  dieselbe  Sache  gemeint  ist. 

Nun  wnrde  für  die  Fixation  zu  Grande  gelegt  das  Jahr  1765/66 
d.  h.  der  Betrag  der  Fixation  war  gleich  dem  Reinertrage  dieses 
Jahres.  Das  Examen  du  Compte  Rendu^)  giebt  für  1765/66  fol- 
gende Angaben: 

Einnahmen  4  979  963  Thlr. 
Ausgaben        317  752      „ 

Fixationssumme     4  662  211  Thlr. 

Hiermit  stimmen  genau  die  Zahlen,  welche  Heinitz^  hat: 

Einnahmen  4  979  963  Thlr. 
Ausgaben        295  041      „ 

Fixationssumme     4  684  922  Thlr. 

Der  scheinbare  Unterschied  erklärt  sich  sehr  einfach  daraus, 
dass  Heiiütz  nur  die  ordentlichen,  nicht  auch  die  ausserordentlichen 
Ausgaben  (22  710  Thlr.)  von  den  Einnahmen  in  Abrechnung  bringt 

Wie  verhalten  sich  nun  aber  die  Zahlen  von  dem  Examen  und 
Heinitz  zu  denen  de  I^aunays  und  der  Akten?  Offenbar  stimmen 
sie  auf  keine  Weise  und  sind  unmöglich  mit  einander  in  Einklang 
zu  bringen.  Wie  wenn  sie  sich  auf  zwei  verschiedene  Dinge  be- 
zögen ? 

Zwei  Stellen  in  den  Akten  geben  ganz  unerwarteten  An&chluss. 
Es  findet  sich^)  ein  Aktenstück  mit  der  Aufschrift:  Division  des 
produits  de  Tann^e  1769  propos^e  au  roy  pour  fixation  comme  la 
plus  forte  annc^e  de  sa  r^gie.  Was  heisst  das  anders,  als  dass  man 
dem  König  vorschlug,  in  Zukunft  nicht  mehr  das  Jahr  1765/66, 
sondern  1769 '70  als  Basis  für  die  Fixation  zu  betrachten?  Es  blieb 
nun  dieser  Gedanke  nicht  blos  Vorschlag,  sondern  er  vnirde  wirk- 
lich ausgeführt.  In  einem  Rundschreiben  de  Launays  vom  18.  August 
1772 '^)  wird  gesagt,  dass  die  Einnahmen  auf  die  des  Jahres  1769 
fixirt  seien®).  Es  ergiebt  sich  also  —  und  bisher  hat  hierauf  noch 
kein  Historiker  geachtet  — ,  dass  im  Jahre  1772  hinsichtlich  der  zn 
Grunde  gelegten  Fixation  eine  Aenderung  eintrat:  als  Basis  für  die- 


ij  Preuss  Bd.  3  S.  15. 

2)  Preuss  Bd.  3  S.  452. 

8)  Riedel.  Staatshaushalt  S.  159. 

*)  Aviea  concernant  la  formation  des  nouveaux  tarifs.  Berlin.  Geh. 
Staatsarchiv. 

^)  Plan  original  de  Re^ie.     Berlin,  Geh.  Staatsarchiv. 

®)  Sa  Majestö  pour  exciter  le  z^le  des  emploj^s  a  tix^  les  produits 
dans  toutes  les  parties  siir  Tannee  1769  et  a  accord^  sur  Texc^ent  de  la 
fixation  une  remise. 
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selbe  diente  nicht  mehr  wie  früher  das  Jahr  1765'ti6,  sondern 
1769/70. 

Jene  oben  mitgctheilten  Zahlen  der  Akten  über  die  Fixation 
sind  entnommen  dem  Vorauschlag  ftlr  1772  73,  es  erscheint  sdinu 
hiernach  als  ziemlich  sicher,  dass  sie  nch  aaf  den  späteren  Fixations- 
hetrag  d.  h.  die  Ri^ineinnahme  von  1769/70  beziehen.  Mit  voll- 
kommener Gewissheit  können  wir  dies  sagen  von  der  Angabe  de 
Launays,  da  diese  das  Jahr  1776  77  betrifft,  also  in  die  Zeit  nach 
1772  gehört.  Aber  noch  ein  anderer  Beweis  lässt  sich  führen. 
Nach  der  Angabe  der  Akten  betrug  die  Fixation  fOr  die  Akzise 
3  006  045  Thlr,  Nun  beliefen  sich  1769  70  die  Kinnahmen  aus 
der  Akzise  auf  3  977  200  Thlr.').  Wenn  wir  nnn  för  die  Auf- 
gaben den  Betrag  ansetzen,  den  de  liaunay  für  diese  1772  Vor- 
schlag, nämlich  561  651  Thlr.,  so  erhalten  wir  eine  zwar  nicht  ab- 
solut, aber  doch  annähernd  richtige  Ziffer.  Es  ergäbe  dies  eine 
Reineinnahme  von  3  416  049  Thlr.  Bedenken  wir  nnn,  dass  hiervon 
noch  Extraordinarien  abgingen,  so  müssen  wir  sagen,  dass  diese 
Zahl  der  Fixationssumroe  ziemlich  nahe  kommt.  Ich  glaube  deshalb 
mit  grosser  Sicherheit  behaupten  zu  können,  in  den  Angaben 
de  Lanna.vs  und  der  Akten  haben  wir  diejenige  Fixntionssumnie  vor 
uns,  die  seit  1772  /.a  Gmnde  gelegt    wurde. 

Dagegen  beziehen  sieb  die  Naehrichten  des  Examen  und  von 
Heinitz  auf  das  Jabr  1765/66,  sie  geben  also  die  in  den  ersten 
Jahren  der  Regie  angenommene  Fixation. 

Es  könnte  nnn  überraschen,  dass  die  Fixalionssnmme  1772 
nicht  etwa  erhöht,  sondern  ermässigt  wurde,  und  es  scheint  dies 
in  Widerspruch  zu  sieben  mit  jeuer  Notiz,  „1769  proposße  an  ray 
poar  fixalion  conime  la  plus  forte  annöe  de  sa  n^gie".  Aber 
letzteres  besagt  doch  nur.  dass  von  den  Kinnahmen  der  Jahre 
1766—72  die  von  1769  die  höchsten  waren,  nicht  aber,  dass  die- 
selben auch  absolut  sehr  bedeutend  waren.  Vielmehr  haben  wir 
eine  Angabe  de  Launays'),  dass  die  ersten  7  Jahre  der  Regie  nur 
sehr  wenig  UebcrschUsse  brachten.  So  viel  aber  ist  allerdings  gewiss, 
dass  die  Einnahme  von  1769  die  Fixation  überstieg-,  wenn  nun 
trotzdem  die  1772  zu  Grunde  gelegte  Fixation  geringer  war,  als  die 
CrtUiere.  so  müssen  wir  uns  hierfür  nach  einer  anderen  Erklärung 
umsehen. 

De  Launa)-*)  bemerkt,  das  für  die  Akzisetixalion  zu  Gmnde 
gelegte  Jahr  habe  aus  372  Erhebungstagen  bestanden;  für  die  Zölle 
und  den  Transit  habe  man  nicht  1765/66,  sondern  1766  67  und 
1767/68  als  Basis  genommen,  durch  all  diese  Massregoln  sei  dit- 
Fixation  um  eine  Million  gegen  die  früheren  Ertragsberechnungen 
erhöht   worden.     Das   heisst   doch,   nach   de   Ijiunays  Meinung  nar 


<)  Act««  concemant    In    formation    de« 
Beilin,  Geh.  Staatsarchiv. 

*)  Faits  josUficatif«  bei  Mirsbeau,  Monarchie  pnisaienne  Bd.  4  ^^.  2^ 
*)  Compte  rendu  bei  Mirabeau,   Monarchie  prussienne  Bd.  4  S.  869. 

PoncknnitfB  (301  YII,  I,  -  Stholtie.  23 
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die  Fixation  viel  zu  hoch  bemess^,  betrog  taat  laa^  HUIipn,ThalDr 
mehr,  als  billig  war.  Wenn  wir  nun  von  der  li^xatioi^  tob 
4  662  2 1 1  Thim.  eine  Million  abziehen,  and  dann  damit  die  qiUere 
Fixation  von  4  395  957  Thlni.  vergleichen,  dann  erscheint  letztere 
allerdings  als  beträchtlich  höher.  Hierin  liegt,  glanbe  ich,  der  Gnind 
für  die  Aendernng  der  Fixation.  De  L^uiiay  ventand  es  zonftchat 
seine  Ansiebt  von  einer  nnbilligen  H&be  der  bisherigen  Fixation  bei 
Friedrich  geltend  zu  machen.  Der  aaf  das  Niveau  des  Gerechten 
rednzirten  Fixation  stellte  er  nnn  die  Reineinnahme  von  1769/70 
gegenüber,  die  dann  allerdings  ein  sehr  bedeutendes  Mehr  ergab: 
indem  er  vorschlug,  diesen  höheren  Betrag  in  Zoknnft  zn  Grunde 
zu  l^en,  mochte  es  dann  als  gerecht  erscheinen,  nicht  die  ganze 
Reineinnahme  dieses  Jahres  zn  nehmen,  sondern  von  ihr  einen  ge- 
wissen Betrag  abzuziehen;  allerdings  kOnuen  wir  nicht  sagen  wddien; 
auf  diese  Weise  kam  man  dann  auf  die  FixatiooBsnnune  ron 
4  395  957  Thim.  Mit  anderen  Worten,  es  wurde  zwar  daa  Jahr 
1769/70  zn  Grunde  gelegt,  aber  nicht  die  vollen  Einnahmen  des- 
selben ;  die  neue  Fixation  überstieg  zwar  nicht  die  rechnongsmäsaig 
angenommene  Reineinnahme  von  1765/66)  wohl  aber  die,  welche  in 
jenem  Jahr  nacli  de  Lannays  Ansicht  wirklich  stattgefunden  hatte. 
Ich  verhehle  mir  nicht,  dass  bei  diesen  Anffassungen  manches  nur 
anf  Kombination  beruht,  aber  ich  weiss  mir  die  Widerspruche 
zwischen  den  absolut  glanbhaften  Angaben  de  Lannays  nnd  der 
Akten  und  de»  ebenso  glaubhaften  Nachrichten  des  Examen  and 
H^initz  nicht  anders  zu  erklären ;  sollte  jemand  eine  befried^endere 
Lösung  finden,  so  werde  ich  der  erste  sein,  der  sie  adoptirt. 

Wir  haben  nun  noch  eine  weitere  Nachricht,  die  scheinbar  den 
bisherigen  vollkommen  widerspricht.  Sigismund*)  giebt  folgende 
Zahlen  ffir  die  Fixation: 

Einnahmen  3  926  538  Tblr. 

Ausgaben        488  718      „ 

Fixationssumme  3  437  820  Thlr. 
Aber  der  Widerspruch  ist  nur  ein  scheinbarer,  denn  die  Sff»- 
mundschen  Zahlen  beziehen  sich  nicht  auf  das  Jahr  1765/66,  sondern 
auf  1764/65;  sie  geben  mithin  diejenigen  Summen,  die  nach  dem 
ersten  von  Friedrich  aufgesetzten  Kontrakte  zn  Grunde  gel^  werden 
sollten. 

Dagegen  steht  wirklich  mit  allem  Bbherigen  im  vollsten  Wider- 
.spruch  eine  Nachricht*),  nach  der  die  Roheinnahmen  im  Jalu-e 
1765'66  betrugen: 

für  Akzise  3  292  687  Thlr.  20  Gr.  —  Pf. 
„  Zölle  1646  735  „  13  „  4  „ 
„  Transit  137  355  „  6  „  3  „ 
„  Strafen  11594  „  17  „  9  , 
Summa     5  088  373  Thlr.     9  Gr.     4  Pf. 
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Prettss,  der  diese  Zahlen  mittheilt,  will  sie  ans  Tableaux 
de  Laonays  haben;  ich  habe  mich  nun  vergeblich  bemüht,  im  C!ompte 
rendu  oder  in  der  Jostification  eine  Spar  für  diese  Angaben  aufzu- 
finden; ebensowenig  wird  im  Examen  auf  sie  Bezug  genommen. 
Ich  hege  deshalb  starke  Zweifel,  ob  sie  wirklich  von  de  Launay 
stammen.  In  jedem  Falle  sind  sie  sachlich  unrichtig  und  zu  ver- 
werfen. Schon  Preuss  selbst  sah  ein,  dass  die  Zahlen  viel  zu  hoch 
sind.  Sie  stimmen  weder  mit  den  Nachrichten  des  Examen,  noch 
mit  dem,  was  de  Launay  selbst  direkt  oder  indirekt  über  die 
Fixation  angiebt. 

"Wir  haben  nun  in  den  bisherigen  Untersuchungen  die  einzelneu 
Nachrichten  einfach  angenommen,  ohne  ihre  Glaubwürdigkeit  einer 
näheren  Prüfung  zu  unterwerfen.  Letzteres  aber  erscheint  durchaus 
als  nöthig,  so  weit  jene  Angaben  nicht  gleichzeitig,  sondern  spätere 
Ueberlieferung  sind,  also  bei  Heinitz,  dem  Examen  und  ßigismund. 
Es  wird  uns  dies  zugleich  Gelegenheit  bieten  zu  einer  Kritik  der 
sonstigen  Nachrichten  über  die  Einnahmen  und  Ausgaben  unter 
der  Regie. 

Von  Heinitz  kennen  wir  ausser  der  Notiz  über  das  Jahr  1765/66 
nur  noch  seine  Angabe  über  das  Jahr  1780/81'),  wonach  die  Ein- 
nahmen damals  7  257  887  Thhr.,  die  Erhebungskosten  958  462  Thlr. 
betrugen.  Nun  war  Heinitz,  als  er  sein  Memoire  schrieb,  aktiver 
MiniBter;  es  standen  ihm  also  amtliche  Quellen  zu  Gebote,  folglich 
müssen  wir  seine  Zahlen  als  durchaus  authentische  betrachten. 

Das  Examen  du  Compte  rendu  ^)  behandelt  ausser  dem  Jahre 
1765/66  noch  die  Jahre  1783/84,  1784/85  und  1785/86.  Seine 
Angaben  sind  diese:  , 

(Siehe  Tabelle  auf  der  nächsten  Seite.) 

Wenn  wir  nun  eine  Prüfung  dieser  Zahlen  versuchen,  so  muss 
es  von  vornherein  sehr  zu  ihrer  Glaubwürdigkeit  beitragen,  dass  sie 
bei  dem  Jahre  1765/66  ganz  genau  mit  Heinitz  stimmen.  Femer 
waren  die  Verfasser  des  Examen  sehr  wohl  in  der  Lage  richtige 
Zahlen  zu  geben,  ihnen  standen  die  Schätze  des  Archivs  zu  Gebote : 
es  liesse  sich  also  nur  annehmen,  dass  sie  absichtlich  falsche  An- 
gaben machten,  eine  Möglichkeit,  die  bei  dem  ganzen  Charakter  des 
Examen  allerdings  keineswegs  ausgeschlossen  ist. 

Nach  einer  Kabinettsorder  vom  28.  Juli  1785^)  betragen  die 
Gratifikationen  des  Jahres  1784/85  in  runder  Summe  110  000  Thlr.; 
wenn  das  Examen  hierfür  110  334  Thlr.  angiebt,  so  stimmt  das 
sehr  genau.  Dieselbe  Kabinettsorder  nennt  für  die  ausserordentlichen 
Kosten  den  Betrag  von  95  000  Thlm.,  das  Examen  hat  hierfür 
48  821  Thlr.  Der  Widerspruch  springt  in  die  Augen.  Vielleicht 
lässt  er  sich  durch  die  Annahme  erklären,  dass  nur  jene  48  821  Thlr. 
in   den   Ausgabeetat   gesetzt   wurden;    während    45  000   Thlr.    eine 


1)  Riedel,  Staatshaushalt  S.  159. 

«)  Preuss  Bd.  3  S.  452. 

8)  Preuss  Urkbeh.  Bd.  3  S.  78. 
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besondere  Zahlung  Friedrichs  waren,  die  dieser  als  Geschenk  an  die 
Regie  betrachtete,  so  dass  sie  nicht  aus  dem  Ansgabefonds,  sondern 
ans  dem  Reinertrage  entrichtet  wurden.  Dafür  dass  derartige 
Rechnungskünsteleien  in  der  That  vorkamen,  haben  wir  Beweise 
bei  der  Tabaksadministration. 

Es  ist  dies  der  einzige  Fall,  wo  wir  die  Ausgabezahlen  des 
£xamen  durch  andere  Nachrichten  kritisiren  können;  viel  mehr 
Material  zu  einer  Prftfung  haben  wir  bei  den  Einnahmezahlen.  Den 
Ueberschuss  des  Jahres  1 783/84  schätzt  de  Lannay  ^)  auf  870  000  Thlr., 
Friedrich  selbst  auf  1  150  000  Thlr.  Nach  dem  Examen  beträgt 
der  Reinertrag  6  465  907  Thlr.,  dies  giebt  einen  Ueberschuss  über 
die  Fixation  von  1  069  950  Thlr.  Man  sieht,  wie  gut  sich  diese 
Summe  mit  der  Schätzung  Friedrichs  vereinigen  lässt. 

1784/85  stellte  sich  der  Ertrag  der  Akzise  allein  nach  unge- 
fährer Schätzung  auf  1215  000  Thlr.^).  Nach  dem  Examen  be- 
trugen die  Einnahmen  der  Akzise  4  619  408  Thlr.;  es  ergäbe  dies 
einen  Ueberschuss  von  1  616  868  Thlm.  über  die  Fixation.  Hiervon 
muss  man  indess  die  Erhebungskosten  abziehen;  letztere  betrugen 
1772 :  458  707  Thlr.  und  mochten  1784/85  im  grossen  und  ganzen 
dieselbe  Höhe  erreichen.  Es  würde  sich  hiemach  die  obige  Summe 
auf  1  157  656  Thlr.  reduziren.  Auf  den  ersten  Blick  liegt  hier  ein 
Widerspruch  vor  mit  jener  Schätzung  Friedrichs,  die  1  215  000  Thlr. 
anninunt.  Wenn  man  aber  bedenkt,  dass  das  Examen  die  Straf- 
gelder besonders  aufführt,  diese  aber  bei  einer  ungefähren  Schätzung 
des  Ertrags  der  Akzise  doch  sicher  den  Einnahmen  zugerechnet 
sind,  wenn  wir  demnach  der  obigen  Summe  noch  die  Strafgelder 
zuzählen,  so  bekommen  wir  als  Ueberschuss  1  200  978  Thlr.  und 
man  sieht  ..leicht  ein,  wie  gut  dies  zu  der  Schätzung  des  Königs 
stimmt. 

Für  das  Jahr  1785/86  haben  wir  nur  eine  Notiz  deLaunays^), 
dass  die  Einnahmen  7  814  000  Thlr.  betrugen.  Ziehen  wir  von  den 
7  922  940  Thlm.,  die  das  Examen  nennt,  die  rechnungsmässigen 
Defekte  ab,  so  erhalten  wir  7  907267  Thlr.  Es  liegt  hier  ein 
Widerspruch  vor,  aber  absolut  unerklärbar  ist  er  nicht.  Die  von 
dem  Examen  gegebene  Zahl  ist  nämlich  fast  genau  um  soviel  höher, 
wie  die  Schiffsgefäss-  und  Yoigelder  ausmachen.  Es  wäre  also  möglich, 
dass  de  Launay  bei  seiner  Notiz  den  letzteren  Posten  nicht  in  An- 
rechnung gebracht  hat. 

Ziehen  wir  das  Resultat  aus  dieser  Prüfung.  Dieselbe  ergab 
unzweifelhaft  eins:  die  Zahlen  des  Examen  sind  im  allgemeinen 
richtig,  sie  entfernen  sich  auf  keinen  Fall  weit  von  der  Wahrheit. 
Dagegen  ist  ebenso  unzweifelhaft,  dass  die  bisherige  Prüfung  die 
absolute  Richtigkeit  jener  Zahlen  weder  bejahen  noch  verneinen 
konnte.     Hier  wo   uns   die   historische  Kritik  im  Stiche  lässt,   tritt 


»)  Preuss  Urkbeh.  Bd.  3  S.  74. 

«)  Ebd.  S.  78. 

')  nompte  rendu  bei  Bürabeau,  Monarchie  pruesienne  Bd.  4  S.  268. 
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nun  die  psychologische  ein.  Den  Urhebern  des  Examen  mres  vor 
allem  daram  zn  tbun,  die  Regie  herab Ensetzen,  Wenn  sie  sidi  nac 
in  dieeem  Beatrebea  dazn  veranlisst  sahen,  die  wiiUicben  Zahlen 
ZQ  f&lschen,  dann  thaten  sie  dies  sicher  nar,  wenn  durch  die  btadten 
Zahlen  handgreiflich  die  Nachtheile  der  Regie  bewiesen  worden. 
Diee  aber  liees  sich  nnr  erreichen  durch  ganz  grobe  Entstellung, 
nidlt  dnrch  geringe  Veränderung  der  wahren  Zahlen.  Hit  anderen 
Worten,  die  Zahlen  des  Examen  sind  entweder  absolnt  richtig  oder 
ganz  grob  öbertrieben:  tertinm  non  datnr.  Knn  ist,  wie  ansero 
Prflfnng  gelehrt  hat,  der  zweite  Fall  ansgeschlossen.  Folglich  mnss 
der  ente  stattfinden.  Ich  trage  demnach  kein  Bedenken,  die  Zahlen 
des  Examen  als  vollkommen  glaubwürdig  zn  bezeichnen,  und  dem- 
gemftss  zu  verwerthen. 

Dnrch  Heinitz  erhielten  wir  nur  Über  zwei  Jahre  Auskunft, 
durch  das  Examen  ttber  vier:  es  muss  daher  auf  den  enten  Blick 
Sigismuud  die  höchste  Bedeutung  von  allen  zukommen,  denn  er  liefert 
fttr  BAmmtliche  Jahre  der  Regieverwaltung  Zahlenangaben '),  Ich 
tbeile  dieselben  vollBtSud^  mit: 


Augabo 

Thb. 

TUr. 

Thlr. 

1766/67 

4182  367 

977  218 

3835149 

1767/68 

5  347254 

977  218 

4  370  036 

1768/69 

5  463  629 

1  079  978 

4  373  661 

1769/70 

5  765 144 

1100  940 

4  664  204 

1770/71 

5  563904 

1093544 

4470860 

1771/72 

5879168 

1 171  647 

4  207  621 

1772173 

5  680417 

1174  444 

4  505  973 

177S/74 

5  953  084 

1184  418 

4  768  666 

1774/75 

6  740  272 

1  226  111 

5  523 161 

1775/76 

6  877  439 

1  264  808 

5  612  686 

1776/77 

7129435 

1  323  286 

5  806  149 

1777/78 

7  652140 

1  424  864 

6  227  276 

1778/79 

6  759  337 

1290160 

5  469177 

1779/80 

7  382  074 

1295  271 

6  086  808 

1780/81 

7  256  883 

1311230 

5  945  653 

1781/82 

6  747  209 

1  281 342 

5465  867 

1782/83 

7  052  405 

1255  626 

5  796  779 

1783/84 

7 146 106 

1  095  454 

6050  652 

1784/86 

7  386  481 

1145  775 

6240  706 

1785/86 

7  814  682 

1  208  580 

6606  002 

1786/87 

7  395  857 

1  081 110 

6  314  747 

Zunächst  fällt  auf,  dass  diese  Zahlen  weder  stimmen  mit  denen 
von  Heinitz  noch  mit  denen  der  Akten  für  das  Jahr  1772/78.  Aber 
weiter  auch   ganz  allgemeine  Gründe   sprechen   aufs  hbchste  gegen 

')  Riedel,  Staatshaushalt  8,  IfiO. 
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sie.  Wir  wissen  aas  aUerzuverlässigsten  gellen,  dass  1772  eine 
Reduktion  der  Ausgaben  stattfand;  die  Sigismondsche  Tabelle  steigt 
1772/73  und  1778/74  eine  Steigerung  deHtölben  gegen  das  Yoijahr. 
1788  fand  eine  Herabsetzung  der  Besoldungen  um  260  000  Thir. 
statt;  bei  Sigismund  betragen  die  Ausgaben  1788/84  nur  160  000 
Thlr.  weniger  als  im  Voijabr. 

Es  könnte  hiemach  als  überflüssig  erscheinen  in  eine  spezielle 
Prüfung  der  Sigismundscben  Zahlen  einzutreten ;  ich  tbue  dies  trotz- 
dem, und  zwar  deshalb,  weil  Riedel  sie  ohne  jedes  Wort  des  Miss- 
trauens  aufgenommen  hat,  trotzdem  ihm  doch  so  wenig  wie  jedem 
andern  der  Widerspruch  mit  den  Heinitzschen  Angaben  entgehen 
konnte. 

Zunächst  die  Ausgaben.  Im  Jahre  1783  giebt  der  König  ^)  die 
Erhebimgskosten  auf  rund  800  000  Thlr.  an,  Sigismund  nennt 
1  095  454  Thlr.  Nach  einer  Notiz  de  Launays  ^)  betrugen  die 
Regiekosten  im  Jahre  1785/86  746  000  Thlr.,  Sigismund  hat 
1  208  580  Thlr. 

Weit  mehr  Material  haben  wir  zur  Kritik  der  Einnahmeangaben. 
Der  Ueberschuss  des  Jahres  1766/67  belief  sich  auf  120  000  Thlr.'). 
Sigismund  giebt  für  die  Reineinnahme  die  Summe  von  3  835  149  Thlrn. 
an,  dies  macht  gegen  die  Fixationssmnme  nicht  etwa  einen  Ueber- 
schuss, sondern  ein  Minus  von  827  062  Thlrn. 

•  1767/68  wurde  ein  Ueberschuss  von  80  000  Thlrn.  erzielt*). 
Die  Sigismundsche  Reinertragszahl  von  4  370  036  Thlrn.  dagegen  er- 
giebt  wieder  ein  Minus  von  292  175  Thlrn.  der  Fixation  gegenüber. 

In  dem  Jahre  1773/74  erreichte  der  Ueberschuss  die  Höhe 
von  319  442  Thlrn.  ^).  Nach  Sigismund  war  die  Reineinnahme 
4  768  666  Thlr.,  d.  h.  das  Plus  über  die  Fixation  beträgt  372  709  Thlr. 

Die  Einnahmen  des  Jahres  1776^77  betrugen  nach  de  Launay®) 
7  129  437  Thlr.,  Sigismund  hat  7129  435  Thlr. 

Die  Einnahme  des  Jahres  1782/83  schätzt  Friedrich  auf  rund 
7  000  000  Thlr. ');  nach  Sigismund  betrugen  sie  7  052  405  Thlr. 

Den  Ueberschuss  des  Jahres  1783/84  taxirt  de  Launay  auf 
877  000  Thlr.,  der  König  auf  1150  000  Thlr.»).  Sigismund  nennt 
als  Reineinnahme  8  050  652  Thlr.,  dies  würde  einen  Ueberschuss 
von  1  654  695  Thlrn.  über  die  Fixation  bedeuten. 

1785/86  betrugen  die  Einnahmen  nach  de  Launays  Angabe 
7  814  000  Thlr.»),  nach  Sigismund  7  814  582  Thlr. 

Ich  denke,  das  beigebrachte  Material  ist  für  eine  Kritik  der 
Sigismundscben  Zahlen  vollkommen  hinreichend:  auf  das  allerklarste 


1)  Prenss  Urkbch.  Bd.  3  S.  67. 

^  Compte  rendu  bei  Mirabeaa,  Monarchie  pnissienne  Bd.  4  8.  2tf8. 

»)  PreosB  Urkbch.  Bd.  3  S.  27. 

*)  Ebd.  S.  27. 

»)  Ebd.  S.  35  u.  36. 

Preuss  Bd.  3  S.  15. 

PreusB  Urkbch.  Bd.  3  S.  67. 
«)  Ebd.  S.  74. 
^)  Compte  rendu  bei  Mirabeau,  Monarchie  prussienne  Bd.  4  S.  268. 
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stellt  sich  heraus,  dass  dieselben  als  Granzes  genommen  unhaltbar 
sind.  Und  doch  glaube  ich  nicht,  dass  man  sich  bei  diesem  nega- 
tiven Ergebnisse  beruhigen  darf.  Die  Abweichung  der  Sigismundscheii 
Zahlen  von  den  gleichzeitigen  Angaben  war  bei  den  einzelnen  Posten 
eine  sehr  verschiedene :  als  völlig  unglaubhaft  mflssen  ersdieiDen 
Sigismunds  Nachrichten  über  die  Ausgaben  und  den  Reinertrag; 
ich  stehe  nicht  an  dieselben  rundweg  zu  verwerfe;i.  Anders  aber 
liegt  die  Sache  bei  seinen  ZiiTem  über  die  Einnahmen.  Bei  den 
Jahren  1776/77,  1782/83,  1785/86  stimmten  diese  in  überraschender 
Weise  mit  den  thatsächlichen  Ergebnissen.  Es  erscheint  daher  an- 
gebracht, sie  auch  mit  den  späteren  zuverlässigen  Angaben  über  die 
Einnahmen  zu  vergleichen. 

Da  stellt  sich  gleich  zuerst  die  grösste  Uebereinstinunung 
zwischen  Sigismund  und  Heinitz  heraus;  nach  ersterem  betrugen  die 
Einnahmen  im  Jahre  1780/81  7  256  883  Thlr.,  nach  letzterem 
7  257  387  Thlr. 

Dagegen  weichen  auf  den  ersten  Blick  die  Ziffern  Sigismunds 
von  denen  des  Examen  bedeutend  ab.  Doch  ist  die  Differenz  nur 
eine  scheinbare.  Den  Schlüssel  zum  richtigen  Verständnis  gewährt 
das  Jahr  1785/86.  Wir  sahen  früher,  dass  in  ihm  die  Einnahmen 
7  814  000  Thlr.  betrugen,  während  das  Examen  7  922  940  Thlr. 
angiebt,  dass  wir  aber,  sobald  wir  von  letzterer  Zahl  die  Bestände 
aus  dem  Vorjahr,  die  rechnuugsmässigen  Defekte  und  die  Schiffs- 
gefäss-  und  Voigelder  abzogen,  eine  mit  der  wirklichen  Einnahme- 
summe so  gut  wie  identische  Ziffer  erhielten.  Wenden  wir  dasselbe 
Verfahren  auf  die  Jahre  1783^84  und  1784/85  an,  so  werden  da- 
durch die  Zahlen  des  Examen  auf  7  147  269  Thlr.  und  7  387  116  Thlr. 
reduzirt,  während  Sigismund  für  jene  Jahre  7  146 106  Thlr.  und 
7  386  481  Thlr.  nennt.  Man  sieht,  wie  sehr  beides  dann  über- 
einstimmt. 

Am  grössten  bleibt  der  Unterschied  zwischen  der  Sigismundschen 
Nachricht  für  das  Jahr  1772/73,  dass  die  Einnahmen  5  680  417  Thlr. 
betrugen,  und  der  aktenmässigen  Angabe,  dass  sie  sich  auf 
5  428  540  Thlr.  beliefen.  Unerklärbar  aber  ist  auch  hier  die  Sache 
nicht:  die  Aktennotiz  ist  nur  ein  Voranschlag  und  es  ist  sehr  wohl 
denkbar,  dass  später  derselbe  von  den  thatsächlichen  Einnahmen 
bedeutend  übertroffen  wurde. 

Ich  bin  nach  alle  diesem  nicht  geneigt,  die  Sigismundschen 
Einnahmezahlen  bei  Seite  zu  werfen.  Allerdings  sehe  ich  in  ihnen 
nicht  absolut  genaue,  mathematisch  richtige  Ziffern;  so  viel  aber 
glaube  ich  als  Ergebnis  der  vorhergehenden  Prüfung  festhalten  zu 
dürfen,  dass  dieselben  der  Wirklichkeit  sehr  nahe  kommen.  Ich 
habe  daher  kein  Bedenken  getragen,  sie  unter  dieser  Beschränkung 
in  den  Text  aufzunehmen,  wobei  ich  jedoch  bei  den  Jahren,  wo  wir 
andere,  absolut  zuverlässige  Zahlenangaben  haben,  letztere  für  die 
Sigismundschen  eingesetzt  habe.  Auf  diese  Weise  erklärt  sich  die 
in  Kapitel  7  gegebene  ziffermässige  Uebersicht  der  Einnahmen. 


vn.  8. 
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Wenn  ich  an  die  voransgehenden  Erörterungen  einen  allgemeinen 
Satz  knttpfen  darf,  so  ist  es  der,  dass  sich  wieder  einmal  gezeigt 
hat,  wie  falsch  es  ist,  hei  der  historischen  Kritik  von  schahlonen- 
massigen  Regeln  auszugehen,  wie  vielmehr  alles  auf  den  einzelnen 
Fall  ankommt:  in  einer  Quelle,  die  nachgewiesenermassen  viele 
falsche,  unrichtige  Angaben  hatte,  die  also  nach  der  bekannten  all- 
gemeinen Regel  ganz  und  gar  zu  verwerfen  war,  fanden  sich  dicht 
neben  jenen  falschen  Notizen,  aufs  engste  mit  ihnen  verbunden, 
Nachrichten,  die  der  absoluten  Wahrheit  mindestens  sehr  nahe 
kommen^). 


^)  Ich  verkenne  nicht,  dass  überhaupt  mit  dem  Material,  mit  dem 
in  diesen  Ausführungen  operirt  wurde,  nicht  in  jedem  einzelnen  Falle  eine 
völlige  GewiBsheitzu  erreichen  war;  es  liegt  auf  der  Hand,  dass  letzteres 
nur  oann  möglich  wäre ,  wemi  sich  die  Originalrechnungen  der  Regie  auif- 
flbiden;  ich  melt  indessen  nicht  für  nöthig,  im  Text  ausdrücklich  (üesen 
Vorbehalt  zu  machen,  weil  derselbe  auch  ohnedies  für  jeden  verständigen 
Leser  selbstverständlich  sein  dürfte. 


IV. 
AktenBtttcke  ans  den  Terhandlnngen  des  Jahres  177£. 


Die  hier  pablizirten  Aktenstücke  sind  entnommen  aus  dem 
Aktenfuiikel  'PUn  origiaal  de  r^e  «t  autres  pifeces  relatives  k  la 
noavetle  Administration  des  acdses  et  päagee'  Berlin,  Geh.  Staats- 
archiv, Oeneralakzise-  nnd  Zolldepartement,  Generalia  Tit  18., 
Äbgaben-YerfosBung,  UniTersalia  Nr.  1.  Im  wesentlichen  sind  es 
die  fttr  die  indir^ten  Steuern  anfgestellten  Etats  für  das  Jahr 
1772/73.  Diese  Aktenstücke  gewähren  nns  einen  bis  in  das  Detail 
sich  erstreckenden  Einblick  in  die  finanziellen  Yerhftltnisse  der  Begie- 
verwaltnng,  und  ans  diesem  Gnmde  hielt  ich  ihre  Uitüteilang  fDr 
wtLnscfaensnerth.  Eine  aosfObrliche  Erlänterung  zn  geben  stehe  idi 
ab,  da  ich  doch  nur  das  wiederholen  mDsste,  was  ich  in  den  Kapiteln 
111,  TI  and  VII  des  eisten  Boches  gesagt;  ich  dmcke  daher  die 
ZatalenUbersicfaten  ohne  weiteren  Konunmtar  ab. 

I. 

Die  Kosten  der  Zentralverwaltnng. 

Frais  gän^nuix  de  Rggie. 

Cea  5ais  Bont  port&  sniTaat  les  d^tails  de  l'^tat  auoex^  a 
Plan  gin^ral  de  R^e  pr£sent^  &  Sa  Majest^  k     .    .   . 


SoT  qvoy  il  s^ra  d6dnit,  snirant  les  ordr»  du 
roy  30  000  «^  nii  les  places  des  r^gis- 
seure") 


Plus  lea  d^nses  emploj'^B  pour  la  catsse  du 
timbre  et  la  chambre  des  comptts  ^\  atteodü 
qn'elles  ne  sout  Dullement  neceasaires  pour 
regir,  et  que  la  pr^c^ente  r^e^l  n'eti 
avoit  psB  la  chai^e 


71  45^- 
Regiaseure 


*)  Vergleiche  über  diese  r 

")  Gemeint  ist  d'-  " ' 

r^gie  genannt  wird. 


11. 

Die  Kosten  der  ProviazialverwaltaDg. 

Reler^  dee  fnüs  gteäiwix  de   R^e,   poar  la  directiOD  de  duqae 
-dtipartement,  extnit  des  ätate  gän^ranx  des  directtooB  cy  aprts. 
Annfe  1772  k  1773. 


Noms  des  Diiections 


1:111  ?t! 


1.  Harche  Electoiale  .   . 

2.  NoitTelle  Horche    .  . 
8.  Tomm^irame 

4.  Prasae    Roy.'»  et    Li- 

thnanie 

5.  Ilagdebou^  et  Halber- 

8tadt 

«.  Sralan 

7.  HdM 

&  Ologan 


9S46 

10  476 

9ö62 

7600 
4100 


4500 
,  900 
,  1400 


1070 
1380 


12  872 

uesB 


()2  i3i; 


47&0     9408  illfiSU    4550 


miäre  colonne  präsente  lee  appointemene  dea  emplovia  aup<'- 
lUgie,  aoesi  D^essaiiea  A  radminiatration  qae  l'nolent  de 
l'andeDne  tU^e*)  lee  eomeillen  des  cbambres,  ceax  des  cercles  et  anties 
qni  dirigwHeDt  les  optoitions.  On  oe  petit  rien  retraDcher  an  DOmbre  ni 
anx  ämolnmeDS  qui  sont  en  tont  proportionnte  au  n^easaire. 

La  deuxiiiDe  colonne  qni  eet  pour  les  appointemens  des  juges 
d'attribnlioii,  l^pr^seDte  les  gaeea  des  justices  de«  chambrea. 

La  IxoU&oe  et  la  qnatTienie  qni  sont  ponr  les  impreaaioiiH,  papiers, 
plombs  et  nsteDcites  de  r^e,  r^pr^nteot  lents  ürus  g^näraux,  uuib  les- 
qiaels  an  ne  peot  mener  nne  r^gie. 

La  cinqniAme  qni  est  poar  les  ohevaux  d' ordonnance,    est  la  seole 
enaceptible  de  radiation,   puet*   qu'on    pent  s'en  pasaer   HDivant  le   plan 
prdaentä  an  Boj,  et  que  8a  Hajestä  pMt  donner  dana  le  caa  de  bräoin 
des  chevanx  d'oraonnance  ponr  ee  eervtce,  c-omme  ponr  les  autres;  cy 
4550  ^ 
Kapport  dn  Total  dea  Directioos    .    ...  92494  „ 
Beste    87  944  ^ 
Cee  87  944   if    ne  fönt  pas  nne  angmentatjon  de   charge   pour  le 
B07,    pniaqne  toutes  lea  cbambres  doivent  Ini  compter  de  tons  leurs  frais 
gÄn^ni,  ponr  leaqnels  ellea  n'ont  rien  d^dnit  k  la  R^gie. 

')  L  e.  Oeneraldurektorium. 
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vn.  3. 


III. 

Die  Kosten  der  Lokalverwaltang. 

llelev^  des  appointemens  et  des  frais  de  R6gie  n^cessairea  pour  le 
Service  des  accises  dans  les  villes  qni  composent  chaqoe  directioo, 

et  pour  le  service  des  brigades. 

Eztrait  des  ätats  gön^ranx  des  directiona  cj  apr^ 
Accises.    Ann^  1772  k  1778. 

Savoir. 


Noms  des 
Directions 


Montant  des  frais  de  R^e  dans  les  villes 


Pour  appoiato- 
m«iis  dM  bnreanz 
dM  donanes,  des 

tzcrdoM  tk  dM 
oommifl  de  poitee 


Poor  fraii  de 
boreMiz 


•f 


Po«r  pfutoni  «t 

•ntree  tnia  im- 

prtfntf 


i 


Total  |tf  Di- 


•f  \*i 


1.  liarcheElectorale 

2.  Nouvelle  fiiarche 
8.  Pomm^ranie   .   . 

4.  Prasse  Roj.i«  et 

lithuanie .   .   . 

5.  Magdebourff     et 

£lber8tadt .   . 

6.  Breslau    .... 

7.  Neisse 

8.  Ologaa 


98889 
20562 
86804 

60208 

45618 
40  052 
25  564 
82582 


12 


|854729|12 


2570 

968 

1827 

2876 

2188 
8101 

1854 
1201 


1 


16088 


21 

18 


8 


I 

811 
19- 

20  — 


1778 

828 

8229 

4750 

1418 

488 
840 
408 


5760 
2880 
8840 

6820 

4800 
8840 
2880 
8840 


108488 
85288 

45700 


78654 


589741 
47481 
806881 
87981 


14  7 


18284     2  7  84160 


418157 


98 

18- 
27 


€ 

^ 


5  t 


La  premiöre  colonne  renferme : 

1.  Les  appointemens  des  employ^  de  donanes  et  boreauz        i^       9^  A 

qoi  sont  de 146 109  12  - 

Ces  aptpointemens  sont  trös  peu  snsceptibles  de  ra- 
diaeion  parce  qu*il  faut  que  l^ouvrage  se  fsuMe,  et 
qu     le  public  soit  servi. 

2.  Ceux   des  controleurs  et  commis  auz  exerdees  qui 

sont  de .     116582 

L'on  ne  pourroit  röduire  sans  danger  ces  appointe- 
mens parce  que  ces  emnloy^  sont  les  surveillans 
des  redevables,  qu'ils  aoivent  dtre  proportionn^ 
k  lenr  nombre,  et  que  ce  sont  euz  qui  assurent  le 
produit  des  consommations  qui  est  de  o  700 000  ^cns. 

3.  Ceux  des  commis  de  portes  qui  sont  de 92  088  —    - 

L'on  ne  peut  toucher  k  ces  appointemens  parce  qu^il 

faut  que  les  portes  soient  gard^es.  

354  729  12    - 
La  seconde  renferme  les  frais  de  bureaux,    qui  ont 
eUV  de  tous  tems,   et  qu'on   ne  peut  retrancher  comme 
^tant  justes  et  n^cessaires. 

Latus  ....     854729  12  - 

^)  Gemeint  sind   nur  die  Brigaden   in  den  Städten    für  die  Ak- 
zise; vergleiche  S.  130. 


vn.3. 

Transport  ....     354729  1! 

La  tioiKime  est  presqne  toute  pour  des  peosiotis 
quo  l'oa  peat  nyer  comme  nou  n^ceaeaires  pünr  r£gir<)        18  2S4    ! 

La  qnatiiime  cflt  ponr  les  briKades,  absolament 
inntiles  pcur  rkm  dm  ville«,  et  quon  pent  aupprimeT 
d'antant  pliu  ais&nent  qu'elles  odI  &ik  couti^  inutilement 
phia  de  800  000  £cas  4  la  i^e  des  accises,  pnigqa'elle 
n'ai  jwmais  eu  le  droit  de  ren  serrir.  et  qu'elles  ont 
toajoiuB  kvk  placfes  et  condnites  de  facon  qu'il  6toit 
d'otie  impOBBJDilit^  pbjsique  qu'ellee  empechent  aacanea 
fraodea  et  contrebandee 34160  - 

47ä44- 

La  däpeuM  ätoit  de 418  1S7 

Elle  restem  ponr 370  763 

>)  Siehe  hierüber  &.  131. 
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V. 

Die  Qaellen  fttr  die  Yerhandlangen  ttber  den 

kurmSrklschen  Tarif. 


Für  die  Yerhandlangen  über  den  kurmärkischen  Tarif  besitzen 
wir  in  den  Akten  des  Geb.  Staatsarchivs  ein  ziemlich  reichhaltige 
Material,  das  indess  behufs  seiner  Yerwerthung  eine  Quellenkritik 
vorher  unumgänglich  nothwendig  erscheinen  lässt.  Eine  Reihe  von 
Aktenstücken  ist  undatirt,  nennt  den  Verfasser  nicht,  sagt  nicht, 
worauf  sie  sich  beziehen.  Es  ist  aber  vollkommen  unmöglich,  eine 
Geschichte  der  Verhandlungen  zu  geben,  ohne  dass  man  vorher  die 
Reihenfolge  der  einzelnen  Schriftstücke  festgestellt,  ihre  gegenseitigen 
Beziehungen  konstatirt,  ihren  Verfasser  eruirt  hat.  Es  ist  dies  auch 
bei  einiger  Aufmerksamkeit  durchaus  nicht  unmöglich. 

Das  Aktenfaszikel  „Actes  concemant  la  formation  des  nouveaux 
Tarifs  d'Accises  1768/72"  enthält  folgende  33  Schriftstücke: 

1)  Eabinettsordervom  I.Jan.  1768  an  die  Generaladministration. 
2^  Antwort  der  Generaladministration. 

3)  Instruktion  für  die  Kommission  vom  15.  Juli  1768. 

4)  Schreiben  der  Generaladministration  darauf. 

5)  Kabinettsorder  vom  19.  Juli  1768. 

6)  Protokoll  der  Sitzung  vom  3.  Oktober  1768. 

7)  Protokoll  der  Sitzung  vom  14.  November  1768  mit  Fort- 

setzungen vom  18.  und  25.  November. 

8)  Schreiben  de  Launays  vom  20.  November  1768. 

9)  Eine  Darlegung  der  Prinzipien. 

10)  Observations  sur  les  additions    proposöes  h  faire   au   tarif. 

11)  Schreiben  Hagens  vom  22.  November  1768. 

12)  Denkschrift  vom  2.  Dezember  1768. 

13)  Protokoll  der  Sitzung  vom  30.  Dezember  1768. 

14)  Observations  de  l'adrainistration  sur  les  positions  du  Tarif. 

15)  Anmerkungen   zum   Berlin' sehen  Tarif  de  anno  1789  vom 

25.  Juni  1768. 

16)  Pr^cice. 
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17)  Division  des  produits  de  l'annöe  1769. 

18)  Memoire  sur  les  vues  de  sa  majestö   de   faire  revoir  les 

tarifs  pour  rätablir  plus  de  proportion  dans  les  impositions 
eDtre  les  objets  de  luxe,  ceux  ^trangers  et  les  productions 
du  pays. 

19)  Pröcis  pour  le  roy. 

20)  Memoire  sur  les  abus   auxquels   sont  livräs  les  principaux 

revenus  des  accises  et  le  moyen  d'y  remödier. 

21)  £tat  des  droits  qui  ont  form^  les  principaux  produits  des 

accises  1769/70. 

22)  Relev^  des  objets  de  luxe. 

28)  Reley^  des  objets  de  consommation. 

24)  Relev^  des  objets  de  commerce. 

25)  Repertoire   des  lettres   öcrites   par  le  Directoire  Gänöral 

1767/72. 

26)  Schreiben  der  Kommission  vom  18.  März  1768. 

27)  Antwort  der  Generaladministration. 

28)  Schreiben  Horsts  vom  31.  Oktober  1768. 

29)  Vorschlag  was   wegen   der  Akzise  von  Bier,   Branntwein, 

Wein,  Fleisch  und  Getreide  in  den  Tarif,  theils  auch  ins 
Reglement  zu  bringen  sein  möge. 

30)  Schreiben  der  Kommission  vom  16.  Oktober  1769. 

31)  Schreiben  der  Kommission  vom  13.  November  1770. 

32)  Eingabe  Jacobis  vom  22.  Juli  1770. 

33)  Schreiben  Horsts  vom  1.  Juni  1772. 

Ed  handelt  sich  nun  vor  allem  um  das  gegenseitige  Verhältnis 
der  Nummern  9,  10,  12,  14,  20  und  29  dieses  Verzeichnisses. 
Dieselben  seien  der  Kürze  wegen  im  folgenden  bezeichnet  als 
^Expos^*',  „Additions",  „Denkschrift",  „Observations",  „Memoire" 
und  „Vorschlag". 

Datirt  ist  von  allen  nur  die  „Denkschrift" ;  von  ihr  ist  deshalb 
auszugehen.  Sie  stammt  vom  2.  Dezember  1768  und  ist,  wie  sich 
aus  dem  Inhalt  klar  ergiebt,  eine  von  der  Kommission  verfasste 
Widerlegung  derjenigen  Bedenken,  welche  die  Administration  gegen 
die  Vorschläge  der  Kommission  geltend  gemacht  hatte.  Gleich  im 
Anfang  wird  gesagt,  dass  sie  Bemerkungen  zu  einem  Memoire  der 
Administration  vom  18.  November  1768  geben  solle.  Welches  ist 
nun  dieses  Memoire? 

Wenn  wir  den  Inhalt  der  „Denkschrift"  ins  Auge  fassen,  so 
zerfällt  sie  deutlich  in  zwei  Theile,  einen  allgemeinen,  der  sich  gegen 
den  Standpunkt  des  Deklarationspatents  wendet,  und  einen  speziellen, 
der  sich  mit  den  Abgaben  vom  Bier,  Wein  und  Fleisch  beschäftigt. 
Letzterer  ist,  wie  man  auf  den  ersten  Blick  erkennt,  eine  Polemik 
gegen   die   Ausführungen   der    „Additions"  ^).     Ersterer    ist    ebenso 


^)  Es  wird  dies  auch  durch  einen  äusseren  Grund  best&tict.  Es  wird 
gesagt,  dass  die  Re^sseure  in  ihrer  Kdponse  vom  18.  Novemoer  die  An- 
sichten  der  Kommission    als  Objeetions    bezeichnet  hätten.     Dies   aber 
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unverkennbar  eine  Widerlegaag  der  Ansfuhmngen  de6  „Ezposä". 
Es  werden  in  der  „Denkschriff  Stellen  des  „Exposö"  wftrtlich  aa- 
geführt.  Diese  Widerlegung  spielt  auch  noch  in  den  zweiten  Theil 
der  „Denkschrift "  hinein,  besonders  wenden  sich  die  Aosftihningen 
über  das  Ko^mt  direkt  gegen  die  betreffenden  Partien  des  „Export". 

Es  ergiebt  sich  somit  als  erste  Thataache,  dass  das  „E^qK»«" 
eine  Kundgebung  der  Administration  ist,  die  aufs  engste  mit  den 
„Addilions"  /usanunenhängt.  Wir  sahen,  dass  die  „Denkschrift"  die 
Antwort  auf  ein  Memoire  der  Administration  ist;  nach  dem  eben 
Gesagten  ist  klar,  dass  wir  dieses  MiSmoire  entweder  in  den 
„AdditioDs"  oder  in  dem  „Exposä"  zn  suchen  haben.   In  welcberaV 

In  dem  Protokoll  über  die  Sitzung  vom  18.  November  1768 
heisst  es,  dass  die  Finanzräthe  von  der  Regie  der  Kommission  ein 
Memoire  Über  die  Revision  des  Tarife  überreicht  hätten.  Mit  einem 
Schreiben  vom  20.  November  1768  sandte  de  Lannay  an  den  Kfinig 
den  Prospekt  eines  Memoire,  das  er  in  der  letzten  Sitzung  der 
Kommission  vorgelegt  habe.  Er  erklärt,  er  habe  nur  die  eisten 
1*0  Artikel  mitgetheilt,  während  das  Ganze  etwa  300  umfassen  werde. 
Aus  diesen  beiden  Bemerkungen  ergiebt  sich  ganz  klar,  dass  wir 
dies  von  de  Lauuay  eingereichte  Memoire  in  den  „Additious"  zu 
suchen  haben').  Die  „Additions"  sind  also  auf  den  18.  November 
1768  zu  setzen.  Mit  ihnen  stand,  wie  wir  sahen,  das  „Exposö"  in 
engster  Verbindung;  es  muss  nothwendig  in  dieselbe  Zeit  gehören; 
es  ist  der  von  de  Launay  in  seinem  Schreiben  erwähnte  Prospekt'), 
der  eine  Art  Vorwort  zu  seinem  Memoire'}  bildete. 

Gehen  wir  nun  von  den  „Ädditions"  aus  weiter  rttckwärt?. 
Die  „Additions"  selbst  charakterisiren  sich  als  eine  Polemik  gegen 
Vorschübe  der  Kommission.  Bei  genauerem  Studium  erkennt  man 
sehr  leicht,  dass  diejenigen  Ansichten  bekämpft  werden,  die  in  dem 
„Vorschlag"  enthalten  sind.  Es  muss  als  vollkommen  sicher  hin- 
gestellt werden,  dass  die  „AddÜtions"  eine  Antwort  auf  den  „Vor- 
schlag" sind.     Wie  ist  letzterer  zn  datiren? 


geschieht  in  der  That  in  den  Additione.  Ferner  beriehen  eich  die  den 
ciozelnen  Abschnitten  der  Denkschrift  beigesetzten  (intennitliraiideD) 
Zahlen  G;anz  offenbar  auf  die  eleichzabligen  Artikel  der  Addisons. 

')  De  Lannay  sagt,  sein  M^oire  umfosae  28  Pafeej  nun  haben 
alleraings  weder  die  „UbserrationB"  noch  die  „Additiona"  28  Seiten.  Dieser 
Hcbeinbare  Widerspruch  erkltirt  sich  indess  JeichL  NbcIi  einer  Auiechrift 
sind  die  „Addition»"  gerichtet  an  das  G  eDeraldirektorium.  Wir  haben  also 
in  ihnen  nicht  das  von  de  Launay  an  Friedrich  gesandte  Memoire  von 
28  Seiten,  sondern  eine  für  das  Gencraldirektoriuin  angefertigte  Abschrift 

^1  Hiermit  stimnit  sehr  gut,  dass  das  „EipoH^"  in  unserer  Kopie  von 
derselben  Hand  seschrieben  ist  wie  der  Briet  de  Lannaya. 

')  Ks  bandelte  üeh  in  diesem  Memoire  weniger  um  den  Tarif,  als 
lim  das  Reglement.  Es  ereiebt  sich  dies  aus  dem  B^leitsehreiben  de 
LftUQays,  wo  allerhand  Forderungen  für  ein  mites  Reglement  aufgestellt 
werden,  wobei  doch  die  stillschweigende,  otfcn  durchschiromemde  Annahme 
ist,  dasB  sein  Mtooire  alle  divse  Forderungen  erftille. 
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Der  „Vorschlag"  zeigt  dieselbe  Schrift,  Tinte  und  Papier  wie 
ein  ihm  nnmittelbar  vorausgehendes  Schreiben  Hagens  vom  31.  Okt. 
1768.  In  letzterem  erklärt  Hagen,  dass  er  der  Administration 
„Vorschläge  wegen  der  vom  Bier,  Branntwein,  Wein  und  Fleisch 
zu  regulirenden  Abgaben"  kommunizire.  Vergleichen  wir  diese  Worte 
mit  der  Ueberschrift  unseres  Aktenstückes,  so  ist  klar,  dass  Hagen 
mit  jenem  Brief  der  Administration  den  „Vorschlag"  tlbersandte. 
Dazu  stimmt  aufs  beste,  dass  in  dem  Protokoll  vom  28.  November 
das  Memoire  d.  h.  die  „Additions"  als  Beantwortung  eines  Briefes 
der  Kommission  vom  31.  —  ohne  Angabe  des  Monats  —  bezeichnet 
werden.    Der  „Vorschlag"  ist  mithin  auf  den  31.  Oktober  zu  setzen. 

Wir  haben  somit  Sicherheit  über  die  Reihenfolge  von  drei  der 
wichtigsten  SchriftsttLcke  gewonnen.  Wie  steht  es  nun  mit  dem 
Verfasser  derselben?  Antwort  erhalten  wir  aus  einer  Betrachtung 
der  „Observations".  Sie  sind  offenbar  ebenfalls  eine  Polemik  gegen 
die  Kommission,  aber  sie  setzen  einen  vollständigen  Tarifentwurf 
voraus,  nicht  blos  einen  Reglemententwurf,  wie  ihn  die  „Additions" 
enthielten,  und  wie  er  in  der  „Denkschrift"  besprochen  wurde.  Ein 
solcher  Tarifentwurf  ist  nun  aber  thatsächlich  von  der  Kommission 
der  Administration  überreicht  worden.  Schon  in  dem  Protokoll  der 
Sitzung  vom  14.  November  1768  ist  die  Rede  von  einem  projet 
que  Mr.  Dieu  a  äbauche,  das  die  Kommission  der  Administration 
mittheilen  werde.  Mit  einem  Schreiben  vom  22.  November  1768 
übersendet  dann  in  der  That  Hagen  der  Administration  das  Projekt 
eines  neuen  Tarifs,  das  im  wesentlichen  nach  den  Vorschlägen 
Diens  gemacht  ist.  In  den  „Observations"  haben  wir  die  Antwort 
der  Administration  auf  diesen  Tarifentwurf. 

Klar  lässt  sich  aus  der  Polemik  der  „Observations"  der  Stand- 
punkt dieses  Entwurfes  erkennen:  es  ist  genau  derselbe  wie  der- 
jenige des  „Vorschlags"  und  der  „Denkschrift".  Nun  vergegen- 
wärtigen wir  uns  die  Datirung  der  drei  Sachen.  Der  „Vorschlag*^ 
fällt  auf  den  31.  Oktober,  der  Tarifentwurf  auf  den  14.  November^ 
die  ^Denkschrift"  auf  den  2.  Dezember.  Ist  da  nicht  der  Schluss 
unvermeidlich,  dass  die  drei  zeitlich  so  nahe  stehenden,  dem  Inhalt 
nach  durchaus  zusammengehörigen  Schriftstücke  von  demselben  Ver- 
fasser stammen?  Für  mich  wenigstens  scheint  die  Sache  zweifellos. 
Nun  rührt  der  Tarifentwurf  sicher  von  Dieu  her;  ich  sehe  daher 
in  Dieu  auch  den  Verfasser  des  „Vorschlags"  und  der  „Denk- 
schrift". 

Eine  Schwierigkeit  ist  noch  zu  besprechen.  Nach  dem  Protokoll 
vom  3.  Oktober  1768  wurde  Magusch  mit  den  Vorarbeiten  für  den 
neuen  Tarif  beauftragt.  Man  kann  hieraus  nicht  folgern,  dass 
Magusch  nun  der  Verfasser  des  zeitlich  nächsten  Aktenstückes,  des 
„Vorschlags",  ist;  denn  der  später  berathene  Tarifentwurf  stammt 
sicher  nicht  von  ihm,  sondern  von  Dieu;  es  muss  also  neben  oder 
anstatt  Magusch  auch  Dieu  mit  Tarifarbeiten  betraut  gewesen  sein,  und 
es  kann  dies  ebensogut  vor  wie  nach  dem  31.  Oktober  geschehen  sein. 
Dass  wir  aber  in  Magusch   nicht  den  Verfasser   des   „Vorschlags" 
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uud  der  „Denkschrift"  erblicken  dürfen ,  scheint  mir  ans  dem  Inhalt 
jener  hervorzugehen.  Beide  stehen  dnrcbans  anf  einem  der  Regie 
feindlichen  Standpunkt ,  wollen  im  wesentlichen  Wiederherstellang 
der  alten  Zustände.  Magnsch  aber  gehörte  zu  den  Errisen  der 
Steuerverwal tuDg ,  trat  später  anf  de  Lanuays  Vorschlag  selbst  in 
die  Regie  ein,  er  musa  da  doch  wohl  im  wesentlichen  die  Ansichten 
de  Lannays  getheilt  haben.  Sehr  gut  dagegen  passen  jene  Ans- 
fUhmngen  ftlr  ein  Mitglied  des  altprenssischen  Beüntenthnms,  d.  b. 
für  Dien.  Ans  inneren  Gründen  ^so  moss  ich  die  Autorschaft  von 
Magusch  abweisen,  die  bei  den  Süsseren  GrOnden  zwar  mißlich, 
aber  nicht  nothwendig  ist. 

Ebenso  wie  „Vorschlag"  und  „Denkschrift"  gehören  dnrch  den 
Inhalt  „Observatious"  und  „Additions"  znsanuneD.  Bei  letzteren 
kann  nach  dem  frOher  Gesagten  Aber  den  Verfasser  kein  Zweifel 
bestehen:  sie  sind  eine  Arbeit  de  Lannays,  denn  sie  sind,  wie  wir 
zeigten,  zu  identi6ziren  mit  dem  Memoire,  das  de  Laonaf  selbst  als 
Ecin  Werk  bezeichnet.  Sollten  da  nicht  auch  die  „Observations" 
de  Launay  zuzuschreiben  aeinV  Wird  er  nicht,  wenn  er  das  erstemal 
selbst  die  Beantwortung  der  Vorschläge  der  Kommission  äbem^im, 
dies  aach  das  zweitemal  getban  haben?  Dazu  kommt,  dass  die 
beiden  Schriftstücke  im  Stil  sehr  ähnlich  sind.  Ich  trage  daher 
kein  Bedenken,  in  de  Laanay  auch  den  Verfasser  der  „ObservatJons'^ 
ZD  sehen. 

Mit  den  nns  erhaltenen  Aktenstücken  ist  nun  aber  die  Anzahl 
der  fhatsächlich  gewechselten  Schriften  keineswegs  erschöpft.  In 
dem  Schreiben  Hagens  vom  31.  Oktober  1768,  das  die  Ueher- 
reichung  des  „Vorschlages"  an  die  Administration  begleitet,  wird 
ges^,  dass  die  Vorschläge  der  Kommission  inbetreff  des  Bieres 
nicht  mit  den  von  de  I.aunay  angegebenen  Prinzipien  Obereinstimmten. 
Das  erste  Schriftstück  von  Seiten  der  Administration ,  das  wir 
kennen ,  sind  die  „Additions" ;  sie  sind  erst  vom  18.  November. 
Folglich  war  noch  ein  anderer  Entwurf  de  Lannays  ober  die  Ab- 
gaben vom  Bier  —  wohl  auch  noch  über  andere  Sachen  ■ —  vor- 
iianden,  der  vor  den  31.  Oktober  gehört,  nod  der  wohl  den  Anfong 
der  eigentlichen  Verhandlangen  bildet,  da  das  erste  Protokoll  vom 
3.  Oktober  ist,  and  da  letztere  Sitzung  durchaus  mit  der  Berathnng 
Über  die  allgemeinen  zu  Grande  za  legenden  Prinzipien  atisgefftUt 
wurde. 

In  dem  Protokoll  vom  25.  November  1768  wird  gesagt,  die 
Regisscure  hätten  prodnit  une  <^banche  sur  la  fisation  des  droits 
tiur  la  lü^re.  Es  kann  nun  hiermit  nicht  das  Mt^moire  vom  18.  No- 
vemlier(die  „Additions")  gemeint  sein,  dieses  ist  doch  zeitlich  zu  entfernt, 
beschäftigt  sich  auch  keineswegs  allein  mit  dem  Bier;  aach  hatte 
bereits  am  18.  November  eine  Sitzung  der  Kommission  stattgefunden, 
in  der  sicher  Jenes  Memoire  mitgetheilt  wurde.  Es  existirte  also 
eine  Darlegung  der  Administration  über  die  Biersteuer,  die  nicht 
mehr  vorhanden  ist.  Es  muss  nun  auch  noch  eine  nicht  mehr 
erhaltene    Denkschrift    der   Administration    aber   die    Fleischsteaer 
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existirt  haben.  Die  „Denkschrift^  nämlich,  die  wie  wir  sahen  im 
allgemeinen  eine  Beantwortung  der  „Additions"^  ist,  enthält  aus- 
führliche sich  gegen  die  Administration  wendende  Darlegungen  tlber 
die  Fleischsteuer,  während  von  letzterer  in  den  „Additions"  gar 
nicht,  in  dem  „Expose"  nur  insoweit  die  Rede  ist,  als  es  ihre 
Beziehung  zu  der  Aufhebung  der  Komsteuer  betrifft.  Sollen  die 
betreffenden  Ausführungen  der  „Denkschrift''  nicht  vollständig  in 
der  Luft  stehen,  so  muss  man  annehmen,  dassMhnen  ein  entsprechendes 
Schriftstück  der  Administration  vorausging. 

Ich  kehre  zu  den  „Observations"  zurück.  Wann  sind  sie  ver- 
fasst?  Sicher  nach  der  „Denkschrift"  d.  h.  nach  dem  2.  Dezember 
1768.  Die  „ Denkschrift '^  beschäftigt  sich  nur  mit  den  Aasführungen 
der  „Additions'' ;  schon  hieraus  kann  man  abnehmen,  dass  ihr  die 
„Observations"  nicht  vorlagen,  da  sie  sicher  nicht  unterlassen  hätte 
auf  die  vielfach  analogen  Darlegungen  der  letzteren  zu  antworten. 
Eine  andere  Erwägung  bestätigt  diesen  Schluss.  Die  „Observations" 
sind  die  Antwort  auf  einen  am  22.  November  mitgetheilten  Tarif- 
entwurf. Nun  brauchte  man  doch  sicher  geraume  Zeit  um  einen 
vollständigen  Tarifentwurf  durchzuarbeiten  und  eine  eingehende 
Widerlegung  zu  verfassen;  und  es  ist  kaum  glaublich,  dass  hierzu 
der  Zwischenraum  vom  22.  November  bis  2.  Dezember  d.  h.  zehn 
Tage  ausgereicht  haben  sollten.  Die  „Observations"  reden  zuerst 
vom  Wein,  darauf  vom  Branntwein,  dann  vom  Bier;  femer  vom 
Getreide;  sodann  gehen  sie  zum  Fleisch  über:  hierbei  brechen  sie 
mitten  im  Satze  ab,  während  die  folgenden  Seiten  des  Aktenstückes 
unbeschrieben  sind^).  Wie  dies  zu  erklären  ist,  vermag  ich  nicht 
zu  sagen:  Yermuthungen  will  ich  nicht  äussern.  Am  Rande  neben 
den  Ausführungen  der  „Observations"  stehen  kurze  Bemerkungen^ 
die,  wie  man  beim  Lesen  sofort  erkennt,  die  Beschlüsse  der  Kommission 
zu  den  einzelnen  Artikeln  der  „Observations"  repräsentiren.  Als 
letzte  derartige  Randbemerkung  findet  sich:  arrestä  ä  la  tenue 
de  Tassemblöe  du  9  mars  1769.  Diese  Notiz  giebt  ein  werth- 
volles  Datum,  nicht  für  die  Abfassung  der  „Observations",  denn 
selbstredend  kann  sie  hierfür  nichts  beweisen,  wohl  aber  für  den  Gang 
der  Verhandlungen.  Wir  sehen  nämlich,  dass  man  am  9.  März  1769 
noch  mit  der  Berathung  des  Tarif entwurf s ,  gegen  den  die  „Obser- 
vations" polemisiren,  d.  h.  des  Entwurfes  (Dieus)  vom  14.  November 
beschäftigt  war. 

Nun  wurde  aber  nicht  letzterer  Entwurf  wirklich  Gesetz.  Der 
in  den  .Observations"  bekämpfte  Entwurf  muss,  wie  sich  aus  den 
Artikelzahlen  der  „Observations"  ergiebt,  systematisch  angeordnet  ge- 
wesen sein,  der  als  Gesetz  publizirte  Tarif  zeigt  alphabetische  An- 
ordnung. Man  hat  also  jenen  Entwurf  vom  14.  November  fallen 
lassen  und  einen  neuen  ausgearbeitet.  Der  Grund  liegt  auf  der 
Hand.    Der  Entwurf,  den  die  „Observations"  bekämpfen,  zeigte,  wie 


')  Nach  der  Art  des  Heftens  haben  noch   o  Blätter  zu  dem  Sclirift- 
stück  gehört. 
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wir  schon  bemerkten,  denselben  Standpunkt  wie  der  „Vorschlag'' 
und  die  „Denkschrift"  ;  der  als  Gesetz  publizirte  Tarif  vertritt 
durchaus  den  Standpunkt,  den  wir  in  den  „Additions**  und  den 
„Observations"  finden. 

Wir  kommen  nunmehr  zu  dem  „Memoire  sur  les  abus**.  Wie 
sich  unschwer  erkennen  lässt,  gehört  dasselbe  in  eine  andere  Gruppe, 
als  die  bisher  behandelten  Schriftstücke,  gehört  zusammen  mit  den 
Nummern  21 — 24  des  früher  gegebenen  Verzeichnisses.  Während 
sich  durch  alle  bisher  besprochenen  Sachen  wie  ein  rother  Faden 
der  Streit  zwischen  der  Administration  und  der  Kommission  hin- 
durchzieht, ist  das  „Memoire"  vollkommen  frei  von  jeder  Polemik, 
ist  in  streng  sachlicher  Weise  abgefasst.  Es  behandelt  femer  nicht 
wie  jene  Sachen  die  Art  der  Steuererhebung,  sondern  beschäftigt 
sich  mit  der  Verhütung  von  Defraudationen,  vor  allem  mit  der  Contre- 
bande  und  dem  Transit.  Verfasst  ist  das  „Memoire",  wie  sich  aus 
verschiedenen  Bemerkungen  mit  zweifelloser  Sicherheit  ergiebt,  von 
einem  Mitglied  der  Administration.  Nach  ihm  liefern  Wein  u,  s.  w. 
3  056100  Thlr.  von  einer  Gesammteinnahme  von  3  977  200  Thlm. 
suivant  Tötat  cy  Joint.  Dieser  6tat  ist,  wie  sich  aus  der  Ueber- 
einstimmung  der  Zahlen  herausstellt,  in  den  Schriftstücken  Nr.  21 — 24 
zu  erkennen.  Bestätigt  wird  dies  durch  die  vollkommene  lieber- 
einstimmung  in  Schrift,  Papier  und  Tinte. 

In  ,welche  Zeit  gehören  nun  diese  Sachen,  denen  sich  noch 
weiter,  wie  der  gleiche  Inhalt  klar  zeigt,  die  Nummern  18  und  19 
anschliessen  *)  ?  Sie  stehen  mit  den  früher  behandelten  Schriftstücken 
in  keiner  Verbindung,  nicht  einmal  dem  Gegenstand  nach:  denn 
jene  behandelten  die  Frage  nach  der  inneren  Einrichtung  der  Ver- 
brauchssteuern; diese  beschäftigen  sich  mit  dem  Verhältnis  von 
Luxus-  und  Konsumsteuem. 

Es  springt  sofort  in  die  Augen,  dass  alle  sechs  Schriftstücke 
aus  derselben  Quelle  stammen.  Auch  über  diese  Quelle  selbst  kann 
man  nicht  lange  zweifelhaft  sein.  Jene  Schriftstücke  enthalten 
äusserst  genaue  Zahlenangaben,  wie  solche  nur  diejenige  Behörde 
zu  liefern  vermochte,  die  die  Akzise  verwaltete,  d.  h.  die  Admini- 
stration. Der  allgemeine  Standpunkt  der  Darlegungen  ist  durchaus 
der,  den  das  Schreiben  der  Administration  vom  18.  Juli  1768  aus- 
drückt. Mehrmals  wird  in  jenen  Akten  gesprochen  in  der  ersten 
Person  Singularis;  so  aber  kann  nur  der  Chef  einer  Behörde,  nicht 
irgend  ein  Subaltembeamter  reden.  Es  ergiebt  sich  aus  allem  diesem 
mit  apodiktischer  Gewissheit,  dass  die  angeführten  sechs  Stücke 
von  dem  Leiter  der  Generaladministration  d.  h.  von  de  Launay 
herrühren. 

Wann  sind  sie  verfasst?  Jene  Schriftstücke  enthalten  Zu- 
sammenstellungen über  das  Etatsjahr  1769/70;  es  ist  also  klar,  dass 
sie  frühestens  in  den  Juni  1770  gesetzt  werden  können.  Nun  wurde 
aber  der  kurmärkische  Tarif  am  1.  Juli  1769  publizirt.    Es  ergiebt 

^j  Auch  Papier,  Tiute  und  Schrift  stimmt  überein. 
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eich  iniiliiti  —  und  es  will  dieses  sehr  scbarf  betont  sein  — ,  dass 
jeue  Scliriftütacke ,  also  nuch  dt?  VerliandluDgen ,  die  sie  spiegeln, 
in  die  Zeit  nach  der  Ferligslellang  und  der  Pablikation  des  Tarifs 
gehören ,  däss  sie  also  mit  den  sonstigen  Verhandlungen  über  den 
Tarif,  die  nns  durch  die  früher  besprochenen  Schriftstücke  geschildert 
werden,  nichts  zu  thnn  haben. 

Sind  sie  nun  aber  1770  /u  setzen  orter  noch  spälerV  Erinnern 
-wir  uns  zunächst  an  die  Aufschrift  des  ganzen  Akten faszikels. 
Dieselbe  lautete:  „Actes  concemant  la  formalion  des  nouveaux  Tarifs 
d'Accises  1768.72."  Nun  findet  sich  aus  dem  Jahre  1772  nur  das 
inhaltlich  ganz  bedeutungslose  Schreiben  von  Horst.  Sollte  sich  die 
Ueberschrift  auf  dieses  beziehen':'  Das  erscheint  doch  kaum  wahr- 
«heinlich.  Liegt  nicht  die  Annahme  nahe,  ilass  mehrere  Schrift- 
stücke ans  dem  Jahre  1772  stammen  müssen?  Dies  aber  zuge- 
geben, dann  können  nur  die  ans  hier  beschäftigenden  Sachen  ge- 
meint sein. 

Ich  verkenne  nicht .  Aass  das  eben  Ansgesprocbene  nur  eine  Ver- 
mathung  begründet,  aber  diese  Verniuthung  wird  nnch  wahrscheinlicher 
durch  eine  weitere  Nachricht,  Wir  wissen  positiv,  daas  im  Jahre  1772 
Verhandlungen  zwischen  dem  König  und  de  Launay  —  wie  wir  oben 
nachwiesen,  dem  Verfasser  der  in  Hede  stehenden  Schriftstücke  — 
ober  eine  Revision  des  Tarifes  stattfanden').  Nun  bedenken  wir, 
daas  die  Schriftstücke  sicher  nach  1770  gehören*).  Werden  wir 
Im  dieser  Sachlage  nicht  geneigt  sein,  die  in  Frage  stehenden  Akten 
in  das  Jahr  1772  zu  setzen'.' 

Ziehen  wir  hieraus  den  nöthigen  Schluss.  Die  in  dem  A)<ten- 
atöck  vereinigten  Schriflsiücke  sind  die  Ueberhleibse!  von  zwei 
2eitUch  und  sachlich  vollständig  getrennten  Verhandlungen.  Die 
erste  Reihe  gehört  in  die  Jahre  1768  69  und  betrifft  die  Besteuerung 
von  Bier,  Wein,  Branntwein,  Fleisch  und  Getreide;  die  zweite  Reibe 
stammt  aus  dem  Jahre  1772  und  beschäftigt  sich  mit  dem  Ver- 
hältnis von  Luxus-  und  KoDsumstenern.  Dabei  soll  nicht  verkannt 
werden,  dass  die  letztere  Frage  auch  schon  im  Jahre  1768  gestraft 
wurde,   aber  eben   nur  gestreift;  über  ganz  allgemeine  Deduktionen 

')  rian  ciriginal  de  Ki^^gie.   Berlin,  Geh.  St.-Arvhiv. 
*)  Wuudem  künnte  man  sich,  daea  man  damals  nicht  die  Krcebnisae 
Jahns  n70'71  vorführte.  .Vber  uiierklärbar  Ist  audi  dies  nicht.  Wir 

kjkabeu  nben  Dachgewiesen,  dass  das  Jahr  17ti9'70  als  neues  Fiiationsjahr 
>n  Grunde  gelegt  wurde;  ea  ifalt  also  als  annus  niirmaliB.  Es  kann  nun 
nicht  befremden,  dass  man  sich  bei  der  Frage  nach  einer  Umgestaltung 
der  indirekten  Steiieru  nicht  auf  das  xettlich  nächste  Jahr,  Goiidem  auf 
den  anoDa  normalis  bezog.  Ich  will  indessen  zugeben,  dass  hier  eine 
absolute  Sicherheit  nicht  zu  erreichen  ist,  ho  lange  nicht  weitere  Atleii 
bekannt  sind  —  nach  mir  gewordeoeu  Milthcilungen  finden  sich  im  Geh. 
Staatsarchiv  keine  — ,  und  das»  möglicher  weise  die  Verhandluiigen,  von 
denen  die  Nr.  18—24  berichten,  »chon  im  Jahre  1771  stattgefunden  haben. 
UobngeiiB  ist  dies  sachlich  irrelevant;  wesentlich  ist  nur,  dasa  sie  nncli 
der  Enanation  der  neuen  Tarife  fallen;  ob  1771  oder  1772,  ist  historiBih 
bodeutnngalos;  wenn  ich  im  Text  1772  angegeben  habe,  geschah  es  mehr 

■am  mn  liestimmtes  Datum  zu  geben,    als  dass  ich   diese  Aniialune  als 

<awingend  hinstellen  wollte. 
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kam  man  damals  nichl  hinaus,  alle  Epeziellen  Untersnchnngen  gefaOren 
erst  der  späteren  Zeit  an. 

Zum  Schloss  mag  ein  knr/es  Bild  der  Verbandlungen  entrollt 
werden,  wie  es  sich  aus   den  vorstehenden  UntersucbiiDgen    ei^ebl. 

Gleich  nach  dem  Beginn  der  Berathnngen  am  8.  Oktober  1768 
beauftragte  die  Kommission  Itlagnsch  mit  den  Vorarbeiten  zum  Tarif, 
bald  wurde  indess  neben  ihm  auch  Dien  mit  der  Anfertigong  eines 
Tarifentwurfs  betraut.  iD/wischen  machte  de  Latmay  Vorschläge 
über  die  Biersteuer,  die  sich  eng  an  den  Standpunkt  des  Deklarations- 
palents  anschlössen.  Dieselben  fanden  nicht  den  Beifall  der  Mehrheit 
der  Kommission,  die  sich  vielmelir  dem  Deklarationspatent  ganz 
enlgegengesetzten  Ansichten  zuneigte.  Ihre  Anschauung  reprftsentirt 
der  „  Vors  eil  lag " ,  der  am  31.  Oktober  der  Regie  mitgetheilt  wurde. 
De  Laouay  sachte  diese  Ansfilhningen  zu  widerlegen  durch  ein 
„Mt^moire"  (d.  i,  die  „Ädditions"),  dem  ein  „Prospekt"  (d.  i,  das 
„Exposf)")  vorausging;  beides  reichte  er  am  18.  November  1768 
der  Kommission ,  am  20.  November  dem  König  ein.  £twas  ver- 
änderte  Vorschläge,  soweit  es  wenigstens  das  Bier  betraf,  machte 
die  Regie  am  25.  November  1768;  auch  inbetreff  der  Fleischateuer 
äusserte  sie  sich  ungetälir  in  derselben  Zeit.  Auf  diese  seitens  der 
R^e  vorgebrachlen  Bedenken  antwortete  die  Kommission  am 
2.  Dezember  1768  durch  die  „Denkschrift".  Inzwischen  war  am 
22.  November  der  Administration  der  Tarifentwurf  Dieus  mitgetheilt, 
den  letztere  durch  die  „Observations"  /n  bekämpfen  sachte.  Bis 
in  den  Mär/  1769  dauerten  die  Berathungen   über   diesen  Entwurf, 

Geraume  Zeit  nach  diesen  Streitigkeiten  wurden  die  Verhandlungen 
wieder  aufgenommen.  Es  handelte  sich  diesmal  um  die  Frage  der 
Luxus  steuern.  Dabei  wies  de  Launay  auf  Grund  ziffennäsagen 
Materials  dem  König  nach,  dass  eine  Erhöhung  derselben  nicht  den 
gewünschten  Erfolg  haben  werde. 


VI. 
Die  Quellen  fftr  den  preusslschen  Tarif. 


Wenn  man  sich  über  die  Verhandlungen  über  den  preossischen 
Tarif  ans  dem  Faszikel  Acta  ^egen  Anfertigung  eines  neuen 
Akzisetarifs  von  Preussen  und  Litthauen  in  dem  Geh.  St.-Archiv 
zu  Beriin  ein  Bild  verschaffen  will,  so  stösst  man  zwar  nicht  auf 
ein  derartiges  komplizirtes  Verhältnis  der  Quellen  wie  beim  kur- 
märkischen Tarif,  immerhin  aber  kommt  man  auch  hier  nicht  eher 
zur  vollen  Klarheit,  bevor  man  sich  tlber  die  Chronologie  einiger 
undatirter  Aktenstücke  Rechenschaft  gegeben  hat. 

Unsere  Kenntnis  der  Berathungen  beruht  in  erster  Linie  auf 
drei  Schriftstücken :  dem  Protokoll  des  Kammerplenums  vom  20.  Sept. 
1768,  den  „Erläuterungen  über  die  abgeänderten  Sätze  zum  neuen 
Tarife  und  den  „Anmerkungen  zum  neuen  Akzisetarif''.  Die  erste 
dieser  drei  Denkschriften  erklärt  durch  den  Titel  genügend,  was  sie 
ist  und  welcher  Zeit  3ie  angehört,  es  handelt  sich  also  vornehmlich 
darum,  von  der  zweiten  und  dritten  den  Zeitpunkt  der  Abfassung 
und  das  gegenseitige  Verhältnis  derselben  festzustellen. 

Einen  Ausgangspunkt  gewährt  ein  an  die  Tarifkommission  ge- 
richtetes Schreiben  der  königsberger  Kammer  vom  3.  Oktober  1768, 
vermittelst  dessen  sie  den  Tarifentwurf  nebst  den  Anmerkungen 
Bertrams  sowie  das  Protokoll  der  Kommission  übersendet.  Es  kann 
absolut  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  mit  dem  Protokoll  das  oben 
angeführte  Protokoll  des  Kammerplenums  gemeint  ist.  Andrerseits 
ergiebt  sich  bald,  dass  die  Ausführungen  dieses  Protokolls  sich  be- 
ziehen auf  die  Darlegungen  der  „Anmerkungen".  Die  „ Anmerkungen "" 
sind  unterzeichnet  von  Bertram.  Wir  haben  somit  in  ihnen  die 
Begründung  Bertrams  zu  seinem  Tarifentwurf  zu  erblicken. 

Dieser  Tarifentwurf  selbst  ist  uns  erhalten  in  dem  „Entwurf 
zum  Tarif  für  die  Stadt  Königsberg".  Es  ergiebt  sich  dies  ganz 
unzweifelhaft  daraus,  dass  die  Zahlen  des  „Entwurfs"  vollkommen 
übereinstimmen  mit  den  Darlegungen  der  „Anmerkungen" ,  dass 
„Entwurf**    und     „Anmerkungen"     sich    gegenseitig    ergänzen    und 
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erklären,  dass  indem  „Eatwarf"  wiederbolt  auf  die  „Aameitamgai'' 
verwiesen  wird. 

Die  Kammer  obersendet  ntm  nach  ihrem  Schreibea  der  Kom- 
mission ausser  dem  Protokoll ,  dem  Tarifentwarf  und  den  An- 
merkongen  Bertrams  noch  Balancen  der  vorgeschlagenen  Steuersätze 
mit  denen  des  alten  Tarifs  and  des  Deklarationspatentes.  Kon 
finden  wir  in  dem  Aktenfaszikel  zwei  Tabellen  vor  mit  der  Ueber- 
Bchrifl:  „Balance  des  neoen  Tarifs  für  Stadt  Königsberg  gegen  das 
Deklarationspat ent"  und  „Balance  des  alten  und  neuen  Akzisetarifs 
für  Stadt  Königsberg",  mehrfach  beziehen  sich  diese  beiden  Balancen 
auf  die  „Anmerkungen".  Unzweifelhaft  also  haben  wir  in  diesen 
beiden  Uebersichten  die  oben  erwähnten  Balancen  zu  erblicken. 

Es  gehören  also  diese  fünf  Schriftstücke,  „Protokoll",  „Entwurf", 
„Anmerkungen"  und  die  beiden  „Balancen"  eng  zusammen,  und 
sind  vor,  be/w,  auf  den  20.  September  1 768  zu  setzen.  Alle  ver- 
folgen einen  gemeinsamen  Zweck:  sie  suchen  den  Tarif  von  Grund 
aus  umzugestalten,  ihn  auf  ganz  anderen  Grundlagen  aufzubauen  als 
denen  des  Deklarationspatentes. 

Nach  einem  Kanzlei  vermerke  auf  dem  Schreiben  vom  3.  Oktober 
ging  dasselbe  am  6.  Oktober  ab  und  traf  am  14.  Oktober  in  Beriin 
ein.  Damit  stimm),  dass  sich  in  den  „Anmerkungen"  eine  berliner 
Kanzleinotiz  vom  22.  Okiober  findet. 

"Vfohin  gehören  nun  die  „Erläuterungen "  ?  Auch  sie  sind  nach 
der  Unterschrift  von  Bertram  verfasst,  aber  sie  nehmen  offenbar 
einen  ganz  anderen  Standpunkt  ein  als  die  bisher  erwähnten  Schrift- 
stücke, indem  sie  sich  im  wesentlichen  an  das  Deklarationspatenl 
anschliessen.  Ausdrücklich  wird  in  ihnen  gesiigt,  dass  die  Kom- 
mission Bertram  angewiesen  habe,  die  Tarifsätze  festzustellen  auf 
Grund  der  Prinzipien  der  Kommission  und  der  königl.  Deklaration, 
d.  h.  des  Deklaration  spat  enis.  Er  ergiebt  sich  hieraus  klar,  dass 
die  „Erläuterungen"  in  eine  spätere  Periode  der  Berathungeu  ge- 
hbren  als  der  „Entwurf"  und  die  „Anmerkungen" ;  man  muss  aus 
jenen  Worten  abnehmen,  dass  die  Kommission  jenen  ersten  Entwurf 
Bertrams  einfach  verwarf  und  ihm  befahl,  einen  neuen  auszuarbeiten. 
Die  dem  letzteren  beigefügte  Motivtrung  liegt  in  den  „Erläute- 
rungen" vor. 

In  welche  Zeit  gehört  nun  dieser  zweite  Tarifentwurf?  In  den 
„Eriäuiemngen"  findet  sich  die  Notin,  der  Tarif  sei  eingesandt  den 

6.  Oktober  a.  p.  Hieraus  folgt,  die  „Erläuterungen"  gehören  ins 
Jahr  1769,  nicht  ins  Jahr  1768.  Weiter  kommen  wir  dnrcli  einen 
Kanzleivcrmerk.     Er    lautet :     „Berlin ,    3.    Mär/,    1 709.    ad   acta 

7.  April  1769".  Es  trafen  also  die  „Erlänterungen"  in  Berlin  am 
3.  März  ein.  Sie  \varen  danach  etwa  den  23.  Februar  1769  von 
Königs bei^  abgegangen. 

Wieder  aber  sind  uns  keineswegs  alle  wesentlichen  AkienstUciie 
ttber  die  Verhandlungen  erhalten.  In  einem  Schreiben  vom  29.  Nov. 
1768  sagt  die  königsberger  Kammer,  sie  habe  die  Anmerkungen 
Bertrams  über  das  alle  Reglement  und   dessen  Verbesserung  durcli- 
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gegangen  und  ihre  Bemerkungen  Bertram  mitgetheilt.  Es  kann  diese 
Notiz  sich  weder  auf  die  „Anmerkungen*^  beziehen  —  denn  diese 
worden  am  21.  September  in  der  Kammer  berathen,  am  6.  Oktober 
abgesandt  — ,  noch  auf  die  „Erläuterungen"  —  denn  sie  gehören 
erst  in  das  Jahr  1769  — ,  auch  können  beide  schon  deshalb  nicht 
gemeint  sein,  weil  sie  den  Tarifentwurf  betreffen,  während  hier  von 
einem  Reglement  die  Rede  ist.  Es  muss  also  noch  ein  weiteres 
Schriftstück  Bertrams  gegeben  haben,  das  in  ähnlicher  Weise,  wie 
die  „Anmerkungen^  und  „Erläuterungen"  Darlegungen  über  den 
Tarif  enthielten,  seinerseits  Ausführungen  über  das  Reglement  lieferte. 
Am  26.  November  meldet  die  Kammer,  dass  sie  diesen  Re- 
glemententwurf Bertrams  ^—  denn  um  einen  solchen  muss  es  sich 
gehandelt  haben  —  durchberathen  habe,  am  17.  November  war 
Bertram  nach  Berlin  abgereist.  Daraus  folgt,  dass  jener  Entwurf 
spätestens  am  16.  November  fertig  war.  Am  8.  Oktober  schreibt 
die  Kammer,  Bertram  habe  mit  dem  Ausarbeiten  des  Reglements 
begonnen.  Folglich  fällt  dieser  nicht  mehr  erhaltene  Reglement- 
entwurf Bertrams  in  die  Zeit  vom  4.  Oktober  bis  16.  November. 


27 


VII. 
Aiiszng  ans  den  Tarifen  der  Jahre  1768  nnd  1769. 


Vorbemerk  ong. 

Der  vorliegeode  Auszug  ans  den  im  Novnm  Corpus  Consti- 
tntionuni  abgedrcckten  Tarifen  für  die  Provinzen  Knrmark,  Pom- 
mern, Prenssen,  Magdebnrg  und  Halberstadt  beabsichtigt  nicht  nach 
irgend  welcher  Seite  hin  volistilndig  zu  sein ;  es  kommen  zu  viele 
Gesicht spankte  von  gleicher  Bedeutung  in  Itetracht,  so  dass  es  nicht 
tlmnlich  erschien,  einen  derselben  zu  bevorzugen.  Was  mich  bei 
diesem  Äusituge  leitete,  war  einzig  und  allein  das  Bestreben,  ein 
möglichst  umfassendes  Bild  von  dem  reichen  Inhalt  der  Akzisetarife 
zu  geben. 

Um  die  Uebersicht  thunlichst  zu  erleichtem ,  sind  diejenigen 
Gegenstände,  die  in  allen  fUnf  Provinzen  gleich  hoch  bestenert  sind, 
durch  fetten  Druck  hervorgehoben,  wÄhrend  diejenigen,  fttr  welche 
der  Akzisesatz  in  jeder  Provinz  ein  anderer  ist,  durch  liegenden 
Dmck  kenntlich  gemacht  sind. 

Soweit  wie  möglich  sind  alle  Steueransätze  auf  eine  Mass- 
einheit reduzirt;  leider  war  dies  nicht  immer  angänglich,  da  Öfter 
für  dieselbe  Sache  in  der  einen  Provinz  das  Gewicht,  in  einer  anderen 
der  Umfang,  in  einer  dritten  der  Werth  die  Grundlage  fUr  die 
Akziscberecitnnng  bildet.  Sobald  sich  in  einem  solchen  Falle  die 
Steuersätze  einer  Provinz  auf  eine  andere  als  die  in  der  ersten 
Kolumne  genannten  Masseinheiten  beziehen,  ist  dies  in  den  Be- 
merkungen ausdrücklich  gesagt;  auch  sind  alle  diejenigen  Stener- 
sät/e,  für  welche  die  in  der  ersten  Kolumne  angegebene  Masseinheit 
nicht  mehr  gilt ,  durch  schritgstehende  Ziffern  bezeichnet.  Um  die 
Vcrgleichnng  zu  erleichtern,  habe  ich  auch  für  die  l'rovinz  Preuss^en 
neben  den  Belrägcu  der  dortigen  Währung  die  entsprechenden  Zahlen 
für  „gute"  Groschen  und  Pfennige  angegeben. 

SchliesslicJi  bemerke  ich  noch ,  dass  bei  dem  pomnierschen 
Tarif  anf  die  in  mancher  Hinsicjit  abweichende  Stellung  der  Städte 
Stettin ,  Kolberg  nnd  Anklam  ebensowenig  Rücksicht  genommen  ist, 
wie  bei  dem  magdeburgischen  Tarif  auf  die  Sonderstellung  der 
Grafschaft  Mansfeld;  ts  hätte  anderenfalls  die  Uebersichtlicbkeit  m 
sehr  gelitten. 
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Uebersicht   über  die  in    den   Tarifen    vorkommenden 

Münzen,  Masse  und  Gewichte. 

Münzen. 

In  der  Koimark,  Neomark,  Pommern,  Magdeburg,  Halberstadt 
^Schlesien) 

1  Thaler  =  24  Groschen,  1  Groschen  =  12  Pfennig. 
In  Preussen 

1  Thaler  =  90  Groschen,  1  Groschen  =  18  Pfennig. 

Gewichte. 

1  Schiffspfand  =  280  Pfund  (auch  gleich  3  Zentner  gerechnet) ; 
1  Zentner  =  110  Pfund;  1  Pfund  =  32  Loth. 

1  Stein  preussisch  =  33  Pfund;  in  den  übrigen  Provinzen 
1  grosser  Stein  =  22  Pfund,  1  kleiner  Stein  =  11  Pfund. 

1  Piepe  (Oel)  =  8—9  Zentner. 

Masse. 

1  Wispel  =  24  Scheffel;  1  Scheffel  =  16  Metzen;  1  Metze 
=  3  Quart;  1  Last  Getreide  in  Preussen  =  60  Scheffel,  in  den 
•anderen  Provinzen  =  72  Scheffel. 

1  Tonne  =  100  Quart  (in  Pommern  =  96—100  Quart). 
1  Oxboft  =:  3  Eimer;  1  Ohm  =  2  Eimer;  1  Eimer  =  2  Anker. 
1  Eimer  =  60  Quart  (Mass).    1  Eimer  =10  Viertel. 

1  Tonne  =  8  Achtel  oder  auch  1  Achtel  =  11  Mass;  1  Last 
Butter  =  12  Tonnen;  1  Last  Heringe  ==13  Tonnen. 

1  Piepe  Wein  =  4  Va  Eimer. 

1  Tonne  Hering,  Reis,  Seife,  Theer,  Fische  u.  s.  w.  =  3  Zentner. 

1  Tonne  =  2*/«  Scheffel. 

1  Ballen  Papier  =  10  Ries;  1  Ries  =  20  Buch;  1  Buch  = 
24  Bogen. 

1  Schock  =  4  Mandeln;  1  Mandel  =  15  Stück. 

1  Stroh  =  480  Stück. 

1  Decher  =  10  Stück. 
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Meinem  lieben  Vater, 


Dr.  W.  Schwartz, 

Professor  und  Director  des  Königl.  Luisen- Gymnasiums  zu  Berlin. 


Vorwort. 


Indem  bei  Betrachtung  des  siebenjährigen  Krieges  die 
Persönlichkeit  des  Königs  alles  andere  in  den  Hintergrund 
treten  Hess,  konnte  es  geschehen,  dass  man  von  jeher  den 
Hilfsmitteln,  mit  denen  der  Krieg  von  preussischer*  Seite 
geführt  worden  ist,  insonderheit  der  Theilnahme  des  preussi- 
schen  Volkes  an  jenem  grossen  Kampfe  geringere  Aufmerk- 
samkeit geschenkt  hat. 

Oft  genug  ist  das  Wort  Napoleons  nachgesprochen 
worden,  nicht  das  preussische  Heer  habe  sieben  Jahre  lang 
Preussen  gegen  die  arei  grössten  Mächte  Europas  vertheidigt, 
sondern  Friedrich  der  Grosse.  Und  doch  wird  man  behaupten 
dürfen :  ohne  seine  getreuen  Unterthanen,  vor  allen  seine  Bran- 
denburger und  Pommern,  die  mit  Freuden  Gut  und  Blut  für 
ihren  König  opferten,  die  stets  seinen  Kerntruppen  die  Offi- 
ziere wie  die  Soldaten  stellten,  hätte  wohl  selbst  Friedrich 
unterliegen  müssen.  Er  selbst  hat  nach  dem  Kriege  zu  einer 
Deputation  der  pommerschen  Ritterschaft  gesagt:  „ich  liebe 
die  Pommern  wie  meine  Brüder,  .  .  .  denn  sie  sind  brave 
Leute,  die  mir  jederzeit  in  Vertheidigung  des  Vaterlandes, 
sowohl  im  Felde  als  zu  Hause,  mit  Gut  und  Blut  beigestan- 
den haben"  ^);  und  noch  in  seinen  letzten  Jahren  hat  er  be- 
kannt: „setze  ich  mich  vor  meine  Pommern  und  Märker 
und  habe  schon  die  Hälfte  meiner  Monarchie  verloren,  nur 
selbst  den  Kopf  nicht  .  .  .  ,  so  jage  ich  den  Teufel  aus  der 
Hölle"  ^).  In  dem  Volke  beruhte  schon  damals  die  eigenthüra- 
liche  Kraft  des  preussischen  Heeres,  trotz  der  Durchsetzung 
dieses  Heeres   mit   fremden  Bestand theilen  ^) ,    und   damit  des 


>)  PreuBS,  Friedrich  der  Grosse  III,  1833,  S.  62. 

')  Aeusserong  des  Königs  gegen  seinen  damaligen  Adjutanten,  den 
späteren  General  v.  Kücbel.  Vergl.  „General  von  Küchel^  (nach  hinter- 
lassenen  Papieren)    Preussische  Jahrbücher  Band  44  8.  638. 

*)  Ueber  die  Bedeutung  der  Landeskinder  in  den  Begimentem  sagt 
der  König  in  dem  poütischen  Testament  von  1768:  „ces  60  soldats 
citoyens^  (auf  die  Kompanie)  „sont  tous  d'une  mSme  contr^e,  beau- 
coup  entre  eux  sont  parents  et  se  connoisseut;  ceuz-ci  m@l^  avec  les 
etran^ers  fönt  une  excellente  composition^  u.  s.  w.  Dieser  Stamm  an 
einheimischen  Mannschaften  war  es,  welcher  der  einzelnen  Truppe  ihren 
landschaftlichen  Typus  gab,  so  dass  ein  märkisches  oder  pommersches 
Begiment  eich  wesentlich  von  einem  schlesischen  oder  ostpreussischen 
unterschied. 
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Königs  eigene  Stärke.  Der  siebenjährige  Krieg  war  fUr  den 
gesammten  preussischen  Staat  eine  Vorachule  dea  Freiheits- 
krieges ,  das  ganze  Volk  hat  mit  aeinen  materiellen  und 
ideellen  Mitteln  theilgenoinmen  an  dem  grossen  Kampfe. 

Es  fehlt  heute  noch  viel,  dass  diese  Thataache  gewtirdigt 
wäre,  ist  sie  doch  kaum  bisher  ausgesprochen  worden;  an 
Beweisen  aber  gebricht  es  ihr  nicht. 

Zweck  der  folgenden  Darstellung  ist  einmal,  ein  Blatt  aus 
der  preussischen  Armeegeschichte  dadurch  zu  erneuem,  das» 
die  grosse  Bedeutung  gezeigt  werden  soll,  welche  im  sieben- 
jährigen Kriege  für  die  Verthcidigung  der  Provinzen,  die 
Ergänzung  dea  Feldheeres  und  die  Fortfilhrung  dea  Kampfes 
die  Überall  errichteten  Landmilizen  gehabt  haben;  andererseits 
aber  sollen  die  finanziellen  Leistungen  dai^el^t  werden,  die 
der  grosse  Krieg  der  Steuer  kraft  des  preussischen  Volkes 
über  das  Mass  des  Gewöhnlichen  weit  hinaus  zugemutbet 
hat.  Es  ist  bis  in  die  neueste  Zeit  von  allen  Seiten  be- 
stritten worden,  dass  im  siebenjährigen  Kriege  in  Preussen 
ausserordentliche  Kriegssteueni  erhoben  worden  seien;  die 
allgemeine  direkte  Land  milizsteuer  und  die  Landniilizakzise, 
die,  wie  wir  sehen  werden,  in  allen  alten  Provinzen  der  Mo- 
narchie zur  Anwendung  kamen ,  sind  aber  unzweifelhaft  als 
wirkliche  Kriegsstetiern  anzusehen ,  wenn  sie  auch  im  Ver- 
gleich zu  den  Kriegaabgaben ,  die  man  um  dieselbe  Zeit  in 
den  österreichischen  Staaten  ersann,  als  geringfügig  und  als 
Äusserst  human  bezeichnet  werden  müssen. 

Vorangeschickt  werden  musste  eine  gedrängte  Uebersicht 
der  Landmilizen  und  milizHhiilichen  Einrichtungen  dea  bran- 
denburgisch-p  reu  ssischen  Staates  vor  dem  siebenjährigen  Kriege, 
vor  allem,  um  die  Kontinuität  des  Gedankens,  dass  im  Noth- 
falle  alle  Unterthanen  zur  Vertheidigung  des  Vaterlandes  ver- 
pflichtet seien,  hervortreten  zu  lassen. 

Das  Quellenmaterial  für  die  vorliegende  Arbeit  ent- 
stammt, von  subsidiären  Entlehnungen  aus  der  durchaus  un- 
zureichenden gedruckten  Litteratur  abgesehen,  im  wesentlichen 
den  Akten  des  Berliner  Geheimen  Staatsarchives ;  werthvoUe 
Ergänzungen  dazu  fanden  sich  in  Provinzial- Staatsarchiven, 
besonders  aber  auch  in  dem  Archive  des  Kgl.  Grossen 
Generalstabes  und  der  Kgl.  Geh.  Kriegskanzlei.  Ueberall 
wurde  von  den  Kgl.  Archiv  Verwaltungen  die  Benutzung  der 
einschlägigen  Akten  dem  Verfasser  in  der  zuvorkommendsten 
Weise  gestattet.  Dei-selbe  erfüllt  hier  die  angenehme  Pflicht, 
diesen  Behörden,  sowie  allen  den  Herren,  die  ihm  bei  seiner 
Arbeit  ihre  wohlwollende  Unterstützung  haben  zutheil  werden 
lassen,  vor  allen  »einem  verehrten  Lehrer,  Herrn  Professor 
Dr.  Koser,    seinen  verbindlichsten  Dank  auszusprechen. 


Einleitung. 

Brandenburgi8ch-preu88i8che  Landmilizen  und  Lande8- 
aufgebote  bi8  zum  8iebenjährigen  Kriege. 


I.    Die  alten  Milizen  des  17.  Jahrhnnderts. 

Während  in  den  meisten  anderen  deutschen  Terri- 
torien die  alte,  auf  Lehen-  und  Landfolge  gegründete  Kriegs- 
verfassung schon  im  16.  Jahrhundert  mit  dem  Aufkommen 
der  Soldtruppen  zugrunde  gegangen  war  oder  doch  „mehr 
nur  als  eine  Erinnerung  oder  als  ein  Spiel"  ^)  fortbestand, 
hatte  sich  dieselbe  im  brandenburgischen  Kurstaate  noch  voll- 
kommen in  die  Zeit  des  dreissigj ährigen  Krieges  hinüber- 
gerettet Freilich  wollte  das  alte  Aufgebot  nicht  mehr  so 
recht  in  den  Geist  des  neueren  Systems  passen,  aber  man- 
cherlei kleinere  Reformen  hatten  die  Brauchbarkeit  desselben 
immerhin  erhalten. 

Die  Grundzüge  des  märkischen  Milizsystemes  waren  zu 
Beginn  des  grossen  Krieges  etwa  folgende.  Aus  dem  Auf- 
gebot des  Adels  und  seiner  Mannen  war  das  Institut  der 
sogen.  Lehnpferde  hervorgegangen^),  auf  Grund  dessen 
die  Inhaber  von  Lehen    vcrbimden   waren,    nach  der  Grösse 


^)  G.  Schmollcr,  Die  Entstehung  des  preuss.  Heeres  von  1640 
bis  1740.    Deutsche  Rundschau  1878,  Augustheft,  S.  253. 

')  Vergl.  über  dies  und  das  folgende  ausser  Schmoller  a.  a.  O. 
Hassel,  die  Heeresverbesserungen  des  Grossen  Kurfürsten  während  der 
ersten  Periode  seiner  Regierung  ( —1655) ,  Preussische  Jahrb.  Bd.  14 
S.  616  ff.;  Droysen,  Preussische  Politik  2.  Aufl.  III,  2,  S.  56  ff.; 
Courbiere,  Gesch.  der  branden  b.  -  preuss.  Heeresverfassnng ,  Berlin 
1852,  S.  23  ff.;  F.  Hirsch,  Die  Armee  des  Grossen  Kurfürsten  und  ihre 
Unterhaltung  1660—1666,  Hist.  Zeitschrift  Bd.  53  S.  229  ff.;  Mylius, 
Corp.  Constit.  March.    Bd.  III  u.  Bd.  VI. 

Fonchnn^n  (31)  VII.  4.  —  Schwartz,  1 


2  VII.  4. 

des  Lehnsbesitzes  in  Kriegsfalle  dem  Landesherren  einen  oder 
mehrere  gutgerllstetc  Reiter  mit  Pferden  zu  stellen,  sowie 
dieselben  drei  Monate  lang  auf  eigene  Kosten  zu  unterhalten; 
die  in  ihrer  Höhe  genau  bestimmte  Verpflichtung  haftete  an 
den  Lehnshufen,  die  Sollstärke  der  Milizreiterei  blieb  also 
damit  konstant 

Anders  mit  dem  Fussvolk.  Die  allgemeine  Landfolge- 
p&icht  erstreckte  sicli  gleichmäasig  auf  alle  bäuerlichen  Unter- 
thanen  und  die  Bürger  der  Städte.  Da  man  aber  in  der 
Praxis  von  der  ganzen  Masse  des  Volkes  keinen  Gebrauch 
machen  konnte,  auch  das  Interesse  des  Landes  verbot,  mehr 
als  nöthig  Arbeitskräfte  der  gewohnten  Thätigkeit  zu  ent- 
ziehen, war  es  üblich  geworden,  immer  nur  gewisse  Prozent- 
sätze der  Bevölkerung  aufzubieten,  dafür  aber  an  diese 
grössere  Anforderungen  in  Rücksicht  auf  gute  KUstung  und 
militärische  Brauchbarkeit  zu  stellen;  und  zwar  musaten  die 
Zurückbleibenden  für  den  Unterhalt  der  Ausziehenden  Sorge 
tragen.  Die  so  zusammengebrachte  Miliz  hiess  der  Landea- 
nusschuss  oder  auch  das  Landvolk').  Für  ganz  be- 
stimmte Fälle  fest  normirt,  wechselten  die  Prozentsätze  doch 
dem  jedesmaligen  Bedürfnisse  entsprechend.  Es  war  also 
möglich,  um  ein  Beispiel  zu  nehnieo,  zuerst  etwa  den  zwan- 
zigsten Mann  aufzubieten  und  zum  Heere  zu  schicken,  so- 
dann aber  zur  Deckung  des  Kreises  etwa  den  fünften  Mann 
unter  die  Waffen  zu  rufen.  Im  Falle  der  äussersten  Noth, 
wenn  es  galt,  eine  grössere  Masse  schleunigHt  an  einem  Punkt 
zu  konzentriren ,  entliielt  das  Aufgebot  wohl  gar  alle  Mann- 
schaften des  betreffenden  Kreises,  es  wurde  zum  allgemeinen 
Landsturm.  Länger  übrigens  als  drei  Monate  unentgeltlich 
zu  dienen,  war  auch  das  Fussvolk  nicht  verbunden. 

Soweit  in  den  Marken.  Im  Herzogthum  Preussen  waren 
die  Wehrverhältnisse  zu  jener  Zeit,  wenn  man  von  einigen 
lokalen  Eigen  thu  ml  ich  keiten  sowie  von  den  Benennungen 
speziell  absieht,  wesentlich  dieselben. 

Erwähnt  zu  werden  verdient  endlich  noch,  daas  die  kur- 
fürstlichen Jäger  und  Förster  jederzeit  bei  entstehender 
Kriegsgefahr  zusammengezogen  und  einerseits  zur  Beschützung 
der  landesherrlichen  Familie,  andererseits  zur  Sicherung  von 
Transporten  u.  s.  w.  bestimmt  wurden,  ja  schon  in  der  Thä- 
tigkeit der  s|)ftteren  Feldjäger  als  Kolonnenjägor  l)eim  Heere 
und  als  Ueberbringer  von  Depeschen  Vonvendung  fanden*). 

Das  gesamnite  so  für  die  Landes verth ei digung  verfügbare 
Mann  Schaftsmaterial    war    an    sich    weder  schlecht  noch   un- 


')  Obwohl  Mannschaften  der  Städte  dabei  und;  vergl.  u.a.  Pried- 
laender.  Märkische  Forschungen  VII,  212  ff. 

^)  Bald  kommen,  mit  Sicherheit  1675,  auch  die  ForstbeamteD  der 
adligen  Gnindherren  und  der  stadliBchen  Kommuneu  Iüdzu. 
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brauchbar;  es  kam  alles  darauf  an,  wie  es  in  jedem  einzelnen 
Falle  verwerthet,  wie  es  verwendet  werden  würde.  Aber 
Kurfürst  Georg  Wilhelm  war  nicht  der  Mann,  von  den  ihm 
zur  Verfügung  stehenden  Mitteln  im  rechten  Augenblick 
energischen  Gebrauch  zu  machen.  Wohl  erging  in  der  Zeit 
bis  zum  Prager  Frieden  nicht  weniger  als  sieben  *  Mal  ein 
allgemeines  Aufgebot,  „sich  Mann  bei  Mann"  und  „von  Hau3 
zu  Haus  bereit  zu  halten"^),  aber  von  einer  planmässigen 
Verwendung  des  gesammten  Landesaufgebotes  ist  niemals  die 
Rede.  Wo  eine  grössere  Anstrengung  geboten  erschien,  griff 
man  nach  dem  Muster  der  anderen  Staaten  zur  Aufstellung 
geworbener  Truppen;  nur  mehr  gelegentlich  und  meist  in 
engster  lokaler  Beschränkung  machte  man  wirklich  von  den 
Lehnpferden  oder  einem  schwachen  Ausschusse  Gebrauch, 
doch  ebendeswegen  auch  selten  mit  Erfolg.  So  1619  gegen 
die  durch  die  Mark  ziehenden  zügellosen  englischen  Hilfs- 
schaaren  des  Winterkönigs  ^) ;  so  1626  gegen  die  nach  der 
Niederlage  an  der  Dessauer  Brücke  das  bratidenburgische 
Gebiet  heimsuchenden  Mansfelder^);  so  1633,  als  die  ge- 
worbenen Regimenter  des  Kurfürsten  nach  Schlesien  marschirt 
waren*).  Aehnlich  in  Preussen  1621,  als  die  Polen  gegen 
Livland  zogen ^);  1626,  als  Gustav  Adolf  bei  Pillau  landete®); 
1627,  als  der  Kurfllrst  selbst  nach  dem  Herzogthum  kam^). 
Aber  jedesmal  bezweckte  das  ganze  Aufgebot  weiter  nichts 
als  eine,  geradezu  furchtsam  zu  nennende  Defensive. 

Unter  diesen  Verhältnissen  waren  jene  alten  Einrichtungen 
der  Landesvertheidigung,  statt  in  dem  Kriege  eine  Schule 
und  neue  Kraft  zu  finden,  nur  immer  mehr  verfallen,  die 
Kluft  zwischen  dem  Milizaufgebot  und  der  geworbenen  Truppe 
hatte  sich  beständig  erweitert.  Kein  Wunder,  dass  der  junge 
Fürst,  der  nunmehr  den  Thron  seiner  Väter  bestieg,  seine 
Stütze  in  dem  miles  perpetuus  suchte  und  die  alten  Milizen 
einstweilen  bei  Seite  Hess. 

Subsidiär  hat  dann  Friedrich  Wilhelm  dieselben  während 
seiner  ganzen  Regierung  bei  den  verschiedensten  Gelegen- 
heiten wieder  herangezogen,  aber  sie  waren  ihm  in  der  alten 
Form  nur  ein  Nothbehelf ;  sie  einer  gründlichen  Reorganisation 
zu  unterziehen,  hat  der  Kurfürst  niemals  die  nöthige  Müsse 
gefunden.  Nach  welchen  Gesichtspunkten  er  wohl  eine  solche 
beabsichtigt  haben  mag,  darüber  giebt  uns  die  Behandlung 
der    ostpreussischen    Milizen    beim   Beginne    des   schwedisch- 


1)  MyliuB  C.  C.  M.  m  Abtheil.  I  und  II,  VI  AbtheU.  I  (1618,  20, 
28,  25,  31,  32,  33). 

')  Cos  mar,  Schwarzenbere,  Berlin  1828.    Beilage  XII. 

*)  Courbiere  a.  a.  O.  S.  34. 

*)  Courbiere  S.  38. 

B)  und  «)  Hassel  a.  a.  O.  S.  624. 

')  Courbiere  S.  35. 
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Eoltiischen  Kri^es  Aufecliluss.  Unter  ZurUckbelialtane  eines 
landsturmes  für  die  äueserste  Noth  wurden  nBmlicli  die  ge- 
sammten  Mannschaften  des  Aufgebotes  In  rcgelmäasige  R^- 
menter  und  Kompanien  getheilt  und  in  Bezug  auf  Sold  und, 
soweit  es  die  UmstÄnde  erlaubten,  auch  auf  Kleidung  und 
Waffen  vollkommen  den  geworbenen  Truppen  gleichgestellt; 
dementsprechend  wurden  sie  dann  auch  ganz  wie  diese  ohne 
irgend  eine  lokale  Beschränkung  verwendet,  ja  ein  grosser 
Theil  machte  den  ganzen  Feldzug  in  Polen  mit').  Engster 
Anschluas  der  Milizen  an  den  miles  perpetuus,  ja  vielleicht 
weiterhin  eine  vollkommene  Verschmelzung  beider  zu  einer 
nationalen  Armee  modemer  Art,  das  mag  etwa  der  Gedanke 
Friedrich  Wilhelms  gewesen  sein. 

Als  indess  zu  seinen  Zeiten  noch  einmal  ein  aügemeines 
Landeaaufgebot  er^ng,  hielt  man  sich  doch  wieder  ganz  an 
die  alten  Foniien;  es  war  im  Jahre  1674,  als  die  Schweden 
die  Abwesenheit  des  Kurfürsten  benutzt  hatten,  um  in  sein 
Land  einzufallen.  Da  das  allgemeine  Aufgebot  von  l^^m1ftla 
für  die  Beurtheilung  des  ganzen  alten  Milizinstitutes  nach 
seinen  guten  uud  seinen  schlechten  Seiten  von  grossen  Inter- 
esse ist,  sei  es  gestattet,  auf  die  Hauptpunkte  dieser  Landes- 
vertheidigung  gegen  die  Schweden  hier  einzugeben*). 

Es  galt  vor  allem  einerseits  die  Besatzung  der  Hauptstadt 
zu  verstärken,  andererseits  auch  die  Kreise  und  Städte  der  Mark 
nach  Mfiglichkeit  zu  decken,  besonders  gegen  Marodeure 
und  kleinere  Streifercien  des  Feindes;  denn  grösseres  zu 
wagen,  hielt  sich  der  Statthalter,  Fürst  Joh.  Georg  von  Anhalt, 
dem  schwedischen  Heere  gegenüber  mit  Recht  für  zu  schwach. 
Nachdem  dieser  zuerst  ohne  Resultat  mit  den  Ständen  ver- 
handelt hatte,  —  er  forderte  die  Lehn]>ferde  und  den  Aus- 
schuss,  wie  es  ja  hergebracht  war,  —  befahl  der  Kurf^t 
am  9.  Dezember  1674  in  einem  Schreiben  an  Anhalt,  ohne 
auf  die  Einreden  der  Stände  zu  achten  „den  sechsten  Mann 
in  den  um  Berlin  und  Kölln  nächstgelegenen  Kreisen,  durch- 
gehends  in  Städten  uud  Dörfern,  sie  seien  adlige  oder  Amts- 
Unterthanen,  auszuheben".  Dies  geschah,  und  noch  im  Mai  1675 
waren  in  Berlin  fünf  Konijianien  Ausschuss  mit  zusammen  857 
Mann  unter  den  Waffen.  Ferner  wurden  die  kurfürstlichen  und 
nichtkurfilrstlichen  Fiirster  und  Jüger  zu  Fuss  und  zu  Pferd  auf- 
geboten, dann  die  Bürgerschaften  in  den  Städten  gemustert  und 


')  Verftl.  Itnuchbar,  G^org  Friedrii'h  von  Wnldeck,  AroUen 
1870,  Bd.  r  S.  86  f.;  Drnvsen,  Preuss.  Politik  2.  Aurt.  lil.  2,  S.  .17: 
Kiese,  Die  Schlaclit  bei  Warecliau.  Breslau  1870.  S.  5>i  Anra.  ?..  Von 
den  so  aufgestellten  Tnippen,  im  gancen  etwa  7000  Mano.  fochten  min- 
destens IB  Kompanien  Dragnoer  mit  bei  Warschan,  vielleicht  aber 
noch  bedeutend  mehr;  verpl.  Biese  a.  a.  0.  S.  41.  42. 

"j  Geh.  Staats-Aroh.  R.  21.  136  u  und  ß.  63  Xr.  30. 
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in  Pflicht  genommen,  und  endlich,  soweit  die  Schweden  dies 
zuliessen,  auch  die  Bauern  der  Kreise  von  den  Edelleuten  zu- 
sammengezogen, in  Fähnlein  gegliedert  und  exerzirt.  Auf 
diese  Weise  war  nicht  nur  Berlin  sichergestellt,  sondern  es 
war  auch  möglich,  einen  lebhaften  kleinen  Krieg  mit  den 
Schweden  zu  führen,  der  freilich  nicht  immer  den  gewünschten 
Erfolg  hatte,  in  dem  sich  aber  doch  die  altmärkischen  Bauern 
auszeichneten,  die  unter  dem  Landeshauptmann  Achaz  von 
der  Schulenburg  während  der  ganzen  schweren  Zeit  mit  Ge- 
schick und  Glück  den  Eibübergang  bei  Sandau  vertheidigten ; 
ebenso  wie  auch  die  Haltung  der  neumärkischen  Bauern 
rühmend  erwähnt  zu  werden  verdient.  Besonders  gefährlich 
wurden  später  diese  bewaffneten  Landleute  den  Schweden  bei 
ihrem  Abzüge  nach  der  Schlacht  von  Fehrbellin,  wo  von 
ihnen  alles  niedergeschlagen  wurde,  Avas  immer  vom  Feinde 
zu  erreichen  war*). 

Bei  diesem  letzten  allgemeinen  Aufgebot  ist  ein  hohes 
moralisches  Moment,  das  an  die  Regungen  zur  Zeit  des 
siebenjährigen  und  des  Freiheitskrieges  erinnert,  als  ein  nicht 

feringes  Hilfsmittel  in  Anrechnung  zu  bringen.  Dennoch 
iente  auch  das  Jahr  1675  wieder  dazu,  die  Erfahrungen, 
die  der  Kurflirst  bisher  mit  der  Miliz  gemacht  hatte,  zu  be- 
stätigen: dies  Wehrinstitut  hatte  sich  in  der  Form,  in  der  es 
damals  noch  bestand,  gründlich  überlebt.  Die  gestellten 
Mannschaften  wussten  immer  weniger  mit  den  Waffen  um- 
zugehen, der  Abstand  zwischen  ihnen  und  dem  stehenden 
Heere  >vurde  immer  grösser;  endlich  sperrten  sich  die  Stände 
{ast  jedesmal  gegen  das  Aufgebot  una  meist  musste  noch  in 
jedem  Falle  eine  besondere  Üebereinkunft  getroffen  werden, 
was  natürlich  auch  nicht  zur  Stärkung  und  Klärung  des 
Prinzips  beitrug.  Aber  die  Umstände  gestatteten  es  nicht 
anders.  Friedrich  Wilhelm  war  auf  allen  anderen  Gebieten 
80  ausserordentlich  in  Anspruch  genommen,  dass  ihm  hier 
alles  darauf  ankam,  nur  immer  gerade  im  Augenblick  ge- 
eignete Mittel  zur  Hand  zu  haben.  So  musste  er  es  seinem 
Nachfolger  überlassen,  ob  dieser  die  Reorganisationspläne, 
die  ihm  selbst  vorgeschwebt  hatten,  zur  Ausführung  bringen 
würde. 

n.    Reformversnche  des  ersten  Künigs. 

KurfUrst  Friedrich  HI.  hat  den  ernstesten  Willen  gehabt, 
eine    Reform    in    der    angegebenen    Richtung    durchzuführen. 


*)  Wie  gerade  der  Kurfürst  selbst  von  Anfang  an  eine  derartige 
Entfesselung  der  Volkswuth  gegen  die  Schweden  gewünscht  hatte,  das 
beweist  sein  Befehl  aus  Kleve  vom  20.  Mai  1675:  „allen  Schweden,  wo 
sie  solche  bekommen  könnten,  die  Hälse  entzwei  zu  schlagen";  vergl. 
Witzleben  u.  Hassel,  Fehrbellin,  Berlin  1875,  S.  61. 
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Ein  Hauptgebrechen  der  alten  Einrichtung  mit  Recht  darin 
erkennend,  dass  ein  sehr  grosser  Theil  der  aufgebotenen 
Leute  die  ihnen  in  die  Hand  gegebenen  Waffen  so  gut  wie 
garnicht  zu  gebrauchen  verstand,  beschloss  er,  die  ganze 
Neuerung  von  diesem  Punkte  aus  anzugreifen.  Er  be&hl 
demnach,  dass  alle  jungen  Leute  bis  zum  vierzigsten  Jahre 
aufgezeichnet  werden  und  nach  und  nach  schon  im  Frieden 
eine  nothdürftige  militärische  Ausbildung  erhalten  sollten, 
damit  man  dann  jederzeit  im  Kriegsfalle  geübte  Leute  in  der 
nOthigen  Anzahl  zu  den  Waffen  rufen  könne.  Die  in  der 
Ausbildung  begriffenen  Mannschaftsklassen  sollten  aber,  um 
sie  für  die  Zeit  ihrem  bürgerlichen  Leben  nicht  ganz  zu 
entziehen,  nicht  etwa  in  modemer  Weise  in  das  stehende 
Heer  eingestellt  werden,  sondern  vielmehr  eine  Landmillz 
ausmachen,  die  nur  an  bestimmten  Tagen,  zu  bestimmten 
Stunden  in  kleinen  Abtheilungen  Zusammensein  und  exerzirt 
werden  sollte.  Dieser  grossartig  angelegte  Plan,  der  an  sich 
schon  in  den  weitesten  Kreisen  auf  den  Widerstand  stiess, 
dem  beinahe  jede  derartige  umfassende  Ärmeereorganisation 
ausgesetzt  ist^),  wurde  auch  dadurch  eben  nicht  geftrdert, 
dass  die  fast  während  der  ganzen  Regie rungszeit  des  Kur- 
fürsten-Königs  anhaltenden  auswärtigen  Kriege  das  höhere 
Zivil'  und  Militärbeamtenthum  des  Landes  äusserst  in  An- 
bruch nahmen;  er  scheiterte  endlich  an  den  finanziellen 
Schwierigkeiten,  indem  die  Stände  durch  nichts  zu  bewegen 
waren,  die  entstehenden,  allerdings  nicht  unbedeutenden 
Kosten  auf  sich  zu  nehmen.  Seine  dem  wahren  Interesse 
des  Staates  entsprechenden  Absichten  wider  den  Willen  der 
Stände,  wider  den  des  Landes  zur  Ausführung  zu  bringen, 
dazu  war  Friedrich  nicht  der  rechte  Mann;  auch  hier  zeigte 
sich,  dass  seine  Regierung  „reich  an  Ideen  und  Entwürfen 
ond  arm  an  wirklichen  Erfolgen  war".') 

Um  das  Projekt  nicht  ganz  fallen  lassen  zu  müssen,   be- 

tann  daher  der  !^önig,  Konzessionen  zu  machen,  die  nicht 
azu  beitrugen,  die  Brauchbarkeit  des  Institutes  zu  erhüben. 
Wir  wollen  die  einzelnen  Phasen  dieser  Verhandlungen  hira* 
nicht  weiter  verfolgen,  auch  sind  sie  noch  nicht  genügend 
aufgeklärt  worden');    soviel  aber  ist  sicher,    dass  die  Land- 

')  Der  Plan  war  in  den  breiteHten  Schichten  des  Volkes  höchst 
nnpopulär,  da  man  allgemein  fürchtete,  die  ho  auseebildeten  Milizen 
würden  wie  Sold tnippeo  auch  zu  Etilen  auanUrtigen  Kriegen,  zu  reio 
dynastischen  Zwecken  verwendet  werden. 

*)  Schmoiler  a.  a.  0.  S.  265. 

')  Die  Angaben  der  neueren  Autoren  —  ich  nenne  nur  Conrbiere 
(a.  a.  0,),  G  ansauge  (Brandenburgisch-preuBsisehea  Kriegswesen,  Berlin 
u.  8.  w.  18391,  Bräuner  (Geschichte  der  nreussischen  Landwehr,  Berlin 
1863)  —  und  lückenhaft,  zum  Thcil  unklar  und  weichen  von  einander 
ab;  erat  eine  Spczialarbeit  nuf  Grund  von  Archivalien  dürfte  hier  die 
Einzelheiten  sicher  stellen. 
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milizy  die  schliesslich  zustande  kam,  äusserst  geringen  Werth 
hatte,  dass  sie  sich  wenig  oder  garnicht  von  der  Mittelmässig- 
keit  ähnlicher  Einrichtungen  benachbarter  Staaten  unterschied, 
ja  dass  sie  in  ihrer  äusseren  Form  geradezu  als  ein  Zerr- 
bild alles  militärischen  Wesens  angesehen  werden  musste^). 
Dazu  waren  die  Kosten  der  Miliz  recht  beträchtliche:  Kosten 
an  Geld  und  indirekte  Kosten  in  Gestalt  von  Privilegien  an 
die  Milizsoldaten,  deren  bedenklichste  Seite  die  Befreiung  von 
jeder  Anwerbung  zum  stehenden  Heere  war,  wodurch  diesem 
viel  nöthiges  und  gutes  Material  verloren  ging. 

Friedrich  I.  hatte  diese  Vergünstigungen  nur  gewährt, 
um  die  Sache  an  sich  erst  populär  zu  machen,  er  hatte  daher 
auch  zunächst  auf  manches  Wesentliche  verzichtet;  mit  dem, 
was  so  zustande  gekommen  war,  war  er  selbst  Avenig  zu- 
frieden. Er  gab  den  Plan  nie  auf,  nach  geschlossenem  Frie- 
den eine  bessere,  straffere  Organisation  der  Landmiliz  zu- 
stande zu  bringen,  er  dachte  daran,  einen  festen  Fuss  für 
diese  dadurch  zu  erhalten,  dass  er  die  beim  Frieden  zur  Ent- 
lassung kommenden  Soldaten  planmässig  im  Lande  ansiedelte 
und  die  dazu  gehörigen  Offiziere  in  Wartegeld  nahm,  —  aber 
er  sollte  den  Frieden  nicht  mehr  erleben,  er  starb  und  der 
unfbrmige  Torso  blieb. 

m.    Stellung  Friedrich  Wilhelms  I.  zu  milizialen  Instituten. 

[Aufhebung  der  Landmiliz  Friedrichs  L]  Wer 
die  Anschauungen  Friedrich  Wilhelms  I.  kennt,  dürfte  kaum 
in  Zweifel  sein  über  die  Stellung,  die  der  neue  König  der 
Landmiliz  seines  Vaters  gegenüber  einnehmen  musste.  Nicht 
dass  er  als  der  so  oft  und  mit  Unrecht  verschrieene  starre 
Soldatenkönig  das  Prinzip  einer  Volksbewafinung  an  sich 
verabscheut  hätte;  denn  gerade  er  schafft,  wie  wir  alsbald 
sehen  werden,  die  auf  eben  solcher  Grundlage  beruhenden 
Landregimenter,  er  bedient  sich,  wo  es  ihm  am  Platze  erscheint, 
eines  allgemeinen  Landsturmaufgebotes,  unter  ihm  beginnt 
das  für  die  preussische  Armee  eigenthümliche  Beurlaubungs- 
wesen, von  ihm  datirt  der  Zustand,  den  nachmals  Blücher 
mit  den  Worten  charakterisirt  hat,  „es  sei  der  grösste  Ruhm 
Preussens,  dass  man  nicht  sagen  könne,  wo  der  Bürger  auf- 
höre und  der  Soldat  anfange".  Aber  Friedrich  Wilhelm 
hasste    die   Landmiliz,    die    er    vorfand,    als    Karikatur  des 


*)  Wenn  die  eben  erwähnten  Schriftsteller  die  Wichtigkeit  der  Miliz 
für  die  Wiederbelebung  des  militärischen  Sinnes  in  der  Bevölkerung 
hervorheben,  so  besagen  derartige  subjektive  Reflexionen  neuen  Datums 
ffaraichts.  Obige  absprechende  Beurtheilung  dieser  Miliz  kann  nicht 
besser  begründet  werden  als  durch  die  Berufung  auf  die  Stellung,  die, 
wie  wir  gleich  sehen  werden,  Friedrich  Wilhelm  I.  zu  derselben  einnahm. 
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Soldatenthums ,  er  empfand  es  schwer,  wie  diese  Miliz  den 
Ersatz  des  stehenden  Heeres  beeinträchtigte,  ihm  war  die 
ganze  Sache  auch  zu  koBtspielig,  zumal  da  zu  einem  Wider- 
stand gegen  ein  Heer  die  Miliz  doch  auseerstande  war;  sollte 
einmal  eiu  landsturmähnliches  Aufgebot  noth  wendig  und 
wUnschenswerth  erscheinen,  so  waren  dazu  nicht  solche 
theueren  Vorbereitungen  im  Frieden  nöthig. 

Damit  war  also  das  Todesurtheil  fUr  die  Miliz  Friedrichs  L 
gesprochen,  der  König  hob  sie  auf  und  verbot  im  amtlichen 
Verkehr  strengstens  das  Wort  Miliz  oder  Militär  zu  ge- 
brauchen, er  wünschte  an  diese  Miliz  nicht  mehr  erinnert  zu 
werden. 

In  Verbindung  mit  dieser  Maesregel  mUssen  wir  noch 
zweier  anderer  gedenken,  die,  wenn  sie  auch  erst  etwas 
später  ausgeführt  wurden,  doch  in  derselben  Richtung  zu 
wirken  bestimmt  waren.  Die  eine  war  die  bekannte  Ab- 
lösung des  Lehnpferdedienstea  ^)  durch  eine  gewisse  jährlich 
zu  zahlende  äumme,  Lebnskanon  genannt,  und  die  andere 
betraf  die  Aufhebung  der  Privilegien  der  Schlitz engilden  als 
unnützer  Vorrechte  ohne  Gegenleistungen;  die  dem  höchst 
friedlichen  Zwecke  der  Bürgerwachten  an  den  Thoren  dienen- 
den BUrgerkompanien  liess  der  König  bestehen,  sie  leisteten 
das,  was  man  von  ihnen  forderte,  und  kosteten  der  Staats- 
kasse gamichts  und  dem  Stadtsäckel  auch  nur  wenig. 

[Die  Landregimenter.]  Nachdem  die  Erinnerung 
an  die  alte  Miliz  allmählich  geschwunden  war,  konnte  Fried- 
rich Wilhelm  I.  hei  G-elegenbeit  wieder  an  die  Errichtung 
einer  Truppe  denken,  deren  Grundprinzipien  den  letzten  Plänen 
seines  Vaters  durchaus  entsprachen^). 

Bei  der  grossen  Mobilmachung  gegen  Hannover  im 
Angust  1729  waren  auf  Befehl  des  Königs  alle  ausrangirten, 
aber  noch  diensttüchtigen  Soldaten  aus  dem  Lande  und  den 
Städten  nach  den  Provinzialhauptorten  Berlin,  Magdebui^, 
Stettin  und  Kolberg  zusammengezogen  und,  um  die  Oamisonen 
dieser  Städte  zu  ersetzen,  bezw.  zu  verstärken,  unter  dem  Be- 
fehl von  verabschiedeten  Offizieren  in  Kompanien  formirt 
worden.  Nach  der  Abrüstung  wurden  nun  diese  Kompanien, 
indem  zugleich  die  Massregel  auch  auf  Ostpreussen  Über- 
tragen  wurde,   dauernd   in  den  Heeresverbana  eingei^lgt  und 


>)  Die  bis  zu  Jener  Zeit  Torkommenden  Ablösungen  sind  Hiebt  all- 
gemein und  beziehen  sich  immer  cur  auf  den  eiomalieen  KriegsfiUi 
Vgl.  z.  B.  Hirsch  a.  a,  0.  S.  242  f.,  248  u.  s.  w. 

*)  Die  relativ  besten  Angaben  über  das  folgende  finden  sich  bti 
Drojsen,  Preuss.  Politik  V,  'i,  S.  IS  Anm,,  unain  den  AuizeicIiDun- 
gen  des  Herzogs  von  Bevern:  Märkische  Fonchuugeu  XIX,  S.  33,  283. 


folgender  Weise.  Es  wurden  vier  sogen.  Land-  oder 
Garn iaonregim enter 'J  formirt  mit  den  Standquartieren  Berlin, 
Stettin,  Magdeburg  und  Königsberg,  die  ersteren  beiden  zu 
je  7.  die  letzteren  zu  5  bezw.  4  Kompanien.  Offiziere,  Uuter- 
offiziero  und  Spielleute  blieben  beständig  im  Dienst  und  er- 
hielten Ualbsold,  die  Mannscliafteu  —  Ausrangirte  der  Feld- 
regimenter, zu  denen  spilter  auch  kleinere  Eiirollirte,  d.  h. 
^"^uge  Leute  unter  5  Zoll  kamen,  —  waren  gewöhnlich  beur- 
aubt.  Im  Kriege  traten  die  Regimenter  für  den  Garniaon- 
dtenst  und  als  Festungsbesatzung  unter  allen  Umständen,  im 
Frieden  nur  innerhalb  der  Monate  April  bis  Juni  auf  eine 
für  jeden  einzelnen  Fall  genauer  festgesetzte  Zeit  zusammen, 
um  etwas  zu  exerziren  und  Wachtdienate  ftir  die  mit  den 
Felddien  st  Übungen  beschäftigten  Regimenter  zu  thun.  Diese 
Laiidregimenter ,  die  in  der  Organisation  unseren  Landwehr- 
jimentern  am  nächsten  stehen,  bestanden  also  in  der  ersten 
lit  seit  1 729  nur  aus  gedienten ,  älteren  Leuten  und  durch- 
aus Landeskindern  oder  doch  durch  langen  Dienst  und 
spätere  Ansiedlung  naturalisirten  Ausländem. 

In  den  ersten  Jahren  Friedrifhs  II.  wurden  dio  Land- 
regimenter etwas  in  den  Hintergrund  gedrSngt  durch  die 
ausserordentliche  Vermehrung  der  stehenden  Garnison- 
truppen von  4  auf  22  Bataillone;  dennoch  blieben  sie  auch 
während  des  ganzen  ersten  und  zweiten  schlesischen  Krieges 
mobil.  Im  siebenjährigen  Kriege  wieder  voll  in  Tliätigkeit  tretend, 
leisteten  sie  während  desselben  recht  gute  Dienste  und  zwar 
wurden  sie  ziemlieh  in  derselben  Weise  wie  die  stehenden 
Gamisontruppen  und  speziell  gemeinsam  mit  den  Provinzial- 
landmilizen,  dieser  ScJiöpfung  des  siebenjährigen  Krieges,  mit 
der  sieh  unsere  Arbeit  näher  beschäftigen  wird,  venvendet. 
Nach  dem  Frieden  bestanden  sie  noch  in  alter  Weise  fort  bis 
zum  Jahre  1788,  wo  Friedrich  Wilhelm  11,  ihr  Eingehen 
befahl.  So  verschwanden  nach  eechzigjähriger  Dauer  diese 
Formationen  von  1729,  um  ein  Vierteljahrhundert  später  in 
anderem  Oewande  wieder  zu  erstehen'). 


')  Oamiscinregimpnter  schlechthin  konnte  mao  sie  damals  ohne 
Hiaeveratändniss  neiineu,  weil  die  atcbendeD  Garnisontruppeu  nur  in 
Bataillonen  formirt  waren. 

•)  WBIireiid  des  siebenjährigen  Krieges  selbst  werden  diese  Be- 
gimenter    offiziell    ausschliesslich    als    „Neue    Garnison-''    oder    „Land- 

E'taenter"  mit  dem  Zusätze  des  Stand quarlierea  bezeichnet.  Der  noch 
;ere  offizielle  Name  war  „t-andmilizregimenter*';  und  da  viele  Werke 
r  den  siebenjährigen  Krieg  sich  auch  achon  für  die  Kriegszeit  nicht 
nur  dieser  Bezeichnung  bedienen ,  sondern  für  ebendieselbe  l^ppe  auch 
die  Namen  Milizbataillon,  Gamisoiireeiment,  Garnison batai Hon  gebranchen, 
BO  ernuBBt  man  die  Vcrwirrtiiig,  welche  durch  die  Litteralor  in  diese  Ver- 
hältnisse gebracht  worden  ist    Ueberhanpt  harren  diese,  in  ihrer  ganzen 
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[Plan  eines  Landesaufgebotes  in  Ostpreussen 
1733^).]  Man  erinnert  sich,  dass  im  September  1733  die 
Wirren  in  Polen  begannen,  dass  die  von  Frankreich  unter- 
stützte sogen.  Patriotenpartei  am  12.  September  Stanislaiu 
Lcszczynski  zum  König  gewählt  hatte,  dass  Friedrich  Wilhelm, 
trotzdem  der  Kaiser  es  schon  einmal  zurückgewiesen,  dennoch 
bei  seinem  Angebot  beharrte,  statt  der  im  Berliner  Vertrag  von 
1728  stipulirten  10  000  Mann  preussischer  Hilfstruppen  Reichs- 
völker in  Sold  zu  nehmen  und  nach  Schlesien  zu  schicken, 
selbst  aber  mit  seiner  ganzen  Armee  gegen  die  Franzosen  an 
den  Rhein  zu  marschiren.  Um  eben  dieselbe  Zeit  aber  be- 
gannen auch  die  Wirren  in  Mecklenburg  akuter  zu  werden 
und  eine  Einmischung  Prcussens  als  Gegengewicht  gegen  die 
hannoverische  heraus  zu  fordern.  Unter  diesen  Umständen 
bedurfte  der  König  aller  seiner,  also  auch  der  in  Ostpreussen 
stehenden  Truppen,  andererseits  hatte  aber  auch  wieder 
letztere  Provinz  eine  genügende  Grenzbedeckung  nöthig, 
zumal  gerade  der  Bandenkrieg  zwischen  den  Stanislaiten  und 
der  sächsischen  Partei  in  jenen,  Preussen  benachbarten  Gegen- 
den besonders  grosse  Dimensionen  angenommen  hatte.  Als 
nun  am  25.  September  die  Nachricht  nach  Berlin  kam,  dass 
die  Russen  im  Einverständnisse  mit  dem  sächsischen  Präten- 
denten in  Polen  eingerückt  seien,  konnte  auch  dies  nur  dazu 
beitragen,  dass  Friedrich  Wilhelm  seine  Vorsichtsmassregeln 
beschleunigte. 

Demgemäss  schrieb  der  König  am  26.  September  an  die 
preussische  Kammer:  da  Marsch  und  Krieg  zu  erwarten  und 
es  dann  vielleicht  zu  spät  sein  würde,  um  Ordre  einzukommen, 
so  erhalte  sie  für  alle  Fälle  eine  allgemeine  weitgehende 
Vollmacht,  zu  thun,  was  sie  fiir  gut  halte,  „als  etwa  bei 
feindlichen  Einftlllcn  die  Bürger  und  Bauern  au&ubieten  und 
zu  armiren".  Die  Kammer  solle  nach  Berathung  mit  der  im 
Lande  bleibenden  Generalität  weitere  Vorschläge  machen. 

Indem  die  Kammer  nun  schon  den  königlichen  Intentionen 
gemäss  die  ersten  Vorbereitungen  zu  treffen  begann,  sandte  sie 
zugleich  am  17.  Oktober  einen  umfassenden  Plan  nach  Berlin 
ein,  der  allerdings  damit  rechnete,  dass  etwa  30  Eskadrons 
Kavallerie  in  Preussen  bleiben  würden,  dafiir  aber  auch  ver- 
sprach die  ganze  lange  Grenze  durchaus  von  fremdem  Ge- 
sindel rein  zu  halten.  Wenn  dieser  Plan  auch  nicht  zur  Aus- 
führung kam,  so  ist  er  docli  interessant  genug,  um  wenigstens 
in  grossen  Zügen  mitgetheilt  zu  werden.  Was  die  Kammer 
vorschlug,    war   folgendes:    Zur  Leitung  des   ganzen    Werkes 


EiDrichtung  eo   bemerkenswertben   Re^menter   nocb    einer    eingebenden 
aktenmässigen  Bebandlun^,  die  speziell  die  Einzelheiten  der  Organisation 
und  die  Veränderungen,  die  diese  erlitten  bat,  klarstellen  müsste. 
')  Vergl.  Geb.  Staats-Arcb.  R.  46  B  n  3,8. 
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werde  eine  geheime  Landesvertheidigungskommission  aus  Mit- 
gliedern der  Regierung  und  der  Kammer  zuaanim angesetzt, 
sie  verhandele  mit  der  Generalität  und  berichte  direkt  an  den 
König;  sie  Labe,  gegen  spätere  Rechnungslegung,  die  Ver- 
fügung über  sämmtlicho  königliche  Gassen  und  Hngazine  und 
sei  endlich  noch  in  einigen  anderen  Punkten  mit  besonderer 
Vollmacht  auszustatten,  z.  B.  mtisate  sie  im  Dienste  des  Landes 
Adlige,  Bauern  und  Kttlmer  gleichmässig  zu  Fuhren  heran- 
ziehen dürfen.  Zur  Verstärkung  der  bewaffneten  Macht  — ■ 
denn  nur  14Eskadrons  könnten  in  den  grösBeren  Grenzstädten 
in  Detachements  vertheilt  werden,  16  müssten  als  eine  jeder- 
zeit verfügbare  Reserve  weiter  zurückbleiben  —  wllrden  einer- 
seits die  BUrgerkompanien  in  den  Städten  in  guten  Stand  zu 
setzen  und,  wo  ihnen  Gewehr  mangelte,  dies  wie  Munition 
aus  den  königlichen  Zeughäusern  zu  geben,  andererseits  auch 
sftmintliclie  Bauern  der  Grenzdörfer  mit  Flinten  und  Schiess- 
bedarf zu  versehen  sein.  Ferner  müssten  die  Befestigungen 
der  Qrenzsc blosser  als  Zufluchtsorte  ausgebessert  und  diese 
mit   Bauern  mann  Schäften    besetzt   werden.      Um    endlich    ein 

futes  Nachrichtenwesen  zu  erhalten,  würden  sämmtlicho  Forst- 
eamte  und  Landausreiter  verpflichtet  werden,  zu  patrouilliren 
und  den  Beamten  und  Oftizieren  Rapport  abzustatten.  Was 
die  Deckung  der  aus  allen  diesen  Massi-egeln  erwachsenden 
Kosten  anbetraf,  so  scheint  es  die  Kammer  für  selbstverständ- 
lich gehalten  zu  haben,  dass  diese  aus  königlichen  Kassen  zu 
geschehen  hätte. 

Als  aber  dieser  Entwurf  in  Berlin  eintraf,  war  es  schon 
entschieden,  das«  der  König,  abgesehen  davon,  dasa  er  dem 
Kaiser  10  000  Mann  Hilfstruppon  stellte,  sich  vollkommen 
neutral  verhalten  würde;  damit  blieben  dann  auch  die  meisten 
Truppen  im  Lande  und  die  Grenzdeckung  durch  ein  Aufgebot 
war  überflüssig  geworden.  Man  darf  wohl  sicher  annehmen, 
wenn  der  Plan,  zu  dem  doch,  und  das  ist  das  Wichtigste,  der 
König  selbst  die  GrundzUge  ungegeben  hatte,  zur  Ausführung 
gekommen  wäre,  dass  er  dann  auch  seinen  Zweck,  die 
preussische  Grenze  gegen  Einfalle  und  Plünderungen  polnischer 
Banden  zu  decken,  vollkommen  erreicht  hätte. 


IV.    Landmilizen  und  Slilizpläii«  iu  den  ersten  beiden 
BChlesischen  Kriegen. 

Wie  1733  waren  es  die  östlichen  Provinzen,  Pommern, 
die  Neumark  und  Ostpreusaen,  wo  die  Ereignisse  des  Früh- 
jahrs 1741  eine  Deckung  der  Grenze  gegen  Uebergriffe  aus 
Polen  nothwendig  erscheinen  liessen.  Sodann  aber  wollte  man 
in  dem  erst  soeben  für  den  preussischen  Staat  erworbenen 
Schlesien   auf  Veranlassung  des   Ministers   von   Münchow   es 


BOgar  einmal  wieder  mit  einer  dauernd  zu   eHialtenden  Land- 
miliz  versuch  en. 

[Milizpläne  im  ersten  schlesiBchen  Kriege.*)] 
Im  Januar  und  Februar  1741,  also  zu  einer  Zeit,  wo  Preussen 
noch  ganz  ohneBundesgenositendaatand,  liefen  nämlich  flusserst 
bedeiiklicli  lautende  Nachrichten  über  Bewegungen  an  der 
polnischen  Grenze  ein,  die  befürchten  liessen,  dasa  die  Polen, 
von  Wien  aus  aufgestachelt,  die  Partei  Maria  Thereaiaa  er- 
greifen würden.  Die  Aufstellung  eines  polnischen  Heeres  war 
zunächst  nicht  zu  besorgen,  diese  bedurfte  langer  Vorbereitung, 
des  Beschlusses  auf  einem  öffentlichen  Reichstage  u.  fi.  w.; 
aber  des  Einfalls  einzelner  Banden,  „lüderlichen  Oesindela, 
dergleichen  in  Polen  zusammenzuraffen  eben  so  schwer  nicht 
ist')",  schien  man  jederzeit  gewärtig  sein  zu  müssen. 

Die  Folge  der  Nachrichten  war  daher  am  11,  Febr.  1741 
ein  Rundschreiben  an  die  preussische,  die  pommersche  und 
neumärkische  Regierung,  sowie  an  den  Landeshauptmann  von 
Lauenburg-Bütow,  mit  der  Mahnung,  die  äusserste  Vorsicht 
den  Polen  gegenüber  zu  beobachten.  Zugleich  wurde  Fürst 
Leopold  von  Anhalt-Dessau  mit  dem  Vorsitze  einer  Landes- 
vertneidigungskommission  für  die  ganze  Monarchie  betraut,  an 
der  die  in  Berlin  gebliebenen  Kabinettsminister  sowie  die  Mi- 
nister des  Gen  erat  dircktori  ums  theilnehmen  sollten;  die  Ent- 
scheidung über  alle  weiteren  Massrcgcln  sollte  Anhalt  haben, 
doch  musste  er  zugleich  dem  Könige  darüber  berichten. 

Schon  unterm  14.  Februar  machte  nun  die  pommersche 
Kammer  —  die    Regierung   in    Stettin    zögerte    zu   lange   — 

£ositive  Vorschläge,  die  dahin  gingen,  in  die  Grenzstädte 
leine  Garnisonen  des  Stettinischen  Landre^mentes  zu  l^en, 
die  Bauern  auf  dem  platten  Lande  zu  einer  Miliz  aufzubieten, 
sowie  endlich  sämmuiche  Forstbeamte,  Land-  imd  Polizei- 
ausreiter  in  ein  Corps  zusammenzuziehen;  doch  wurde  gleich 
betont,  dass  ein  Erfolg  nur  zu  erwarten  sei,  wenn  in  der  Neu- 
mark dieselben  Einrichtungen  getroffen  würden. 

Fürst  Leopold  erklärte  alle  diese  Massr^eln  für  durchaus 
richtig  und  den  Umständen  angemessen,  nur  einige  Punkte 
führte  er  noch  genauer  aus^).      Er  empfahl,  falls  die  Abgabe 

>)  Geh.  BtastB'ATcli.  K.  46  B  n  8. 

')  So  das  Rundschreiben  vom  11.  Febniar.  VgL  Preussische  Staats- 
achriften  aus  der  Kegierungszeit  Friedricbs  II.  Bd.  I,  Berlin  1^77,  S.  280. 

»)  Protokoll  vom  14.  Mfirz  1T4I  (wie  alles  übrige  aus  Geh.  ijtaats- 
Arch.  R.  46  B  n  3).  Es  berührt  eigen thiiml ich,  weiio  man  hier  den  sonst 
als  Eisenfresser  verscliriecncn  „allen  DcssHaer"  sich  mit  einer  Baueiumilis 
einverstanden  erklären,  ja  sogar  anderen  gegenüber  Iiir  dieselbe  eintreten 
sieht;  genau  so,  wie  wir  cb  weiter  oben  von  seinem  ihm  in  allem  so  geistes- 
vemaiidten  Herrn  und  Meister,  von  Friedrieh  Wilhelm  I.  gesehen  haben. 
Jedesmal  nur  ein  Beweis  mehr  für  den  eminent  praktischen  Sinn  der 
beiden  grossen  Männer,  die  frei  von  aller  Prinzipienreiterei  immer  gerade 
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von  Detachements  des  Stettinischen  Landregimentes  nicht  mög- 
lich sein  sollte,  die  Aufstellung  einiger  Kompanien  Enrollirter 
aus  den  Kantons  der  pommerschen  Regimenter,  die  wie  Leute 
des  Landregimentes  zu  bezahlen  und  von  ehemaligen  Offizieren 
zu  befehligen  seien  ^).  Zugleich  erging  eine  entsprechende 
Weisung  an  die  Präsidenten  der  neumärkischen  Kammer  und 
Regierung,  sich  mit  den  pommerschen  Behörden  in  Verbindung 
zu  setzen. 

Die  Sache  nahm  ihren  weiteren  Fortgang,  olme  zunächst 
noch  von  den  Veränderungen  in  der  politischen  Lage  beeinflusst 
zu  werden. 

Während  die  ersten  Vorbereitungen  schon  getroffen  wur- 
den, sandte  nun  am  26.  April  auch  die  pommersche  Regierung 
nochmals  einen  letzten,  sehr  umfassenden  Entwurf  zur  Ge- 
nehmigung ein.  Er  enthielt  eine  Erweiterung  der  Vorschläge 
der  Kammer  vom  14.  Februar.  Nur  die  unmittelbar  an  der 
Grenze  gelegenen  Kirchspiele  seien  zu  den  Vertheidigungs^ 
massrej2:eTn  heranzuziehen,  dafür  sei  aber  auch  in  ihnen  alles 
in  Waffen  zu  bringen,  was  überhaupt  im  Stande  sei,  sich  zu 
wehren.  Die  Adligen  seien  verpflichtet,  sich  und  ihre 
Hofleute  selbst  mit  Waffen  zu  versehen;  Schulzen,  Freie  und 
Müller,  sowie  sämmtliche  königliche  und  private  Forstbeamte,. 
Land-  und  Polizeiausreiter  müssten  nach  altem  Brauch  sich 
für  ihre  Person  ebenfalls  bewaffnen  und  mit  Munition  versorgen ; 
ebenso  die  Bürger  in  den  Städten,  diesen  würde  jedoch  im 
Unvermögensfalle  aus  dem  königlichen  Zeughause  mit  dem 
Nöthigen  ausgeholfen  werden.  Jedem  Wirth  —  „er  sei  Bauer, 
Kossäthe  oder  Instmann,  wenn  er  nur  seine  eigene  Feuerstelle 
habe"  —  sei  aus  dem  Zeughause  eine  Bajonettflinte  und  eine 
Tasche  mit  Patronen  zu  liefern;  die  Knechte  der  Wirthe, 
sowie  die  der  Schulzen,  Freien  und  Müller  würden  mit  gerade- 
gemachten Sensen  oder  Heugabeln  zu  bewaffnen  seien,  um  als 
Pikeniere  Dienste  leisten  zu  können.  In  Lauenburg-Bütow  sei 
übrigens  die  Ritterschaft  verpflichtet  und  auch  willig,  mit  400- 
Mann  aufzusitzen ;  erginge  an  diese  ein  Universale,  so  könnte 
man    hier    wohl    auf    das    Bauernaufgebot    verzichten^).      Im 


das  tbaten,  was  ihnen  im  Augenblick  nöthig,  nützlich  und  thunlich 
erschien. 

^)  Wie  dieser  Gedanke  Anhalts  im  siebenjährigen  Kriege  dann  die 
weiteste  Ausdehnung  fand,  werden  wir  später  sehen:  er  bezweckt  die 
Aussonderung  einer  Elite  aus  der  ganzen  Masse  des  Volkes,  um  sie  fUr 
besondere  Zwecke  zu  verwenden,  ganz  wie  der  alte  Landesausschuss. 

*)  Da  von  dieser  Verpflichtung  der  lauen burgisch-bütowschen  Ritter- 
schaft zum  „Aufsitzen"  im  Jahre  1757  ebenfalls  wieder  die  Kede  ist,  muss 
man  annehmen,  dass  in  diesen  Kreisen  das  I^hnpfcrd  überhaupt  nicht  a1)- 

felöst  worden  ist.  Wir  werden  auf  die  cigentnümliche  Stellung  dieser 
^ndestheile  weiter  unten  bei  Gelegenheit  noch  einmal  zurückkommen.  — 
Nebenbei  gesa^  ist  die  Zahl  der  angebotenen  reisigen  Mannschaften,  400, 
ziemlich  hoch  im   Verhältniss  zu  der  sehr  schwach  bevölkerten  Gegend^ 
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ganzen  hoffe  man  so  in  den  Grenzkirchspielen  etwa  3500 
Mann  aufzubieten,  wenn  dies  aber,  wie  wahrscheinlich,  nicht 
genug  sein  würde,  so  müssten  auch  die  dahin terliegenden 
Kirchspiele  in  etwa  derselben  Höhe  noch  herangezogen  werden. 
Dem  Adel  und  den  Beamten  würden  die  Befehlshaberstellen 
bei  den  einzelnen  Theilen  des  Aufgebotes  zu  übertragen  sein 
und  diese  hätten  für  eine  gewisse  Ausbildung  der  Mannschaften 
zu  sorgen.  Ein  geordnetes  Fanal-  und  Wachtenwesen  solle 
dafür  bürgen,  dass  das  Aufgebot  im  Falle  der  Noth  jederzeit 
schleunigst  zusammengebracht  und  an  den  bedrohten  Ort  diri- 
girt  werden  könne.  Endlich  seien  die  Schlösser  Neustettin 
und  Bütow  als  Zufluchtsorte  in  Vertheidigungszustand  zu  setzen. 
—  Was  den  Kostenpunkt  anbelange,  so  müssten  die  als  Offiziere 
dienenden  Adligen  ein  Douceur  erhalten  und  auch  den  Bauern 
u.  s.  w.  müsse  das  Versäumniss  vergütet  werden.  Ersteren 
könne  man  eventuell,  da  sie  jetzt  persönlich  Dienste  thäten, 
den  Lehnskanon  für  das  betreffende  Jahr  im  Betrage  von 
17  Thlr.  9  g.  Gr.  u.  8  Pf.  zurückzahlen,  oder  aber  die  ganze  Provinz 
müsste  als  solche  für  alle  Kosten  aufkommen.  Zu  diesem 
Zwecke  könnte  man  mit  den  Landständen  verhandeln,  damit 
diese  etwa  eine  vierteljährliche  Kontribution  übertrügen,  d.  h. 
extraordinär  bezahlten,  bis  man  sähe,  wie  lange  die  Ver- 
anstaltungen dauerten. 

Soweit  der  pommersche  Plan ;  besonders  interessant  ist  an 
ihm  der  Umstand,  dass  unter  Betonung  der  alten  Verpflichtung 
aller  Unterthanen  zum  Schutze  des  Landes  hier  zum  ersten 
Mal  ausgesprochen  wird,  dass  die  betreffende  Provinz  die 
Kosten  für  so  ausserordentliche  Vertheidigungsmassregeln 
tragen  müsse,  wie  dies  dann  im  siebenjährigen  Kriege  allgemein 
die  materielle  Grundlage  für  die  Provinzialmilizen  werden 
sollte. 

In  der  Neumark  schloss  man  sich  durchaus  der  Kachbar- 
provinz an,  und  hier  ist  es  schliesslich  auch  wirklich  zur  Aus- 
gabe von  200  Gewehren  an  die  Bauern  gekommen ;  in  Preussen, 
wo  man  erst  noch  genug  Truppen  im  Lande  zu  behalten  ge- 
hofl*t  hatte,  begnügte  man  sich  einfach  damit,  den  bereits  oben 
besprochenen  Plan  von  1733  wieder  hervorzuholen  und  zur 
Annahme  zu  empfehlen. 

Weiter  sollten  nun  aber  auch  die  ganzen  Veranstaltungen 
nicht  kommen,  denn  die  allgemeine  Lage  der  Dinge  war  in- 
zwischen eine  ganz  andere  geworden :  der  Tag  von  Mollwitz 
hatte  angefangen  die  politische  Atmosphäre  zu  klären.  Zu- 
nächst erklärte  der  Dessauer,  der  inzwischen  persönlich  den 
Oberbefehl  über  das  bei  Göttin  gegen  Hannover  und  Sachsen 
zusammengezogene  Armeekorps  übernommen  hatte,  als  man 
ihm  die  weiteren  Pläne  vorlegte,  dass  seine  Kommission  beendet 
sei,  und  die  Sachen  ihn  nichts  mehr  angingen,  und  bald  sollte 
sich  zeigen,  dass  überhaupt  niemand  mehr  dieselben  einer  ein- 


Vn.  4.  15 

gehenderen  Beurtheilung  unterziehen  würde.  Die  Provinzen 
wandten  sich  nämlich  mit  ihrem  Anliegen  jetzt  direkt  an  den 
König  und  erhielten  hier,  nachdem  sie  eine  Zeit  lang  hatten 
warten  müssen,  schliesslich  den  Bescheid,  dass  alle  Vorkehrungen 
vor  der  Hand  unnöthig  seien:  Friedrich  hatte  gerade  damals, 
am  5.  Juni,  im  Breslauer  Vertrage  endlich  einen  sicheren 
Bundesgenossen  an  Frankreich  gefunden.  Und  da  sich  zu 
guter  letzt  um  eben  diese  Zeit  die  Befürchtungen,  von  Polen 
aus  beunruhigt  zu  werden,  als  grundlos  erwiesen  hatten, 
wären  jede  weiteren  Massregeln  auch  zwecklos  gewesen. 
Ueber  einige  vorbereitende,  mehr  sicherheitspolizeiliche  Mass- 
nahmen waren  somit  auch  diese  Veranstaltungen  nicht  hinaus- 
gekommen. 

Interessant  und  charakteristisch  bleibt  aber  sowohl  dieser 
Plan  wie  der  von  1733,  und  zwar  hauptsächlich  deswegen, 
weil  beide  uns  den  Beweis  liefern,  dass  nicht  nur  der  Gedanke 
an  ein  allgemeines  Aufgebot  nur  geschlummert,  sondern  dass 
auch  die  Verpflichtung  der  Unterthanen,  sich  zu  einem  solchen 
zu  stellen,  unvergessen  geblieben  war. 

[Die  scblesische  Gebirgs-Landmiliz  1743  bis 
1745  *).]  Einen  etwas  anderen  Charakter  als  die  in  den  soeben 
besprocnenen  Plänen  projektirten  Aufgebote  zeigte  die  schle- 
siscne  Landmiliz  vor  allem,  wie  schon  erwähnt,  darin,  dass  in 
ihr  ein  dauerndes  Institut  geschaffen  werden  sollte. 

Als  nach  der  neuerworbenen  Provinz  die  preussische 
Wehrverfassung,  speziell  die  Kantoneinrichtung  tibertragen 
werden  sollte,  hatte  der  Chef  der  schlesischen  Zivilverwaltung, 
der  Etats-Minister  von  Münchow,  es  beim  Könige  durchzusetzen 
gewusst,  dass  die  Gebirgskreise  Hirschberg,  Bolkenhayn, 
Reichenbach,  Schweidnitz,  Jauer  und  Löwenberg  sammt  den 
in  ihnen  gelegenen  kleinen  Städten,  um  ihre  stark  entwickelte 
Industrie  zu  schonen,  von  dem  Kantonwesen  frei  bleiben  sollten, 
dagegen  aber  dem  Könige  jährlich  60  sichere  Rekruten  — 
deren  Aufbringungsmodus  ihnen  ganz  überlassen  blieb  —  zu 
stellen  und  ausseindem  zum  Schutze  ihrer  eigenen  Grenzen 
eine  gewisse  Landmiliz  zu  errichten  hätten^). 


^)  Die  wichtigsten  Akten  hierüber  befinden  sich  im  Breslauer  Staats- 
archiv: Br.  M.  R  Yll  Nr.  1  und  2.  Daneben  kommen  in  Betracht  Geh. 
Staats -Arch.  B  96.  94  Ji  sowie  R  96.  83  Bbb.  Eine  kurze  Notiz  auf 
Grund  der  einzigen  bisher  bekannten  Nachricht  (Korn,  Schles.  Edikten- 
Sammlung  I)  bei  IBornhak,  Gesch.  des  preuss.  Verwaltungsrechts  11, 
196  (BerRn  1885).  —  Um  den  Faden  unserer  Darstellung  nicht  ganz  zu 
Terlieren,  behandeln  wir  diese  schlesische  Miliz  hier  kUrzer  als  es  viel- 
leicht gerade  für  sie  geboten  erscheint.  Au  anderer  Stelle  mag  auf  diese 
interessanten,  aber  auch  etwas  verwirrten  Verhältnisse  näher  eingegangen 
weiden. 

^)  Der  Gedanke  einer  solchen  dauernden  Miliz  muss  auf  den  ersten 
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Nachdem  die  KantonverhältnisBe  im  August  1743  end- 
giltig  geregelt,  sollte  alsbald  auch  diese  Spezi albestimniang 
betr.  der  L^ndmiliz  zur  Ausführung  gebracht  werden.  Ob- 
wohl die  Landräthe  in  den  von  ihnen  deshalb  eingeforderten 
Gutachten  sich  aus  Grllnden  innerer  Politik  sowie  auch  aas 
militärischen  gogen  eine  solche  Masaregel  erklärten,  kommittirte 
MUnchow  doch  je  einen  Rath  der  beiden  Kriegs-  und  Do- 
mflnenkammem,  der  glogauer  und  der  breelauer,  die  alsbald 
im  November  1743  sich  ans  Werk  machen  sollten,  mn  die 
nöthigen  Vorkehningen  zu  treffen.  Zugleich  wurde  auch  ein 
Reglement  ausgearbeitet,  dessen  GrundzUge  etwa  die  folgenden 
waren:  Die  Formation  hatte  in  20  Kompanien  zu  ge- 
schehen zu  je  1  Kapitän,  2  Subalternen,  5  Unterofßaieren  und 
100  Gemeinen,  zusammen  also  2160  EOpfen.  Als  Kapitäne 
sollten  welche  vom  Adel,  als  Subalterne  kleine  Beamte  oder 
wohlhabende  städtische  Bürger,  als  Unteroffiziere  Schulzen  und 
dergl.,  als  Gemeine  ausschliesslich  angesessene  Wirthe  evange- 
lischen Bekenntnisses  genommen  werden;  und  zwar  hätte  die 
Miliz  ausschliesslich  aus  Freiwilligen  zu  bestehen.  —  Mit  Ge- 
wehren sollten  sicti  die  Leute,  soweit  es  ging,  selbst  versehen, 
wo  Waffen  fehlten,  würden  sie  solche  zugleich  mit  der  gesammten 
Munition  auu  königlichen  Zeughäusern  geliefert  erhalten; 
grüne  Hutkokarden,  schwarze  Binden  und  für  die  Offiziere 
schwarz- weisse  Portepees  sollten  eiuigennaesen  den  Mangel 
eines  anderen  Uni  form  abzeicheus  ersetzen.  —  Die  Offiziere 
mUssten  im  Dienst  als  Entschädigung  ein  Douceur,  die 
Mannscliaften  eine  entsprecliende  Quantität  Freibier  erhalten; 
im  Frieden  solle  die  Marsch-,  im  Kriege  die  Militärvorschuss- 
kasse  dafür  aufkommen.  —  Jeder  Kompanie  sei  ein  be- 
stimmter Sammelplatz,  immer  sechs  oder  sieben  zusammen 
aber  für  grössere  Knnzentrirungen  ein  General-Rendezvous 
anzuweisen  und  zwar  so,  dass  die  einzelnen  Kompanien  in 
höchstens  12,  die  —  so  zu  sagen  —  Bataillone  in  hfichstens 
24  Stunden  zusammenberufen  werden  könnten ;  die  Alarmirung 
selbst  habe  mittels  sogen.  Laufzettel  zu  geschehen,  —  An 
Hebungen  der  Miliz  wären,  abgesehen  von  einer  gewissen 
Einzelausbildung  durch  die  Unteroffiziere,  im  Frühjahr  ein 
zweitägiges  Korn paniesch ei benschi essen,  im  Herbst  aber  eine 
gleichfalls  zweitägige  „Revue"  abzuhalten. 

Soweit  das  „Interims-Reglement"  der  schlesischen  Land- 
miliz, wie  03  nach  unwesentlichen  Aenderungcn  am  4.  Dezem- 
ber 1743  vom  Könige  genehmigt  worden  ist ;  nach  ihm  wurden 
alle   Einrichtungen  getroffen    und   es   bildete   bis   zuletzt   di<; 


Blick  rpclit  unpreuMiBch,  re('ht  wenig  fridpricianisch  erscheinen,  und 
doch  war  pr  unler  den  dortigen  UmatÄiiden  ganz  zätgemHas;  man 
erinnere  sich  nur  der  in  ihrer  Art  rei'ht  brauchbaren  böhmiechen  und 
besonders  ungarischen  Insurgent enschn arme  der  Oesterreicher. 
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Grundlage  der  sclilesiachen  Miltz,  da  ein  definitives  Reglement 
niemals  erfolgt  ist.  lieber  eine  dauernde,  mit  genligender 
Vollmacht' ausgestattete  Oberleitung,  vor  allem  aber  über  eine 
entsprechende  Verpflegung  der  Miliz  war  nichts  näheres  be- 
stimmt worden,  beides  Umstände,  aus  denen  sich  später  die 
grössten  Schwierigkeiten  ergeben  sollten. 

Die  Kommissare  mtihten  sieb  redlich  ab,  die  Landmiliz 
zu  Stande  zu  bringen,  aber  waa  konnte  man  den  OfHzieren 
versprechen,  wie  dem  gemeinen  Manne  die  Furcht  benehmen, 
er  solle  wirklich  unter  die  Soldaten  gesteckt  werden!  Unend- 
liche Ueberredungskünste  wurden  aufgewendet,  und  selbst  eine 
in  Einzeldrucken  vertlieilte  ausdrückliche  königliche  Be- 
ruhigungs-Deklaration') fruchtete  nicht  viel.  Endlich  hatte  man 
nach  unsäglichen  Mtthen  Mitte  Juni  1744  die  Kompanien 
vollzählig  beisammen,  dass  sie  sogar  nach  kurzer  Vorübung  an 
den  General -Rendezvous  vor  dem  Minister  von  MUnchow  Revue 
paasiren  konnten,  um  dann  sofort  vorerst  wieder  entlassen  zu 
werden.  Freilich  hatte  man  den  Offizieren  angemessene  Diäten 
zahlen,  den  Leuten  reichlich  Freibier  liefern  müssen,  ja  noch 
ganz  anderes :  die  Mannschaften  waren  garnicht  die  vom  Reg- 
lement geforderten  angesessenen  Wirthe,  sondern  die  Ge- 
meinden hatten  für  Geld  und  gute  Worte  arme  Leute  otler 
junge  Burschen  überredet,  sich  als  Freiwillige  zur  Miliz  zu 
melden,  und  ihnen  auch  noch  eine  angemessene  Wegzehrung 
mitgegeben,  Dass  dem  abgeholfen  worden  muaste,  sahen  die 
Kommissare  ein ;  und  wenn  sie  nun  schon  einerseits  von 
Münchow  einen  besseren,  mehr  militärischen  Zuschnitt  für  die 
Miliz  forderten,  verlangten  sie  andererseits  vor  allem,  dass 
entweder  das  Loos  ohne  Gestattung  der  Stall  Vertretung  ent- 
scheiden solle,  wer  zu  dienen  habe,  oder  aber,  dass  in  ge- 
wissem Turnus  alle  Unterthanen  zur  Miliz  gezogen  werden 
mUssten. 

Die  Ereignisse  schnitten  einstweilen  die  Antwort  auf  diese 
Forderungen  ab.  Der  Krieg,  den  Prcussen  soeben  als  Hilfs- 
macht  des  Wittelabachischen  Kaisers  wieder  begonnen,  fing  an 
eine  ziemlich  bedenkliehe  Wendung  zu  nehmen;  dazu  trat  in 
kurzer  Zeit  allgemeine  Geldkalamität  in  den  preussisciicn 
Kassen  ein:  da  war  zu  solchen  „Bagatellen"  keine  Zeit 

Und  doch  hatte  der  König,  wenn  auch  in  anderer  Weise 
als  es  die  Betheiligten  erwartet,  die  Landmiliz  im  Gedächtnisa 
behatten.  Der  General  von  der  Marwitz,  der  bei  Troppau  mit 
22  000  Mann  Oberschlesien  decken  sollte ,  empfing  plötzlich 
am  5.  November  vom  Könige  durch  Staffelte  den  Befehl,  sofort 
die  ganze  schleaischo  Landmiliz  aufzubieten  und  an  der  Grenze 
im  Gebirge  zu  postiren.  Friedrich  fUrcbtete  einen  Einfall 
der  sich  in  seinem  Rücken  schon  höchst  unangenelim  bemerkbar 

■)  Vgl.  KoTD,  ächlea.  EdiktensBinmlaDg  dl  lü.  Mars  1744. 

srtetaflngni  (81)  Vll.  i.  -  SebwiiU.  2 
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machenden  Oeterreichiüchcn  leichten  Truppen  Über  Landebut 
nacb  Seilt  es  ien. 

Da  balf  kein  Widerstreben:  Mflncbow  musete  an  die 
Kommissare  und  die  Landräthe  die  nOthigen  Ordres  ausfertigen 
und  diese  gehorchten,  wenn  auch  nicht  ohne  einiges  Achsel- 
zucken. Genau,  wie  es  der  König  befohlen :  am  13.  November 
war  die  Miliz  versammelt,  zum  Theil  sogar  schon,  wie  ea  befoh- 
len, an  der  Grenze  postirt,  freilich  genau  in  der  Verfassung, 
wie  wir  sie  schon  bei  der  Zusammenziehung  im  Juni  kennen 
gelernt  haben.  Ausserdem  hatte  man,  um  eine  Panik  zu  ver- 
meiden, die  Massregel  lediglich  als  eine  Probemobilmachung 
hingestellt.  MUnchow  aber  sowohl  wie  Marwitz  hatten  es  doch 
für  ihre  Pflicht  gehalten,  dem  Könige  die  in  Wirklichkeit 
ziemlich  bedenkliche  Beschaffenheit  der  Miliz  vorzustellen  und 
um  ev.  Aenderung  zu  bitten.  Fast  wider  Erwarten  ertheilte 
daraufhin  Friedrich  die  ebenso  kurze  wie  bündige  Antwort, 
dass  unter  diesen  Umständen  die  Aufbietung  der  Landmiliz 
vor  der  Hand  noch  anstehen  könne.  Dieser  Befehl,  d.  d. 
Kolin  den  9.  November,  traf  am  13.  bei  Mtlnchow  und  Marwitz, 
am  14.  bei  den  Kommissaren  ein :  nach  zweitägigem  Beisammen- 
sein konnte  sumit  die  Landmiliz  wieder  nach  Hause  gehen. 
Diese  zweite  allgemeine  Mobilmachung  der  schlesisehen  Miliz 
blieb  auch  die  letzte. 

In  den  nächsten  Monaten  bis  zum  April  1745  wurden 
allerdings'  noch  verschiedentlich  einzelne  Kompanien  zu- 
sammengezogen, theils  von  der  Zivilbehörde  gegen  Marodeure 
11.  s.  w.  requirirt,  theils  von  militärischen  Befehlshabern,  so 
gelegentlich  zu  Postirungen  von  dem  Generalleutnant  von 
Truchsess,  dem  seit  Beginn  des  Frühjahrs  oblag,  die  Grenze 
Schlesiens  von  der  Lausitz  an  bis  ins  Glatziscne  hinein  zu 
decken.  Aber  die  Geidverpäegung  der  Miliz  war  trotz  ziem- 
lich harten  Dienstes  immer  noch  nicht  befriedigend  geregelt, 
die  Gemeinden  erklärten  sich  schliesslich  für  unfähig,  ihre 
Leute  weiter  zu  unterhalten,  und  zuletzt  stahl  sich  einer  nach 
dem  anderen  von  den  Mannschaften  nach  Hause,  weil  sie  ab- 
solut nichts  mehr  zu  leben  hatten. 

Ende  April  schien  noch  einmal  ein  Umschwung  eintreten 
zu  sollen,  als  der  Oberst  Winterfeld t,  einer  der  fähigsten  und 
thatkräftigsten  OfÜziere  der  Armee,  ein  ziemlich  selbständiges 
Kommando  unter  Truchsess  übernahm').  Schon  die  ersten 
kleineren  glücklichen  Streifzüge  Wiuterfeldts  ermuthigten  be- 
sonders im  hirschbergcr  Kreise  die  Bauern,  die  ja  noch  meist 
mit  Gewehr    versehen    waren,    ihrerseits    einen    Guerillakrieg 


'j  Ve^l.  über  dies  und  das  folgende  ausser  den  Aktea  die  betr. 
Stellen  aus  der  in  den  ^jKciegsgeschicEtlii'heD  Einzelschiiften  des  Oroaseu 
Generalstabes"  Heft  3,  Berlin  11^84,  abgedruckteo  Rorrespondeuz  Winter- 
feldte  und  Trui-hsess'  mit  dem  König,  S.  50-60. 
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gegen  die  Oesterreicher  zu  eröffnen.  Wahrscheinlich  die  ge- 
legentliche Nachricht  hiervon  war  es  nun,  die  den  König  ver- 
anlasste, dem  Obersten  die  sofortige  Aufbietung  der  gesammten 
Bchlesischen  Miliz  anzubefehlen,  und  zwar  so,  dass  in  zwei 
Tagen,  bis  zum  4.  Mai,  schon  alles  beendet  sein  sollte.  Mehr 
mechanisch  wurde  der  königliche  Befehl  von  den  einzelnen 
Instanzen  weiter  gegeben,  viel  Erfolg  versprach  sich  niemand 
davon,  und  wirklich  war  am  4.  Mai  auch  nicht  eine  Kompanie 
versammelt;  besonders  hemmend  wirkte  es  aber  auch,  dass 
schon  wieder  und  zwar  diesmal  radikale  Neuerungsvorschläge 
in  der  Luft  schwebten.  Der  Urheber  dieser  war  der  Oberst 
von  Winterfeldt.  Da  er  selbst  aber  keinen  Augenblick  freie 
Zeit  hatte,  wollte  er  deren  Durchführung  anderen  überlassen, 
und  erst  durch  die  dringendsten  Bitten  des  Ministers  von 
Mtinchow  Hess  er  sich  bewegen,  seinen  Vorschlag  wenigstens 
selbst  dem  Könige  zu  unterbreiten.  Was  er  beabsichtigte  war 
die  gänzliche  Beseitigung  der  alten  Miliz  und  an  deren  Stelle 
die  Errichtung  von  zwei  bis  drei  auserlesenen,  aber  auch  an- 
gemessen zu  besoldenden  Freiwilligen-Kompanien,  die  einigen 
entschlossenen  Offizieren  anzuvertrauen  und  deren  Einrichtung 
und  Verpflegung  durch  Kammer-Kommissare  zu  ordnen  wären. 
Der  König  erklärte  sich  mit  wenigen  W^orten  vollkommen 
mit  den  Absichten  seines  Vertrauten  einverstanden,  aber  leider 
erliess  er  keinerlei  entsprechende  Weisungen  an  die  Zivil- 
behörde, wie  man  solches  gehofft  hatte.  Winterfeldt  hatte  zu 
weiterem  keine  Zeit,  Münchow  traute  sich  nicht  die  Sache  aut 
eigene  Verantwortung  zu  unternehmen  und  hoffte  auch  immer 
noch  auf  einen  direkten  Befehl  des  Königs.  Die  Folge  davon 
waren  interimistische  und  halbe  Befehle  an  die  Landräthe, 
und  deren  Folge  wieder  eine  allgemeine  Verwirrung,  eine 
völlige  Desorganisation.  Denn  durch  die  prinzipielle  Billigung 
der  Neuerung  war  zunächst  doch  der  alten  Miliz  das  Todes- 
urtheil  gesprochen :  der  Verband  der  Kompanien ,  soweit 
man  von  einem  solchen  überhaupt  noch  reden  konnte,  löste 
sich  auf,  man  lieferte  die  derzeit  vertheilten  Gewehre,  mit 
denen  ja  die  neuen  Freikompanien  bewaflftiet  werden  sollten, 
an  die  Zeughäuser  zurück,  kurz  die  alte  Miliz  gehörte  nach 
wenigen  Tagen  der  Vergangenheit  an.  Die  neuen  Kompa- 
nien aber  kamen  niemals  zu  Stande;  da  man  den  Leuten 
keine  bestimmten  Versprechungen  machen  konnte,  erhielt  man 
natürlich  auch  keine  Freiwilligen,  neue  Bestimmungen  aber 
erfolgten  nicht.  Dann  kam  der  Tag  von  Hohenfriedberg  und 
nach  ihm  ist  weder  von  der  alten  Miliz  noch  von  den  Frei- 
kompanien jemals  ernstlich  wieder  die  Rede  gewesen. 

Noch  zweimal  ist  allerdings  in  späteren  Jahren  die  Er- 
innerung an  diese  schlesische  Miliz  wieder  aufgefrischt  worden. 
Das  eine  Mal  war  im  Herbst  1 750,  als  der  König,  zur  Revue 
in  Schlesien   weilend,    sich   beiläufig   bei  Münchow  nach  der- 
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Belbcii  erkuadigte  und  einen  kurzen  Bericht  (d.  d.  G^logaa 
21.  Sept.)  darüber  entgegennahm.  Das  andere  Mal  geschah, 
als  sich  schon  wieder  Gewitterwolken  am  politischen  Himmd 
zusammengezogen  hatten,  im  Anfang  des  Jahres  1756.  Da- 
mals (Anfang  Januar)  forderte  der  König,  im  Geiste  schon 
alle  seine  Mittel  berechnend  und  überschauend,  von  dem  der- 
zeitigen Minister  von  Schlesien,  v.  Schlabrendorf,  ausführlichen 
Bericht  und  Gutachten  über  die  ehemalige  Landmiliz  ein. 
Wenngleich  nun  der  darauf  erfolgende  Bericht  (d.  d.  Breslau 
30.  März)  ohne  zu  übertreiben  nur  die  ungeschminkte  Wahr- 
heit sagte,  darf  es  uns  doch  nicht  wundernehmen,  daaa  im 
sielaenjäbrigen  Kriege  von  der  Aufbietung  einer  schlesischen 
Landmiliz  niemals  wieder  die  Rede  gewesen  ist 


Zu  Beginn  des  grossen ,  dritten  schlesischen  Krieges, 
darüber  kann  kein  Zweifel  obwalten,  war  in  allen  Provinzen 
der  preussischen  Monarchie  die  grosse  Masse  des  Volkes  des 
Gebrauches  der  Waffen  vollständig  entwöhnt;  wenn  man  schon 
an  ein  allgemeines  Aufgebot  appelliren  wollte,  so  war  dies 
praktisch  doch  nur  gegen  räuberische  Banden  und  Marodeure 
verwendbar,  nicht  aber  zum  Widerstände  gegen  ein  reguläres 
feindliches  Heer,  und  endlich  konnte  ein  solches  Aufgebot, 
weil  es  alle  wehrfilhigon  Mannschaften  in  Anspruch  nahm  und 
alles  bürgerliche  Leben  still  stehen  hiess,  wohl  als  momentane 
Hilfe  in  der  grössten  Noth,  nicht  aber  als  Vertheidigungs- 
massrcgel  von  einiger  Dauer  gelten.  Demnach  ist  es  nur  zu 
erklärlich,  dass  man  im  siebenjährigen  Kriege,  als,  zur  Ab- 
hilfe des  T  nippen  mangels ,  wieder  an  etwas  Milizähnliches 
gedacht  werden  musste,  darauf  verzichtete,  alle  Waffenfehigen 
d.  h.  also  auch  alle  älteren,  verheiratheten  Leute  aufzubieten, 
daas  man  vielmehr  nur  die  brauchbarsten  Mannschaften  aus- 
wählte, aus  ihnen  eine  bestimmte  Anzahl  von  Milizbataillonen 
formirte  und  diese,  was  den  Dienst,  die  Disziplin,  sowie  auch 
das  mehr  Aeuaserliche  anbetraf,  den  Truppen  des  stehenden 
Heeres  möglichst  ähnlich  machte.  So  bekam  man  allerdings 
weniger,  aber  in  jeder  Beziehung  bessere  Mannschaften  nnd 
man  konnte  sie,  s"  lange  da«  Bedürfniss  andauerte,  unter  den 
Wttffen  erhalten,  ohne  doch  dem  Lande  alle  Lebensadern  zu 
unterbinden. 

V.    Die  prenssisclte  Heeresverfassnng  zn  Beginn  des  sieben- 
jährigen  Krieges. 

Bevor  wir  auf  die  Laudmilizcn  des  siebenjährigen  Krieges 
des  näheren  eingehen,  dürften  einige  orientirende  Worte  über 
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die  damalige  preossische  Heeresverfassung  nicht  unenvünscht 
sein. 

Die  preassische  Armee  beruhte  seit  Friedrich  Wilhelm  L 
auf  zwei  Grundlagen,  dem  Kantonwesen  und  der  aus- 
ländischen Werbung.  Das  erstere  gründete  sich  auf  die 
prinzipielle  Verpflichtung  aller  Unterthanen  zum  Kriegsdienste, 
eine  Verpflichtung,  die  allerdings  eine  Reihe  von  Ausnahmen 
zu  Gunsten  der  Wohlhabenden  und  im  Interesse  des  Landes- 
wohlstandes erlitt  *).  Der  Ersatz  der  Truppen  regelte  sich  nun 
im  einzelnen  so,  dass  jedem  Feldregiment ^)  bezw.  jeder  Kom- 

Sanie  und  Eskadron  ein  bestimmter  Bezirk  zugewiesen  war  zu 
em  Zweck,  daraus  ihren  Bedarf  an  inländischen  Rekruten  zu 
decken ;  dieser  Bezirk  hiess  Kanton.  Die  sämmtlichen,  dem  Re- 
gimente  in  demselben  zur  Verfügung  stehenden  Leute  waren  auf- 
gezeichnet, hiessen  daher  allgemein  Enrollirte.  Eine  so  starke 
Armee  aber  wie  die  preussische  ganz,  oder  auch  nur  grössten- 
theils  aus  eigenen  Unterthanen  zu  rekrutiren,  verbot  die  Für- 
sorge fUr  die  Wohlfahrt  des  Landes,  daher  musste  ein  grosser 
Theil  des  Menschenmaterials  für  die  Regimenter  durch  An- 
werbung von  Ausländern  beschafift  werden.  In  der  so  ent- 
stehenden Mischung  sollten  die  Inländer  den  nationalisirenden 
Sauerteig  abgeben  und  so  nach  Möglichkeit  eine  vollkommen 
aus  Landeskindem  bestehende  Armee  ersetzen'). 

Was  die  Kategorien  der  Regimenter  anbetrifft,  so  um- 
£Etösten  die  Friedensformationen  deren  drei:  die  Feldregi- 
menter, die  eigentliche  Kampfestruppe,  an  Zahl  und  Stärke 
weit  überwiegend,  die  Garnisonregimenter,  die  Land- 
regimenter. 

Das  Feldregiment  Infanterie*)  bestand  aus  2  Ba- 
taillonen zu  je  5  Kompanien  Musketiere  und  1  Kompanie 
Grenadiere.  Die  Grenadierkompanien  zweier  Regimenter 
stiessen  im  Kriege  zu  einem  Grenadierbataillon    von  4  Kom- 


1)  Nicht  kantonpflichtig  waren  die  Söhne  der  königlichen  Beamten, 
Kaof  leute  und  Materialisten  und  diejenigen,  die  6000  Thlr.  im  Vermögen 
hatten,  sowie  neue  Kolonisten  für  sich  und  ihre  Kinder  und  die  Arbeiter 
einiger  vom  Staate  besonders  geschützter  Industrien.  Die  Kantonfreiheit 
des  Adels  war  höchst  ideell;  denn  wer  von  diesem  diensttüchtig  war, 
diente  doch  als  Junker,  Freikorporal  und  Offizier  in  der  Armee;  wer  des 
Königs  Rock  nicht  trug  oder  getragen  hatte,  wurde  von  seinen  Standes- 
genossen kaum  als  voll  angesehen. 

')  Ueber  den  Ersatz  der  Garnison-  und  Landregimenter  vergl.  S.  23 
und  S.  9. 

')  Man  vergleiche  Friedrichs  eigene  Worte  in  dem  „Politischen 
Testament«  von  1752  (bei  Droysen,  Preuss.  Politik  V,  3,  S.  18  Anm.  2) 
und  in  dem  „Militärischen  Testament«  von  1768  (ebenda  und:  Miscella- 
neen  zur  Geschichte  Friedrichs  d.  Gr.,  Berlin  1878,  S.  123.  Vcrgl.  auch 
oben  Vorwort  Anm.  3). 

«)  Friedrich  Wilhelm  I.  hinterliess  1740  32,  sem  Sohn  hatte  1756 
48  Feldregimenter  Infanterie. 
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panien  zusammen.  In  der  Zeit  bis  zum  siebenjährigen  Kriege 
war  die  Friedensstärke  einer  Musketierkompanie  ohne  Offi- 
ziere 136  Mann,  die  der  Grenadierkompanie  etwas  grösser. 
Davon  waren  etwa  60  Mann  Kantonisten,  von  denen  wiederum 
der  grösste  Theii,  vorausgesetzt  dass  er  die  erste  Rekrutenzeit 
bereits  absolvirt  hatte,  im  Frieden  zehn  Monate  des  Jahres 
beurlaubt  war,  um  seinem  bürgerlichen  Gewerbe  nachzugehen, 
und  sich  nur  die  Hauptexerzirmonate  Mai  und  Juni  bei  der 
Fahne  befand  ^).     Die  Dienstzeit  an  sich  war,  Ausnahmen  ab- 

ferechnet,  lebenslänglich,  bezw.  sie  dauerte  bis  zur  Invalidität 
)as  Traktement  und  die  kleinen  Montirungsgelder  der  Be- 
urlaubten wurden  in  den  zehn  Monaten  gespart,  davon  musste 
der  Kompaniechef  die  Kosten  der  ausländischen  Werbung 
bestreiten ;  was  übrig  blieb,  floss  in  seine  Tasche  und  ergänzte 
seine  sonst  sehr  massig  bemessenen  Einkünfte:  die  sogen. 
Kompaniewirthschaft  Im  Kriege  fiel  die  Beurlaubung  natür- 
lich fort  und  somit  auch  die  damit  verbundenen  Ersparnisse; 
daher  übernahm  es  dann  der  König,  auf  seine  Kosten  die 
Armee  mit  den  nöthigen  Ausländern  zu  rekrutiren. 

Das  Regiment  Kavallerie^)  — Kürassiere  und  Dra- 
goner —  bestand,  einige  Abnormitäten  abgerechnet  aus  5  Es- 


M  Die  Zahlenangaben  über  das  Verbältniss  zwischen  ELantonisten 
und  Nichtkantonisten ,  sowie  über  die  Urlauber  schwanken  aosserordent- 
lich  und  man  findet  sie  kaum  bei  zwei  von  einander  unabhängigen 
Autoren  gleich  angegeben;  auch  das  in  solchen  Fragen  für  düe  Theorie 
sonst  ausschlaggebende  Reglement  von  1743  enthält  über  diesen  Punkt 
keinerlei  deutliche  Bestimmungen ;  zur  genaueren  Feststeilung  bedürfte 
es  einer  sorgfaltigen  Durchsicnt  der  sicher  noch  zum  grossen  Theil  er- 
haltenen Listen,  und  zwar  der  Listen  aus  den  verschiedensten  Jahren. 
Die  von  uns  oben  gegebenen  Zahlen  finden  sich  beiDroysen,  Preoss. 
Politik  V,  8,  S.  16,  doch  sind  sie  sehr  niedrig  und  geben  nur  die  FrieKlens- 
effektivstärke.  Bei  der  Mobilmachung  nahm  die  Zahl  der  Kantonisten 
zu  durch  Einstellung  rein  inländischer  Augmentationsmannschaften,  die 
im  Frieden  nicht  zum  Etat  des  Regimentes  gehörten,  und  deren  Höhe 
auch  erst  nach  der  politischen  Lage  des  Staates,  nach  der  Stärke  des 
Feindes  bemessen  zu  werden  pflegte.  Ausserdem  darf  man  auch  nicht 
vergessen,  dass  eine  ^nze  Reihe  von  Landeskindem,  weil  sie  nicht 
eigentlich  auf  Grund  der  Kantonpflichtigkeit  zu  den  Regimentern  ge- 
ko Domen  waren,  nicht  nur  nicht  als  Kantonisten,  sondern  geradezu  als 
.Ausländer*^  bezeichnet  wurden,  trotzdem  sie  geborene  Flüssen  waren. 
£s  sind  dies  die  sogen.  Rothgeschriebenen;  nämlich  einmal  Soldaten- 
söhne, —  deren  Zahl  recht  beträchtlich  war,  —  dann  alle  ausserhalb  des 
Re^mentskantoDB  Geworbene,  also  auch  alle  freiwillig  eingetretenen 
Eximirten,  und  endlich  noch  unsichere  Kantonisten,  d.  h.  oesonders 
solche  Landeskinder,  die  sich  etwas  hatten  zu  schulden  kommen  lassen. 
Soviel  lässt  sich  demnach  zur  allgemeinen  Charakterisirung  doch  mit 
Sicherheit  sagen,  dass  während  der  ganzen  Regierungszeit  Friedrichs  II. 
allermindestens  die  Hälfte  seiner  Armee  aus  geborenen  Preussen  bestand, 
die  in  ihrem  Kriegsherren  von  Jugend  auf  ihren  Landesherren  zu  er- 
blicken gewohnt  waren. 

2)  Friedrich  übernahm  1740  an  Reiterei  im  ganzen  20  Regimenter, 
er  hatte  1756  12  Kürassier-,  12  Dragoner-  und  8  Husarenregimenter. 
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kadrons  zu  je  158  Mann,  wovon  60—65  Kantonisten  waren, 
das  Hasarenregiment  hatte  10  Eskadrons  zu  je  132  Mann, 
gleichfalls  mit  dem  entsprechenden  Zusätze  an  Einländem ;  die 
Wirthschaft  und  die  Beurlaubung  war  überall  wie  bei  der 
Infanterie. 

Die  Garnisonregimenter,  nur  Infanterie,  wurden 
grösstentheils  durch  Abgaben  von  den  Feldregimentern  er- 
gänzt, sie  enthielten  daher  meist  ältere,  zum  grossen  Theil 
nicht  mehr  ganz  felddienst&hige  Leute,  unter  Umständen  ge- 
radezu Veteranen ;  ihre  Wirthschaft  war  der  der  Feldregimenter 
ähnlich,  doch  waren  die  Soldsätze  geringer.  Zum  Gamison- 
nnd  Besatzungsdienst  bestimmt,  er^hr  diese  Truppengattung 
eine  starke  Vermehrung  in  den  ersten  Jahren  Friedrichs  IL, 
da  es  galt,  auch  die  zahlreichen  schlesischen  Festungen  mit 
gentlgender  Besatzung  zu  versehen.  Und  beim  Beginne  des 
siebenjährigen  Krieges  wurde  sie  abermals  fast  verdoppelt, 
was  einerseits  das  Bedürfniss  nach  mehr  Truppen  an  sich, 
andererseits  die  nötig  werdende  Besetzung  der  sächsischen 
Festungen  veranlasst  hat^). 

Die  letzte  Kategorie  der  Friedensformationen  endlich  sind 
die  oben  besprochenen  vier  Landregimenter.  Von  ihnen 
ist  also  nur  ein  Stamm  ständig  besoldet,  die  Mannschaften  sind 
beurlaubt  und  versammeln  sich  erst  auf  Ordre,  die  Regimenter 
enthalten  nur  Landeskinder  oder  durch  langjährige  Dienstzeit 
zu  Preussen  gewordene  Ausländer.  Grenadiere  hatte  diese 
Truppe  für  gewöhnlich  nicht. 

Zu  allen  diesen,  schon  im  Frieden  vorhandenen  Regimentern 
traten  nun  im  siebenjährigen  Kriege  noch  zwei  andere  Truppen- 
arten, die  das  augenblickliche  Bedürfniss  hervorgerufen  hatte, 
und  die  mit  Beendigung  des  Krieges  alsbald  wieder  ver- 
schwanden, nämlich  die  Freitruppen  und  unsere  Pro- 
vinziallandmilizen. 

Die  Freitruppen,  hauptsächlich  gegen  die  öster- 
reichischen Irregulären  bestimmt,  waren  nicht  etwa  selbst 
Irreguläre,  sondern  sie  wurden  in  regelmässigen  Regimen- 
tern, Bataillonen  und  Kompanien  bezw.  Eskadrons  formirt. 
-PVei*  waren  sie  nur  in  Betrefif  der  Kampfesweise,  frei  von 
der  Schultaktik  der  Linientruppen;  ihre  Aufgabe  war  der 
Kampf  im  durchschnittenen  Terrain,  in  Wald  und  Dorf,  so- 
wie die  ganze  Thätigkeit  des  kleinen  Krieges.     Sie  bestanden 


^)  Ueberkommen  hatte  Friedrieb  nar  4  Bataillone,  bis  1745  hatte 
er  sie  aber  auf  22,  bis  1758  gar  auf  43  Bataillone  in  13  Regimentern 
vermehrt.  In  den  Jahren  1742—53  waren  auch  aus  den  Gamisonbataillonen 
Orenadierkompanicn  ausgezogen,  von  jenen  getrennt  und  auf  Feldetat 
gesetzt  worden;  sie  bildeten  5  von  den  ständigen  6  Grenadierbataillonen 
und  waren  von  vornherein  zum  Felddienst  bestimmt.  Eine  Verwendung 
einzelner  der  eigentlichen  Garnison  bataillone  zu  solchem  Dienst  fand  nur 
mehr  ausnahmsweise  und  gelegentlich  statt. 
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im  Prinzip  nur  aus  Geworbenen  und  nahmen  freiwillige  Lande»- 
kinder,  Ausländer  und  Deserteure,  wie  sie  gerade  kamen. 
Die  Freitruppen  entsprachen,  von  einigen  Misserfolgen  abge- 
sehen, durchaus  den  Erwartungen,  die  der  königliche  Elriegs- 
herr  an  sie  stellte,  so  dass  er  sie  später  beim  Ausbruche  des 
bairischen  Erbfolgekrieges  sofort  wieder  ins  Leben  rief;  nicht 
zu  gedenken  der  ständigen  Freiregimenter,  die  Friedrich  in 
seinem  letzten  Lebensjahre  errichtete. 

Mit  den  Pro  vinziallandmil  i  zen  werden  wir  uns 
gleich  eingehender  zu  beschäftigen  haben.  Wir  wollen  aber 
die  vorangeschickte  Uebersicht  nicht  schliessen,  ohne  mit  einem 
Wort  auf  die  Waffentibung  der  städtischen  Bürger  in  den 
Schtitzengilden  hingewiesen  zu  haben,  deren  Privilegien 
Friedrich  II.  bald  nach  seiner  Thronbesteigung  wiederhergestellt 
hatte,  und  in  den  B  ürgerkompanien,  denen,  wo  keine 
Garnison  einquartirt  war,  der  Wachtdienst  an  den  Thoren 
oblag.  Was  zu  Zeiten  der  Noth  aus  diesem  Material,  aller- 
dings nur  durch  geeignete  Führer,  geschaffen  werden  konnte, 
das  hat  die  ruhmreiche  Thätigkeit  der  kolberger  Bürgerschaft 
während  der  verschiedenen  Belagerungen  durch  die  Russen 
im  siebenjährigen  Kriege  bewiesen  *).  Freilich  waren  die  Kol- 
berger und  mit  ihnen  wohl  auch  die  Einwohner  mancher 
anderen  befestigten  Städte  durch  ihren  Bürgereid  speziell  ver- 
pflichtet, zur  Vertheidigung  ihrer  Festung  Leib  und  Leben, 
txut  und  Blut  daranzusetzen  ^).  Von  der  kriegerischen  Thätig- 
keit aber  der  Einwohner  einer  anderen  preussischen  Stadt 
während  des  siebenjährigen  grossen  Ringens  ist  unseres  Wissens 
nichts  bekannt  und  es  würde  eine  solche,  falls  sie  wirklich 
stattgehabt  hätte,  schwerlich  von  grossem  Belang  gewesen  sein. 
Wenn  uns  Bielfeld  für  das  Jahr  1745  von  der  Bewaflnung 
und  Einübung  von  16  000  berliner  Bürgern  meldet'),  so  wollen 
wir  ihm  dies  glauben;  grosse  Leistungen  muss  ihnen  aber 
doch  niemand  zugetraut  haben,  da  bei  den  Besuchen  der 
Oesterreicher  und  Russen  im  siebenjährigen  Kriege,   wo    eine 


1)  Wir  werden  auch  auf  diese  später  bei  Gelegenheit  noch  einmal 
zurfickkommeD. 

*)  Nach:  „Nettelbccks  Leben  von  ihm  selbst  erzählt",  herausgegeben 
von  Haken,  Halle  1821,  I,  S.  105.  —  Dass  für  die  Einwohner  von  Küstrin 
eine  gleiche  Verpflichtung  bestand,  bezeugt  J.  C.  Seyffert,  Annalen 
der  Stadt  und  Festung  Küstrin,  Küstrin  1801,  S.  96. 

^)  „Pour  se  mettre  encore  plus  en  6tat  de  ddfense  et  soalager  la 
gamison,  nos  g^nöraux  jugferent  a  propos  d'armer  16  000  bourgeois  par- 
tag^  en  diff^rentes  compagnies.  Leurs  armes  furent  tir^es  de  Tarsenal.  on 
les  ezercoit  tous  les  joui-s ,  et  ces  citoycns  d'une  capitale  d'un  fitat  mili- 
taire,  nea  pour  ainsi  dire  au  sein  de  la  guerre,  se  pret^rent  k  ces  exercices 
avec  une  ardeur,  une  bonne  volonte  et  un  succ^  qui  surpasse  toute 
croyance."  (1.  Dez.  1745.)  Bielfeld,  Lettres  familiäres,  a  la  Haye  1763, 
H,  203.     Diese  Briefe  sind  bekanntlich  spätere  Ueberarbeitungen. 
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"Wiederholung  dieser  Maäsrogol  sehr  angebracht  gewesen  und 
vielleicht  beide  Male,  mindestenB  aber  das  erate  Mal  von  Er- 
folg gekrönt  worden  sein  dürfte,  von  einem  abermaligen  Auf- 
gebot  der  Bürgerschaft  nicht  einmal  die  Kede  ial'). 

I  — 

^F  Der   erste  Feldzug   des  dritten   schlesischcn  Krieges  war 

vorübergegangen,  ohne  den  König  von  Preuesen  in  ent- 
scheidende Vortlieile  zu  setzen.  Friedrich  musste  sich  nun- 
mehr darauf  gefasst  machen,  die  von  allen  Seiton  anatürmen- 
Kden  Feinde  gleichzeitig  zu  empfangen.  Soweit  es  in  seinen 
Kräften  stand,  wurden  alle  Vorbereitungen  getroffen;  die  alten 
Begimenter  wurden  verstärkt,  neue  errichtet.  Die  Deckung 
ieiner  rechten  Flanke  seinen  Bundesgenossen  überlassend, 
wollte  sich  der  königliche  Feldherr  selbst  auf  die  Oesterreicher 
werfen,  während  Fcldmarschall  Lehwaldt  mit  seiner  kleinen 
Armee  die  Russen  von  Ostpreussen  fernhalten  sollte.  Nur 
von  den  Schweden  versah  sich  Friedrieh  eines  Angriffes  nicht, 
und  demnach  war  ganz  Pommern  ohne  besondere  Bedeckung 
geblieben;  ebenso  wenig  war  es  nöthig  erschienen,  die  Neu- 
msrk  gegen  Uebergriffe  von  Polen  aus  zu  schützen.  Dennoch 
sollte  in  diesen  beiden  Provinzen  die  Lage  bald  dazu  führen, 
daas  an  Vertheidigungsmaasregeln  irgend  welcher  Art  gedacht 
werden  musste.  Und  da  der  König  ausser  Stande  war,  ge- 
nügende Truppen  zur  BeschUtzung  jener  Gegenden  abzugeben, 
—  es  galt  damals  gerade  die  schweren  Verluste  von  Prag  und 
bald  die  noch  schlimmeren  von  Kolin  zu  ersetzen,  —  so  blieb 
nur  der  Ausweg,  auf  die  alten  Prinzipien  der  Landesverthei- 
digung,  auf  eine  Miliz  zurückzugreifen. 

Die  alsbald  in  den  einzelnen  Provinzen  getroffenen  Mass- 
r^eln  —  denn  auch  Mngdeburg-Halbcratadt  und  die  Kurmark 
wurden,  wegen  des  Vordringens  der  Franzosen  im  Westen, 
mit  hineingezogen  —  zu8ammenhfing<'nd  zu  bebandeln,  ver- 
bieten die  provinziellen  Verschiedenheiten;  das  Bild  müaste 
ein  äusserst  unklares  werden. 

Was  ihnen  allen  —  wenn  wir  von  den  ganz  eigenthüm- 
ichen  ostpreuBsischen  Milizen,  von  denen  ganz  zum  Schluss  auch 
|ie  Rede  sein  wird,  absehen  —  gemeinr —   —^  ,.i.___i,.~_:„.:..„i. 


1  und  charakteristisch 


')  Nach  PreuBS.  Friedr.  d.  Gr.  II.  11^33,  S.  87.  b&tte,  als  Hadik 
Mch  Berlin  kum,  der  ^tadtpriiaident  v.  KiivheiBen  den  IJürgem  bei 
ichwerer    Strafe    verholen,    zu    den    Waffen    zu    greifen;    wir   glauben 

le  Gründe  naeliflltilen  zu  können. 


26  va  4. 

ist,  wird  sich  hier  mit  wenigen  Worten  sagen  lassen.  Ihre  gleich- 
massige  Veranlassung  war  die  schwere  Bedrängniss  der  Pro- 
vinzen, die,  so  gut  wie  ganz  von  Truppen  entblösst,  gleich  im 
ersten  Anprall  eine  Beute  des  Feindes  zu  werden  drohten. 
Um  dem  zu  erwartenden  Angrifif  wenigstens  nicht  ganz  wehr- 
los gegenüberzustehen,  und  da  auf  Hilfe  von  dem  selbst  schwer 
bedrängten  Könige  einstweilen  nicht  zu  hoffen  war,  ging  man 
allenthalben  daran,  Miliztruppen  aufzustellen.  Die  Mannschaften 
wurden  ausschliesslich  vom  Lande  ausgehoben,  die  Offiziere,  so- 
weit es  irgend  anging,  aus  dem  eingesessenen  Adel  genommen« 
Ursprünglich  nur  flir  kurze  Zeit  berechnet,  blieben  die  Milizen 
dann  doch  den  ganzen  Krieg  über  bestehen;  sie  waren  ganz 
reguläre  Truppen  geworden,  mit  denen  zu  rechnen  und  über 
die  zu  verfügen  der  königliche  Kriegsherr  sich  gewöhnt  hatte, 
wenn  auch  fast  ausschliesslich  zum  Nutzen  der  betreffenden 
Provinzen.  Sie  bestanden  zum  grössten  Theile  aus  Fussvolk, 
doch  enthielten  sie  auch  Reiterei  und,  wenn  man  es  so  gelten 
lassen  will,  auch  Artillerie  ^).  Vielfach  auch  Felddienst  thuend, 
\\^rden  sie  meist  im  Gamisondienst,  im  weitesten  Sinne  dieses 
Wortes,  und,  was  besonders  wichtig  war,  auch  als  Ersatzkadres 
für  die  Feldtruppen  verwendet. 

Für  den  Unterhalt  der  Milizen  mussten  überall  die  betreffen- 
den Provinzen  die  nöthigen  Gelder  aufbringen  und  zwar  durch 
eine  eigens  dafür  auferlegte  Steuer,  ohne  dass  damit  den 
Ständen  auch  nur  die  leiseste  Verfügung  über  jene  Truppen 
zugestanden  hätte.  Als  der  Unterhalt  dann  Schwierigkeiten  zu 
machen  anfing,  suchte  man  sich  durch  andere  Finanzoperationen 
zu  helfen ;  so  wurde  z.  B.  in  allen  Provinzen  ein  eigener  Land- 
milizimpost  bei  der  Akzise  eingeführt  Nur  wo  die  Mittel 
des  Landes  absolut  nicht  mehr  ausreichten,  übernahm  der  König 
die  Miliz,  so  in  Pommern  und  der  Uckermark.  Mit  dem  Frie- 
den wurden  dann  schliesslich  alle  Provinzialmilizen  reduzirt*). 


^)  Gehörten  damals  zur  Kriegsausrüstun^  eines  jeden  Bataillons  an 
sich  schon  zwei  Feldgeschütze,  so  wurden,  wie  wir  unten  sehen  werden, 
Landsoldaten  vielfach  auch  aushilfsweise  als  Festungsartillöristen  aus- 
gebildet 

')  Das  bisher  bekannte  gedruckte  Material  über  dies  fi;anze 
Thema  ist  so  lückenhaft  und  ungenau,  dass  es  überhaupt  nicht  lohnt, 
sich  hier  eingehender  mit  diesem  zu  beschäftigen.  Fast  ausschliesslich 
musste  mit  ronem  archivalischen  Material  gearbeitet  werden.  £inige  recht 
brauchbare  Notizen  über  die  pommerscnen  Milizen  enthält  allerdings 
Marse; hall  von  Sulicki,  Der  siebenjährige  Krieg  in  Pommeni  u.  s.  w., 
Berlin  1807,  S.  25—30.  —  Die  auf  den  ersten  Blick  sehr  zuverlässig  er- 
scheinenden Angaben  Courbiero's  (Brandeub.  -  preuss.  Heeresverf. 
S.  111  — 113)  sind  im  höchsten  Grade  korrekturbedürftig.  Sie 
stammen  augenscheinlich  aus  einem  im  Generalstabsarchiv  be- 
findlichen Promemoria  aus  dem  Jahre  1804  über  die  Landmilizen  des 
siebenjährigen  Krieges  (D  I  92  a),  welches  bei  den  damals  wieder  all- 
gemein auftauchenden  Milizplänen  mit  statistischen  Daten  dienen,    über 
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Soviel  über  das  Allgemeine.  Einen  Einblick  m  das  Innere 
und  Einzelne  der  Organisation  werden  die  folgenden  Dar- 
legungen ergeben,  und  zwar  erregen  hier  vor  allem  unser 
Interesse  die  Einrichtungen,  die  in  Pommern,  der  Ucker- 
mark und  der  Neumark  getroffen  wurden:  es  sind  diejenigen 
Landestheile ,  wo  die  Milizverfassung  des  siebenjährigen 
Krieges  am  vollständigsten  sich  entwickelt  und  am  wirk- 
samsten sich  bewährt  hat.  Die  Milizen  des  Restes  der  Kur- 
mark und  die  von  Magdeburg -Halberstadt  werden  dagegen 
erst  in  zweiter  Linie  in  Betracht  kommen. 


die  allgemeine  sachliche  Organisation  Aufklärung  seben  sollte,  dabei 
aber  in  Betreff  der  einzelnen  Formationskörper  una  besonders  in  den 
Namen  der  Chefs  die  grössten  Ungenauigkeiten  enthält 


Erster  Theil. 

Pommern  und  Uckermark'). 


I.    Entstehtmg   des   Hilizplanes   bis   eot   BewUlisug   der 
ersien  „drei  Monate"  dnrcli  die  StSnde. 

In  Pommern  ftlrchtete  man  im  Mai  des  Jahres  1757  noch 
nicht  so  sehr  eine  achwediache  Invasion  als  vielmehr  eine 
Landung  der  Russen  an  der  völlig  unbedeckten  Küste;  das 
Erscheinen  einzelner  russischer  Kreuzer  schien  die  Besorgnisse 
zu  rechtfertigen.  Um  wenigstens  nicht  einem  ptOtzTicheD 
Ueherfull  ausgesetzt  zu  sein,  wurden  zunächßt  r^elmftssige 
Strandwflchten  organiairt.  Einzelne  Landräthe  und  Beamte 
schlugen  alsbald  wieder,  wie  im  Jahre  1741,  vor,  allgemein 
die  Bürger  und  Bauern  unter  die  Waffen  zu  rufen,  und  der 
Landeshauptmann  von  Liauenburg  und  BUtew,  von  Weyher, 
wollte  gleichfalls  wieder  die  dortige  Ritterschaft  au&itzen 
lassen '). 


>)  Vgl.  Oeh.  Staats-Arch.  R  68.  86b  VoL  I— V  und  Landmilii, 
Pommern,  Militaria,  5  a.  b.  Vol.  VL  VII.  —  Daneben  Stettiner  Staata- 
Arch.  Tit.  18.  P.  I  R  A.  Vol.  I.-III,  Tit.  97  P.  1  H.  Ä.  Vol.  I-UI, 
sowie  i>tett.  fStaate-Kanzl.  Tit.  4  P.  2.  cont  app. 

°)  Vergl.  oben  B.  13.  Lauenburg-BUtow  nimmt  überhaupt  ^-  um 
(liee  gleicli  zu  bemerken  —  wie  hier,  so  aaeh  in  der  Folge  eine  gaai 
eigenthlimliche  .Stellung  ein.  Dieser  Landeatheil  hat  aa  der  Aufbringoug 
der  üelder  fUr  die  pommcrsche  Miliz,  also  anch  später  an  dem  sogen. 
Nobenmodus  und  dem  Landmilizimpoat  keinen  Antheil  genommen,  „wdl 
er  zum  oDPre  eontributionis  in  Pommern  übcrliaupt  nichts  beitrüge',  j« 
die  beiden  Kreise  haben  vielleicht  nicht  einmal  Mannschaften  zu  da 
Miliz  gestellt.  Die  ganz  eieenthümlichen  Sonderrechte,  die  damals  jene 
noch  der  polnischen  Oberlebnsberrlichkeit  unterworfenen  Theile  der 
preussischen  MoDarchie  genossen,  verdienten  wohl  einmal  eine  etwas  eia- 
gchendere  Untersuchung.  Wie  weit  auch  die  Staroatci  Drab^m,  die  be- 
ll •>•...  ii:^!.   ....«.»n.«.^   [Hit  obigen    beiden  Herrachaften  durch  den  Brom- 
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er  bald  brach  sich  die  Ueberzeiigung  Bahn,  dasa  maii 
mit  diesen  Mitteln  einem  regulären  Heere  gegenüber  doch 
nichts  ausrichten,  vielmehr  nur  den  Feind  anreizen  würde, 
Dörfer  und  Stfidte  zu  zerstören.  Da  die  äusserst  schwache 
stettiner  Garnison  keinerlei  Detachementa  abgeben  konnte, 
vom  Könige  aber  günstigsten  Falles  nur  einige  tausend  Mann 
zu  erwarten  waren,  so  blieb  nichts  übrig  als  aus  dem  im 
Laude  zur  Verfügung  stehenden  Menschenmaterial  eigene 
Truppenkörper  zu  bilden  und  diese,  um  auch  entsprechende 
Anforderungen  an  sie  stellen  zu  können,  den  regulären  Truppen 
möglichst  ännlicli  zu  machen.  Demnach  beantragten  die  Land- 
rftthe  der  am  meisten  bedrohten  Kreise  im  Einverständnisse 
mit  den  Magistraten  der  Küstenstädte  und  unterstützt  von 
einer  Reihe  patriotisch  gesinnter  Männer')  bei  der  stettinor 
Kriegs-  und  Domänen -Kammer,  alle  dimittirten  Soldaten, 
ferner  exerzirte  Enrollirte  und  einige  junge  Mannschaft  ein- 
zuziehen, daraus  Kompanien  zu  formiren  und  dieselben  mit 
Offizieren  aus  der  Ritterschaft,  die  Dienste  zu  thun  erbötig 
sei,  zu  verschen;  so  könne  man  hoffen  das  Land  mit  Hilfe 
einiger  regulärer  Truppen  zu  decken.  Von  einem  Anerbieten, 
das»  die  Provinz  die  Kosten  dieser  Massregel  tragen  wolle, 
war  dabei  aber  nicht  die  Rede. 

Die  pommersche  Kammer,  die  wohl  einsah,  dass  etwas 
und  zwar  bald  geschehen  müsse,  berichtete  sofort  an  das  General- 
direktorium'), indem  sie  versprach  auf  diese  Weise  etwa 
2  Regimenter,  d.  h.  also  ungefähr  2800  Mann  zusammen- 
zubringen. Wenn  dies  nicht  gf.-nlige,  müssten  die  angrenzen- 
den Marken  hinzugezogen  werden ;  die  Hauptsache  sei  nur 
die  Anweisung  von  Geldern,  um  die  Kosten  der  Errichtung 
zu  bestreiten  und  den  Offizieren  und  Mannschaften  Sold  zahlen 
zu  können. 

Das  Geueraldirektorium  verhielt  sieh  den  VorschlJfgen 
gegenüber  ziemlich  passiv,  es  besorgte,  dass  durch  ihre  Aus- 
führung der  Ersatz  der  Feld regim enter  schwer  beeinträchtigt 
wei"den  würde,  und  vor  allem  war  es  rathlos,  woher  die  Gelder 
zu  nehmen  seien.  Als  daher  die  Kammer  immer  mehr 
drängte*),  auf  die  nnnmehr  auch   aus   Schwedisch-Poi 


berger  Vertrag   ' 

nabmeBtellunK   theilhttftij;   t 


iber  1657  an  Prensaen  kam,    dieser  Aus- 
wfire   dann   ebeutalls   »u   erörtern;    doch 
r  mcht  unerwähnt  lasBen.  dass  dninalsjene  Starostei,  im  Gegen- 
Lauenburg   unil   Biltow.   an  dem  Laadmilizgeld    milsammt   dem 
sogen.  Nebemnodns  und  dem  Impost  theilgenommen  hivt. 

')  Besonders  au  nennen  sind  hier  die  Namen  Weyher,  Gnirabkow, 
Meyer.  Platen,  Pultkuincr,  MUnehow,  Büho,  Lettow  und  Heydebreck.  — 
Ueoet  eine  angebli.-h  besonders  liervorrsRende  Tfieilnahme 
dee  spateren  Ministers  von  Herlzberg  bebalien  wir  die  nöthigen 
Aufklärungen  uns  für  einer  andern  Ort  vor. 
—  *)  Am  6.  und  11.  Juni,  also  noch  vor  der  Schlacht  bei  Kolin. 
»)  Berichte  vom  lH.  und  ]s.  Juni  und  3.  Juli. 
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kommenden  drohenden  Nachrichten  hinwies  and  anfilhrte,  dass 
sich  doch  die  ostpreuseiche  Miliz  ganz  gut  zu  bewähren  scheine, 
erklärte  das  Gcneraldircktorium  endlich,  daaa  es  hierin  etwas 
zu  entscheiden  nicht  befugt  sei  und  daas  flieh  die  Kammer 
ev,  direkt  an  den  König  wenden  möge. 

Was  nun  inzwischen  an  Verhandlungen  u.  a.  w.  vor  sich 
gegangen,  ist  nicht  mehr  mit  Gienauigkeit  foetzuetelleD.  Jeden- 
faUs  noch  ehe  die  Kammer  oder  auch  die  Stände  dem  Könige 
ilire  Wünsche  vortragen  konnten'),  erschien  in  Stettin  eine 
Kabinettsordre ,  die  die  Errichtung  von  10  Bataillonen  Land* 
miliz  auf  Kosten  der  Provinz  bcfalil.  Der  König  schrieb  — 
aus  Leitmeritz  vom  13,  Juli  1757  —  an  den  Kammerpräsi- 
denten V.  Ascheraleben:  er  habe  sich  Überzeugt,  die  schwe- 
dischen Rüstungen  könnten  leicht  Voqjommem  und  Stettin 
gelten;  or  hoffe  zwar  trotz  der  schweren  Verluste  von  Kolin 
zum  Schutze  jener  Lande  bald  ein  Korps  von  20000  Mann 
freimachen  zu  können,  „damit  aber  inzwischen  Stettin  und 
dortige  Gegenden  einigermasaen  mehr  als  bisher  gedockt  sei, 
so  habe  Icii  zuvörderst  und  da  Mir  gemeldet  und  versichert 
werden  wollen,  dass  die  Provinzen  von  Pommern  sowohl  als 
von  der  Kurmark  vorerst  nur  ein  hinlängliches  Korps  von 
Landmiliz  errichtet  zu  sehen  sehr  wünschen,  daferne  Ich  nur 
die  OfKziers,  so  solche  formiren  und  kommandiren,  benennen 
wollte,  da  sie  sich  sodann  freiwillig  offerirten,  die  Unter- 
haltung eines  aolchen  Korps  Truppen  zu  ihrer  BeschUtzung 
lieber  extraordinarie  zu  Übernehmen,  als  sich  von  einem 
grausamen  tmd  erbitterten  Feinde  ruinireo  zu  lassen,  resol- 
virct,  dass  von  dergleichen  Landmiliz  vorerst  an  10  Bataillons, 
In  allem  5000  Mann,  jedes  Bataillon  k  500  Mann  and  jede 
Kompanie  k  100  Mann,  1  Kapitän,  1  Leutnant,  1  Fähnrich, 
6  Unteroffiziers  und  1  bis  2  Tambours  errichtet  werden  sollen, 
wozu  dann  ganz  Vor-  und  Hinterpomraem,  auch  die  Ucker- 
mark konkurriren  und  wozu  die  verabschiedeten  Soldaten 
nebst  anderen  Leuten  aus  den  Kreisen  genommen  werden 
müssen".  Gediente  vom  Adel  sollten  als  Offiziere  bestellt  und 
das  nöthige  Gewehr  u.  s.  w,  aus  den  Zeughäusern  von  Stettin 
und  Kolberg  entnonmien  werden.  Zugleich  wurde  endlich 
auch  wieder  die  Zusammenziehung  aller  irgend  abkömmlichen 
Förster  und  Jäger  anbefohlen.  Die  Ausführung  aller  dieser 
Massrcgeln  wurde  dem  stettiner  Interimskommandanten, 
Generalmajor  v.  PoJewils,  und  dem  Kammerpräsidenten 
V,  Aschersleben  übertragen.  Des  ersteren  Rayon,  die  mili- 
täriciche  Seite,  aber  überwies  eine  Kabinettsordre  vom  14.  Juli 
alsbald    an    den    zum    wirklichen    Kommandanten    und    Vize- 


')  Wir  werden  auf  diesen  Punkt  sehr  bald  noch  genauer  zoriick- 
kommen;  vgl.  S.  33  f. 
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gouvemeur  ernannten  Generalleutnant  v.  Manteufifel,  der  zu- 
gleich beordert  wurde,  einige  reguläre  Bataillone  von  der 
Armee  nach  Pommern  zu  führen^). 

Der  König  hatte  es  sogar  sehr  eilig  mit  der  Errichtung 
der  Miliz;  dies  zeigt  der  Umstand,  dass  er  an  demselben 
13.  Juli,  wo  die  Ordre  an  den  Kammerpräsidenten  erging, 
zugleich  immediat  den  sämmtlichen  vor-  und  hinterpommer- 
schen,  sowie  den  uckermärkischen  Landräthen  befahl,  sich  so- 
fort nach  Stettin  zu  begeben  und  alles,  was  ihnen  Podewils 
und  Aschersleben  inbetrefif  der  Landmiliz  eröffnen  würden, 
schleunigst  zur  Ausführung  zu  bringen. 

Vollauf  in  Anspruch  genommen,  die  Wunden  zu  heilen, 
die  der  Unglückstag  von  Kolin  geschlagen,  hatte  Friedrich, 
wenn  man  von  der  Festsetzung  der  Stärkeetats  absieht,  nur 
in  grossen  Zügen  seine  Absichten  wegen  der  Landmiliz  kund- 
gegeben, alle  Einzelheiten  aber  der  Ausführung  seiner  Be- 
amten überlassen.  Denmach  konnte  es  nicht  ausbleiben,  dass 
die  Befehle  des  Königs,  im  einzelnen  einer  verschiedenen 
Deutung  fUhig,  bei  den  verschiedenen  Instanzen  auch  wirklich 
eine  solche  erfahren  mussten. 

Die  Minister  des  Generaldirektoriums  waren  der  Ansicht, 
dass  sie  die  ganze  pommersche  Landmiliz  gamichts  anginge, 
da  die  Elammer  immediat  instruirt  worden  sei.  Die  Kabinetts- 
ordre  an  Aschersleben  wurde  von  diesem  so  ausgelegt,  wie 
wenn  er  nur  für  die  ersten  Massregeln  der  Errichtung  Voll- 
macht erhalten  hätte.  Der  Kommandant  endlich  forderte  auf 
Grund  seiner  ihm  ertheilten  Instruktion  —  in  allen  Militär- 
sachen^  also  auch  in  allen  die  Landmiliz  angehenden,  hätten 
ihm  die  Kammer  und  die  Landräthe  Folge  zu  leisten  —  alles, 
was  er  an  Mannschaften  und  Geld  brauchte,  von  der  Kammer, 
ohne  im  geringsten  danach  zu  fragen,  wo  diese  es  hernahm. 
Wer  eigentlich  die  Verantwortung  trug,  wusste  niemand  recht. 

Endlich  aber  hatte  der  König  zwar  allgemein  befohlen, 
dass  die  Uckermark  „für  dies  Mal  und  sonder  Konsequenz" 
pro  rata  zu  Pommern  gerechnet  werden  solle,  aber  das  daraus 
sich  ergebende  Verhältniss  des  uckermärkischen  Kreisdirekto- 
riums zur  pommerschen  Kammer  war  in  keiner  Weise  näher 
bestimmt  worden. 

Alles  dies  hat  schliesslich,  wie  wir  weiter  unten  sehen 
werden,  zu  grossen  Weiterungen  geführt  und  einen  guten 
Theil  zu  den  grossen  finanziellen  Schwierigkeiten  beigetragen, 
welche  der  pommerschen  Kammer  die  Unterhaltung  der  Miliz 
späterhin  bereitet  hat.     Gerade  deshalb,  weil  diese  Prinzipien- 


^)  Es  waren  dies  die  bei  Kolin  furchtbar  mitgeDommenen  Regimenter 
Moritz  V.  Anhalt  (Nr.  22)  und  Herzog  v.  Bevern  (Alt-Bevem,  Nr.  7),  die 
sich  aus  ihren,  in  Pommern  gelegenen  Kantons  wieder  vollzählig  machen 
sollten. 
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fragen  erat  Monate  nach  dem  Empfang  der  königliclien 
Befehle  deutlicher  hervortraten,  als  die  Dinge  schon  lange 
ihren  Gang  gegangen  waren,  war  die  Lösung  eine  um  so 
echwierigere. 

Noca  in  den  letzten  Wochen  des  Juli  fanden  die  Ver- 
handlungen der  Kammer  mit  den  Ständen  wegen  der  Ueber- 
nahme  der  Gelder  etatt.  Das  Ergebnisa  war  zunächst:  Die 
Uckermark,  der  am  besten  situirte  Theil,  erklärte  sich  gern 
bereit,  ihre  Mannschaftsquote  zu  steilen  und  die  nöthigen 
Montirunga-  sowie  auch  auf  drei  Monate  Verpflegungsgelder 
zu  zahlen,  betonte  aber  sofort,  dass  etwas  über  diesf^  Zeit 
hinaus  zu  Übernehmen  ihr  vollkommen  unmöglich  fallen 
würde ').  Hinterpommem ,  das  zuerst  im  Hinweis  auf  seine 
grusse  Armuth  um  gänzliche  Verschonung  gebeten  hatte, 
willigte  dann  gleichfalls  ein,  ausser  der  Mannechafl  auch 
deren  Verpflegung  für  drei  Monate  zu  übernehmen,  wenn 
ihm  eine  grössere  Summe,  —  10  000  Thlr.  Defektengelder,— 
die  es  von  der  Kammer  zu  fordern  habe,  in  Anrechnung  ge- 
bracht werde;  die  Montirungskosten  wollte  die  Provinz  zwar 
vorschiessen,  bat  aber  um  spätere  Wiedereratattung  derselben  *). 
Die  vorpomm ersehen  Stände  verstanden  sich  zwar  endlich 
dazu,  die  Mannschaften  zu  stellen,  wollten  aber  von  einer 
Geldzahlung  einstweilen  überhaupt  noch  nichts  wissen,  trotz- 
dem der  Zustand  der  Provinz  keinesw^;a  ganz  ao  schlecht 
war,  wie  der  Hinterpommeme. 

Soweit  die  Erklärungen  der  Stände.  Da  non  aber  die 
Miliz  einmal  befohlen  war,  so  mussten  sich  schliesslich  auf 
fortgesetztes  Drängen  der  Kammer,  wenn  auch  unter  bestän- 
digen Lamentationen,  die  Stände  beider  Pommern  gleichfalls 
dazu  bequemen,  die  Aufbringung  der  Montirungskosten  und 
der  Verpflegungsk Osten  auf  drei  Monate  für  die  von  ihnen 
zu  stellenden  Mannschaften  auf  Bich  zu  nehmen. 

Somit  war  denn  das  Bestehen  der  Landmiliz  für  ein 
Quartal  finanziell  sicher  gestellt,  und  der  Kammerpräsident 
konnte   am  30.  Juli    dem  Könige   dieses  Resultat    mittheilen. 

')  Den  Umstand,  dass  tiberall  von  vomiierdn  die  „drei  Monate" 
betont  nurden,  knon  man  entweder  eo  erklüren,  dass  überhaupt  eine 
bestimmte  kürzere  Fiist  gcBii(?ht  wurde  und  diese  flieh  als  die  natürlichste 
ergab,  da  auch  die  Kontribution  und  andere  Steuern  nach  Quartalen  vei- 
anlagt  und  erhoben  wurden,  »der  aber  vielmehr  dadurch,  dasa  man  an- 
nimmt, die  Kammer  und  die  Stande  hütten  an  die  drei  Monate  an- 
knüpfen wollen,  die  die  alte  Miliü,  deren  wir  zu  Reginn  der  Einleitung 
des  näheren  Erwühnun);  getban  haben,  unentgelllich  dienen  bezw.  vom 
Lande  unterhalten  werden  muaate. 

'I  Die  hinterpommersehen  und  kamminischen  LaudstSode  stellten 
zugleich  in  einer  Immediateingabe  (vom  29.  Juli)  dem  KSnige  ihre  darcb 
MisBwacha,  Viehsterben  und  andere  Kalamitäten  veranlasste  grosse  Noth 
vor.  erlangten  aber  weiter  nichts,  als  dass  ihnen  die  lOOOO  Thlr.  wirklich 
angerechnet  wurden. 
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Obwohl  diesem  Bericht  die  ausführlichen  interiinistischen  Etats 
der  10  Bataillone  zur  Approbation  beigelegt  wurden,  so  ist 
eine  Antwort  auf  denseloen  doch  niemals  erfolgt,  und  dem- 
nach hat  sich  der  Monarch  auch  über  die  Klausel  der  „drei 
Monate",  die  die  Stände  aller  drei  Provinzen  als  conditio  sine 
qua  non  aufstellten,  niemals  geäussert. 

Was  für  Schwierigkeiten  sich  schon  bei  dieser  ersten 
Reparation  herausstellten  und  wie  namentlich  die  einzelnen 
Stallte  das  Versprechen  der  Landstände  aufnahmen,  werden 
wir  später  sehen. 

Die  Kabinettsordre  an  Aschersleben  vom  13.  Juli  und 
eben  nur  diese  spricht  von  einer  freiwilligen  Offerte  der 
Provinzen,  die  Landmiliz  auf  ihre  Kosten  zu  unterhalten. 
Wie  weit  kann  von  einem  solchen  Anerbieten  die  Rede  sein? 

Sehr  wenig  stimmt  zunächst  zu  der  Aeusserung  der 
Kabinettsordre  an  Aschersleben  folgender  Passus  der  schon 
angeführten  Instruktion  an  die  Landräthe:  ,,es  zweifeln 
S.  K.  Mi  dannhero  auch  nicht,  es  werden  vorgedachte 
Dero  Landräthe  dasjenige,  so  ermeldeter  Kammerpräsident 
V.  Aschersleben  ihnen  eröffiien  wird,  ganz  willig  annehmen, 
auch  Höchstderoselben  bei  dieser  ganz  sonderbaren  Gelegen- 
heit und  bei  den  jetzigen  so  hoch  gefährlichen  und  critiquen 
Umständen,  wo  es  schlechterdings  auf  das  Wohl  und  Wehe 
des  werthen  und  lieben  Vaterlandes  ankommt,  alle  Proben 
von  dero  rechtschaffener  Gesinnung  auch  dero  Treu  und  Eifer 
fUr  S.  K.  Mt.  und  Dero  Haus  geben,  mithin  nach  allen  ihren 
möglichen  Kräften  es  an  nichts  ermangeln  lassen,  um  dieses 
vorerst  so  hochnothwendige  Arrangement  auf  das  AUervorder- 
samste  und  baldigste  Abwendung  der  pressantesten  Gefahr 
zustande  zu  bringen". 

Wäre  wirklich  ein  allgemeines  freiwilliges  Angebot  von 
Seiten  der  Provinzen  erfolgt,  so  hätten  diese  Worte  doch 
kaum  rechten  Sinn.  Zieht  man  nun  ferner  das  Benehmen  der 
Stände,  als  ihnen  der  königliche  Befehl  inbetreff  der  Land- 
miliz mitgetheilt  ward,  in  Betracht,  so  wird  man  den  Ge- 
^danken  an  ein  vorheriges,  die  Uebemahme  der  Kosten  an- 
gehendes Erbieten  von  dieser  Seite  schon  jetzt  fallen  lassen 
mtlssen.  Nicht  genug,  dass  die  Stände  später  dagegen  auf 
das  lebhafteste  protestirten,  als  ihnen  das  Generaldirektorium 
auf  ihre  Bitte  um  Erleichterung  ihrer  Lasten  die  Antwort 
gab,  sie  hätten  sich  ja  freiwillig  erboten,  die  Landmiliz  zu 
unterhalten:  waren  doch  die  beiden  Pommern  damals  einfach 
ausser  Stande,  an  etwas  derartiges  zu  denken,  da  ihre  wirth- 
schafdiche  Lage,  wie  sie  unten  eingehender  geschildert  werden 
soll,  sie  eher  vollster  Schonung,  ja  sogar  fast  schon  direkter 
Unterstützung  bedürftig  machte^). 


^)  VergL  den  Schluss  des  Abschnittes  über  Pommern. 

Forichnngen  (81)  VII.  4.  —  Schwartz.  3 
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Da^  Generaldirektorium  aber  als  solcheB  kann  dem  Kßnige 
gleichfalls  keinerlei  Angebot  übermittelt  haben,  denn  es  war 
von  der  ganzen  Sache  wenig  berührt  worden  und  schloss 
endlich  nur  aus  der  auch  ihm  mitgetbeilten  Eabinettsordre 
vom  13.  Juli,  dasB  entweder  die  pommersche  Kammer  oder 
die  dortigen  Stände  dem  KOnige  die  Bereitwilligkeit  der 
Provinz,  die  Kosten  zu  tragen,  zum  Ausdruck  gebracht  haben 
mQssten.  Die  Kammer  endlich,  der  zuletzt  sowohl  die  Stände 
wie  das  Oeneraldirektorium  alles  in  die  Schuhe  schieben 
wollten,  erhärtete  auf  Grund  ihrer  Akten,  dass  weder  sie 
noch  ihr  Präsident  vor  dem  Eintreffen  der  Kabinettsordre 
überhaupt  an  den  KOnig  in  dieser  Angelegenheit  geschrieben 
hatte. 

Es  bleibt  nach  alledem  nur  die  Möglichkeit,  anzunehmen, 
dass  in  patriotischen  Kreisen  der  Gedanke,  ja  vielleicht  hier 
und  da  der  Wunsch  aufgetaucht  ist,  dem  Könige  die  Kosten 
der  unumgänglichen  Landesvertheidigung  ganz  oder  theilweise 
abzunehmen,  und  dasa  von  dieser  Stimmung  aasgehende, 
vielleicht  etwas  zu  enthusiastische  Kundgebungen  privater 
Art  zu  den  Ohren  des  Monarchen  gedrungen  sind.  Die  An- 
nahme solcher  aUgemein  gehaltenen,  nicht  offiziellen  Ver- 
aicherungen würde  sich  mit  dem  Wortlaute  der  Kabinettsordre 
vereinbaren   lassen ,    besonders  da  auch  dieser  selbst  so  all- 

femeiner   Natur   ist,    dass    man    sich    auf  eine   philologische 
P^ortkritik  kaum  einlassen  kann'). 

Unzweifelhaft  ist  aber,  und  dies  ist  wichtig  zu  kon- 
statiren ,  weil  es  der  ganzen  historischen  Tradition  wider- 
spricht :  die  Stände,  oder  mit  dem  Ausdruck  des  Könige 
„die  Provinzen"  Pommerns  und  der  Uckermark  haben 
sich  niemals  erboten  eine  Landmiliz  auf  eigene 
Kosten  zu  errichten  und  zu  unterhalten,  weder  auf 
drei  Monate,  noch  auf  unbestimmte  Zeit,  sie  haben  erst  auf 
den  ausdrucklichsten  Wunsch  des  Königs  hin  die  schier  zu 
grosse  Last  nach  einigem  Zögern  auf  sicli  genommen. 

Es  ist  richtig,  es  schwindet  mit  dieser  Klarstellung  ein 
gewisser  patriotischer  Nimbus,  der  bisher  über  der  ganzen 
pommerschen  Miliz  ruhte.  Aber  was  hier  verloren  geht, 
wird  —  denken  wir  —  vollkommen  wieder  eingebracht 
werden ,  wenn  uns  die  weitere  Darstellung  noch  so  reichlich 
Gelegenheit  bietet,  den  hohen  Patriotismus,  den  Opfermulh 
der  Pommern  und  die  schweren  Lasten  und  Leiden,  die  diese 
Provinz   zu   erdulden   hatte,    und   die  sie  in  stetem  Hinblick 


sae  die  Pro- 
1  KorpB  vou 
L   sehen   sehr  wUnschen,  .  .  .  ds   sie    sich   sodun 
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«uf  ihren  geliebten   und  jetzt  so  schwer  bedrängten  Landes- 
vater standhaft  trug,  kennen  und  würdigen  zu  lernen. 

II.    Organisation  der  pommerschen  Landmiliz. 

Für  die  Oberleitung  de^  ganzen  Milizwerkes  waren, 
wie  erwähnt,  in  der  ersten  Kabinettsordre  der  Generalmajor 
V.  Podewils  und  der  Kammerpräsident  v.  Aschersleben  ge- 
meinsam bevollmächtigt  worden,  und  zwar  so,  dass  der  erstere 
die  eigentlichen  Militaria,  der  letztere  aber  die  Oekonomika 
besorgen  sollte,  beide  mit  ziemlicher  Gleichberechtigung. 

Sobald  nun  aber  der  Generalleutnant  v.  Manteuffel  in 
Stettin  erschienen  war,  nahm  er  die  Sache  höchst  energisch 
allein  in  die  Hand.  Er  wusste  sich  kraft  der  ihm  vom 
Könige  ertheilten  Vollmacht  der  Kammer  und  dem  General- 
direktorium gegenüber  bald  so  zu  stellen,  dass  dieses  der 
'ersteren  befahl,  dem  Kommandanten  in  allen  militärischen 
Dingen,  einschliesslich  der  ökonomischen  Seite,  Folge  zu 
leisten,  vor  allem,  wenn  er  Vorschüsse  verlange,  ihm  diese 
stets  sofort  auszuzahlen. 

Noch  selbständiger  endlich  war  die  Stellung,  die  der 
Nachfolger  ManteuflFels  *) ,  der  General  der  Infanterie,  Herzog 
von  Bevem,  welcher  seit  dem  Mai  1758  das  stettiner  Gou- 
vernement inne  hatte,  den  Zivilbehörden  gegenüber  einnahm  *). 
Ein    recht    charakteristisches     Beispiel     daftir     ist     folgendes 


^)  Manteuffel    war    1758    der    damals    in    Pommern    befindlichen 
DoluutBchen,  früher  Lehwaldtschen  Armee  zngetheilt  worden. 

*)  Anbist  Wilhelm  der  Aeltere,  Herzog  von  Braunschweig-Bevem, 
^ner  der  tuchtieBten  Generale  der  damaligen  preossischen  Armee  und 
seit  1747  Wiridicher  Gk)uyemeur  von  Stettin,  hatte  an  den  ersten 
beiden  schlesischen  Kriegen  rühmlich  theil^enommen  und  unlängst  bei 
LoboBitz  mit  hoher  Anszeichnune,  sowie  bei  Pra£  und  Rolin  miteefoch- 
ten.  Zur  Zeit  der  Kossbacher  Sdilacht  mit  dem  Oberbefehl  in  Scnlesien 
betraut,  konnte  er  den  Fall  von  Schweidnitz  nicht  hindern,  wurde  bei 
Bredan  von  den  mehr  als  doppelt  so  starken  Oesterreichem  geschlafen 
und  bald  darauf  bei  einer  Bekognoszirung  gefangen  genonmien.  Seine 
nahe  Verwandtschaft  mit  dem  österreichischen  äiisernause  verschaffte 
ihm  bald  wieder  die  Freiheit,  und  Friedrich  befahl  ihm  nunmehr  sein 
Gkmyemement  in  Stettin  persönlich  zu  übernehmen.  Die  überaus  schwie- 
rigen Geschäfte  des  pommerschen  Oberkommandirenden  hat  er  dann 
auch  seit  dem  Mai  1758  bis  zum  Frühjahr  1762  mit  CTÖsster  Einsicht  und 
Energie  und  zu  vollster  Zufriedenheit  seines  köni^ichen  Kriegsherren 
wahrgenommen,  und  ihm  vor  allem  ist  die  vorzügliche  Ausbildung  und 
die  zweckdienliche  Verwendung  der  pommerschen  Milizen  zu  danken. 
Nach  dem  russischen  Frieden  1762  nochmals  auf  den  schlesischen  Kriegs- 
schauplatz berufen,  besiegte  der  Herzog  am  16.  August  die  Oesterreicher 
bei  Beichenbach  und  half  dadurch  dem  Könige  dieselbe  Festung  wieder- 
gewinnen, deren  erstmaliger  Verlust  ihm  hauptsächlich  zur  Last  gelegt 
worden  war. 


36  vn.  4. 

Ereigniss.  Als  im  Februar  1759  das  Generaldirektoiiiun  infolge 
einiger,  bei  der  in  Magdeburg  siebenden  kurmärkischen  Land- 
miliz vorgekommenen  Unregelmässigkeiten  den  Kommandeuren 
sAmmtlieher  Landbataillone,  in  Pommern  den  Gouvernements- 
von  Stettin  und  Kolberg  ein  aust^hrlicbes  Reglement  über 
alle  die  Landmiliz  angehenden  Sachen ')  durch  die  Provinzial- 
kammem  zur  Nachachtung  zufertigen  Hess,  verbat  sich 
Bevem  auf  das  entschiedenste  eine  solche  Einmischung  eine» 
Zivilkollegiums  in  die  ihm  von  Sr.  Mt.  direkt  Übertragenen 
Militaria;  er  werde  jederzeit  unaufgefordert  thun,  was  er  für 
den  königlichen  Dienst  am  besten  halte.  Das  Generaldirek- 
torium  nahm  dies  ganz  ruhig  hin  und  befahl  der  Kammer, 
„Se.  Durchlaucht  nicht  mehr  mit  solchen  Sachen  zu  be- 
helligen". —  Beyern  war  der  rechte  Mann  am  rechten  Ort  Ein 
Organisationstalent  ersten  Ranges,  hat  er  besonders  die  ge- 
deihliche Fortcntwickelung  der  Milizen  gefordert.  Gerade 
dass  er  von  fürstlichem  GeblUt  war,  verschaffte  ihm  hierbei 
eine  Autorität,  die  wohl  einem  anderen  General  schwerlich 
jemals  zutheil  geworden  wäre.  Ueber  seine  Thätigkeit  im 
einzelnen  unten  ein  weiteres. 

Zunächst  springt  schon  in  die  Augen,  dass  eine  derartige 
Emanzipation  und  Zentralisation  der  gesammten  Oberleitung 
der  Landmiliz  in  der  Hand  eines  einsichtigen  und  thatkrSl- 
tigen  Mannes  flir  die  Entwickelung  des  ganzen  Instituts 
äusserst  heilsam  werden,  andererseits  aber  in  anbetracht 
der  kritischen  Lage,  in  der  Pommern  sich  während  de« 
ganzen  Krieges  befand,  auch  dringend  geboten  erscheinen 
musste.  Die  Aufgaben  des  stettioer  Gouverneurs  waren 
allerdings  keine  geringen.  Im  Sommer  1757  befanden  »ich 
in  ganz  Pommern  ausser  einigen  Invaliden  und  einer 
schwachen  ArtiUerlekompante  nur  das  Stettinische  Land- 
regiment (Stockhausen),  sowie  die  Reste  einiger  ehemals 
sächsischen  Truppentheile,  der  Regimenter  Flemming  und 
Manstein  und  des  Grenadierbataillon  s  Koller,  alles  zusammen 
nicht  einmal  3000  Mann  *),  Indem  nun  zu  diesen  Streit- 
kräften noch  die  neu  zu  errichtende  Landmiliz  mit  zusammen 


')  „Vorschriften  und  Anweisungen,  wie  alles  mit  Komplettining  der 
Landbataillons  auch  Auszahlung  der  Verpflegungs-  und  Montiruu^geldei 
monatlich  gehallen  werden  soll.'^  Dies  Reglement  übertrug  der  Kammer 
eine  genaue  Aufsicht  über  die  Oekonomie  der  Land batai Hone.  Bei 
späterer  Gelegenheit  über  dassellte  ein  weiteres, 

^)  Die  Regimenter  Flemming  und  Manstein  gingen  bald  darauf  ganz 
ein,  nur  das  OrenadierbatBillon  Koller  blieb  bestehen  und  wurde  nen  ge- 
festigt; allerdingB  kam  dafür  im  Juli  1758  aus  Preuseen  das  Gamison- 
regiment  v.  Puttkamer  (Nr.  1)  nach  Stettin.  Die  Regimenter  Moritz  und 
Alt-Bevem,  die,  wie  wir  oben  gesehen,  Manteuffel  mitgebracht  hatte, 
verliesaen  Stettin  schon  wieder  im  Dezember  1757,  sobald  sie  nur  wieder 
vollkommen  hergestellt  waren. 
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^H  -etwa  5400  Mann  kam,  sollten  durch  dieaelben  zwei  Festungen, 
^H  Stettin    und  Kolbet^.    vertheidigt   und   auch   noch   das  platte 
^HXand,    soweit  es  ging,    vor  der  Wutli   des  Feindes  bewahrt 
^f  werden.     Wahrlich    zu    viel   Last   und   Ehre  filr   das    kleine 
Häuflein !    Grössere  prenssische  Truppenmassen  konnten  immer 
nur  vorübergehend  nach  Pommern  geschickt  werden  und  ver- 
folgten  auch   dann   meist  noch  den  Nebenzweck,    im  Winter 
»von   Schwedisch  -  Pommern    oder   Uecklenburg   zu  leben   und 
«ich  dort  in  jeder  Hinsicht  zu  erholen.    Der  Hauptantheil  an 
<ler    Vertheidigung  Pommerns    sollte   somit    der   neuen   Miliz 
«ufallen;  es  kam  also  alles  darauf  an,    in   welcher  Weise  die 
Befehle  des  Königs  inbetreff  dieser  realiairt  werden  würden. 

Als  eins  der  Haupterforde misse  für  eine  gedeihliehe  Ent- 
wickelung  musste  aber  von  vornherein  die  materielle  Sicher- 
«tellung  der  LaiidmÜiz  gelten;  und  nur  die  in  militärischer 
Hinsicht  vollkommene  Unterordnung  der  Kammer  machte  es 
möglich,  daas  immer  und  immer  wieder  Rekruten  geschaäit 
wurden ,  sowie  vor  allem ,  dase  die  Landmiliz  unter  den 
grossen  finanziellen  Verlegenheiten,  in  welche  die  Kammer 
verwickelt  wui-de,  niemals  zu  leiden  hatte.  Der  Gouverneur 
verlangte  und  erhielt  bis  zum  1,  März  1761 ,  wo  der  König 
Aie  pommersche  Miliz  flir  seine  Rechnung  übernahm,  regel- 
mässig alle  nöthigen  Gelder  und  zwar  in  der  Höhe  der  von 
Podewtls  und  Aschersleben  aufgestellten  interimistischen  Etats 
für   die   zehn   Bataillone;    wegen   der   Verwendung   derselben 

Iiiatte  die  Kammer  durchaus  nichts  hineinzureden. 
Als  ein  Hauptbedenken  war  bei  dem  Auftauchen  des 
Planes  einer  Landmiliz  mit  geltend  gemacht  worden,  dass  diese 
iden  regelmftsaigen  Ersatz  der  Feldregimenter  in  bedenklicher 
Weise  stören  würde.  Die  Kabinetlaordre  vom  13.  Juli  hatte 
^snn  befohlen,  dass  als  Mannschaften  „verabschiedete 
jBoldaten  und  andere  Leute  aus  den  Kreisen"  genommen  werden 
I  fiollten,  und  der  Definition  des  letzteren  Begriffes  den  weitesten 
Spielraum  gelassen.  Niemand  wusste  daher  recht,  ob  die  Hinzu- 
ziehung von  Enrollirten  der  Regimenter  gestattet  oder  verboten 
Bei,  Da  sodann  die  Aushebung  auch  nicht  etwa  durch 
■Offiziere  geschah,  sondern  die  Magistrate  und  die  Landrätlie  die 
auf  ihre  Bezirke  repartirten  Mannschaften  stellen  rauasten, 
ao  hatten  sich  diese,  um  kein  Aergemiss  mit  den  Regiments- 
bezw.  Kompaniechefs  zu  haben,  von  den  Enrollirten  nach 
Möglichkeit  fern  gehalten  und  neben  den  alten  Soldaten  ent- 
behrliche Leute  aller  Art,  besonders  Tagelöhner  und  so  auch 
viele  verheirathcte  Leute  und  Familienväter  abgeliefert.  Wurden 
nun  auch  hier  und  da,  wie  z.  B.  von  Seiten  der  Stadt  Prenzlau, 
Freiwillige  über  die  befohlene  Zahl  hinaus  gestellt,  so  wurde 
die  Lieferung  der  ^■erlangten  Mannschaft  dagegen  anderen 
^■'Städten  und  Kreisen  äusserst  beschwerlich,  ja  fast  unmöglich. 
^KDoch  bald    schaffte  eine   neue  Kabinettaordre   hier  Rath   und 


38  -va  4. 

gestattete  sogar,  einige  Remedur  besonders  in  Betreff  der 
Familienväter  eintreten  zu  lassen.  Der  KOnig  befahl  nftmlicb 
(d.  d.  Weissenberg  den  10.  August  1757)  dem  General- 
direktorium,  dass  in  den  am  meisten  der  Gefahr  eines  feind- 
lichen Einfalles  ausgesetzten  Provinzen  „alle  junge  Mannschaft 
so  das  Gewehr  tragen  kann,  es  sei  Enrollirte,  Ausrangirte 
oder  was  es  wolle,  eingezogen  und  z,  Th.  an  die  dort  stehenden 
Regimenter,  z.Th.aberan  ermeldteLandmilizabgeliefertwerden 
solle,  auf  dass  diese  sowohl  komplett  werde,  als  auch  gedachte 
Mannschaft  nicht  das  UnglUck  habe,  einem  eindringenden  Feinde 
in  die  Hände  zu  faUen  und  von  solchem  auswärtig  fortgeführt 
zu  werden"  *).  War  nun  auch  an  eine  rationelle  AusSbrung 
dieses  fast  ungeheuerlich  erscheinenden  Befehles  gamicbt  zu 
denken,  so  wurde  doch  der  beabsichtigte  Zweck  vollkonunen 
erreicht.  Die  stehenden  Regimenter,  die  durch  die  grossen 
Verluste  von  Prag  und  Kolin  geschwächt  waren,  wurden  wieder 
vollzählig  und  die  Provinzialmiliz  alsbald  mehr  als  dieses,  ab- 
gesehen davon,  dass  der  Kßnig  noch  genug  inländische» 
Rekruten material  fUr  eine  Reihe  von  Neuerrichtungen  erhielt*). 

Eine  Wiederholung  dieses  Befehles  zu  Beginn  des  Sommers 
1758  hatte  abermals  den  gewünschten  Erfolg.  Als  überhaupt 
späterhin  die  Landbataillone  bei  ihrer  Thätigkeit  als  Ersatz- 
truppen immer  und  immer  wieder  bedeutenden  Bedarf  an 
Rekruten  hatten,  kam  ihnen  in  dieser  Beziehung  zweierlei 
zustatten.  Einmal  die  Furcht  vor  den  Russen,  die  viele  Land- 
leute mit  Hab  und  Gut  in  die  Städte,  besonders  nach  Stettin 
und  Kolberg  trieb,  so  dass  man  nur  die  Waffenfähigen  heraus- 
zusuchen brauchte;  sodann  aber  auch  die  steigende  Noib, 
welche  viele  arme  Leute  aus  Stadt  und  Land,  die  sonst  nichts- 
zu  leben  hatten,  geradezu  ein  Unterkommen  in  der  Xiand- 
miliz  suchen  liess,  wo  es  zwar  schweren  Dienst,  aber  doch 
auch  freies  Quartier,  Kleidung,  Brot  und  Besoldung  gab. 

Dass  bei  der  langen  Dauer  des  Krieges,  wie  schon  bei  den 
Feldregimentem,  so  noch  viel  mehr  bei  der  Landmiliz  der 
Begriff  „ waffenfähig",  was  Alter  und  GrOsse  anbetraf,  immer 
dehnbarer  wurde,  ist  nur  zu  gut  erklärlich,  da  der  eigent- 
liche   direkte  Nachwuchs   ausser   Stande   war,    den    enormen 


')  Man  wollte  rieh  zunBchat  nur  der  Rekruten  versichern,  damit  sie 
nicht  dem  Feinde  in  die  Hände  fielen.  Dies  führte  aber  dazu,  sie  in  die 
Land-  und  QamiBontmppen  einzustellen,  um  sie  dort  ausbilden  zu  laaeen, 
und  auf  diese  Weise  wurden  jene  Bataillone  und  Eenmenter  Eraatz- 
kadrea  ftir  die  Armee.  Wir  werden  später,  wo  von  der  militärischen 
Verwendune  der  Miliz  zu  sprechen  ist,  noch  genauer  auf  diesen  Punkt 
einzugehen  haben. 

')  Ueber  diese  vergleiche  die  „Geschichte  des  siebenjährigen  Krieges 
von  den  Offizieren  des  Grossen  Gener^lstabes"  II,  S.  19.  In  Pommern 
selbst  wurden,  wie  wir  weiter  unten  sehen  werden,  noch  zwei  neue  Pro- 
vinzialbataillone  —  Tettau  und  Stosch  —  errichtet. 
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Bedarf  auch  nur  annähernd  zu  decken.  So  dienten  in  den 
Landbataillonen  gemeinsam  der  fast  sieben  Fuss  hohe  Veteran^ 
der  noch  einmal  flir  seinen  König  die  WaflFen  ergriflFen  hatte, 
und,  kaum  fünf  Fuss  gross,  der  verarmte  Bürger  oder 
Bauer,  den  die  Noth  unter  die  Miliz  getrieben.  Es  standen 
im  Gliede  neben  einander  noch  im  Wachsthum  begriffene 
Ejiaben  von  fünfzehn  oder  sechzehn  Jahren  —  dies  der  eigent- 
liche Nachwuchs  für  die  Armee,  der  auch  die  relative  Mehr- 
zahl ausmachte  —  mit  schier  abgelebten  Greisen  von  sechzig 
Jahren  und  darüber. 

Trotz  alledem  versagten  doch  gelegentlich  sämmtliche 
Quellen  inländischen  Ersatzes  die  Dienste  und  es  blieb,  QoUten 
anders  die  Bataillone  vollzählig  erhalten  werden,  nichts  anderes 
übrig,  als  auch  einige  Fremde  einzustellen:  so  gefangene  und 
übergelaufene  Schweden  und  Russen,  unter  denen  sich  be- 
kanntlich viele  Deutsche  befanden,  sowie  in  Mecklenburg  aus- 
gehobene  Rekruten,  hier  und  da  wohl  auch  einige  Sachsen. 
Der  durchaus  inländisch-nationale  Charakter  der  Milizbataillone 
wurde   jedoch  dadurch  kaum  wesentlich  alterirt 

Weit  grössere  Schwierigkeiten  als  die  Beschaffung  der 
Mannschaften  schien  aber  die  der  nothwendigen  Offiziere 
SU  machen.  Geeignete  Kommandeure  für  die  zehn  Bataillone 
fanden  sich  noch  am  ersten;  es  waren  verabschiedete  Stabs- 
offiziere oder  auch  Kapitäns,  die  für  diese  neuen  Stellungen  zu 
Majors  befördert  wurden  *).  Geeignete  Personen  zur  Besetzung 
von  150  Subalternstellen  zu  finden,  schien  dagegen  fast  ein 
Ding  der  Unmöglichkeit,  besonders  da  die  zur  Verfügung 
stehenden  Greldmittel  so  äusserst  knapp  waren.  Aber  ein  Appell 
an  den  Patriotismus  des  ponmierscnen  Adels  verhallte  mcht 
ungehört  In  Menge  leisteten  die  Edelleute  dem  Rufe  des 
Königs  Folge  und  eilten  nach  Stettin  und  Kolberg,  um  bei 
der  Landmiliz  Dienste  zu  thun,  viele  ungeachtet  ihres  hohen 
Alters  und  körperlicher  Gebrechen.  Dass  diese  Männer  dann 
meist  jahrelang  ohne  zu  murren  in  ihren  Stellungen ,  wo  es 
nur   schweren  Dienst   und  Entsagungen    aller  Art   gab,    aus- 

feharrt  haben,    während    oft  genug    ihr  Haus    und  Hof  vom 
'einde  verwüstet  wurde,    lässt   die   Grösse    des    patriotischen 
Opfers   erst   recht  ermessen. 

Als  nun  aber  schliesslich  auch  durch  dieses  Aufgebot 
des  Adels  immer  noch  nicht  alle  Offiziersstellen  besetzt  worden 
waren,  mussten  andere  Mittel  aushelfen.  Langgediente  und 
brauchbare   Unteroffiziere    von    der  Armee   oder    solche,    die 


^)  Meist  Privatedellente ,  zum  TheU  aber  auch  abkömmliche  höhere 
Beamte,  die  Offiziere  gewesen  waren.  So  erhielt  z.  B.  sofort  ein  Ba- 
taillon der  eine  pommersche  Oberforstmeister  v.  Grumbkow,  ein  ehe- 
maliger Infanteriemajor;  sein  Departement  mussto  während  des  Krieges 
sein  Amtsgenosse  v.  Meyer,  der  nicht  gedient  hatte,  mit  versehen. 
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sich  schon  in  Zivilstellungen  befanden,  worden  als  OflSziere 
bei  der  Landmiliz  angenommen.  Und  als  dann  später  der 
Umstand,  daes  viele  der  älteren  adiigon  Offiziere  bald  den 
Strapazen  erlagen,  noch  grösseren  Mangel  an  Subalternen  er- 
zeugte, wurden  auch  halbinvalide  Offiziere  von  der  Armee 
bei  den  Landbataillonen  eingestellt  und  diesen  so  zugleich 
eine  interimistische  Versorgung  gewährt. 

Mit  den  Mannschaften  und  Offizieren,  die  die  Landmiliz 
80  erhielt,  konnte  Mantcu£Fel  wohl  zufrieden  sein;  was  ihnen 
an  äusserer  Tüchtigkeit  abging,  das  musste  der  gute  Wille 
und  die  Ucberzeugung,  dass  man  für  die  heimischen  Htitten 
und  Altäre  kämpfe,  ersetzen. 

Mitte  August  1757  waren  die  ersten  Aushebangen  ziem- 
lich vollendet  und  die  zehn  Bataillone  einigermassen  komplett. 
Sie  wurden  nach  ihren  Kommandeuren  genannt  und  zwar  er- 
hielten die  Bataillone  Natzmer  (später  Schlich ting),  Scblich- 
ting,  Alt-Wedell  (heide  1758  reduzirt),  Ingersleben 
(später  Wassmer),  Sydow  und  Klitzing  ihre  Gtamison  in 
Stettin,  Grumbkow  und  Jung-Wedell  in  Damm  und 
endlich  Schmeling  und  Kleist  in  Kolbei^. 

Gleich  hier  mit  der  Aufstellung  der  Bataillone  zeigte  aber 
Manteuffel,  dass  er  entschlossen  sei,  ohne  die  Kammer  zu 
Rathe  zu  ziehen,  das  zu  thun,  was  er  im  Interesse  des  Königs 
und  dos  Landes  fttr  gut  befand.  Bei  seiner  Ankunft  in  Stettin 
hatte  er  nämlich  alsbald  erkannt,  dass  er  ohne  jed«  Reiterei 
—  von  dieser  Truppengattung  stand  ihm  auch  nicht  ein 
Mann  zur  Vertilgung  —  den  Schweden  gegenüber  einen 
sehr  schweren  Stand  haben  würde.  Der  KOnig  brauchte  jede 
seiner  Schwadronen  selbst  höchst  nüthig,  ihn  um  Hilfe  anzu- 

fehen  vermied  der  Gouverneur,  dem  Lande  noch  mehr  auf- 
ürden  wollte  er  auch  nicht,  und  so  musste  er  sich  mit  den 
Mitteln  behclfcn,  die  er  eben  zur  Hand  hatte.  Obwohl  nun 
die  von  Ascherdeben  und  Podewils  aufgestellten  Interimsetats 
für  die  Landmiliz  genau  den  Intentionen  des  Königs  zu  ent- 
sprechen schienen,  obwohl  nach  ihnen  die  Vertheilung  der 
Summen  auf  die  Städte  und  Kreise  stattgefunden  hatte,  ja  auch 
weiterhin  immer  wieder  stattfinden  sollte*),  trug  er  doch  kein 


meine,  eioschlieaalich  der  Kompanieunkosten,  1304  Thlr.  14e.  Gr.  monat- 
lich, für  zehn  Bataillone  aber  13  04Ö  Thlr.  20  g.  Gr.  an  Verpflegungsgeldem 
sowie  27  312  Thlr.  12  g.  Gr  an  eimnallgeu  MoutiningSKeldeni,  emschliesslitb 
4000  Thlr.  für  160  Offiziere.  Trotz  der  obigen  und  aller  apfiteren  Aen- 
derungen  der  Etats  in  sich  iet  doch  immer  mit  diesen  Smnmen  gerechnet 
und  dea  Provinzen  nicmalB  die  Aufbringung  von  Geldern  darfiber  hinaus 
zngemuthet  worden.  —  Die  neuen  Etats  Mantenffols  vergl.  Beilage  I. 
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Bedenken  y  sie  sofort  seinen  Wünschen  entsprechend  umzu- 
gestalten. Indem  er  nämlich  die  Stärke  der  Kompanien  auf 
96  statt  auf  100  Gemeine  festsetzte,  liess  sich,  abgesehen  von 
einigen  kleineren  Verbesserungen  im  Etat  der  Landbataillone 
«elbsty  auch  die  Aufstellung  und  Erhaltung  eines  eigenen 
kleinen  Eavalleriekorps  ermöglichen,  ohne  dass  dem  Könige 
oder  dem  Lande  aucn  nur  ein  Pfennig  mehr  aufgebürdet 
wurde  ^).  Die  einmaligen  Montirungs-  und  Ausstattungs- 
kosten,  Remonten  u.  s.  w.  fiir  dieses  Korps  wurden  theils  aus 
ersparten    Traktementen    von    Offizieren    und    Mannschaften 

fenommen,  die  im  ersten  Monate  noch  an  dem  kompletten 
tande  der  Landbataillone  gefehlt  hatten,  theils  wusste  ManteufFel 
sie  auf  andere  Weise  flüssig  zu  machen.  Das  demgemäss  nun 
aus  gedienten  Kavalleristen  und  jungen  Bauernsöhnen  gebildete 

Sommersche  „Provinzialhusarenkorps"  oder,  wie  es  bald  hiess, 
ie  „Landhusareneskadron"  erhielt  in  dem  Rittmeister  v. 
Höhender f,  einem  alten  Kavallerieoffizier,  einen  Kommandeur, 
der  es  verstand,  seiner  kleinen  Schaar  in  kurzer  Zeit  schneidigen 
preussischen  Reitergeist  einzuflössen , .  so  dass  sie  die  Er- 
wartungen des  Gouverneurs  bald  bei  weitem  tibertraf. 

Dass  Manteuffel  auch  noch  die  Brotverpflegung  der  ge- 
sammten  Milizen  fürsorglich,  der  der  Felaregimenter  ent- 
sprechend, ordnete*)  und  endlich  noch  die  Rationen  fiir  die 
Husaren  und  die  berittenen  Offiziere  der  Landmiliz  unent- 
geltlich aus  dem  königlichen  Proviantamt  anwies,  so  dass 
diese  wenigstens  nicht  dem  Lande  zur  Last  fielen,  soll  nur 
nebenbei  erwähnt  werden. 


1)  Erspart  warden  für  jedes  Bataillon  35  Thlr.  20  g.  Gr.  1  Pf.,  also 
im  jnmzen  ä58  Tblr.  8  g.  Gr.  10  Pf.  monatlich;  die  Zuhilfenahme  von 
28  Thlr.  3  g.  Gr.  2  Pf  aus  einem  anderen  Fonds  genügte,  am  den  monat- 
lichen Unterhalt  der  auf  110  Mann  normirten  Eskadron  zu  bestreiten.  — 
In  kurzer  Zeit  fand  dann  der  Goavemeur  doch  wieder  Mittel  and  Wege, 
die  Kom^nien  auf  100,  die  Bataillone  auf  500  Gemeine  za  verstärken; 
wahrachemlich  aber  erst,  als,  wie  wir  sehen  werden,  1758  zwei  Bataillone 
reduzirt  worden  waren.  —  Den  ersten  Etat  der  Hasaren  vergl.  Beilage  IIa. 

*)  Die  LandmiUz,  einschliesslich  der  Husaren,  erhielt  demnach  pro 
Kopf  alle  fünf.  Tage  8  Pfund  Brot  aus  dem  königlichen  Magazin  gegen 
den  gewöhnlichen  Abzug  von  2  g.  Gr.,  die  Thelle  aber,  die  ausmarschirt 
waren  und  schweren  Dienst  gegen  den  Feind  thaten,  dasselbe  unent- 
gdliich.  IMese  Einrichtung  war  für  den  gemeinen  Mann  ein  grosser 
8^|[6n,  denn  sie  ermöglichte  ihm  doch  auch  bei  dem  späteren  grossen 
Steigen  aller  Preise ,  sich  wenigstens  einigermassen  satt  zu  essen ,  da  er 
nacn  wie  yor  dasselbe  Brotquantum  für  denselben  Preis  erhielt  Bei 
der  Landmiliz  in  Magdeburg  z.  B.  fahrte  dagegen  das  Fehlen  einer  ana- 
logen Blasaregel  die  ffrössten  Uebelstände  herbei.  —  Dass  die  Landmiliz 
von  ihren  betreffenden  Gamisonstädten  denselben  Servis,  wie  er  dem 
regulären  >Glitar  zukam,  zu  beanspruchen  habe,  wurde  von  Afifang 
an  als  selbstverständlich  angenommen  und  dagegen  von  den  Kommunen 
auch  gar  kein  Widerspruch  erhoben. 
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Wir  erinnern  uns,  dasa  die  Kabinettsordre  vom  13.  JnK 
dem  Gouverneur  die  Zuaanunenziehung  sämmtlicher  FSrster 
und  Jäger  anbefohlen  hatte;  auch  dies  wurde  nmunehr  sor 
Ausführung  gebracht.  Femer  war  durch  die  allgemeine  Aus- 
hebung der  jungen  Mannschaft,  wie  sie  die  KJabinettsordre 
vom  10.  August  anordnete,  ein  solcher  Ueberschuss  an 
Rekruten  erzielt  worden,  dass  Manteuffel  auch  noch  zur 
Formining  zweier  neuen  Bataillone  —  Tettau  und  Stosch  — 
schreiten  konnte'). 

Die  äussere,  rein  organisatorische  Thätigkeit  ManteufFels  war 
mit  diesen  Maasregelu  beendet,  er  verliess  im  Frühjahr  1758 
Stettin,  um  ein  Kommando  bei  der  Dohnaschen  Armee  xa 
übernehmen. 

Die  Arbeit,  die  seinen  Nachfolger  erwartete,  war  nicht 
gering,  denn  soeben  hatten  die  Milizen,  kaum  durch  an- 
gestrengtes Exerziren  einigermassen  kriegstüchtig  geworden, 
auch  schon  die  ersten  Abgaben  von  Kantonisten  an  die  Feld- 
regimenter machen  müssen.  Zuerst  galt  es  daher  fUr  den 
Herzog  von  Braunschweig-Bevem  die  Bataillone  wieder  durch 
Rekruten  vollzählig  zu  machen,  ehe  an  weiteres  gedacht 
werden  konnte.  Da  die  Ergänzung  nun  in  anbetracht  der 
gewaltigen  Aushebungen  des  vorigen  August  und  September 
auf  einige  Schwierigkeiten  stiess,  und  da  namentlicn  audi 
hier  unddaOffiziersmangel  sich  geltend  gemacht  hatte,  reduzirte 
Bevem  im  Mai  1758  das  Bataillon  Alt- Wedeil,  und  als  dann 
der  Ersatz  der  schweren  Verluste  von  Zomdorf  theils  schon 
im  Gange  war,  theils  noch  in  Aussicht  stand,  im  September 
desselben  Jahres  auch  noch  ein  zweites  Bataillon,  das  des  Major 
V.  Schlichting ').  Die  Offiziere,  Unteroffiziere  und  Mann- 
schaften wurden  an  die  anderen  acht  Bataillone  vertheilt  und 
diese  somit  wieder  vollkommen  komplett  gemacht  auf  den 
Bestand  von  540  Mann  und  16  Offizieren,  Was  dann  noch 
übrig  war,  blieb  einstweilen  zur  Disposition  des  Gouverneurs 
und  wurde,   wo  es  noth  that,   aushilfsweise  verwendet. 

Eine  ganze  Reibe  anderer  Veränderungen  und  Neu- 
formationen, die  Bevem  nun  weiterhin  vornahm,  entsprang 
grösstentheils  dem  Bedürfniss,  eine  gewisse  nOthige  Anzahl 
von  Truppen  stets   zum  Felddienst  zur  Verfügung  zu   haben, 


LandmiliK  gerechoet  werden ,  weil  die  Provinzea  zu  ihrer  üntertialtnD^ 
rarnichtii  beiKetragen  haben.  Da  sie  aber  andererseits  fortwährend  mit 
den  Landbatail Ionen  zusammen  vertrendet  wurden,  ihnen  auch  atIBBe^o^den^ 
lieh  nahe  gestanden  haben,  wird  es  gerechtfertigt  erscheinen,  üe  onten 
noch  etwas  näher  zu  besprechen.    Vergl.  Anhaue  I, 

')  Dieser  Offizier  erhielt  dns  bisherige  Natzmersche  Bataillon, 
während  dessen  Kommandeur,  ein  alter  Malachowski-Husar,  von  Bevem 
hei  den  Landhusaren  verwendet  wurde;  in  welcher  Weise,  weiden  wir 
gleich  sehen.     Vergl.  ü.  44. 
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auch  dann,  wenn  etwa  gerade  die  Landbataillone  infolge 
vorhergegangener  umfangreicherer  Abgaben  wieder  grössten- 
theils  aus  Neulingen  bestehen  und  so  höchstens  zum  Gamison- 
dienst  verwendbar  sein  würden.  Wirklich  und  unter  allen 
Umständen  zum  Felddienst  brauchbar  waren  aber  bisher 
eigentlich  nur  das  wieder  verstärkte,  ehemals  sächsische 
Orenadierbataillon  Koller  und  die  Landhusareneskadron,  ev. 
noch  die  beiden  Bataillone  Tettau  und  Stosch,  während  das 
Stettinische  Landregiment*)  die  eigentlichen  Milizbataillone 
an  dienstlicher  Brauchbarkeit  wie  an  innerem  Werth  keines- 
wegs übertraf  und  auch  das  im  Juli  1758  eintreffende  Garnison- 
regiment V.  Puttkamer  fast  ausschliesslich  fUr  den  Besatzungs- 
dienst bestimmt  war.  Zu  Anfang  des  eben  genannten  Monats 
stand  nun  der  Abmarsch  der  letzten  Truppen  des  Dohnaschen 
Korps  bevor;  wollte  also  Bevern  sich  dann  dem  Feinde  gegen- 
über nicht  ganz  passiv  verhalten,  so  musste  er  bald  seine 
Vorbereitungen  treflFen. 

Zunächst  wurden  daher  schon  im  Juni  aus  sämmüichen 
Landbataillonen  300  der  besten  Leute  ausgezogen  und  aus 
diesen  zwei  Freikompanien  oder  Freiparteien  oder,  wie  Bevern 
sie  selbst  später  nennt,  Provinzialfreigrenadierkompanien  *) 
gebildet  Sie  machten  zusammen  ein  Korps  aus,  doch  nur 
faktisch,  ohne  gemeinsamen  Namen.  Der  Kommandeur  wurde 
ein  Hauptmann  v.  Wussow,  Chef  der  anderen  Kompanie 
ein  Hauptmann  v.  Hüllessem®),  der  dann  nach  dem  Tode 
WuBsows  im  April  1759  das  Kommandoder  beiden  Kompanien 
übernahm,  wälurend  in  die  erledigte  Kapitänsstelle  der  Haupt- 
mann V.  Knesewitsch  einrückte.  Die  Subaltemoffiziere,  aie 
Unteroffiziere  und  Mannschaften  galten  als  Kommandirte  aus 
den  Landbataillonen,  ihre  Stellen  wurden  also  dort  nicht 
wieder  besetzt  und  sie  bezogen  das   ihnen    von  dort  aus   zu- 

Sehörige  Traktement.  Um  aber  die  Freikompanien  pekuniär 
en  anderen  Felddienst  thuenden  Truppen theilen  gleichzustellen, 
verordnete  Bevern  für  das  ganze  Personal  derselben  ausserdem 
eine  Zulage  an  Traktement  wie  an  den  fiir  die  kleinen 
Montirungsstücke  bestimmten  Geldern*).  Die  Kompanien 
sollten  endlich  immer  vollzählig  erhalten  und  jeder  AJbgang 
sofort    aus    den    Landbataillonen    ersetzt  werden;    ausserdem 


»j  V6rgl.  oben  8.  8  f. 

*)  Vergl.  Mftrkische  Forschungen  XIX,  S.  187.  Ueber  ihren  ersten 
Vermich  als  Grenadiere  vergl.  Marschall  von  Sulicki,  der  sieben- 
jährige Krieg  u.  8.  w.  S.  199  —  201.  Was  Courbiere  (a.  a.  0.  8.  112) 
von  Landbataillonen  Wussow  und  Hüllessem  bringt,  die  in  Frei- 
bataillone umgeformt  worden  wären,    beruht  auf  vollkommenem  Irrthum. 

*)  Es  ist  dies  der  spätere  Generalmajor  und  Kommandant  von 
Magdeburg.    Nicht  „Hülsen^,  wie  er  fälschlich  oft  genannt  wird. 

^)  Diese  Zulage,  die  einzige  Mehrausgabe,  die  für  die  Freikom- 
panien  nöthig  wurae,  betrug  für  beide  Kompanien  zusammen  monatlich 
328  Thb.  18  g.  Gr.  4V2  Pf.    Vergl.  den  Etat  Beilage  lila. 
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sollte  ea  iiinen  aber  auch  gestattet  sein,  eventuell  direkt 
geeignete  Leute  anzunehmen  und,  wenn  auch  zunächst  nur  als 
Ueberkoniplette,  einzustellen. 

Im  Oktober  desselben  Jahres  verstärkte  nun  Bevem  auch 
die  Kavallerie  seines  kleinen  Heeres  durch  die  Errichtung 
einer  zweiten  Eskadron  Landhusaren,  wShrend  obenein  noch 
der  Manna chaftsetat  der  Eskadron  um  1  Unteroffizier  und 
10  Gemeine  vermehrt  wurde.  Da  femer  die  Husaren  be- 
stiladig  Felddienst  thaten,  musste  andererseits  auch  der  Ver- 
pflegungaetat  derselben  in  allen  seinen  Posten  entsprechend 
erhöht  werden '). 

Alle  Mehrkosten,  die  auf  diese  Weise  erwuchsen,  'mosste 
die  Kammer,  ebenso  wie  die  Zulage  für  die  Freikompanien 
aus  den  durch  Reduktion  der  zwei  Milizbataillone  ersparten 
und  weiterhin  zu  ersparenden  Geldern  bestreiten,     .. 

Wahrend  Hohendorf  seine  Eskadron  wie  bisher  behidt, 
bekam  das  Kommando  des  ganzen  Korps  nunmehr  der  Oberst- 
leutnant V.  Natzmer^);  in  dieser  Stellung  folgten  ihm  dann 
der  Major  v.  Stulpnagel  und  bald  darauf  der  inzwischen 
auch  zum  Major  beförderte  v.  Hohendorf. 

Unter  diese  Massregeln  Bevems  aus  dem  Jahre  1758 
ftlUt  nun  endlich  auch  noch  die  Aufstellung  zweier  neuen 
Infanteriebataillone,  nämlich  des  Grenadierbataülons  Ingersleben 
und  des  Bevemschen  dritten  oder  Rekrutenbataillona.  Da  aber 
diese  beiden  nicht  zur  Landmiliz  gehören,  noch  aus  ihr 
hervorgegangen  sind,  wollten  wir  sie  eben  hier  nur  erwähnen, 
um  auf  die  durch  sie  hervorgerufene  Verstärkung  der  Streit- 
kräfte aufmerksam  zu  machen^). 

Als  endlich  alle  diese  Neuformationen  noch  nicht  genügten, 
hat  Bevem,  wahrscheinlich  im  Laufe  des  Jahres  1759,  zum 
zweiten  Male  die  besten  Leute  aus  den  acht  Landbataillonen 
aussuchen  lassen  und  aus  ihnen  bei  jedem  Bataillon  eine 
Rekruten-  oder,  wie  sie  wohl  auch  hiess,  Orenadierkompanie 
zusammengestellt.  Auch  ihr  ganzes  Personal  galt  als  komman- 
dirt  wie  das  der  Freikompanien  *)  und  bezog  daher  zunächst 
das  gewöhnliche  Landmiliztraktement. 

Da  in   ihnen  nur  vollkommen  felddienst&hige  Leute  ein- 


')  rXe  betreffenden  Erhöhnneeu  stammen  übrigens  zum  Theil  erat 
aus  späterer  Zeit,  je  nachdem  sich  nier  4utd  da  BedQrfnisBe  heranagestellt 
hatten;  die  Soldsätze  waren  echliesslich  fast  dieselben  wie  die  eine« 
Feldhusarenreinmeiits.  Den  neuen  Etat  der  Landhnsareii  veriri-  Bei- 
lage IIb. 

>)  Der,  wie  wir  oben  salien,  dafür  sein  MilisbataUlon  an  den  Major 
V.  Schlicbting  abgab. 

")  Unten  werden  wir  bei  eingehender  ßesprecbnng  der  Bataillone 
Tettan  und  Stosch  auch  ihrer  noch  einmal  eedcnkeD.    (Anbang  I.) 

*)  Die  8  Landbataillone  zählten  auch  fernerhin  mit  den  2  fVä- 
nnd  den  8  Bekmtenkompanien  zusammen  gerade  4000  tiemeine. 
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gestellt  wurden,  —  „Rekruten"  in  des  Wortes  damaliger  spezifi- 
scher Bedeutung,  —  so  kamen  die  Offiziere,  an  denen  die 
Landmiliz  stets  einigen  Mangel  litt,  zum  grossen  Theile  von 
den  Feldregimentem^  traten  damit  aber  auf  den  Etat  der 
Landbataillone;  und  jene  wie  die  Unteroffiziere  erhielten  eine 
Zulage  zum  Miliztraktement,  welche  sie  ihren  Kameraden  in 
den  anderen  Felddienst  thuenden  Bataillonen  einigermassen 
gleichstellen   sollte. 

In  der  Garnison  gehörten  nun  diese  Kompanien  voll- 
kommen zu  den  Landbataillonen  und  thaten  mit  ihnen  einerlei 
Dienst  Rückten  sie  aber  aus,  so  wurden  sie  entweder  einzeln 
kompanienweise  verwendet*),  oder  sie  bildeten  zusammen 
zwei  Grenadierbataillone  und  wurden  in  solchem  Falle  dann 
wohl  von  einigen  der  dem  Gouverneur  zur  Verfügung  stehenden 
Stabsoffiziere  befehligt^).  Die  Rekrutenkompanien  sollten 
stets  aus  den  Landbataillonen  vollzählig  erhalten  werden, 
nahmen  aber  auch  wie  die  Freikompanien  direkt  Mannschaften 
an  und  hatten  so  häufig  sogar  Ueberkomplette. 

Infolge  aller  dieser  Aenderungen  bezw.  Neuschöpfungen 
verfügte  Bevern  nunmehr  überhaupt  an  eigentlichen,  stets  zum 
Felddienst  verwendbaren  Truppen  über  zwei  Husareneskadrons, 
zwei  Freikompanien,  die  Grenadierbataillone  Koller  und 
Ingersleben;  in  zweiter  Linie  über  das  dritte  Bataillon 
Bevern,  die  beiden  Rekrutengrenadierbataillone,  die  Bataillone 
Tettau  und  Stosch,  während  die  sehr  geschwächten  8  Land- 
bataillone mit  dem  Garnisonregiment  v.  Puttkamer  und  dem 
Stettinischen  Landregimente  fast  ausschliesslich  zum  Garnison- 
dienst gebraucht  wurden.  Alle  die  erstgenannten  Truppentheile, 
die  Husaren  natürlich  ausgenommen,  waren  den  damaligen  An- 
forderungen des  Gefechtes  entsprechend  mit  Bataillonskanonen 
ausgerüstet,  auch  die  Freikompanien  führten  jede  zwei  Ge- 
schütze. Für  besondere  Aufträge  konnte  der  Gouverneur 
noch  jederzeit  die  Bataillonsartillerie  verstärken^). 


1)  In  dieser  Weise  werden  z.  B.  gelegentlich  erwähnt  die  Kom- 
panien Diebitsch,  Konarski,  Kleist  und  Lettow. 

*)  So  nennt  sie  u.  a.  Salicki  S.  234  als  Rekratenbataillone  Pauls- 
dorf und  Schöning,  ohne  dass  daram  aber  die  8  Kompanien  daaemd 
unter  diesen  Namen  zusammen^efiasst  worden  wären.  Dagegen  haben 
sie  ständig  gemeinsam  einen  gewissen  Stab :  1  Regiments  -  und  2  Batail- 
lonsfeldscneerer  sowie  2  Adjutanten.    Yergl.  den  Etat  Beilage  nib. 

^)  Dass  endlich  der  stettiner  Gouverneur  —  um  auch  diesen  Um- 
stand nicht  unerwähnt  zu  lassen  —  seine  Vertheidigun^smassregehi  so- 
gar auch  auf  die  See  ausgedehnt  und  auch  hier  trotz  einiger  Misserfolge 
rühmliches  geleistet  hat,  ist  ja  allgemeiner  bekannt,  wenn  auch  eine  ao- 
schliessende  Arbeit  über  dies  Thema  keineswegs  existirt.  Ueber  einzelnes 
vergl.  Schäfer,  Gesch.  des  siebenj.  Krieges,  1867,  I  S.  348;  Sulicki 
a.  a.  O.  S.  285—37,  242—47  u.  s.  w.;  Barthold  im  „Histor.  Taschen- 
buch" 3.  Folge.  2.  Jahrg.  S.  164-167.  Für  uns  hat  diese  Sache  noch  be- 
sonderes Interesse ,  weil  die  Bemannung  der  Schiffe,  die  Offiziere  u.  s.  w. 
zum  grössten  Theil  der  Landmiliz  entnommen  wurden. 
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Den  gross ten  Theil  der  durch  die  Oesammtlieit  aller 
dieser  Uassregeln  Beverns  erwachsenen  Mehrkosten  mussta 
die  Kammer  aus  den  Landmilizgeldem  bezw.  fUr  diese  vor- 
schuseweise  bezahlen,  alles  in  anbetracht  dessen,  dass  das 
Land  zur  Unterhaltung  von  10  Bataillonen  verpflichtet  sei, 
eigentlich  aber  jetzt  doch  nur  8  zu  unterhalten  habe.  Nor  in 
einigen  besonderen  Fallen  wusste  der  Herzog  hier  und  da 
auch  anderswoher  kleinere  Summen  £Uasig  zu  machen*). 

Die  Uebernahmo  sämmtlicher  zur  pommerschen  lÄndes- 
vertheidigung  errichteten  Truppen  auf  kSnigliche  Kassen  ara 
1.  März  1761  führte  nennenswerthe  organisatorische  Aen- 
derungen  nicht  herbei. 

Nach  den  Friedensschlüssen  mit  Russland  am  5.  Mai 
und  Schweden  am  22.  Mai  1762  erschien  die  weitere  Existenz 
der  pommerschen  Provinzialtruppen  ttberflUssig,  da  zur  Wahr- 
nehmung der  Wachtdienste  in  Stettin -Damm  und  Kolbeig 
das  Qamisonregiment  v.  Puttkamer  und  das  Stettinische  Land- 
regiment  genügten. 

Demnach  wurden  von  dem  nunmehrigen  Kommandanten 
von  Stettin,  Generalmajor  v.  Puttkamer,  mit  dem  1.  Juli  1762 
auf  Befehl  des  Königs  die  alten  8  Landbataillone')  mit  ihren 
Rekrutenkompanien  aufgelöst,  die  Mannschaften  zum  grOssten 
Theil  an  die  auf  höheren  Etat  gesetzten  und  nunmehr  aus- 
schliesslich als  Rekruten-  und  Ersatzabtheilungen  betrachteten 
Bataillone  Bevem  III,  Tettau  und  Stosch  vertheilt*),  sowie 
zur  VoUzahligmachung  des  Stettinischen  Landregimentes  ver- 
wendet, der  Rest  aber  in  die  Heimath  entlassen. 

Von  den  Ofüzieren  konnte  ebenfalls  ein  guter  Theil,  zu- 
meist die  jüngeren,  noch  bei  den  eben  erwähnten  Truppen- 
tbeilen oder  sonst  irgendwie  in  der  Armee  oder  bei  anderen 
Provinzialmilizen  verwendet  werden.  Die  älteren  aber,  oder 
die,  welche  nunmehr  auf  dem  heimathlichen  G-ute  dringend 
nothwendig  geworden  waren,  wurden  des  weiteren  Dienstes 
entbunden;  das  Bewusstaein  der  guten  Tliat  und  der  könig- 
liche Dank  war  die  Belohnung  für  ihre  Opferfreudigkeit 

Die  anderen  pommersehen  Provinzialtruppen,  die  Husaren- 
eskadrons  und  die  Freikompanien  waren  aber,  noch  ehe  der 
Friede  mit  Russland  und  Schweden  perfekt  geworden  war, 
gemeinsam  mit  den  beiden  Grenadierbataillonen  Koller  und 
Ingersleben  vom  Könige  zur  Armee  nach  Schlesien  berufen 
und   vom  Herzoge  von  Bevern  dorthin   geführt  worden.     Die 


')  Das  Näliere  Über  den  Unterhalt  der  Miliz  vergl.  unten  ia  Kap.  IV. 

'J  Die  1761  bei  der  Kapitulation  von  Kolberg  in  Gefangenschsft 
geiathenen  Bataillune  Scbmeling  und  Kleist  waren  iuzwiscben  wieder 
niugo wechselt  worden. 

^)  Von  der  endlichen  ReduktioD  aucb  dieser  Trappentheile  wiid 
später  die  Rede  sein.     (Anhang  I.) 
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Freikompanien  wurden  gemeinsam  mit  4  schwachen  Kom- 
panien sogen,  ungarischer  Freigrenadiere  v.  Schony  zu  einem 
U^renadierbataillon  *)  unter  dem  Kommando  des  nunmehr  zum 
Major  beförderten  HtiUessem  vereinigt.  Die  Husaren  wurden 
mit  einer  kurmärkischen  und  einer  neumärkischen  Eskadron 
kombinirt;  als  gemeinsamer  Kommandeur  wird  ausser  Hohen- 
dorf  dann  sowohl  ein  Oberstleutnant  v.  Samoggy  wie  ein 
V.  Lossow  erwähnt.  Nach  dem  Hubertsburger  Frieden  wurden 
dann  sowohl  die  Freigrenadiere  wie  die  Husaren  reduzirt  und 
anderweitig  untergesteckt. 

Direkt  ist  das  Andenken  an  die  pommerschen  Provinzial- 
milizen  in  keinem  späteren  Truppentheile  fortgepflanzt  worden. 


IIL    Yerwendung  nnd  Dienst  der  pommerschen 

Landmiliz. 

Wenn  wir  von  den  Leistungen  der  pommerschen  Land- 
milizen sprechen  wollen,  wird  sich  freilich  kaum  eine  Grenze 
der  übrigen  stettinischen  Garnison  gegenüber  ziehen  lassen. 
Wir  müssen  uns  vorweg  noch  einmal  erinnern,  dass  zunächst 
nur  das  Stöttinische  Landregiment  und  das  Grenadierbataillon 
Koller  zur  Verfügung  des  Gouvernements  standen,  dass  dann 
dazu,  die  zehn  Landbataillone,  die  Jäger,  die  Husareneskadron 
imd  endlich  die  beiden  Bataillone  Tettau  und  Stosch  hinzu- 
kamen, dass  femer  1758  allerdings  zwei  Landbataillone  redu- 
zirt, dagegen  die  Freikompanien,  eine  zweite  Husareneskadron 
nnd  später  noch  die  Bataillone  Bevern  HI  und  Ingersleben- 
grenaaiere  errichtet,  die  Besatzungstruppen  aber  zugleich  noch 
durch  das  Hinzukommen  des  Gamisonregiments  Puttkamer 
verstärkt  wurden. 

[Verwendung  im  Felde.]  Für  die  Betrachtung  der 
kriegerischen  Ereignisse,  insonderheit  des  Dienstes  im  Felde, 
muss  zugleich  konstatirt  werden,  dass  an  demselben  von  der 
gesammten  eigentlichen  Miliz  beständig  nur  die  Freikompanien 
und  Husaren  theilgenommen  haben,  dass  die  Landbataillone 
aber  nur  zeitweise,  d.  h.  in  einer  gewissen  Abwechselung 
herangezogen  wurden  und  dass  endlich  diese,  seitdem  die 
AuBziehung  der  Rekrutenkompanien  die  Aufstellung  zweier 
weiteren  Grenadierbataillone  ermöglichte,  nur  noch  gelegentlich, 
wenn  die  Umstände  eine  stärkere  Anspannung  aller  Kräfte 
erforderten,  ins  Feld  und  unmittelbar  mit  dem  Feinde  in 
Berühnmg  kamen. 


1)  Es   wird   bald  so,    bald  auch   Freibataillon   Hüllessem  genannt 
Vergl.  auch  Bevern:  Märkische  Forschungen  XIX  S.  187. 
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Erw%t  man,  daas  die  ganze  Streitmacht,  die  einschliess- 
lich der  ziim  Fe^tungsdicnst  niithigen  Mannschaften  in  Stettin 
zur  Verfügung  atand,  kaum  8000  Mann  betrug,  während  die 
Schweden  mit  mindestens  16  000  Mann  im  Felde  erscheinen 
konnten,  so  ist  es  vollkommen  klar,  dass  der  stettinische 
Gouverneur,  »umal  er  alsbald  auch  noch  gegen  die  Küssen 
Front  machen  musste,  allein  gar  nicht  daran  denken  konnte, 
dem  Feinde  im  offenen  Felde  die  Stirn  zu  bieten.  Da  nun 
aber  die  preussischen  Detachements ,  die  der  König  ihm  zu 
senden  im  Stande  war,  meist  nur  eine  Äusserst  massige  Stärke 
aufzuweisen  hatten,  so  musste  Bevem  selbst  gemeinsam  mit 
diesen  sich  auf  den  kleinen  Krieg  beschränken  und  in  diesem 
durch  Thatkraft  und  Rührigkeit  zu  ersetzen  suchen,  was  ihm 
an  numerischer  StJtrke  fehlte.  In  dieser  Richtung  haben  auch 
bald  die  s te tt in i sehen  Truppen,  besonders  die  Freikompanien 
und  die  Husaren,  eine  solche  Virtuosität  erlangt,  dass  die 
Schweden  ihnen  gegenüber  vollkommen  htüflos  waren  und  trotz 
vei-schiedener  Versuche  diese  Ueberlegenheit  der  preussischen 
leichten  Tnippen  durch  die  Aufstellung  analoger  Abtbeilungen 
niemals  zu  paralysiren  vermocht  haben. 

Während  so  im  kleinen  Kriege  die  Prenssen  keck  fast 
beständig  die  Angreifer  waren,  hat  Bevem,  —  denn  erst  er 
kam  dazu,  die  stettiner  Garnison  in  grösserem  Umfange  zu 
verwerthen,  —  beständig  auch  mit  dem  grössten  Nachdruck 
einen  gewissen  Bereich  zu  vertheidigen  gowuast,  dessen  Grenzen 
wir  etwa  durch  die  Pimkte  Pasewalk,  UckermUnde,  Kammin, 
Stargard  und  Schwedt  bezeichnen  können;  nur  wenn  die 
Uebermacht  des  Feindes  an  einem  dieser  Punkte  zu  drückend 
wurde,  war  er  wohl  auf  kurze  Zeit  gezwungen,  denselben 
aufzugehen ').  Im  grossen  und  ganzen  ist  mit  dem  AngefUfartea 
der  Charakter  des  jedesmaligen  Feldziiges  auf  diesem  KriMp- 
scbauplatze  gegeben;  die  Entwickelung  im  einzelnen  werden 
wir  sogleich  sehen  ^). 

Als  1757  die  Schweden  unmittelbar  nach  der  Errichtung 
der  Milizen  in  Vorpommern  einfielen,  hatte  Manteufiel  noch 
nicht  ernstlich  an  eine  Behauptung  des  linken  Oderufers 
denken  können.  Und  wenn  auch  einige  Abtheilnngen  der 
neuen  Truppen,  besonders  die  Husaren  imd  die  Jäger,  den 
Schweden  in  einigen  kleinen  Scharmützeln  durch  kecke 
Streiche  bald  zeigten,  dass  sie  besser  thäten,  ernstlich  vor- 
sichtig zu  sein,  statt  in  sorgloser  Verachtung  auf  die  Milizen 


')  Wenn  die  Russen  nicht  in  Hiuterpommeni  zuviel  m  echaffea 
machten,  niirde,  um  Kammio  oder  Stargard  zu  decken,  auch  zeitwdK 
eiBB  der  Bataillone  der  Kolbei^er  Besatzung  herangezogOD. 

-|  Ueber  die  einzelnen  Feldzüge  vergl.  durcnaue:  Sulicki,  der 
üebe^jährige  Krie);  in  Pommern  n.  s.  w. 
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herabzublicken  *) ,  —  so  war  es  doch  für  die»  Entwickelung 
der  neuen  Einrichtung  sehr  wesentlich,  dass  Ende  November 
die  Lehwaldtsche  Armee  aus  Preussen  an  der  Peene  eintraf 
und  alsbald  die  Feinde  unter  die  Mauern  Stralsunds  zurück- 
jagte. Denn  einerseits  fühlten  die  Schweden  dadurch  gleich 
zum  Beginn  die  volle  Wucht  des  preussischen  Armes,  dann 
aber  gewann  das  Gouvernement  jetzt  vollauf  Zeit,  die  Land- 
bataillone  mit  allem  zu  versehen,  was  noch  fehlte,  die  Mann- 
schaften zu  exerziren,  d.  h.  aus  Bauenijimgen  Soldaten  zu 
machen,  kurz  erst  die  Gebrechen  zu  überwinden,  an  denen 
alle  derartigen  Neuerrichtimgen  in  der  ersten  Zeit  zu  leiden 
pflegen.  Indem  so  alles  vorzüglich  in  Ordnung  gebracht  werden 
konnte,  waren  die  Schwierigkeiten,  welche  die  späteren  Ab- 
gaben herbeiführten,  ungleich  leichter  zu  übenvinden ;  es  blieb 
immer  ein  fester,  guter  Stamm,  es  blieb  im  ganzen  auch  das 
Offizier-  und  Unteroffizierkorps,  und  mit  Hilfe  dieser  Faktoren 
konnten  die  Bataillone  auch  kurae  Zeit  nach  gi'ossen  Re- 
krutirungen  wieder  in  brauchbaren  Stand  gesetzt  werden. 

Eine  eigentliche  kriegerische  TliHtigkeit  der  Milizen  in 
grösserem  Umfange  begann  erst  mit  dem  Sommer  1758,  als  Ende 
Juni  die  letzten  Truppen  der  Lehwaldtschen ,  nunmehr 
Dohnaschen  Armee  aus  Vorpommern  abmai'schiert  waren. 
Das  Vorrücken  der  ganzen  schwedischen  Armee  in  die 
Uckermark  und  sodann  in  die  Grafschaft  Kuppin  zu  hindern, 
gestatteten  ja  Bevem  seine  Kräfte  niclit;  aber  kaum  hatte 
sich  das  Gros  der  Feinde  etwas  weiten*  von  seiner  Operations- 
basis, der  Peene,  entfernt,  so  begann  auch  ihm  im  Rücken 
der  Major  von  Stülpnagel  mit  den  stettiner  Freikompanien 
und  den  Husaren  einen  äusserst  lebhaften  kleinen  Krieg: 
alle  Verbindungen  wurden  abgeschnitten,  die  Magazine  be- 
droht oder  zerstört,  Fouragirungen  imd  Transporte  gehindert, 
foiirwährend  erfolgten  an  den  verschiedensten  Punkten  kleine 
UeberfilUe,  so  dass  die  Schweden  nirgends  und  nie  mehr  Ruhe 
hatten,  dass  sie  sich  jeden  Bissen  Brot,  jedes  Bündel  Heu 
schliesslicli  erkämpfen  mussten  und  ausserdem  keine  zu- 
verlässigen Nachrichten  aus  Stralsund  und  noch  viel  weniger 
über  die  preussische  Armee  erhalten  konnten.  Ein  Angriff 
des  Generals  von  Wedell  in  der  schwedischen  Front  hatte 
allerdings  selbst  jetzt  noch  nicht  den  gewünscliten  Er- 
folg. Als  aber  endlich  Anfang  November  der  General  von 
Manteuffel  mit  einigen  Truppen  auch  nocli  ihre  linke  Flanke 
zu   bedrohen   schien ,    zogen    es   die    dieser  Art    des    Kampfes 


*j  Die  Schweden  sahen  die  Aufstellung  der  Landmiliz  als  eine  Mass- 
regel der  äussei'sten  Verzweiflung  des  preussischen  Königs  an;  sie  hatten 
hier  und  da  von  Reklamationen  und  Widerspruch  gehört  und  hoffton  auf 
Sympathien  im  Lande.  Sie  sollten  sich  bitter  täuschon ;  sie  hatten  keine 
Ahnung  von  der  inneren  Kraft  iiiul  <lon  aupsorordentlichen  Hilfsquellen 
des  preussischen  Staates. 

Forsrbungon  (31)  Ml.  4.        Schnart/.  4 
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gründlich  mlidcn  Schweden  vor,  liher  die  Peene  zurückzu- 
gehen, trotzdem  ihnen  auch  jetzt  noch  eine  ziemlich  drückende 
Uebormacht  /.ur  Verfügung  stand.  Als  schliesslich  am 
Ende  dieses  Feldzugea  Dohna  und  ManteufFel  gemeinBam  die 
schwedischen  Winterquartiere  angriffen,  beteiligte  sich  auch 
der  stettiner  Gouverneur,  nachdem  er  vorher  schon  die  Oder- 
inseln hatte  besetzen  lassen,  mit  einem  filr  seine  Mittel  ausser- 
ordentlich  starken  Uetachement. 

Während  dieser  Ereignisse  auf  dem  schwedischen  Kriegs- 
schauplatze wuron  aber  pommersche  Provinzialtruppen  auch 
schon  im  Osten  verschieaentlich  mit  den  Küssen  zusammen- 
gerathen.  Die  Bataillone  tichmeling  und  Kleist  hatten  soeben 
unter  Führung  des  wackeren  Majors  von  der  Heyde,  des  bei 
Hohcnfriedbcrg  invalide  geschossenen  kolb erger  Kommandanten, 
zum  crstcnmale  die  in  diesem  Kriege  so  heiss  umstrittene 
Persantefcstung    nihmvoll    vertheidigt,    und    nur    die    grosse 

C^sönliche  Geistesgegenwart  der  Kommandeure  der  beiden 
ndbataillone  Iiattc  die  Stadt  vor  dem  Schicksat  bewahrt, 
noch  im  letzten  Augenblick  einem  Handstreiche  Pahnbachs 
zu  erliegen  >). 

Die  kleinen  preussischen  Truppenkorps,  die  dann  in  den 
nächsten  Monaten  nach  dem  Abzüge  der  russischen  Armee 
bis  in  den  April  und  Mai  1759  hinein  bestAndig  in  Hinter- 
pomraem  postirt  bleiben  mussten,  um  den  stets  zu  besorgen- 
den Einteilen  der  Kosaken  zu  steuern,  bedurften  auch  einer 
dauernden  Unterstützung  von  seiten  des  pommeraclien  Gou- 
vernements. Und  so  musstcn  die  Freikompanien  und  Husaren, 
nachdem  sie  den  Kricgsschaiiplalz  gegen  die  Schweden  ver- 
lassen, im  Milrz  und  April  1759  sogar  bis  nach  Keustettin, 
Lauenburg  und  Butow  ilirc  StreifzUge  ausdehnen. 

Der  Feldzug  von  1759  gegen  die  Schweden,  der  im  April 
mit  einigen  fllr  die  Preussen  meist  glücklichen  Gefechten  auf 
den  Oderinseln  begonnen  hatte,   bekam  eigentlich  erst  wieder 


■)  Die  gaoze  VertheidigunK  war  ein  MeistetetDck  gewesen.  Da 
ArtillenBlen  ao  gut  wie  gar  nicht  vorhanden,  waren  an  Stelle  solcher 
180  Mann  von  den  Land batail Ionen  darch  einige  Veteranen  dieeer  Waffe, 
die  Lenlnanls  Scheel  und  Ebel,  eingeübt  worden.  Auch  hatten  die 
Bürger  nicht  nur  willig,  jenachdem  es  noth  that,  Flinte,  Spaten  und 
Feuerciiner  ergriffen,  eondeni  ein  Theil  derselben,  der  mit  GeachütKen 
umzugehei)  verstand,  halte  sich  auch  hierfür  zur  Verfügung  gestellt. 
Vergl.  Archenholz:  Geschichte  des  Mebenjährigen  Krieges,  6.  Aufl. 
1860,  S.  189;  Tempelhoff:  Ueschichte  des  siebenjährigen  Kriege«, 
II,  300.  Die  beste  Anerkennung  dieser  Heldenthaten  ist  vielleicht  der 
Dank  des  küniglichen  Kriegsherrn,  der  Hejde  und  Schmeling,  jenen  mit 
UeberspriuguDg  eines  Grades,  zu  Onersten  emaante  und  sie  beide  obencin 
mit  dem  Verdienstorden  begnadigte  (Kabinettsordre  vom  15.  Januar  1709). 
Uebcr  obige  letzte  Episode  ven;l.  das  Tagebuch  der  Belagerung  der 
Festung  Kolberg  beiTieIcke;  Beitrage  zur  Kriegs-Kunst  und  üeschichle 
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Leben,  als  endlieh  im  August  Graf  Dohna  seine  letzten  Truppen 
wieder  von  der  Peene  abberufen  hatte.  Die  Schweden  schienen 
es  jetzt  darauf  abgesehen  zu  haben,  Bevem  durch  ihre  Ueber- 
macht  ganz  nach  Stettin  hineinzuwerfen,  um  dann  frei  schalten 
zu  können.  Nachdem  die  preussische  Flottille  der  drückend 
ttberlegenen  feindlichen  Seemacht  am  10.  August  bei  Neuwarp 
zum  Opfer  gefallen  war,  mussten  die  Oderinseln  unter  starken 
Verlusten  von  den  Preussen  geräiunt  werden,  Uckermünde, 
Pasewalk  und  selbst  Löcknitz  kamen  in  die  Hände  der 
Schweden.  Aber  damit  war  hier  auch  ihre  Offensive  beendet, 
weitere  Angriffe  scheiterten  an  der  Zähigkeit  Bevems  und 
seiner  Truppen.  Kammin  und  damit  die  ganze  rechte  Oder- 
seite, das  Papenwasser  und  ein  ansehnlicher  Strich  links  der 
Oder  blieb  in  der  Gewalt  der  Preussen;  bis  dicht  vor  Löck- 
nitz standen  ihre  Vorposten.  Die  Uckennark  freilich  lag 
dem  Feinde  wieder  offen,  aber  auch  hierfür  nahte  Hülfe  gegen 
Ende  September;  es  war  wiederum  der  General  Man  teuffei, 
der  mit  vier  schwachen  Bataillonen,  dem  Freiregiment  Hordt 
und  den  Husaren  von  Belling  die  Schweden  sollte  vertreiben 
helfen.  An  Gewalt  war  nicht  zu  denken,  aber  die  Preussen 
kannten  ihren  Feind.  Bevem  und  seine  Stettiner  im  Norden, 
Manteuffel  und  Belling  im  Süden  inscenirten  jetzt  wieder  jenen 
schon  bekannten  kleinen  Krieg,  so  dass  nach  wenigen  Wochen 
die  Stellung  der  Schweden  bei  Strassburg  und  Pasewalk  voll- 
kommen unhaltbar,  der  Rückzug  nach  Schwedischpommem 
unausbleiblich  geworden  war.  Und  dass  der  Feind  endlich 
auch  auf  diesem  Rückzuge  niemals  Ruhe  fand,  dafür  sorgten 
die  preussischen  Generale.  Der  Versuch  Bevems  und  Man- 
teuffels  aber,  auch  in  diesem  Jahre  die  Schweden  nach  Stral- 
sund und  Rügen  zu  jagen,  misslang,  da  ihre  Streitkräfte  zu 
einem  solchen  Unternehmen  doch  viel  zu  gering  waren. 

Da  sich  die  russische  Armee  in  diesem  Feldzuge  der 
mittleren  Oder  zugewendet  hatte,  so  wurde  Hinterpommern 
nur  gelegentlich  von  Kosakenschwärmen  heimgesucht.  Um 
das  Land  aber  auch  von  dieser  Plage  möglichst  freizuhalten, 
hat  Bevem  unter  Heranziehung  der  kolberger  Garnison  auch 
in  dieser  Richtung  alles  gethan,  was  in  seinen  Kräften  stand ; 
radikale  Massregeln  freilich  blieben  ohne  eine  zahlreiche  leichte 
Kavallerie  ein  Ding  der  Unmöglichkeit. 

Etwas  mehr  vermochte  der  Herzog  hier  in  den  ersten 
Monaten  des  Jahres  1760  zu  thun,  als  die  Waffen  auf  dem 
schwedischen  Kriegsschauplatz  ruhten.  Die  Detachements 
Stülpnagel  und  Podewils,  die  im  Februar  und  März  in  Hinter- 
pommem  sich  mit  den  Russen  herumschlugen,  bestanden  fast 
ausschliesslich  aus  Truppen  der  stettiner  Garnison;  und  auch 
bei  dem  Detachement  Grabow,  den  grösseren  Truppenkorps 
Forkade  und  Gablentz,  die  nach  und  nach  in  den  folgenden 
Monaten,  um  Hinterpommem   endlich   einmal    giündlich    von 

4* 
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deui  Kosakeiigesindel  zu  Bäubern,  nufgestellt  wurden,  blieben 
einige  Bovernsche  Truppen  in  Verwendung. 

Der  eigentliche  Feldzug  1760  führte  auf  der  achwediacbeu 
Seite  wieder  zu  einer  ziemlich  gleichen  Situation,  wie  wir  nie 
in  den  früheren  Jahren  kennen  gelernt  haben.  Als  die 
Schweden  nach  einiger  Erholungnzeit  neugostJIrkt  im  August 
sich  wieder  iu  Bewegung  zu  setzen  anfingen,  war  weder 
Bevem  noch  der  Genei-al  von  Stutterheim,  der  jüngere  dieee« 
Namens,  der  inzwischen  den  Befehl  über  die  ehemals  Man- 
teuffelschen  Truppen  Übernommen  hatte,  imstande,  ihnen  ein 
ernstliches  Veto  entgegenzusetzen,  zumal  beide  stets  auch  die 
Russen  im  Auge  behalten  muMsten.  Der  Marsch  der  Feinde 
ging  diesmal  wieder  geradewegs  nach  der  Uckermark,  und 
da  Stutterheim  sich  nicht  zu  weit  von  Stettin  entfernen  durfte, 
gelangte  wieder  das  ganze  Land  links  der  Uckor  in  ihre  Hände; 
aber  wie  bisher  sollte  ihnen  ein  weiteres  Vordringen  auch 
diesmal  indirekt  unmöglich  gemacht  werden.  Denn  weder 
Bevem  noch  Stutterheim  und  dessen  Unterfeldberr  Helling 
waren  imthätig  gewesen  und  der  kleine  Krieg  der  Preussen 
begann  nllmilhlicli  seine  Wirkung  zu  thun.  Zunächst  ge- 
zwungen, sich  wenigstens  um  Prcnzlau  zu  konzentriren,  wicheu 
die  Schweden  auf  das  dunkele  Gerücht  von  dem  Anmärsche 
eines  stärkeren  preussischcn  Korps')  alsbald  auch  von  hier 
zurück.  Und  als  dann  auch  nur  der  General  von  Wenier 
mit  einigen  Bataillonen  von  Kolberg  aus  bei  Stettin  eintraf, 
zog  sich  die  ganze  schwedische  Armee  ziemlich  hastig  um 
Pasewalk  zusammen,  um  bald  darauf  schon  Ende  Oktober, 
ohne  irgend  etwas  voUbraclit  zu  haben,  wieder  ihre  Winter- 
quartiere hinter  der  Peene  zu  beziehen. 

Dass  auf  diese  Weise  Bevem  hier  keine  weiteren  Trappen 
mehr  nöthig  liatte,  und  auch  Werner  sicli  losmachen  konnte, 
war  doppelt  erwünscht,  da  der  Feldzug  in  Hinterpommem 
gerade  jetzt  noch  einmal  zu  beginnen  schien.  Wir  mtlssen 
nachholend  ilaran  erinnern,  dass  hier  Mitte  August  abermals 
eine  starke  russische  Armee  erschienen  war,  dass  die  Festung 
Kolberg,  deren  Besatzung  jetxt  noch  durch  zwei,  allerdings 
sehr  schwache  Bataillone  des  Gamisonregimentes  Puttkamer 
vei-stilikt  worden,  abermals  hart  belagert  und  erst  im  letzten 
Moment  vom  Ginicral  Wcriiei-  enisctzt  win-den  war^). 

'I  Es  war  der  Prinz  von  WürttBmberg.  der  Pommem  allerdings 
Hilfe  bringen  sollte ;  er  wurde  noth  auf  dem  Mareche  zum  Schutze  des 
von  ()e8tcrreiehem  und  Bussen  bedrohten  Berlins  abberufen  und  kelirte 
auch  dann  nicht  wieder  nach  dem  Norden  zurück.  Die  Scliweden  er- 
fühlen wieder  von  seiner  Abberufung  nichts  und  waren  daher  sehr 
bfflorgt. 

*)  Dei  diesem  Entsatzkurps  halten  sich  u.  a.  auch  wieder  die  stettiiier 
Orenadierbatnillone  Koller  und  Ingerslebcn  befunden,  sowie  die  Grenadier- 
kompanie  des  dritten  Jtevernschen  liafailloDa;  und  zwar  waren  für 
diesmal,  indem  jedes  der  erateren  eine  Kompanie  abgab,  drei  Grenadier- 
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Seit  Mitte  Oktober  zog  sich  aber  auch  die  grosse  russische 
Armee,  deren  Vortnippen  soeben  Berlin  einen  Besuch  abge- 
stattet hatten,  von  der  mittleren  Oder  mehr  nach  Pommern 
herauf  und  die  Kosaken  streiften  sogar  bis  in  die  nächste 
Umgegend  von  Stettin.  Während  Bevern  sofort  einige  kleinere 
Gegenmassregeln  traf,  wurde  es  unter  diesen  Umständen  doch 
auch  dringend  nöthig,  ein  stärkeres  Korps  diesem  Feinde  ent- 
gegenzustellen, und  wiederum  konnte  ein  sehr  grosser  Theil 
aer  Mannschaften  dazu  nur  aus  der  stettiner  Garnison  ent- 
nommen werden.  Demgemäss  wurde  nicht  nur  Werner, 
sondern  auch  alle  stettinischen  Truppen  von  dem  westlichen 
Kriegsschauplatze  abberufen,  um  hier  noch  einen  äusserst  an- 
strengenden und  mühseligen  Winterfeldzug  durchzumachen, 
der,  im  allgemeinen  von  Erfolggekrönt,  erst  im  Februar  1761 
mit  einem  Waffenstillstand  sein  Ende  fand. 

In  dem  nächsten  Kriegsjahre  stellte  der  König  in  Hinter- 

g^mmern  zur  Deckung  Kolbergs  eine  eigene  Armee  unter  dem 
rinzen  von  Württemberg  auf.  Dafilr  sollte  nun  auch  Bevern, 
dem  nur  noch  der  Oberst  Belling  mit  seinem  Husarenregimen te 
und  dem  Freiregimente  Hordt  zugewiesen  worden  war,  dies- 
mal die  Schweden  allein  auf  sich  nehmen  und  zwar  besonders 
auch  die  Uckermark  von  ihnen  freizuhalten  suchen,  was  in 
den  früheren  Feldzügen  nur  selten  möglicli  gewesen  war.  Der 
Herzog  beschränkte  sich  fllr  seine  Person  fast  ausschliesslich 
auf  die  Defensive :  er  besetzte  seine  üblichen  Posten  Pasewalk 
und  Uckemiünde,  liess,  um  die  Landung  einer  schwedischen 
Flotte  zu  verhindern,  Strandbatterien  aufwerfen  und  verwandte 
zu  diesen  Zwecken  von  der  stettiner  Besatzung,  was  irgend 
entbehrlich  war,  —  seine  Freikompanien  und  Husaren  da- 
gegen, zeitweise  auch  seine  Grenadierbataillone  stellte  er  voll- 
kommen Belling  zur  Verfügung,  der  seinerseits  die  Deckung 
Vorpommerns  und  der  Uckermark  übernommen  hatte.  Dieser 
verstand  es  aueli,  zeitweise  allerdings  noch  von  einem  kleinen 
preussischen  Detachement  unter  Stutterheim  sekundirt,  durch 
einen  mit  fast  unglaublicher  Kastlosigkeit,  Umsicht  und  Ver- 
schlagenheit geführten  Parteigängerkrieg,  durcli  ein  fort- 
währendes Ueberall  und  Nirgends  die  ganze  schwedisclie  Armee 
den  vollen  Sommer  und  Herbst  1761  festzulialten  und  zu  be- 
schäftigen, so  dass  der  Feind  in  diesem  Jahre  die  Uckermark 
fast  garnicht,  Vorpommern  auch  weniger  als  je  heimsuchen 
konnte  und  schliesslich  wic^lerum  ohne  jeden  nennenswerthen 
Erfolg  hinter  die  Peene  zurückgehen  musste. 

Wir  können  es  uns  niclit  versagen,  bei  der  Besprechung 
dieses  letzten  Foldzugos  gegen  die  Schweden  zweier  besonderer 

bataillone,  das  dritte  unter  dem  Major  von  Faulsdorff,  jedes  zu  drei  Kom- 
panien, formirt  worden.  Vergl.  Bevern:  Märkische  Forschungen  XIX, 
S.  132. 


54  VII.  i. 

Ehrentage  der  Landmiliz  ErwäliDung  zu  thun:  Einmal  er- 
oberten am  22.  August  1761,  als  Belling  vor  der  feindlichen 
Uebennacht  weieliend  Neubrandenburg  geräumt  hatte,  die 
Landhusaren  in  einem  darauffolgenden  offenen  Gefecht  eine 
Standarte  des  schwedischen  Kavallerie-Regimen  tes  Westgöta'). 
Sodann  vertheidigten  am  4.  September  die  beiden  Freikom- 
panien das  Schloss  und  die  Tollen  sehr  Ucke  bei  Klempenow 
gegen  den  immer  wieder  anstUmienden,  weit  Überlegenen  Feind, 
trotz  des  furchtbarsten  GescJilltzfeuera  der  Schweden,  und 
trotzdem  schon  mehr  als  die  Hälfte  der  Offiziere  und  ein 
grosser  Theil  der  Klannschaften  todt  oder  schwer  verwundet 
auf  der  Wahlstatt  lag,  mit  solcher  Tapferkeit  und  Ausdauer, 
dass  die  Schweden  sich  endlich  gezwungen  sahen,  ganz  von 
ihrem  Vorhaben  abzustehen^). 

Der  Herbst  und  der  beginnende  Winter  sollten  nun  aber 
die  Machtmittel  des  stettiner  Gouverneurs  wiederum  noch  auf 
der  anderen  Hälfte  des  pommerschen  Kriegsschauplatzes  in 
Anspruch  nehmen.  Schon  seit  Ende  August  war  Eolbeig 
dunHi  eine  starke  russische  Armee  umschlossen  und  mit  der 
Festung  das  Korps  des  Prinzen  Eugen  von  Württemberg. 
Hatte  man  dies  auch  vorausgesehen,  so  hatte  doch  niemand 
auf  preussischer  Seite  den  Russen  eine  solche  Zähigkeit  und 
Hartnäckigkeit  zugetraut,  wie  sie  dieses  Mal  entwickelten. 
Was  half  es,  wenn  verschiedene  Male  noch  Verstärkungen  in 
die  Festung  hineingelangten :  die  russische  Uebermacht  wuchs 
ihrerseits  auch  bentfindig  und  die  preussisclien  Vorrftthe  nahmen 
nur  um  so  schneller  ab.  Kein  Wunder,  wenn  seit  Anfang 
Oktober  das  Schicksal  Kolbergs  davon  abhing,  ob  es  mOglich  sein 
witrde,  einen  genügend  grossen  Transport  an  Lebensmitteln 
und  Munition  in  die  Festung  gelangen  zu  lassen.  Von  aussen 
konnte  dazu  nur  Bevem  helfen.  Der  Herzog  rief  deshalb 
fast  seine  sämmtlichen  bei  Belling  befindlichen  Truppen  ab, 
er  beseute  GoUnow  stark  als  die  erste  Etappe,  er  sicherte 
das  Untemeiimen  durch  die  Besetzung  von  Gross-Stepenitz 
und  Kanimin  gegen  Versuche  der  Schweden.  Am  8.  Oktober 
befand  sich  der  Transport  wohlbelialten  in  Gollnow;  weiter 
sollte  er  nicht  kommen,  denn  auch  die  Russen  wussten  wohl, 
lim  was  es  sich  hier  handelte.  Ein  ganzes  Heer,  20  000  Mann 
stark,  erschien,  um  den  Transport  zu  verhindern  und  wenn 
irgend  miiglich  aufzuheben,  da  das  russische  Heer  selbst 
groMsen  Mangel  litt.  Unter  solchen  Umstünden  war  das 
preussische  Unternehmen  unmöglich  geworden,  und  es  nmss 
d«n  6000  Mann,  soviel  Iiatte  Bevern  unter  Hinzunahme  von 
Rekonvaleszirten  und  Ersatzmannschaften  zusammenbringen 
können,  schon   sehr  hoch  angerechnet  wei-den,  dass   es   ihnen 
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gelang,  einen  tausende  von  Wagen  zählenden  Transport  trotz 
der  Angriffe  eines  mehr  als  dreimal  überlegenen  Feindes  ohne 
nennenswerthe  Verluste  wieder  nach  Stettin  zurückzuführen. 
Das  Schicksal  Kolbergs  ist  bekannt.  Dem  Prinzen  von 
Württemberg  gelang  es  schliesslich  noch  mit  seiner  Armee  zu 
entkonmien,  aber  alle  späteren  Versuche,  der  Festung  zu 
helfen,  scheiterten:  am  16.  Dezember  musste  Heyde  kapituliren, 
und  die  Landbataillone  Schmeling  und  Kleist,  die  auch  diesmal 
wieder  nur  Kuhm  und  Ehre  erworben  hatten,  wurden  mit 
den  beiden  Bataillonen  Puttkamer  kriegsgefangen  nach  Ost- 
preussen  geführt. 

An  den  späteren  Gefechten  Bellings  und  des  Württem- 
bergers gegen  die  Schweden  im  Dezember  1761  und  Januar 
1762  hat  die  stettiner  Garnison  keinen  Antheil  mehr  ge- 
nommen, dagegen  haben  die  kleinen  Scharmützel  mit  den 
Russen  erst  mit  dem  durch  den  Thronwechsel  in  St.  Peters- 
burg vollzogenen  Umschwünge  ihr  Ende  gefunden. 

Nach  Abschluss  des  Waffenstillstandes  wurde  dann,  wie 
ja  schon  erwähnt,  die  Elite  der  stettiner  Garnison  von  Bevem 
nach  Schlesien  geführt,  die  8  Landbataillone  aber  nach  den 
Friedensschlüssen  von  St.  Petersburg  und  Hamburg  reduzirt. 

Es  sei  gestattet,  hier  anzuftlgen,  was  von  der  späteren 
kriegerischen  Thätigkeit  der  zur  Armee  nach  Schlesien  ge- 
zogenen pommerschen  Milizen,  der  Freikompanien  und  der 
Landhusaren,  der  Erwähnung  würdig  zu  sein  scheint. 

Die  gesammten  Provinzialhusaren,  einschliesslich  der  neu- 
märkischen und  der  kurmärkischen  nunmehr  vier  Eskadrons, 
einstweilen  noch  unter  Major  v.  Hohendorf,  wurden  zu  den 
Besatzangstruppen  nach  Neisse  dirigirt,  um  dort  befindliche 
drei  Eskadrons  Möhringhusaren  abzulösen.  Wenn  sie  so  auch 
einen  eigentlichen  Feldzug  weiter  nicht  mitgemacht  haben, 
so  zeigt  der  Umstand,  dass  man  ihnen  den  Sicherheitsdienst 
für  die  wichtige  und  ziemlich  gefilhrdete  Festung  anvertraute, 
genügend,  was  man  im  entscheidenden  Falle  von  ihnen  fordern 
zu  können  glaubte.  Einen  deutlichen  Beweis  ihrer  Tüchtigkeit 
zu  geben,  sollte  ihnen  unmittelbar  nach  ihrer  Ankunft  die 
Gelegenheit  sich  bieten.  In  der  Nacht  vom  19.  zum  20.  Juni 
wollte  der  österreichische  General  Drascovich  die  Husaren, 
die  in  dem  Orte  Heidersdorf,  unmittelbar  vor  den  Mauern 
von  Neisse,  Quartier  erhalten  hatten,  überfallen.  Obwohl  nun 
der  Plan  der  Feinde  nicht  ganz  genau  inne  gehalten  wurde, 
wäre  es  doch  den  Preussen  zweifellos  sehr  schlecht  ergangen, 
da  jene  nach  Ueberrumpelung  der  Aussenposten  schon  mitten 
in  das  Dorf  hineingesprengt  waren,  hätte  nicht  Hohendorf  mit 
grosser  Geistesgegenwart  sich  mit  einer  Hand  voll  Leute,  die 
zu  Pferde  gekommen,  sofort  heftig  auf  dieselben  gestürzt  und 
80  den  anderen  Husaren  Zeit  verschafft,  sich  zu  sammeln. 
Nicht  genug  damit,  warf  sich  der  Major,  als  er  aus  der  Stadt 
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150  Mann  Infanterie  und  2  Kanoneo  als  Soutien  erhielt^  auf 
die  trotz  ihrer  Ucberlegonheit  sich  ziemlich  eilig  zurück- 
ziehenden OeHterreicltcr,  so  das»  diese  den  kommandireDden 
Q«nerat,  eine  ganze  Reihe  OfSziere  und  175  Mann  gefangen 
in  den  Händen  der  Prenasen  lassen  muasten*). 

Von  den  anderen  {lomme rächen  Truppen  kamen  die 
Grenadierbataillone  tiigerslcben  und  Rathkirch  —  früher 
KöUer  —  zum  nougehiUfeten  Bevemschen  Korps  und  machten 
unter  ihrem  alten  Fiilirer  <Iie  Operationen  in  Oberschleeien 
und  Hodann  die  lnJchlacht  bei  Reiehenbach  mit,  zu  deren  JEnt- 
M-heidung  Hin  das  Ihre  beigetragen  haben. 

Das  Freigrenadierbataillon  von  Hullessem,  so  hieasen  die 
uommerMchen  Freikompanien  seit  der  Kombinirung  mit  den 
Schonyschen,  war  der  Armee  des  Königs  zugetheilt  worden. 
Abgesehen  davon,  d&rtu  es  sich  fast  beständig  in  der  Avant- 
garde liefaiid,  sollte  auch  seine  Tapferkeit  und  sein  innerer 
Werth  noch  einmal  auf  eine  besonders  harte  Probe  gestellt 
werden.  In  der  Nacht  vom  2,  zum  3.  Oktober,  als  das  Ba- 
taillon wieder  einen  besonders  exponirtcn  Posten  bei  Char- 
lottenbrunn inne  hatte,  wollte  es  der  österreichische  General 
Botta  mit  800  Mann  erlesener  Infanterie  und  100  Husaren 
authebcn.  Anfangs  Ulierrasclit,  gewann  Hullesseni  doch  sofort 
seine  Geistesgegenwart  wie<ler  und  vertheidigte  sich  mit  seinen 
Leuten  nunmehr  so  linrtntickig,  dasa  der  Feind  sich  zurtlok- 
ziehen  miiaste.  Der  grössere  Vertust:  2  Geschütze,  2  Offiziere 
und  52  Mann  war  allerdings  auf  Seiten  der  Preuasen ;  aber 
in  einer  derart  kritischen  Lage  witre  eine  Truppe  mit  etwas 
weniger  guter  Mannschaft  und  von  einem  weniger  entschlossenen 
Offizier  gefllhrt,  sicher  vollkommen  aufgerieben  worden'). 


')  Vei^l.  beaoaders  Tempelhoff,  Oeacbichte  des  nebemfthrigen 
Krieges  Bd.  VT,  S.  74 — 76;  einen  etwa)  aodereu,  aber  lär  Hohmdoif  and 
seine  Leute  nicht  minder  ehTenvolloo  Bericht  über  diesen  Vorgaae  ent- 
hält die  „SammlunE  ungedruckter  Nachrichten'  Theil  II,  1782,  S.  494  f.  ^ 
Wenn  aber  Tcmpelhoa  die  Husaren  „grünten thei  1b  aus  neuaDgeworbetieii 
und  jungen  Leuten  beatehead"  nennt,  „von  denen  nar  wenige  den  Feind 
gesellen  hätten"  so  ist  das  ein  Irrtbutn.    Einerseits  würde  schon  niemand 

BDz  jungen  Truppen  einen  solchen  gefahrvollen  Posten  angewiesen 
ben;  sodann  aber  natten  sich  die  pommenchen  Provinzialhusaren  schon 
fünf  Jahre  lang  mit  Schweden  tind  Rassen  ruhmvoll  herumgeschlageD, 
auch  die  Neumärker  hatten  mit  den  Rusaen  fürtwährend  äcbarmützel 
gehabt,  and  selbst  die  kurmärki sehen  Husaren  —  wenn  it^b  aach  sonst 
einstneiien  weitere  Einzelheiten  nicht  bestimmt  nachweisen  kann  — 
hatten  am  19,  Oktober  1759,  als   sie  gerade  naeb  Vorpommern  detachirt 

Sewesen  waren,  an  einem  Handatreicbe  auf  Demmin  theilgenommen  und 
Iren  Tbeil  zu  dessen  Uelingen  beigetragen.  „Den  Feind  gesehen"  hatten 
also  alle  ProvJDKialliusaren,  und  die  Oesterreicher  waren  auch  nicht 
schlimmer  als  die  Russen  und  Schweden.  —  Ueber  den  Ueberfall  von 
Demmin  vergl.  Sulicki  2.'i6f;  „uckermärkiBchc"  Landbusaren  ist  dort 
aber  ein  Missverständnia,  solche  gab  es  niemals;  es  sind  die  Kormürkei 
unter  ihrem  auch  snnat  bekannten  liitlmeister  v.  Wangenbeim,  sie  kamen 
aus  Kerlin  und  gingen  eben  dabin  zurück. 

-)  Vergl.  über  dies  Uefec-bt  Tempelboff  VI,  224,  225. 
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Wir  sind  auf  diese  letzterwähnten  kriegerischen  Ereig- 
nisse, obwohl  sie  schon  ausserhalb  des  Rahmens  unserer  Dar- 
stellung liegen,  etwas  ausführlicher  eingegangen,  um  zu  zeigen, 
wie  auch  auf  anderem  Kriegsschauplatze,  einem  anderen  Feinde 

Segentlber,  pommersche  Landmiliz  den  höchsten  Anfordenmgen, 
ie    man    tioerhaupt    an   eine   Truppe   stellen   kann,    in  jeder 
Hinsicht  gerecht  geworden  ist. 

[Garnisondienst.]  Hatte  der  Dienst  im  Felde  stete 
einen  gewissen  Reiz  und  entechädigten  die  mannigfachen  Ab- 
wechselungen desselben  fiir  Strapazen  aller  Art,  so  war  der 
mühselige  und  aufreibende  Dienst  in  der  Garnison  und  im 
Rücken  der  eigenen  Armee  unendlich  undankbarer,  und  ge- 
rade er  lastete  besonders  schwer  auf  der  Landmiliz.  Freilich 
allein  hätte  sie  alle  diese  Obliegenheiten  nicht  versehen  können, 
ein  grosser  Theil  derselben  fiel  auch  dem  Stettinischen  Land- 
regiment und  dem  Garnison regiment  Puttkamer  zu.  Die  eine 
Seite  dieser  Thätigkeit  bestand  in  der  Wahrnehmung  des 
Wachtdienstes  innerhalb  der  sehr  umfangreichen  Befestigungen 
von  Stettin-Damm  einersei te  und  Kolbei'g  andererseite,  welcher 
besonders  durch  die  Anwesenheit  der  zahlreichen  Kriegsge- 
fangenen ausserordentlich  erschwert  wurde*).  Dann  aber  ge- 
hört hierher  das  gesammte  Etappenwesen,  —  um  modern  zu 
sprechen,  —  die  mühselige  Eskortirung  unzähliger  Trans- 
porte aller  Art,  besonders  zwischen  Stettin  und  Berlin,  und 
Kolberg  imd  Stettin.  Es  war  dies  ein  äusserst  anstrengender 
und  langwieriger  Dienstzweig,  von  dessen  Umfang  und  Art 
und  Weise  man  sich  bei  den  heutigen  Verkehrsverhältnissen 
nur  mit  Mühe  noch  einen  rechten  Begriff  machen  kann.  Fiel 
er  auch  zumeist  den  besonders  kräftigen  Offizieren  wie  Mann- 
schaften zu,  so  kann  man  doch  die  Strapazen  leicht  ermessen, 
die  auch  für  diose  damit  verbunden  waren,  oft  eine  Woche 
und  mehr  auf  der  Landstrasse  zu  liegen,  beständig  auf  die  an 
Zahl  weit  überlegenen  feindlichen  Gefangenen  oder  auf  die 
besonders  bei  grossen  Transporten  meist  nur  gezwungen  fahren- 
den Wagenknechtc  zu  passen,  —  zugleich  aber  auch  stete  auf 
der  Hut  nach  aussen  hin  zu  sein,  da  man  vor  den  Kosaken 
niemals  ganz  sicher  sein  konnte. 

[Verwerthung  als  Ersatzkadres.]  Was  aber  von 
der  ganzen  Garnison  thätigkeit  der  Landtruppen  für  die  ge- 
sammte stehende  Armee  besonders  und  unmittelbar  erspriess- 
lich  wurde,  das  war  die  Verwerthung  derselben  als  Eraatz- 
kadres.  Nicht  etwa,  dass  im  heutigen  Sinne  ein  regelrechtes 
Ersatzwesen  der  Feldannee  durcli  die  Land-  und  Gamison- 
truppen   stattgehabt   hätte;    im   allgemeinen   war    sogar   wohl 


')  Zumal  diesen  gegenüber  konnte  es  ja  auch  keine  sicherere 
Truppe  geben  als  die  fast  ausschliesslich  aus  Landeskindem  bestehenden 
Milizen. 
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die  direkte  Rckrutirung  der  Regimenter  aiis  dem  Kanton  oder 
auch  durch  Ausländer  die  überwiegende,  —  aber  aixa  den 
Land-  und  GamiHOntriippon  konnten  die  Regimenter  besonder« 
im  Frühjahr,  doch  auch  aonat,  wenn  efl  noth  that,  jederzeit  ezer- 
zirte  Mann i4C haften,  also  statt  roher  Rekniten  schon  wirkliche 
Soldaten  erhalten.  Dies  VerhältnisM  war  daraus  entstanden, 
dass  die  Landtruppen  bei  ihrer  Formation,  wie  erwähnt  wurde, 
sehr  viel  Enrollirte  von  Feldregim entern  in  sich  aufgenommen 
hatten,  das«  diese  aber  dennoch  diesen,  ihren  Regimentern 
obligat  geblieben  waren  und  auch  wirklich  an  dieselben,  so- 
bald sie  verlangt  wrirden,  ausgeliefert  werden  mussten.  Eine 
immediate  Oi-dre  Iiatte  dazu  von  vorneherein  befohlen,  dasn 
die  Stellen  der  Abgegebenen  jederacit  durch  kleinere  und 
schlechtere  Kantonisten  wieder  liesetzt  werden  sollten  •).  D« 
nun  die  Regimenter  immer  wieder  neuen  Ersatz  brauchten, 
niusstc  auch  wieder  auf  jene  Kantonisten  zurttckg^riffen 
werden,  und  so  bildete  sicli  in  diesem  Turnus  doch  ein  ge- 
wissem regelmässiges  Ersatzwesen  aus.  In  einen  ganz  fihu- 
lichen  Zustand  wie  die  Landbataillone  waren  alsoald  aucli 
das  Stettin  lache  Landregiment  und  in  geringerem  Umfange 
auch  das  Regiment  Puttkamer  gekommen,  da  diese,  an  sich 
auch  schon  in  massiger  Anzahl  junge  Enrollirte  enthaltend, 
bereits  im  Jahre  1757  in  ziemlichem  Umfange  fclddiensttüch- 
tige,  excrzirte  Mannschaften  an  die  Feldregimenter  hatten  ab- 
geben müssen  und  dafür  ebenfalls  Enrollirte,  d.  h.  denKanton- 
regimentem  obligat  bleibende  Leute  zugewiesen  erhalten 
hatten*).  Dos  sonst  tlbliche  direkte  Ersatzwesen  war  dadurch 
ziemlich  kosl^ietig,  dass  zur  Ausbildung  der  Rekrutenmann- 
schaften die  Regimenter  beständig  Offiziere  und  Unteroffiziere 
kommandii'en  mussten'),  diese  also  der  Effektivstärke  bei  der 
Feldarmee  entzogen  wurden,  während  zugleich  die  ausser- 
ordentliche Unterhaltung  der  Rekruten  der  Ocneralkriegskasse 
besondere  Kosten  auferlegte.  Suchte  man  aber  die  Rekruten- 
zeit aus  diesen  OrUnden  gar  zu  sehr  abzukürzen,  so  konnte 
dadui-ch  nur  die  Schlagfertigkeit  des  Heeres  beeindusst  werden. 
Unter   solchen   Umständen^ kam   die  Gelegenheit,  jederzeit  in 

')  Kabioettsordre  vom  2.  Januar  1758:  all«  10— 4zJ>lli^ii  Kantoniiten 
abzueebeu  und  sie  durch  kleinere  zu  ersetzen;  aualog  Kabinettoordre  vom 
10.  Januar  I7.!>9,  u.  8.  w,,  jedesmal  bei  der  Neavoltnäliligmachiing  der 
Armee  nach  dem  Feldziige. 

')  Dass  man  bei  dieseu  Verbfiltnissen  niclit  daran  denken  konnte, 
einige  bestimmte  Kompanien  oder  ein  Bataillon  geradezu  als  Ereatztnippo 
eues  bestimmten  Fclaregimentes  zu  bezeicbnen,  durfte  einlen<:bten. 

')  Denn  vollkommen  rohe  Rekruten  tot  den  Feind  xa  bringen,  daran 
hat  auch  damals  kein  Mensch  denken  dürfen,  gerade  erst  die  preuHBische 
Schule  machte  die  Soldaten  des  grossen  Friedrich.  —  Dos  F^vatzweBen 
der  prenssischen  Armee  im  siebeiijtthrigen  Kriege,  ein  doch  so  ansser- 
ordentlich  intereseantei)  Thema,  hat  leider  noch  nirgends  eioe  «ngehendere 
Darstellung  gefunden. 
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so  bequemer  und  billiger  Weise  gut  gedrillte  Mannschaften 
aus  den  Landtruppen  ziehen  zu  können,  den  Regimentern 
natürlich  sehr  zu  statten,  vorausgesetzt,  dass  die  auszufiillon- 
den  Lücken  nicht  gar  zu  grosse  waren.  So  wurden  die  Land- 
und  Gamisontruppen,  wie  der  König  selbst  gelegentlich  sagt, 
^die  Baumschule  der  Armee".  Hatten  allerdings  die  Regi- 
menter gar  zu  enorme  Verluste  erlitten,  wie  z.  B.  Moritz  von 
Anhalt  und  Alt-Bevem  bei  Kolin,  dann  verschwanden  sie  eine 
Zeitlang  vollkommen  vom  grossen  Kriegsschauplätze,  um  sich, 
wenn  es  anging,  an  Ort  und  Stelle  zu  regeneriren ;  bei  solchem 
Massenbedarf  spielten  dann  natürlich  die  aus  den  Land-  und 
Gamisontruppen  entnommenen  Mannschaften  eine  höchst  neben- 
sächliche Rolle. 

Genauere  Zahlenangaben  über  den  Ei-satz  überhaupt  und 
speziell  über  das  Verhältniss  zwischen  dem  Ersatz  direlct  aus 
den  Kantons  oder  durch  Ausländer  und  dem  durch  die  Land- 
und  Gamisontruppen  vermögen  wir  hier  leider  nicht  zu  machen, 
es  bedürfte  dazu  einer  Zusammentragung  und  Vergleichung 
der  schwerlich  nocli  in  zureichender  Vollständigkeit  vorhandenen 
Listen.  Es  genüge  ausser  dem  bereits  Gesagten  hier  noch 
der  Hinweis,  dass  für  die  Landbataillone  fast  beständig  in 
grösserer  Anzahl  halbwüchsige  Jungen,  d.  h.  Kanton-EnroTlirt« 
von  16,  später  sogar  schon  15  Jahren  und  darüber  gefordert 
werden,  und  dass  die  Kommandeure,  wenn  ihnen  grössere 
Leistungen  zugemuthet  werden,  liäufig  klagen,  dass  ihre  Ba- 
taillone wieder  zum  grossen  Theil  aus  rohen  Rekruten  und 
Neulingen  beständen. 

Dass  gelegentlich  auch  Offiziere  und  Unteroffiziere  aus 
den  Land-  und  Garnisontruppen  entnommen  wurden,  um  die 
betreffenden  Chargen  bei  grösstentheils  oder  vollkommen  ver- 
nichteten Regimentern  ersetzen  zu  helfen,  dürfte  nach  obigen 
Ausführungen  nicht  weiter  Wunder  nehmen,  doch  würde  das 
einzelne  wohl  noch  des  Beweises  benöthigen  ^). 

Auch  über  ein  gewisses  Volontärwesen  und  einen  daraus 
hervorgehenden  Ersatz  an  Offizieren  für  die  Feldregimenter, 
wie  wir  beides  in  der  Neumark  kennen  lernen  werden,  war  in- 
betreff  Pommerns  Positives  nicht  zu  ermitteln;  doch  könnte 
man  auch  hier  wohl  auf  etwas  Analoges  schliessen.  Denn  es 
liegt  nahe,  dass  wenigstens  die  jungen  Adligen,  die  bei  dem 
grossen  Offiziersmangel  im  stehenden  Heere  mit  fünfzehn, 
sechzehn  Jahren  dem  Könige  ihre  Dienste  anboten,  vielleicht 
zuerst  von  ihren  Vätern  oder  Verwandten,  die  in  der  Land- 
miliz  standen,    auf  kurze  Zeit   bei    dieser  eingestellt  wurden. 


>)  Allgemeine  Angaben  dieser  Art  finden  sich  bei  späteren  Autoren 
yerschiedentlich,  vergl.  z.  B.  T  e  m  p  e  1  h  o f  f,  V,  897,  aach  Su  1  i  c  k  i  424;  doch 
ist  dort  nicht  recht  ersichtlich,  wieweit  dies  eben  mehr  ak  allgemeine 
Redensarten  sind,  und  wieweit  die  Truppen  der  verschiedenen  Provinzen 
daran  theilnehmen. 
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lun  die  ersten  Rudimente  zu  lernen.  Denn  wer  nicht  Kadett 
gewesen  war,  hatte  keine  Vorbildung  genossen,  und  ohne  eine 
Bolche  —  wenn  sie  auch  noch  so  oberflächlich  war  —  konnte 
niemand  bei  der  Armee  gebraucht  werden. 

Kachdem  wir  nunmehr  gesehen,  wie  unendlich  vielseitig 
die  Verwendung  der  pommerschen  Milizen  gewesen,  bleibt 
uns  nur  noch  übrig,  in  dem  folgenden  Kapitel  die  finanzielle 
Seite  der  Sache  zu  behandeln,  il;  h.  die  Frage  zu  erörtern, 
von  wem  und  in  welcher  Weine  die  fUr  den  Unterhalt  der- 
selben nötbigen  Gelder  IteschafTt  worden  sind. 


IV.    Unterhalt  der  poittmerschen  Laudmiliz. 

Wir  haben  oben  schon  gelegentlich  der  Verhandlungen 
über  die  ersten  „drei  Monate"  gesehen,  dass  die  pommerschen 
Stände,  weit  entfernt  davon,  dem  Könige  ein  don  gratuit  anzu- 
bieten, sich  vielmehr  erst  allmähtich  dazu  verstanden  hatten, 
die  Unterhaltung  der  Landmiliz  fitr  ein  Quartal  zu  übernehmen, 
und  «lass  die  Kammer,  um  das  Werk  überhaupt  nur  zustande 
zu  bringen,  die  Quotisirnng  der  Gelder  befohlen  hatte,  ehe 
noch  Erklärungen  von  Seiten  einzelner  Magistrate  oder  <ler 
Kreisständo  abgewartet  worden  wären. 

Da  der  König  gamichts  darüber  bestimmt  hatte,  nach 
welchem  Prinzip  die  Vertheilung  der  Gelder  vor  sich  gehen 
sollte  •).  da  femer  grosste  Eile  geboten  war,  und  da  endlich 
man  aÜgeraein  selbst  von  seiten  der  Kammer  und  des  Qeneral- 
direktoriums  annahm,  dass  nach  Ablauf  der  drei  Monate,  wenn 
die  Landmiliz  dann  llberliuupt  noch  nöthig  sein  sollte,  der 
König  die  Verpflegung  derselben  Übernehmen  würde,  etwa 
vorkommende  Unbilligkeiten  also  docli  nur  von  geringer 
Dauer  sein  wllrdon,  —  so  legte  niun  ohne  allzu  genaue  Prü- 
fung für  die  Bepartition  Prinzipien  zugrunde,  die  zwar,  weil 
sie  früher  in  Gebrauch  gewesen,  als  die  einfaclisten  erschienen, 
die  aber  als  die  richtigsten  und  hilligsten  keineswegs  ange- 
sehen werden  konnten.  Nachdem  nämlich  die  Mannschaften 
nach  der  BeviilkerungMziffer  und  die  Geldtn-  niederum  genau 
nach  iler  Jlannschiiftsquole  auf  die  einzelnen  Provinzen  vi'i-- 
tlieilt  worden  waren  ^),  f^riff  man  in  lieiden  Ponmicrn  auf  liii' 

')  Die  Kabinettsordre  vom  13.  Juli  sagte  über  dieaen  Punkt  gnr- 
nichts  und  die  vom  10.  August,  die  KUgloitli  die  Landmilizen  in  der 
Kur-  und  Neumark  anordnete,  enthielt  aucii  nur  die  allgemeinen  Worte: 
es  „können  sich  die  in  solchen  (Provinzen]  beündlicben  Städte  niclit  ent- 
brechcn.  dazu  beizutragen,  auf  dass  nicht  alles  deshalb  dem  platten 
Laude  allein  zur  Last  lalle". 

*1  Uebcr  die  Vertheilung  auf  die  Provinzen  vergl.  Beilage  V. 
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alten  Landesrepartitiousrezcöse,  die  vor  Einftihrung  der  Akzise 
in  Kraft  gewesen  waren,  zurück.  In  der  Uckermark  glaubte 
man,  nach  dem  bei  der  allgemeinen  Vertheilung  gültigen  Prinzip, 
die  Aufbringung  der  Gelder  am  einfachsten  auch  den  einzelnen 
Städten  und  Kreisen  genau  nach  der  von  ihnen  zu  stellenden 
Mannschaftsquote  auferlegen  zu  können. 

Ueberhaupt  war  die  ganze  weitere  Entwickelung  in  der 
Uckermark  eine  von  der  in  Ponunem  so  grundverschiedene, 
dass  für  diese  Verhältnisse  auch  in  der  Darstellung  eine 
Sonderung  angezeigt  erscheint. 


Vor-    und   Hin terp omni ern. 

[Die  ersten  „drei  Monate".]  Der  Versuch,  an  das 
alte  Kontributionswesen  anzuknüpfen,  gebot  sich  hier  in  Pom- 
mern vor  allem  dadurch,  dass  die  Vertheilung  der  Gelder 
nach  der  Kopfzahl  bei  der  grossen  Verschiedenheit  der  wirth- 
schaftlichen  Lage  am  wenigsten  angebracht  gewesen  wäre. 
Es  sollten  also  alle  nöthigen  Gelder  von  den  Kreisen  und  den 
Städten  nach  der  Hufenzahl,  in  ersteren  nach  Kealhufen,  in 
letzteren  nach  imaginären  oder  Schattenhufen  aufgebracht 
werden  durch  eine  direkte,  auf  dem  Lande  bei  der  Kon- 
tribution, in  den  Städten  bei  dem  Servis  einzuhebende  Ab- 
gabe. Nach  den  alten  Rezessen  des  17.  Jahrhunderts  hätte 
dann  aber  das  platte  Land  einschliesslich  der  Mediatstädte  ^/s, 
die  Immediatstädte  und  die  Aemter  aber  je  Vö  der  ganzen 
Last  tragen  müssen.  Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  diese  Prin- 
zipien, besonders  die  Einzelguotisationen ,  jetzt  nach  hundert 
Jahren  nicht  mehr  passen  tonnten.  Durch  die  Akzise,  das 
Servis-  und  Einquartirungswesen  und  andere  gemeinsame 
Lasten  waren  die  Immediat-  und  Mediatstädte  einander  immer 
mehr  genähert,  die  letzteren  vom  platten  Lande,  zu  dem  sie 
rechtlich  noch  gehörten,  durch  eine  immer  weitere  Kluft  ge- 
trennt worden.  Dazu  hatten  sich  die  Nahrungszweige  zum 
Theil  wesentlich  geändert,  die  eine  Stadt  war  verarmt  und 
zählte  wüste  Häuser,  die  andere  hatte  ihre  Lage  gegen  früher 
bedeutend  verbessert. 

Um  allen  diesen  Veränderungen,  soweit  es  die  Zeit  er- 
laubte, nur  einigermassen  gerecht  zu  werden,  zugleich  aber 
in  dem  Glauben,  dass  nach  dem  Wortlaut  der  Kabine ttsordre 
vom  10.  August  die  Städte  nicht  in  gleicher  Weise  wie  das 
platte  Land  heranzuziehen  seien,  bestimmte  die  Kammer  mit 
Genehmigung  des  Generaldirektoriums,  dass  von  der  ganzen 
nöthigen  Summe  das  platte  Land,  ausschliesslich  der  Mediat- 
städte, doch  einschliesslich  aller  kontribuirenden  städtischen 
Hufen  extra  nioenia  ^/s^  die  Mediat-  und  Immediatstädte  aber 
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nun  zusammen  'li  tragen  sollten,  da«  noch  übrige  '/s  aber  von 
den  Aemtem  nufgebracht  werden  sollte. 

Trotz  aller  Widersprüche,  die  sich  auch  gegen  diese  Ver- 
thcilung  der  allgemeinen  Last  erhoben^),  wurden  die  Gelder 
dennoch  dementsprechend  repartirt  und  mussten  auch  für  die 
-drei  Monate"  bezahlt  werden,  indem  gerade,  um  die  Klagen- 
den zu  besänftigen,  betont  wurde,  daes  es  ja  nur  (tir  dies 
eine  Quartal  sei  und  dass  sich  der  Patriotismus  schon  über 
einzelne  Ungerechtigkeiten  hinwegsetzen  werde. 

Wir  müssen  aber  hier  schon,  und  auch  gleich  für  die 
Beurtheilung  der  späteren  Zeit  nicht  ausseracht  lassen ,  dass 
die  Kepartition,  um  immer  vollkommen  gerecht  zu  sein  und 
die  Antorderungen  genau  dem  Vermögen  entsprechen  zu  lassen, 
eigentlich  beständig  hätte  geändei't  werden  mlksseu,  je  nach- 
dem bald  diese,  bald  jene  Gegend,  bald  diese  Stadt,  bald  jene» 
Dorf  durch  den  Krieg  Schaden  litt. 

Wenn  nun  auch  oben  schon  gentlgend  ausgeführt  sein 
dürfte,  daas  von  einem  freiwilligen  Angebot  der  Provinz 
Pommern,  die  Landmiliz  zu  unterhalten,  nicht  die  Rede  sein 
kann,  ho  werden  die  letzten  Bedenken  Über  diesen  Punkt  an- 

fesichts  der  Thatsaclie  schwinden,  dass  bereits  fiir  die  ersten 
rei  Monate  die  Aufbringung  der  Gelder  mit  grossen  Schwie- 
rigkeiten zu  kämpfen  hatte.  Manchen  Kreisen,  besonders  aber 
den  kleinen  Landstädten,  war  es  schon  jetzt  eine  fast  zu 
drückende  Last,  ihre  Quote  aufzubringen;  vielfach  wäre  ohne 
Exekution  gamichts  eingekommen ,  und  wirklich  sind  von 
einigen  Orten  überhaupt  nicht  einmal  die  Gelder  für  dies  erste 
Quartal  vollkommen  abgetragen  worden.  Symptomatisch 
genug  ist  die  Vorstellung  des  Stargarder  Magistrates  beim 
Generaldirektorium  namens  sämmtl icher  hinterpommerscher 
Städte  vom  26.  September  1757:  sie  würden  sich  redlich  be- 
mtlhen,  das  ihnen  durch  königlichen  Befehl  auferlegte  Quantum 
za  zahlen,  aber  Viehsterben,  Misswachs  und  Hagelschlag 
hätten  sie  so  heruntergebracht,  dass  die  Beitreibung  dieses 
Extraordinariums  die  fernere  Aufbringung  der  ordentlichen 
Abgaben  ernstlich  in  Frage   stellen    werde.     Schon   jetzt   ver- 

')  Die  Städie  betonten:  bei  EinfUbrang  der  Akzise  Bei  ihnen  die 
Verechonuiig  mit  der  bia  dahin  dafür  geltenden  ijufenateuer  fUr  ewige 
Zeiten  zngeeicliert  norden ;  seitdem  hätte  man  die  Akzieequanta  mehrere 
Male  erholit,  und  wna  an  Landmilizgeld  jctztauf  sie  träfe,  mÜMte  demnach 
auch  aus  den  AkzioekaBScn  genommen  werden.  Ein  derartiges  Verfahren 
würde  allerdings  den  StUdten  den  Charakter  der  Landmilizab^be  als 
eines  reinen  Eitraordinariams  gamicht  fühlbar  gemacht  haben.  —  Manche 
Patrone  von  Mcdiatstädten  weigerten  sich,  diese  zu  dem  Fünftel  der 
Städte  beitragen  zu  lassen,  da  die  Ritterschaft  Ja  drei  Fünfte!  zahle,  d.  h. 
aUn  in  aller  Weise  fiir  die  Mediatslädte  mit  aufkäme.  Eine  solche  Konlro- 
verse  zwischen  der  Familie  v.  Masaow,  den  Patronen  des  StSdtehens 
Kummelsburg,  und  der  Kammer  ging  bis  in  die  hüehsten  Instanzen  hinauf, 
um  dann  endlich  zu  Gunsten  der  Kammer  entschieden  zu  werden. 
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liessen  manche  freiwillig  Haus  und  Hof  und  gingen  unter  die 
Landmiliz,  nur  um  von  den  drückenden  bürgerlichen  Lasten 
frei  zu  werden.  —  Und  das  war  schon  im  September  1757. 

[Die  Frage  der  Weiterunterhaltung  bis  zur 
Entscheidung  des  Königs.]  Bei  der  Errichtung  der 
Miliz  hatte  man  vor  allem  die  augenblickliche  Noth  im  Äuge 
gehabt;  wie  lange  die  Landwehr  überhaupt  nöthig  sein  würde 
und  auf  wessen  Kosten  sie  eventuell  weiter  bestehen  sollte, 
diese  Fragen  waren  zunächst  noch  garnicht  zur  Erörterung 
gekommen. 

Der  König,  dem  der  Kammerpräsident  von  Aschersleben 
die  Bewilligung  der  „drei  Monate**  gemeldet,  hatte  auf  dies 
Schreiben  garnicht  sich  geäussert,  vielleicht  eben,  weil  er 
selbst  noch  in  keiner  Weise  über  die  Zukunft  bestimmen  zu 
können  glaubte.  Das  bewilligte  Quartal  umfasste  nur  die 
Monate  August,  September,  Oktober,  wenn  die  Anlage  auch 
nominell  für  September  bis  November  gemacht  worden  war; 
die  Landmiliz  war  in  der  Folgezeit  nöthiger  als  je,  also  musste 
doch  bald  die  Frage  der  weiteren  Unterhaltung  ernstlich  er- 
wogen werden.  Der  Gouverneur  verhielt  sich  dazu  ganz 
Sassiv,  ihn  ging  die  Sache  auch  nichts  an,  und  er  hatte  mit 
en  militärischen  Angelegenheiten  genug  zu  thun.  Da  nun 
das  Generaldirektorium  auf  die  dringendsten  Bitten  der  Kam- 
mer immer  nur  erwiderte,  dass  es  keinerlei  Fonds  für  die 
Landmiliz  anweisen  und  dass  eine  Entscheidung  überhaupt 
nur  immediat  erfolgen  könne,  sah  sich  Aschersleben  schliess- 
lich gezwungen,  sich  wieder  direkt  an  den  Monarchen  zu 
wenden.  Ein  Bericht  vom  30.  Oktober  stellte  dem  Könige 
den  Zustand  der  Provinzen  vor,  dass  Hinterpommern  schon 
von  Natur  in  der  denkbar  schlechtesten  wirthschaftlichen  Lage 
sei,  Vorponunern  aber  sich  fast  ganz  in  den  Händen  des 
Feindes  befände,  und  bat  deshalb,  die  Landtruppen  fernerhin 
aus  königlichen  Kassen  verpflegen  zu  dürfen. 

Hatte  die  pommersche  Obersteuerkasse  nun  schon  von 
dem  ersten  Tage  an,  da  die  Gelder  keineswegs  pünktlich  mit 
den  Mannschaften  zugleich  einkamen,  Vorschüsse  für  die 
Landmiliz  leisten  müssen,  so  blieb  ihr  nach  Ablauf  der  „drei 
Monate''  nichts  anderes  übrig,  als  überhaupt  den  ganzen  Un- 
terhalt der  Miliz  einstweilen  vorschussweise  zu  bestreiten. 
Dem  Gouverneur  durfte  ja  die  Kammer  mit  Geldverlegenheit 
nicht  kommen,  sondern  musste  stets  alle  nöthigen  Zahlungen 
machen;  waren  keine  Landmilizgelder  da,  dann  eben  vor- 
schussweise aus  irgend  einer  anderen  Quelle. 

Als  die  Kammer  sich  nun  wenigstens  für  dies  Verfahren 
einstweilen,  und  bis  eine  allerhöchste  Antwort  eingetroffen  sei, 
die  Zustimmung  des  Generaldirektoriums  hatte  erwirken 
wollen,  lehnte  dieses  auch  hier  jede  Einmischung  auf  das  ent- 
schiedenste ab,   da  ja  die  Kammer  von  Anfang   an    immediat 
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instruirt  und  autorisirt  worden  wäre,  erklärte  aber  zugleich 
seine  Ansicht  dahin:  „dass,  da  die  Provinzen  von  Pommern 
sich  freiwillig  zu  der  extraordinären  Unterhaltung  offeriret, 
es  wohl  auch  dabei  werde  verbleiben  müssen,  wenn  nicht 
Se.  Maj.  es  selbst  anders  bestimme"  *). 

Dies  sollte  allerdings  ein  Wink  fUr  die  Zukunft  werden. 
Nachdem  die  Kammer  nämlich  monatelang  vergeblich  auf  eine 
allerhöchste  Antwort  gewartet  hatte,  sah  sie  sich  endlich  ge- 
zwungen, auf  dem  ihr  vom  Generaldirektorium  angedeuteten 
Wege  die  Lösung  der  Frage  zu  suchen*). 

Sie  machte  also  zunächst  den  Mitte  Februar  1758  zur 
üblichen  Quartalsrepartition  in  Stettin  anwesenden  Landräthen 
von  Hinterpommem  —  auf  diese  Provinz,  die  grösste,  kam 
es  ja  zumeist  an  —  den  Vorschlag,  das  Land  möge  die  Unter- 
haltung der  Miliz  auch  weiterhin  übernehmen.  Diese  dagegen 
verwiesen  auf  ihre  schon  bei  Bewilligung  der  ersten  „drei 
Monate"  abgegebenen  dringenden  Erklärungen  und  auf  die 
notorische  Armuth  des  Landes.  Sollte  aber  der  König  die 
Weiter  Unterhaltung  ausdrücklieh  befehlen,  so  seien  sie  bereit 
ihr  äusserstes  zu  thun,  müssten  aber  vorher  mit  ihren  Kreis- 
eingesessenen  und  den  einzelnen  Magisti-aten,  sowie  dann  mit 
den  vorpommerschen  und  uckermftrkischen  Ständen  Rück- 
sprache nehmen,  um  zu  sehen,  was  überhaupt  zu  erwarten 
sein  würde.  Sollte  dann  der  Erfolg  dieser  Besprechungen 
nicht  der  gewünschte  sein,  so  behielten  sie  sich  vor,  einige 
Vorschläge  zu  machen,  wie  vielleicht  sonst  die  Gelder  herbei- 
geschafft werden  könnten. 

Infolgedessen  wurde  nun  zunächst  ein  Ständetag  der  drei 
Provinzen  auf  den  8.  März  anberaumt.  Aber  auch  die  Re- 
sultate dieser  Verhandlung  waren  sehr  wenig  zufriedenstellend. 
Vonseiten  der  Uckermark  war  niemand  erschienen,  wie  es 
ja  diese  Provinz  überhaupt  vorzog,  sich  vollkommen  abseits 
zu  stellen.  Die  vorpommerschen  Stände  gaben  die  Erklärung 
ab:  auf  ausdrücklichen  Wunsch  Seiner  Majestät  würden  sie 
zwar  bereit  sein,  als  äusserstes  noch  Gelder  für  weitere  drei 
Monate  zu  bewilligen,  doch  dürfte  die  Zahlung  dieser  erst 
nach  dem  Frieden  gefordert  werden,  da  sie  durch  die  Lasten 
und  Leiden  des  Krieges  schon  vollkommen  ausgesogen  seien. 
Noch  weniger  tröstlich  lauteten  die  Aeusserungen  der  hinter- 
pomraerschen  Stände,  die  jede  weitere  Leistung  ablehnten  im 
Hinweis  auf  ihre  ja  allgemein  anerkannte  grosse  Annuth,  die 
seit  dem  Durchmärsche  der  Lehwaldtsclicn  Armee  ihren  Gipfel- 
punkt erreicht  hätte.     Um    nicht    vollkommen  ruinirt  zu  wer- 


J)  Am  18.  November  1757. 

2)  Ob  der  König  etwa  absichtlich  nicht  antwortete  und  die  »Sache 
dem  Patriotismus  der  Provinzen  und  der  Gewandtheit  seiner  Beamten 
tiberliess,  ist  nicht  festzustellen. 
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den,  müssten  sie  dringend  um  Indult  bitten,  dass  ilmen,  wenn 
sie  nur  die  Zinsen  bezahlten,  während  des  Krieges  keine 
Kapitalien  gekündigt  werden  dürften.  Beide  Provinzen  wiesen 
die  Kammer  darauf  hin,  dass  sie  ja  selbst  schon  den  Noth- 
stand  dadurch  anerkannt  hätte,  dass  sie  die  Kosten  bereits 
vier  Monate  aus  ihren  Kassen  besd^itten  habe;  der  König 
wünsche  eine  neue  Anlage  vielleicht  garnicht  einmal,  da  er 
ja  selbst  nichts  direkt  befohlen  habe. 

Die  Kammer,  welche  die  Richtigkeit  aller  dieser  Vor- 
Btellungen  wohl  einsah,  war  rathlos.  Wenn  sie  nun  auch  den 
Ständen  gegenüber  die  Ansicht  des  Generaldirektoriums  ver- 
trat, dass  das  in  der  Kabinettsordre  vom  13.  Juli  1757  er- 
wähnte Anerbieten  die  Provinzen  keineswegs  nur  auf  drei 
Monate,  sondern  dauernd  binde,  so  konnte  sie  dennoch,  als 
die  Stände  sich  mit  ihren  Bitten  um  gänzliche  Befreiung  au 
das  Generaldirektorium  wandten,  nicht  umhin  ebenfalls  zu 
ihren  Gunsten  zu  berichten  und  abermals  dringendst  um  die 
Anweisung  eines  Fonds  zu  bitten.  Aber  auch  diesmal  wieder 
war  alles  vergebens,  das  Generaldirektorium  verharrte  bei 
seinen  früher  gegebenen  Erklärungen.  Die  Kammer  suchte 
nunmehr  endlich  die  Stände  zu  zwingen.  Als  dieselben  zur 
neuen  Quartalsanlage  Anfang  Mai  1758  in  Stettin  versammelt 
waren,  Hess  sie  ihnen  die  Spezialrepartition  der  Landmilizgelder 
einfach  zustellen  mit  dem  Befehl,  derselben  Folge  zu  leisten: 
aber  nur  ein  allgemeiner  Protest  gegen  diesen  „modus 
impositionis^  war  die  Folge,  und  von  neuem  gingen  Be- 
schwerden und  dringende  Bittschriften  an  das  Generaldirek- 
torium, sowie  jetzt  auch  an  den  Monarehen  selbst^). 

Dies  letztere  endlich  führte  zur  Klärung  der  Lage.  Im 
Hinweis  auf  das  eiserne  Gebot  der  Nothwendigkeit  befahl 
nämlich  der  König  den  Landständen  in  einer  Kabinettsordre 
vom  15.  Mai  1758  „zur  ferneren  Unterhaltung  der  errichteten 
Landmiliz  eine  proportionirliche  Anlage  zu  formiren",  d.  h. 
also ,  Friedrich  11.  appellirte  einfach  an  die  Kräfte  des  Lan- 
des, solange  diese  nur  überhaupt  ausreichen  würden. 

[Neue  Quartalsveranlagungen.J  Gegen  den  so 
ausgesprochenen  allerhöchsten  Willen  gab  es  keinen  Wider- 
sprach ;  und  so  hat  dann  erst  wirklich  eingetretene  absoluteste 
Unfähigkeit  die  Provinzen  später  von  dieser  äusserst  drücken- 
den Last  befreien  können.  Bis  zum  1.  März  1761,  d.  h.  bis 
zu  dem  Zeitpunkte,  an  welchem  der  König  die  Landmiliz 
tibernahm,  wurden  Quartal  für  Quartal  die  nöthigen  Gelder  auf 
die  Kreise  und  Städte  veranlagt. 

Mit  den  wirklich  einkommenden  Beiträgen  sah  es  aber 
tibel  aus,  die  Anforderungen  waren  zu  grosse,  einem  Kreise, 
einer  Stadt  nach  der  anderen  versagten  die  Kräfte.    Den  un- 


»)  Am  4.  Mai  1758. 

Fonchnngen  (30)  VH.  4.  —  Sohwartz. 
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zähligcQ  BittBchriften  um  ganze  oder  tbeilweise  Befreiung 
konnte  bei  <ler  allgemeinen  Nothlage  des  Staates  nur  äusserst 
selten  Gehör  gegeben  wenlen ;  die  Kammer  musste ,  da  das 
Cield  doch  unumgAnglich  nöthig  war,  wenn  es  nicht  anders  ging, 
eitekutorisch  eintreiben,  soviel  nur  immer  zu  erhalten  war'). 
Dennoch  wuchsen,  zunlal  die  Uckermark  es  vorzog,  gamicht 
KU  zahlen,  die  Reste  von  Monat  zu  Monat  und  mit  ihnen  die 
Verlegenheit  der  pommerachen  Kammer  und  ihrer  Obersteuer- 
kaeee.  Da  die  Landmiliz  pünktlich  Traktement  und  Montirung 
erhalten  musMte,  »o  wurden  nacli  und  nach  alle  irgend  verfllg- 
baren  Gelder  vorschussweisse  zu  diesen  Zwecken  verwendet, 
und  bnld  niusste  auch  die  pommersche  Landrentei  mit  ihren 
nicht  unbedeutenden  Besifinden  herhalten.  Jemehr  bei  der 
pommerschcn  Kammer  auf  der  einen  Seite  das  Mitgefühl  mit 
den  furchtbaren  Leiden  der  ihr  anvertrauten  Provinz  besttlndig 
zunahm,  um  so  düsterer  wurde  aber  auch  auf  der  anderen 
Seite  mit  der  steigenden  Verlegenheit  der  Blick  in  die  Zu- 
kunft. 

Hilfe  vom  Generaldircktoriuin  oder  gar  vom  Könige  war 
vorderhand  nicht  zu  erwarten;  die  Stände  waren  auf  die 
Kammer  und  die  Kammer  auf  die  Stände  angewiesen,  man 
musste  wenigstens  versuchen,  sich  gegenseitig  zu  helfen,  so 
gut  es  ging").  Vor  allen  Dingen  sollte  wenigstens  die  La«t 
auf  alle  Schultern  gleichmässig  vertheilt  werden,  und  ein  jeder, 
wes  Standes  er  auch  sei,  nach  seinem  Vermögen  beitragen. 

[Der  Nebenmodiis  zum  Landmilizgelde.]  Hatten 
nun  die  hinterpommerschen  Landstände  schon  bei  den  Ver- 
handlungen im  Februar  1758  dahingehende  Andeutungen  ge- 
macht, so  traten  sie  nunmehr  im  Juli  mit  positiven  Vor- 
schlägen hervor.  Zur  Erleichterung  der  ordentlichen  Kontri- 
buenten sollten  nämlich  einmal  die  sogenannten  I-Veileute  — 
als  Pächter,  Freisehulzen,  Müller,  Schäfer,  Krüger  und  kleine 
Handwerker,  —  ferner  die  Kolonisten,  Kathenlcute  und  Dienst- 
boten nach   dem  Verhilltniss  ihrer  Einkünfte   zum  Landmiliz- 


')  Wie  ernster  Natur  die  Reklamationen  z.  Th.  waren,  da«  zdgt  die 
VorBteiluog  des  Lsudralhea  des  Bchlawischeo  Kreises  auB  dem  Aognet 
n.ie,  dasB  die  AufbringuDf;  der  rcpartinen  Quoten  von  Seiten  seiner  Kr«s- 
eingeseBHeren  »icli  nur  mit  deren  vollkommcDem  Ruin  M'erde  verwirklichen 
lassen,  ^er  wUeBtc  keinen  anderen  Itatb,  das  Geld  zusammen  zu  bringen, 
als  daes  die  Scbeiier»  bei  den  Herrschaften  und  Bauern  in  Beschlag  ge- 
nomtnen  würden,  das  Getreide  durch  i^hndrescher  susgedroechcn  und  zu 
Gelde  gemacht  nilrde",  Soweit  wollle  es  dann  aber  weder  das  General' 
dircktorium  noch  die  Kaminer  kommen  lassen. 

'')  ISo  gesucht  auch  die  nanmehr  eingetlilirlen  Uüfsfiteucm  erscheinen 
mochten,  so  sind  sie  doch  noch  einfach  zn  nenneu  im  Vei^leicli  mit  den 
Manipulationen,  auf  die  man  in  Oeaterreich  vet^el ;  die  RRpitalsteurr, 
Erbschaftssteuer,  Einkommenssteuer,  Kopfsteuer,  Wolinungssteuer,  Dienst- 
boten- und  Pferdesteuer,  über  die  das  Nähere  bei  Anteth.  Maria  Theresia 
VI,  2:A  rt'.  za  leüon  i>t. 
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geUI  herangezogun  WL'rden,')  sodann  sollten  auch  Prediger 
und  KlUter  von  ihrem  Messkorn  und  Pfarracker  eiueii  ent- 
sprechenden Beitrag  geben,  und  endlich  noch  sämmtliche 
Kapitalisten   mit    einem  Prozent   ihres   Vermögens    einer   a!l- 

femeinon  .Sehatzung  unterliegen.  Alles,  was  duruh  diese 
lassre^eln  zusammenkäme,  würden  also  fernerhin  die  ordent- 
lichen Kontribuenten  des  betreffenden  Kreises  weniger  aufy.u- 
bringen  haben. 

Die  Kammer  beftli-wortete  beim  Generaldirektorium  die 
Besteuerung  der  Freileute  und  Kolonisten  aufs  wännste  (d.  d. 
10,  Juli  1758),  konnte  dagegen  nicht  umhin,  inbetreff  der 
Heranziehung  der  Kapitalisten,  der  Prediger  und  Klister  und 
der  Dienstboten  einige  Bedenken  laut  wenien  zu  lassen.  Das 
Generaldirektoriuni ,  das  dem  Antrage  durchaus  sympathiseh 
gegen itbera tan d,  ersuchte  alsbald  die  zastÄudigen  Fachdeparto- 
ments  um  ein  Gutachten  inbetreff  der  von  der  Kammer  in 
Zwoifi'l  gestellten  Klassen,  forderte  dagegen  von  dieser  so- 
fortige Berathung  mit  isämmtlichen  Kreiseingesessenen ,  um 
alle  etwaigen  Bjifiteren  Reklamationen  von  vornherein  absu- 
sehneiden. 

Der  Antrag  wegen  der  Kapitalisten  sollte  gänzlich  schei- 
tern. Der  Grosskanzler  Jariges  erklärte  nämlich  alsbald 
(d.  d.  9,  August  1758):  die  Heranziehung  derselben  sei  an 
sich  schon  tust  unausl^hrbai',  da  dsa  Vermögen  der  Einzelnen 
garnicht  auszumitteln  sei ,  besonders  weil  vieles  in  fremden 
Landen  stehe;  sie  sei  ferner  unbillig,  weil  durch  sie  den  Ka- 
pitalisten etwa  ein  Viertel  bis  ein  Fünftel  ihrer  gesummten 
Einkünfte  entzogen  würde,  was  z.  B.  bei  ausschliesslich  auf 
ihre  Zinsen  angewiesenen  Wittwen  und  Waisen  besonders 
schwer  ins  Gewicht  fallen  ivilrde.  Endlich  aber  sei  die  Mass- 
regel auch  höchst  bedenklich,  weil  die  Kapitalisten  durch 
Kriegskalamitäten  und  Remission  der  Zinsen  schon  soviel  ver- 
loren; sie  seien  gerade  hervorragend  an  den  Kriegsanleihen 
betheiligt  und  ohne  sie  würde  überhaupt  kein  Geld  mehr  zu 
erhatten  sein.  Man  müsse  sieh  hüten ,  sie  anderweitig  so 
bis  zum  äuasersten  in  Anspruch  zu  nehmen.  —  Da  das  General- 
direktorium alle  diese  Argumente  rückhaltsloB  anerkannte,  war 
von  diesem  Punkte  nicht  mehr  die  Rede, 

Das  Gutachten  des  geistliehen  Departements  (d.  d.  1.  Sep- 
tember 1758)  dagegen  hatte  gegen  die  Heranziehung  der 
Pfarrer  und  Küster  prinzipiell  nichts  einzuwenden,  nur  wurde 
die  Herabsetzung  des  Beitrages  auf  zwei  Drittel  des  ur- 
sprünglich beabsichtigten  Satzes  empfohlen. 

Wegen  der  Dienstboten  endlich  war  man  ebenfalls  zu  der 

>)  Alle  diese  nocli  Art  der  in  HinterpommeTD  tiblkhen  „Ziuebiib- 
steuer  zur  Kontribation",  die  alle  nicht  kontribniTenden,  abet  auch  nicht 
exemten  Leute  zalilen  mussteii. 
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Ansicht  gekommen,  d«aä  ina»  diene  wie  zur  Kontribution h- 
zuscliubsteuer ,  so  auch  nun  zum  Nebemnodus  des  Landmiliz- 
geldes  heranziulien  könne. 

Nach  Annahme  dieser  Unteranträge  wurde  nunmehr  end- 
lich am  16,  September  1758  der  ganze  Entwurf  durch  das 
Gcneraldirektorium  gutgeheiasen  und  die  Kammer  angewiesen, 
die  speziellen  Veranlagungen  zu  machen.  Damit  schien  die 
Sache  endlich  im  Reinen  zu  sein.  Aber  nocli  war  die  Frage 
zu  entscheiden,  von  welchem  Termin  an  diese  Steuer  berechnet 
werden  sollte,  und  an  diesem  Punkte  wflre  beinahe  noch  alles 
gescheitert. 

In  dem  Glauben ,  dass  die  neue  Hilfasteuer  Überall  von 
den  Kreisen  in  allen  Punkten  durchberathen  und  gebilligt 
worden  sei,  hatte  das  Generaldirektorium  sich  dann  auch  mit 
dem  Antrage  anstandslos  einverstanden  erklärt'),  als  terminus 
a  quo  den  1.  Dezemb<:r  1757  anzunehmen,  weil  mit  diesem 
jene  ersten  „drei  Monate"  zu  Ende  gegangen  wären.  Dies 
hiess  aber  doch,  die  Steuer  fast  fdr  ein  ganzes  Jabr  nach- 
fordern, auf  einmal  eine  für  die  Verhältnisse  der  Zahlenden 
ziemlich  bedeutende  Summe  verlangen,  und  dies  allein  hätte 
doch  schon  Bedenken  erregen  sollen. 

Kaum  dass  nun  zur  AusOibrung  der  neuen  Massr^el 
geschritten  wurde,  so  lief  auch  schon  eine  wahre  Fluth  von 
Bittachriften  gegen  dieselbe  ein.  Der  grösste  Theil  dieser 
kam  aus  den  Kreisen  der  Geistlichen  *).  Synodenweise,  z,  Th. 
in  noch  grösseren  Koliektivpetitionen,  stellten  sie  vor:  diese 
Forderung  sei  eine  Verletzung  ihres  Exemtionsprivilegiums, 
das  doch  selbst  im  dreissigjfthrigen  Kriege  und  auch  später- 
hin immer  respektirt  worden  sei,  die  Ritterschaft  als  solche 
zahle  doch  auch  nichts,  und  in  keiner  anderen  Provinz  sei 
man  auf  ähnliche  Massregeln  verfallen.  Eine  solche  Betonung 
de«  Prinzips  tindet  sich  besonders  in  den  Bittschriften  der 
Synoden ,  die  noch  frei  vom  Feinde  waren ;  die  hinterpom- 
merschen  aber,  bei  denen  bereits  die  Bussen  gehaust  hatten, 
begnügten  sich  zumeist,  ihr  absolutes  Unvermögen  darzu- 
stellen :  da  sie  kaum  noch  ihr  Leben  zu  fristen  imstande  seien, 
könnte  an  sie  auch  eine  derartige  Forderung  gamicht  gestellt 
werden. 

Das  Generaldirektorium  erklitrte  sich  aber  nicht  in  der 
Lage,  den  Reklamationen  Gehör  geben  zu  können,  da  die 
Keuerung  die  Billigung  der  den  Bittstellern  vorgesetzten  Be- 
hörde gefiinden  habe.  Und  selbst  als  der  Ciief  des  geistlichen 
Depiirtenients ,   der   Minister  von   Danckelman,   sich  Jetzt  zu- 

't  Am  9.  Oktober  n-->ä, 

')  Aber  auch  Bclbst  Bauern  upd  kleine  Handwerker  wandteii  sich 
direkt  an  dns  Generaldirektorium  mit  der  Bitte,  sie  von  der  Abgabe  zu 
befreien,  wenn  sie  nii;1it  gezwungen  werden  sollten,  ihr  Brod  In  andereo 
Ländern  7u  suchen. 


I 
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gunsten  der  Prüdijjcr  verwandte  und  ersnclitc,  ducli  wpiiig- 
Btfiis  den  Tennin  lilr  den  Beginn  der  Steuer  auf  den  16.  Sep- 
tember 1758  —  den  Tag  der  Bewilligung  des  BUtndischen 
Antrages  —  festzusetzen,  sowie  auch  »onHt  mit  wirklichein 
Unvermögen  Nachniubt  zu  haben,  war  das  Einzige,  wozu  sich 
das  Ueneraldirektorium  verstehen  wcdlte,  das»  es  der  Kammer 
die  Berlicksichtigung  besonders  eklafcinter  Nothstände  anbefahl. 
Das  Werk  sollte  damit  seinen  Portgang  nehmen,  abm-  es 
kam  beim  besten  Willen  doch  nicht  vorwärts;  die  Aiiforde- 
iTuugen  waren  zu  gross ,  das  Vermögen  zu  gering.  Monate 
▼ergingen  darüber.  Endlieli  am  lö.  Mai  1759  beantragten 
die  hinterpoiiuuersciien  Stltnde  aus  eigenem  Antriebe:  da  die 
Prediger  sich  so  weigerten  Überhaujit  etivjia  zu  bezahlen ,  der 
naehträglichc  Beitrag  aber  auch  von  den  F'roileuten  und  Ko- 
lonisten niemals  ganz  zu  erlangen  sein  wenle,  möchte  doch 
ftls  terminua  a  quo  statt  des  1.  Dezembern  1757  wenigstens  der 
1.  März  1758  angenommen  werden;  von  dem  Beitrage  der 
Dienstboten  miichte  man  aber  lieber  gilnzlich  absehen ,  da  dies» 
durch  denselben  nur  veranlasst  würden  nach  Polen  und  der 
Keumark  auszutreten,  wo  man  von  ihnen  keine  derartige  Ab- 
gabe verlange,  Uml  erst  als  auf  Fünvnrt  der  Kammer  das 
Generaldirekturium  auch  diese  Aendernngen  noch  gutgeheissen 
hatte,  war  die  Frage  im  Juni  1759  endgiltig  entschi^en. 

Flir    die  Zeit   vom    1.  Mürz  17j8    bis   zum  1.  M«rz  1761 

'iflt  also  dieser  „Nebenmodus  zum  Landmilizgeld ",  wie  er 
ofKziell  genannt  wui-de,  von  Kirchen-  und  Schulbedienten, 
von  Freileuten  und  Kolonisten  erhoben  oder  doe.h  wenigstens 
gefordert  worden. ')  Reklamationen ,  Bittschriften  und  Be- 
schwerden haben  hier  wie  bei  der  Erhebung  des  eigent- 
lichen Landmilizgel  des  niemals  aufgehört').  Nur  in  den  aller- 
aellensten  Füllen  aber  konnte  die  Kammer  eine  wirkliche 
Dispensation  eintreti-u  lassen,  meist  hat  sie  jene  Vorstellungen 
stillschweigend  hingenrimmcn  und  es  mitangesehen,  wenn  beson- 
der« aus  den  von  den  Russen  heimgesuchten  hinterpomnier- 
Bchen  Kreisen  weder  das  Landmilizgeld  noch  diese  Hilfssteuor 
einkam. 

Bei  den  ganzen  Vei-handlungen  Uher  diesen  Nebenniodus 
ist  in  den  Akten  immer  nur  von  Hinterpommern  und  den 
lortigen  Ständen  die  Rede,   auf  Vorpommern  int,  soweit  er- 

;«ichtlicb,  die  ganze  Massregel  nicht  ausgedehnt  worden. 

[Heranziehung    der   Kirchen-,    Schloss-    und 
serfreiheiten  in  den  Städten  und  derPiaCor- 

')  Ueber  die  einzelnen  St. 

"1  Seibat  BUS  den  Kreisen  der  Ritterecliaft,  die 
kateuer  veranlasst  Imtte.  kamen  zuletzt  Bescfanerden  gegen  dieselbe : 
V^   Prdleute  a.   n.  w.   durcb   diesen   Neben tnndiis  niinirt.  würden,    hätte 
Fdoch  achlieusüch   der  Gutelierr  f       ' 
Bdt^pelle  iMit 
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pora,]  Nach  dem  Prinzip,  dase  jeder  nach  smnem  Vermögen 
zu  dem  Landmilizextraordinariuin  beitragen  solle,  hat  die 
Kammer  auch  zur  Erleichterung  der  St&dte  noch  gewisse,  bis- 
lang steuerfreie  Vennögen anlassen  zur  Theilnahme  an  der  all- 
gemeinen LandealiLSt  heranzuziehen  gewuast  Die  eine  der- 
artige Massregel  betraf  die  sogen.  Hituserfreiheiton,  die  andere 
die  Pia  Corpora,  d.  h.  die  frommen  Stiftungen  aller  Art. 

Die  sonst  CKemten  Kirchen-,  8chIos3-  und  anderen  Freiheits- 
hAuscr  wurden  nämlich  mit  Zustimmung  des  Gencraldirekto- 
nums  gleich  von  Anfang  an  zu  dem  (als  reines  Extraordina- 
rium  anzusehenden)  städtischen  Landmilizgeldc  von  den  Hufen 
intra  mocnia  mitheraugezogen ,  obgleich  auch  sie,  wie  z.B. 
die  Besitzer  der  Häuser  auf  der  St  Marien- Kirchenfreiheit  in 
Stettin,  sich  oft  erst  nach  langem,  hcisscn  Kampfe  darein  fiigen 
wollten.  Was  sie  nach  ihrem  Hufenstandc  ganz  wie  die  ge- 
wöhnlichen servis Pflichtigen  Häueer  an  Landmilizgeld  auf- 
brachten, wurde  dem  Quantum  der  betreffenden  Stadt  zugute 
gerechnet. 

Während  wir  nun  oben  gesehen  haben,  dass  eine  allge- 
meine weitgehende  Besteuerung  aller  Kapitalisttm  die  Billigung 
der  massgebenden  Instanzen  nicht  hatte  finden  können,  so 
kam  das  dort  zugrundeliegende  Prinzip  doch  wenigstens  zum 
Theii  zur  Ausführung  in  der  Besteuerung  gewisser  juristischer 
Personen,  nämlich  der  frommen  Stiftungen,  als  Kirchen, 
Schulen,  Hospitäler  und  eigentlicher  Stifte,  die  alle  doch  sonst 
zu  keinerlei  ordentlichen  Lasten  veranlagt  werden  sollten.  Die 
Kammer  wollte,  höchstwahrscheinlich  noch  im  Jahre  1758,  die 
Einkünfte  dieser  mit  einer  Abgabe  von  vier  Prozent  belegen; 
indem  sie  zugleich  erklärte,  dass  diese  Steuer  zwar  unter 
Umständen  drückend  werden  könnte,  dass  sie  aber  gamicht 
in  Betracht  käme  gegen  den  zwanzigsten  Pfennig,  den  die 
Pia  Corpora  in  katholischen  Ländern  in  Kriegszeiten  mit  Zu- 
stimmung des  Papstes  geben  mUssten. 

Die  Betroffenen  weigerten  sich  ebenso  wie  die  Pfarrer 
zunächst  auf  das  bestimmteste  und  fanden  auch  einen  gewissen 
Rückhalt  beim  Minister  von  Danekelman,  wenngleich  dieser  zu- 
gab, dass  völlige  Exemtion  bei  der  allgemeinen  Liandesnoth 
unbillig  erscheinen  würde.  Während  die  Pia  Corpora  ausser 
ihren  Privilegien  immerhin  noch  geltend  machen  konnten,  dass 
sie  doch  schon  zu  mancherlei  Leistungen ,  zu  denen  sie  nicht 
verpflichtet  wären,  herangezogen  würden,  dass  ja  ihre  Ein- 
nahmen auch  durch  den  Krieg  Störungen  erlitten ,  und  dass 
man  durch  ihre  starke  Belastung  auch  die  Kirchen-  und  Schul- 
bedienten, die  von  ihnen  Qehälter  bezögen,  hart  treffen  würde. 
—  80  überwogen  dennodi  schliesslich  die  entgegenstehenden 
Gründe, 

Die  Kaninii^r  nämlich  betonte  vor  allem  den  Charakter 
des   Liiiulmilizgeldes   als   eines    reinen   Extraordinariunis .    zu 
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dem  beizutragen  sich  bei  der  grossen  Noth  des  Landes  nie- 
mand weigern  dürfe ;  in  solchen  Fällen  könne  von  einer  recht- 
lichen Befreiung  der  Pia  Corpora  garkeine  Rede  sein.  Auch 
die  Städte,  die  von  dem  Beitrage  der  frommen  Stiftungen  zu- 
meist Erleichterung  zu  erhoffen  hatten,  führten  ganz  mit  Recht 
an,  dass  die  Pia  Corpora  bei  diesem  Ausnahmezustand  sich 
gamicht  auf  ihre  Privilegien  berufen  könnten,  wo  doch  ihnen 
selbst  trotz  aller,  bei  Einführung  der  Akzise  gegebenen  Ver- 
sprechungen jetzt  wieder  der  Hufenschoss,  wenn  auch  als 
Extraordinarium  und  unter  anderem  Namen  auferlegt  worden 
sei,  und  wo  selbst  ihre  Kämmereien,  die  doeli  auch  zu  nichts 
derartigem  verpflichtet  seien,  jetzt  vielfach  ebenfalls  ihren 
Theil  an  dem  Landmilizgelde  trügen,  um  die  Bürgerschaft  in 
der  grossen  Noth  zu  unterstützen^). 

Was  aber  vielleicht  beim  Generaldirektorium  den  Aus- 
schlag gab,  war  die  Erwägung,  dass  trotz  aller  ausserordent- 
lichen Leistungen,  die  ihnen  schon  so  zugemuthet  wurden*), 
die  Pia  Corpora  dennoch  bei  der  grossen  allgemeinen  Notili 
die  einzigen  waren,  die  etwas  Bemerkenswerthes  leisten  konnten, 
die  immerhin  Gelder  und  ziemlich  regelmässige  Einkünfte 
hatten,  —  und  dass  ihnen  am  leichtesten  nach  dem  Frieden  in 
gerechter  Weise  alles  wieder  vergütet  werden  konnte, 

Demgemäss  wurden  also  die  Voi'scliläge  der  Kammer  ge- 
nehmigt und  als  Anfangstermin  für  die  Giltigkeit  der  Steuer 
der  1.  Dezember  1757  angesetzt,  während  jene  allerdings  schon 
vom  1.  September  an  hatte  rechnen  wollen*).  Die  letzten 
Einwände  Danckelmans  wurden  durch  eine  Berufung  auf  sein 
patriotisches  Gefühl  niedergeschlagen  und  ihm  nur  die  Berück- 
sichtigung einiger  ganz  besonderer  Nothstände  zugesagt.  In 
Kraft  blieb  auch  diese  Steuer  —  soweit  sie  nicht  am  1.  Januar 
1760  mit  Einführung  des  Impostes*)  in  allen  Städten  ausser 
Stettin  ihr  Ende  fand  —  bis  zum  1.  März  1761  und  ihr  Er- 


1)  Ein  derartiger  Beitrag  der  Kämmereien  in  Pommern  war  übrigens 
nar  ganz  submdiär  und  beronte  in  den  einzelnen  Fällen  auf  besonderer 
Abmachung ,  sanz  im  Gegensatz  zu  den  Verhältnissen,  wie  sie  uns  weiter 
unten  in  der  Kurmark  entgegentreten  werden.  Spielte  doch  das  Kämmerei- 
wesen überhaupt  in  Ponmiem  eine  mehr  untergeordnete  Rolle. 

*)  Die  Pia  Corpora  wie  auch  die  Freiheitshäuser  mussten  allerdings 
schon  fUnquartirung  übernehmen,  mussten  mit  Servis  zahlen  und  verloren 
genug  durch  Requisition  ihrer  Baulichkeiten,  so  das  Stettinische  St  Marien- 
stift durch  Benutzung  seines  Gymnasiums,  des  Waisen-  und  Bessernngs- 
hauses,  ja  selbst  der  JKirche  zu  Lazaretten  und  zu  anderen  militärischen 
Zwecken,  alles  gegen  ihre  Privilegien. 

')  Die  Genehmigung  erfolgte  unter  verschiedenen  Daten,  meist  im 
Laufe  des  Jahres  1759 ;  die  Ma^sregel  wurde  nicht  auf  einmal,  sondern 
erst  nach  und  nach  in  den  verschiedenen  Städten  zur  Ausführung  ge- 
bracht, in  einigen  Städten  unterblieb  sie  ganz  auf  Antrag  des  belr. 
Magistrats,  der  sich  verpflichtete,  auch  ohne  sie  den  Beitni^  der  Stadt 
regelmässig  aidETubringen. 

*)  Vergl.  unten  §.  73. 
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folg  iKt  biH  zuletzt  der  unter  dienen  Verhältnissen  denkbar 
giinstigHtc  gewesen '). 

Wir  mttdfien  hier  gleich  noch  bemerken  —  und  ea  gilt 
daM  in  <ler8elben  Weise  auch  von  einem  später  zu  besprechen- 
<len  analogen  Verhältnisse  bei  der  Einnlhmng  des  Land- 
miliziinpoistes,  —  dasa  der  Widerstand  aller  der  PrivU^rten, 
der  Pi-odiger,  der  Besitzer  der  Frei  hei tshäuser  und  der  Pia 
Corpora  nicht  mi Hsverstanden  werden  darf.  Ea  war  dies  nicht 
Mangel  an  Opferfreudigkeit,  an  Vaterlandsliebe,  denn  zu  einem 
don  gratuit,  d.  h.  einer  einmaligen  freiwilligen  Leistung,  wollten 
sieh  alle,  soweit  sie  Überhaupt  etwas  hatten,  gern  verstehen. 
Aber  die  von  der  Kammer  vorgenommene  gieiehtnässige  Ver- 
anlagung mit  den  Anderen,  den  Nichtexemten,  erschien  ihnen 
als  eine  Durchlik-hening  ihrer  Privilegien,  als  ein  getährlicher 
Präzedenzfall;  damit  ihnen  nicht  etwa  späterhin  eine  derartige 
Steuer  danemd  auferlegt  werden  kOnnte,  glaubten  sie  es  sich 
selbst  schuldig  zu  sein,  dagegen  Protest  zu  erheben  und  diesen 
Protest  bis  zu  den  obersten  Instanzen  gelangen  zu  lassen. 
Auf  die  wiederholten  Versicherungen  der  Kammer  und  des 
Generaldirektoriums,  dass  die  Abgabe  eine  ganz  ausserordent- 
liche und  ohne  jegliches  Präjudiz  filr  ihre  Privilegien  sei,  und 
dass  sie  unter  allen  Umständen  nur  solange  dauern  werde, 
als  der  Krieg  die  Landmiliz  erfordere,  gaben  sich  dann  die  Pri- 
vilegirt«n  zufrieden  und  zahlten,  soweit  es  in  ihren  Krtlften  stand. 

Die  Erfolge  aller  besprochenen  Steuern  waren  al>er  bei 
weitem  nicht  die,  dass  etwa  die  ganzen,  für  die  Landmiliz 
niJthigen  Gelder  zusammengebracht  worden  wären.  Die  Be- 
lastung war  eine  gleiehmässigere  geworden,  aber  die  Leiatungs- 
ßlhigkeit  des  ganzen  Landes  nahm  beständig  ab,  dafltr  sorgten 
schon  die  Schweden  und  besonders  die  Russen.  Die  Reste 
wurden  immer  grtisaer,  die  Bitten  um  Befreiung  immer  zahl- 
reicher, und  (bis  Generaldirektoriiuii  muaste  der  Kammer 
immer  dringender  befehlen,  nur  gegen  Renitente  Exekution 
zu  gebrauchen,  wirklich  Unvermögende  aber  damit  gänzlich 
zu  verschonen.  Die  Notli  der  Kammer  war  in  beständigem 
Wachsen,  die  Verwirrung  in  den  Kassen  wurde  immer  grösser, 
denn  von  allen  Seiten  liefen  nur  Abschlagszahlungen  ein,  ohne 
tiass  man  immer  klai-  sagen  konnte,  was  davon  ordentÜehe 
Abgabe  und  vran  I^andmilizgeld  sei. 

Auf  eine  immediate  Vorstellung  Ascherslebens  über  die 
grosse,  iillgemeine  Notli  der  Provinz  wurden  dieser  zwar  einige 
bedeutende  Erleichterungen  gewährt:   der  König  befahl,   „dass 

')  EioU^e  fromme  Stiftuiiffeii  wurden  übrigens  von  dieser  Massregel 
iiklit  betroneii,  da  sie  si;hon  auf  anderem  Wege  genügend  beitragen:  so 
da»  Uooikapitel  in  Kammin,  welches  zur  Kitterachaft  geliörte,  I.a^staiid- 
BChnt't  hatte,  den  LehnBkanon  zahlte,  zu  den  Landesanleihen  beträchtlich 
beigetragen  hatte  und  so  auch  echou  von  ecinen  kontributionspflichtigea 
Gütern  Landmilizgelil  entrichtete. 
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denjenigen  Provinzen,  die  durch  feindliche  Inva^^ionen  stark 
gelitten  hätten,  alle  Ke«te,  die  bei  der  Generalkriegskaj^se 
notiret  worden,  in  Gnaden  erlassen  und  niedergeschlagen 
werden  sollten"  '),  er  bewilligte  femer  für  Pommern  100  000  Thlr. 
auri  Dispositionsgeldem  zur  Anschaffung  von  Getreide  und 
Vieh*),  —  aber  die  Noth  war  doch  zu  gross,  als  dass  die 
Wirkung  eine»  durchschlagende  hätte  sein  können ;  und  ausser- 
dem w^aren  in  dem  envähnten  allgemeinen  Erlass  die  Reste 
an  Landmilizgeldem  nicht  miteinbegriffen,  da  diese  mit  der 
Generalkriegskasse  nicht«  zu  thun  hatten,  die  Landtruppen 
aber  nothwendig  Unterhalt  brauchten. 

Die  Kammer  bat  das  Generaldirektorium  wieder  dringendst 
um  Anweisung  eines  Fonds  ^),  da  sie  selbst  sich  nicht  mehr 
direkt  an  den  König  wenden  dürfe,  das  Land  aber  ausser 
Stande  sei,  die  Last  weiter  zu  tragen.  Die  Zentralbehörde 
aber  verharrte  nach  wie  vor  bei  ihrer  ablehnenden  Haltung, 
da  die  Entscheidung  nur  immediat  erfolgen  könne,  die  Kammer 
also,  wenn  es  absolut  nicht  mehr  gehen  wolle,  sich  selbst  an 
den  König  wenden  müsse*).  Es  sollte  und  musste  eben  das 
Aeusserste  versucht  werden.  Damit  blieb  einstweilen  alles 
beim  alten. 

[Der  Landmili  zimpost  als  indirekte  Steuer 
der  Städte.]  Ein  letzter  Versuch,  den  schweren  Geldkalami- 
täten abzuhelfen,  sollte  endlich  doch  noch  vom  Generaldirek- 
torium ausgehen;  es  war  der,  wenigstens  den  Beitrag  der 
Städte  durch  eine  indirekte  Steuer  nach  Art  der  Akzise  auf- 
zubringen. Die  kurmärkische  Kammer  hatte  nämlich  schon 
im  Dezember  1758,  sobald  es  ihr  ernstliche  Schwierigkeiten 
zu  verursachen  drohte,  für  ihre  Landmiliz  die  nöthigen  Gelder 
flüssig  zu  machen,  dem  Generaldirektorium  dahingehende  Vor- 
schläge imterbreitet,  dieselben  hatten  trotz  anfilnglicher  Ab- 
neigung der  Zentralbehörde  nach  eingehendster  Prüfung  und 
nach  einigen  kleinen  Abänderungen  die  Genehmigung  aller  zu- 
ständigen Instanzen  gefunden"),  und  versprachen  mit  Recht 
einen  sehr  günstigen  Erfolg.  Die  Uckermark  wurde  von  dieser 
Massregel  als  inkorporirter  Kreis  der  Kurmark  mitbetroffen. 
Das  Generaldirektorium  wollte  nun  eine  dementsprechende 
Einrichtung  auch  gleich  in  den  anderen  Provinzen,  welche 
Landmilizen  zu  unterhalten  hatten,  durchgeführt  wissen;  und 
so  forderte   es  alsbald  —  am    11.   August   1759  —  auch   von 

^)  KabinettBordre  vom  4.  Dezember  1758. 

*)  Kabinettsordre  vom  5.  Dezember  1758. 

')  Vergl.  die  Berichte  der  Kammer  vom  15.  März,  7.  Oktober,  19.  No- 
vemb«r,  29.  Dezember  1759,  vom  27.  Februar  1760  u.  s.  w. 

*)  Vor^l.  die  Erlasse  des  Generaldirektoriums  vom  6.  April,  25.  Ok- 
tober, 29.  November  1759,  vom  17.  Januar,  7.  Februar  1760  u.  s.  w. 

^)  "Wir  werden  unten  bei  Besprechung  des  Unterhaltes  der  kurmär- 
kischen Miliz  auf  diese  Verhandlungen  und  Berathungen  noch  etwas 
Blttier  einzugehen  haben. 
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der  poiumerHclicn  Kaniiuer  einen  Bericht,  in  welcher  Weise 
der  Kurmärkischo  Entwurf  don  dortigen  Verliältnissen  ent- 
sprechend zu  modifiziren  »ein  wltrde. 

Seilen  der  blosse  Gedanke  an  eine  »olche  Neuerung  rief 
aber  hier  den  lebhaftenten  Wideraprueli  hervor.  Die  pommereehe 
Kammer  erklärte  den  Plan  in  ihrer  Provinz  einfach  für  un- 
ausführbar'): die  Annahme  der  geringen  kumiärkischen  Sätze 
würde  garkeinen  Erfolg  haben  und  selbst  eine  viel  grössere 
und  allgemeinere  Erliähung  der  Akzisesütze  würde  niemaU 
das  nach  dem  Repartitionsmodus  *)  auf  die  Städte  entfallende 
Quantum  aneh  nur  annähernd  decken  künnen,  zumal  ein  Theil 
des  Landes  sie)i  doch  fast  beständig  in  der  Hand  des  Feindes 
befände.  AusMcrdeni  entstünde  die  grösste  Ungerechtigkeit 
dadurch,  dass  die  eine  Stadt  ihre  Quote  leicht,  die  andere 
gamicht  werde  aufbringen  können.  Der  Impost  würde  femer 
eine  nllgcineine  Vertheuerang  aller  Dinge  zur  Folge  haben, 
da  Kautleute  und  Handwerker  das,  was  sie  an  erhöhter  Ak- 
zise geben  mUssten,  auf  die  Waaren  oder  die  Löhne  schlagen 
würden,  und  auf  diese  Weise  werde  auch  der  Landmann  zu 
dem  eigentlich  stiidtischen  Beitrage  mitlierangezogen  werden. 
Endlich  würde  man  aber  mit  einer  Erhöhung  der  Akzise 
den  geeammteii  stettiner  Handel  ruiniren,  wenn  alle  dort  ein- 
kommenden und  ausgehenden  Waaren  dei-selbeii  unterliegen 
sollten.  In  der  Bitte  um  Anweisung  eines  Fonds  gipfelte  auch 
diesmal  wieder  die  Vorstellung  der  Kammer. 

Da  es  wich  hier  mn  die  Ausfechtung  eines  Prinzipien- 
kampfes bandelte,  bess  sich  das  (reneraldirektorium  zu  einer 
eingehenderen  Widerlegung  herbei.  Es  erklärte'):  damit  das 
Geld  einigeiTuassen  zusammenkäme,  sollten  dann  in  Pommern 
eben  mehr  Waaren  als  in  der  Kurmark,  und  zwar  zugleich 
mit  höheren  Ansätzen,  herangezogen  werden;  wegen  einzelner 
Posten  und  besonders  wegen  Mitbesteuerung  des  auswärtigen 
Holz-  und  Engroslmndels  solle  die  Kammer  noch  Bericht  er- 
statten. Jedenfalls  sei  es  besser,  es  käme  auf  diesem  Wege 
etwas  siclier  ein,  als  auf  anderem  Wege  ganiicht.s,  die  Neue- 
rung liege  also  aucli  im  Interesse  der  Kammer.  Von  einer 
Vertheuerung  aller  Dinge  könne  keine  Rede  sein,  da  die 
bisher  servisartig  erhobene  Landmilizabgabe  doch  von 
Kautlenten  und  Handwerkern  auch  auf  die  Wivaren  und  Löluic 
geschlagen  sein  müsse;  eine  Veränderung  in  diesem  Punkte 
sei  also  gamicht  zu  erwarten.  Um  Ungereclitigkeiten  zu  ver- 
meiden, sollte  nicht  von  der  einzelneu  Stadt  ihr  Quantum  ge- 
fordert werden,  sondern  die  Gesamratheit  der  Stfl<Ue  sollte 
gelialten   sein,   da.s   Städtequantum  kollektiv  aufzubringen;  so 

')  Vergl.  Berichte  vom  22.  September  and  15.  November,  vor  allem 
abor  den  vom  22.  November  1759. 

']  Vergl,  oben  8.  61  f. 

")  Eriaas  vom  7.  Oktober  1759;  vergl.  auch  den  vom  29.  November 
desselben  Jahres. 
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werde  sich  alles  natürlich  ausgleicheu.  Stettin  endlich  brauche 
keineswegs  eine  Ausnahmestellung  zu  beanspruchen,  der  Im- 
post  solle  nur  die  Konsumtion,  den  wirklichen  Verbrauch, 
nicht  aber  den  Handel  als  solchen  treffen.  Jedenfalls  würde 
der  neue  Modus  eine  gerechtere  allgemeine  Belastung  herbei- 
führen und  sich  in  allen  Theilen  viel  praktischer  erweisen  als 
die  Beibehaltung  der  direkten  Abgabe  beim  Servis.  Die 
Kammer  habe  daher  unweigerlich  den  Impost  mit  den  ange- 
gebenen Modifikationen  am  26.  Oktober  einzuführen.  Die  An- 
weisung eines  Fonds  lehnte  das  Generaldirektorium,  wie  früher 
inmier,  so  auch  jetzt  a  limine  ab,  weder  selbst  hatte  es  Geld 
übrig,  noch  wie  sattsam  bekannt  der  König;  es  mussten  erst 
alle  Mittel  versucht  werden. 

Die  Kammer  nahm  indess  die  ihr  zutheilgewordene 
Belehrung  nicht  ohne  weiteres  hin,  und  es  verging  noch  eine 
geraume  Zeit  mit  Hinundherverhandeln. 

Eine  Hauptfrage  war  die  Stellung,  welche  die  Handelsstadt 
Stettin  in  der  Neuerung  einnehmen  sollte.  Der  Fall  war 
komplizirt  und  forderte  die  eingehendste  Prüfung;  waren  doch 
die  Wünsche  selbst  der  massgebenden  Faktoren  in  der  Stadt 
voUkonmien  entgegengesetzte.  Während  nämlich  der  Magistrat 
und  mit  ihm  die  Ge werke,  das  niedere  Volk,  die  Unmöglich- 
keit völliger  Befreiung  vorausgesetzt,  auf  das  entschiedenste 
baten,  das  direkte  Landmilizgeld  aufzuheben  und  dagegen  für 
die  Dauer  des  Krieges  den  Akzisetarif  in  der  Stadt  einfach 
um  ein  Fünftel  zu  erhöhen^),  protestirte  das  stettinische 
KonmierzkoUegium  und  das  dortige  Seglerhaus,  d.  h.  die  Kauf- 
mannschaft, überhaupt  gegen  jede  weitere  indirekte  Abgabe, 
weil  eine  solche  auf  den  Handel  der  Stadt  nur  schädlich  ein- 
wirken könne.  Es  würde  ganz  unmöglich  sein,  so  machte 
man  hier  geltend,  Konsumtions-  und  Handelsakzise  zu  trennen; 
Stettin  liätte  doch  ausdrücklich  im  Jahre  1752  einen  ennässig- 
ten  Akzisetarif  erhalten,  mit  grösster  Mühe  sei  es  gelungen, 
den  Handel  aus  der  Elbe  nach  der  Oder  zu  ziehen  ^),  eine  be- 
deutende Erhöhung  der  Akzisesätze  —  und  eine  solche  müsste 
schon,  wolle  man  Erfolge  erzielen,  eingeführt  werden  —  würde 
in  kurzer  Zeit  die  Arbeit  langer  Jahre,  ja  Jahrzehnte  ver- 
nichten. Ausserdem  käme  doch  der  Beitrag  der  Stadt  zum 
Landmilizgeld  auch  ohnedies  regelmässig  ein,  man  hätte  den 
alten  Servissatz  einfach  verdoppelt  und  käme  gut  aus;  und 
selbst  wenn  die  Landmilizakzise  eingeführt  würde,  müsste 
inmierhin  noch  der  Friedensservissatz  um  die  Hälfte  erhöht 
bleiben,  weil  die  Einquartirung  so  ausserordentlich  stark  sei^). 

1)  Statt  jährlich  45  000  Thlr.,  nuDmehr  54  000  Thk. 

*)  VergL  Schmoller  im  Jahrbuch  für  Gresetzgebang  u.  8.  w.  1884. 
S.  889  fF. 

s)  Der  einfache  Satz  betrug  jährUch  28  568  Thlr.  12  g.  Gr. ;  an  Quartier- 

jldem  für    die   Besatzung,   das   Gouvernement  u.  s.  w.   waren  nöthig 

[2776   Thlr.,  emgefordert  wurden   nun  57137   Thlr.,  davon  wurde  das 
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Es  sei  clemiiaoh  in  keiner  Hineitjht  eine  Besserung  von  dem 
Impost  zu  erwarieii.  Die  Kammer  schloss  sieh  vollkommen 
der  Ansicht  der  Kniifmannsehaft  an  und  plädirle  demgemäae 
nochmals  fiir  dicBC  heim  Generaldirektonum').  Und  dieses, 
das  zuerst,  nicht  mit  Unrecht  gerade  aus  Stettin  UeberschUsse 
von  dem  Impost  zugunsten  der  anderen  Städte  erhofft  hatte, 
gab  tlann  auch  si-lili esslieh  ans  Fürsorge  für  den  Handel  seine 
Einwilligung,  das»  es  in  diesem  Ort  bei  der  alten  Art  der 
Landmilizfttcuer  bleiben  dürfe,  vorausgesetzt,  dasts  die  Kauf- 
mannschaft das  ihrige  thun  werde,  um  den  doppelten  Servis 
prompt  aufzubringen.  Und  in  Wirklichkeit  ist  mm  auch  in 
Stettin  bis  zum  letzten  Augenblick,  d.  Ii.  bis  zum  1.  Mttrz. 
1761,  das  Landmilizgold  pünktlich  bis  auf  Heller  und  Pfennig 
bezahlt  worden. 

Aber  auch  nach  dieser  Kntsc  hei  düng,  und  obwohl  in- 
zwischen der  Uezemiicr  1759  herangekommen  war,  machte 
die  Kammer  immer  nodi  Voi-stellungen:  auch  bei  der  Erliöbung 
aller  AkziaesÄtzc  wUrde  selbst  die  Hitifte  de«  nöthigen  Quan- 
tums kaum  antgebracht  werden  können,  der  Impost  werde 
dem  Feinde  schwer  zu  verheimlichcji  sein,  und  er  wertle  ihn, 
wohin  er  küme,  zugleich  mit  der  Akzise  fllr  sich  einheben 
lassen,  während  die  direkte  Abgabe  in  solchem  Falle  einfach 
imterbleibeu  und  nachher  leicht  nac'hgefordert  werden  könne. 
Man  wilrde  endlich  eigene  Beamten  anstellen  milsseu,  da  die 
Akzisebeamten  unmöglich  auch  noch  die  ganze  durch  den 
Impost  venii-saehte  Arbeit  auf  sich  nehmen  könnten. 

Das  Generaldirektorium  antwortete  auf  diese  Bedenken 
in  nicht  misszuverstehender  Weise.  Es  befahl  unweigerlich 
am  26.  Dezember  mit  dem  Impost  zu  beginnen:  wieviel  ein- 
kommen  würde,  müsse  die  Zeit  lehren*).  Die  Akzisebeamten 
hätten  gegen  jeilermann  zu  betonen,  dasa  der  Impost  keine 
ständige  Abgabe,  keine  Erhölmng  der  Akzise  sei,  sondern  nur 
ein  besserer  und  bequemerer  Modus  das  Landmilizgeld  stSdti- 
sclien  Antheils  aufzunringen,  und  dass  sofort  mit  dem  Frieden 
die  Landmiliz  entlassen  werde,  und  der  Impost  authören 
werde.  Die  Abgabe  sei  daher  auch  nicht  mit  der  Akzise  zu 
vermengen,  sondeni  besonders  zu  registriron,  zu  berechnen 
und  zu  ({uittiren.  Alle  damit  verbundene  Arbeit  hätten  die 
Akzis<'beaniten  unentgeltlich  zu  besorgi-n,  sie  seien  eben  fest- 
bewoldcle  Beamte  und  nicht  Arbeiter,  die  filr  ihre  ThStigkeit 
stückweise  bezahlt  wüi-deu').     Um  iiUe  Gelder  möglichst  ImiM 

LandmiliEgeld ;  7274  Tlilr.  ISg.lir.  >^  Pf.  bezRhlt  uii<l  derReot  ;air  Deckung 
dnzelner  AusßUle  verwendet. 

M  Bericht  vom  l.i.  November  1759.  Vergl.  auch  die  Bittschrift  des 
Btettiner  Magietntts  rd  das  GeDeraldirektorium  vom  20.  Oktober. 

*)  Rescripte  vom  29.  November  1759  und  3.  Januar  1760. 

'I  Die  Bedenken  der  Kammer  Über  diesen  Punkt  waren  vahrlidi 
nicht  iingerechtferttgt  gewesen;  nur  fast  Obennenschiich  zu  nennende  An- 
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in  Sicherheit  zu  hringeii,  seien  sowohl  die  Einkünfte  aus  dem 
Lnpost  wie  die  eigentlichen  Akzisegefillle  alle  acht  Tage  an 
die  Hauptkassen  abzuftihren.  Sollte  der  Feind  hier  und  da 
die  Beamten  zwingen,  die  Akzise  zu  seinem  Nutzen  zu  er- 
heben, so  seien  die  Landmilizimpostgelder  entweder  nicht  ein- 
zuheben,  sondern  nur  zu  notiren  und  später  nachzufordern,  — 
wie  dies  schon  oft  genug  in  gleicher  Zwangslage  von  vernünf- 
tigen Inspektoren  mit  der  eigentlichen  Akzise  gehandhabt 
worden  sei,  —  oder  sie  könnten  erhoben  werden,  dürften  dann 
aber  nicht  dem  Feinde  angegeben  werden,  wie  sie  überhaupt 
keineswegs  als  Sr.  Majestät  Kassengelder  anzusehen  seien. 

Nun  durfte  die  Kammer  nicht  mehr  zcigern  und  mit  dem 
1.  Januar  1760  bezw.  mit  dem  26.  Dezember  1759  trat  der 
Landmilizimpost  in  allen  vor-  und  hinterpommei>ichen  Städten 
bis  auf  Stettin  in  Kraft  und  l)liel)  l)is  zum  1.  April  1761  be- 
stehen '). 

Die  Kammer  hatte  vorausgesagt,  dass  das  platte  Land 
sich  durch  den  Impost  mitbetroffen  fühlen  würde.  Auch  liess 
eine  entsprechende  Beschwerde  der  Landstände  nicht  lange 
auf  sich  warten;  aber  das  Generaldirektorium  konnte  oder 
wollte  es  nicht  anerkennen,  dass  der  Impost  an  sich  die  Waaren 
bei  den  städtischen  Kaufleuten  noch  mehr  vertheuern  kr)nne 
als  bisher  die  servisartige  Abgabe. 

Während  nun  die  neue  Einrichtung  eigentlich  sämmtliche 
städtische  Einwolmer  ohne  Untei'schied,  genau  nach  dem 
grösseren  oder  geringeren  Aufwände  ihrer  Lebensweise,  zum 
Beitrage  für  die  Landmiliz  heranziehen  sollte,  waren  doch 
diejenigen  Personen,  die  sonst  ganz  oder  lur  gewisse  Waaren 
Akzisefreiheit  genossen,  also  vor  allem  die  städtischen  Prediger 
und  SchiJbedienten,  zunächst  auch  vom  Landmilizimpost  frei- 
geblieben. Doch  schon  im  Februar  1760  beantragte  die 
Kammer  der  Gerechtigkeit  wegen  nunmehr  auch  diese  mit 
der  neuen  ausserordentlichen  Steuer  belegen  zu  dürfen.  Die 
Betroffenen  machten  dagegen  ziemlich  dasselbe  geltend,  wie 
ihrerzeit  ihre  Amtsbrüder  auf  dem  Lande  gegen  den  Neben- 
modus; sie  beriefen  sich  auf  ilire  Immunität,  die  selbst  in  der 
schwersten  Zeit  immer  und  von  allen  Seiten  beobachtet  worden 
sei,  sie  lUrchteten  vor  allem  auch  wieder  das  Präjudiz  einer 
solchen  Massregel.  Sie  stellten  vor,  dass  durch  den  Krieg 
einerseits    ihre    schon    so    kargen  Einkünfte    allenthalben  ge- 


strengongen  konnten  den  Anforderungen,  die  an  das  preussische  Beamten- 
thom  damals  gestellt  wurden,  gerecht  werden. 

^)  Das  Verzeichniss  der  mit  dem  Impost  belegten  Waaren  und  die 
einzelnen  Sätze  vergl.  Beilage  VII,  sie  sind  viel  zahlreicher  und  viel 
höher  als  in  der  Kurmark  (Beilage  XII).  Da  der  Impost  auf  das  engste  mit 
der  Akzise  zusammenhing,  wurde  er  nunmehr  auch  in  einer  ganzen  Reihe 
von  Flecken  eingeführt,  die,  trotzdem  in  ihnen  Akzise  bestand,  bei  den 
bisherigen  Anlagen  zum  platten  Lande  gerechnet  worden  waren  und 
somit  aas  kontnoutionsähnliche  Landmilizgeld  gezahlt  hatten. 
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sthmälert,  andererseits  aber  ihnen  auch  «o  ganz  ausnerordent- 
liche  LaHlon,  wie  Einqiiartirung  u.  h.  w.  aufgebürdet  würden, 
und  dacrt  sie  ja  indirekt  schon  sehr  viei  zum  LandmiUzgeld 
beitrügen,  da  sie  alles,  wa«  sie  kauften,  th  eurer  bezahlen  müsaten. 
Aber  trotz  der  Filraprache  des  Konsistoriums  und  des  geist- 
lichen Departements  mussten  die  Reklamanten  sich  ftlgen,  da 
das  Generaldirektorium  es  nur  für  billig  erklärte,  wenn  sie,  die 
bares  Gehalt  bezfigen,  ihren  Amtsgenossen,  die  schon  lange 
yon  Pfairaeker  und  Mecskom  zii  diesem  Extraordinarium 
steuerten,  einigermassen  gleichgestellt  wünlen'). 

War  nun  der  Erfolg  des  Impostes  ebenso  wie  der  der 
oben  besprochenen  Finanzoperationen  keint^swegs  ein  solcher, 
dasa  damit  die  nöthigen  Gelder  auch  nur  annähernd  sicher- 
gestellt worden  wären,  so  erwies  sich  doch  die  Einführung 
desBcllK-n  zweifellos  als  ein  grosser  Segen  für  die  Städte; 
denn  wenn  schon  die  Belastung  des  platten  Landes  durch  die 
Einftlhrung  des  Nebenmodus  eine  einigermassen  gleich  massigere 
gewonlcQ  war,  so  war  dies  in  den  SUtdtcn  noch  in  viel  höhe- 
rem Masse  der  Fall  seit  der  Annahme  des  Impostee.  Der 
beste  Beweis,  wie  opportun  die  Neuerung  war,  ist  der,  dass 
nun  mit  einem  Sehlage  die  bisher  endlosen  Beschwerden  auf- 
gehört haben;  was  an  Bittschriften  aus  den  Städten  tlber- 
haiipt  noch  einkommt,  bezieht  sich  auf  Erlass  von  Rückstfin- 
den,  von  Schulden  aus  der  früheren  Zeit;  Über  die  gegen- 
wärtige Landini lizabgabe  aber  klagt  niemand  mehr, 

Dass  aber  die  Einkünfte  aus  dem  Impost  nicht  derartig 
waren,  um  das  städtische  Quantum  wirklich  damit  zu  decken, 
das  lag  nicht  an  der  Einrichtung  an  sich,  sondern  vielmehr 
daran ,  dasa  ein  grosser  Theil  von  Hinterpommern  sich  fast 
beständig  in  den  Händen  der  Russt-n  und  ein  Theil  von  Vor- 
pommern in  denen  der  Schweden  befand,  und  zwar  gerade  in 


ist  es  lur  die  damalieen  Verbältnisae,  dass  man  bei  der  ifeatcaening  de 
FfanScker  und  den  Meaakonies  unter  Ueberüinstimmimg  aller  entsprechen 
den  Behörden  davon  Abstand  genommen  hatte,  den  Katholischen  Propet 
in  Tempelbni^,  Namens  Len;!,  zn  dieser  LeUttioe  mitheranznziehen,  wdl 
er  durah  besonderen  Pakt  mit  der  Krone  Polen  (vergl.  Lobmann, 
PreuBsen  und  die  katholische  Kirche  I,  Il0)eximirt  aei,  und  dam,  als  die 
Kammer  ihn  nuD  doch  zum  Impost  hatte  heranziehen  wollen,  auf  eine 
etwas  heftige  ISeschwerdeBchrit't  seinerseits  —  nachdem  die  Sache,  an  die 
hCchtteii  Instanzen  des  Ocnemldirektonums  und  des  auswürtigeu  Departe- 
ments gegangen  war  —  endlich  auch  auf  diese  Absicht  verzichtet  wurde. 
War  man  aucli  eigentlich  allgemein  der  Ansicht,  dass  der  Propst  zweifellos 
zur  Zahlung  verpflichtet  sei,  weil  die  Geistlichkeit  in  vollkommen  katho- 
lischen i.ündem  auch  bedeutend  zu  den  Kriegaateuem  beitrQge,  so  sah 
man  doch  davon  ab,  um  Beschwerden  des  Propstefl  bei  den  polnischen 
Bischöfen  und  nJle  damit  verbundenen  Weiterungen  zu  vermeiden;  zumal 
einereeils  das  Objekt  ein  so  geringfügiges  war,  andererseits  aber  dem 
betr.  Ueisllichen  auch  die  Ru^eii  schon  übel  mitgespielt  hatten,  so  dass 
er,  wie  er  etwas  ribertreibend  selbst  behauptete,  sich  nicht  einmal  ein. 
Paar  neue  Stiefel  kaufen  konnte. 
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den  Monaten,  wo  der  Verkehr  und  damit  die  Einkünfte  die 
grössten  hätten  sein  müssen.  Wo  der  F(Mnd  beständig  weilte, 
kam  meist  garkein  Impost  ein,  und  wo  er  nur  vorübergehend 
sich  aufhielt,  war  eine  etwaige  spätere  Nachforderung  doch 
nur  äusserst  selten  von  Erfolg.  Aber  auch  hier  hatte  sich 
das  Generaldirektorium  nicht  verrechnet:  es  gab  eine  ganze 
Reihe  geschickter  und  findiger  Akzisebeamten,  die  es  zustande 
brachten,  entweder  im  geheimen  oder  auch  unter  den  Augen 
der  Feinde  —  deren  Argwohn  sie  durch  alle  möglichen  Vor- 
spiegelungen einzuschläfern  wussten,  besonders  indem  sie  die 
Gelder  für  rein  kommunale,  zum  nothdürftigen  Unterhalt  der 
Stadt  und  ihrer  Beamten  bestimmte  erklärten,  —  nicht  nur 
die  reguläre  Akzise,  sondern  auch  den  Landmilizimpost  regel- 
mässig einzuheben.  Geradezu  Staunenswerthes  leistete  hierin 
der  Akzisebeamte  in  Pyritz,  der  trotz  monatelanger  Anwesen- 
heit der  Russen  in  den  Jahren  1758,  1759  und  1760  niemals 
aufgehört  hat,  die  Akzise,  und  seitdem  der  Impost  galt,  auch 
diesen  zu  erheben  und  der  nur,  wenn  ihm  die  Küssen  einmal 
gar  zu  sehr  auf  die  Finger  sahen,  die  Erhebung  wohl  einige 
Tage  aussetzte,  aber  alles  notirte,  um  das  Rückständige  sofort 
nachher  nachfordern  zu  können. 

Ein  ähnlich  geschickter  und  treuer  Beamter  war  in  Rügen- 
walde. Trotzdem  dieses  Städtchen  beständig  von  den  Russen 
lUDschwärmt  wurde,  konnte  er  doch  im  Frühjahr  1761  nach- 
träglich die  ganzen  Imposteinktinfte  für  September  bis  No- 
vember 1760  und  Januar  bis  März  1761  abführen;  nur  im 
Dezember  hatte  er  wegen  Anwesenheit  der  ganzen  russischen 
Armee  nichts  erheben  können.  Ja  selbst  in  einem  Orte  wie 
das  Städtchen  Ratzebuhr  im  Kreise  Neustettin,  das  von  1758 
bis  1762  kaum  jemals  von  den  Russen  ganz  frei  gewesen,  und 
das  in  jener  Zeit  nicht  weniger  als  dreiundzwanzigmal  aus- 
geplündert worden  ist,  wurde  der  Landmilizimpost  nicht  nur 
auf  dem  Papier  eingeführt,  sondern  auch  die  meiste  Zeit  über 
wirklich  erhoben  und  die  Erträge  glücklich  an  die  pommersche 
Kammer  abgeliefert.  Die  Namen  dieser  braven  Beamten,  welche 
die  grosse  persönliche  Gefahr,  in  der  sie  täglich  schwebten, 
nichtachtend,  in  solcher  Weise  den  Pflichten  gegen  ihren 
König  nachkamen,  sind  uns  leider  nirgends  überliefert  worden  •, 
auch  sie  waren  Helden  im  schönsten  Sinne  des  Wortes '). 


^)  Die  Greschichte  des  siebeniährigen  Krieges,  den  der  preuseische 
Beamtenstand  vom  niedrigsten  bis  zum  höchsten  in  stets  sich  gleich- 
bleibender Aufopferang  und  Pflichttreue  durchgekämpft  hat,  soll  auch 
erst  noch  geschneben  werden.  Obwohl  die  Arbeitslast  sich  ins  unglaub- 
lichste steigerte  und  andererseits  die  Ausftihruns  der  königlichen  Befehle 
in  den  dem  Feinde  auMpesetzten  Gegenden  mit  den  grössten  Widerwärtig- 
keiten, ja  häufig  mit  Lebensgefahr  verbunden  war,  so  war  nicht  nur 
nicht  an  einen  entsprechenden  ausserordentlichen  Entölt  zu  denken, 
sondern  sogar  selbst  die  regelmässigen  Gebälter  wurden  oekanntlicb,  um 
den  königlichen  Kassen  Geldzu  schanen,  einbehalten.  Dass  die  preussischen 
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Allerdings  darf  nun  bei  der  Beurtheilung  der  ganzen 
IiupoBtiniuiBregel  niclit  auuseracht  gelassen  werden,  dass,  wSh- 
rend  an  uicli  schon  der  Krieg  Handel  und  Wandel  auf^ 
äuäserste  störte,  auch  die  blosse  Annäherung  des  Feindes,  oder 
selbst  nur  die  Furcht  vor  einer  solchen  genügte,  um  einen  ge- 
wissen Druck  auszuüben,  die  Kauf-  und  Konsumtionskraft  noch 
mehr  erschlaffen  zu  lassen  und  somit  die  Einkünfte  aus  Akzise 
und  Impost  auf  ein  Mlnimun)  zu  reduziren.  Im  Gegenaat/.  dazu 
waren  die  Im  postein  nahmen  in  den  Stftdten,  die  von  preussi- 
sclien  Truppen  geschützt  wurden,  durchaus  zufriedenstellende ; 
kam  aber  gar  von  dieser  Seite  Einqiiartirung  hinzu,  ^vurde 
also  der  Verbrauch  gesteigert,  dann  waren  die  ErtrSge  ge- 
radezu überraschende.  Kleinere  UeberscbUsse  gegen  den  An- 
schlag des  antUnglichen  direkten  Landmilizeeides  sind  dalier 
in  günstig  gelegenen  Städten  nicht  besonders  selten.  Von 
grösseren  Melirerträgen  wollen  wir  uur  erwfihneii,  daas  Gartz 
im  Juni  und  Oktober  1760  die  doppelte  Höhe  des  nach  dem 
an  Ding  liehen  Modus  aufzubringenden  Quantums  erreichte. 
Ebenso  Dcmmin  im  Mai  und  Oktober  1760,  während  im  Mftrz, 
Juni  und  November  hier  sogar  das  dreifache  jenes  direkten 
Ansatzes  einkam.  Endlich  ist  Damm,  das  im  November  1760 
auch  das  doppelte  seiner  ursprünglichen  direkten  Veranlagung 
einbrachte,  mi  Oktober  auf  ein  Tripluni,  im  Juni  aber  sogar 
auf  ein  Quadruplum  gekommen.  Besonders  interessant  für  die 
richtige  Schätzung  der  ganzen  Massregel  ist  aber  das  Ergeb- 
nis in  GoUnow,  Dieses  Städtchen,  dem  in  anbetracht  seines 
jämmerlichen  Zustandes  schon  bei  der  Aufbringung  der  Gelder 
für  die  ersten  „drei  Monate"  die  allergrösste  Nachsicht  hatte 
gewährt  werden  mUsseu,  erreichte  jetzt,  obwohl  es  fast  nie- 
mals längere  Zeit  seine  Konsumtion  durch  Garnison  gesteigert 
sali,  nicht  nur  sein  altes  Quantum  ohne  grosse  Beschwer- 
den, sondern  eraielte  gelegenüich  nicht  unbeträchtliche  Ueber-  . 
Schüsse '). 

Im  ganzen  Überwog  aber,  da  Pommern  beständig  Kriegs- 
schauplatz blieb,  das  Defizit;  und  aucii  nach  Einführung  des 
Impostea  kamen    immerliin  nicht   mehr  als  etwa  zwei  Fünftel 

Beamten  jene  ganze  schwer«  Zeit  geduldig;  und  freudig  ausbairten,  sieb 
selbst  bei  der  nassen  Nothlage  des  Staates  aufs  äusaerate  dnecliränkten, 
ihre  Arbeitskrät  und  Arbeitslust  aber  verdoppelten,  das  zeigte  die  Schule 
dee  grossen  „inneren  Königs"  Friedrich  Wilhelm  im  lierrlichslen  Lichte. 
Die  Kriege  des  Sohnes  wurden  auch  hier  die  l'nibe  auf  das  Wirken,  die 
Schöpfungen  des  Vatets. 

')  Aus  diesen  Städten,  bei  denen  der  Impost  so  guten  Erfolg  hatte, 
lief  nun  alsbald  bei  der  Kammer  und  beim  Generaldirektorium*  der  Vor- 
schlag ein,  mit  diesen  Ueberschüssen  ihre  alten,  aus  der  Zeit  vor  Ein- 
filbnmg  des  Impostes  anstehenden  Beste  an  Landmili^eldem  tilgeu  zu 
dürfen.  Da  ab^  die  Städte  alle  zusammen  bei  dem  Impost  das  ganze 
städtische  Quantum  aufbringen  sollten,  so  waren  diese  Ueberschüase  gar- 
nicht  Private  igen  thuTu  und  dem  betrellleuden  Antrngc  lionnle  nicht  statt- 
gegeben werdfii. 
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des  ganzen  Städtequantums  ein.  Auf  dies  Geld  aber  konnte 
die  Kammer  mit  ziemlicher  Sicherheit  rechnen;  sie  bekam 
regelmässig  wenigstens  etwas,  während  nach  dem  früheren 
Modus  zuletzt  viel  weniger  eingekommen  war,  die  Unter- 
thanen  aber  viel  mehr  durch  Exekution  hatten  gedrückt 
werden  müssen.  Diese  kam  in  den  Städten  jetzt  ganz  in 
Fortfall. 

[Erfolg  der  Finanzmassregeln  im  Ganzen.] 
Ein  kleiner  Vortheil  war  also  gewonnen ;  aber  an  die  wirkliche 
Erzielung  der  gesammten  für  die  Landmiliz  nöthigen  Gelder 
war  auch  jetzt  nicht  im  entferntesten  zu  denken,  geschweige 
denn,  dass  man  von  einer  Abtragung  der  schon  aus  der  Zeit 
vor  der  Einführung  des  Impostes  stammenden  ungeheuren  Reste 
hätte  sprechen  können.  Die  Kammer,  deren  sich  inbetreflf 
des  platten  Landes  schon  eine  völlige  Resignation  bemächtigt 
hatte,  versuchte  es  dennoch  wenigstens,  auf  die  Tilgung  des 
Theiles  dieser  Reste,  der  auf  die  Städte  entfiel,  bedacht  zu 
sein^).  Sie  fragte  beim  Generaldirektorium  noch  einmal  an 
(d.  d.  17.  Januar  1760),  ob  sie  es  noch  weiter  mit  Exekution 
versuchen  solle,  ob  etwa  der  Landmilizimpost  nach  dem  Frie- 
den bleiben  solle,  um  die  Schulden  der  Städte  allmählich  zu 
tilgen,  oder  ob  dieselben  endlich  niedergeschlagen  werden 
sollten.  Das  Generaldirektorium  aber  wollte  von  alledem 
nichts  wissen;  es  befahl  (d.  d.  7.  Februar  1760),  den  Städten 
Termine  zu  setzen,  innerhalb  deren  sie  ihre  Schulden  in  Raten 
abtragen  könnten,  gerade  jetzt  sei  das  Geld  nöthig,  und  der 
Impost  dürfe  unter  keinen  Umständen  nach  dem  Frieden  wei- 
teroestehen.  Die  Kammer  versuchte  diese  Aufgabe  zu  lösen, 
aber  der  Erfolg  war  geringer  als  je,  es  war  den  Städten  eben 
nicht  mehr  möglich,  auch  nur  100  bis  200  Thaler  auf  einmal 
zu  zahlen. 

Während  so  noch  diese  Reste  aus  der  früheren  Periode 
der  Spezialrepartitionen  an  den  einzelnen  Kommunen  hafteten, 
machte  seit  Einführung  des  Impostes  auch  die  Gesanuntheit 
der  Städte  als  solche  neue  Schulden,  da  durch  diesen,  wie 
wir  sahen,  nur  etwa  zwei  Fünftel  des  ganzen  städtischen 
Quantums  einkamen.  Wie  und  von  wem  sollten  die  noch 
übrigbleibenden  drei  Fünftel  aufgebracht  werden?  Man 
wagte  zunächst  noch  garnicht  daran  zu  denken. 

Alle  Mittel  versagten  schliesslich,  die  Vorschüsse  der 
Elammer    wuchsen    immer   mehr,    von    der  Anweisung    eines 


^)  Die  pommerschen  Städte,  ausschliesslich  Stettins,  schuldeten  so 
im  Januar  1760,  d.  h.  also  nach  Einführung  des  Impostes.  zAisammen  noch 
51 945  Thlr,  also  mehr  als  den  Beitrag  eines  ganzen  Jahres,  der  etwa 
85  000  Thlr.  betrug.  Dies  kam  daher,  dass  dio.  ärmsten  Orte  kaum  melur 
als  die  ersten  drei  Monate  bezahlt  hatten,  dass  nur  die  wohlhabendstea 
wirklich  alles,  was  von  ihnen  gefordert  worden  war,  hatten  abtragen 
könnan. 

FonclraDgen  (31)  VII.  4.  —  Sebwartz.  ^ 
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Fonds,  um  welche  zu  bitten  die  Kammer  eigentlich  nie  auf- 
hörte, wollte  das  Generaldirektorium  nach  wie  vor  nichts 
wissen;  wenn  die  Kammer  sich  absolut  nicht  mehr  zu  helfen 
wisse,  solle  sie  sich  endlich  an  den  König  wenden,  lautete  die 
stereotype  Antwort.  Da  diese  Behörde  nun  aber  schon  zwei- 
mal auf  einen  an  die  Person  des  Monarchen  eingesandten  Be- 
richt ohne  Antwort  geblieben  war,  flirchtete  sie  die  aller- 
hr»ch«te  Ungnade  und  zauderte  immer  noch. 

Endlich  im  Januar  1761,  als  die  Noth  und  die  Verl^enheit 
den  hiichsten  Gipfel  erreicht  hatte,  wandten  sich  die  hinter- 
pommerschen  Landstände  noch  einmal  mit  der  dringendsten 
und  flehentlichsten  Bitte  an  den  König,  er  möge  seinen  getreuen 
Unterthanen  die  Unterhaltung  der  Miliz  abnehmen,  wenn  sie 
nicht  vollkommen  unter  derselben  zusammenbrechen  sollten, 
das  Land  sei  vollständig  ausgesogen  und  zu  jeder  weiteren 
Leistung  unfilhig  geworden. 

[Uebernahme  der  Landiniliz  auf  die  General- 
kriegskasse.] Jetzt  endlich  sollte  den  braven  Pommern 
die  Erlösungsstunde  schlagen;  der  König  erbarmte  sich  ihrer, 
obwohl  seine  eigene  pekuniäre  Lage  wahrlich  alles  andere 
eher  als  günstig  zu  nennen  war.*)  Nach  einem  entsprechen- 
den Gutachten  des  Generaldirektoriuras  und  der  Kammer 
befahl  der  Monarch  in  einer  Kabinettsordre  vom  9.  Februar 
1761,  dass  mit  dem  1.  März  die  gesammte  pommersche  und 
uckermärkische  Landmiliz,  einschliesslich  der  Bataillone  Tettau 
und  Stosch,  auf  die  Generalkriegskasse  übernommen  werden 
sollte.^)     Der  Alp  war  damit  von  der  Provinz  genommen. 

[Die  Frage  der  Reste.]  Ganz  erledigt  war  die  An- 
gelegenheit aber  doch  noch  nicht.  Konnten  nunmehr  auch 
neue  Rückstände  bei  den  Landmilizgeldem  nicht  entstehen, 
so  waren  doch  die  Forderungen,  welche  die  Obersteuerkasse 
in  dieser  Hinsicht  an  das  Land  hatte,  so  riesenhaft,  dass 
selbst  eine  allmähliche  Abtragung  derselben  zunächst  ganz  un- 
möglich erscheinen  musste.  Denn  nicht  viel  mehr  als  die 
Hälfte  der  Gelder,  welche  die  pommersch-uckermärkische  Land- 
miliz gebraucht  hatte,  waren  von  den  Provinzen  aufgebracht 
worden,  alles  andere  hatten  die  königlichen  Kassen  in  Stettin 
voi-schiessen  müssen.  Die  Kammer  beantragte  beim  General- 
direktorium ,  die  ganzen  Reste  in   anbetracht   der  furchtbaren 


' )  JScit  dem  Tode  (ieorgs  II.  blieben  bekanntlich  die  englischen 
ISubsidien  au8,  und  Sachsen  befand  sich  damals  auch  nur  noch  zur  Hälfte 
in  Friedrichs  Händen  und  mit  ihm  dessen  Hilfsquellen. 

2)  Ueber  den  Charakter  der  Bataillone  Tettau  und  Stosch  vergl. 
Anhang  I.  Der  König  spricht  kurzweg  von  10  Bataillons  pommerscher 
Landmiliz  und  2  Eskadrons  Husaren.  Es  hatten  bei  dieser  Gelegenheit 
ganz  genaue  Etats  dereinzelnen  Truppenkörper  eingesandt  werden  müssen, 
wie  diese  durch  die  Aendeiungen  Manteuffels  und  Etevems  gestaltet  worden 
waren.     Die  Etats  wnideii  erst  jetzt  offiziell  vom  Könige  sanktionirt. 
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Nothlage  des  Landes  niederzuschlagen  und  sie  den  Provinzial- 
kassen  wiederzuerstatten.  Da  der  König  aber  (iber  diesen 
Punkt  absolut  nichts  bestimmt  hatte,  erklärte  sich  die  Zentral- 
behörde dazu  nicht  fitr  befugt;  sie  befahl,  die  Kammer  solle 
die  Gelder  allmählich  einzutreiben  suchen,  deshalb  solle  auch 
der  Impost  noch  bestehen  bleiben,  und  was  aus  diesem  in  jeder 
Stadt  einkäme,  solle  den  alten  Resten  des  betr.  Ortes  abge- 
schrieben werden.  Die  Versuche  der  Kammer,  diese  Weisung 
zu  erflillen,  waren  von  geringem  Erfolg  gekrönt,  weil  wirklich 
nichts  mehr  zu  erreichen  war;  das  sah  auch  das  General- 
direktorium bald  ein. 

Hatten  schon  einzelnen,  besonders  schwer  heimgesuchten 
Städten  die  Reste  erlassen  werden  müssen,  so  wurde  nun  mit 
dem  1.  April  1761 ,  um  die  Nothlage  des  Landes  wenigstens 
nach  Möglichkeit  zu  erleichtern,  auch  der  Impost  abgeschafft, 
und  schliesslich  im  Mai  befahl  das  Generaldirektorium  sogar 
allgemein,  dass  zur  endgiltigen  Regelung  dieser  ganzen  Sache 
ruhigere  Zeiten  abgewartet  werden  sollten,  damit  dann  Seine 
Majestät  direkt  die  Entscheidung  treffen  könne.  Damit  war 
die  Angelegenheit  endlich  zum  Stillstand  gelangt,  und  bis 
zum  Frieden  sollte  nicht  weiter  daran  gertlhrt  werden. 

Dass  aber  späterhin  dann  noch  Abtragungen  von  den 
früheren  Schulden  stattgehabt  hätten,  davon  enthalten  die 
Akten  keine  Spur,  und  man  dürfte  wohl  nicht  fehlgehen  in 
der  Annahme,  dass  die  gesammten  Reste  bei  der  allgemeinen 
Abrechnung  nach  dem  Frieden  niedergeschlagen  worden  seien. 

Nach  einem  ungefthren  Ueberschlage  haben  Vor-  und 
Hinterpommem  gemeinsam  etwa  400000  Thaler  bar  für  die 
Unterhaltung  der  Landmiliz  aufgebracht,  d.  h.  eine  Summe, 
die  den  Kosten  des  Unterhaltes  der  gesammten  pommersch- 
uckermärkischen  Landmiliz  für  zwei  volle  Jahre  (das  Jahr 
auf  rund  195000  Thaler  gerechnet)^)  gleichkam.  Der  rich- 
tige Gesichtspunkt  aber  für  die  Würdigung  der  Grösse  dieser 
Leistung  wird  sich  uns  nicht  aus  den  nackten  Zahlen  und 
baren  Geldsummen,  sondern  erst  dann  ergeben,  wenn  wir 
einerseits  den  Zustand  des  Landes  zu  Anfang  des  Krieges, 
andererseits  aber  auch  alle  die  Lasten  und  Leiden  berück- 
sichtigen, die  eben  der  Krieg  für  die  armen  Provinzen  im 
Gefolge  hatte. 

Die  materielle  Lage  beider  Ponmiem  war  bei  Beginn  des 
Krieges  nichts  weniger  als  günstig,  und  Hinterpommem  ge- 
hörte ja  schon  seiner  Natur  nach  zu  den  ärmsten  Ländern  aer 
freussischen  Monarchie.  Die  Ernten  der  Jahre  1754  und 
755  waren  sehr  mittelmässig,  im  Winter  auf  1756  mussten 
die  königlichen  Magazine  dem  Nothstand  Abhilfe  schaffen,  die 


')  Vergl.  Beilage  V. 
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Ernte  von  1756  aber  war  dann  geradezu  eine  sehr  schlechte 
gewesen.  Ein  grosses  Viehsterben  hatte  besonders  den  hinter- 
pommerschen  Landwirthen  vielen  Schaden  zugefügt,  und,  da 
die  Deckung  dieser  Ausfälle,  vor  allem  die  Beschaffung  von 
genügendem  Brot-  und  Saatkorn  sehr  grosse  Summen  erfor- 
dert hatte,  so  waren  die  Güter  allgemein  schon  bedeutend  mit 
Schulden  belastet  worden.  Doppdt  schlimm,  dass  dann  auch 
die  Ernte  im  Jahre  1757  wieder  äusserst  unvortheilhaft  aus- 
fiel. Alles  dies  möclite  allein  fast  eine  schwere  Krisis  herbei- 
geführt haben,  und  nun  kam  der  Krieg  und  stellte  Anforde- 
rungen, die  selbst  fUr  ein  blühendes  Land  zu  gross  gewesen 
waren. 

Da  mussten  die  Jinanziellun  Kräfte  des  Landes  zu  den 
Kriegsanleihen  herhalten,  und  trotzdem  der  Kredit  schon  vor- 
her sehr  in  Anpruch  genommen  war,  blieb  auch  jetzt  der 
Ritterschaft  und  den  meisten  Städten  nichts  übrig,  als  wieder 
Kapitalien,  zum  Theil  recht  beträchtliche,  aufzunehmen.  *) 

Entriss  sodann  die  Mobilmachung  an  sich  schon  durch 
Einziehung  der  Tausende  von  Urlaubern,  sowie  noch  eines 
sehr  starken  Kontingentes  von  Artillerie-  und  Trainknechten 
—  im  ganzen  etw»  20000  im  Bereich  der  Monarchie  —  eine 
grosso  Zalil  fleissiger  Hände  der  gewohnten  Thätigkeit,  so 
musste  alsbald  infolge  der  sich  immer  mehr  häufenden  Re- 
knitenauahebungen  jede  wirthschat'tliche  Thätigkeit,  Ackerbau, 
Handel  und  Gewerbe  ins  Stocken,  wenn  nicht  gar  schUess- 
lieh  aus  Mangel  an  Arbeitskräften  ganz  zum  Stillstand 
kommen. 

Zugleich  begannen  dann  auch  die  endlosen  Korn-  und 
Fouragoliefe rangen  zum  Unterhalt  der  Armee  und  zur  Füllung 
der  Magazine,  fUr  die  alle  die  Bezahlung  nur  äusserst  knapp  be- 
messen, bei  denen  der  Verdienst  ein  ganz  verschwindender 
war.  Alles,  was  Pferde  besass,  musste  Fuhren  zu  der  Armee 
und  zu  den  Magazinen  thun,  Vorspann  und  Botenlaufen  über- 
nehmen; Bürger  und  Bauern  musaten  Transporte  verrichten, 
ja  nicht  selten,  wenn  kein  Militär  zur  Stelle  war,  Rekruten 
und  Gefangene  bewachen  und  eskortiren.  Bei  allen  derartigen 
Leistungen  wurden  sie  nicht  nur  In  ihrer  Nahrung  gestttrt, 
sondern  sie  verzehrten  auch  das  wenige  bare  Geld,  da«  sie 
hatten,  oder  sie  fielen  im  Unvermögensfalle  dann  ihren  hei- 
mathlichen  Ortschaften  zur  Last,  die  ilinen  für  die  Zeit  der 
Abwesenheit  Geld  zum  Unterhalt  gewähren  mussten. 

Hätte  i's  nun  an  sicli  drn  Städten,  die  sonst  Garnison- 
orto  waren,  auch  eine  gewisse  poknniäre  Erleichterung  ge- 
währen können ,  dass  sie  hei  Abwesenheit  der  Garnison  von 
der  Zahlung    des    oft    recht   bedeutenden  Servises   entbunden 
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waren, ')  so  war  iHese  Erleicbtormig  doch  nur  eine  scheinbare. 
Einerseits  tiel  nämlich  ilamit  auch  der  ganze  Verdienst,  der 
Biets  mit  der  Anwesenheit  von  Tnippenth eilen  verbiuiden  ist, 
fort,  andererseits  miiüsteii  dit'  lietrefFenden  Städte  jelxt  im 
'ie  zurttckgebli ebenen  iSoldatont'amilien  nft  recht  betrÄchtliche 
fnterstütznngsgelder  zahlen,  welche  sonst  in  Friedenszeiten 
ma  der  Akzise  gegeben  zu  werden  pflegten,")  endlich  mussle 
al>ei-  auch  die  Bürgerschaft  die  Wachen  an  den  Thoren  u,  s,  w. 
selbst  übernehmen,  eine  theils  pekuniäre,  theils  persflnliche 
Ltiist,  die  unter  Umständen  recht  drückend  werden  konnte.*) 
Alle  die  eben  besprochenen  Leistungen  hätte  schon  jeder 
Krieg  auferlegen  müssen,  in  geringerem  Umfange  hatten  sie 
auch  die  ersten  schlesisehen  Kriege  gefordert.  Ahi?r  die  Länge 
und  die  Heftigkeit  dieses  Krieges  überbot  alles  bisher  dage- 
wesene, di;r  Ruin  des    Lnnfles   schien  unausbleiblich   zu   sein. 


fot 
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'I  Die  kleineren  Orle,  die  im  Frieden  keine  Garnison  hatltin  and 
ftir  crSeeere  ütädte  HilfaquBitiergelder  zahlen  mussten,  wurden  davon 
jeiEi  teineswepis  befreit, 

'l  i)i<?  Leistung  w&ye  für  sich  gerechnet  keine  grosse  gewesen,  Neu- 
stettin zahlte  160,  Treptow  a;R.  300,  Pyritz  960,  später  nur  740  Thir. 
jahrlich ;  aber  neben  anderen  bedeutenden  Abgaben  wurde  sie  doch  fTir 
massige  Laudstüdte  recht  drückend.     Das  PHnzip  dieser  eigen thümlichen 


I 


Stadt  gewesen  waren,  —  also  z.  li.  nicht  die  erst  seit  dem  Kriege  in  die 
Stadt  geflUi:hteten  Familien  von  Urlaubern.  —  die  sich  und  ilire  Kinder 
sonst  nicht  ernähren  konnten.  Für  Kinder  unter  2  und  Über  12  Jahren, 
sowie  für  die  Weiber  und  Kinder  der  Invaliden  und  der  Dcsertirten 
wurde  nicht»,  für  die  Familien  Verstorbener  aber  mit  noch  ein  halbes  Jahr 
nach  dem  Tode  der  Männer  die  UnterstlltKung  eegeben;  ea  fehlte  also 
eine  Wiitwen-  und  Waisen  Versorgung.  Efie  Oeldsätae  scheinen  durch- 
schnittlich etwa  {gewesen  xu  sein:  monatlich  Dir  die  Frau  IT  g.  Groecben 
für  Quartier  und  Brot  und  ebenso  2  g.  Grost^hen  für  jedes  Kind  zu  Brot. 
*)  Dieser  Dienst  tnuHSte  in  manchen  Städten  unentgeltlich  von  den 
Btirgem  geleistet  werden,  dieselben  versäumten  also  ihre  Nahrune  und 
1    dennoch   auf  eigene   Kosten  leben:   ein  sehr  drückender  Modus 


dagegen,  so  in  Kolberc,  wurden  die  BUrgerwachten  den  Offizieren,  Unter- 
ofhzieren  und  Mannacoaften  von  der  Kommune  bezahlt,  sie  mögen  daher 
hier  ein  ganü  angenehmer  gelegentlicher  Nebenverdienst  des  Kleinbürger- 
Standes  gewesen  sein.  Wegen  der  Stärke  der  betretenden  Mannschaften 
können  wir  nur  einige  Angaben  Über  Kolberg  macben.  In  dieser  Stadt 
muesten  nämlich  in  oer  Zi'Jt  vom  Abmärsche  der  (iaroison  im  Dezember 
IT.*!);  bis  KUm  Brauchbarwerden  der  zwei  Kolbcrger  Landhataillone  im 
September  1757  tiiglich  2  bis  3  Obernffiziere,  7  bis  8  Unteroffiziere  und 
75  bis  BO  Gemeine  von  der  Bürgerschaft  auf  Wacbe  ziehen;  sie  erhielten 
dafitr  auf  den  Tag  entsprechend  12,  6  und  4  g.  Groschen.  Als  sodann 
regelrechte  Besatzung  da  war,  wurden  die  Büi^r  unr  noch  im  Noth&De, 
besonders  bei  den  llelagerungen,  auch  wieder  in  der  Ktürke  des  obigen 
Kommandos,  zu  den  \\  achen  iin  den  7'hoTen,  auf  der  Hauptwache  und 
theils  sudi  auf  den  Schanzen  lieraagezi'gen.  Der  freiwiUige  Dienst 
I  kpe^ell  auch  der  wohlhabenden  Bürgerschaft  in  ^enen  schweren  Zeiten 
^ttt  davou  wieder  zu  trennen,  die.'ie  bewaffnete  sich  selbst  und  empfing 
inen  Entgelt. 


86  VII.  4. 

Bald  konnten  die  Forderungen,  welche  die  Unterthanen  für 
Fuhren  und  Lieferungen  aller  Art,  für  Truppendurchmärsehe 
und  Einquartirung  an  die  königliehen  Kassen  hatten,  gamicfat 
mehr  oder  doch  nur  in  geringem  Masse  befriedigt  werden, 
weil  die  Vorräthe  der  Kassen  dazu  nicht  ausreichten*). 

Den  Gipfelpunkt  erreichte  die  Noth  aber  erst  dadurch, 
da«s  die  Provinz  unmittelbar  in  den  Krieg  hineingezogen  und 
der  Schauplatz  des  Kampfes,  der  Tummelplatz  des  Feindes 
wurde.  Dass  preussische  Heere  dadurch  auch  nach  Pommern 
kamen,  und  die  Provinz  manches  ausserordentliche  zu  deren 
Unterhalt  beitragen  musste,  kam  nicht  so  sehr  in  betracht 
Aber  die  Feinde  wollten  geradezu  vom  Lande  leben:  die 
Einauartirung  drückte  die  armen  Bewohner  bald  in  der 
furcntbarsten  Weise,  die  Naturallieferungen  aller  Art,  die 
Fuhren  u.  s.  w.  wurden  ins  ungeheuerliche  gesteigert.  Die  Lie- 
ferungen an  den  Feind  waren  entweder  Zwangslieferungen 
bestimmter  Quanta,  oder  jener  nahm  alles,  was  er  an  Getreide, 
Vieh  u.  s.  w.  vorfand,  nut  sich  fort.  Die  Fuhren  für  Freund 
und  Feind  zählten  nach  Tausenden  und  Abertausenden^). 
Ein  Wunder  war  es  dabei  noch,  wenn  die  Knechte  mit  den 
Wagen  bald  und  einigennassen  vollzählig  zurückkehrten ;  aber 
häufig  wurden  die  Gespanne  viele,  viele  Meilen  mitfortge- 
nommen,  Pferde  gingen  in  Menge  verloren^),  Knechte  Hessen 
sich  anwerben  oder  wurden  zum  Dienst  gezwungen  und  so 
manches  Mal  kam  nur  der  kleinste  Theil  in  die  Heimatli 
zurück.  Oft  mag  dies  die  Noth  des  Krieges  unvermeidlich 
gemacht  haben;  aber  die  Russen  pflegten  mit  Vorliebe  über- 
haupt die  requirirten  Gespanne  einfach  zu  behalten,  d.  h.  sie 
als  gute  Beute  zu  betrachten,  und  künmierten  sich  gamicht 
darum,  ob  etwa  und  wie  die  Knechte  nach  Hause  kamen. 

Noch  nicht  einmal  zu  den  unerlaubten  Mitteln  wollen  wir 


'*)  Das  schlimmste  für  die  armen  Kontribuenten  war,  dass  diese 
Forderungen  nicht  einmal  bei  den  Landmilizgelderresten  in  Anrechnung 
gebracht  werden  durften,  weil  die  Abgabe  iür  die  MUiz  nicht  als  könig- 
liche, sondern  als  provinzielle  Steuer  angesehen  wurde.  So  ward  dann 
^egen  Bauern  des  I>orfe8  SchmeUentin,  Kreis  Randow,  wegen  restirenden 
Landmilizgeldes  im  Betrage  von  15  Thlr.  8  g.  Gr.  Exekution  veranlasst, 
während  sie  doch  von  königlichen  Kassen  über  100  Thlr.  für  Korn. 
Fourage  u.  s.  w.  zu  fordern  hatten  (1759). 

2)  Ein  Beispiel  für  viele;  Die  Stadt  Anklam  hat  1758  im  Frühjahr 
zur  Ueberführung  des  preussischen  Magazins  von  Treptow  aT.  nach 
Pasc  walk  allein  1090  Fuhren  stellen  müssen,  d.  h.  lauter  zweispännige 
Wagen;  dieselbe  Stadt  hat  in  den  Jahren  von  1757  bis  1759,  wo  ihre 
gesammten  Pferde  und  Wagen  bei  den  grössten  Anstrengungen  doch  noch 
nicht  ausreichten,  sogar  3600  Thlr.  bar  für  Fuhren  und  Vorspann  aus- 
geben müssen. 

^)  Allein  durch  die  Fulu^n  zur  Lehwaldtschen,  später  Dohnaschen 
Armee  und  zum  Platenschen  Korps  waren  im  Fürstenthum  Kanunin  bis 
zum  Mai  1758  nicht  weniger  als  3000  Pferde  auf  diese  Weise  gefallen 
oder  verloren  gegangen. 
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die  ßraiid.schatzuiigun  >;älileu,  in  (Iuiil'H  uameutliL-h  lUo  liiis^eii 
ohne  jeHe  äussere  Veranlassung  die  unglaublichsten  tiuiumen 
verlangten  und  aueli  echliesalicli  alles  ans  dem  Lande  hei-ans- 

firessten,  was  heranszupressen  war').  Wenn  der  Feind  seliliesä- 
icli  vom  Lande  nahm,  was  er  zu  seinem  Unterhalt  brauchte, 
ging  es  EDch  an;  dasa  gelegentlich  eine  Ortschaft  bonibai'dirt 
und  in  Brand  geschossen  wnrde,  war  auch  nicht  zu  ver- 
meiden, —  daas  aber  systematisch  alles  zerstört  iiuii  verwüstet, 
die  Felder  vernichtet,  Gebftude  demolirt,  bewegliche  Sachen 
zerschlagen  oder  verbrannt,  den  Einwohnern  alle  Habselig- 
keiten genonunen,  sie  selbst  auf  das  barbarischste  geniiss- 
handelt,  das  Land  vollkommen  zur  Wüste  gemacht  wm-de, 
das  war  schmachvoll  und  altem  Völkerrecht  zuwider. 

Bei  den    Kosaken   war  das   systematische   Vernichtungs- 

Jerk  Spezialfach.  Unvennnthßt  tauchten  sie  bald  hier  bald 
ort  auf,  räumten  alles  rein  aus;  was  sie  nicht  lurlbringen 
konnten,  wurde  demolirt,  zerschlagen,  verbrannt,  und  im  Fluge 
waren  sie  wieder  verschwunden.  Raub,  Plünderung,  körper- 
liche Misshandlung,  ja  Mord  und  Totschlag  waren  bei  diesen 
Hoi-den  an  der  Tagesordnung,  so  dass  selbst  die  Kaiserin 
Elisabeth,  entsetzt  über  diese  Greuel,  denselben  zu  steuern 
befahl,  freilich  ohne  den  geringsten  Erfolg.  Kein  A\'under, 
dasB  Hinterpommern  zuletzt  vollkommen  einer  WUsle  glich, 

Die  Schweden  freilich  trieben  es  ja  lange  nicht  so 
schlimm,  sie  waren  menschlicher.  Vielleicht  aber  liegt  dies, 
mindestens  zum  Theil,  weniger  an  ihi'em  Edebnuthe,  als  viel- 
mehr einerseits  daran ,  dass  ihnen  das  findige  Kosakengc- 
sindel  fehlte,  dass  die  preussischen  leichten  Tnippen  den 
schwedischen  an  Rührigkeit  und  Gewandtheit  auf  das  ent- 
schiedenste überlegen  waren,  —  andei-erseita  aber  auch  viel- 
leicht daran,  dass  sie  sich  absichtlich  etwas  bezithmten,  da  sie 
doch  fast  jeden  Winter  Repressalien  gewärtigen  mussteu.  So 
begnügten  sie  sich,  vor  allem  dem  preussiaehen  Könige  jede 
Einnahmequelle  abzuschneiden,  jede  Erhebung  von  Geldern 
preusaischerseits  durch  eine  von  ihrer  Seite  zu  paralysiren: 
sie  drohten  den  pommerschen  Predigern,  dass  sie  alles,  was 
dieselben  etiva  an  Landmilizkriegssteuern  entrichten  würden, 
ihnen  ihrerseits  auch  abfonlern  wollten,  sie  verboten  auf  Usedom 


■l  Dem  blutarmeo  Städtlein  ÜHrwalde  in  Hinterinitoinem  wurden 
TOD  den  Husaen  in  den  Jalircn  I75W,  175!t  und  1761  über  3500  Tlilr.  Kon- 
tribution abgeuresBt;  eine  eanz  ungeheuere  Summe  tur  einen  Ort  mit  nur 
60,  schon  zu  Anfaue  des  Kriege«  vollhonimen  verarmten  Bürgern,  wo  der 
Hagiatrat  jährlich  nicht  mehr  wie  Iti  Thtr.  Uehall  bekam,  und  wo  aelbst 
die  Aufbringung  dieses  Gehaltes  1758  schon  Seliwierigkeilen  verursacht 
hatte.  Bis  aber  die  Forderungen  der  Russen  hntien  bezahlt  werden 
können,  freilich  zuletzt  nur  noch  in  Danziger  Wechaeln.  tnussteu  jedesmal 
■"■■  enneister  und  Kämmerer  einige  Wochen  als  Geiiwin  in  der  Gefangen- 
i  schmachten. 
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und  Wollin  bei  200  Thaler  Strafe,  ii^endwelche  Steuern  an 
den  eigentlichen  Landeelierrn  zu  zahlen,  sie  ruinirt«ii  das 
Land  nicht  so  unmenschlich  wie  die  Rassen,  aber  durch- 
schlagend genug  war  der  Erfolg  auch  bei  ihnen'). 

Um  das  Elend  voll  zu  machen,  wUtheten  endlich  auch 
noch  Unter  dem  Reste  der  Bewohner  verschiedene  ansteckende 
Krankheiten,  die  die  Russen  eingeschleppt  Iiatten,  und  die 
wenigen  Ueberbleibsel  an  Vieh,  die  noch  hatten  in  die  Walder 
gefluchtet  werden  können,  drohten  durch  Seuchen  dahingerafft 
zu  werden. 

Bedenkt  man  alle  diese  Lasten  und  Leiden,  die  der  Krieg 
flir  die  arme  Provinz  mit  sich  im  Gefolge  hatte,  rechnet 
man  dazu  die  Landmiliz  mit  ihren  grossen  Kosten,  mit  dem 
bedeutenden  Rekruten  bedarf,  mit  den  Opfern,  die  sie  von 
ihren  Offizieren  und  Mannschaften  forderte,  und  erwägt  man 
endlich,  dass  doch  den  ganzen  Krieg  über  auch  alle  regel- 
mftsaigen  Abgaben,  die  Akzise,  die  Kontribution,  die  Lehn- 
pferdegelder u.  8.  w,  ganz  wie  in  Friedenszeiten  eingefordert 
wurden,  —  dann  wird  man  erat  den  grossen  Opfermuth,  den 
Patriotismus  der  Provinz  voll  ermessen,  die  über  alle  die 
schweren  Lasten  nicht  murrte,  die  wohl  um  Befreiung  hat, 
wenn  die  Unmöglichkeit  mehr  zu  leisten  vorlag,  die  aber 
trug  und  leistete,  so  lange  sie  irgend  konnte. 

Mag  der  Höhepunkt  des  allgemeinen  Elendes  in  Pommern 
und  in  der  Uckermark  auch  erst  mit  dem  Ende  des  Krieges 
erreicht  worden  sein,  so  waren  die  Provinzen,  mindestens 
aber  Hintei'pommem,  docli  schon  zu  Anfang  1760  vollkommen 
orschöpfL  Solange  haben  die  beiden  Pommern  wenigstens 
alles  geleistet,  was  in  iliren  Kräften  stand,  und  die  Landmiliz 
auch  etwa  solange  wirklich  unterhalten.  Es  ist  eigentlich 
kaum  b^reiflich,  dass  die  Russen  noch  immer  und  immer 
wieder  etwas  zu  erpressen  und  fortzunehmen  fanden,  beson- 
ders noch  in  den  Jahren  17üO  und  1761,  wenn  der  Zustand 
des  Landes  ein  derartiger  war,  dass  z.  B.  schon  im  Juni  1759 
der  Polizeiauareiter  in  Neustettin  trotz  aller  Anstrengungen 
in  drei  Tagen,  anstatt  123  Thalcr  restirende  Landmilizgelder 
einzutreiben,  absolut  nicht  mehr  als  1  ägr.  6  Pf.  hatte  zu- 
sammenbringen können  imd  dass  er,  wie  er  selbst  meldete, 
wenn  er  noch  weiter  hätte  pDtnden  wollen,  den   Bilrgem  das 


(>  ')  Der  ^esainiiite  duruh  die  ScLweden  veruraiiclite  Schaden  ein- 
B<'hliesslicli  Lieferungen,  Ivontributionen  und  Fuhren  betrug  z.  B.  in  der 
Stadt  Anklam  1157  etwa  38  000.  1758  70000,  1759  77O00  Thlr.  u.  b.w., 
darunter  allein  au  ruinirtwj  Maulbeerplantagen  17.')7  für  9000  Thlr.,  1759 
für  6000  Thlr.  Man  konnte  Freuseen  freilich  kaum  empfindlicher  treffen 
ale  in  seiner  Industrie.  In  Treptow  n  T.,  wo  eroBSe  Strumpffabriken  waren, 
nahmen  die  Schweden  im  August  1758  afles,  was  sie  an  Stnimpfvor- 
rallien  vorfanden,  einfach  mit  sich  und  Hessen  sich  aucli  weiterhin  die 
gröSEiCen  Lieferungen  macheu.  ohne  dafür  zu  bezahlen,  ^>o  war  es  Überall. 
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Bettstroh  hätte  fortnehmen  müssen ;  —  und  dass  ähnlieh  in 
GoUnow  die  Bürger  trotz  langer  Exekution  im  September 
1759  in  heller  Verzweiflung  erklärten,  „und  wenn  man  ihnen 
mit  Henken  drohe,  sie  seien  nicht  imstande,  auch  nur  einen 
Pfennig  aufzubringen". 

Es  war  jedenfalls  vom  Lande  schon  lange  vor  dem  Ende 
des  Krieges  nichts  mehr  zu  erwarten.  Die  Städte  hatten  alle 
ihre  Kämmercipertinenzien  verpfändet,  den  äussersten  Kredit 
in  Anspruch  genommen;  es  borgte  ihnen  niemand  mehr^). 
Die  Landgüter  waren  bis  zum  äussersten  mit  Hypotheken 
belastet;  nicht  genug,  dass  die  Ritterschaft  nicht  mehr  im- 
stande war,  ihren  im  Felde  stehenden  Söhnen  und  Anver- 
wandten wie  bisher  Zuschüsse  zukommen  zu  lassen,  sondern 
jeder  musste  schon  froh  sein,  wenn  es  ihm  gelang,  sein  Gut 
noch  vor  dem  drohenden  Konkurs  zu  retten. 

Alle  obenberührten  Versuche  der  Behörden,  die  Lasten 
nach  Möglichkeit  zu  vertheilen,  die  verhältnissmässig  besser 
gestellten  Landestheile  mehr  als  die  besonders  vom  Feinde 
heimgesuchten  heranzuziehen,  waren  an  sich  sehr  gerecht- 
fertigt, trugen  aber  nur  dazu  bei,  dass  schliesslich  auch  die 
vom  Kriege  fast  garnicht  direkt  berührten  Theile  der  Pro- 
vinz sich  in  vollkommener  Erschöpfung  befanden.  Die 
Gnadenbeweisc  des  Königs  im  Winter  1758/59,  in  denen,  wie 
wir  oben  gesehen  haben,  direkte  Geldunterstützung  mit  dem 
Erlasse  von  rückständigen  Steuern  Hand  in  Hand  ging,  hatten 
auch  nur  geringen  und  vorübergehenden  Erfolg. 

Die  arme,  schwer  heimgesuchte  Provinz  musste  sich 
schliesslich  mit  dem  wiederholten  Versprechen  des  General- 
direktoriums und  des  Monarchen  selbst  trösten,  dass  ihr  nach 
dem  Frieden  auch  ganz  besondere  königliche  Gnade  zu  theil 
werden  würde.  Und  sie  hat  wahrlich  nicht  umsonst  geharrt: 
der  König  hat  den  Opfermuth  seiner  braven  Pommern,  seiner 
treuesten  Unterthanen,  wie  er  sie  selbst  nannte,  nie  vergessen. 
Die  verschiedenen  materiellen  Gnadenbeweise,  welche  die  Pro- 
vinz unmittelbar  nach  dem  Frieden  erhalten  hat,  sollten  für 
sie  nur  der  erste  Anfang  des  königlichen  Dankes  sein. 

In  der  Provinz  Pommern  und  in  ihren  Leiden  verkörpert 
sich  dann  auch  am  schönsten  der  hohe,  grossartige  Patriotismus 
des  preussischen  Volkes  in  jenem  Heldenkampfe,  den  es  unter 
seinem  grossen  Friedrich  gegen  halb  Europa  zu  bestehen 
hatte.  Pommern  war  in  diesem  ELriege  im  wahrsten  Sinne 
des  Wortes  treu  seinem  Könige  bis  zum  Bettelstabe,  und  wir 
dürfen  es  wohl  sjigen,  unter  allen  patriotischen  Opfern,  die  es 
gebracht  hat,  muss  die  Landmiliz  als  das  grösste  und  schönste 
angesehen  werden. 


1)  Anklam  z.  B.  hatte  schon  1759  56  000  Tlilr.  Schulden;  es  hatte 
jährlich  allein  über  2500  Thlr.  Zmsen  zu  bezahlen,  war  aber  auch  dazu 
seit  dem  Frühjahr  1759  nicht  mehr  imstande. 


der   Kabii 


Die  Uckermark. 

«irliül  tiiisu  zu  der  poiiimersulien  Kummer.]  In 
ibiiiettsordre  vom  13.  Juli  1757  Imtte  der  König  be- 
fohlen, (lasD  die  Uekeniuirk  und  zwar  cinncbliesslich  des 
Stolpiri sehen  Kreioes  (Angermttnde)  fllr  diesmal  und  ohne 
Konsequenz  in  allen  die  Landmiliz  angehenden  Sachen  zu 
Pommern  gerechnet  werden  solle,  und  die  uckermflrkischen 
Landräthe  waren  zugleich  in  dieser  Beziehung  an  die  pom- 
mersche  Kammer  gewiesen  worden.  Da  aber  das  rechtliche 
Verliältniss  dabei  nicht  genauer  bestimmt  worden  war,  so  konnte 
es  nicht  fehlen,  das»  alsbald  Unzuträglichkeiten  sich  heraus- 
stellten. Die  pomniersche  Kammer  besasM  der  Uckermark 
gegenüber  keinerlei  Zwangsmittel,  und  das  KreiRdirektoriuni 
respektirte  jene  auch  keineswegs  als  die  vorgesetzte  Behörde. 
Der  ordentliche  Instanzenzug  über  das  Öeneraldirektoriuui 
und  die  kurmSrkische  Kaminer,  die  eigentliclic  direkte  Ober- 
behörde des  KreisdircktoriumM,  war  ausserordentlich  umständ- 
lich und  erzielte  »elten  den  gewünscliten  Erfolg,  weil  in- 
zwischen meist  der  richtige  Zeitpunkt  verpasst  worden  war. 
Hatte  doch  ausserdem  in  den  ersten  Monaten  die  kurmarkiaclic 
Kammer  es  überhaupt  abgelehnt,  sich  in  die  durch  aller- 
höchsten Immediatbefehl  angeordnete  Sache  zu  mischen.  Hier 
radikale  Aendening  zu  schaffen,  d.  h.  also  das  Kreisdirek- 
torium  in  allen  Landmilizangelegenheiten  unter  die  pommereche 
Kammer  als  wirkliche  Oberbeliörde  zu  stellen,  wäre  nur  äusserst 
schwer  durchführbar  gewesen  und  hätte  den  gej*ainmten  Ver- 
waltungsorgan iamus  durchbrochen.  Durch  diese  UnvoUkomraen- 
heit  aber  sollte  nun  der  ganze  Lauf  der  Dinge  auf  da» 
Htilrendste  beeinäusst  werden, 

[Die  ersten  „drei  Monate".]  Die  Mannschaften 
und  die  Gelder  fUr  die  ersten  „drei  Monate"  hatte  die  Ucker- 
mark, wie  wir  sahen'),  bereitwilligst  zugesagt.  Die  Auf- 
bringung der  nöthigen  Summen')  wurde  auf  die  Kreise,  Städte 
und  Aemter  genau  nach  der  Mannscliaftsqitote  vertheilt,  und 
am  7.  August  konnten  zugleich  mit  den  Rekruten  die  Mon- 
tirungskosten  und  der  Verpflegungsbeitrag  für  einen  Monat 
abgeführt  werden;  die  Geldquoten  der  Stildtc  wurden,  soweit 
es  ging,  dui-ch  Kä mm erei Vorschüsse  gedeckt")  und  die  der 
Aemter  au.s  der  Aemterkontributionskasse  bezahlt.  Alles  schien 
auch  weiter  nach  Wimsch  zu  gehen,  BeitiHge  für  den  zweiten 
und  dritten  Monat   liefen  reichlich   ein:   da  plötzlich  kam  die 

')  Veigl.  oben  .S.32. 

*)  Vergl.  die  Beilage  V. 

'')  Hier  also  daeselbe  VeriahreD,  wetolies,  wie  wir  später  selioi 
werden,  bei  den  i.eiatuDgen  fiir  die  Landmiliz  in  der  Kunn.irk  im  weitesten 
Umfange  /.ur  Anweiiduog  kam. 


VII.  4.  91 

Sache  ins  Stocken,  als  ^egen  Ende  September  die  Schweden 
ins  Land  brachen.  Die  schon  zusammengebrachten  Gelder 
konnten  noch  nach  Stettin  geflüchtet  werden;  damit  war  einst- 
weilen alles  beendet,  jeden  weiteren  Beitrag  schienen  die 
Feinde  durch  ihre  Kontributionen  und  Requisitionen  unmöglich 
machen  zu  wollen.  Und  wirklich,  als  nach  ihrem  Abmärsche 
im  November  die  Beitreibung  der  noch  fehlenden  Gelder  fort- 

fesetzt  werden  sollte,  entstanden  die  grössten  Schwierigkeiten : 
ie  Reste  gingen  sehr  langsam  und  spärlich  ein  und  ein  kleiner 
Theil  derselben  —  360  Thlr.  —  ist  überhaupt  niemals  abge- 
tragen worden. 

[  D  i  e  F  r  a  g  e  d  e  r  \^'  e  i  t  e  r  u  n  t  e  r  h  a  1 1  u  n  g  b  i  s  zudem 
Staatszuschuss  von  2(5000  Thalern.]  Die  weitere  Ent- 
wickehmg  bietet  hier  sehr  wenig  erquickliche  Seiten.  Freilich 
ist  ja  die  Uckermark  jährlicli  ganz  oder  zum  Theil  von  den 
Schweden  heimgesucht  worden,  aber  die  beiden  Pommern 
hatten  es  wahrlich  auch  nicht  besser;  während  hier  doch  stets 
repartirt  imd  soviel  nur  irgend  möglich  war,  aufgebracht  wurde, 
hat  die  Uckeraiark  leider  nicht  einmal  diesen  guten  Willen 
gezeigt,  gerade  sie,  die  doch  bei  der  Bewilligung  der  „drei 
Monate"  freudig  vorangegangen  war.  Halb  war  es  allzu  festes 
Vertrauen  auf  ganz  besondere  königliche  Gnade,  die  ihr  zu 
theil  werden  müsse,  halb  war  es  Renitenz,  die  allerdings  wohl 
durch  die  Noth  der  Verzweiflung  hervorgerufen  wurde,  was 
die  Haltung  des  Kreisdirektoriums,  der  Ritterschaft  und  der 
ganzen  Provinz  bestimmte;  und  die  häufige  Anwesenheit  des 
Feindes  und  die  nur  lose  Angliederung  an  das  Ressort  der 
pommerschen  Kammer  begünstigten  diese  Haltung  ausser- 
ordentlich. 

Zunächst  protestirte  die  Uckermark  sogleich,  auch  nur  einen 
Pfennig  über  die  „drei  Monate"  hinaus  zu  zahlen,  nur  zu  diesen 
hätte  sie  sich  verpflichtet,  und  alles  weitere  überstiege  ihre 
Kräfte.  Alle  Mahnungen  der  Kammer  blieben  ohne  Erfolg, 
ein  Monat  verging  nach  dem  andern,  ohne  dass  man  sich  zur 
Zahlung  bereit  finden  wollte.  Für  das  eine  Mal  fand  allei*dings 
die  Sache  noch  dadurch  ein  Ende,  dass  der  König  auf  eine 
flehentliche  Bitte  der  uckerraärkischen  Ritterschaft  die  so  be- 
sonders hart  mitgenommene  Provinz  von  weiteren  Lasten  zu 
befreien,  26  000  Thlr.  aus  der  Generalkriegskasse  bewilligte  ^), 
wodurch  dann  die  ganzen  bis  dahin  rückständigen  drei  Quar- 
tale von  Landmilizgeldem  bis  auf  wenige  hundert  Thaler  ge- 
tilgt werden  konnten. 

[Konflikt  zwischen  dem  Kreisdirektorium  und 
der  pommerschen  Kammer.]  Das  Kreisdirektorium 
legte  aber  diesen  königlichen  Gnadenbeweis  sofort  so  aus,  als 
ob  die  Provinz  nun  auch  in  Zukunft  nichts  zur  Landmiliz  zu 


^)  Eoibinettsordre  vom  17.  Februar  1759. 
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zahlen  hätte,  und  alle  Befehle  der  pommerschen,  der  kurmär- 
kiijchcn  Kaniiner  iiiwl  des  Genemldirektorium»  blieben  ohne 
Erfolg.  Gegen  die  Ehiführimg  des  Landmilizimpostes,  der  für 
alle  kumiärkim-hen  Städte  einächliesslioli  der  Uckermark! sehen 
mit  dem  1.  September  1759  in  Kraft  treten  sollte'),  konnte 
die  Uckermark  allein  freilich  nicht  gut  remonstriren,  denn 
die  Erhebung  dieser  indirekten  Zuschlagsteuer  wurde  durch 
diu  königliche  Akziuevenvaltung  ohne  Zuthun  des  Kreis- 
direktoriums besorgt*),  aber  gegen  jedes  direkte  Landmilizgeld 
sträubte  man  sich  nach  wie  vor  auf»  heftigste.  Alle  iteparti- 
tionen  der  pommerschen  Kammer  wurden  unberücksichtigt 
ad  acta  gelegt,  und  man  Hess  die  Reste  immer  liüher  an- 
schwellen. 

Endlich,  im  Frühjahr  1760,  ward  gegen  das  Kreisdirek- 
torium militärische  Exekution  verhängt,  es  sollte  mit  der  Ein- 
treibnng  nun  doch  noch  Ernst  gemacht  werden.  Sofort  wurde 
ein  Kreistag  nach  Prenzlau  berufen  und  man  fing  nun  an 
—  sich  über  das  Prinzip  zu  streiten,  welches  der  Kepartition 
zugrunde  zu  legen  sei^);  es  waren  etwa  30000  Thir.  aufzu- 
bringen, da  seit  dem  Februar  1759,  also  seit  einem  Jahre, 
a)>solnt  nichts  bezahlt  worden  war*).  Die  Immediatstädte  ver- 
weigerten überhaupt  jede  Zaldung,  da  sie  jetzt  den  Imnost 
trllg<!n;  das  Kreisdirektorium  und  mit  ihm  die  Ritterschaft 
aber  woUtc  den  allen  kurmärkischen  Landesrezess  vom  Jahre 
1643  zugrunde  legen,  nach  dem  gerade  die  Immediatstädte 
allein  59  Prozent  hätten  aufbringen  müssen.  Man  konnte  sich 
nicht  einigen  und  machte  wiederum  eine  gemeinsame  Immediat- 
eingabe, aber  diesmal,  ohne  auch  nur  eine  Antwort  zu  er- 
langen. 

Die  pommersche  Kammer  sah  sich  also  gezwungen,  aber- 
mals Exekution  auszuwirken. 

IVermittelungsversuch  der  kurmärkischen 
Kammer,]  Da  die  Sache  nun  durchaus  keinen  Fortgang 
nehmen  wollte,  legte  sich  endlich  die  kurmiirkische  Kammer 
ins  Mittel.  Ohne  die  Fonlerangen  <ler  uckermärkischen  Ritter- 
schaft, die  jede  ohne  direkten  königlichen  Befehl  geschehende 
liepartition  schroff  ablehnte,  unterstützen  zu  wollen,  glaubte 
sie   doch,   dfiss   man  den  berechtigten  Wünschen  der  Provinz 

'1  Vergl.  oben  S.  73,  sowie  auch  weiter  unten  in  dem  Abschnitte 
über  die  Kurmark.  Für  die  Uckermark  wurde  der  Anfangstermin  des 
Importes  durch  den  abennaligen  Einfall  der  Schweden  bis  zum  1.  Oktober 
verzögert. 

'-)  Nur  wurden  die  Erträge  des  LandmilizimpoHles  durch  die  acker- 
markische  Kreiskasec  an  die  pommersche  Kammer  abgeführt. 

')  Bei  den  ersten  „diei  Monaten"  waren,  wie  man  eich  eiinnem  wird, 
die  Uelder  nach  der  Mannschaflsquote  vertheilt  worden,  weil  diee  am 
pchnelleten  zum  Ziele  filhrte;  vor  dieser  lilicksicht  hatten  damals  alle 
anderen  schweigen  miisfieD. 

'I  Vergl.  Beilage  V. 
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immerhin  Rechnung  tragen  müsse.  Die  Kammer  machte  daher 
dem  Generaldirektorium  den  Vorschlag*),  einmal  der  Ucker- 
mark einen  neuen,  gerechteren  Repartitionsmodus  anzubefehlen, 
sodann  aber  auch  die  viel  besser  gestellte  Kurmark  zur 
Tilgung  der  grossen  uckermärkischen  Reste  mitheranzuziehen. 
Das  Prinzip  des  Rezesses  von  1643  benachtheilige  für  jetzige 
Verhältnisse  die  Städte,  das  nach  der  Kopfzahl  dagegen  das 
platte  Land  zu  sehr;  der  richtige  Quotisationsfuss  werde  der 
auch  in  der  Kurmark  angenommene  der  Justizsalariengelder 
sein*),  dabei  müssten  aber  nicht  die  Aemter  als  solche  aus 
ihrer  Kontributionskasse,  sondern  vielmehr  die  Amtsunterthanen 
herangezogen  werden^).  Da  nun  femer  die  Kurmark  sich  in 
viel  besserer  Lage  befinde,  nach  den  hier  vorgenommenen 
Reduktionen  im  Verhältniss  viel  weniger  Landmiliz  als  die 
Uckermark  zu  unterhalten  habe*),  endlich  aber  auch  aus 
ihrem  Impost  recht  bedeutende  Ueberschüsse  eraiele,  so  sei  es 
vielleicht  nicht  mehr  als  billig,  wenn  die  so  hoch  aufj^- 
schwollenen  Reste  der  Uckermark  durch  gleichmässige  Ver- 
theilung  auf  alle  kurmärkischen  Kreise  und  Stadtkämmereien, 
einschliesslich  der  uckermärkischen,  getilgt  würden. 


^)  Bericht  vom  13.  August  1760. 

')  Ueber  deo  näheren  Charakter  dieser  vergl.  weiter  unten  in  dem 
Kapitel  über  den  Unterhalt  der  kurmärkischen  Miliz.  Für  die  Uckermark 
bot  dieser  Quotisationsfuss  den  Städten  in  der  That  eine  Erleichterung 
gegen  den  Rezess  von  1643,  während  für  die  eigentliche  Kurmark  das 
Verhältniss  zwischen  den  Städten  und  dem  platten  Lande  bei  beiden  Modis 
das  gleiche  war  und  der  Unterschied  derselben  sich  erst  bei  der  Einzel- 
lepartition  geltend  machte. 

*)  Den  Unterschied  der  drei  Modi  zeigt  folgende  Tabelle: 
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*)  Die  Kurmark  unterhielt  nur  das  Regiment  Borck,  damals  nach 
dem  Etat  1530  Gemeine  stark,  sowie  die  Husareneskadron  zu  rund  100 
Gemeinen,  die  Uckermark  aber  sollte  für  823  Mann  den  Unterhalt 
schaffen. 
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Noch  iin  August  fand  «ücscr  Entwurf  die  ZiiHtinimuiig 
dv!-  Generaldirektor! «ms,  und  es  wurde  befohlen,  alles,  was 
nur  immer  einkilmc,  sofort  an  die  pommerschc  Kammer  ab- 
zufHlircn.  Jetzt  endlich  schien  alle«  geordnet,  und  der  Erfolg 
wäre  wolii  juieh  der  beste  gewesen,  wenn  nicht  im  September 
die  Stliweden  wicdenim  die  Uckermark  und,  was  nocli  viel 
(jchlimmer  war,  die  Ocsterreicher  und  Russen  im  Oktober  die 
Kiirmark  Iwimgeaucht  hätten. 

Hatte  sich  die  pommerselie  Kammer  inzwischen  schon 
wieder  genöthigt  gesehen,  drei  weitere  Quartale  an  Landmiliz- 
geldem  der  Uckermark  aufzuerlegen,  so  waren  nunmehr  fürs 
erste  alle  Hoffnungen  vernichtet.  Trotz  alles  Drängeng  ihrer 
pouimi^rschen  Kollogin  erkliirte  nun  die  kumiilrkische  Kammer 
selbst  dem  Generaldirektor! um  im  Dezember  1760,  dass  die 
Erpi-eswnngeii  der  Feinde  die  Ausfllhrung  des  ganzen  Plane« 
iinmßf^lich  gemacht  hätten.  Wirklich  Zahlungen  geleistet 
hatten  auch  nur  der  altmärkische  und  der  nippinische  Kreis  so- 
wie einige  Städte,  auch  Beeskow-Storkow  hatte  sein  möglich- 
stes getlian;  die  and«iren  Städte  und  Kreise  aber  bedurften 
nunmehr  selbst  der  dringendsten  Schonung,  wenn  sie  nur 
einigcrmassen  zur  Aufbringimg  ihrer  laufenden  ordentlichen 
Abgaben,  — ■  fast  die  einzigen,  auf  die  der  Kfinig  noch  mit 
einiger  Sicherheit  rechnen  konnte,  —  fUliig  bleiben  sollten. 

Aber  selbst,  wenn  diese  Verhältnisse  nicht  eingetreten 
wären ,  hätte  fast  selion  da«  weitere  Benehmen  der  ucker- 
märkischen  Deputirten  an  sich  die  kunnitrkische  Kammer 
veranlassen  können,  nicht  weiter  fUr  ihren  Hilfsplan  einzu- 
treten. ObH'ohl  alle  anderen  Provinzen  Jahrelang  die  Land- 
milizabgabe nach  bestem  Vermögen  getragen  hatten,  erklärten 
nämlich  jene,  uneingedenk  des  königlichen  Gnadenbeweises, 
auch  jetzt  noch,  sie  würden  auch  den  nun  so  sehr  ermässigten 
Beitrag  nicht  zahlen,  „denn  sie  könnten  nicht  absehen,  aus 
welchem  Grunde  ein  von  dortiger  Provinz  bei  den  dringend- 
sten Umständen  aus  Eifer  i^r  Seine  Majestät  geschehener 
freiwilliger  Beitrag  ohne  Allerböchat  Dero  iiumediaten  Befehl 
in  ein  fortwährendes  onus  venvandelt  werden  solle" ').  Kein 
Wunder,  wenn  die  kurmärkische  Ritterschaft  nach  dieser 
schroffen  Erklärung  der  ^'ertretcr  der  Uckermark  nun  jede 
weitere  Beihilfe  weigerte,  ja  zurilckforilcrn  wollte,  was  .-lie 
bereits  geleistet  hatte. 

[Die  Frage  der  Reste.]  Währi'nd dessen  halte  sich 
dir  Lage  dadurch  merklich  geändert,  das»  mit  jenem  l.Mürz 
1761  die  Unterhaltung  der  pommersch-uckemiiirki sehen  Land- 


')  Der  König  hatte  \o  der  Kabine ttsordre  vom  15.  Mai  1758  (vergl. 
oben  S.  65)  mir  den  Ständen  beider  Pommern  die  weitere  Unlerhaltune 
der  Miliz  befohlen,  der  Uckermark,  des  einzelnen  Kreises,  aber  nicht  noch 
einmal  besonders  gedacht;  daraus  Bchmiedete  man  nun  liier  eine  Waffe. 
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railiz  auf  die  Generalkriegskasse  übergegangen  war.  Neue 
Schulden  konnten  also  in  dieser  Hinsicht  nicht  mehr  gemacht 
werden,  aber  über  50000  Thaler  Reste  blieben  noch  als 
drohendes  Gespenst  im  Hintergrunde;  was  damit  werden 
sollte,  war  nicht  abzusehen. 

Obwohl  die  kurmärkische  Kammer  dafür  plaidirte,  dass 
die  Uckermark  ganz  allein,  wenn  auch  erst  allmählich,  die 
Reste  tilgen  solle,  befahl  das  Generaldirektorium,  wenigstens 
eine  günstigere  Zeit  für  die  endgiltige  Entscheidung  dieser 
Angelegenheit  abzuwarten.  Damit  war  die  Sache  zunächst 
aufgeschoben,  und  die  Frage  der  Reste  blieb,  wenn  auch  in- 
zwischen noch  einige  wenige  Zahlungen  einliefen,  bis  zum 
Frieden  eine  offene^).  Nach  diesem  aber  scheint  dann  auch 
hier  wie  in  Pommern  königliche  Gnade  von  der  weiteren  Ab- 
tragung derselben  befreit  zu  haben,  obgleich  dies  mit  Sicher- 
heit nicht  angenommen  werden  kann. 

Bringt  man  die  26000  Thaler,  die  der  König  der  Ucker- 
mark bar  zuwies,  in  Abrechnung,  so  hat  dieselbe  demnach 
wahrscheinlich  nicht  viel  mehr  als  die  ersten  Ausrüstungs- 
kosten und  die  dreimonatliche  Verpflegimg  ihres  Kontingentes, 
d.  h.  also  gut  gerechnet  etwa  11000  Thaler,  bar  aufgebracht. 


^)  Wielange  der  Impost  noch  in  der  Uckermark  bestanden  hat, 
haben  wir  leider  aus  den  Akten  nicht  ermitteln  können ;  ist  er  aber,  wie 
in  der  Kurmark,  noch  bis  zum  1.  März  1763  in  Kraft  geblieben,  so  müssen 
durch  ihn  immerhin  sehr  beträchtliche  Theile  der  grossen  Rückstände  ge- 
tilgt worden  sein. 


Zweiter  Theil. 
Die  Neumar  k'). 


I.  Veraiilassnii^  and  erster  Plan  bis  Eur  Kabinettaordre 

vom  10.  Aagnst  1757. 

Der  Ursprung  der  Milizen  wai-  in  der  Neumark  ein  etwas 
anderer  als  in  Pommern,  und  davon  wurde  dann  auch  die 
ganze   spätere   Ent Wickelung    Ijeeinflusst. 

Während  man  nämlich  in  letzterer  Provinz  von  Anfang 
an  sich  darüber  klar  war,  daes  man  es  mit  einem  wirklichen, 
regulären  Feindesheere  zu  thun  haben  werde,  waren  hier  in 
der  Neumark  alle  Massregeln  zunächst  nur  —  wie  schon 
1741 ')  —  gegen  die  UehergrifFc  polnischer  Banden  gerichtet 

Schon  im  Juni  und  Juli  1757  liefen  höchst  bedenkliche 
Nachrichten  von  der  polnischen  Grenze  ein:  manche  der  dor- 
tigen Magnaten  machten  garkeineii  Hehl  aus  ihrer  Abneigung 
gegen  die  Preussen,  mancherlei  Droimngen  waren  laut  ge- 
worden, ja  es  hatten  sich  schon  an  einigen  Grenzorten  grössere 
Trupps  Berittener  gezeigt;  man  dachte,  seit  Rolin  sei  es  aus 
mit  dem  Pi-eussenkönig,  und  ein  jeder  könne  nun  sein  Mtith- 
chcn  an  ihm  kuhlen. 

Aber  die  preussischcn  Beamten  waren  auf  ihrer  Hut. 
Nach  einigen  provisorischen  Massregeln  begab  sich  der  neu- 
märkische  Kammerpräsident  von  Rothenburg  persönlich  nach 
Berlin,  um  mit  den  Ministem  über  die  weiteren  Anstalten  zu 
berathen.  Am  29.  Juli  übergab  er  ein  Promemoria,  ■)  wie  die 
ihm  unterstellte  Provinz  gegen  alle  Einfülle  und  Htreifereien 
der  Polen  geschützt  werden  könne,  dessen  Grundprinzipien 
am  meisten  nocli  denen  entsprachen,  die  wir  bereits  oben  an 
dorn  Plane  aus  dem  Jahre  1741  kennen  gelernt  haben.    Schon 

'1  Verel. Geh.  St.  Arch., General-Direkt., Pommern, Neumark. Land- 
miliz,  Vol.  1— VIII;  und:  LandmiliK.  Pororoeni,  MitKaria,  -5  8.  b.  Vol.  VI 
und  VII. 

3)  Vei^I,  oben  S.  12  ff. 

^)  Wiederiiolt  aiisfilhrlieher  am  1.  August  in  einer  Ministerkonfereni. 
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dieser  Umstand  würde* genügend  erklären,  dass  wir  auf  dies 
Promemoria  ausführlicher  eingehen ;  ausserdem  aber  lässt  sich 
nur  dadurch  das  Verständniss  für  die  spätere  eigenthümliche 
Entwickelung  der  neumärkischen  Miliz  erschliessen. 

Die  Vorschläge  des  Kammerpräsidenten  waren  also  etwa 
folgende:  zur  Vertheidigung  des  Landes  solle  eine  Eskadron 
Husaren,  ein  Jägerkorps  und  eine  Bauemmiliz  auf  dem  platten 
Lande  errichtet  werden,  jährend  gleichzeitig  in  den  Städten 
die  Bürgerkompanien  zu  reorganisiren  seien.  Die  Husareneska- 
dron, in  der  Stärke  von  hundert  Gemeinen,  bleibe  zunächst 
aUein  ständig  beisammen ,  werde  entsprechend  montirt  und 
beritten  gemacht,  übernehme  den  Patrouillen-  und  Sicherheits- 
dienst an  der  ganzen  polnischen  Grenze  und  habe  für  recht- 
zeitige Alarmirung  der  anderen  Theile  der  bewaffneten  Macht 
zu  sorgen.  Gegen  einfallende  Rotten  würde  sie  dann  auch 
als  Gefechtstruppe  zu  verwenden  sein,  um  jene  abzuschneiden, 
einzuholen  u.  s.  w.,  und  man  müsse  dabei  auf  die  Unterstützung 
berittener  Forstbeamten,  sowie  Freiwilliger,  besonders  aus  den 
Kreisen  der  Pächter,  Müller,  wohlhabenden  Bürger  u.  s.  w.  rech- 
nen, die  sich  selbst  bewaffnen  und  beritten  machen  würden. 
Die  Errichtung  der  Husaren  sollte  besonders  den  Polen  einen 
heilsamen  Schrecken  einjagen.  Um  sie  recht  bald  benutzen 
zu  können,  wollte  man  suchen,  möglichst  viel  alte  Husaren 
dafür  zu  gewinnen  bezw.  anzuwerben.  Anlangend  die  Kosten 
für  die  Eskadron,  die  jedenfalls  aus  königlichen  Kassen  ge- 
nommen werden  müssten,  wurde  zugleich  auf  einen  bei  der 
Kammer  lagernden  Fonds  von  11  000  Thalern  sogen.  Baufrei- 
heitsgelder aufmerksam  gemacht,  die  dazu  verwendet  werden 
könnten.  Die  Ausgaben  würden  nicht  unbedeutend  sein,  da  ja  die 
Eskadron  nicht  wie  die  anderen  Theile  der  bewaffneten  Macht 
nur  in  der  Noth  aufgeboten  werden,  sondern  beständig  beisam- 
men sein  sollte.  —  Zur  Formirung  eines  Jägerkorps  sollten  sich 
sämmtliche  königliche,  adlige  und  städtische  Förster  und  Jäger 
jederzeit  bereithalten,  sich  im  Falle  der  Noth  gut  bewaffnet 
an  einem  bestimmten  Sammelplatze  einzufinden.  In  derartigem 
militärischen  Dienste  würde  innen  ein  Sold  zu  reichen  sein.^) 
—  In  den  Städten  sollten  aus  den  gesundesten  und  besten 
jungen  Leuten,  je  nach  der  Grösse  des  Ortes,  Kompanien 
zusammengestellt  und  diese  ab  und  zu  exerzirt  werden;  und 
zwar  sei  den  Unbemittelten  Gewehr  aus  dem  Zeughause  zu 
reichen.  Sie  müssten  stets  gewärtig  sein,  sich  auf  Ordre  zu 
versammeln  und  an  den  bedrohten  Ort  zu  marschiren;  nur 
wenn  sie  ausserhalb  ihrer  Stadt  verwendet  würden,  hätten 
sie  Löhnung   zu   beanspruchen.  2)  —   Auf  dem  platten  Lande 


M  Der   Oberförster  sollte   6,  der   Unterförster  4,   der  Jägerbursche 

8  g.  Gr.  täglich,   der  berittene  natürlich  ausserdem  eine  Ration  erhalten. 

*)  Der  Offizier  12,  der  Unteroffizier  5,  der  Gemeine  3  g.  Gr.  täglich; 

PorschnDRen  (31)  VII.  4.  —  Schwartz.  7 
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endlich  wUrde  eine  Art  Bauemmiliz  zu  errichten  sem  und 
zwar  in  fest  organisirten  Körpern,  drei  Bataillone  zu  )0  vier 
Kompanien,  je  eines  in  den  Vorderkreisen  (Soldin,  König»- 
berg,  Laiidsberg),  in  den  Hinterkreisen  (Friedeberg,  Arena- 
walde, Dramburg,  Schivelbein)  und  in  den  inkorporirten 
Kreisen  (Stemberg,  Krossen,  Züllichau,  Kottbus).  Jedes  Dorf 
hätte  dazu  zwei  bis  fllnf  Mann  zu  stellen,  das  Gewehr  würde 
aus  dem  küstriner  Zeughause  zu  entnehmen  und,  »olange  die 
Mannschaften  nicht  im  Dienste  wären,  zusammen  mit  einer 
gewissen,  noch  anzufertigenden  Uniform  beim  Schulzen  zu 
hinterlegen  sein.  Als  Offiziere  müsaten  Gediente  vom  Adel, 
als  Unteroffiziere  dimittirte  Soldaten  genommen  werden.  Die 
Mannschaften  seien  nach  einer  kurzen  Rekrutenzeit  alle  acht 
bis  vierzehn  Tage  einmal  in  kleineren  Abtheilungen  —  15 
bis  20  Mann  —  zusammenzuziehen  und  in  den  Waffen  zu  üben. 
Wenn  die  Miliz  beisammen  aei,  mUssten  Offiziere,  Unteroffiziere 
und  Mannschaften  stets  ein  angemessenes  Traktement  erhalten; 
die  crsteren  beiden  aber  würden  das  halbe  Traktement  auch 
dann  zu  fordern  haben,  wenn  die  Mannschaften  in  die  hei- 
mathlichen  Dörfer  beurlaubt  seien.')  Wenn  nun  auch  zu 
dieser  ganzen  Armirung  die  Meumark  allein  die  Mannschaften 
stelle,  so  genOsse  doch  die  Kurmark  auch  durch  dieselbe 
Schutz,  und  daher  müsse  dann,  falls  man  nicht  auch  für  alle 
diese  Massregeln  einen  Fonds  anweisen  wolle,  letztere  Pro- 
vinz auch  zu  den  Kosten  beitragen.  Das  beste  wäre  da- 
her, wenn  s&mmtliche  ftlr  das  jÄgerkorps  und  die  Bürger- 
kompanien nöthigen  Gelder  aus  den  vermögendsten  neu- 
und  kurmärkischen  Kilmmereien  genommen,  die  Kosten  für 
die  Bauernmiliz  aber  vom  platten  Lande  in  beiden  Marken 
nach  der  Hufenzahl  aufgebracht  würden. 

Soweit  die  Vorschläge  des  neumärkischen  Eammerpräui- 
denten;  die  neumftrkischen  Stände  des  Geldpunktes  wegen 
etwa  vorher  zu  befragen,  hatte  er  nicht  für  nöthig  gehalten, 
unter  diesen  Umständen  allerdings  mit  vollem  Recht 

Sämnidiche  in  Berlin  anwesende  Minister  erklärten  sich 
in  einer  gemeinsamen  Berathung  am  1.  August  mit  allen  ein- 


vergl.  dazu  die  Sätze  für  die  Kolberger  BfirgenDannscliaften  S.  Bö  Anm.  3, 
dort  Bind  es  lil,  6,  1  g.  Gr. 

I)  Der  Offizier  t^lich  12  g.  Gr.,  der  Unteroffiaier  ebenso  4  g.  Gr. 
im  Dienst,  ausser  l>ienst  beide  die  Hälfte,  die  GecDeinca  nur  im  Dienst 
alle  b  Tage  8  g.  Gr.,  ausserdem  UnterofK ziere  uod  Gemeine  im  Dienst 
iäglieh  ein  Pfiind  Brot.  Die  Sätze  sind  durchaus  angemessen,  da  Offiziere 
und  Unteroffiziere,  auch  »'enn  die  Miliz  nicht  beisammen  war,  mancherld 
zu  tlmn  hatten.  Die  pniize  Einrichtung  erinnert  an  die  uns  («hon  be- 
kannte der  4  Landregiiiiputer  (verjjl.  oben  S.  8).  —  Wie  auch  diese  -Miliz 
von  Anfang  an  als  wirklich  milit&riache  Iriippe  angcEchen  werden  soUle, 
das  zeigt  der  UuiBtRnd,  dass  rnan  ihr  auch  eine  Uniform  zu  geben,  noch 
mehr  nhpr,  dass  üian  die  Mannsebafteu  den  gewöhuüchen  Fahneneid 
schwüren  xa  Irtssrn  bcjibsiclitigtc. 
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zelnen  Massregeln  der  beabsichtigten  Landesvertheidigung  an 
sich  durchaus  einverstanden,  nur  wurde  eine  jede  Theilnahme 
der  Kurmark  an  der  Aufbringung  der  nöthigen  Gelder  von 
vornherein  abgelehnt:  die  Husaren  seien  sofort,  doch  nur  auf 
drei  Monate,  zu  errichten  und  die  Kosten  dazu  vorschussweise 
aus  dem  von  der  Kammer  vorgeschlagenen  Fonds  der  Bau- 
freiheitsgelder zu  entnehmen;  das  Jägerkorps,  die  Btirger- 
kompanien  und  die  Landmiliz  seien  alsdann  ebenfalls  baldigst 
ins  Werk  zu  setzen,  ftir  die  letztere  seien  die  Rollen  der 
Mannschaften  und  der  Gedienten  vom  Adel  gemeinsam  mit 
dem  küstriner  Kommandanten  aufzustellen  und  alsbald  einzu- 
senden, ebenso  werde  eine  gleichmässige  Vertheilung  der 
Gelder  auf  die  neumärkischen  Landhufen  beziehungsweise 
Kämmereien  erwartet. 

Während  die  Minister  einen  dahingehenden  Bericht  an 
den  König  abfassten,  eilte  der  Kammerpräsident  mit  seinem 
Bescheide  nach  Ktistrin  zurück,  und  alsbald  begannen  die 
eifrigsten  Vorbereitungen,  den  approbirten  Plan  zur  Ausfüh- 
rung zu  bringen.  Als  die  Sachen  schon  alle  im  besten  Gange 
waren,  und  Rothenburg  bereits  vorauszusehen  glaubte,  wann 
seine  Massregeln  vollendet  sein  würden,  ward  die  Situation 
plötzlich  durch  einen  Eingriff  von  oben  wesentlich  geändert. 
Eine  Kabinettsordre  vom  10.  August  —  dieselbe,  derer  wir 
auch  schon  in  Pommern  Erwähnung  gethan  haben,  —  befahl 
nämlich,  ohne  von  den  bisherigen  Vorbereitungen  weiter  Notiz 
zu  nehmen,  auch  in  der  Neumark  die  Errichtung  einer  Land- 
miliz nach  dem  vom  Könige  bereits  für  Pommern  befohlenen 
Fuss,  und  zwar  sollten  auch  die  Städte  hier  wie  dort  an  der 
Stellung  der  Mannschaften  und  der  Aufbringung  der  Gelder 
theilnehmen. 

Dieser  striktesten  königlichen  Ordre  musste  nun  aller- 
dings Folge  geleistet,  d.  h.  die  in  der  Entwickelung  begriffene 
neumärkische  Landmiliz  nach  obigen  Gesichtspunkten  der 
pommerschen  wenigstens  ähnlich  gemacht  werden.  In  welcher 
Weise  dies  geschehen  und  welchen  weiteren  Verlauf  die  Orga- 
nisirung  der  neumärkischen  Miliz  genommen  hat,  werden  wir 
sogleich  im  einzelnen  sehen.  ^) 


1)  Gleich  hier  indess  noch  einige  Worte  über  die  neumärkischen 
Jäger  und  die  dortigen  Husaren.  Diese  beiden  Truppentheile  dürfen 
nämlich  nicht  eigentlich  zu  dem  Milizwerke  der  Neumark  gerechnet  werden, 
sie  wurden  durch  die  Kabinettsordre  vom  10.  August  in  keiner  Weise 
mitbetrofFen.  Sie  gehören  nicht  zu  der  von  der  Provinz  unterhaltenen 
Landmiliz;  eine  eigentliche  Stellung  von  Mannschaften  dazu  seitens  des 
lindes  fand  nicht  statt :  das  Jägerkorps  basirte  auf  der  persönlichen  Ver* 
pflichtung  sämmtlicher  Forstbcamten,  die  die  Landesherren  von  jeher  in 
Anspruch  genommen  hatten,  die  Leute  für  die  Husaren cskadron  wurden 
angeworben,  —  und  endlich  wurden  die  sämmtlichen  Kosten  für  die  beiden 
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H.    Oi^nisatlon  der  neamSrkischen  Landmlllz. 

Während  in  Pomniem  das  ganze  Milizwerk  einheitlich 
in  der  Hand  eines  einsichtigen  Mannes  und  ohenein  eines  Mi- 
litära  lag,  war  die  Oberleitung  in  der  Neumark  leider 
überhaupt  nicht  so  konzentrirt,  sie  wechselte  zwischen  ver- 
Bchiedenen  Personen,  deren  Kompetenzen  nicht  näher  abge- 
grenzt waren;  zweifellos  ein  Umstand,  der  nur  üble  Wirkungen 
ausüben  konnte. 

Die  ersten  Veranstaltungen  und  dann  die  ganze  eigent- 
liche Einriclituug  der  Land batai Hone  traf  der  Kammerpräsi- 
dent von  Rothenburg  auf  Ordre  des  Gcneraldirektoriunis,  nur 
theilweise  unterstützt  von  dem  Kommandanten  von  KUstrln, 
dem  Obersten  von  Sceger.  Dann  fand  eine  Theilung  der  Ge- 
walten statt.  Die  ganze  Wirthschaft,  die  Oekonomie  der  Land- 
bataillone blieb  auch  fernerhin  und  eigentlich  bis  zuletzt  unter 
Leitung  und  Aufsicht  der  Kammer.  Dies  aber  war  entschie- 
den ein  schwerer  Fehler:  die  Kammer  war  leider  oft  in  der 
Lage  fluchten  zu  müssen,  so  1758  und  1761  nach  Frankfurt; 
1759  war  sie  gar  den  ganzen  Sommer  tiber  in  Stettin,  so 
dasB  sie  ihren  Verpflichtungen  durchaus  nicht  immer  nach- 
kommen konnte.  Was  aber  noch  schlimmer  war,  die  Räthe 
der  Kammer  suchten  die  in  der  schweren  Zeit  für  die  Zivil- 
verwaltung sehr  gebotene  äusserste  Sparsamkeit  und  Knapp- 
heit auch  auf  die  Landmiliz  zu  übertragen,  wo  sie  keineswegs 
angebracht  war;  die  Lieferung  der  grossen  Montirungen,  die 
Zahlung  der  Offiziersmontirungsgelder  und  der  für  die  kleinen 
Montirungstücke  der  Mannschaften,  also  dringend  nothwen- 
dige  Sachen,  wnrden  immer  bis  zum  Äussersten  hingezogen, 
alle  Bitten  der  Bataillonskommandeure,  alle  Beschwertlen  der- 
selben beim  Generaldirektorium,  diese  Praxis  zu  ändern, 
blieben  vergeblich.  Die  Kammer,  bei  der  die  eigentliche  Ent- 
scheidung lag,  glaubte  im  Interesse  des  Landes  und  der  könig- 
lichen Kassen  so  handeln  zu  müssen,  die  Landmiliz  hat  aber 
darunter  schwer  zu  leiden  gehabt.  Eine,  wenn  auch  nicht 
radikale  Besserung  trat  liier  erst  ein,  als  im  Jalire  1761  der 
Genentlleutnant  von  Wedell,  der  bekannte  „Diktator"  von 
K.\v,  der  die  Zustände  in  der  Neumark  aus  eigener  Ansehau- 


TruppeukÖrper  nicht  dem  Lande,  Boniiern  königlichen  Kassen  zur  Last 
gelect.  Aus  diesen  Gründen  wird  man  es  verstellen,  wenn  wir  das  neu- 
märkisclie  Jä^erkorps  und  die  Husareneskadron  hier  einstweilen  voll- 
kommen  beiseitelassen;  andererseits  dürfte  es  aber  ihr  grosser  äusserer 
Znsammenliaug  mit  der  eigentiicbcn  Landmiliz,  der  gerade  dem  weniger 
genau  Orientirten  am  leiehteäten  in  die  Augen  fältt,  genügend  reclitferti};eD, 
dasB  wir  ihnen  weiter  unten   (Anhang  IIl  einige  weitere  Worte  widmen. 
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ung  kennen  gelernt  hatte,  als  Kriegsminister  das  sechste  De- 
partement des  Generaldirektoriums  und  somit  auch  die  Ober- 
aufsicht über  die  Oekonomie  der  neumärkischen  LandmilisS 
übernahm. 

Was  nun  abör  die  rein  militärische  Leitung  anbetraf,  so 
hatte  sich  die  Kammer  alsbald  an  das  Generaldirektorium 
gewandt  und  gebeten,  für  die  gesammten  in  der  Neiimark 
soeben  errichteten  Truppen')  einen  Gouverneur  wie  in  Pom- 
mern zu  ernennen.  Die  Zentralbehörde  erklärte,  ein  aktiver 
Offizier  würde  dazu  nicht  disponibel  sein ,  die  Kammer  solle 
anderweitig  jemand  ausfindig  machen,  und  da  diese  sich  nun 
wieder  dazu  ausser  Stande  erklärte,  so  unterblieb  die  Sache, 
obwohl  schon  damals  eine  einheitliche,  planmässige  Verwen- 
dung der  neumärkischen  Streitkräfte  um  so  Wünschenswerther 
gewesen  wäre,  als  —  es  war  im  Oktober  1757  —  die  Krossensche 
Gegend,  noch  mehr  aber  Kottbus  durch  Schwänne  österrei- 
chischer leichter  Truppen  zu  leiden  hatte.  Formell  übernahm 
um  diese  Zeit  die  Leitung  und  die  Verantwortlichkeit  für  die 
neumärkische  Landmiliz  auf  allerhöchsten  Spezialbefehl  der 
berliner  Kommandant,  Generalleutnant  von  Kochow;  einer- 
seits war  nun  aber  die  Entfernung  von  der  Hauptstadt  aus 
etwas  zu  gross,  andererseits  besass  der  greisenhafte  Rochow  ^) 
zu  wenig  von  der  Rührigkeit  eines  Manteuffel,  eines  Bevem, 
als  dass  ein  erspriessliches  Verhältniss  denkbar  gewesen  wäre. 
Seit  dem  Sommer  1759  aber  wird  Rochows  garnicht  mehr 
Erwähnung  gethan,  die  gesammte  Verwendung  der  Miliz  steht 
seitdem  zeitweise  beim  küstriner  Kommandanten,  meist  aber 
bei  den  Oberbefehlshabern  der  an  der  mittleren  Oder  thätigen 
preussischen  Heere,  so  1760  beim  Prinzen  Heinrich.  Kurz 
es  waren  alles  nur  Anordnungen  auf  Zeit,  flir  den  Augen- 
blick, nirgends  eine  durchdachte,  zusammenhängende  Leitung. 
Wenn  es  überhaupt  noch  so  anging,  wenn  ein  ständiger,  gemein- 
samer Oberbefehlshaber  wenigstens  einigermassen  entbehrt  wer- 
den konnte,  so  erklärt  sich  dies  nur  dadurch,  dass  einen  guten 
Theil  der  Geschäfte  eines  solchen,  z.  B.  auch  die  Bestätigung 
der  Offiziere,  die  Zivilbehörde,  d.  h.  die  Kammer  und  als 
höhere  Instanz  das  Generaldirektorium,  übernahm,  sowie  da- 
durch, dass  in  der  Neumark  den  Bataillonskommandeuren 
eine  bedeutend  grössere  eigene  Macht  zustand  als  ihren  pom- 
merschen  Kameraden,  und  dass  jedes  Bataillon  für  sich  eine 
Stadt  —  Küstrin,  Kressen,  Frankfurt  —  besetzt  und  zur  Ver- 
theidigung  überwiesen  erhalten  hatte. 


^)  £b  waren  drei  Bataillone  Jjandmiliz,  eine  Eskadron  Husaren,  das 
Jägerkorps  und  die  in  Bildung  begriffenen  Freibataillone  Angelelli  und 
Le  Noble. 

')  Vergl.  über  ihn  A.  Naudä  in  den  Märkischen  Forschungen, 
XX,  S.  153. 
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Im  März  1761  Ubeimahm  dann  endlich  der  Herzog  von 
Bevern  auch  noch  den  Oberbefehl  über  die  ueumärkische 
Landmiltz,  einschliesslich  der  Husaren  und  der  in  Frankfurt 
und  in  Rüstrin  stehenden  beiden  Qarnisonbataillone  Lange, 
so  dass  alle  diese  von  nun  an  zum  atettiner  Gouvernement 
gerechnet  wurden.  Trotz  der  grossen  Entfernung  und  trotz- 
dem die  Verbindung  mancherlei  Störungen  durch  die  Russen 
erlitt,  hat  Bevern  das  ganze  nächste  Jahr  für  diese  seine 
neuen  Schutzbefohlenen  vorzüghch  geseilt:  er  reorganiairte 
die  Husareneskadron  und  das  ehemalige  Bataillon  Arnim,  er 
schaffte  geeigneten  Ersatz  an  Offizieren  und,  was  nicht  min- 
der nothweudig  war,  auch  an  Mannschaften.  Auch  als  dann 
im  Frühjahr  1762  der  Herzog  nach  Schlesien  abging,  wurden 
diese  Funktionen  noch  eine  Zeitlang  von  seinem  Vertreter  im 
stettiner  Gouvernement,  dem  Generalmajor  von  Puttkamer, 
wahi^enommen . 

Dieser  beständige  Wechsel  in  der  militärischen  Leitung 
der  Landmiliz  einerseits,  sowie  andererseits  der  Umstand,  dass 
die  Machtvollkommenheit  der  Kammer  nicht  genügend  be- 
stimmt war  und  auch  nicht  zur  rechten  Zeit  geeignet  be- 
schränkt wurde,  war  sowohl  allgemein,  speziell  aber  für  das 
materielle  Wohlergehen  der  Landmiliz  von  sehr  unvortheil- 
haftem  Einflüsse. 

Wir  haben  oben  gesehen,  dass  der  Entwurf  Rothenburgs 
eine  völlige  Trennung  der  städtischen  und  der  ländlichen, 
zum  Aufgebot  bestimmten  Mannschaften  beabsichtigte,  dass 
dagegen  die  Kabinettsordre  eine  gleichmässig  vom  Lande  und 
den  Städten  zu  stellende  Landmiliz  anbefohlen  hatte.  Trotz- 
dem hatte  es  nun  aber  die  Kammer  unter  Hinweis  darauf, 
dass  eine  Störung  der  städtischen  Industrien  und  der  grossen 
Handwerke  dem  gesamraten  Lande  gar  zu  empfindlich  sein 
würde,  und  dass  auch  so  der  Ackerbau  immer  noch  genügend 
würde  bestellt  werden  können,  beim  Generaldirektorium  durch- 
gesetzt, dass  dennoch  die  zur  Formation  der  geforderten  drei 
Bataillone  nöthigen  Mannschaften  allein  vom  platten  Lande 
genommen  werden  durften.  Bei  ihrer  Zusammenstellung  be- 
standen alsfi  die  ncumärkisclien  Milizbataillonc  ausNchliesslich 
aus  jungen  Bauemknechten,  meist  zwischen  18  und  26  Jahren; 
es  waren  kräftige  und  sehr  brauchbare  Mannschaften,  wenn 
sie  auch  zum  Theil  so  klein  waren,  dass  die  Gewehre  für  ."ie 
verkürzt  werden  mussten.  Die  in  der  Kabinettsordre  vom 
10.  August  befohlene  allgemeine  und  radikale  Zusammen- 
ziehung  der  jungen  Mannsch.aft  wurde  dagegen  zunächst  nur 
als  ultima  ratio  angesehen  und,  da  die  Neumark  noch  nicht 
so  unmittelbar  von  feindlichen  Massen  ernstlich  bedroht  schien, 
einstweilen  noch  ausgesetzt  Als  aber  im  Januar  1758  sehr 
starke   Abgaben   an   die  Feldregimenter  stattgefunden  hatten. 
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und  die  drei  neumärkischen  Milizbataillone  allein  fast  700 
Rekruten  bedurften,  um  wieder  vollzählig  zu  werden,  sah  sich 
die  Kammer,  unbeschadet  ihrer  grossen  Fürsorge  für  die 
Industrien,  durch  das  Drängen  der  Landstände  und  den  Be- 
fehl des  Generaldirektoriums  gezwungen,  nunmehr  den  Städten 
wenn  auch  nicht  das  ganze  Rekrutenquantum  so  doch  den 
grössten  Theil  desselben  aufzuerlegen.  So  wurdö  die  Last 
w^enigstens  einigermassen  besser  vertheilt.  Aber  während 
man  sich  in  den  späteren  Jahren  genöthigt  sah,  auf  dem  Lande 
einzige  Söhne  wonlhabender  Väter  und  wirkliche,  schon  seit 
Jahren  angesessene  Wirthe  zu  Soldaten  zu  nehmen,  wurden  in 
den  Städten  Professionirte,  besonders  Tuchmacher  und  andere 
Fabrikgesellen,  aber  auch  z.  B.  Schiffer  auf  das  äusserte  ge- 
schont, weil  die  Kammer  immer  an  dem  Grundsatze  festhielt, 
dass  die  Ruinirung  der  Fabriken  am  schwersten  wieder  gut 
zu  machen  sein  und  dass  diese  indirekt  auch  das  platte  Land 
nur  noch  mehr  zugrunderichten  würde,  wenn  es  für  seine 
Produkte  wie  Wolle  u.  s.  w,  keinen  Absatz  mehr  ftnde*). 

Die  späteren  Rekrutirungen  gingen,  trotz  aller  Störungen 
durch  die  Anwesenheit  der  Russen,  immer  noch  so  ziemlich 
vonstatten,  wenn  die  Ersatzbehörden  auch  beständig  den 
schwersten  Konflikt  der  Pflichten  zu  kämpfen  hatten  und  sich 
nur  zu  oft  momentan  in  vollkommener  Rathlosigkeit  befanden. 
Die  eigentliche  Aushebung  von  Rekruten  zur  Landmiliz  ge- 
schah nämlich  wie  in  Pommern  durch  die  Zivilbehörden,  die 
Magistrate  und  die  Landräthe;  erst  ganz  zuletzt,  als  dieses 
Verfahren  keinen  rechten  Erfolg  mehr  hatte,  wurde  es  den 
Bataillonskommandeuren  gestattet,    dieselbe  wie  bei  den  Feld- 


^)  Die  Tuchmacher  hatten  aber  auch  beständig  mit  grossen  Liefe- 
raugen  an  Militartnch  u.  s.  w.  für  die  Armee  zu  thun.  Auf  jeden  der  kleinen 
Meister  war  ein  seinen  Arbeitskräften  entsprechendes  Quantum  repartirt; 
nahm  man  daher  diesen  ihre  Gesellen,  so  Konnten  die  nöthiinen  Menden 
nicht  geliefert  werden,  und  die  Armee  erhielt  kein  Tuch.  Der  Schiffer 
bedurfte  man  auch  dringend  in  ihrem  Beruf,  da  die  Wasserstrassen  nach 
Schlesien,  nach  Stettin  und  Berlin  in  denkbar  grösstem  Umfange  zu 
militärischen  Transporten  benutzt  wurden ;  abgesehen  davon,  dass  es  auch 
hier  galt  einen  blühenden  Erwerbszweig  durch  diese  schwere  Zeit  hin- 
durch zu  erhalten.  Hatte  doch  der  König  befohlen,  dass  kein  Kahn  ohne 
dringendste  Noth  aus  der  Schifffahrt  kommen  sollte.  —  Die  ruinirte  Land- 
wirthschaft  konnte  nach  dem  Frieden  durch  systematische  Fürsorge  bald 
wieder  instandkommen,  mit  Industrie  und  Handel  lag  die  Sache  ganz 
anders.  Ueber  die  Schonung  der  verschiedenen  Gewerbe  imd  Industrien 
in  Rücksicht  auf  die  Aushebungen  vor.  in  und  nach  dem  siebenjährigen 
Kriege,  vergl.  die  betr.  Angaben  inRibbentrop:  Verfassung  des  ^reussi- 
schen  Kanton wesens,  Minden  1798,  und  in  der  Gelegenheitsschnft  des 
uckermärkischen  Landrathes  von  Arnim:  Ueber  die  Kanton  Verfassung 
in  den  preussischen  Staaten  u.  s.  w.,  Frankfurt  und  Leipzig  1788. 
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regimentern  durch  in  den  Kanton  komniandirte  Offiziere  und 
Mannschaften  vornehmen  zu  lassen.*) 

Die  gesetzliche  Grundlage  für  alle  Aushebungen  bildeten 
die  schon  in  dem  Thcile  über  Pommern  erwähnten  Kabinetts- 
ordres  wegen  Zusammen ziehung  der  jungen  Mannschaft 
Furcht  vor  den  Grausamkeiten  der  Russen  und  anderorscits 
die  bittere  materielle  Noth  der  ärmeren  Klassen  führte  auch 
in  der  Keumark  der  Landmiliz  vielen  Kntatz  zu.  Freilich  die 
Anforderungen  an  Alter,  Grösse  und  körperliche  Kräfte  der 
Einzustellenden  wurden  hier  ebenso  immer  bescheidenere,  und 
der  grösste  Theil  der  Mannschaften  bestand  zuletzt  nur  aus 
alten  Männern  und  aus  Jungen  von  16  bis  17  Jahren,  Eine 
Anwerbung  und  Einstellung  von  wirkliclicn  Ausländem') 
hat  auch  in  der  Neumark  hier  und  da  stattgehabt,  doch 
waren  die  Fälle  immerhin  nicht  so  häuüg  und  galten  auch 
nur  als  geduldet^  1762  aber  wurde  sogar  Allerhöchst  streng- 
stens befohlen ,  dass  wirkliche  Ausländer  oder  gar  Kriegs- 
gefangene durchaus  nicht  angenommen  werden  dürften,  da 
gerade  der  Gamisondienst  der  Milizen  den  vielen  feindlichen 
Gefangenen  gegenüber  besonders  sichere  Leute  erfordere. 

Bei  der  Zusammenstellung  des  Unteroffizierkorps 
der  neumärkischen  Bataillone  wurden  besonders  auch  brauch- 
bare Mannschaften  der  beiden  in  KUstrin  stehenden  Invaliden- 
kompanien verwendet,  neben  den  abgedankten  Soldaten,  die 
jetzt  wieder  Dienste  nahmen;  später  wurden  dann  natürlich 
fetwaige  Abgänge  durch  Beföi-derung  tauglicher  Landsoldaten, 
theils  auch  durch  Annahme  halbinvalider  Soldaten  von  der 
Armee  orsetgt 

Als  gewisse rmassen  geborene  Offiziere  der  Landmiliz 
galten  auch  hier  wie  in  Pommern  und  wie  überall  früher  bei 
ähnlichen  Fällen  die  Adligen  aus  den  Kreisen,  soweit  sie  in 
Kriegsdiensten  gestanden  natten.  Sobald  nun  das  General- 
direktorium den  ersten  Entwurf  Kothenburgs  genehmigt,  hatte 
dieser  im  Kamen  des  Königs  einen  Aufruf  an  den  gesammten 


')  Knen  Versuch,  der  auf  direkten  Befehl  des  Kcinie?  in  allen  Pro- 
vinzen gemacht  wurde,  die  Rekrutirung  der  Ijindbataillone  dabin  zu 
ordnen,  ilasa  die  Feld regim enter  nur  dann  ausgebildete  Mannschaften  er- 
halten sollten,  wenn  sie  zugleich  ehenaoviel  aehlechtere  Kantonisten  aus 
ihrem  Kanton  dagegen  ablieferten,  daas  also  weder  die  BataillonskommaD' 
deuro  der  Landmiliz  noch  die  Zivilbehörden  für  den  Ersatz  zu  Borgen 
gehabt  hätten,  hatte  man  als  praktisch  unausführbar  sehr  bald  fallen 
lassen  mUssen. 

*)  Man  darf  nie  vergessen,  dass  auch  jedes  Landeskind,  das  nicht 
durch  die  Kantonpflicht  zu  den  Waffen  kam  und  daher  Anspnich  auf 
Handgeld  halte,  gleichfalls  als  sogenannter  Auslünder  gerechnet  nurde. 
Ein  guter  Theil  aller  „AaslÜiider"  in  der  preusBischen  Armee  nie  hier 
in  der  Miliz  waren  Preussen,  die  ihrem  LAndesvater  dienten.  Vergl. 
oben  i^.  22  Anm.  1. 
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neumärkischen  Adel  ergehen  lassen.  Die  Erklärungen  der 
einzelnen  Edelleute  darüber  waren  zunächst  daraufhin  er- 
folgt, dass  ihnen  ein  annehmbarer  Sold  zugebilligt  worden 
war,  und  vor  allem,  dass  ihnen  die  Aussieht  blieb,  bei  dem 
Beurlaubungsprinzip  der  Miliz  auch  immer  noch  ihren  Pflichten 
als  Gutsherren  und  Landwirthe  nachzukommen.  Der  Befehl 
des  Königs  aber,  dass  alles  auf  pommerschen  Fuss,  d.  h. 
also  ohne  Beurlaubung  und  mit  viel  knapperem  Solde  einge- 
richtet werden  solle,  täuschte  diese  Erwartungen  vollkommen. 
Die  Folge  war,  dass  einige  ihre  Meldungen  zurückzogen, 
die  einen,  weil  ihnen  das  Traktement  nicht  mehr  hoch 
genug  war,  die  anderen,  weil  ihnen  die  Rücksicht  auf  ihr 
Alter  und  ihre  Schwächlichkeit  eine  dauernde  Dienstleistung 
nicht  mehr  gestattete.  Um  so  höher  ist  es  aber  den  übrigen, 
und  dies  waren  bei  weitem  die  meisten,  anzurechnen,  dass 
sie  auf  Zureden  der  Kammer  und  der  Landräthe  sich  auch 
unter  den  ganz  veränderten  Bedingungen  bereit  erklärten, 
das  patriotische  Opfer  zu  bringen  und  Dienste  zu  nehmen. 
Unter  diesen  Umständen  wurden  von  den  drei  Bataillonen 
zwei  fast  vollständig,  das  dritte  noch  zum  guten  Theil  mit 
Offizieren  versehen.  Als  BataiJlonskommandeure  konnten 
einige  ausgezeichnete  und  noch  rüstige  Stabsoffiziere  ausfindig 
gemacht  werden,  die  erst  unlängst  den  Dienst  verlassen 
hatten.  Die  Subalternen  aber  waren  durchweg  ältere  Leute, 
manche  schon  Sechziger,  die  vor  Jahren,  oft  vor  einem 
Menschenalter  als  Leutnants,  Fähnrichs,  Komets,  Fahnen- 
junker, Unteroffiziere  oder  gefreite  Korporale  im  Heere  ge- 
dient hatten,  auch  wohl  gar  nur  in  fremden  Kriegsdiensten 
gewesen  waren.  Die  alten  Herren,  die  zum  guten  Theil  einst 
bei  der  Kavallerie  gestanden,  mussten  fast  selbst  noch  einmal 
lernen,  um  lehren  zu  können,  und  es  wurde  ihnen  zumeist 
recht  herzlich  sauer.  ^)  Aber  wer  jung  und  brauchbar  war, 
war  eben  in  jener  schweren  Zeit  schon  längst  zu  den  Fahnen 
geeilt,  jetzt  konnte    der  Adel   nur   solche  Veteranen  stellen.  2) 


^)  Ein  schwacher  Trost  war  es,  wenn  man  ihres  Alters  wegen  keine 
von  ihnen  zu  Fähnrichs  macheu  wollte  —  damals  bekanntlich  die 
unterste  Offizierscharge  —  sondern  auch  die  relativ  jüngsten  zu  Leutnants, 
zu  „Tertian-Leutnants"  ernannte.  Ein  Patent  erhielt  übrigens  keiner 
von  ihnen,  statt  eines  solchen  galten  die  betreffenden  Konfirmations- 
schreiben  des  Generaldirektoriums. 

*)  Gerade  fiir  die  Neumark  gestattet  der  Zustand  der  Akten  einen 
ganz  besonders  interessanten  Einblick  in  diese  Verhältnisse  und  lässt  so 
recht  das  Opfer  erkennen,  welches  von  diesen  patriotischen  Männern  ge- 
bracht worden  ist.  f^n  Beispiel,  allerdings  auch  der  schönsten  eines: 
Kaspar  Heimich  von  Schönefeld,  begütert  bei  Schivelbein,  geboren 
1680,  seiner  Zeit  Unteroffizier  in  der  Armee  und  schon  seit  einem  halben 
Jahrhundert  ausser  Dienst,  trat  im  September  1757  als  Leutnant  bei 
dem   neumärkischen   Landmilizbataillon    von    Arnim  ein,    obschon    sein 
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Ea  liegt  auf  der  Hand,  dasa  bei  einem  grossen  Theil  dieser 
oft  sehr  alten  und  sehr  kränklichen  Oftiziere  int  Laufe  der 
Zeit,  zumal  bei  so  schwerem  Dienst,  vollkommene  InvaltdiUlt 
eintreten  musste.  Und  da  dann  der  grösate  Theil  des  Er- 
satzes fiir  sie  noth  wendiger  weise  anderen  gesellschaftlichen 
Kreisen  entnommen  werden  musste,  haben  die  späteren  Offi- 
zierslisten  Veranlassung  zu  der  irrigen  Ansicht  gegeben,  wie 
wenn  sich  die  Edelleute  überhaupt  nicht  besonders  stark  an 
der  Landmiliz  betheiligt  hätten.  Die  früheren  Listen  ergeben 
zum  weit  tiberwiegenden  Theil  bejahrt«  Adlige  aus  den  Kreisen. 
Allzu  viele  von  diesem  Stande  waren  überhaupt  nicht  im 
Lande  geblieben,  und  auch  von  ihnen  war  ein  Theil  wiederum 
als  Landräthe,  Kreisdeputirte  oder  aus  anderen  Gründen  ab- 
solut unabkömmlich.  Dasa  oa  hier  und  da  unpatrio tische  oder 
auch  nur  zu  egoistinche  Leute  gab,  die  wohl  hätten  dienen 
können,  aber  nicht  dienen  wollten,  soll  damit  keinesw^s  in 
Abrede  gestellt  werden.  Im  grossen  und  ganzen  ist  aber 
jedenfalls  der  siebenjährige  Krieg  auch  hier  ein  Ehrendenk- 
mal für  den  preussischen  Adel,  auf  das  dieser  mit  Recht 
stolz  sein  kann. 

Da  aber,  wie  schon  oben  erwähnt,  doch  nicht  der  ganze 
Bedarf  an  Offizieren  auf  dem  Wege  eines  Aufrufes  an  die 
adligen  Vasallen  gedeckt  worden  war,  und  namentlich  dem 
einen  Bataillon  noch  eine  ziemliche  Anzahl  Subalterner 
mangelte,  suchte  man  auf  anderem  Wege  geeignete  Personen 
zu  bekommen.  Ein  neuer  allgemeiner  Aufruf  forderte  alle, 
die  jemals  in  irgendeiner  Charge  in  Kriegsdiensten  gewesen 
waren,  gleichviel  ob  adlig  oder  unadlig,  auf,  bei  der  Land- 
miliz als  Offiziere  einzutreten.  Auch  hier  blieb  ein  Erfolg 
nicht  aus;  eine  Reihe  alter  Unteroffiziere,  theils  auch  allen- 
falls abkömmliche  Subalternbeamte  vertauschten  ihre  friedliche 
Hantining  mit  dem  Schwerte.  Als  endlich  auch  dieses  Mittel 
nicht  mehr  oder  nicht  schaetl-  genug  ausreichen  wollte,  kam 
noch  eine  ganz  eigene  Ersatzquelle  hinzu.  Besondere  bei  dem 
Bataillone  Heiderstädt,  das  in  Frankfurt  a,  0.  lag,  spielten 
die  Candidaten  und  Studiosen,  namentlich  die  der  dortigen  Ju- 
ristenfakultät, eine  Rolle.  Junge  Leute,  die  Lust  zum  Sol- 
datenstandc  spürten,  lernten  als  Freiwillige  den  Dienst  in  der 
Landmiliz,  um  dann  bei  dem  betreffenden  Bataillon  als  Offi- 
ziere in  Vorschlag  gebracht  zu  werden.  Das  Generaldirekto- 
riiim  sträubte  sich  zwar  zuerst  sehr  gegen  diesen  Modus ,  es 
wollte  nur  ältere  Gediente  angenommen  wissen;  aber  es  musste 
schliesslich    doch    darein    willigen,   und    das   Heiderstfldtische 


Gesicht  und  sein  Gehitr  echwacl)  geworden  war.  Nach  fast  zweijährigem 
treuen  Dienste  ward  er  am  30.  Juli  1759  io  der  Afeire  bei  Boossen  (feigl. 
unten  S.  112)  schwer  verirnndet  und  starb  nach  wenigen  Tagen  in  nuai- 
Bcher  Gefangenacbaft  in  Frankfurt,  ein  79jährigeT  Greist 
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Bataillon  hat  auf  diese  Weise  allein   nacheinander   sechs  Sub- 
alterne erhalten. 

Nur  als  Nothbehelf  betrachtet,  trat  dann  aber  diese  Art 
des  Ersatzes  bald  wieder  in  den  Hintergrund  ^).  In  der  späteren 
Zeit,  zum  Theil  schon  seit  1758,  wurden  nämlich  vakante 
Oflfiziersstellen  bei  der  Landmiliz  benutzt,  um  verwundeten, 
halbinvaliden  und  in  der  Genesung  begriffenen  Offizieren  und 
Unteroffizieren  von  der  Armee,  und  zwar  zumeist  von  der 
Infanterie  und  den  Husaren,  eine  einstweilige  Versorgung  zu 
gewähren;  freilich  musste  die  Auswahl  eine  sehr  sorgfältige 
sein,  wenn  anders  der  Dienst  nicht  darunter  leiden  sollte. 
Von  17G1 — 1762  hat  besonders  Bevern  für  gute  Offiziere  bei  der 
Landmiliz  gesorgt  und,  damit  die  Anforderungen  des  Dienstes 
stets  erfüllt  werden  könnten,  sogar  bei  den  Bataillonen  einige 
tiberkomplette  Subalterne  mit  besonderem  Traktement  ge- 
halten. 

Der  Bedarf  an  Offizieren  seitens  der  Miliz  war  ein  im 
Verhältniss  ganz  ausserordentlich  starker;  die  schwächeren 
wurden  in  dem  schweren  Dienst  meist  ziemlich  schnell  ver- 
braucht, von  den  kräftigeren  aber  traten  so  manche,  wenn 
die  Verhältnisse  günstig  waren,  zur  Armee  über.  Bei  diesem 
fortwährenden  Abgang  und  Zugang  lag,  da  auch  der  bestän- 
dige Wechsel  der  Mannschaften  die  Verhältnisse  nur  um  so 
schwieriger  machte,  das  Hauptgewicht  in  den  Stellen  der  Ba- 
taillon skom  man  d  eure.  Diese  waren  glücklicherweise 
mit  in  jeder  Hinsicht  vorzüglichen  Offizieren  besetzt,  die  ein 
alle  Widerwärtigkeiten  überwindender  Patriotismus  erfüllte. 
Bei  air  den  misslichen  Verhältnissen,  die  in  der  militärischen 
und  ökonomischen  Oberleitung  bei  der  neumärkischen  Miliz 
obwalteten,  waren  auch  ihre  Aufgaben  viel  grössere,  ihre  Ver- 
antwortung eine  viel  schwerere,  als  die  ihrer  Kameraden  in 
den  anderen  Provinzen.^)  Und  wahrlich  der  Oberstleut- 
nant von  Heiderstädt,  die  Majore  de  Rege,  von  Arnim 
und  von  Bornstädt  verdienen  es,  dass  ihre  Namen  der 
Vergessenheit  entrissen  werden;  sie  haben  in  den  schwierigen 
Stellungen,  zu  denen  sie  ihr  König  berufen,  alles  geleistet, 
was  man  von  einem  tapferen  Krieger,  von  einem  braven  Pa- 
trioten, von  einem  wackeren  Manne  verlangen  kann. 

Was  endlich  noch  die  pekuniäre  Lage  der  Offi- 
ziere der  neumärkischen  Miliz  betrifft,  so  war  die  der  Stabs- 
offiziere und  der  Kapitäne  immerhin  noch  einigermassen  er- 
träglich, obwohl  deren  Kompetenzen  auch  nur  in  einem  höchst 


^)  V'ergl.  übrigens  Ober  das  hiermit  zusammenhängende   Volontär- 
oifizierswesen  unten  S.  116. 

*)  Vcrgl.  dazu  oben  S.  100  ff. 
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ungunstigen  VerhSitnisae  zu  den  an  sie  gestellten  Anforde- 
rungen standen.  Die  Stellung  der  Subalternen  war  aber  in 
dieser  Hinsicht  noch  viel  gedrückter  als  in  Pommern,  sie  war 
beinahe  zum  Verzweifeln.')  Wenn  den  Offizieren  für  grössere 
Miirsclic  und  Transporte  als  eine  Erleichterung  unentgeltlich 
ein  Chargenpferd  gestellt  oder  ihnen  Vorspann  bewilligt 
wurtle,  MO  war  dies  zwar  sehr  fürsorglich  und  wünschenswerth ; 
wenn  aber  z,  B. ,  was  garuicht  selten  vorkam,  ein  Offizier 
vor  dem  Feinde  oder  sonst  irgendwie  im  Dienst  seine  ganze 
Bagage,  seine  ganze  Equipirung  eingebUsst  hatte,  musste  er 
den  Verlust  verschmerzen,  weil  weder  die  Landmilizkasse, 
noch  sonst  eine  königliche  Kasse  Qold  hatte,  ihm  diesen  zu 
ersetzen.  In  Schulden  gerathen  konnte  ein  jeder  bei  der 
Miliz,  ReichthUmcr  sammeln  aber  wahrlich  niemand.  Und 
was  endlich  blieb  diesen  braven  Msnnem,  wenn  sie  nicht  vorher 
schon  den  Strapazen  erlegen  waren,  nach  dem  Frieden,  als 
die  Landmiliz  reduzirt  wurde?  Den  meisten  schlechterdings 
nichts:  wer  etwa»  besessen,  hatte  es  zumeist  im  Kriege  ein- 
gebtlsst,  und  nicht  jeder  Tellheim  hat  schliesslich  seine  Minna 
gefunden. 

Wenn  wir  uns  nun  über  die  Formation  der  einzelnen 
neumfirkischen  Landbataillone  orientircn  wollen,  müssen  wir 
uns  vorerst  noch  einmal  daran  erinneni,  dasa  die  Ausführung 
des  schon  am  I.  August  1757  von  den  Ministern  gutgehe issenen 
Vorschlages  inbeti-eff  einer  Bauemmiliz  mit  Beurlaubung 
schon  stark  im  Gange  war,  als  erst  dem  Generaldirektorium 
die  für  das  weitere  bestimmende  Kabinettsordre  vom  10.  August 
zuging.      Die    Listen    der    Offiziere    und    Mannschaften    waren 


')  Der  ursprüngliche  nenmärkische  Fubb  der  Miliz  mit  Beurlaubong 
Terspnich,  abgesehen  DalUTlicb  immer  von  dem  von  den  Slfidten  eventaeil 
zu  lÜBteoden  Servie,  dem  Leutnant  im  Dienst  .monatlich  10  Tbir.,  also 
^hrlich  120  Thlr. ;  dafür  sollte  er  sich  die  Untfonn  selbst  bescbaffen. 
Der  in  Pommem  eingeführte  I^iss  gab  monatlich  dem  Subalternen  G  Thlr., 
dazu  aber  jährlich  25  Thlr.  Montirungsgeld,  zusammen  also  im  Jahre 
97  Thlr.  Die  neumftTkische  Kammer  hatte  nun,  sei  ea  aus  zu  grosser  Spar- 
samkeit, sei  es  wirklich  durch  ein  Miasveretüadniss  die  25  Thlr.  Montirangs- 
gelder  fUr  IVi  Jalir  anzusetzen  gcwu»st.  so  dass  der  Subalterne  in  der  Neu- 
mark  wirklich  nur  i8  Thlr.  16  g,  Gr.  jährlich  bar  erhielt.  Die  gesammten 
Bekleidun^sko^ten  beliefen  »ich  för  den  einzelnen,  auch  bei  der  grössten 
Sparsamkeit  auf  mindestens  30  Thlr.,  da  die  Monlur  auf  Märschen  und 
Transporten  sehr  abgenutzt  wurde.  Demnach  hatte  also  der  Offizier  am 
Tage  4  g.  Gr.  zu  verzehren  und  das  noch  bei  der  grossen  in  Küstrii: 
und  Frankfurt  herrschenden  Theuerung.  Auf  Zuschüsse  von  zuhause 
hatte  kaum  noch  jemand  zu  rechnen,  also  hicss  es  haushalten  bis  aufs 
AeuBserste.  Die  Hilfe  kam  zu  spät,  als  endlich  1762  die  Kammer  sich 
überzeugen  musBtc,  dass  2-5  Thlr.  in  Pommem  von  jeher  jährlich  gezahlt 
worden  seien,  und  nun  endlich  bcstimn.te,  dass  vom  Dezember  I  •f)2  an 
dasselbe  auch  in  der  Neumark  stattfinden  sollte,  in  Pommem  gab  es 
seit  1761  dagegen  schon  36  Thlr.  iihriich  Montirungsgeld.  obnonl  die 
Preise   dort  noch  lange  nicht  so  hone  waren,  als  in  der  Neumark. 
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schon  aufgestellt,  die  Uniformen,  die  auch  nur  für  zeitweiliges 
Beisammensein  der  Miliz  eingerichtet  waren,*)  wurden  ange- 
fertigt, der  Termin,  an  welchem  die  Kompanien  das  erste  Mal 
zusammenkommen  sollten,  war  schon  festgesetzt:  da  befahl 
das  Generaldirektorium  am  13.  August,  bei  den  drei  Bataillonen 
den  pommerschen  Fuss  zugrundezulegen  und  die  Städte 
auch  zu  der  Landmiliz  heranzuziehen.^) 

Die  Kammer  plaidirte  auf  das  energischeste  dafür,  dass 
man  trotzdem  ihren  Entwurf  gelten  lasse :  man  möge  die  Be- 
urlaubung beibehalten,  denn  die  Miliz  würde  auch  in  dieser 
Weise  genügen,  sie  würde  viel  billiger  sein  als  eine  ständige 
und  nicht  so  Handel  und  Wandel  im  Lande  stören.  Man 
möge  femer  gestatten,  die  Mannschaften  für  die  Miliz  nur 
vom  platten  Lande  zu  fordern,  denn  die  Bürgerschaften  in 
den  Städten  hätten  doch  schon  ihre  Elitekompanien  zusammen- 
gestellt; aus  ihnen  dauernd  eine  grössere  Anzahl  von  Arbeits- 
kräften zu  entnehmen,  werde  die  Industrie  und  das  Handwerk 
unnütz  schädigen,  während  auch  nach  Stellung  der  gesammten 
Rekruten  vom  Lande  der  Ackerbau  immer  noch  werde  fort- 
gesetzt werden  können.  Endlich  werde  man  auch  die  nöthige 
Anzahl  Offiziere  vom  Adel  nur  bei  Beibehaltung  des  Prinzips 
der  Beurlaubung,  sowie  der  bereits  versprochenen  verhältniss- 
mässig  höheren  Soldsätze  zusammenbringen. 

Alles  dies  zu  bewilligen,  daran  konnte  das  Generaldirek- 
torium bei  dem  ausgesprochenen  Befehle  des  Königs  nicht 
denken,  aber  um  auch  wieder  berechtigten  Eigenthümlichkeiten 
Rechnung  zu  tragen,  wurde  endlich  ein  Kompromiss  geschlos- 
sen. Die  Beurlaubung  fiel  ganz  fort;  das  platte  Land  stellte 
zwar,  wie  erst  beabsichtigt,  allein  die  Mannschaften,  über- 
nahm aber  von  den  Kosten  nur  drei  Viertel,  während  ein 
Viertel  auf  die  Städte  entfallen  sollte.  Dazu  behielten  diese 
einstweilen  noch  ihre  refonnirten  Bürgerkompanien  bei  ^).  Für 
die  Formation  der  drei  Bataillone  wurde  der  Mannschaftsetat, 
den  die  Kammer  vorgeschlagen,  d.  h.  das  Bataillon  zu  4  Kom- 
panien, jede  zu  122  Geraeinen,  beibehalten,  weil  nach  diesem 
einmal  alle  Vorbereitungen  getroffen  waren  (das  pommersche  Ba- 


1)  Es  waren  weissleinene  Kittel  mit  blaaen  Aufschlägen  und  Kragen, 
die  die  Bauemborschen  über  ihre  gewöhnliche  Kleidung  ziehen  sollten; 
dazu  ein  Hut,  ein  Gewehr  mit  Bajonett,  eine  Patrontasche  und  ein  leinener 
Schnappeack,  und  die  Ausrüstung  war  fertig. 

S)  Wenn  das  Land  und  die  Städte  nunmehr  zusammen  nur  drei 
Bataillone  aufstellen  sollten,  nahm  damit  die  im  Nothfall  zu  bewafiiiende 
Macht  an  Zahl  bedeutend  ab ;  es  handelte  sich  jetzt  aber  auch  nicht  mehr 
um  ein  landsturmähnliches 'Aufgebot,  sondern  um;festorganisirte  Bataillone. 

*)  Diese  Elitekompanien  sanken  aber,  besonders  als  seit  dem  Winter 
1757/58  die  Städte  auch  Mannschaften  stellen  mussten,  bald  wieder  auf 
das  Niveau  der  gewölinlichcn,  allgemein  üblichen  Bürgerwachten  zurück; 
von  ihnen  ist  als  militärischer  Truppe  gamicht  mehr  die  Rede. 
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taillon  hatte  bekanntlich  5  Kompanien  zu  je  100  Oemeioen);  als 
Geldetat  inbetreff  der  einzelnen  SoldBäbse  dagegen  ward  doch 
der  pommersche,  und  zwar  der  erste,  aehr  knappe  proviso- 
rische, von  PodewÜB  und  Asehersleben  aufgestellte  Etat  an- 
genommen, so  da.^s  sich  die  Gesammtkosten  eines  neumSr- 
kischen  Bataillons,  obwohl  wiederum  der  Obei^  und  Unter- 
stab  seiner  4  Kompanien  etwas  stärker  war,  doch  im  ganzen 
denen  eines  pnmmerscben  Bataillons  gleichstellten').  End- 
lich wurde  aber  auch  die  Uniformirung  der  neumärkiBchen 
Miliz  den  nunmehrigen  Verhültnissen  entsprechend  verbessert, 
wenn  es  sich  die  Kammer  auch  hier  wieder  nicht  nehmen 
liesa,  noch  grössere  Sparsamkeit,  als  bei  dem  pommerschen 
Fuss  statt  hatte,  anzuwenden.*)  Inbetreff  der  nöthigen  Gelder 
verhandelte  die  Kammer,  wie  wir  weiter  unten  des  nflheren 
sehen  werden,  auch  jetzt  bei  den  viel  grösseren  Anforde- 
rungen nicht  erst  mit  den  Ständen,  sondern  wandte  vielmehr 
einfach  den  modus  impositionis  an,  mit  den  Bemerken,  dass 
Seine  Majestät  alles  so  befohlen  habe. 

Die  Zusammenstellung  der  drei  neumärkischen  Land- 
milizbataillone geschah  Mitte  September  1757  in  folgender 
Weise:  Die  vier  Hinterkreise,  Scnivelbein,  Draraburg,  Arena- 
walde und  Friedebei^,  formirten  ein  Bataillon  in  Arenswalde, 
das  Kommando  erhielt  der  Major  von  Arnim.  *)  Die  drei  sogen. 
Vorderkreisc,  Soldin,  Königsberg,  Landsberg,  formirten  ihr 
Bataillon  in  Bftrwalde  i.  N.,  und  es  bekam  der  Oberstleut- 
nant von  Heiderstädt^).  Die  vier  inkorporirten  Kreise,  Stem- 
berg,  Krossen,  ZlUticlmu,  Kottbus,  endlich  brachten  ihr  Ba- 
taillon in  Drossen  zusammen,  und  es  wurde  dem  Major  de 
R^ge  gegeben*).  Am  24.  September  1757  waren  alle  drei 
Bataillone,  mit  Ausnahme  einiger  Offiziere,  vollzählig,  und 
wenige  Tage  darauf  verhessen  sie  die  Orte  ihrer  Formirung, 
um  in  die  ihnen  von  Berlin  aus  angewiesenen  Garnisonen  zu 
rUeken.  Das  Bataillon  Arnim  kam  nach  Küstrin,  Heiderstfidt 
nach  Frankfurt,  de  Rfcge  nach  Krf)ssen,  von  wo  aus  aber  so- 
fort eine  Kompanie  nach  der  Festung  Peitz  im  Kottbusischen 
detachirt  werden  musste. 

Es  sei  nun  verstattet,  die  weiteren  Schicksale  der 
einzelnen    Bataillone     hier    gleich     kurz    zusammenzu- 


I)  Aües  niilicre  verf;!.  Beilage  VIII;  dass  auch  die OffizieraraontiruDKS- 
gclder  viel  knapper  bemessen  wurden,  haben  wir  bereits  oben  eeseben. 
(Vergl.  S,   108  Ai.m). 

*)  Die  iM  mm  Schäften  erliiclten  tiichene  Kamiaciler  unter  die  Lein- 
wandkitlel  zu  zicliuu,  euwie  volle  Untermontining.  E^t  im  Sommer  1758 
gab  es  dann  die  traditionell  preussiEeliPii,  blnutuchencn  Kücke. 

')  Arnim  war  Kapitän  bei  Altbeveni-Infanterie  (Nr.  7),  lleiderstädt 
Major  bei  MarkRraf- Karl- Infanterie  (Nr.  19).  de  Kufjo  endlich  Kapilän  bei 
Truthscss- Dragoner  (N.  Hl  nnd  sodann  noch  kurze  Zeit  bei  Hauss- Infanterie 
(dem  ehcDialig  B.ichsisphen  Regiment  von  Lubomirski)  pewesen. 
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fassen^).  Das  Bataillon  Heiderstädt  blieb  zunächst  in 
Frankfurt  und  ergänzte  hier,  wie  wir  schon  oben  gesehen 
haben,  die  noch  vorhandenen  Lücken  in  seinem  Offizierkorps, 
Es  wies  im  September  1758  einen  Versuch  der  Russen,  aie 
Stadt  zu  brandschatzen,  energisch  ab,  tauschte  1759  im  Früh- 
jahr die  Garnison  mit  dem  Bataillon  Arnim,  kam  so  nach 
Ktistrin  und  überdauerte  auf  diese  Weise  auch  glücklich  dies 
für  die  neumärkische  Miliz  doppelt  unheilvolle  Jahr.  Bis 
zum  Frieden  blieb  es  dann  in  Küstrin,  wo  es  mit  dem  sechs- 
ten Bataillon  des  Gamisonregimentes  Lange  (später  Itzenplitz, 
Nr.  7)  die  ganze  Besatzung  ausmachte^). 

Das  Bataillon  de  R^ge  hielt  seit  Oktober  1757  Kros- 
sen  und  Peitz,  zeitweise  sogar  auch  Friedeberg  i.  N.  besetzt. 
Es  schlug  im  September  1758  einen  Angriff  der  Russen  auf 
sein  Stabsquartier  Krossen  glücklich  ab.  Im  Juli  1759  räumte 
es  aber  beim  abermaligen  Anmarsch  der  ganzen  feindlichen 
Armee  seinen  Posten  und  zog  sich  zu  dem  Korps  des  Dikta- 
tors von  Wedell.  Nach  der  Schlacht  bei  Kay  mit  der  Eskor- 
tirung  eines  grossen  Transportes  Verwundeter  nach  Glogau 
betraut,  ward  es  ein  Opfer  der  durch  die  Katastrophe  von 
Kunersdorf  herbeigeführten  Verhältnisse.  Am  18.  August  bei 
Grüneberg  von  überlegenen  österreichischen  Truppen  ange- 
griffen, ward  das  Bataillon  vollkommen  auseinandergesprengt : 
ein  kleiner  Theil  entkam  nach  Glogau,  einzelne  Mannschaften 
konnten  sich  auf  anderen  Wegen  retten,  die  überwiegende 
Mehrzahl  aber  gerieth  in  österreichische  Gefangenschaft.  Da 
eine  Auswechselung  nicht  stattfand,  hatte  das  Bataillon  damit 
zu  existiren  aufgehört.  Von  den  nach  Glogau  Geflüchteten 
und  den  wieder  gesammelten  Versprengten  musste  ein  Theil 
auf  Befehl  des  Königs  sofort  an  das  entsprechende,  sehr  ge- 
schwächte Kantonregiment  Goltz  (Nr.  24)  gegeben  werden; 
der  Rest  blieb  eine  Zeitlang  für  sich  beisammen  und  wurde 
dann  dem  wieder  vollzählig  zu  machenden  Bataillon  Arnim 
überwiesen.  Nach  dem  Frieden  kehrte  auch  der  andere  Theil 
wieder  aus  der  Gefangenschaft  zurück,  aber  nur,  um  ent- 
weder in  die  Heimath  entlassen  oder  unter  andere  Regimenter 
gesteckt  zu  werden. 

Das  Bataillon  Arnim  endlich  stand  seit  Oktober  1 757 
in  Küstrin,    hatte  hier  im  August  1758  ein  furchtbares  Bom- 


^)  WeDD  wir  hierbei  schon  etwas  in  die  im  nächsten  Kapitel  zu  be- 
handehide  Verwendung  der  neumärkischen  Miliz  hinübergreifen  müssen, 
so  entschuldigt  sieh  dies  durch  die  eigenthümlichen  Verhältnisse  von 
selbst 

^  Gewissermassen  zum  lebendigen  Gedächtniss  derLandmilizblieb  der 
Oberstleutnant  von  Heiderstädt  auch  nach  beendigtem  Kriege  im  Dienst 
als  Kommandant  der  Festung  Küstrin,  er  starb  als  solcher  erst  im 
Jahre  1772. 
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bardement  durch  die  Ruaaen  auszustellen,  litt  dann,  weil  die 
Mannschaften,  als  alle  Häuser  der  Stadt  niedergebrannt  waren, 
fortwährend  in  feuchten  Kasematten  liegen  mussten,  ganz 
ausserordentlich  unter  ansteckenden  Krankheiten ,  zumeist 
typhösen  Fiebern,  so  dasa  kaum  drei  Viertel  des  Bataillons 
beständig  dienstlUhig  waren.  Auf  wiederholte  dringende 
Bitten  durfte  es  endlich,  um  sich  wieder  zu  kräftigen,  mit  dem 
Bataillon  Heiderstädt  tauschen  und  rückte  so  im  Frühjahr 
1759  nach  Frankfurt ;  es  war  zu  seinem  Verderben.  Wenige 
Tage  nach  der  Schlacht  bei  Kay  erschien  am  30.  Juli  1759 
ein  starkes  russisches  Korps,  fast  10  000  Mann  vor  Frankfurt 
und  forderte  Arnim  auf,  sich  zu  ergehen.  Dennoch  gelang 
es  unter  Anwendung  einer  List  dem  Major,  glücklich  mit 
seinein  Bataillon  aus  der  Stadt  zu  entkommen.  Er  würde 
wohl  unangefochten  auf  dem  linken  Ufer  der  Oder  iiacli 
KUstrin  gelangt  sein,  wenn  sich  ihm  nicht  alsbald  andere 
russische  Scharen,  die  bei  Lebus  über  den  Fluss  gegangen 
waren,  eiitgegeiigeworfen  hätten.  Auch  ein  letzter  Versuch 
sich  landeinwärts  durchzuschlagen  misslang,  man  musste 
schliesslich  in  der  Nähe  des  Dorfes  Boossen  auf  freiem  Felde 
die  Wafien  strecken'). 

Nachdem  schon  vorher  sich  einzelne  Mannschaften  wieder 
eingefunden  hatten,  wurde  endlich  im  Januar  1760  der  grössere 
Theil  des  gefangenen  Bataillons  wieder  ausgewechselt,  es 
waren  etwa  250  Mann,  sowie  einige  Offiziere,  darunter  auch 
Arnim  selbst*).  Da  an  die  Komplettirung  der  beiden  Bataillone 
Arnim  und  de  Rege  nicht  gut  zu  denken  war,  wurden  zu- 
nächst und  bis  auf  weiteres  auf  Vorsehlag  der  Kammer  die 
bei der.neit igen  Reste  unter  Arnims  Befehl  korabinirt.  So  blieb 
es  bis  zu  Anfang  1761.  Inzwischen  hatte  Bevern,  wie  erwähnt, 
auch  das  Kommando  über  die  netmiärkische  Miliz  übernom- 
men, die  Neumark  war  durch  den  Waffen stil bland  mit  den 
Russen  einstweilen  von  diesem  Feinde  ganz  frei ;  und  so  drang 
nun  der  Herzog,  auf  die  Wiederherstellung  des  Bataillons  de 
R6ge  ganz  verzichtend,  auf  die  schleunigste  Komplettirung 
des  Bataillons  Arnim,  welches  zugleich,  da  sein  alter  Chef  in 
diesen  Tagen  starb,  einen  neuen,  nicht  minder  thatkräftigen 
in  der  Person  des  ilajors  von  Bornstädt  erhielt^J.  Die  Mann- 
schaften musste  die  Kammer  von  den  Landräthcn  und  Magi- 
straten beschaffen,  für  gute  Offiziere  sorgte  Bevern  seihst. 
Das  Bataillon  Bonistädt  war  nun  gewissermassen  ein  Ersatz 
für  Arnim  und  de  Ri'gc:  es  stand  in  Frankfurt,  musste  aber 

')  Ausser  deo  Akt«D  vergl.  besonders  Sulicki  S.  230. 

-')  Der  Rest,  uad  zwar  dabei  die  meisien  Offiziere,  blieb  gefangen, 
da  die  weil«rcn  Verhandlungen  über  eine  niesiseh-preussiäcbc  Auswechse- 
lung eich  zerschlugen. 

'l  Boruatüdt  war  bei  lieltritz-Dragoner  (Nr.  4)  Major  gewesen  und 
soeben  als  halbinvalide  verabschiedet  worden. 
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auch  Krossen  mit  einem  Detachement  besetzen,  und  die  eine 
Kompanie  des  Bataillons  musste  beständig  aus  den  inkorpo- 
rirten  Kreisen,  dem  alten  Ersatzbezirk  von  de  Rege,  vollzählig 
erhalten  werden. 

Während  die  pommerschen  Landbataillone  aber  schon  im 
Jahre  1762  ein  Ende  fanden,  blieben  die  neumärkischen, 
Heiderstädt  und  Bornstädt,  noch  bestehen,  da  die  Neumark 
dem  schlesischen  Kriegsschauplatze  doch  zu  nahe  lag.  Und 
erst  mit  dem  Hubertsburger  Frieden  im  Jahre  1763  wurden 
auch  sie  reduzirt:  alle  Kantonisten  wurden  einfach  in  die 
Heimath  entlassen,  um  dem  Lande  seine  langentbehrten  Ar- 
beitskräfte wiederzugeben,  die  Nichtkantonisten  aber  wurden 
bei  stehenden  Regimentern  untergesteckt,  um  deren  Lücken 
füllen  zu  helfen. 


III.    Yerwendniig  und  Dienst  der  nenmSrkiscIien 

Landmiliz. 

Wir  haben  zum  Theil  eben  schon  Gelegenheit  gehabt  zu 
sehen,  in  welcher  Weise  die  neumärkischen  Bataillone  Ver- 
wendung gefunden  haben;  es  genügt,  wenn  wir  hier  einige 
Ei^änzungen  hinzufügen  und  auf  einzelne  Punkte  noch  be- 
sonders eingehen.  Wir  müssen  dafür  vorweg  bemerken,  dass 
ausser  den  drei  Milizbataillonen  in  der  Neumark  zu  allen  dort 
zu  verrichtenden  Diensten  ständig  nur  noch  die  Provinzial- 
husaren,  dazu  zuerst  noch  das  Jägerkorps  und  zwei  schwache 
Freibataillone,  später  aber  das  6.  und  eine  Zeitlang  auch  noch 
das  5.  Bataillon  des  Gamisonregimentes  Lange  (Nr.  7,  später 
Itzenplitz)  zur  Verfügung  waren,  dass  aber  andererseits,  was 
den  Schutz  der  Neumark  anbetraf,  die  Stadt  Frankfurt  als  zu 
dieser  Provinz  gehörig  gerechnet  wurde. 

[Felddienst.]  Von  einem  eigentlichen  Felddienste  der 
Milizen  in  weiterem  Umfange  konnte  in  der  Neumark  nicht 
die  Rede  sein,  diesen  musste  man  fast  ausschliesslich  den 
grösseren  preussischen  Heeren  überlassen.  Dagegen  hatten, 
wie  die  Husaren,  so  auch  die  Milizbataillone  beständig  klei- 
nere Scharmützel  mit  den  Russen,  zum  Theil  auch  mit  den 
Oesterreichem ,  so  z.  B.  schon  im  Oktober  1757;  und  ihr 
tapferes  Benehmen  bei  dem  Angriffe  der  Russen  auf  Frank- 
furt und  auf  Krossen  im  September  1758  und  vielleicht  nicht 
minder  in  den  Katastrophen  bei  Grüneberg  und  bei  Boossen, 
wo  sie  erst  nach  heftigem  Widerstände  vor  der  drückenden 
Ueberzahl  des  Feindes^)  die  Waffen  streckten,  beweist,  dass 
auch  in  offenem  Kampfe  die  neumärkischen  Landmilizen  dem 
preussischen  Namen  nur  Ehre  gemacht  haben. 

»)  In  letzterem  Falle  standen  450  gegen  10  000. 

Fortchungen  (31)  VII.  4.  —  Schwurtx.  8 
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[G-arnisoiidienst.]  Ihre  Hauptaufgabe  war  aber 
auch  der  Garnisondienst,  in  weitestem  Umfange,  sowie  die 
Ersatzthätigkeit ,  wir  wir  beide  schon  in  Pommern  kennen 
gelernt  haben.  Datlir,  dass  die  Milizen  hierbei  die  Unter- 
Bttltzung  eines,  zeitweise  auch  zweier  Bataillone  Lange  genossen, 
war  eben  auch  Frankfiirt  in  ihren  Bereich  gezogen  worden.  Wie 
wir  oben  schon  gesehen  haben,  musste  beständig  Küstrin, 
Frankfurt  und  Krossen  besetzt  sein,  zeitweise  auch  Peitz,  Friede- 
berg, Königawalde,  Soldin  u.  s.  w.  Der  Oamison-  und  Wacht- 
dienst  war,  abgesehen  davon,  dasa  man  alle  Augenblicke  eine 
Ätarmining  durch  die  Feinde  von  aussen  her  zu  gewärtigen 
hatte,  ausserordentlich  schwer,  am  schwersten  mit  dadurch,  dass 
beständig  grosse  Massen  feindlicher  Clefangener  zu  bewachen 
waren,  von  deren  Desperation  man  sich  alles  versehen  musste. 
In  Kilstrin  befanden  sich  so  zumeist  3—4000  Mann,  während 
die  Besatzung  selten  über  500  Köpfe  zählte,  wovon  auch  noch 
die  Wachen  in  den  sehr  ausgedehnten  Werken  zu  besetzen 
waren.  Dasa  diese  Festung  nicht  schliesslich  doch  einmal 
durch  die  Empörung  der  Gefangenen  dem  Könige  verloren 
gegangen  ist,  muss  geradezu  einer  besonders  gunstigen  FUgung 
des  Schicksals  zugeschrieben  werden.  Gelegenheit  dazu  gab 
es  genug;  abgesehen  von  einer  Reihe  kleinerer  Meutereien 
sind  besonders  zwei  derselben  bemerkenswerth.  Wenige 
Wochen  nach  der  Schlacht  bei  Zomdorf,  als  sich  an  3000 
Russen  in  den  Kasematten  der  Festung  befanden,  wurde  ge- 
rade noch  im  letzten  Augenblicke  ein  grossartiges  Komplott 
russischer  Offiziere  entdeckt,  welches,  wenn  es  gelang,  die 
Feinde  in  wenigen  Minuten  zu  Herren  der  Stadt  gemacht 
hätte.  Noch  schlimmer  war  es  am  5.  Juni  1762:  4000  Oester- 
reicher  revoltirten,  hatten  sich  schon  einer  grossen  Anzahl 
Gewehre  bemächtigt  und  feuerten  sogar  schon  aus  den  Wall- 
geschiltzen  auf  die  Preussen.  Die  Festung  schien  verloren, 
und  nur  der  Entschlossenheit  des  Kommandanten,  Oberst- 
leutnant von  Heiderstädt ,  aowie  der  Kaltblütigkeit  und  hel- 
demnü  tili  gen  Aufopferung  des  Leutnant  Thiele  vom  Heider- 
atadtischen  Battaillon  war  es  zu  danken,  dass  der  Sturm  be- 
schworen, und  die  Meuterer  wieder  in  die  Kasematten  zurück- 
geworfen wurden'), 

Man  wird  vielleicht  sagen,  dass  eine  Festung  von  der 
Bedeutung  KUstrins  durch  eine  genügende  Besatzung  gegen 
süluhc  Zufälle  hatte  sichergestellt  werden  müssen.  An  sich 
sehr  mit  Recht;  aber  woher  .sollte  der  Kiinig  die  Truppen 
nelimcn,  wenn  halb  Europa  ^egen  ihn  in  Waffen  war  und 
ihn  z^s-ang,  alle  irgend  verfilgbaren  Kräfte   dem  grossen,  dem 

'J  HeideretSdt  wurde  verwundet;  der  Held  des  Tages,  der  brave 
Thiele  blieb  auf  dem  Platze.  VergLSber  diese  Vorgänge  audi  Preussa.  a. 
0.  I,  275  f.,  sowie  Wedekind;  Geschichte  der  Nenmark,  Berl.  1848,  S.  467  t 
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Feldkriege  zuzuwenden.  Fünf  gegen  einen,  das  etwa  war  in 
diesem  Kriege  das  Verhältniss  der  Gegner  zu  Preussen,  hier 
wie  überalL 

Wir  haben  oben  gesehen,  dass  in  Kolberg  aus  Mangel 
an  gelernten  Artilleristen  Landsoldaten  zur  Bedienung  der 
Festungsgeschütze  herangezogen  worden  waren.  Dasselbe  war 
auch  in  Küstrin  der  Fall:  zur  Unterstützung  der  wirklich 
vorhandenen  20  Kanoniere  hatte  man,  um  einer  feindlichen 
Belagerung  wenigstens  nicht  ganz  wehrlos  gegenüberzustehen, 
dauernd  80  Mann  von  der  Landmiliz  abkommandiren  müssen. 

Wenn  nun  die  neumärkischen  Landbataillone  von  ihren 
Gamisonorten  aus  auch  zumeist  der  Provinz,  der  sie  ihre 
Entstehung  verdankten,  nach  Möglichkeit  Schutz  gewähren 
sollten,  so  brachten  es  doch  die  Umstände  mit  sich,  dass  ihnen 
auch  zu  einem  guten  Theil  die  Deckung  des  Weges  aus  der 
Mark  nach  Schlesien  zugewiesen  werden  musste.  Transporte 
und  Eskortirungen  aller  Art  nach  Berlin,  nach  Glogau,  ja 
selbst  bis  nach  Breslau,  Liegnitz  und  Jauer,  das  vor  allem 
waren  die  Obliegenheiten,  die  der  neumärkischen  Miliz  aus 
diesem  Verhältnisse  erwuchsen.  Was  diesen  Dienst  aber 
doppelt  beschwerlich  machte,  das  war  endlich  der  beständige 
Wechsel  der  Mannschaften,  welchen  die  Abgaben  an  die  Feld- 
regimenter und  die  Neuausbildung  der  Rekruten  mit  sich 
brachte. 

[Verwerthung  als  Ersatzkadres.]  Das  System, 
wenn  man  von  einem  solchen  reden  kann,  und  der  Ursprung 
dieses  Ersatzwesens  waren  genau  dieselben,  wie  wir  sie  schon 
in  Pommern  kennen  gelernt  haben;  und  wir  müssen  hier 
noch  einmal  besonders  betonen,  dass  die  direkte  Rekrutirung 
der  Regimenter  im  grössten  Umfange  neben  der  durch  die 
Landmiliz  stattgehabt  hat.  Die  Milizbatailllone  enthielten 
ziemlich  gemischt  EnroUirte  aller  neumärkischen  Regimenter^), 
imd  demgemäss  erfolgten  dann  auch  die  späteren  Abgaben. 
Der  erste  grosse  Austausch  der  Rekruten  fand,  wie  in  der 
ganzen  übrigen  Monarchie,  so  auch  in  der  Neumark  im  Januar 
1758  statt :  alle  zehn-  bis  vierzöUigen  felddiensttüchtigen  Kan- 
tonisten mussten  abgegeben  werden.  Die  Bataillone  sanken 
damit  zunächst  auf  weniger  als  die  Hälfte  ihres  Bestandes, 
mussten  aber  in  kurzem  trotz  aller  Gegenvorstellungen  der 
Kammer  wieder  mit  den  nöthigen  Ersatzrekruten  vom  Lande 
versehen  werden.  Abgesehen  ganz  von  den  jederzeit  zu  machen- 
den kleineren  Abgaben,  oft  nur  5  bis  10  Mann,   wiederholte 


^)  Besonders  der  Infanterieregimenter  Groltz  (Nr.  24),  Kalkstein 
(Nr.  25),  Wedell  (Nr.  26)  sowie  Markgraf  Karl  (Nr.  19);  von  dem  letzteren 
enthielt  das  Bataillon  Heiderstädt  die  meisten,  z.  B.  im  Januar  1758  allein 
8  Unteroffiziere,  2  Tambours  und  825  Gemeine.  Die  Mischung  kam  daher, 
dass  sich  die  Kantoneintheilung  bei  weitem  nicht  mit  der  Kreiseinthei- 
lung  deckte. 

S* 
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sich  dann  dieser  Wechsel  der  Mannschaften  bei  den  Land- 
bataillonen in  jedem  neuen  Winter.  Allerdings  bestand  seit 
Sommer  1759  aas  BatailloQ  de  K^e  nicht  mehr,  auch  das 
Bataillon  Arnim  konnte  in  der  nächsten  Zeit  keine  Abgaben 
machen ;  aber  bei  Heiderstfldt  ging  alles  seinen  richtigen  Gang 
und  1761  konnte  auch  das  reoi^anisirte  Bataillon  Arnim, 
nunmehr  Bomstädt  geheiasen,  seine  ErsatzthStigkeit  wieder 
aufnehmen.  Selbst  im  Winter  auf  1763  waren  die  abzugeben- 
den Mannschaften  schon  wieder  designirt,  als  der  Friede  alle 
dem  ein  Ende  bereitete,  Wtirdigt  man  diese  eigenthllmlichen 
Ersatz  Verhältnisse  richtig,  dann  fällt  ein  Abglanz  des  Ruhmes, 
den  solche  Kemregimenter  wie  Markgraf  Karl,  Goltz  u,  s.  w. 
in  dem  grossen  Kriege  errungen  haben,  auch  auf  die  Land- 
miliz zurUck,  die  der  Armee  so  viel  tüchtige  Rekruten  er- 
zogen hatte. 

Wenn  nun  auch  der  Ucbei^ang  aus  der  Landmiliz  in 
das  stehende  Heer  sich  im  allgemeinen  nur  auf  die  Mann- 
schaften bezog,  so  ist  er  doch  in  geringerem  Umfange  auch 
inbetreff  des  Offizierkorps  in  der  Neumark  nachweisbar. 
Nicht  etwa,  dass  eine  systematische  Ergänzung  stattgehabt, 
nicht,  dasB  ea  sich  wirklich  um  ein  offizieUes  Institut  gehandelt 
hätte,  sondern  die  Sache  war  rein  privater  Natur.  Die  Lage 
der  Offiziere  bei  einem  Feldregimente  war  eine  so  wesentlich 
bessere,  dass  man  es  den  jüngeren  Offizieren  der  Landmiliz 
wahrlicli  nicht  verargen  konnte,  wenn  sie,  falls  sich  die  Ge- 
legenheit dazu  bot,  zu  einem  solclien  überzutreten  suchten. 
Die  verschiedenen  Zweige  des  Dienstes  führten  sie  häufig 
mit  höheren  und  höchsten  Offizieren  der  Armee  zusammen; 
die  RegimentÄchefs,  beziehungsweise  die  Kommandeure  lernten 
die  Tüchtigkeit  einzelner  kennen  und  engagirten  sie  dann, 
gleichviel  was  jene  vorher  gewesen,  ob  gamicht  gedient,  wie 
die  frankfurter  Rechtskandidaten ,  ob  Offiziere,  Kadetten, 
Junker,  Unteroffiziere  oder  Gemeine,  ob  adlig  oder  unadlig; 
man  nahm  tüchtige  Offiziere,  welche  die  Feldarmee  dringend 
brauchte,  wie  man  sie  fand,  selbstverständlich  hier  immer  vor- 
behaltlich der  Bestätigung  durch  den  allerhöchsten  Kriegsherren. 
Der  grössere  Theil  fiel  natürlich  auf  die  Infanterie,  doch  kamen 
auch  einige  zu  den  Husaren,  den  Freitnippen  u.  s.  w. 

In  engster  Verbindung  mit  den  eben  erwähnten  Verhält- 
nissen stand  noch  ein  eigen thü ml iches  Freiwilligcnwesen  l)ei 
der  Landmiliz*).  Wohlhabende  junge  Leute  aus  den  ge- 
bildeten Stilnden  traten  freiwillig  bei  den  Bataillonen  ein, 
wurden  ausexerzirt  imd  thalen  dann  als  Fähnriche  Offiziers- 
dieiiste,  ohne  wirklich  Offiziere  der  Bataillone  zu  sein  und 
ohne  jemals  Sohl  zu  empfangen.  Sie  wurden  entweder  schliess- 
lich wirklich  bei  der  Landmiliz  angestellt   oder,   was  das  ge- 

')  Vergl.  S.  106  über  die  frankfurter  Kandidaten  ».  a.  w. 
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wohnliche  war,  sie  traten  dann  als  Offiziere  zu  den  Feldregi- 
mentem  über,  wo  man  sie  mit  einer  gewissen  Vorliebe  an- 
nahm. Dieses,  nebenbei  auch  rein  private  Verhältniss  zwischen 
den  Bataillonskommandeuren  der  Landmiliz  und  den  jungen 
Leuten  war  vielleicht  in  jenem  Kriege  einer  der  Hauptwege, 
unadligen  Jünglingen  der  gebildeten  Kreise  den  Dienst  im 
Heere  zu  erschliessen ;  es  erinnert  einigermassen  an  das  In- 
stitut der  freiwilligen  Jäger  von  1813 — 1815  und  der  Ein- 
jährig-Freiwilligen von  heute.  In  welchem  Umfange  freilich 
dieses  eigentliümliche  Offiziersaspirantenwesen  stattgehabt  hat, 
haben  wir  noch  nicht  einmal  lür  die  Neumark  genau  fest- 
stellen können,  da  die  Akten  diesen  Punkt  immer  nur  oben- 
hin bertlhren;  dass  es  aber  üblich  gewesen  ist,  steht  ausser 
allem  Zweifel.  In  den  anderen  Provinzen  wäre  leicht  auch 
auf  ein  ähnliches  Institut  zu  schliessen,  doch  bedürfte  es  dort 
noch  erst  des  wirklichen  Nachweises.  Jedenfalls  ist  diese  Er- 
scheinung, auch  wenn  sie  nur  in  einer  Provinz  stattgehabt 
hätte,  als  äusserst  interessant  anzusehen. 


IT.    Unterhalt  der  nenmSrkisehen  Landmiliz. 

[Vertheilung  der  ersten  „drei  Monate".]  Wir 
haben  bereits  oben  gesehen,  dass  die  Kammer  die  für  die 
Landmiliz  nöthigen  Gelder,  und  zwar  auf  drei  Monate  be- 
rechnet, einfach  auf  das  Land  repartirt  hatte,  ohne  die  Stände 
auch  nur  im  geringsten  darüber  zu  befragen;  sie  glaubte  so 
am  schnellsten  zum  Ziele  zu  kommen.  Immer  noch  an- 
knüpfend an  den  ersten  Entwurf,  wo  die  Bürgerkompanien 
eine  Rolle  spielen  sollten,  und  andererseits  ganz  beherrscht 
von  dem  Gedanken,  dass  die  Miliz  nur  für  wenige  Monate, 
höchstens  bis  zum  Winter  nöthig  sein  werde,  hatte  die  Kammer 
für    die    Vertheilung    der    nöthigen    Montirungs-     und    Ver- 

Eflegungsgelder  einen  Modus  gewählt,  der  namentlich  für  die 
>auer  recht  ungeeignet  erscheinen  musste,  nichtsdestoweniger 
aber  für  diesen  die  Billigung  des  Generaldirektoriums  zu  er- 
halten gewusst*).  Die  Fürsorge  für  die  Städte  war  wieder 
der  allein  leitende  Gedanke  gewesen.  Da  diese  nämlich, 
argumentirte  die  Kammer,  seit  Einführung  der  Akzise  aus 
letzterer  viel  grössere  Erträge  lieferten,  als  sie  früher  kon- 
tribuirt  hätten,  da  sie  femer  auch  jetzt  schon  extraordinär 
die  Servis-  und  Brotgelder  für  die  zurückgebliebenen  Soldaten- 
familien trügen,  seien  die  alten  Landesrezesse,  die  von 
den  Immediatstädten  inbetreff  aller  allgemeinen  Lasten  die 
Hälfte    forderten,    nicht   mehr  anwendbar,    und   diese    sollten 


>)  Der  Vorschlag  der  Kammer  datirt  vom  18.,  der  diesen  gutheissende 
Erlass  des  Generaldirektoriums  vom  22.  August  1757. 
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daher  von  den  Kosten  der  Landmiliz  nur  ein  Viertel, 
da»  platte  Land  dagegen  drei  Viertel  aufbringen*).  Von  den 
Städten  Bollte  nur  der  gewöhnliche  Friedenflserris  eingehoben, 
daraus  die  Unterstütz ungsgelder  an  die  Soldatenfamilien  und 
der  Beitrag  zur  Landmiliz  bestritten,  was  dann  noch  fehle, 
aber  von  den  vermögendsten  nemnÄrkischen  Kämmereien  vor- 
geachoBsen  werden.  Dies  hiess  jedoch  den  Städten,  die  zu- 
nächst auch  keine  Rekruten  zu  stellen  hatten,  eigentlich 
überhaupt  keine  ausaerordentliehe  Abgabe  auferlegen*).  Da» 
Quantum  des  platten  Landes  dagegen  sollte  von  den 
Kreisen    und    Dörfern    extraordinär   nach    der  Hufenzahl  auf- 

febraeht  werden,  und  diesen  wurde  damit  eine  Last  aufge- 
Urdet,  die  sogar  die  gewöhnliche  regelmässige  Kontribution 
noch  tiberstieg*). 

[Entscheidung  über  die  Weiterunterhaltung 
und  neue  Veranlagungen.]  Was  zu  erwarten  war,  trat 
ein:  die  Ritterschaft  protestirte  auf  das  entschiedenste  gegen 
eine  solche  Parteilichkeit  der  Kammer,  wie  sie  deren  Für- 
sorge für  die  Städte  nannte.  Wir  werden  unten  sehen,  welchen 
Erfolg  diese  Beschwerden  hatten;  soviel  aber  steht  fest,  dass 
etwa«  weniger  Eile,  etwas  mehr  Berechnung,  wie  es  in  Zu- 
kunft werden  solle,  der  Kammer  manche  schwere  Stunde  er- 
apart hätte  und  dem  ganzen  Werke  förderlicher  gewesen  wäre. 
So  wollte  die  ganze  Angelegenheit  nicht  recht  in  Flusa 
kommen.  Noch  im  August  1757  musste  die  Kammer  dem 
Generaldirektorium  erklären,  dass  die  Provinz  wohl  die  ge- 
ringeren Kosten  für  die  in  dem  ersten  Promemoria  vorge- 
sehene Landesvertheidigung  eine  Zeitlang  hätte  tragen  können, 
dasB  aber  nach  dem  neuen,  vom  Könige  befohlenen  Fusse  die 
Aufbringung  der  Gelder  auch  nur  für  drei  Monate  dem  Lande 
die  grössten  Schwierigkeiten  bereiten  werde,  und  dass  nach 
Ablauf  dieser,  wenn  die  Provinz  nicht  ganz  zugrundege- 
richtet werden  solle,  die  Landmiliz  unter  allen  Umständen  auf 
königliche  Kansen  übernommen  werden  müsse.  Aber  weder 
dieser  ersten  Vorstelhing,  noch  auch  einer  abermaligen,  das 
Land  doch  wenigstens  zum  1.  Januar  1758  von  der  schweren 
Last  zu  befreien,  konnte  das  Generaldirektorium  Gehör  geben. 

')  Allerdings  wurden  dafür  in  der  NeuDiark,  anders  wie  in  den 
übrigen  Provioien,  die  Medialstädte  zu  den  drei  Vierteln  des  platten 
L«nueB  lieraagezogeu,  und  das  in  ihnen  wie  bei  den  IminediatBlädtt^n 
durch  Erbebune  des  Fried enseervises  von  der  Bürgerschaft  aufgebrachte 
Landuiilizgeld  den  Kreisen  zugute  gerechnet. 

^)  Die  Stndt  Küstrin  hatte  die  Kammer  noch  nicht  einmal  mit  dem 
vollen  Friedensaervis  für  den  I.andmilizbeitrag  anzulegen  ei^wagt,  aof 
Grund  alter  Rezesse,  Privilegien  und  Gerichtaentscheidungen.  Das  GeneraJ- 
direktorium  erfuhr  dies  erst  im  November  1759,  und  die  Stadt  wurde  nun 
wenigstens  sofort  zum  Laudmilizimpost  herangezogen. 

')  Diese  betrug  für  die  Hofe  1  Thir.  15  g.  ür.  9  Pf.,  jenes  dagegen 
1  Thlr.  20  g.  Gr.  6  Pfg. 
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Auch  die  Hofinung  der  Kammer,  dass  die  Landmiliz  infolge 
der  ersten  grossen  Abgaben  im  Januar  1758  vollkonunen  ein- 
gehen oder  doch  im  Bestände  sehr  reduzirt  werden  würde, 
sollte  zusehanden  werden;  das  Generaldirektorium  konnte 
immer  nur  erwidern,  dass  Se.  Majestät  die  extraordinäre  Unter- 
haltung der  drei  Milizbataillone  dem  Lande  befohlen  habe, 
ohne  irgend  einen  Termin  dafür  zu  setzen,  und  dass  daran 
absolut  nichts  geändert  werden  könne  *).  So  blieb  der  Kammer 
nichts  weiter  übrig,  als  immer  wieder  neue  Landmilizgelder 
auf  die  Provinz  zu  repartiren,  im  übrigen  aber  den  Erfolg 
abzuwarten  und  einstweilen,  wenn  die  Gelder  nicht  da  waren, 
alles,  was  die  Miliz  brauchte,  vorschussweise  herzugeben. 

[Streit  zwischen  dem  Lande  und  den  Städten 
um  den  Quotisationsfuss.]  Hätte  sich  nun  blos  für  drei 
Monate  das  platte  Land  die  Bevorzugung  der  Immediatstädte 
noch  allenfalls  gefallen  lassen  können,  so  war  diese  für  längere 
Zeit  jedenfalls  ein  Unding  geworden.  Da  die  Veranlagungen 
erst  ziemlich  spät  hatten  erfolgen  können,  war  zunächst,  ob- 
wohl das  Quartal  schon  abgelaufen,  vom  Lande  noch  äusserst 
wenig  eingekommen,  ja  die  Ritterschaft  weigerte  sich  sogar 
ziemlich  heftig,  überhaupt  einen  Beitrag  zu  leisten,  wenn  die 
Städte  nicht  auch  mehr  herangezogen  würden;  sie  forderte 
auf  das  bestimmteste  die  Befolgung  des  bisher  immer,  und 
zuletzt  noch  im  Schwedenkriege  1715  beobachteten  alten 
Landesquotisationsrezesses  vom  Jahre  1655,  wonach  die  Städte 
und  das  Land  sich  zu  gleichen  Hälften  in  alle  allgemeinen 
Lasten  zu  theilen  hätten.  Nachdem  man  ihr  alle  ihre  jungen 
Leute  genommen,  könnte  sie  jetzt  nicht  auch  etwa  noch  diese 
ganze  Last  allein  auf  sich  nehmen*).  Es  gab  einige  heftige 
Scenen  auf  den  Kreistagen  und  die  streitenden  Parteien 
wandten  sich  endlich  an  das  Generaldirektorium®).  Die 
Kammer  vertheidigte  ihren  Standpunkt;  was  sie  jetzt  noch 
besonders  für  die  Städte  geltend  machen  konnte,  war  einmal, 
dass  diese  nunmehr  auch  bedeutend  zur  Lieferung  von  Miliz- 
rekruten herangezogen  worden  waren,  sowie  dass  sie  ausser- 
dem auch  ganz  allein  den  nicht  unbeträchtlichen  Servis  für 
die  drei  Landbataillone  und  die  Husaren  aufbringen  mussten. 

^)  Bericht  der  Kammer  vom  18.,  Bescheid  darauf  vom  29.  No- 
vember 1757. 

')  Auch  darüber  ward  Beschwerde  gefuhrt,  dass  man  die  vielen 
neuen  Kolonisten,  von  denen  doch  in  manchen  Kreisen  mehr  wären  als 
ordentliche  Kontribuenten,  nicht  zum  Landmiliz^eld  herangezogen  habe; 
ob  dies  später  noch  geschehen,  ist  nicht  recht  ersichtlich,  die  pommersche 
Kammer  hätte  sie  jedenfialls  mit  einem  Beitrage  belegt,  aber  die  neu- 
märkische war  dieser  an  £ner^ie  und  Findigkeit  nicht  gewachsen. 

')  Bittschriften  der  Stände  an  das  Generaldirektonum  vom  14.  Fe- 
bruar, 6.  März  und  20.  Juni  1758.  Ein  Versuch  der  Stände  (Vorschlag 
vom  6.  März)  sich  durch  einen  Ausgleich  mit  der  viel  weniger  belasteten 
Kurmark  Hilfe  zu  verschaffen,  fand  nicht  die  Zustimmung  des  General- 
direktoriums. 
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Trotzdem  konnte  das  Generaldirektorium  nicht  umhin 
(in  einem  Reskript  vom  29,  Juni  1758)  sieh  durchaus  auf  die 
Seite  der  Ritterschaft  zu  stellen:  der  Rezess  von  1655  und  der 
rechtskräftige  Abschied  von  1660  wurden  filr  bindend  erklärt, 
und  den  Immedi atstädten  auferlegt,  von  den  gesaminten  Kosten 
für  die  Landmiliz  die  Hälfte  zu  tragen.  Der  bisherige  Er- 
hebungsmodus vom  Lande  nach  den  Hufen,  von  den  Städten 
aus  dem  Servis  mit  Zuschüssen  aus  den  Kämmereien,  sollte 
beibehalten  werden. 

[Einfall  der  Russen,  öeldnoth.]  Mit  dieser  stär- 
keren Heranzieliung  der  ateuorkräf tigeren  Städte  wäre  die 
Unterhaltung  der  Miliz  auch  filr  die  Dauer  sichergestellt,  die 
Gelder  ziemlich  reichlich  zu  erwarten  gewesen,  wenn  nicht 
gerade  bald  darauf,  im  August  1758,  die  Küssen  der  Neumark 
iliren  ersten  Besut-h  abgestattet  hätten.  Hatte  bisher  nur  der 
kottbuser  Kreis,  der  schon  im  Oktober  1757  von  den  Oester- 
reichern  unter  Hadik  übel  mitgenommen  worden  war,  emst- 
liclie  Schwierigkeiten  gemacht,  sn  schien  nunmehr  infolge  der 
Bedrückungen  und  Misshandlungen  des  Landes  durch  die 
Russen  die  Aufbringung  der  Gelder  in  der  ganzen  Provinz 
und  damit  Überhaupt  die  Zukunft  der  Landmiliz  in  Frage 
gestellt.  Die  Beiträge  kamen  immer  spärlicher  ein,  ja  blieben 
schliesslich  ganz  aus,  die  Reste  schwollen  an,  und  wo  noch 
allenfalls  etwas  hätte  beigetrieben  werden  können,  unterblieb 
es  oft,  weil  die  Kammer  sich  verschiedentlich  vor  den  Feinden 
flüchten  musste.  Allen  Bitten  und  Vorstellungen,  der  Provinz 
die  drückende  Last  abzunehmen  oder  doch  wenigstens,  wenn 
der  Feind  nicht  im  Lande  sei,  um  die  Kosten  zu  ennässigen, 
Beurlaubung  der  Miliz  eintreten  zu  lassen,  konnte  beim 
Generaldirektorium  kein  Gehür  gegeben  werden;  aus  der 
lockeren  Bauemrailiz,  die  bestimmt  gewesen  die  Grenze  gegen 
die  Uebergriffe  polnischer  Banden  zu  decken,  waren  eben 
Truppen  geworden,  denen  in  der  gesummten  gi-ossen  Heeres- 
maschine  eine  ganz  bestimmte  Stellung,  eine  ganz  bestimmte 
Aufgabe  angewiesen  worden  war,  und  die  daher  keinen  Augen- 
blick entbehrt  werden  konnten.  Das  Land  musste  schon 
wohl  oder  U)>el  zu  deren  Unterhaltung  sein  äusseretes  thun. 
Die  Städte  und  Kreise  zahlten  <lann  auch  ihren  Beitrag,  so- 
weit sie  es  nur  vermochten.  Aber  alles  hatte  schliesslich  sein 
Ende;  und  wie  das  Generiddirektoriuni  von  vornherein  be- 
fohlen, wirklich  Unvontlögende  niclit  mit  miliütriscbor  Exe- 
kution zu  ängstigen,  so  musste  sicJi  scliliesslich  die  Kammer 
dnre  in  ergebe  n ,  das«  trotz  aller  neuen  Veranlagungen  die 
Gelder  immer  unregelraitssiger,  immer  seltener  einliefen.  Pünkt- 
lich bcsolder  musste  die  Lnndmiliz  werden  und  trotz  der  grössten 
Spttrsamkttit  aiu-h  von  Zeit  zu  Zeit  neiie  MontirungsstUckc 
erhallen,  was  an  Geld  fehlte,  hatte  die  Obers leuerkasse  vor- 
zuschiessL-n.     Die  dieser  hieraus  erwachsenden  Verlegenheiten 
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fingen  allmählich  an  derartige  Dimensionen  anzmiehmen,  dass 
auf  andere  Hilfsmittel  gedacht  werden  musste. 

[Zuschüsse  aus  den  Baufreiheitsgeldern.]  Weil 
nun  die  Husareneskadron  den  ihr  zugewiesenen  Fonds  der 
^'ll  000  Thaler  Baufreiheitsgelder  jährlich  nicht  vollkommen 
brauchte,  so  erbat  und  erhielt  die  Kammer  schon  im  Mai 
1758  die  Erlaubniss,  diese  Gelder  subsidiär  für  die  Landmiliz 
mitheranziehen  zu  dürfen.  Unter  jedesmaliger  besonderer 
Bewilligung  vonseiten  des  Generaldirektoriums  wurde  dann 
eine  ganze  Reihe  kleinerer  Ausgaben  daraus  bestritten,  zumeist 
die  Kosten  für  die  kleinen  Montirungsstücke,  Ende  1758  aber 
auch  z.  B.  die  volle  grosse  Montirung  für  die  drei  Bataillone. 
Späterhin  ward  zwar  betont,  dass  auch  diese  Zahlungen  nur 
als  Vorschüsse  anzusehen  seien,  doch  ohne  dass  dies  auf  die 
Sache  an  sich  wirklich  von  Einfluss  gewesen  wäre. 

[Der  Landmilizimpost]  Wir  haben  schon  oben  bei 
Besprechung  der  pommerscnen  Verhältnisse  erwähnt,  dass  das 
Generaldirektorium  im  Sommer  1759  den  Vorschlag  der  kur- 
märkischen Kammer,  die  Landmilizgelder  von  den  Städten 
femer  durch  einen  bei  der  Akzise  einzuhebenden  Impost  auf- 
zubringen, nicht  nur  für  die  Kurmark  gebilligt  hatte,  sondern 
alsbald  eine  entsprechende  Einrichtung  auch  in  den  anderen 
Provinzen  getroffen  wissen  wollte.  Das  betreffende  Reskript 
(vom  11.  August  1759)  traf  die  neumärkische  Kammer  in 
Stettin,  wohin  sie  sich  vor  den  Russen  geflüchtet  hatte.  Viel 
Vertrauen  brachte  diese  der  befohlenen  Neuerung  nicht  ent- 
gegen^), sie  äusserte  wie  ihre  pommersche  Kollegin  ihre  Be- 
denken ;  aber,  nachdem  einige  besondere  Fragen  in  einer,  den 
lokalen  Interessen  entsprechenden  Weise  gelöst  worden  waren  ^), 
trat  am  1.  Dezember  1759  der  Landmilizimpost  auch  in  den 
neumärkischen  Städten  in  Kraft,  und  er  blieb  in  Geltung  bis 
zum  1.  März  1763^).  Die  Erhebung  des  vollen  Friedens- 
servises  in  den  Städten  hörte  damit  auf,  und  es  wurde  nur 
soviel  eingefordert,  als  zur  Bezahlung  der  Unterstützungs- 
gelder an  die  Soldatenfamilien,  sowie  einiger  ausserordent- 
licher Ausgaben  vonnöthen  war.  Die  Mediatstädte ,  die  so- 
lange, anders  als  in  Pommern  und  der  Kurmark,  zu  dem 
Quantum  des  platten  Landes  beigetragen  hatten,  erhielten 
nunmehr   auch    den    Impost   und    der    von   ihnen    bisher    ge- 


')  Berichte  vom  24.  Oktober  und  15.  November  1759. 

^)  Diese  bezogen  sich  hauptsächlich  auf  die  Höhe  der  Impostsätze. 
Später  wurden  so  zugunsten  der  sehr  stark  entwickelten  Tuchmacherei, 
deren  Wünsche  das  zielenziger  Gewerk  zum  Ausdiiick  brachte,  ebenfalls 
noch  einige  Abänderungen  getroffen. 

')  Kustrin,  bisher  von  jeder  Milizabgabe  frei,  musste  auf  ausdrück- 
lichen Befehl  des  Generaldirektoriums  ebenfalls  an  dem  Impost  theil- 
nehmen  (Erlass  vom  22.  November  1759;  vergl.  auch  oben  S.  118, 
Anm.  2). 
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forderte  Beitrag  wurde  dafUr  dem  Quantum  der  betreffenden 
Kreiae  abgeaclirieben  *). 

Wenn  nun  überhaupt  etwas  Handel  und  Wandet  im  Lande 
war,  80  muaste  auch  diese  Konsumsteuer  etwas  einbringen; 
und  der  Ertblg  des  Impostee  ist  dann  auch  in  der  Neuinark> 
verhältnissmässig  viel  günstiger  gewesen  als  in  Pommern.  Vor 
allem  stellte  sich  das  Gesnmmtresultat  wesentlich  anders,  als 
in  der  Neumark  der  Impost  noch  zwei  volle  Jahre  länger  be- 
standen hat  als  in  jener  Provinz ,  und  dass  »eine  Erhebung 
das  ganze  letzte  Jahr  in  keiner  Weise  durch  die  Anwesenheit 
eines  Feindes  beeinträchtigt  worden  ist*). 

Das  General  dir  ektorium  hatte  hier  jedenfalls  zur  rechten 
Zeit  das  rechte  Wort  gesprochen,  ja  es  war  die  höchste  Zeit 
gewesen,  wenn  nicht  die  Landmiliz  ohne  Verpflegung  bleiben 
sollte.  Hatten  sich  aucli  durch  das  Verschwinden  des  Ba- 
taillons de  Rege  und  die  Gefangennahme  und  zeitweilige 
grosse  Schwäche  des  Bataillons  Arnim  die  Kosten  erheblich 
vermindert,  so  zahlten  doch  seit  1760  die  neumärkischen 
Kreise  so  gut  wie  garnichts  an  Kontribution  und  an  Land- 
milizgeld mehr,  und  ohne  diese  A ender ung  wäre  wohl  die 
neumärkische  Kammer  bezw.  ilire  Obersteuerkasse,  die  schon 
in  den  früheren  Jahren  Tausende  und  Abertausende  an  Vor- 
schüssen hatte  machen  müssen,  vollkommen  unter  der  Last 
z  usammenge  br  och  en . 

[Von  der  Einflihriing  des  Impostes  bis  zum 
Frieden.]  Als  nun  im  Jahre  1762  die  pommerschen  Milizen 
aufgelöst  wurden,  bat  die  nenmärkische  Kammer,  man  möge 
doch  jetzt  zur  Erleichterung  der  Provinz  ihre  Landbataitlone 
auf  die  Generalkriegskasse  übernehmen.  Doch  ward  auch 
die»  unter  Hinweis  auf  die  anderen  Provinzen,  die  ihre 
Milizen  auch  noch  weiter  zu  unterhalten  hätten ,  abgelehnt, 
das  Land  musste  die  Last  nun  schon  bis  zum  allgemeinen 
Frieden  tragen. 

Allerdings  scheint  dennoch  der  Neumark  im  Sommer 
1762  in  anbetracht  dessen,  dass  sie  mit  Pommern  zugleich  am 
meisten  gelitten  hatte,  ein  besonderer  königlicher  Gnaden- 
beweis zutheil  geworden  zu  sein,  und  zwar  in  der  Art,  dass 
ihr  ein  grosser  Theil  der  restirenden  Lnndmilizgelder  erlassen, 
oder  aber,  dass  ihr  eine  gewisse  Summe  sclienkungweisc  Über- 
macht   worden    ist ,    um    den    grösseren    Theil    ihrer   sehr  he- 


■)  Was  die  speziellen  TarifsUt^e  des  DeumärkiBcbeo  Impostes  anbe- 
trifft, BO  summten  diese  fast  gesau  mit  den  in  Pommem  eingeführten 
(vergl.  Beilage  VII}  überein,  einige  gingen  bis  zur  HUfte  des  Satzes  der 
gewöhnlichen  Ak/Jse,  die  meisten  aber  waren  noch  niedriger, 

^)  üebrigens  ist  auch  in  der  Neuraark  der  hnpost  vielfach  erhoben 
worden,  selbst  wenn  die  Kuesen  zugegen  waren,  und  es  bat  sich  in  dieser 
Hinsiebt  besonders  der  Akzisebeamte  in  Zielcnzig  durch  auBseroidentlicbe 
Gewandtheit  und  Diensttreue  angezeichnet. 
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trttchtlicfaen  Schulden  tilgen  zu  können,  ähnlich,  wie  es  im 
Februar  1759  inbetreff  der  Uckermark  geschehen  war*).  In 
den  Akten  findet  sich  freilich  nichts  derartiges  klar  aus- 
gesprochen, aber  zwei  Momente  dürften  ftlr  eine  solche  An- 
namne  sprechen.  Einerseits  ward  nämlich  im  Juli  1762  auf 
Befürwortung  der  Kammer  den  Akziserendanten  für  die  durch 
Einhebung  des  Landmilizimpostes  verdoppelte  Arbeit  und  den 
grösseren  Aufwand  an  Schreibmaterial  eine  kleine  Tantieme 
von  den  Imposteinktinften  bewilligt  und  zwar  nicht  nur  für 
die  Zukunft,  sondern  auch  noch  nachträglich  fär  die  Zeit 
vom  Dezember  1759  an,  während  bisher  jede  derartige  Zu- 
lage, trotz  der  wärmsten  Empfehlung  der  Kammer,  stets  im 
Hinweis  auf  die  äusserst  ungünstige  Finanzlage  verweigert 
worden  war.  Andererseits  ward  im  Juli  1763  einem  Tuch- 
lieferanten, dem  1758  in  Küstrin  ein  grosser  Posten  von  für 
die  Landmiliz  bestimmten  Tüchern  gerade  während  der  Ab- 
lieferung durch  das  Bombardement  vernichtet  worden  war, 
der  dadurch  entstandene  Schaden  von  etwa  400  Thalem  aus 
dem  „Liandmilizfonds"  vergütet,  während  ihm  dies  trotz  seiner 
flehentlichsten  Bitten  bisher  ebenfalls  nicht  hatte  bewilligt 
werden  können.  Es  muss  also  doch  ein  Landmilizfonds  da« 
gewesen  sein,  und  ebenso  müssen  im  Sommer  1762  auch  schon 
reichere  Geldmittel  zur  Verfügung  gestanden  haben.  Diese 
Umstände  wären  aber  sehr  gut  verständlich,  wenn  wir  einen 
derartigen  Erlass,  wie  wir  ihn  oben  erwähnt  haben,  vielleicht 
in  der  Höhe  von  rund  50  000  Thalern  annehmen  wollten. 
Landmilizgeld  von  den  Kreisen  freilich  wäre  damals  wahr- 
scheinlich ebenso  wenig,  als  vor  einem  Jahre  eingekommen; 
aber  nach  einem  solchen  Erlass  konnte  der  Landmilizimpost 
einen  etwa  noch  bleibenden  Rest  tilgen,  die  laufenden  Aus- 
gaben bestreiten,  in  der  Zeit  der  Ruhe  des  ganzen  Jahres 
1762/63  auch  ausserdem  noch  Ueberschüsse  liefern  und  also 
nach  dem  Frieden  auch  solche,  d.  h.  wirklich  einen  kleinen 
Landmilizfonds  hinterlassen.  Nicht  unmöglich  wäre  übrigens 
auch,  dass  der  bislang  für  die  neumärkischen  Husaren  bestimmt 
gewesene,  mit  deren  üebemahme  auf  die  Generalkriegskasse 
aber  seit  dem  Februar  1762  disponibel  gewordene  Fonds  der 
Baufreiheitsgelder  jetzt  ausschliesslich  für  die  Landmiliz,  etwa 
zur  Deckung  des  ganz  ausfallenden  ländlichen  Beitrages,  heran- 
gezogen wurde.  Aber  Baufreiheitsgelder  und  Impost  hätten 
ohne  einen  grösseren  Erlass  auch  zusammen  nicht  ganz  hin- 
gereicht, die  aus  der  früheren  Zeit  stammenden  Reste  zu  tilgen. 

Welchen  Massstab  wir  nun   in    den   einzelnen  Provinzen 


»)  Vergl.  oben  S.  91.  Dass  der  König  im  Winter  1760/61  der  Neu- 
mark  im  ganzen  100  000  Thlr.  zu  Brot-  und  Saatkorn  geschenkt  hat, 
ergiebt  Preuss:  Friedr.  d.  Gr.,  Urkundenbuch  II,  S.  84,  85;  doch  kann 
diese  Schenkung  hier  in  unserem  Falle  nicht  inbetrachtkommen. 
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anlegen  müsson,  um  das  Opfer,  das  dieselben  in  der  Unter- 
haltung ihrer  Landmilizen  gebracht  haben,  recht  erkennen  zu 
können,  das  hat  uns  oben  die  Betrachtung  der  VerhältniBse 
in  Pommern  genügend  gelehrt.  Wir  werden  uns  hier  also  in 
der  Neumark  auf  einige  Punkte  beschränken  können.  Die 
liage  auch  dieser  Provinz  war,  als  der  Krieg  begann,  kaum 
weniger  ungUnstig  zu  nennen  als  die  der  beiden  Pommern. 
Die  nördlichen  Kreise  waren  an  sich  schon  wenig  wohlhabend, 
und  die,  der  Natur  nach  sonst  besser  gestellten,  südlichen 
Kreise  waren  noch  durch  ganz  besondere  Kalamitäten  heim- 
gesucht worden.  Die  grossen  Lasten  der  Durchmärsche,  Fuhren 
und  Lieferungen  während  der  ersten  beiden  schlesischen  Kriege 
hatte  man  immer  noch  nicht  überwunden,  von  den  Kriegs- 
anleihen jener  Jahre  waren  auch  recht  beträchtliche  Theile 
noch  nicht  getilgt.  In  den  Jahren  1749  bis  1754  hatten  mächtige 
Heuschrecken  schwärme  die  Provinz  heimgesucht  und  grossen 
Schaden  verursacht;  ein  Unglück,  das  sich  Übrigens  auch 
1758  wiederholte  und  die  Ernte  zum  grossen  Theil  vernichtete, 
ehe  noch  die  Russen  ihr  Zerstörungswerk  beginnen  konnten. 
Ferner  hatte  man  1740  und  1756  völligen  Misswachs  gehabt, 
und  auch  bei  der  Ernte  von  1757  waren  Hafer  und  Gerste 
wieder  ganz  ausgefallen,  abgesehen  davon,  dass  durch  grosse 
Hagelscbläge  vielerlei  Schaden  verursacht  worden  war.  End- 
lich grassirte  auch  in  einzelnen  Theilen  der  Provinz  eine 
Viehseuche:  kurz,  die  gesammten  Verhältnisse  der  Neumark 
waren  sehr  wenig  dazu  angethan,  gerade  jetzt  noch  von  ihr 
eine  ausserordentliche  Leistung  zu  fordern.  —  Und  nun  war 
der  Krieg  gekommen  mit  all'  den  Lasten  und  Beschwerden, 
wie  wir  sie  schon  in  Pommern  kennen  gelernt  haben,  mit 
den  unendlichen  Einquartirungen,  Lieferungen,  Transporten 
und  Fuhren,  den  Brandschatz ungen,  den  Plünderungen  und 
Misshandlungen  durch  die  Kosaken.  Vier  Sommer  lang  von 
1758  bis  1761  sah  die  Neumark  dieses  Treiben  des  unmensch- 
lichen Feindes,  und  zuletzt  war  das  platte  Land  eine  völlige 
Einöde,  die  Provinz  war  wirklich  vollkommen  ruinirt. 
Hatte  1757  auch  nur  der  kottbuser  Kreis,  durch  die  Be- 
drückungen Hadiks,  zu  leiden  gehabt,  hatte  man  gar  noch 
versucht,  die  Neumark  zur  Unterstützung  fiir  die  Kurmark 
zur  Tragung  der  von  den  Franzosen  unter  Richelieu  erhobenen 
Brau dsch atz ungs-  und  Sauvegardengclder  heranzuziehen ,  so 
war  an  derartiges  nicht  mehr  im  entferntesten  zu  denken, 
seitdem  1758  die  Neumnrk  zum  ersten  Male  die  Heimsuchung 
durch  die  Russen  hatte  erdulden  müssen.  Die  Noth  des  Landes 
stieg  nun  beständig  von  Monat  zu  Monat.  Dass  inbetrefF  der 
Unterhaltung  der  Sliliz  filr  die  Provinz  durch  Einführung  des 
Iniposts  ein  etwas  erträglicherer  Zustand  geschaffen  worden 
ist,  kann  ja  nicht  geleugnet  werden,  aber  mit  oder  ohne  Im- 
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posty  der  Ruin  des  Landes  war  unaufhaltsam,  dafür   sorgten 
die  grausamen  und  unerbittlichen  Feinde. 

Für  König  und  Vaterland  gelitten  hat  somit  gemeinsam 
mit  Ponmiem  vor  allen  Provinzen  der  preussischen  Monarchie 
jedenfalls  die  Neumark  am  meisten,  so  dass  die  Gesammt- 
summe,  die  diese  letztere  bar  für  ihre  Landmiliz  aufgebracht 
hat,  ungefähr  150  000  bis  160  000  Thaler,  wenn  auch  an  sich 
nicht  so  sehr  gross,  immerhin  unter  diesen  Verhältnissen  als 
eine  ausserordentliche  Leistung  bezeichnet  werden  muss. 


Dritter  Theil. 
Magdeburg-Halberstadt  *) 


I,    Veranlagsnng  der  Landmiliz. 

Die  Hoffnungen,  die  man  preuBsiBcheraeita  filr  den  Feld- 
zug 1757  auf  die  alliirte  Annee  unter  FUlirung  des  Herzogs 
von  Cumberland  gesetzt  hatte,  fingen  an,  sich  als  trtigerisch 
zu  erweisen.  Das  verzagte  Zurückweichen  des  hannoverschen 
Prinzen  hatte  schon  zu  Beginn  des  Sommers  selbst  flir  den 
Hauptkomplex  der  preussischen  Stammtande  die  ernste  Gefahr 
eines  Einfalles  von  Westen  her  heraufbeschworen.  Der  Ernst 
der  Lage  war  nicht  mehr  zu  verkennen,  und  die  beiden 
Kammern  in  Magdeburg  und  Halberstadt  hielten  es  für  ihre 
Pflicht  dem  Goneraldirektürium  und  dieses  wiederum  dem  Könige 
Vorstellungen  zu  machen,  zumal  sich  ja,  ganz  abgesehen  von 
dem  platten  Lande,  selbst  die  Festung  Magdeburg  in  einer 
höchst  prekären  Lage  befand').  Als  erste  zeitweilige  Mass- 
regel  hatte  das   Gencraldirektorium   inzwischen    der  Ktuomer 


')  Die  eigentlichen  Haaptakten  über  die  maffdebni^Hcbe  Landmiliz 
waren  weder  im  Geh.  fStaatsarcbiv  noch  im  Magdeburger  Archiv  an&a- 
finden.  Daher  ki^noen  sieb  unsere  Mittheilungen  hier  nur  auf  das  all- 
gemeinste l>c8chr&Dken,  aoweit  es  ücb  aus  gelegentlicbcn  Notizen  eraib. 
Diese  entstammen  dem  Geh.  Staats-Arch.,  (fen.-Direkt..  Tit.  CLXXIX 
Invasionssaehen  1  Magdeburg,  Vol.  I;  R.  63,  85a  Vol  I— IV  (Haupiakten 
ffir  die  kurmürkische  Landmiliz);  R.  96.  81  M.  ( 1mm ediatbe richte  dir 
Minister  des  Generaldirektoriums);  sowie  dem  Magdeb,  Htaats-Arch, 
Lftiidständ.  Itepert.  A.  VI,  Nr.  497.  Ueber  die  Errichtung  der  magde- 
burgischen Landhusaren  vergl.  G eh.  Staats-Arch. ,  Gen.-Krekt, 
Magdeb..  Ti(.  CLXXXIII  Nr.  8. 

*)  Der  erste  dahingehende  Bericht  der  Kammer  ist  vom  20.  Juni. 
In  der  Feßlung  befanden  sich  damals  ausser  dnicen  Invaliden  nur  das  in 
seinen  4  Kompanien  etwas  über  800  Mann  starke  Magdebiirgische  Neue 
Garnison-  (Land-)  Regiment;  die  ausserdem  zahlreich  anwesenden liekrutec 
fUr  die  Armee  waren,  da  fast  aasscblieBclicb  aus  frisch  ausgebobenen 
sächsischen  LandeEkiiidem  bestehend,  eine  mindestens  sehr  zweifelhafte 
Hilfe. 
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befohlen,  um  wenigstens  die  Städte  einigermassen  vor  den 
Handstreichen  kleiner  feindlicher  Abtheilungen  zu  sichern,  in 
diesen  die  Bürgerkompanien  in  etwas  besseren  Stand  zu 
setzen,  zumal  in  Magdeourg,  wo  man  eventuell  auf  dieselben 
für  den  Fall  einer  Belagerung  werde  rechnen  müssen*);  doch 
ist  dieser  Befehl  im  Drange  der  Ereignisse  so  gut  wie  gar- 
nicht  zur  Ausführung  gekommen.  Der  König,  sich  erst  all- 
mählich von  dem  furchtbaren  Schlage  bei  Kolin  erholend  und 
zunächst  ausserstande  der  bedrängten  Provinz  energische 
Hilfe  zu  leisten,  konnte  sie,  ebenso  wie  Pommern,  auch  einst- 
weilen nur  auf  ihre  eigene  Kraft  anweisen,  indem  er  auch 
hier  die  Errichtung  einer  Landmiliz  anbefahl.  Die  betreflfen- 
den  Kabinettsordres  an  die  Präsidenten  der  beiden  Kammern, 
von  Blumenthal  und  von  Pfuel,  sowie  an  den  Kommandanten 
von  Magdeburg,  Generalleutnant  von  Borcke,  datiren,  genau 
wie  die  für  die  pommersche  Miliz  entscheidenden,  schon  von 
Leitmeritz  den  13.  Juli  1757^).  Den  Kammerpräsidenten 
wurde  aufgegeben:  „vorerst  ein  paar  tausend  Mann  zu  Mili- 
ciens  aufbringen  und  solche  nach  Magdeburg  abliefern  zu 
lassen^,  dem  Kommandanten  aber :  „die  aufzubringenden  Mili- 
ciens  unter  das  im  Magdeburgischen  habende  Land-Regiment 
mit  zu  vertheilen,  auch  aus  solchem  vier  Bataillons  zu  for- 
miren".  Als  Offiziere  wurde  auf  im  Lande  befindliche  ge- 
diente Vasallen,  eventuell  auf  Jäger  und  Förster,  als  Unter- 
offiziere auf  ehemalige  Soldaten  und  sonst  brauchbare  Leute 
verwiesen.  Gewehre  und  sonstige  Armatur  sollten  die  Zeug- 
häuser liefern.  Durch  Angliederung  der  neuen  Miliz  an  das 
bestehende  Landregiment  beabsichtigte  der  König  augen- 
scheinlich der  ersteren  einen  besseren  Halt  zu  geben.  —  Das 
Slatte  Land  decken  konnte  man  mit  der  neuen  Miliz  zunächst 
och  nicht,  und  so  sollte  sie  dann  vorerst  in  Magdeburg  zur 
Verstärkung  der  Garnison  dienen^). 


II.    Organisation  der  magdebnrgisch-halberstädtischen 

Landmiiiz. 

[Das  Milizregiment  Jung-Wegnern.]  Die  Stärke 
der  auszuhebenden  Mannschaften  ward  vom  Generaldirektorium 
für  beide  Provinzen  zusammen  auf  2000  Gemeine  angesetzt, 
den  Kammern  befohlen,   diese   und   die  zu  ihrer  Ausrüstung 


»)  Erlass  vom  21.  Juni  1757. 

^  Die  ersteren  beiden  liegen  nur  in  kurzem  Auszüge  vor,  es  ist 
also  nicht  festzustellen,  ob  bezw.  in  welcher  Weise  sich  der  König  über 
die  von  den  Provinzen  aufzubringenden  Unterhaltungskosten  der  neuen 
Miliz  ausgesprochen  hat 

')  Ebendieselbe  Bestimmung  erhielt  dann  auch  das  neu  errichtete 
kurmärkische  Milizregiment,  (vergl.  unten  Seite  137),  während  für  den 
äussersten  Nothfall  auch  die  mit  sechs  Bataillonen  bei  der  alliirten  Armee 
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und  VerpfieguQg  nöthigen  Gelder  zu  schaffen,  und  alles  weitere 
dem  Kommandanten  von  Borcke  überlassen  Da  sich  der 
vottständigen  Versehmelzung  der  neuen  Miliz  mit  dem  schon 
bestehenden  Landreginient  Wegnern  doch  eine  ganze  Reihe 
von  Schwierigkeiten  in  den  Weg  stellten  ^),  wurde,  in  Listen 
und  Etat  vollkommen  von  diesem  getrennt,  ein  neues,  das 
kombinirte  magdeburgisch-halberstäd tische  Milizregiment  for- 
mirt,  nur  dass  es  gleichfalls  den  Obersten  von  Wegnern, 
den  der  König  als  vorzüglichen  Wirth  und  guten  Offizier  kannte 
und  deshalb  auch  zum  Kommandeur  der  neuen  Miliz  ausersehen 
hatte,  zum  Chef  erhielt').  In  welcher  Weise  nun  die  2000 
Mann  im  einzelnen  formirt  wurden,  ist  nicht  ganz  mit  Sicher- 
heit festzustellen*),  jedenfalls  war  schon  zu  Anfang  August 
1757  das  neue  Regiment,  welches  zum  Unterschiede  von  dem 
alten  Landregiment  auch  „Jung-Wegneni"  genannt  wurde, 
beisammen.  Einige  Wochen  später  ward  es  dann,  als  die 
Nachrichten  aus  dem  Westen  immer  bedenklicher  wurden, 
auf  Veranlassung  des  Generaldirektoriums  auf  den  Etat  von 
3000  Gemeinen  verstärkt*),  zu  welchem  Zweck  die  vor  dem 
Feinde  auf  Grund  der  bereits  mehrfach  gelegentlich  erwähn- 
ten Kabinettaordre  vom  10.  August  in  Sicherheit  gebrachte 
junge  Mannschaft  äusserst  gelegen  kam.  Von  nun  an  zählte 
das  Regiment  dem  Etat  nach  3  Bataillone  und  15  Kompanien, 
im  ganzen  52  Oberoffiziere,  180  Unteroffiziere,  45  Tambours 
und  3000  Gemeine,  so  dass  jede  der  Kompanien  ungefähr 
an  Stärke,  sowohl  einer  des  Regiments  Alt-Wegnem,  wie  auch 
des,  um  eben  dieselbe  Zeit  in  Magdebui^  formirten,  kurmär- 
kischen Milizregiraentes  Borck  gleichkam.    Militärisch  gehörte 


befmdlicheu  QeiieTale  Lemotte  und  Hessen-Rassel  angewieseii  wurden, 
sich,  «euD  die  Franzoeen  die  Weser  überschritten,  nach  Magdeburg  zu 
werfen.  (Polit  Korrespondenz  Fr.  d.  G.  Bd.  XV,  S.  214  und  247,  vergl. 
auch  S.  280). 

■)  Alt-Wegnern  hatte  eehr  niedrige  Soldsätze,  da  diese  zugleich 
eine    leben slänglicbe    Versorgung    bildeten,    es    wurde   E  '        " 

kriegskasee  verpflegt,  während  die  Miliz  v —  i  "~i 

sollte. 

*)  Die  Anhäufung  so  vieler  Mannschaften  nnter  dem  Befehle  eines 
Obersten  darf  nicht  so  ungeheuerlich  erscheinen,  hatten  doch  damals 
mehrere  Gamisonrcgimentcr  vier,  das  Langescbe  (Nr.  7)  aber  gar  sechs 
Bataillone  (vergl.  S.  136  Anm.  8). 

»)  Wie  Preuse;  Ftiedr.  d.  Gr.  II,  S.  120.  Aum.  auf  Grund  einer 
(handschriftlichen)  .Autobiographie  des  Geh.  Obertiaanzraihs  und  Chefpräa. 
der  Oberrechenkammer  Job.  Kcmbert  fiodoD  (Folio  S.  35|  berichtet,  auf 
10  Kompanien  zu  je  200  Mann.  Möglich ;  aber  die  Kabln ettsordre  an  Borcke 
sprach  davon  aus  dem  Regiment  Wegnem  4  Bataillone  zu  machen,  uud 
die  Angabe  von  Prcuss  int  keineswegs  unbedingt  vertrauenerweckend,  da 
die  unmittelbar  darauffolgende  Über  das  kurmärkisehe  Landmilizregimcnt 
nach  dem,  was  wir  bald  sehen  werden,  durchaus  fnlsch  ist.  Es  wareu 
wohl  von  Anfang  an  3  Bataillone  uud  1,5  Kompanien  zu  je  133  Manu, 
die  in  der  Folge  nur  auf  je  200  Mann  verstärkt  wurden. 

*)  Protokoll  vom  18.  August  1757. 
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das  Regiment  Jung-Wegnem  nach  wie  vor  ausschliesslich 
unter  das  magdeburger  Gouvernement,  während  für  seine 
ökonomischen  Bedürfnisse  die  dortige  Kammer  zu  sorgen 
hatte.  Die  BeschaflFung  des  Unterstabes,  zum  Theil  auch  der 
Oberoffiziere  —  obwohl  deren  Stellen  durch  magdeburgische 
und  halberstädtische  Adlige,  sowie  eine  Reihe  gutgedienter 
Unteroffiziere  bald  besetzt  wurden  —  machte  bedeutende 
Schwierigkeiten,  zumal  ja  das  Borcksche  Regiment  auch  erst 
in  Magdeburg  mit  Ober-  und  Unterstab  versehen  werden 
musste;  doch  wurden  schliesslich  auch  diese  überwunden. 

Dass  nun  nach  den  Erfolgen  der  preussischen  Waffen  im 
Herbst  1757,  und  nachdem  Magdeburg-Halberstadt  vom  Feinde 
frei  geworden,  auch  hier  von  einer  Auflösung  der  Landmiliz, 
so  wie  die  Dinge  einmal  lagen,  nicht  wirklich  ernstlich  die 
Rede  gewesen  ist,  wird  uns  nicht  weiter  befremden.  Die 
festere  Regelung  aller  Verhältnisse,  die  Ausgabe  voller  Mon- 
tirung,  während  die  Leute  bisher  nur  in  ihren  Bauemkitteln 
gegangen  waren,  u.  s.  w.,  deuteten  darauf  hin,  dass  man  vor- 
erst der  Miliz  nicht  entrathen  könne.  Freilich  in  der  alten 
Stärke  blieb  sie  nicht  lange.  Vielleicht  niemals  ganz  voll- 
zählig geworden,  sank  das  Regiment  Jung-Wegnem  nämlich 
mit  den  ersten  grossen  Abgaben  im  Frühjahr  1758  fast  auf 
die  Hälfte  seines  Bestandes.  W^enn  es  auch  in  bestimmten 
Abständen  seine  Lücken  immer  wieder  einigermassen  ersetzt 
erhielt,  besonders  als  im  Sommer  1759  der  Erbprinz  von 
Hessen-Kassel  als  Vizegouverneur  in  Magdeburg  die  Komman- 
dantur sehr  energisch  übernommen  hatte,  so  ist  doch  die 
Durchschnittsstärke  der  Kompanien  bis  zu  Ende  des  Krieges 
nicht  viel  über  150  Gemeine  gewesen,  oft  genug  aber  auch 
kaum  100. 

Was  die  Soldsätze  der  magdeburgisch-halberstädtischen 
Miliz  anbelangt,  so  dürften  dieselben  denen  des  kurmärkischen 
Regimentes,  von  denen  weiter  unten  die  Rede  sein  wird*), 
gleich  gewesen  sein.  Am  28.  Februar  1763  hatte  auch  das 
Regiment  Jung-Wegnem  seinen  letzten  Appell,  um  dann  für 
immer  in  die  Heimath  entlassen  zu  werden;  nur  das  magde- 
burgische  Garnisonregiment   (Alt-)Wegnem   blieb  bestehen^). 

[Jäger  und  Husaren.]  Die  Kabinettsordre  an  den 
Generalleutnant  von  Borcke  vom  13.  Juli  1757  hatte  nur 
in  allgemeinen  Worten  erklärt,  dass  die  Jäger  und  Förster 
der  beiden  Provinzen,  soweit  sie  abkömmlich  seien,  bei  den 
Vertheidigungsmassregeln  Verwendung  finden  sollten.  Bei 
dem  Milizregiment  konnte  man  sie  zur  Zeit  bei  dem  aus- 
schliesslichen  Garnisondienst   nicht    recht   gebrauchen,   daher 


')  Vergl.  unten  S.  140  und  Beilage  XL 

*)  Was  sonst  noch  von  dem  Regiment  Jung-Wegnem  zu  sagen  ist, 
speziell  über  dessen  dienstliche  Thätigkeit  in  Magdeburg  vergl.  unten  S.  143 f. 

Por»chungen  (31)  VII.  4.  —  Scbwarlx.  9 
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wurden  sie  ßir  eich  in  ein  Korps  zusommengezogea  und  vom 
QouTenieinent  zum  Patrouillcndienst  und  zu  kleineren  Streife- 
reieu  verwendet').  Als  dann  die  erato  grosae  Moth  vorüber, 
wurden  sie  zunächst  wieder  entlassen,  im  Sommer  1758  so- 
wie 1759  aber  doch  wieder  zusammengezogen,  um  endlich 
durch  eine  andere,  brauchbarere  und  militärisch  organiairte 
Truppe  ersetzt  zu  werden,  durch  das  magdeburgische  Provin- 
zialhusarenkorpa. 

Nachdem  schon  frUher  mehrfach  dahingehende  Pläne  auf- 
getaucht, erklärte  nämlich  im  Sommer  1759  der  Erbprinz 
von  Heascn-Kassel ,  als  er  an  des  alten  Generalleutnants 
von  Borcke  Stelle  als  Kommandant  nach  Magdeburg  gekommen 
war,  dass  er  dringend  für  den  Dienst  der  Provinz  eines  wenn 
auch  kleinen,  so  doch  gut  geschulten  Kavalleriekorps  bedürfe, 
und  dass  ihm  die  Kammer,  da  sie  bei  der  seltenen  VoUzäblig- 
keit  des  Regimentes  Wegnem  bedeutende  Ersparungen  mache, 
dafür  die  Gelder  aus  der  Landmilizkasse  zur  Verfügung  stellen 
mUaao.  Die  Kammer  sah  die  Nothwendigkeit  auch  voll- 
kommen ein,  und  über  den  Modus  war  man  ebenfalls  schon  einig 
geworden.  Der  Erbprinz  hatte  in  dem  früher  in  holländi- 
schen Diensten  gewesenen,  nunmehrigen  preussischen  Obereten 
und  Chef  eines  Fr eibatai Ilona  von  Collignon,  demselben, 
der  sich  bald  darauf  ala  WerbeofSzier  im  grossen  Stil  in  der 
preuaaischen  Annee  einen  Namen  machen  sollte,  die  geeignete 
Persönlichkeit  zur  Auaf\thrung  seines  Planes  gefunden.  Auf 
Hessen- Kassels  Veranlassung  setzte  daher  am  12.  September 
1759  die  Kammer  mit  dem  Obersten  einen  fbnnlicben  Kon- 
trakt auf,  worin  dieser  sich  verpflichtete  zur  alleinigen  und 
vollkommen  freien  Verfügung  dea  magdeburger  Gouverneur» 
und  zum  Dienst  des  Herzogtbums  Magdeburg  ein  Huaaren- 
korpa  von  1  Offizier,  1  Wachtmeister,  2  Korporalen  und  30 
Gemeinen  zu  errichten  und  einschliesslich  Montirung,  Armatur 
lind  Remontc  vollkommen  und  zwar  stets  bei  Etataatärke  zu 
unterhalten,  jeden  Abgang,  der  durch  Desertion  oder  natür- 
lichen Tod  entstehe,  sofort  auf  seine  Kosten  zu  ersetzen  und 
in  jeder  Hinsicht  fUr  gute  Disziplin  seiner  Mannschaften  ver- 
antwortlich zu  sein.  Dagegen  verpflichtete  sich  die  Kammer, 
dem  Obersten  für  sich  und  seine  Leute  ein  entsprechendes, 
nicht  zu  knapp  bemessenes  Trakteraent  zu  zahlen  und  ihm 
die  nfithigen  Kationen  jederzeit  pünktlich  zu  liefern*),  sowie 
aussci-dem  für  jeden  Verlust,  den  das  Korps  vor  dem  Feinde 

')  In  welcher  Weise  und  aus  welcher  Kasse  sie  verpflegt  wurden, 
darüber  verUutet  nicht». 

')  Don  Etat  vergl,  Beilage  X.  Wenn  die  Sfitze  des  Traklemento 
ziemlich  rachlich  bemessen  erscheinen,  so  ist  dahei  zu  bemerken,  dass 
Collignon  weder  für  sich  noch  für  die  Leute  irgendwelches  Einrichtangs- 
oder  MontirungBKeld  erhielt,  also  Kleidung,  Bewaffnung  und  Itemoute 
derselben  selbst  bestreiten  musste. 
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erlitte^  auf  den  Mann  10,  auf  das  Pferd  aber  33  Thaler  zu 
Tergtltigen,  wogegen  CoUignon  sofort  flir  den  entsprechenden 
Ersats  Sorge  zu  tragen  habe.  Diese  Abmachung  solle  in 
Kraft  bleiben,  bis  Se.  Majestät   selbst   etwas  anderes   befehle. 

Am  14.  September  übersandte  die  Kammer  diesen  bereits 
vom  Erbprinzen  in  allen  Punkten  genehmigten  Eontrakt  dem 
Generaldirektorium  mit  der  Bitte,  ihm  ebenfalls  seine  Zu- 
stimmung zu  ertheilen.  Hier  fand  man  zuerst  die  Soldsätze 
viel  zu  hoch  und  forderte  die  Annahme  der  knappen  Sätze, 
wie  sie  in  der  Eurmark  üblich.  Als  aber  CoUignon  auf  das 
entschiedenste  betonte:  wenn  die  Kurmark  ihren  nur  aus 
Landeskindem  bestehenden  Husaren  so  wenig  gäbe,  gehe  ihn 
das  nichts  an,  er  müsse  seine  Leute  werben,  die  Ausrüstung 
bezahlen  und  sei  ganz  allein  für  alles  verantwortlich,  erklärte 
sich  endlich  am  2.  November  auch  das  Gheneraldirektorium 
mit  dem  Kontrakte  einverstanden. 

Inzwischen  war  das  Husarenkorps  auf  den  Befehl  des 
Kommandanten  schon  errichtet  worden,  und  noch  derselbe 
Herbst  bot  ihm  reichlich  Gelegenheit,  seine  Zweckmässigkeit 
ausser  allen  Zweifel  zu  stellen.  Bis  zum  Ende  des  Krieges 
hat  es  dann  in  seinen  Patrouillen  und  Streifereien  sich  für 
die  Provinz  als  im  höchsten  Grade  nützlich  erwiesen,  sodass, 
soweit  ersichtlich,  gamicht  mehr  auf   das  Jägerkorps  zurück- 

fegriflfen  zu  werden  brauchte.  Ueber  die  Reduktion  aer  magde- 
urgischen  Provinzialhusaren  verlautet  nichts,  mit  den  anderen 
nach  Schlesien  gegangen  sind  sie  sicher  nicht;  sie  werden 
wohl  mit  dem  Regiment  Wegnem  zusammen  am  28.  Februar 
1763  in  Magdeburg  aufgelöst  worden  sein*).  So  lange  sind 
sie  wie  dieses  aus  den  dortigen  Landmilizgeldem  verpflegt 
worden.  Ausser  als  „Provinzialhusaren"  findet  man  sie  mit- 
unter auch  als  „Kammerhusaren"  oder,  nach  ihrem  Chef,  als 
„Collignon-Husaren"  erwähnt 


ni.    Unterhalt  der  magdebnrgisch-halberstädtischen 

LMidmiliz  ^). 

Ueber  die  Art  und  Weise  wie  das  Landmilizgeld  in 
Magdeburg  und  Halberstadt  aufgebracht  wurde,  liegen  die 
Nachrichten    ganz    im  Argen.     Veranlagt    ist  jedenfalls   nur, 

^)  Nicht  unmöglich,  dass  das  kleine  Uusarenkommando,  welches  1763 
in  Magdeburg  für  den  Dienst  beim  Herzog  Ferdinand  von  Brannschweig 
errichtet,  später  aber  dauernd  dem  magdeburger  Gouvernement  überwiesen 
wurde  und  so  bis  zum  Jahre  1806  fortbestanden  hat,  als  die  direkte  Fort- 
setzung der  CoUignonschen  Husaren  anzusehen  ist;  doch  steht  dies  nur 
zu  vermuthen. 

')  Von  der  Verwendung  der  magdeburgisch* halberstädtischen  Miliz 
wird  unten  gemeinsam  mit  der  des  kurmärkischen  Regimentes  Borck  die 
Rede  sein  (vergl.  S.  143  f.)« 

9* 
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wenn  auch  etwas  reichlich  bemessen,  der  Unterlialt  für  da» 
Eegimeiit  Jung- Wegnern,  während  die  Kosten  für  das  Husaren- 
korps  sowie  bis  zii  dessen  Aufstellung  vielleicht  auch  die, 
welche  die  Zusammenziehung  der  Jflger  und  Förster  verur- 
sachte, aus  den  Ersparnissen  bestritten  wurden,  die  der  meist 
recht  unvollzählige  Mannfichaftubestand  jenes  Regimentes  her- 
beigcfiihrt  liatte. 

In  welcher  Weise  die  Vertheihmg  der  Geldlasten  geschah, 
ist  nur  zum  Theil  ernichtlich.  Im  Herzogthum  Magdeburg  er- 
folgte der  Beitrag  des  platten  Landes,  cbenuo  wie  wir  es 
später  in  der  Kurmark  kennen  lernen  werden,  durch  ausge- 
Bchriebene  Extrakontributionsmonate  (Simpla),  von  denen  der 
erste  am  18.  Juni  durch  Reskript  des  Generitldirektoriums 
gutgeheissen  war.  Den  einzelnen  Stftdten  scheint  man  den 
Modus  der  Aufbringung  selbst  überlassen  zu  haben,  wenn 
derselbe  auch  der  Genehmigung  durch  die  Kammer  beziehungs- 
weise das  Generaldirektoriura  unterlag:  Halle  z,  B.  brachte 
vom  August  1757  an  seinen  741'/b  Thaler  betragenden  monat- 
natlichen  Beitrag  dadurch  auf,  das»  es  auch  nach  Aus- 
marsch eines  kleinen,  bis  zu  ebendieser  Zeit  dort  in  Gar- 
nison gewesenen  Rekrutendetachements ,  den  ffir  dieses  be- 
stimmt gewesenen  Servis  weiter  erhob,  wodurch  nicht  nur 
das  geforderte  Landmilizgeld  herbeigeschafft  wurde,  sondern 
sogar  noch  ein  kleiner  Üeberschuss  zur  Deckung  etwaiger 
Ausfälle  übrig  bliebt). 

Ernstliche  Schwierigkeiten  in  Aufbringung  der  Gelder  er- 
hohen sich  im  Halbers täd tischen  nach  ziemlich  glatter  Zahlung 
der  ersten  Monate  schon  beim  Noverabergelde ,  welches  die 
Provinz  auch  noch  im  Frühjahr  1758  schuldig  war;  wenn 
auch  die  magdebnreische  Kammer  im  grossen  und  ganzen 
auf  Zahlung  der  schuldigen  Summen  dringend  bestehen  musste, 
so  sind  dann  in  einigen  besonderen  Füllen,  wo  die  Franzosen 
gar  zu  arg  gehaust,  auch  hier  kleinere  RtlckstÄnde  aus  dieser 
ersten  Zeit  niedergeschlagen  worden. 

Die  Lage  der  magdeburgischen  Kammer  und  ihrer  Ober- 
ateuerkasse  war  während  des  ganzen  ersten  Jahres  insofern 
eine  überaus  schwierige,  als  bis  zum  1.  September  1758  auch 
das  kumiÄrkisehe  Milizregiment  in  Magdeburg  durch  sie 
seine  Vi;rpflegimg  zu  empfangen  hatte,  und  da  sie  ferner  für 
ihre  eigene  Landmiliz  einen  Theil  der  Gelder  von  der  halber- 
Btädtischen  Kammer,  also  einer  ihr  selbst  koordinirten  Behörde, 
eintreiben  inusste.  Immerhin  aber  machte  ernste  Noth  doch 
eigentlicli  nur  die  Zeit  des  französischen  Einfalles  und  die 
unmittelbar  darauf  folgenden  Monate ;  in  den  späteren  Jahren 
ging  dann  auch  im  HalbcrstUdtiKchfm,  als  das  Land  sich  wie- 

1  25.  August,  ge- 
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der  etwas   zu  erholen    anfing,    die  Aufbringung    der   Gelder 
wieder  besser. vonstatten. 

Im  Herzogthum  Magdeburg  selbst  war  die  2ialilung  eigent- 
lich kaum  recht  ins  Stocken  gekommen.  Als  das  erste  Sim- 
$lum  zu  Ende  ging,  und  die  zum  Winter  anzuschaflfende 
'uchmontirung  für  die  Mannschaften  neue  Kosten  nöthig 
machte,  ward  das  zweite,  und,  als  auch  dies  gegen  den  Wende- 

5 unkt  des  Jahres  fast  aufgebraucht  war,  im  Dezember  noch 
as  dritte  Simplum  ausgeschrieben ,  dann  das  vierte  im  März 
1758  u.  s.  w.  Entsprechend  wird  es  in  den  Städten  gewesen 
sein.  Solche  Schwierigkeiten,  wie  sie  in  den  anderen  Pro- 
vinzen allgemein  waren,  erhoben  sich  dabei  nicht.  Mussten 
doch  im  Januar  1758  die  magdeburgischen  Landschaf tsdepu- 
tirten  sich  erst  durch  den  Kammerpräsidenten  von  Blumen- 
thal darauf  aufmerksam  machen  lassen,  dass  es  zum  besten 
des  Landes  ganz  gut  sein  würde,  wenn  sie  sich  auch  einmal, 
wie  dies  in  allen  anderen  Provinzen  schon  längst  geschehen 
sei,  mit  einer  Immediatvorstellung  an  den  König  wendeten, 
damit  ihnen  die  Unterhaltung  der  ^Landmiliz  abgenommen 
werde  ^).  Allerdings  darf  man  nicht  glauben,  dass  darum  die 
magdeburgische  Kammer  ausser  aller  Verlegenheit  wegen  des 
Unterhaltes  ihrer  Miliz  gewesen  wäre,  auch  sie  hat  oft  genug 
aus  anderen  Beständen  Gelder  vorschiessen  müssen,  —  im 
November  1759  betrug  so  der  Vorschuss  immerhin  9000  Tha- 
ler, —  auch  sie  hat  mit  Eintreibung  der  Reste  grosse  Noth 
gehabt,  aber  jemehr  im  Laufe  des  Krieges  die  Wunden  des 
französischen  Einfalles  schon  etwas  zu  vernarben  anfingen, 
destomehr  konnte  sich  die  Finanzlage  mit  der  Zeit  verhält- 
nissmässig  besseni^).  Bezeichnend  genug  dafiir  ist,  dass  zu 
Ende  des  Krieges  die  magdeburgischen  Stände  die  einzigen 
waren,  die  dem  Könige  noch  ein  Kapital  hatten  vorstrecken 
können  ®). 

Versuchen  wir  es,  ungefähr  den  Aufwand  zu  beziffern, 
den  die  beiden  Provinzen  Magdeburg   und  Halberstadt  durch 

^)  Am  20.  Februar  1758  wurde  daraufhin  von  dem  enteren  Land- 
schaftsaueschusse eine  entsprechende  Bittschrift  an  das  Genersudirektorium 
aufgesetzt,  und  diese  von  der  Kammer  unter  entsprechender  Befürwortung 
weitergegeben.  Dass  darauf,  wie  in  den  anderen  Provinzen,  auch  eine 
abschlägige  Antwort  erfolgte,  braucht  wohl  kaum  noch  erwähnt  zu 
werden. 

')  Wenn  sich  auch  in  den  Akten  über  die  Einführung  des  Land- 
milizimpostes  im  Magdeburgisch-Halberstädtischen  keine  Spur  vor- 
findet, so  besagt  dies,  bei  der  E^rftigkeit  des  Materials  für  diese  Provinz 
überhaupt,  gamichts;  vielmehr  ist  mit  Sicherheit  anzunehmen,  dass  das 
Generaldirektorium  auch  hier  fUr  die  Einführung  dieser,  nun  einmal  für 
alle  anderen  Provinzen  genehmigten,  indirekten  Steuer  der  Städte  Sorge 
getragen  hat.  Da  die  Verhältnisse  sonst  durchaus  die  entsprechenden 
waren,  dürfte  hier  der  kurmärkische  Tarif  (Beilage  XII)  wonl  fast  un- 
verändert in  Anwendung  gebracht  worden  sein. 

3)  Vergl.  Preuss,  Friedr.  d.  Gr.  Bd.  II,  S.  351. 
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die  Unterhaltung  der  Miliz  gehabt  haben,  so  wird  aich  der- 
selbe, wenn  auch  die  Lückenhaftigkeit  des  Materials  eine 
sichere  Angabe  ungemein  erschwert,  nach  annähernder  Be- 
rechnung auf  etwa  500000  Thaler  veranschlagen  lassen^). 


^EinerseitB  nftmlich  Verpflegmiff  and  Montmuig  des  Regimenls 
Jnng-Wegnern,  das,  allerdings  in  wecEseinder  Stfirke  —  zwischen  3000 
und  1500  Qemeinen,  —  im  ganzen  5  Jahr  und  7  Monate  bestanden  hat ; 
dazu  die  Ausgaben  f&r  das  Provin^ialhusarenkorps  in  den  SVs  Jahren, 
die  dies  beisammen  gewesen  ist. 


Vierter  Theil. 
Die  Kurmar  k'). 


I.    Die  Entwickelnng  bis  zur  FormirtBg  des  RegimeBtes 

Borck. 

Nachdem  bereits  in  Pommern,  der  Uckermark,  der  Neu- 
mark und  Magdeburg-Halberstadt  Landmilizen  aufgestellt,  oder 
deren  Aufstellung  doch  wenigstens  im  Gange  war,  ward 
schliesslich  auch  die  noch  übrige  Kurmark  in  den  Kreis  die- 
ser ausserordentlichen  Landes vertheidigung  hineingezogen,  als 
die  bereits  mehrerwähnte  Kabinettsordre  wegen  Zusammen- 
ziehung der  jungen  Mannschaft  d.  d.  Weissenberg  10.  August 
1757  noch  einmal  allgemein  für  die  ganze  Monarchie  die  Er- 
richtung von  Landmilizen  nach  den  für  Pommern  Allerhöchst 
angegebenen  Prinzipien  anbefahl. 

Nur  noch  der  Theilnahme  der  Städte  ward  in  dieser 
Ordre  in  einigen  .allgemeinen  Worten  gedacht,  alles  weitere 
aber  den  betreffenden  Instanzen  überlassen*).  In  Ausfiihrung 
dieses  Befehles  wurde  dann  für  diö  Kurmark  die  Aushebung 
von  5000  Milizrekruten  ausgeschrieben.  Da  aber  die  grösste 
Gefahr  zunächst  von  Westen  her  zu  drohen  schien,  da  die 
beiden  Regimenter  Alt-  und  Jung-Wegnem  immer  noch  eine 
sehr  unzureichende  Besatzung  für  das  gefährdete  Magdeburg 
ausmachten,  da  endlich  die  Altmark  zugleich  auch  von  eben- 
dieser  Festung  aus  am  besten  vor  Streifereien  des  Feindes 
geschützt  werden  konnte,  wurde  der  grössere  Theil  der  kurmär- 


1)  Geh.  Staats-Arch.  R.  63,  85a,  Vol.  I-IV. 

')  Die  Kabinettsordre  an  den  pommerschen  Kammerpräefidenten  von 
Aschersleben  d.  d.  Leitmeritz  13.  Juli  spricht  auch  inbetreff  der  Kur- 
mark von  einer  Offerte  der  Provinz,  die  Landmiliz  zu  unterhalten. 
Welche  Bewandtnise  es  mit  dieser  „Offerte"  inbezus  auf  Pommern  hat, 
haben  wir  oben  zur  Genüge  gesehen.  (Vergl.  S.  38  f.).  Wir  werden  das 
Recht  haben,  auch  für  die  Kurmark  das  gleiche  annehmen  zu  dürfen, 
zumal  sonst  weder  in  den  Akten  noch  in  einer  gedruckten  Quelle  sich 
ii^end  eine  Spur  von  solchem  Anerbieten  findet. 
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kischen  Milizmatinschafteii ,  3500  Mann,  zur  Besatzuung  nach 
Magdebui^  bestimmt').  Wir  werden  gleich  sehen,  wie  aus 
ihnen  dort  Anfang  September  das  Milizregiment  Borek  formirt 
worden  ist  Die  noch  übrigen  1500  Mann  aus  der  kleineren 
Ostliiilfte  der  Kurmark  ^)  hatten  zuerst  zwar  drei  selbsäindige 
BaUtillone  Landmiliz  aufmachen  sollen,  da  aber  deren  For- 
mation immerhin  nicht  unbeträchtliche  Schwierigkeiten  in  Be- 
schaffung des  Ober-  und  Unterstabes  verhiess,  andererseits 
aber  die  drei  regidären  Regimenter,  die  damals  die  Besatzung 
Berlins  ausmachten,  in  ihrem  Mannschnftsbcstande  äusserst 
schwafh  waren,  Hess  der  Kommandant  von  Rochow  mit  Zu- 
stimmung des  Generaldirektoriums  die  ankommenden  1500 
Milizraannschaften  einfach  an  jene  Regimenter  vertheilen,  um 
dieselben  vollzählig  zu  machen*).  So  gingen  dann  die  Leute 
des  projektirten  achten,  neunten  und  zehnten  kurmärkischen 
Mi)izbataillons  einfach  in  diese  Truppcntheile  auf,  und  da 
ebendieec  aus  der  Generalkriegakasse  ihre  Verpflegung  er- 
hielten, hatte  die  Kurmark  auch  mit  ihrer  Unterhaltung  weiter 
nichts  mehr  zu  thun,  was  nicht  ausschliesst,  dass  eine  Zeitlang 
noch  mehrere  kleinere  Ausgaben  fUr  diese  zur  Landmiliz  be- 
stimmt gewesenen  Rekruten  aus  der  kurmärkischen  Milizkasse 
bestritten  wurden*). 


')  Ea  waren  zumeist  die  Leute  aus  den  Kreisen  Albnark,  Priegnitz, 
Havelland,  ßuppio  und  Zaucbe. 

*)  Aus  den  Kreisen  Beeskow-Storkow,  Ober-Barnim,  Nieder- Banüm, 
Teltow  und  Lebus. 

*)  Es  waren  dies  das  Berlinische  Neue  Qamison-  (Land-)  ßegimeot  von 
Lüderitz,  das  ehamals  sächsische,  jetzt  preussische,  aber  durch  Massen- 
desertion  der  zum  Dienst  gezwungenen  Hanoschaften  fiirchtbar  herab- 
gebrachte Regitaeot  von  LoSii  (säcbüsch  Friedrich  August)  und  endlich 
das  i.  nnd  6.  Bataillon  des  Gamlsonregimentes  von  Lange  (Nr.  T).  Das 
R^iment  Lauge  findet  sich  fast  überall  in  gedruckten  Quellen  auf  nnr 
4  Bataillone  angegeben,  so  auch  von  A,  Naudä;  Märkische  Forschungen 
XX,  S.  152  Anm.  6.  In  Wirklichkeit  zählte  es  seit  der  Einverleihong 
der  sächsischen  Armee  6  Batsiltone;  davon  stand  das  1.  in  Qlogan,  das 
2.  in  Breslau,  das  3.  und  5.  seit  dem  Mai  1757  in  Dresden,  das  4  .  nnd 
6.  in  Berlin,  drei  Kompanien  von  dem  letzteren  aber  waren  nach 
Beuthen  detachirt  und  kamen  später  nach  KOatrin.  Der  Einfall  Hadiks 
und  die  Kapitulation  von  Breslau  im  Herbst  1757  spielten  dem  Regiment 
übel  mit,  doch  wurden  die  Bataillone  immer  wieder  voUzähtii;  gemacht, 
beziehunga weise,  soweit  sie  gefangen,  wieder  neu  errichtet.  Die  Vert  Heilung 
wechselte  später  mehrfach;  im  Dezember  1760  war  sie  dann  derart,  dass 
das  1,  Bataillon  in  Glogaii,  das  2,  und  4,  in  Berlin,  das  .3.  und  5.  in 
Leipzig  und  das  6.  ganz  in  KUstrin  in  (iamison  stand.  Dies  alles  er- 
geben die  Listen  des  l{e(timentes  und  ebenso  die  verschiedenen  Nach- 
ricliten  Über  das  in  KU^trin  liegende  H.  Bataillon  in  den  Akten  über  die 
neumärkische  Landmiliz.    (Vergl.  oben  S.  ^R). 

'}  Courbiere  (Geschichte  der  brandenb.-preuss.  Heeresverf.  S.  11-H 
der  sich  dieses  augenscheinlich  spurlose  Verschwinden  der  für  die  Er- 
richtung von  drei  Bataillonen  Landmiliz  bestimmten  Mannschafteji  nicht 
erklären  kann,  meint,  aus  ihnen  wäre  auch  ein  Kegiment  formirt  worden, 
und  dieses  habe  der  Oberst  von  Locn  bekommen.  Es  ist  dies  ebenso 
falsch,  wie  «enu  derselbe  Autor  den  Obersten  von  Lange  als  Kegiraeuts- 
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Da  nun  das,  aus  jenen  nach  MHj^iiebury  (iirifjirten  3500 
Mann  gebildete,  Milizregiment  Borck  bis  zu  seiner  Reduzirung 
in  dieser  Festnng  in  Garnison  blieb,  muaste  dann  in  der  Kur- 
mark der  gesammte  Dienst,  der  in  den  anderen  Povinzen  iler 
Landmiliz  oblag,  einHchÜeaslich  der  Ersatz thütigkeit,  von 
jenen  drei  berliner  Regimentern  wahrgenommen  werden^). 
Damit  mag  es  zusammenhangen,  dass  aus  der  eigentlieheu 
Mittelmark,  den  fünf  Kreisen,  welche  zuerst  die  1500  Mann 
gestellt  hatten,  überhaupt  keine  Mannschaften  ftlr  das  knr- 
mfirkisfhe  Milizregiment  mehr  ausgehoben,  die  aus  jenen  ent- 
nommenen Rekruten  also  entweder  direkt  in  die  Feldregi- 
menter  oder  aber  zunSchat  zur  Vorausbildung  in  eins  jener 
drei  regulären  berliner  Regimenter  eingestellt  worden  aind. 
Es  bedarf  wohl  kaum  der  Erwähnung,  dass  die  hierin  b&- 
ruhende  Spaltung  der  Karmark  «ich  nicht  ancli  auf  clie  Auf- 
bringung der  Landmilizgelder  erstreckt  hat,  dass  vielmehr  die 
gesammten  Kosten  des  Unterhalts  der  Miliz  gleiohmUsdg  von 
den  westlichen  und  den  östlichen  Kreisen  nach  ihi-cm  sonatigi-n 
Verhältnisa  getragen  werden  muristen. 


II.     Das  kflnuärkisch«  LmulmiliE-Regiiueiit  BAi'ck^). 

[Organisation.]  Da  der  magdebnrgiseiio  Komman- 
dant, Generalleutnant  von  Borcke  %  vom  Könige  mit  di-r  Er- 
richtung dei'  aus  der  dortigen  Provinz  aufzustellenden  Land- 
miliz betraut  worden  war,  hatte  dass  Generaldirektorium  ihm 
auch  ftlr  die  ans  den  3500  kui-mftrki sehen  Mannschaften  dort 
zu  formirende  Miliz  vollkommen  freie  Hand  gelassen  und  ihn  in 
allen  ükonomischen  Sachen  auf  die  magdeburgische  Kammer 
als  die  Vertreterin  ihrer  berliner  Kollegin  angewiesen. 

Zum  Chef  der  neuen  Miliz  war  immediat  vom  Könige 
der  bisherige  Kommandant  von  Minden,  Oberst  Ernst 
Ludwig  von  Borck^),  ausersehen  worden.     Diewo  letztere 


kommandeur  über  die  neumärkiscben  Bataillone  Heiderstädt,  de  Rgge 
und  Arnim  netint,  wo  doch  diese  drd  niemala  zusammen  ein  Hegiment 
anagemacbt  haben.  Courbieres  Angaben  beruhen  au^enschoinlicl)  auf 
«ner  unklaren,  I>C2W.  falschea  Angal>e  in  dem  Memoire  Gen.  Stabs. 
Arch.  D.  L  92a. 

')  Die  kurmärkiechen  Stfinde  haben  zwar  von  Anfang  an  sich  durch 
di«Be  Entfremdung  der  von  ihnen  unterhaltenen  Miliz  sehr  benacblheiligt 

Knihlt  und  horten  nicht  auf.  sich  dieBelbe  zum  Schatze  der  eigenen 
oviiiz  zurückzuerbitten.  Da  sie  aber  auf  obberührte  Weise  gewisaer- 
maeeen  ein  Acqiiiviilent  dafür  besassen,  haben  ihre  dahingehenden  Bitten 
niemale  Gehi*r  gefunden. 

')  Diese,  sowie  einige  apät.ere  kleine  Ab  weil' bunten  von  der  sonst 
Ungehaltenen  Diaposition  waren  in  vorliegendem  Ab»chnitte  infolge  der 
ejgenthümlichen  pnmnziellen  Verhältnisse  unabweisbar. 

■)  Dies  die  eigenbäiidige  Schreibart  der  Namen,  unterschiedlich,  ob- 
wohl beide  sich  selMt  als  Vettern  bezeichnen;  der  Generalleutnant  hiess 
Franz  Andreas.    (Vergl.  die  Listen  in  der  Geh.  Kriegskaiizlei). 
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Wahl  war  leider  keine  günstige  zu  nennen.  Borck,  seiner  Zeit 
ais  PAge  und  später  noch  als  Offizier  ein  Li^>ling  Friedricli 
WilhelmB  I,  •),  hatte  in  den  ersten  beiden  achleriscben  Kriegen 
nicht  ohne  Auszeichnung  gefbchten  and  dann  1749  wegen  Krttnk- 
lichkeit  den  mindener  Posten  erhalten.  Dem  EOnige  zumeist 
von  der  Seite  als  tapferer  Offizier  bekannt,  hätte  er  wohl  aoch 
gute  Dienste  geleistet,  wenn  nicht  seine  Eitelkeit,  seine  eigene 
schlechte  Wirthschaft  und  die  zwar  sehr  nOthige,  aber  hier 
mangelnde  Aufsicht  von  obenher  ihn  zu  allerlei  ärgetiicheo 
Dingen  veranlasst  hätten.  Was  den  letzteren  Grand  betrifft, 
so  liess  ihn  nämlich  der  Kommandant  vollkommen  frei  schal- 
ten, bis  dann  endlicb,  durch  einige  ünregehnässigkeiten 
misHtrauisch  geworden ,  das  Generaldirektonum  nnd  die  knr- 
märkische  Kammer  dem  Obersten  ein  mit  allen  müglicheti 
Kautelen  versehenes  Reglement  aufeHegten,  und  besonders  aoch 
der  seit  des  Generalleutnant  von  Borcke  Verabschiedung  eine 
Zeitlang  als  Kommandant  von  Magdebui^  fungirende  Erb- 
prinz von  Heimsen -Kassel  ihn  eine  strenge  Zucht  f)lhlen  liess. 
Zur  Besetzung  der  Offizier  SS  teilen  hatte  nun  die  Ordre 
des  KOnigs,  wie  überall  sonst,  auch  die  kurmärkische  Miliz 
auf  die  in  der  Provinz  angesessenen  Gedienten  vom  Adel  an- 
gewiesen, und  im  ganzen  waren  dazu  auch  einige  sechzig 
einigemmssen  brauchbare  ausgemittelt  worden,  während  für 
das  Regiment  im  ganzen  72  Offiziere  ausser  dem  Komman- 
deur erforderlich  waren.  Da  ein  Theil  der  Vasallen  sich 
dann  doch  noch  als  zu  alt  oder  zu  gebrechlich  erwies,  ein 
anderer  Tlieil,  weil  die  Miliz  aus  der  Kurmark  fortverlegt 
worden  war,  nicht  beitreten  wollte  oder  auch  auf  solche  Ent- 
fernung wirklich  nicht  abkommen  konnte,  so  hätten  die  Stellen 
der  Subaltemoffiziere  nicht  zur  Hälfte  besetzt  werden  können, 
wenn  der  König  nicht  theils  aus  dem  Inyalidenhause ,  theils 
von  der  Armee  eine  Ansahl  ehemaliger  Unteroffiziere  zumeist 
von  der  Garde  und  fast  alle  Veteranen  der  ersten  schlesischen 
Kriege  der  Landmiliz  als  Offiziere  überwiesen  hätte;  so  wur- 
den die  Lücken  wenigstens  einigermassen  ausgeffillt').  Die 
Eigenmächtigkeiten  des  Obersten  von  Borck  haben  sich  dann 

')  Et  soll  diesem  sogar  zweimal  das  Leben  gerettet  baboi,  vergL 
KüDig:   Biograph.  Lexikon  I.   ITt^,  S.  181. 

-)  Von  eioer  Verwendung  der  Foreter  and  Jäger  als  OSäere  and 
Uoteroffitiere  bei  der  LnDÜmilix  hatte  man  Abetana  gcoommen,  da  sie 
für  das  Exemrcn  in  der  Garnison  wenig  zu  brauchen  ecweeen  wären, 
dagegen  sich  in  anderer  U'ei»e  durch  Patrouillen  und  Streifereien  nüizlich 
machen  konnten.  So  findet  sich  dann  den  ganzen  Herbst  1757  ein  etwa 
60  Mann  starkes  kunnärkisches  Fürsleilorpe  in  der  Gegend  von  Müllrose 
am  Frieiirich- Wilhelms -Kanal  gegen  die  Streifereien  der  östeiTeichiecheii 
leichten  Trappen  auf  Poutining.  Ob  dies  alle  abkömmlichen  ans  der 
Kumiark  gewesen,  und  ebenso  ob  sie  später  wieder  zusammengezogen 
wurden,  war  nicht  zu  ermitteln.  Kosten  erwuchsen  durch  sie  der  Ljuid- 
milizkasse  jedenfalls  nicht. 
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später  auch  auf  die  WL-itt'rbildung  dös  Ofiizierkorps  tirBtreokt, 
derart,  dasrt  er  nach  Beliebon  ihm  nicht  zusagende  Offiziere 
beaeitigrte  und  anden'  an  deren  Stelle  setzte,  bis  die  genaue 
Revision  des  Regiments  und  die  daraufhin  erfolgte  tfaeilweise 
Rffduktjon  desselben  der  Kammer  zu  den  nötbigon  Reraeduren 
Gelef^enheit  bot  Seitdem  wurden  auch  hier  wie  bei  den 
anderen  Milizen  freigewordene  Subaltem  stellen  zumeist  durch 
Zuweisung  halbinvauder  Offiziere  und  Unteroffiziere  von  der 
Armee  wieder  besetzt.  —  Was  die  pekuniäre  Lage  der  Offiziere 
der  kurmärkischen  Landmiliz  anbetrifft,  so  war  dieselbe  in 
anbetracht  der  in  Magdeburg  herrschenden  allgemeinen  Theue- 
rung  der  Lebensmittel  die  denkbar  dürftigste,  die  meisten 
Subalternen  hatten,  wenn  sie  Familie  besassen,  kaum  etwas 
andere«  zu  easen  als  trocken  Bro<l,  und  selbst  später  bewilligte 
kleine  Zidagen  wurden  durch  das  rapide  Steigen  der  Preise 
illusorisch  gemacht;  sogar  von  den  immer  noch  besser  ge- 
stellten Kompaniechefs  hat  mancher  sein  kleines  Vermögen 
zugesetzt,  zumal  da  die  Kammer,  einmal  durch  Borck  getauscht, 
aich  gegen   alle   Bitten,   die   um   Aufbesserung   der   Soldsätze 

ie  kamen,  äusserst  spröde  verhielt. 

An  gutem  Un  teroffizierpersonal  hat  das  kurmär- 
kiache  Blilizregiment  niemals  Noth  gelitten.  Als  ersten  vorzüg- 
lichen Stamm  hatte  das  berliner  und  potsdamer  Invaliden- 
haus seine  noch  cinigermassen  brauchbaren  Mannschaften  her- 
gegeben •),  ausserdem  hatten  sich  genug  abgedankte  Soldaten 
aus  dem  Lande  zui^ammengefunden ;  entstanden  spJUer  Lücken, 
so  waren  diese  leicht  dui-ch  die  BefJirderung  geeigneter  Sub- 
jekte aus  der  Truppe  selbst  zu  docken. 

Eigenthümtich  ist  es  nun,  das  es  gerade  bei  dieser  Miliz, 
trotz  ihrer  Verhältnis smässig  so  geringen  Stärke,  immer  in  der 
empfindlichsten  Weise  an  Mannschaften  gefehlt  hat.  Aber 
es  waren  im  Sommer  1757  und  wurden  auch  fernerhin  in  der 
Kurmark  schon  soviel  Rekruten  direkt  für  die  dortigen  Kan- 
tonr^menter,  theils  jedoch  auch  fiir  eine  Reihe  anderer,  so 
selbst  ftlr  schlesische  Truppentheile  ausgehoben,  ilass  schon  von 
den  zuerst  für  die  Miliz  geforderten  3500  Mann  über  ein 
Siebentel  überhaupt  niemals  eingetroffen  ist,  bezw,  vor  der 
Einstellung  als  durchaus  unbrauchbar  hat  entlassen  werden 
müssen.  Da  das  Regiment  aber  einstweilen  immerhin  noch 
etwa   ebenso    stark   war   als   djis   neue  magdeburgisch-halber- 


')  Das  noch  heut  beBtehende  grosse  herlinev  Invaliden  haus  war  be- 
kanotlich  1T48  von  Friedrich  II.  gCEliflet  worden.  Aafder  Ineel  Werder 
bei  Potsdam  »her  hatte  schon  Fnedrieh  Wilhelm  I.  173i)  eine  Heiinalätte 
für  Invaliden  der  Uarde  evrichtet  lOllech:  Oeschichte  des  berliner 
invalidenhausee.  Berlin  la85,  S.  12).  Ein  bemerkenewecthea  Gegenstiick 
I,  dass  Ätiglflich  das  groBse  putsdamer  Waiaenhaus  seine  gröastpn  ■" 
1  emigei'tnassen  brauchbaren  Jun(,'en  lav  Landiniliz  abliet'err 
B  sie  als  Oemeine  eiiigealellf  wurden. 
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städtische  Jung-Wegnem,  Hess  man  e»  zunächst  dabei  be- 
wenden, bis  es  dann  nach  den  ersten 'Abgaben  im  Jsnnar 
1758  nur  um  so  schwieriger  wsr,  einigermaasen  die  alte  Stärke 
wiederherzustellen.  Die  Laniiräthe  erklarten  es  ohne  Ruin 
des  Landes  für  vollkommen  unmüglieh,  die  dazu  nüthigen 
Rekruten  zu  liefern,  und  dennoch  mussten  Kammer  und 
Generaldirektor! um  auf  fortgesetzte  Requisitionen  der  Militär- 
behörden immer  wieder  den  Befehl  erneuem,  die  fehlenden 
Mannschaften  vom  Lande  zu  beschaffen.  Was  in  Pommern 
und  der  Neumark  die  AusfVlhrung  der  Kabine ttsordre  wegen 
Zusammenzichung  der  jungen  Mannschaft  und  damit  die  Voll- 
zähligmachung  der  Landmiliz  erleichterte,  das  fehlte  in  der 
Kunnark  zum  grössten  Theil:  hier  waren'  keine  Russen,  vor 
denen  die  Bauern  in  die  Städte  geflüchtet  wären,  hier  brachte 
die  Bestellung  des  Ackers  noch  immer  mehr  ein,  als  dass 
man,  nur  von  Noth  getrieben,  bei  der  Milis;  Dienste  genommen 
hätte.  Was  die  Land-  und  die  Steuerräthe  unter  diesen  Um- 
ständen leisten  konnten,  geachah,  aber  seinen  wirklichen  Soll- 
be-stand  hat  das  Regiment  Borck  auch  nach  der  späteren 
Herabsetzung  seines  Etats  niemals  vollkommen  erreicht. 

Die  Formirung  der  kurmärkischen  Miliz  erfolgte,  wie 
schon  erwähnt,  zu  Anfang  September  1757  in  Magdeburg. 
Die  Rekruten  waren  dazu  schon  Ende  August  in  kleinen 
Abthetlungen  von  Berlin  aus,  nur  die  Altmärker  direkt  dort- 
hin dirtgtrt  worden.  Das  Gen e ral di rekle ri um  hatte  ursprüng- 
lich gewünscht,  dass  aus  den  3500  Mann  7  Bataillone  ganz 
nach  pommerHchem  Fusa  gebildet  werden  sollten,  und  es  waren 
daher  ausser  dem  Obersten  von  Borck  auch  schon  7  Majors 
als  Bataillonakommandeure  designirt  worden.  Da  aber  die 
gesammte  magdeburgisch-halberstädtische  Landmiliz  auch  in 
ein  Regiment  zu  drei  Bataillonen  formirt  worden  war,  und 
für  eine  entsprechende  Einrichtung  ausser  dienstlichen  auch 
Eraparungs rück« ich ten  geltend  gemacht  wurden,  genehmigte 
das  Generaldirektorium  doch  einen  mit  Zuziehung  des  Kom- 
mandanten vom  Obersten  von  Borck  aufgestellten  Etat,  nach 
welchem  aus  den  gesammten  Mannschaften  ein  Regiment  zn 
3  Bataillonen  und  18  Kompanien,  jede  in  der  Stärke  von 
195  Gemeinen  formirt  ward').  Mitte  September  war  alles  so 
ziemlich  beendet,  und  durch  eifriges  Exerziren  ward  bald  die 
n'itiiige  militärische  Zucht  in  die  Leute  gebracht,  sodass 
schon  Anfang  Oktober  einige  kleinere  Abtlieilungen  gegen 
die  Franzosen  in  der  Altmark  nicht  ohne  Erfolg  vi-rwendct 
werden  konnten. 

Dass  das  Regiment  schon  bei  der  Formation  seinen  vor- 
geschriebenen Etat    nicht    erreichte,  ist  bereits    oben    erwähnt 

')  Die  Bewilligung  des  UenerHlilirekloriumg  datirt  erst  vom  22.  tiep- 
tembev  1757.     Diesen  ersten  Etttt  des  Kegimentes  vergl.  Beilage  XLa. 
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wurden.  Im  Januar  1758  erlolgteu  dann  die  ersten  Abgaben 
au  die  Feldregimenter ;  dasa  aber  der  Bestand  der  Mann- 
schaften so  rapide  abnahm,  wie  wir  gleich  sehen  werden, 
hatte  udch  seine  besonderen  Gründe,  Die  folgenden  Verhiüt- 
niaae  sind  recht  unerquicklich,  doch  kümien  wir  sie  nicht 
vnllkomraon  übergehen. 

Im  Frühjahr  1758  erhielt  die  kurmürkiacho  Kammer  zum 
ersten  Mal  durch  Denunziationen  einiger  Offiziere  dea  Borck- 
achen  Regimentes  die  Nachricht  von  Unordnungen  aller  Art, 
die  sich  der  Oberat  und  mit  ihm  einige  aeiner  Kompanie- 
chefs zu  Schulden  kommen  liessen  ^  vor  allem  sprach  man  von 
einer  unerlaubt  starken  Beurlaubung,  ja  selbst  von  willkür- 
licher Verabschiedung  zalilreicher  Mannschaften  gegen  Ent- 
richtung einer  gewissen  Geldsumme*),  Die  Kammer  forderte 
zunächst  von  Borck  ganz  genaue  Berechnung  aller  durch  das 
Fehion  von  Mannschaften  ersparten  Löhnungen,  da  das  Re- 
giment ja  infolge  der  vielen  Abgaben  an  die  Ffldtruppen  weit 
unter  aeinem  Etat  stark  sein  müase.  Als  der  Obei-st  dies 
wwgerte,  ward  auf  Requisition  des  GeneraMirekturiums  durch 
den  mngdeburger  Kommandanten  und  den  dortigen  Kammer- 
prilsidentcn  endlich  eine  unvermuthete  Revision  des  Regimentes 
vorgenommen,  am  4.  Juli  1758.  Das  Ergebniss  war,  dass  der 
wirkliche  Bestand  dea  Regimentes  nur  1250  Gemeine  betrug, 
also  um  mehrere  hundert  Mann  hinter  den  noch  vor  kurzem 
von  Borck  ala  Effektivstärke  angegebenen  Zahlen  zuruckblieb. 
Allerdings  schien  auch  ersichtlich,  dass  der  Oberst  sich  für 
einen  Theil  der  zuviel  erhobenen  Gelder  in  anderer  Weise 
werde  rechtfertigen  können.  Das  Generaldirektor  iura  aber, 
welches  in  dieser  Sache  ganz  klar  sehen  wollte,  kommittirte 
nach  einigen  weiteren  Recherchen  den  Direktor  der  kur- 
inärkischen  Kammer  von  Groschopp,  der  als  ehemaliger  Offi- 
zier besonders  zu  der  weiteren  Untersuchung  an  Ort  und 
Stelle  geeignet  achien.  Zugleich  aber  wurden,  um  das  Re- 
giment nicht  in  dieser,  für  ordnungsmässige  Wahrnehmung  des 
Dienstes  bedenklichen  Schwäche  zu  beiaasen,  vorerst  wieder 
einige  himdert  Rekruten  für  dasselbe  ausgeschrieben. 

Das  Resultat  der  Untersuchungen  Groschopps,  die  last 
den  ganzen  November  in  Anspruch  nahmen,  zeigte,  dass  recht 
böse  beim  Regiment  gewirth Behaftet  worden  war.  Da  sich 
aber  herausstellte,  daas  Borck  zwar  in  sträflichstem  I.eiclit- 
Hinn  gehandelt,  im  wesentlichen  aber  mehr  der  Verftlhrte  und 

■)  Ein  mäsuges  Kcitweises  Benriaubcn  seibat  im  Kriege,  nenn  die 
Waffen  nur  etwas  ruhten,  wenn  es  vorauaeichtlich  für  die  nächste  Zeit 
iiicüt  viel  zu  than  gab.  wSre  bei  der  bedetiteuden  Itulle.  die  das  Beiir- 
laubungewesen  für  die  gesammle  Wirtlischaft  der  Armee  in  Friedens- 
7.ehen  spielte  (ver^l.  oben  S.  22},  kein  alkiigroBser  Misabrauch  getreaea, 
dagegen  mussten  Verabsc  hie  dun  gen  gegen  Entgelt  unter  allen  Umstunden 
ala  im  höchsten  Grade  bedenklich  erscheinen. 
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Schwache  gewogen,  dass  er  wirklich  von  den  au  Unrecht  er- 
hobenen Löhnungen  einen  guten  Thoil  auf  unvorhei^eaehene 
o<Ier  mit  zu  knappen  Fonds  bedachte  Bedürfnisse  seines  Re- 
giments verwendet  hatte,  und  dasa  somit  die  wirklichen,  der 
Landmilizkasse  verursachten  Defekte  kaum  1200  Thaler  be- 
trugen, 80  beliess  man  ihn  dennoch  auf  seinem  Posten,  nach- 
dem er  eine  ernste  Verwarnung  emplangen  und  Besserung 
versprochen  hatte.  Die  Defekte  wurden  derart  auf  die  schul- 
digen Kompaniechefs  vertheilt,  dass  sie  in  kürzester  Zeit 
getilgt  werden  konnten. 

Die  unmittelbare. Folge  der  Untersuchung  war  zunfichst 
mit  dem  1.  September  1758  die  Einrichtung  eines  Interims- 
etats,  sodann  am  31.  November  die  Reduktion,  bezw.  Unter- 
stechung  von  3  Kompanien  des  Regimentes  mit  12  besonders 
konipromittirten  oder  ganz  unbrauchbaren  Offizieren,  bis  dann 
endlich  mit  dem  1.  Februar  1759  eine  viSUige  fieoi^anisation 
des  Regimentee  stattfand.  Nach  Reduktion  von  noch  15  Sub- 
alternen, einen  auf  jede  Kompanie,  wurde  das  Regiment  auf 
15  Kompanien  festgesetzt,  eine  jede  kaum  mehr  us  von  der 
halben  Stärke  des  alten  Etats,  nämlich  zu  1  Kapitän,  2  Leut- 
nants, 9  Unteroffizieren,  2  Tambours  und  102  Gemeinen*). 
Das  ganze  Regiment  wurde  neu  eingekleidet,  da  die  alte 
Uniform  nur  noch  aus  Lumpen  bestand,  die  Angelegenheit 
der  kleinen  Montirung» stücke  der  Leute,  sowie  der  Mon- 
tirungsgelder  der  Offiziere  geregelt,  und  zur  Verhütung  weiterer 
Missbräuche  der  gesammte  Dienst  durch  ein  austUkrliches 
Reglement  geordnet').  In  Zukunft  hat  Borck  dann  auch 
gehalten,  was  er  versprochen,  und  es  ist  nie  wieder  die 
leiseste  Klage  gegen  ihn  vorgekommen. 

Als  die  At^^en  im  Frühjalir  1 759  dem  Regimente  schon 
wiedermehrere  hundert  Kantonisten  entzogen,  h&tte  die  Kammer, 
um  das  Land  noch  mehr  zu  erleichtern,  gern  eine  weitere  Re- 
duktion voi^enommen,  doch  auf  die  kategorische  ErklSrung 
des  Kommandanten,  Erbprinzen  von  Hessen-Kassel,  daas  dann 
der  Dienst  in  der  magdeburgischen  Garnison  ernstlich  darunter 


■)  Den  neoen  Etat  des  Borckschen  Regimentes  ve^l.  Bdiage  Xlb. 
Die  Stärke  der  Kompanie  enlsprach  jetzt  ungeföbr  der  einer  pommenclieD. 

'l  Die  12  Artikel  dieses  Reglements  übertrugen  der  Kammer  eine 
wdtgehende  scharfe  Kontrolle  über  die  gesammte  Wirthachaft  des  Regi- 
mentes: ftb^sehen  davon,  dass  sie  jederseit  direkt  von  ailem.  falls  sie  es 
witusehe,  Einsicht  erhalten  mü^ne,  sollte  sie  allmonatlich  auch  durch  r^el- 
miissige  Itanglisten,  Stammrollen,  sonic  durch  ganz  genaue  Rechnnngs- 
lecung  über  alle  gemachten  Zahlungen  auf  dem  laufenden  erhalten  werden. 
Die  genaueateii  ßentimmitngen  über  die  Art  der  Aufbewahrung  imd  der 
Auszahlung  der  gesammten  Verpflegungsgelder,  über  die  Ausgabe  ond 
Berechnung  der  kleinen  Montiningsst ticke  sollreu  jeden  Missbrauch  un- 
möglich machen.  Der  Modus  der  Abgaben  an  die  Feldregimenter,  der 
Ersatz  der  dadurch  entstandenen  Lücken  wurde  bis  ins  einzelne  deutlich 
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leiden  wtlrde,  musste  davon  Abstand  genommen  und  das  Re- 
giment wieder  nach  dem  Etat  der  1530  Gemeinen  vollzählig 
gemacht  werden.  Und  dabei  ist  es  dann  auch  bis  zuletzt 
verblieben.  Von  dieser  letzten  Zeit  ist  kaum  noch  etwas  zu 
sagen,  es  wäre  denn,  um  zu  zeigen,  wie  sehr  die  Miliz  unter 
der  in  Magdeburg  herrschenden  Theuerung  zu  leiden  hatte  ^). 
Der  28.  Februar  1763  brachte  dann  auch  dem  Regiment 
Borck  die  völlige  Reduktion,  die  Mannschaften  wurden  ihren 
friedlichen  Hantirungen  wiedergegeben. 

[Verwendung  und  Dienst  in  der  magdeburgi- 
achen  Garnison.]  Eine  rein  kriegerische  Thätigkeit  durch 
einen  Dienst  im  Felde  gegen  den  Feind  war  den  beiden 
Milizregimentern  Jung-Wegnem  und  Borck  so  gut  wie  ganz 
versagt,  es  blieb  bei  einigen  kleinen  Detachirungen  gegen  strei- 
fende Parteien  der  Franzosen  im  Herbst  1757  und  Sommer  1758, 
sowie  hier  und  da  wohl  auch  später  bei  einer  gelegentlichen 
Theilnahme  einiger  Kommandos  an  den  Kämpfen  der  alliirten 
Armee*).  Die  eigentliche  Aufgabe  beider  Truppentheile  war 
vielmehr  der  Garnisondienst  in  Magdeburg,  wo  ausser  ihnen 
dauernd  ja  überhaupt  nur  noch  das  schwache  Landregiment 
Alt-Wegnem  zur  Besatzung  vorhanden  war.  Die  Besetzung 
der  Wachten^),  die  Aufsicht  über  die  zahllosen  dort  befind- 
lichen feindlichen  Gefangenen,  —  in  der  schlimmsten  Zeit  bis 
an  20  000,  so  dass  zu  ihrer  Bewachung  auch  noch  die  be- 
waffnete Bürgerschaft  herangezogen  werden  musste,  —  der 
grösste  Theil  des  Etappendienstes  im  Rücken  der  alliirten 
Armee,  wozu  starke  Kommandos  bis  hinter  Göttingen  u.  s.  w. 
an  der  Tagesordnung  waren,  und  endlich  die  Transporte  und 
Eskortirungen  zur  Armee  nach  Sachsen,  so  dass  sich  beständig 
auch  in  Halle  und  Wittenberg  kleine  Abtheilungen  der  magde- 
burgischen Garnison  befanden:  alles  dies  war  ganz  geeignet, 
alle   vorhandenen    Kräfte    aufs   äusserste   anzuspannen.     Und 


^)  Im  Mai  1762  war  es  doch  soweit  gekommen,  dass  die  Leute  der 
beiden  in  Magdeburg  stehenden  Milizres^imenter  in  ganzen  Haufen  vor 
das  Haus  ihrer  Obersten  zogen  und  flehentlich  nach  Brod  verlangten, 
um  ihren  Hunger  zu  stillen,  bis  dann  endlich  die  Kammern  ein  Ein- 
sehen hatten  und  mit  Zustimmung  des  Generaldirektoriums  den  Leuten 
als  kleine  Zubusse  wenigstens  für  alle  fünf  Tage  eine  Zulage  von  2  g.  Gr. 
zn  Brod  bewilligten. 

*)  So  wohnte  ein  Bataillon  des  Regimentes  Junff-Wegnem  unter 
Ffibrung  des  Majors  von  Treskow  dem  ganzen  Feldznge  1760  bei  der  alli- 
irten Armee  bei,  doch  ohne  irgendwie  in  hervorragender  Weise  Ver- 
wendung zu  finden.  ( Vergl.  auch  T  e  m  pe  1  h  o  f f :  Gesch.  des  siebenjährigen 
Krieges  Bd.  V,  8.  43).  Von  der  Thätigkeit  des  einen  Bataillons  des 
BorcKschen  Regimentes  liegen  die  Franzosen  in  der  Altmark  im  Herbst 
1757  ist  nur  die  glückliche  Aufhebung  eines  französischen  Postens  in 
Osterburg  bemerkcns  werth  (DanzigerBeiträ^e  Bd.  III,  S.  690). 

')  Die  dauernde  Abkommandirung  von  Milizmannschaften  zur  Be- 
dienung der  Festungsgeschütze  wird  uns  übrigens  auch  für  Magdeburg 
mehrfoch  bezeugt. 
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doch  öind  dabei   die,    durfh  die  fortwährondeii   Abgaben 
aaagebildeten  Mannschat'teiL  aa  die  Feldregimenter  und  dnrc 
die    Neuauöbildiing    von    Rekruten    entetehenden    Schwier^ 
keiten  noch  nicht  einmal  in  Anrechnung  gebracht').  _ 

Es  mnuB  hier  allerdings,  wie  schon  oben  angedeutet,  in 
Hetracht  gezogen  werden,  dass  es  für  die  Kurmark,  später  ja 
auch  für  Magdeburg  und  Halberstadt  keineswegs  nöthig  war, 
alle  brauchbare  Mannschaft  vor  dem  Feinde  aus  dem  Kan- 
ton zu  flüchten,  dass  also  in  diesen  Provinzen  der  direkte 
Ersatz  der  Feldregimenter  ein  relativ  viel  grösserer  gewesen 
ist,  als  in  Pommern  und  in  der  Neumark.  Einen  Augenblick 
aber  wollen  wir  noch  bei  der  Ersatzthätigkeit  des  R^mentes 
Borck  verweilen,  weil  uns  hier  ein  glücklicher  Zufall  fiir  drei 
einzelne  Hauptubgabemonate  aus  den  ersten  beiden  Jahren 
zahlen  massige,  wenn  auch  nicht  ganz  vollständige  Listen  der 
an  die  Feldregimenter  abgegebenen  Mannschaften  aufbewahrt 
hat.  Danach  erhielten  aus  dem  Regiment  Borck  allein  im 
Februar  1758  das  Regiment  Driesen  zu  Pferd  (Nr,  7)  sowie 
die  Infanterieregimenter  Lattorf  (Nr.  1),  Itzenplitz  (Nr.  13), 
Prinz  von  Preussen  (Nr.  18)  und  Blllow  {Nr.  46)  an  mili- 
tärisch ausgebildeten  Kantonisten  im  'ganzen  392  Mann'). 
Ebenso  wurden  im  April  1758  237  ixerzirte  Leute  zur  Voll- 
zähligmachung  der  drei  weselsclien  Regimenter,  Juncken 
(Nr.  40),  Hessen-Kassel  (Nr.  45)  und  Salmuth  (Nr.  48)»),  und 
ausserdem  60  Mann  zur  Ejrichtung  einer  neuen  Artillerio- 
kompanie  nach  Sachsen,  im  ganzen  also  297  Mann  abgegeba 
Im  Februar  1759  empfingen  in  derselben  Weise  die  Reg 
menter  Prinz  von  Preussen  (Nr.  18),  Asseburg  (Nr.  27)  tlM 
Prinz  Ferdinand  (Nr.  34)  zusammen  247  Mann*)  u.  s.  w. 
bemerken  noclmials,  dass  diese  Verzeichnisse  selbst  für  i 
betr.  Monate  nicht  ganz  vollständig  sind,  dass  nämlich  No^zfll 
über  gelegentliche  Abgaben  einzelner  Leute  ganz  fehlen ;  da' 
noch  sind  die  Listen  recht  wohl  imstande,  uns  ungttßtbr  t' 
Bild  von  der  Ersatz tliätigkuit  der  Landmiliz  zu  geben.  -  " 
das  Regiment  Wegnern  fehlen,  ebenso  wie  auch  sonst  f 


')  Wie  eich  aus  ihrer  Herkunft  sla  natürlich  ergnb.  empfing  dos 
Heeiineiit  WeKneiii  seine  ErBatxmaiin«chaften  auB  dem  Magdebarsi sehen 
und  Hulbcrstiidtieclicn,  das  Begimi^nt  Borck  im  wesentlichen  aus  i^r  AI^ 
mark,  der  Pri^nitz,  dem  Havellsiid,  Rappin  und  der  Zaucbe,  während 
der  Rest  der  Kunnark  ausscliliesslicb  der  Uckermark,  die  ja  fSr  die 
MilizverhaltoiBBe  zu  Pommern  rechnete,  Itekniten,  wie  oben  erwttimt,  nnr 
an  die  berliner  GaruiBun  oder  aber  direkt  an  die  Fei dregini etiler  ab- 
lieferte. 

<)  Davon  bekam  Driesen  2g.  Lattorf  di),  Itienplitz  180,  Print  von 
PreuBscu  83  und  BUlow  71   KantoDtalen, 

°)  Davon  entfielen  auf  das  Regiment  Juncken  40,  auf  Hesaen-KaMel 
155  und  auf  Salmuth  42  Mann. 

')  An   Prinz  von   PreuHsen  kamen  7y,   an   Asaebiu-g  124    a 
Ferdinand  44  Mann. 
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TMilizen  der  anderen  Provinzen,  genaue  Nachrichten  über  die 
derartigen  Abgaben,  doch  giebt  uns  ein  glücklicher  Zufall 
hier  wiederum  in  der  ganz  gelegentlich  erhaltenen  Nach- 
richt, dftss  für  den  Feldzug  1761  im  Mai  dieses  Jahres  nicht 
weniger  als  sechs  Subaltern  Offiziere  des  Regimentes  in  ver- 
Hiihiedene  Truppentheile  der  Armee  des  Prinzen  von  Württem- 
berg versetzt  worden  seien,  einen  interessanten  Beitrag  zu  der 
aus   allgemein(?n   Angaben    der  zeitgeniiasiachen   Schriftsteller 

^^1»  genugsam  bekannten  Ergänzung  des  Offizii^rkorps  der  Feld- 

^Barmee  ans  den  Land-  und  Garnisontruppen. 

■mh  ni 
■  istand, 


HI.    Knrmürkische  Laoilhasaren. 


Wir  haben  schon  oben  erwähnt,  dass  die  berliner  Gami- 
i  aus  den  drei  Regimentern  Luderitz,  Lo6n  und  Lange  be- 
1  stand,  und  dass  diesen  Tnippentheilen  in  dem  Bereiche  der 
Mittelniark  etwa  dieselbe  Aufgabe  zufiel,  wie  in  den  anderen 
Provinzen  den  betr.  Landmilizen.  Der  gänzliche  Mangel  an 
Kavallerie  war  auch  hier  von  Anfang  an  sehr  fllhlbar  ge- 
wesen, nur  hatte  man  sicli  immer  noch,  so  gut  ea  ging,  be- 
holfen,  zumeist  mit  berittenen  Förstern.  Als  dann  im  Sommer 
1758  die  thcilweise  Reduktion  des  BorckgL-hen  RegimentcB  in 
Jlagdeburg  flir  die  kurraärkische  LandmilizkaHse  bedeutende 
Ersparnisse  verhieas,  ging  man  endlieh  nach  dem  Vorgange 
Pommerns  und  der  Neumark  auch  in  Berlin  an  die  Aufstellung 
einer  P^skadron  Provinzialhusaren.  Im  August  wurden  die 
Mannschaften,  laut«r  freiwillige  Landeskinder,  zusammenge- 
bracht und  am  4.  Sepfmber  der  aufgestellte  Etat  vom  Gene- 
raldirektorium gutgeheissen').  Zum  Chef  wurde  mit  dem 
Charakter  als  Rittmeister  der  ehemalige  Leutnant  von  den 
GardeN-du- Corps  von  Wangen  heim  ernannt. 

Während  die  Hauptaufgabe  der  Husaren  fortan  in  dem 
gesammton  miÜtäriaehcn  SicTierheits-  und  Patrouillendienat  in 
der  Kurmark  beatand,  brachten  e«  die  Umatilnde  mit  sich, 
ilasK  ihnen  auch  häufig  zumal  eilige  oder   besonders   wichtige 


')  Dieser  Etat  der  kurm&rkist^heii  fluBaren  war  nicht  aufzuKnden.  Als 
Ersatz  daflir  dienen  die  gelegentlichen  Angabcu,  dass  daa  Korps  aueaer 
Waneenheim,  wegen  der  vielen  kleinen  selbständigen  KommandoB,  noch 
.>  Offiziere,  I  Stabarittmeister,  2  Leutnants  und  2  Eometa,  zühlte,  dass 
die  gesammte  Verpflegung  jährlich  5010  Tbir.  kostete,  dass  ebenso  .iührj ich 
für  £meuening  der  Montirung  und  Kemonte  das  Pauecbquontuni  von 
6990  Tbim.  BUBgesetzt  war,  die  ganze  Jahresauseabe  Rli  das  Korps 
Eomtt  auf  13  000  l'hir,  veranecblagC  wurde.  Die  Stärke  der  Eskadron 
dürfte  danach  ungefähr  der  eiuer  pojnraerscben  oder  auch  der  neu- 
märkischen  entsprochen  haben.  Vergl.  auch  Beverm  Märkische 
Forschungen  XIS,  8.  193. 

Fonchongsn  (31)  VII.  1,  -    Schwurt!,  10 
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Trsneporte  und  Eskorten  übertragen  wurden;  und  derartige 
Ritte  nach  Leipzig,  Magdebuig,  nach  KUstrin  und  bis  an  die 
Peene  boten  ihnen  oft  gent^  Gelegenheit,  auch  vor  dem 
Feinde  ihre  Tüchtigkeit  zu  bewähren.  Bemerkenswertb  ist 
in  dieser  Hinsicht  besonders  ihre  bereits  oben  erwähnte 
TheÜnahnie  an  dem  Handstreiche  auf  Demmin  am  19.  Oktober 
1759,  wo  sie  sich  ihren  pommerschen  Kameraden  ebenbürtig 
bewiesen').  Der  späteren  Rombinirung  der  kurmärkischen 
mit  den  pommerschen  und  neumärkischen  Provinzialhusaren, 
ihrer  gemeinsamen  Theilnahme  an  dem  Feldzuge  1762  in 
Schlesien,  ihres  rtlhmiichen  Verhaltens  in  dem  Nachtgefecht 
bei  Heidersdorff  am  19./'20.  Juni  ist  gieichfalls  bereits  oben 
Erwähnung  geschehen,  ebenso  wie  der  mit  dem  Frühjahr 
1763  erfolgten  Reduktion  sämmtlicher  Provinzialhusaren '). 


IV.    liDterhalt  der  knrm&rkiachen  Landmiliz. 

[Die  ersten  „drei  Monate"  und  das  Fixum  der 
50  000  Thaler.]  Man  wird  sich  erinnern,  dass  auf  Grund 
der  Kabinettsordi'e  vom  10.  August  1757  der  Kunnark  zu- 
nächst zwar  formell  die  Aufstellung  von  5000  l^Iann,  also  nach 
poramerschero  Fuas  von  10  Bataillonen  Landmiliz  anbefohlen 
worden  war,  dass  es  aber  in  Wirklichkeit  nach  Einreihung 
der  1500  Mann  in  die  drei  berliner  Regimenter  keine  ändert- 
kurmärkische  Landmiltz  gab,  als  das  in  Magdeburg  in  der 
Sollstärke  von  3500  Mann  formirte  Regiment  Borck. 

Das  massgebende  Reskript  des  Generaldirektoriums  vom 
12.  August  sprach  auch  hier  nur  von  der  Aufbringung  der 
Montirungskosten  und  des  Unterhaltes  für  die  nächsten  „drei 
Monate" ;  was  eventuell  später  werden  sollte,  wünschte  man 
wohl  absichtlich  noch  nicht  zu  erörtern.  Die  Vertheilung  des 
für  die  Bestreitung  dieser  Ausgaben  angenommenen  Fixums 
von  50000  Thalem  machte  zunächst  einige  Schwierigkeiten, 
bis  auf  Vorschlag  der  kurmärkischen  Kammer  das  Qeneral- 
direktorium  endlich  am  5.  September  die  Repartition  nach 
dem  Fusse  der  allgemein  in  der  Kunnark  erhobenen  sogen. 
Justizsalnriongelder^)  befahl,  nach  welchem  die  Städte  59  Pro- 

'I  Vergl.  oben  K.  56  Anm.  und  Sulicki  a.  a.  0.  S.  25Gf. 

*)  Vergl.  S.  55  und  47.  Dass  seit  ilirem  Abmarsch  zur BchiesiBchen 
.\naee  auch  die  kurmärkiachen  Husaren  aus  der  Genera Ikriegskasse  ver- 
pflegt wurden,  die  Bestreitung  des  Unterhattea  aus  den  Landmilizgel  dem 
aino  aufhörte,  ist  naeli  dem  Irllher  Gesagten  wohl  scitotverätändlicn. 

')  Die  JuBtizsalnriengelder  in  der  Kurmark.  jährlich  5000  Thlr., 
waren  zur  Besoldung  der  Senate  dea  Kammergericht«  bestimmt  Dureli 
einen  _  Immediatevlass  vom  26.  Juni  1748  eiDgeführt,  wurden  Hie  jährlich 
zu  Trinitatis  vnn  ileii  Kreisen  und  den  Städtekämmereien  erhoben,   üeber 
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■zent,  also  29  500  Tlialer,  das  platte  Land  aber  41  Prozent, 
also  20  500  Thaler  auf  sich  nehmen  sollte.  Da  Kile  Noth 
that,  lind  in  der  sicheren  Hoffnung,  das«  es  ja  bei  der  Auf- 
bringung dieses  jetzt  auageBchriebenen  Fixums  ein  filr  nllemal 
sein  Bewenden  haben  werde,  wurde  aber  nun  dieser  Quoti- 
sationsfusa  auch  in  der  Weise  zur  Anwendung  gebracht,  dass 
man  sich  wie  bei  der  Einforderung  jener  Gelder  niclit  an  die 
einzelnen  Kontribuenten,  bezw.  die  Bürgerschaft  der  Städte 
hielt,  sondern  dass  vielmehr  dafür  die  Kreiskassen  und  die 
Städtekämmereien  angewiesen  wurden,  ihre  Quoten  aus  ihren 
KassenbestJlnden  zu  entnehmen,  beziehungsweise,  wenn  diese 
nicht  ausreichten,  ohne  Verzug  durch  Aufnahme  von  Kauitalien 
die  Gelder  herbeizuschaffen.  Dass  die  Kreiskassen  daiür  von 
ihren  Kontribuenten  sobald  als  müglich  schadlos  gehalten 
wurden,  ward  allerdings  von  der  Kammer  zugleich  vorge- 
sehen, inbetreff  der  Kilmmercien  aber  blieb  es  bei  der  allge- 
meinen Versicherung,  dass  ihre  Zahlungen  auch  nur  als 
„Vorschuas"  für  die  Bürgerschaft  angesehen  werden  sollten; 
wir  werden  unten  sehen,  in  welcher  Weise  diese  ersten  „Vor- 
schüsse" für  den  ganzen  fcnieren  Beitrag  der  StÄdte  mass- 
gebend gewesen  sind.  Um  die  magdeburgische  Kammer,  diu 
der  kunnSrkischen  Miliz  die  Gelder  auszahlen  sollte,  nicht  in 
Verlegenheit  zu  setzen,  war  der  Altmark,  der  Priegnitz, 
Havelland,  Ruppin  und  Zauche  aufgegeben  worden,  einst- 
weilen ihre  Geldor  direkt  an  jene  abzuliefern,  wahrend  die 
anderen  Kreise  und  Städte  an  die  berliner  Kammer  zahlen 
sollten.  Wenn  es  nun  auch  an  Reklamationen  und  Beschwer- 
den selbst  schon  jetzt  im  Herbst  1757  bei  der  Aufbringung 
der  ersten  Gelder  nicht  gefehlt  hat'),  so  haben  sich  doch 
wirklich  ernstliche  Schwierigkeiten  dabei  so  gut  wie  gamicht 


dien&bere  Kinrichtung  und  die  Einzelrepartition  derselben  vergl.  Wnliuer^ 
SteoerverfiigGung  des  platten  Laiides  der  Kunnark  Brandenburg.  Bd.  I 
(Berlin   18i|4X  S.  149  ff..  Bd.  111  (1805|,  S.  171  ff'. 

■|  Untet  diesen  Rekln matlonen  verdient  einiges  Interesse  die  de» 
berliner  Magistrats  vom  18.  September  17-^7  und  zwar  wegen  der  darin 
ausge£|iraclienen  eigen thüm liehen  Vorahnung,  daa»  es  hiwfast  bedenklich 
sein  werde,  den  kleinen  Knsaenbestand  der  K&nimerei  anEUgreifen,  weil 
man  flir  den,  nicht  ausser  dem  Bereich  der  Möglichkeit  li^enden,  Fall 
einer  Invasion  dringend  Geld  zur  Hand  haben  raQsae.  um  die  8ttult  vor 
emflteni  Unglück  zu  bewahren.  I>ie  Bedenken  waren  niclit  ungerecht- 
fertigt, dss  »ollte  sich  schon  in  wenigen  Wochen  bei  der  Brandsehatzung 
der  Stadt  durch  die  Oesteireicher  unter  Hadik  zeigen  Aber  die  Miliz 
brauchte  Geld,  das  war  einstweiten  das  Nothwendigere  und  Berlin  miUHte 
wohl  oder  übel  aeinc  38211'/4  Tlilr,  zu  dem  ausgCBobriebenen  Fisum  zahlen ; 
j«  noch  melir,  es  hat  auch  später  seinen  Beitrag  immer  regelmässig  ab- 
getragen, lieber  lladiks  Anwesenheit  in  Berlin  und  speziell  die  Auf- 
bringung der  den  Oesterreichem  gezahlten  Knntribulion  von  248  000  Thim. 
vergl.  üie  wcrthviille  Skix/e  von  A.  Naudä:  Märkische  Forschungen 
Band  XX,  S.  149—170.  Gegen  diese  Kontribntion  war  allerdings  die 
Aufbringung  der  paar  tauaemlThaler  Landmilizgelder  etwas  sehr  lieriiig- 
fligiges. 
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ergeben.      Noch    fanden    selbst    die    i veniger    gut    gestellt 
Kämmereien  übernJl  Kredit,  und  einer  besondere  in  Verlegt 
heit  befindlichen  mnsBten  auf  Weisung  der  Kammer  wohl  au 
die  besser  gestellten  Nachbarstädte   unter  die   Arme  greifeB!_ 
in   den  Kreisen  wurden,  sofort  zahlbare,   Extranionate  ausgä- 
Mchrieben,  so  dass  auch  die  Kreiskasaen  wegen  der  regulären 
Kontribution  nicht  in  Verlegenheit  kamen. 

t Entscheidung  Über  die  Weiterunterhaltung.) 
Inde  November  lief  aber  das  erste  durch  ilie  Annalmie 
des  Fixums  der  50000  Thalcr  vorgesehene  Quai-tal  ab.  Da- 
her hatte  dann  schon  xu  Anfang  dieses  Monats  die  Kammer 
das  Generatdirektorium  ernstlich  gebeten,  für  die  Zukunft 
einen  Foods  anzuweisen,  da  durch  MisBwachs  im  Sommer- 
getreide, vor  allem  aber  durch  die  Heimsuchungen  der  Schwe- 
den, Franzosen  und  Oeaterreicher  die  meisten  Kreise  zu  jeder 
weiteren  ausserordentlichen  Leistung  unfähig  geworden  seien. 
Doeh  da«  Generaldiroktorium  konnte  selbst  nicht  helfen  und 
auf  die  nochmals  wiederholte  Bitte  der  Kammer  nur  den  Be- 
scheid ertheilen,  dasa,  da  die  Kabineltsordre  vom  10.  August  die 
Unterhaltung  der  kurmllrkisehen  Landmiliz  auf  pommei-echeni 
Fuaa  befohlen  habe,  die  Kabine ttsordre  vom  13.  Juli  an  den 
pommerschen  KammcrprSaidenten  aber  aundrücklich  sage, 
..dass  die  Provinzen  von  Pommern  und  der  Kunnark  sich 
freiwillig  offeriret,  die  Unterhaltung  der  Landmiliz  extraordi- 
narie  zu  tlbemehmen",  es  dabei  auch  aolange  werde  verbleiben 
müssen,  wie  die  Landmiliz  nöthig  und  nicht  ein  anderes 
■Seiner  Majestät  deshalb  befohlen  worden   wäre'). 

[Neue    Veranlagungen.]      Jetzt    wuseten    Ki 
und   .Stände,   wie   die  Sache  lag,  und  ihr  Patriotismus  _ 

ihnen  einstweilen  sich  dagegen  aufzulehnen;  beide  wollten  thun, 
was  in  ihren  Kräften  stand.  Da  aber  die  Landmiliz  seihst 
und  mit  ihr  die  fllr  ihren  Unterhalt  nöthigen  Gelder  immer  nur 
als  eine  momentane  Last  angesehen  wurden,  die  mit  jedem 
Monat  vielleicht  ihr  Ende  finden  konnte,  wurde  auch  der  alte, 
in  den  ersten  drei  Monaten  gebrauchte  interimistische  Modus 
filr  die  Aufbringung  der  Gelder  beibehalten,  so  dass  auch 
femer  der  ßeitrag  der  Städte  von  den  Kämmereien  vorge- 
schoaaen ,  der  des  platten  Landes  aber  ans  den  Kreiskawcn 
bestritten  und  deren  Ausgaben  M-ieder  durch  Extrakontribu- 
lionsmonate,  später  gelegentlich  eventuell  auch  durch  Anleihi 
die    die  Kreisstünde  aufnahmen,  gedeckt  wurde*). 


■66   VtH^^H 

^amtn^^l 


'I  Der  erete   Bericht  der   Kammer  datirt  vom  7., 
(ieneraldirektoriume  vom  21.  November  1757. 

>)  Ein  Beispiel:  das  Landinilizgeld  der  Prieznitz  betruR  bis  I 
Ihmlweieeit  Heduktioii  dea  RegimenteB  Uorck  moDStGcb  534''/«  Thlr.;  t 
eineni  Extramouat.  der  mit  3075  Thlrn.  uusgeschiieben  ward,  konnte  s. 
der  Beitrag  des  Kreiiea  zur  Landmilix  für  mehr  ab  5  Moniile  beelritM 
werden.    —   Das   ganze   nunniehr  für  jeden   Monat   von   der   gCMunmlai 


[Sc 
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der  Städte,  Holzverkauf,]  Aber  selbst  der  beste  Wille 
seitens  der  Unlerthanen  konnte  es  nicht  verhindern,  dass  zu- 
mal in  den  vom  Feinde  heimgesuchten  Kreisen  den  Kontri- 
buenten hier  und  da  die  Kräfte  versagten,  oder,  was  fast  noch 
von  grösserer  Wichtigkeit  war,  daas  alle  weniger  gut  situirten 
Kämmereien  unter  den  beständig  von  ihnen  geforderten  Vor- 
scliüseen  erlagen.  So  hat  es  denn  an  den  flehentlichsten 
Bittgesuchen  schon  im  November  und  Dezember  1757  nicht 
gefehlt;  deren  einziger  Erfolg  war  aber  zunftchst  nur  der,  dass 
das  Generaldirektorinni  die  Land-  und  Steuerräthe  anweisen 
Hess,  nicht  zu  hart  mit  wirklich  Unvennögenden  zu  verfahren. 
eventuell  aber  auf  Mittel  zu  sinnen,  wie  in  besonders  schwe- 
ren Fällen  Abhilfe  zu  schaffen  sei.  Wie  die  Kämmereien 
später  durch  Einführung  einer  indirekten  Auflage  gänzlich 
von  ihren  weiteren  Vorschüssen  befreit  wurden,  werden  wir 
unten  sehen,  zunächst  hier  einiges  über  die  Art  und  Weise. 
wie  man  ihnen  mit  kleineren  Mitteln  in  einzelnen  Fällen  zu 
helfen  suchte.  Doch  darf  man  hier  nie  vergessen,  dass  eine 
derartige  Noth,  wie  «ie  in  Pommern  und  in  der  Neumark 
wHrklicTi  alle  Quellen  versiegen  liess,  in  der  Kurmark  nie 
eigentlich  stattgehabt  hat. 

Das  erste  Auskunftsmittel,  welches  fteneraldirektorium 
lind  Kammer  von  Anfang  an  ins  Auge  gefasst  hatten,  bcutand 
darin,  dass,  sobald  sieh  absolute  Zahl ungs Unfähigkeit  einer 
oder  der  anderen  Kämmeroi  herausstellte,  der  betreffende 
Steuerrath  eine  andere,  besondei-s  wohlhabende  Kämmerei 
seiner  Inspektion  mit  der  vorschnssweisen  Zahlung  auch  des 
Beitrages  der  insolventen  belegen  musste.  Jemehr  die  Kredit- 
losigkeit  der  Ärmeren  Kämmereien  wuchs,  desto  grösser  wur- 
den daher  die  monatlichen  Beiträge,  die  die  reicheren  zu 
zahlen  hatten'),  Dass  derart  auch  schliesslich  die  letzteren 
einer  argen  Verschuldung  anheimfielen,  bedarf  also  kaum  der 
Erftähnung.  Fehlte  nun  in  einer  Inspektion  eine  solche  be- 
sonders wohlliabende  Kämraerei ,  so  musste  bei  eintretender 
Unfähigkeit  einer  Stadt  die  Gesammtheit  der  übrigen  für  den 
Beitrag  dieser  aufkommen,  oder  aber  man  griff  zu  einem 
anderen,  nocli  mehr  für  die  Beseitigung  der  augenblicklichen 

Kurmark  geforderte  Quantum  betrug  8^4  Tlilr. ;  davon  entfielen  auf  die 
Städte  5191'.'»,  auf  das  platte  Land  3642'.'j  Thlr. 

')  Besonders  muBSte  in  dieser  Weise  die  Stadt  Fiirslenwalde  mit 
ihrer  K.ämmen>i  berhalt«n,  trelclie  im  Dezember  1757  auch  die  Beiträge 
för  LebuB  und  Müilrose,  d^inn  auch  für  Beeakow,  Storkow  und  Seelow 
mit  zu  übernehmen  hatte.  Später  sium  Theil  davon  wieder  befreit,  etiiielt 
sie  seit  November  IT.'iS  auch  noch  den  Baitrag  flir  das  durch  feindÜcho 
Hoimauchung  hart  mitgenommene  Frankfurt  a.'O.  mit  monatlich  300  Thim. 
auferlegt  Alle  Bitten,  die  Kiimmerei  durch  dieae  Vorschüsse  doch  nicht 
vollkommen  zu  Grunde  zu  richten,  konnten  bei  der  allgemeinen  Moth  keiuc 
Erhöning  finden. 
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Notlistande  bei-<xlineten  Mittel,  nämlich  ilem  durch  Verkauf 
Hv:h  lagbaren  Holzes  aus  «lOcItischen  Forsten  für  ordoungg- 
tuäsBigc  Zahlung  der  Beiträge  die  nöthigeti  Gelder  äUssig  zu 
machen.  AU  der  CommisKarius  loci  der  bamimschen  Städte, 
der  Steuerrath  Niethe,  schon  bei  der  Herbeischaffung  des 
Uezeinbcrgeldes  für  1757  in  seiner  Inspektion  auf  ernste 
Schwierigkeiten  stossend,  das  erste  Mal  (fem  Generaldirekto- 
riiun  durch  die  Rammer  dahingehende  Vorschläge  machen 
lies»,  wurden  dieselben  zunächst  nicht  besonders  günstig  auf- 
genommen :  man  fiirchtete  eino  völlige  Verwüstung  der  städti- 
schen Waldungen.  Da  aber  die'  Sache  drängte  und  ander- 
weitige Hilfe  nicht  zu  finden  war,  erklärte  endlich,  am  1.  März 
1758,  das  Generahlirektorium ,  dass  es  nichts  dagegen  haben 
werde,  wenn  der  Steuerrath  den  städtischen  Forstmeister  hin- 
zuziehen und  man  nach  Pflicht  und  Gewissen  alle  nur  mög- 
liche Vorsieht  anwenden  wolle,  behielt  sich  aber  fbr  jeden  ein- 
zelnen Fall  die  endgiltige  Genehmigung  nach  Prüfung  der 
Umstände  vor.  Das  Beispiel  Niethes  fand  Nachahmung,  auch  hier 
ward  dann,  wenn  die  Verhältnisse  ents]>rechend  waren,  die  Er- 
laubnisa  ertheilt;  und  so  manche  Tausende,  auf  diese  Art 
flüssig  gemacht,  wanderten  in  die  Landmilizkasse*).  Immer- 
hin konnten  aber  derartige  Massregeln  eine  dauernde  Hilfe 
nicht  gewähren,  und  die  Kammer  glaubte  bereits  im  Jahre 
1758  den  Zeitpunkt  nahe  zu  sehen,  wo  die  zunehmende  Geld- 
noth  und  Krcditlosigkeit  die  weitere  Verpflegung  der  Land- 
miliz unmöglich  machen  werde.  Alle  Bitten  der  Kammer,  das 
I^nd  von  seiner  Last  zu  befreien*),  konnten  beim  General- 
direktorium  eine  Berücksichtigung  nicht  finden;  dennoch 
sollten,  wie  wir  gleich  sehen  werden,  die  Verhältnisse  selbst 
eine  bedeutende  Erleichterung  herbei  führen. 

[Herabsetzung  des  monatlichen  Beitrages.) 
Man  erinnert  sich,  dass  das  Regiment  Borck,  von  Anfang  au 
tmvollständig,  im  Laufe  noch  nicht  eines  Jahres  allmählich 
über  die  Hälfte  seines  Sollbestandes  verloren  hatte.  Die  da- 
mit verbundene  bedeutende  Verminderung  der  laufenden  Aus- 
gaben liatte,  trotzdem  immer  schon  einige  Beiträge  aus- 
blieben, die  Umstände  der  Landmilizkasse  so  ganz  unerwartet 
günstig  ffcataltef,    dass  die   Kammer   ernstliche   Pläne   darauf 


')  Als  Beispiele  erwähne  ich  nur,  dass  Oranienburg  im  AuKQBt  ITM 
für  1220  Thlr.,  Gransee  im  November  desselben  Jahres  für  2750  nnd 
Bernau,  selbst  noch  nach  E^nführong  des  Impoales  zur  Abtragung  seiner 
Schulden,  im  Dezember  1759  für  800  Thlr.  Hob  verkauft  hat  Nach 
dem  allgemein  vertretenen  Grundsätze  der  Solidarität  der  Städte  unter- 
einander wurde  ein  Theil  der  auf  diese  Weise  eiogekommenen  Gelder 
auch  wiederum  dazu  verwendet,  anderen  in  Noth  gerathenen  Studien, 
denen  weder  Waldungen  noch  sonstige  Hilfsmittel  zur  Verfügung  standen, 
die  Zahlung  ihres  Landmilizbeitragee  zu  erleichtem. 

')  Berichte  vom  14.  Februar,  31.  März  1758  u.  e.  w. 
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Fbauen  konnte').  Als  srcli  daher  ergi'hea,  das»  »ellist  die  neue, 
|«eit  dem  September  1758  mit  der  Unterhaltung  der  Land- 
vbuHareneBkadroii  verbimdene,  niclit  unbeträchtliche  Steigerung 
f  der  regelmässigen  Ausgaben  die  Ueberachüsse  der  Einnahmen, 
wenn  man  nämlich  den  neuen  Etat  für  das  Regiment  Borck 
zu  nur  1530  (reraeiiieu  annehmen,  dagegen  aber  noch  das 
Milizgeld  in  der  alten  Höhe  von  der  Provinz  einfordern  würde, 
}>ei  weitem  nicht  Riifzubrauchen  imstande  wäre,  so  erbat  imd 
erhielt  die  Kammer  die  Genehmigung,  mit  dem  1.  April  1759 
den  monatlichen  Beitrag  der  Städte  imd  Kreise  entsprechend 
herabzusetzen  '). 

[Der  Landniilizimpost.]  Trotz  alledem  konnte  man 
es  sich  unmöglich  verhehlen ,  dass  die  Vorachüsae  der  Käm- 
mereien einmal,  uud  zwar  schon  in  nächiiter  Zeit,  gilnzlich 
aufhören  miissten.  Wie  aber  war  Rath  zu  schaffen,  ohne  die 
tichon  80  verarmte  Bürgerschaft  mit  einer  direkten  Kolk^kte 
zu  Irelegen,  deren  Eintreibung  zugleich  die  grössten  Schwie- 
rigkeiten mit  sieh  gebracht  hätte?  Die  Kummer  suchte  und 
fand  die  Lösung  in  der  Einftihrung  einer  indirekten  Steuer, 
einer  Landmilizakzise.  Allerdinga  als  sie  das  erxte  Mal ,  am 
23.  Dezember  1758,  dem  Generaldirektorium  einen  VorMchlag 
unterbreitete,  dahingehend,  durch  eine  massige  Besteuerung 
von  Lebensraittteln  fortan  zwei  Drittel  des  städtischen  Quan- 
tums aufzubringen  und  nur  den  Rest,  wie  bieher,  aus  Eäm- 
mereivorschflssen  zu  bestreiten'),   wollte  man   höhereu   Ortes 

»von  derartigen  Vorschlägen  nicht«  wissen.  Die  Kammer  be- 
kam kurz  und  bündig  zur  Antwort  *),  dass  man  deswegen  et- 
taras  weder  veranlassen  könne,  noch  wolle,  „weil  bekannter- 
massen  Seine  Königliche  Majestät  verschiedentlich  und  auf  das 
■tai 


I    wBid,   kleinere 


'I  Wie  ßUnsIiß   ditj  Verbältnisae  relaliv  waren, 
■tand,  dsaa  die  Milizkagse,  weit  entfernt  von  andere] 

fordern,   umgekehrt  gelegentlich  dazu  heraogezogea 
aosaerord entliche    MilittirauBgaben ,  welchR   mit    der  CandmiliK   gamichts 
zn   thun  hatten,   vorathiiaB weise  oder  auch  nicht  vorschuss weise  zu  be- 
zahlen. 

^)  Der  am  23.  Januar  1759  vom  Generaldirektorium  genehmigte  und 
RlT  die  Erhebung  des  Milixgeldea  mit  dem  1.  ApHI  in  Kraft  tretende 
neue  Etat  forderte  für  diiB  Regiment  Borck  nnd  die  HuHoren  Kusaramen 
monatlich  <i4ä9  Thir.  gegen  den  alten  Ansatz  von  8834  Tblm.  Von  dem 
neuen  Quantum  hatte  das  Land  rund  2673,  die  Ktgdte  aber  3816  Thlr. 
zu  tragen.  Diese  Aenderung  bot  zugleich  auch  die  Gelegenheit,  besondere 
übel  mitgenommene  Städte  und  Kreise  durch  Ansetzung  eines  geringeren 
BeitrageB  etwas  e\i  erleichtern.  Die  Zahlung  der  Gelder  erfolgte  schon 
seit  dem  1.  September  1758,  auch  von  den  weKtlichen  Kreisen,  aus- 
schlieBslich  nach  Berlin,  und  die  dortige  Kammer  übermittelte  ihrer 
magdebarger  Kollegin  nunmehr  in  regeln) fiseigen  Raten  den  Bedarf  fllr 
das  Itorcksche  Regiment. 

")  Dieser  Autrag  rechnete  schon  mit  dem  herabgesetzten  Beitrage 
der  Städte,  wie  er  mit  dem  1.  April  1759  in  Kraft  treten  sollte.  Der 
neue  Impoat  hätte  abo  monatlich  etwa  2450  Thlr.  aufbringen  müssen. 

')  Reskript  des  Oeneraldirektoriums  vom  10.  Jan.  1759. 
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schärfste  verordnet  haben,  dass  ohne  Ihro  Allerhöchste  Be- 
willigung dergleichen  Erhöhungen  nicht  vorgenommen  werden 
sollen  und  selbige  für  jetzo  darüber  zu  erbitten,  bedenklich, 
auch  überdem  die  Einwohner  dadurch  nicht  souli^iret  werden, 
sondern  nur  die  Verkäufer,  welche  ohnedem  bei  jetzigen  Um- 
ständen das  mehrste  profitiren,  noch  einen  grösseren  Vortheil 
davon  ziehen  würden ;  so  wird  nicht  undienlich  sein,  wenn  die 
königliche  Kammer  darauf  bedacht  ist,  wie  diejenigen ,  so  in 
grossem  Gewerbe  und  Grewinne  vor  anderen  stehen,  zu 
einigem  Beitrag  zu  ziehen  sein  möchten"  u.  s.  w.  *). 

Die  Kammer  konnte  dagegen  (am  26.  Januar  1759)  nur 
abermals  ihren  Vorschlag  zur  Annahme  empfehlen,  indem  sie 
die  leichte  Beitreibung  ohne  Exekution  und  die  gleichmässig 
weniger  fühlbare  Belastung  her\"orhob,  zugleich  aber  die  vom 
Oeneraldirektorium  seinerseits  angegebenen  Aushilfsmittel  für 
an  sich  wohl  berechtigt,  aber  für  praktisch  unausfülirbar  er- 
klärte. 

Die  hier  zutage  tretende  Prinzipienfrage  führte  zu  leb- 
haften Erörterungen  innerhalb  des  Generaldirektoriums  selbst, 
^umal  auch  von  verschiedenen  Seiten  eingeholte  Gutachten 
sich  keineswegs  in  übereinstimmender  Weise  aussprachen. 
Das  Ergebniss  war  endlich  eine  Weisung  an  die  Kammer, 
einen  neuen  Plan  auszuarbeiten,  der,  mehr  auf  die  Besteuerung 
von  entbehrlichen  und  Luxusgegenständen  gerichtet,  dennoch 
imstande  wäre,  nicht  nur  zwei  Drittheile,  sondern  das  ganze 
Städtequantum  aufzubringen  ^).  Schon  nach  vier  Tagen  konnte 
die  Kammer  mit  einem  neuen  Vorschlage  antworten ,  der 
unter  dem  Hinweise,  dass  die  von  ihr  angegebenen  Sätze  die 
Armuth  nicht  belasten  könnten  und  dass  solche  auf  andere 
Waaren  nichts  einbringen  würden ,  zunächst  genau  an  dem 
ersten  Entwurf  festhielt^),  ausserdem  aber  zur  Aufbringung^: 
auch  des  letzten  Drittels  des  städtischen  Quantums  für  die  ganze 
Kurmark  die  zeitweise  Wiederaufhebuug  der  erst  unlängst  den 
einheimischen  Fabrikwaaren  zugebilligten  Befreiung  von  der 
sogenannten  Naclischussakzise,  für  Berlin  speziell  aber  die  Wie- 

1)  üeber  die  gleichen  BcBtrebungen  in  Pommern,  die  Kapitalisten 
zu  der  Landmilizabgabe  heranzuziehen,  vergl.  oben  8.  67.  Das  General- 
direktorium dachte  noch  an  eine  event.  Besteuerung  der  städtischen  Be- 
amten, da  diese  Ja  bisher  auch  keinerlei  direkte  Last  zu  tragen  hätten. 
Doch  bemerkte  die  Kammer  sofort  sehr  richtig,  dass  wenn  deren  Gehälter 
auch  nicht  wie  die  ihrer  Kollegen  im  königlichen  Dienst  prinzipiell  ein- 
behalten und  zu  Militärzwecken  verwendet,  so  doch  bei  den  grossen 
finanziellen  Verlegenheiten  der  Städte  thatsächlich  überall  in  der  empfind- 
lichsten Weise  verkürzt  würden. 

-)  Reskript  vom  14.  Februar  1759. 

')  Das  Generaldirektorium  hatte  u.  a.  am  14.  Februar  eine  möglichst 
starke  Besteuerung  des  fremden,  speziell  des  virginischen  Blättertabaks 
gefordert,  die  Kammer  aber  eine  solche,  als  mit  dem  Ruin  der  berliner 
Tabakfabriken  ziemlich  gleichbedeutend,  auf  das  entschiedenste  wider- 
rathen. 
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'  derherstellung   des   für   die   Hauptstadt   vor  einiger  Zeit   auf 
9  Pfennig  ermäösigteu  Satze»  der  aogenanntcii  Sehai-renakzise 
anf  die   sonst   in   der   Kurmark   nach   wie   vor   allgemein  Üb- 
liche Höhe  von   1   g.    Grosehen   6   Pfennig    für    den  Scheffel 
empfahl.     Bexondero  Beschwerden   wUrden    damit   niemandem 
auferlegt,  nnd  der,  nach  genauen  Uberachläglichen  Berechnungen 
zu  envartende  Ertrag  würde   mit   dem   aus   den   schon  früher 
vorgeschlagenen  Sätzen  zusammengenommen  das  ganze  stAdti- 
eche    Quantum   i-eichlich    zu    decken    imstande    sein ').      Die 
Kammer   fügte  hinzu,   dass,   wenn  man   ihr  diese  Vorschläge 
nicht  genehmige,  sie  absolut  kein  andere»  Mittel  mehr  wüaste. 
1  ilass  sonst  auch   noch   die  letzten  Kitmmereien  ruinirt  werden 
Kand  die  LandmiUz  ohne  Verpflegimg  bleiben  würde. 
I  Erhob  nun  auch  das  Generaldirektorium  keine  Bedenke]» 

l  ■mehr  gegen  die  Anträge  der  Kammer,  so  wollte  es  doch  eine 
detinitive  Genehmigung  nicht  aussprechen,  bis  die  Sache  nicht 
dem  Könige  selbst  voi-gelegen;  und  erat  als  man  sich  auch 
allerhöchsten  Ortes  mit  dieser  neuen  indirekten  Mi lizs teuer 
einverstanden  erklärt  hatte,  falls  dieselbe  nnr  nicht  für  eim- 
Erhöhung  der  gewöhnlichen  Akzise  ausgegeben  und  mit  dieser 
irgendwie  vermenget  werde,  konnte  endlich  mit  dem  1.  Sep- 
tember 1759  der  Impost  in  allen  Städten  der  Kunnark  ein- 
geführt werden*). 

An  Bitten,  die  Städte  von  dieser  neuen  Auflage  zu  befreien, 
hat  es  auch  in  der  Kunnark  nicht  gefehlt.  So  stellte  schon  nach 
wenigen  Wochen  die  Kaufmannschaft  von  Frankfurt  a.  O.  in 
den  bewegtesten  Worten  vor,  man  möge  doch  ihren  »chon  so  da- 
niederliegenden Handel  durch  diese  „neuen  Akziscerliöhungen" 
»nicht  noch  mehr  ruiniren,  —  freilich  nur,  um  darüber  belehrt  zu 
^werden,  tiaas  von  derartigen  Erhöhungen  garnicht  die  Rede 
■ei,  dass  es  sich  nur  um  einen  anderen  Modii>  handele, 
Äe  Gelder,  die  die  Städte  zum  Unterhalt  der  Landmiliz 
achtddig  wären,  zusammenzubringen,  wie  denn  auch  die  neue 
Auflage  sofort  mit  der  Auflösung  der  Landmiliz  aufhören 
werde  ^). 

[Erfolg   des    Impostes.]     Datis   sich    die  Kammer    in 
Lihren  Berechnungen  nicht  getiUischt,   sollte    sich  bald  zeigen; 

P  ')  Oei'  Ertrag  der  schon  im  Dezember  vorgeschlagenen  Itnpostsätze 

I  wurde  jährlich  aur29  400  Tbir.  veranschlagt;  dazu  jährlich  an  Nachachuss- 
^lise  von  den  einbeimischeD  Fabrikwaaren  in  Berlin  6122,  in  den  anderen 
kurmarkischen  Städten  2000  Thir.  and  endlich  durch  Wiedeverhebung 
der  vollen  Scharrenakzise  in  Berlin  8688  ThIr.,  sodass  man  im  gauien 
sieher  auf  das  Jnhr  46210  und  auf  den  Monat  etwa  3SS0  Thtr.  er- 
warten konnte. 

')  Die  einzelnen  Sütze,  die  wesentlich  von  denen  dos  pommerschen 
Tarifs  verschieden  sind,  vergl.  Ileilage  XII.  —  I>ie  Genelimigung  des 
Königs  liegt  nicht  vor;  der  aieBelbe  nachsuchende  Bericht  des  General- 
f  (ürektorinmB  datirt  vom  21.  März  und  der  die  endliche  Einführung  an- 
taordnende  Erlasa  derselben  Behörde  »n  iIiB  Kammer  vom  11.  August  l73i>- 
»)  Bittschrift  vom  12.  und  liescheid  vom  24.  Oktober  1759. 
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wenn  ihr»;  Enrartun^^en  'W>gar  noch  gbertroffen  wnrdeii,  so  lag 
<la<t  vor  all«n  daran,  daM,  al^fe«ebeii  von  dem  einen  Zwischen- 
•piirl  im  Okf>)fer  170'>,  die  ErlKbang  der  neaea  Steuer  durch 
kt^nrlfri  feindliclK  Inva>nQn<m  erschwert  oder  gehindert  wurde. 
Ergalf  auch  dn<;  j^ewi^e  Stille  des  Verkehnt  in  manchen 
Monaten  eint^  Fehltjetrag,  den  grOxsten  im  Januar  und  Fe- 
Imiar  1760  mit  je  300  Thalem,  m  waren  doch  im  grossen 
und  ganzen  nur  Ue)>enM.-hiiiMe  zu  konstatiren*),  derart,  das» 
auch  tr'ftz  jener  einmaligen  Störung  der  Zahlungen  im  Jahre 
1760   und  trotz  de»   häuiSgeu   Auitnileibens   der  Beiträge   vom 

Clatten  I^nde,  Ijei  vollkommen  r€^lni2«siger  Zahlung  des 
'nC:rhaltM  für  da»  Rt^ment  und  die  Hosareneskadron,  der 
ZuHtand  der  LanilmilizkaiMe  ein  immer  gOnstigerer  wurde.  So 
konnte  dann  im  Juli  1762,  nachdem  mit  dem  Uebergange  der 
Hiuiaren  auf  die  Oeuenilkrieg>ikait8e  sich  die  Gesammtaus- 
gal*en  Ifetrttchtlich  gemindert  hatten,  unbedenklich  ein  Theil 
dett  Impotite»,  und  zwar  die  Nach»c-hiusakzi»e  von  den  ein- 
hiMmiitchen  Fabrikwaaren ,  als  der  Indoätrie  am  meisten  be- 
Kchwurlich,  in  Fortfall  kommen*).  Als  schliesslich  mit  dem 
1.  März  1763  mit  der  Reduktion  der  Landmiliz  auch  die  an- 
flcren  Sätze  des  Impostes  aufgehoben  wurden,  fand  sich  dann 
rnn  derartiger  Barlfcstand  in  der  Milizkasse  vor,  das»  damit 
der  früher  auf  die  Städte  entfallende  Beitrag  noch  auf  weitere 
Kchn  Monate  gedeckt  gewesen  wSre,  und  da^  davon  das  fi^- 
ment  Borck  für  »ich  allein  noch  länger  als  sieben  Monate 
hätte  verpflegt  werden  können. 

[Eintreibung  der  Reste.  Das  Milizgeld  des 
platten  Landes  bis  zum  Frieden.]  Während  auf  diese 
VVeisf!  die  Aufbringung  der  Gelder  städtischen  Antheils  seit 
dem  Sommer  1759  für  die  Zukunft  eine  befriedigende  Ordnung 
gefunden"),  musste  dagegen  der  Antheil  des  platten  Landes 
nach  wie  vor  durch  uctrakontributionsmonatc,  beziehungs- 
weise durch  Anleihen  auf  Kredit  der  Kreisstände  gedeckt 
werden,   was   nur  selten   ohne   grössere  Schwierigkeiten   und 

<)  Der  RechnnngBabschlnss  nach  den  eisten  drei  Qaartalen  halt« 
□ach  Abzog  kleinerer  Ausfälle  im  ganzen  auf  diese  Wrise  ichon  einen 
UebenchnsB  von  7000  Thlm.  zu  veraeichnen. 

'J  ErlasB  des  Generaldirektoriums  vom  U.  Juli  1762.  Die  Kammer 
hatte  zwar  auch  die  Nachschuesaluise,  da  diese  einmal  bestand,  zunächst 
noch  betbehalten  und  mit  den  UeberaehUesen  der  Millzkasse  dem  Lande 
anderweitig,  cvent.  besondetB  den  ruinirt«n  Kämmereicn  direkt  aufhelfen 
»ollen,  doch  drang  sie  mit  ihrem  dahingehenden  Antrage  nicht  durch. 

'I  Bei  EinfühniDg  des  ImpoBts  waren  die  Städtekämmereien  zwar 
auch  noch  zu  einem  nicht  unbeträchtlichen  Theil  mit  ihren  Quoten  im 
Itückatande.  Da  aber  nun  einmal  die  Quelle  ihrer  Verlegenheiten  ver- 
fllopft  worden  war,  machte  es  ihnen  keine  allzugroHsen  Schwierigkeiten 
inctir,  wa«  nie  der  Landmilizkassc  schuldeten,  abzutragen.  Die  einzige 
Stadt,  die  davon  wirklich  befreit  wurde,  war  Wusterhausen,  welches 
durch  einen  furchtbaren  Brand  hcimgeBucht  worden  war  und  so  besonderer 
Schonung  bedurfte. 
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schwere  Opfer  bewerkstelligt  werden  konnte,  besonders  nacli 
der  feindlichen  Invasion  im  Jahre  1760.  Nur  zu  oft  blieben  die 
Beitrüge  hier  ans;  der  Umstnnd,  dass  der  Antheil  der  Städte 
nunmehr  regelmässig  einkain,  gestattete  es  zwar  der  Kammer, 
hftutig  Äulschuh  an  gewähren,  sowie  in  einzelnen  besonde- 
ren Nothstjlnden  hier  und  da  auch  einige  kleinere  Rückstände 
niederzuschlagen,  aber  von  einer  allgemeinen  Befreiung  des 
platten  Landes  von  weiteren  Beiträgen  konnte  niemals  die 
Bede  sein,  alle  dahingehenden  Bittschriften  der  Stände  muas- 
ten  abschlägig  best-hieden  werden'). 

Wie  verhältnissniäösig  gUnstig  die  kurmärkische  Kammer 
selbst  den  Zustand  ihrer  I'rovinz  dem  der  anderen  Landes- 
theile  gegenüber  ansah,  das  zeigt  der  schon  oben  uiilgetheilte 
Plan  ans  dem  Sommer  1760,  die  Kurmark  zur  Abtragung 
der  bedeutenden  Summe,  wi^lchc  die  Uckermark  zur  Unter- 
haltung der  pomraerschen  Landmiliz  schuldete,  mit  heranzu- 
ziehen'). In  welcher  Weise  die  Ausfuhrung  dieses  Planes  durch 
die  Heimsuchung  der  Kunnark  von  Russen  und  OesteiTei ehern 
einerseits  und  durch  die  Hartnäckigkeit  des  uckermärki sehen 
Kreisdirektoriums  andererseits  vereitelt  wurde,  ist  uns  gleich- 
falls schon  bekannt;  es  genügt  hier  der  Hinweis,  dass  die 
Kreise  Ruppiu,  Beeskow-Storkow  und  die  Altmark,  sowie 
einige  der  wohlhabendsten  kurmärkischen  Kämmereien  immer- 
hin schon  zusammen  etwa  9000  Thaler  gezahlt  und  diese  Vor- 
schüsse, soweit  ersichtlich,  nicht  wieder  erhalten  haben. 

Die  ganze  folgende  Zeit  bis  zum  Frieden  widmete  sich 
nun  die  kunuärkische  Kammer,  neben  der  Einziehung  des 
fortlaufenden  ländlichen  Beitrages,  der  Beitreibung  der  au» 
früherer  Zeit  noch  im  Rückstände  gebliebenen  Gehler,  imd  je- 
mehr  das  Land  sich  von  den  Schäden  der  feindlichen  Inva- 
sion des  Jahres  1760  zu  erholen  anfing,  destoniehr  waren 
diese  Bemühungen  von  Erfolg  gekrönt.  Bis  zum  1.  März 
1763  waren,  abgesehen  davon,  dass  in  einigen  besonders 
Kclilimmen  Fällen  Niederschlagung  bewilligt  worden  war,  alle  bis 
dahin  noch  ausstehenden  Reste  getilgt,  ja  einige  kleinere  Sum- 
men wurden  sogar  auch  noch  nach  diesem  Termine  abgetragen"), 

')  Vergl.  derartige  Eingaben  vom  14.  Februar  1758,  19.  April  17.59, 
27.  Pebnur  1761  a.e.  w. 

')  Vpj^I.  oben  S.  92. 

")  Wbh  in  diesei-  Hinsicht  BÜein  in  dem  letzten  Jahre  geschehen 
■ein  muEH,  das  ergiebt  eine  aus  dem  Beginne  dea  Jahres  1762  stammende 
Beiechnune  der  damals  bis  ultimo  Januar  gebliebenen  Rückstände  (Be- 
richt der  Kammer  au  den  Kricgsminialer  von  Wedeil  d.  d.  19.  Februar 
I7iii2|.  Danach  waren  mit  Ihrem  Beitrage  vollkommen  auf  dem  Laufenden 
nnr  der  altm&rklschc  und  di?r  bavelländische  Kreis,  immerhin  alao  doch 
die  Hälfte  des  gesummten  platten  Landes;  Ober-Barnim  schuldete  für  die 
letzten  beiden,  Beeskow  und  Storkow  für  die  letzten  drei  und  der  nippi- 
niscbe  Kreis  ^r  die  letzten  fünf  Monate  das  Milizgeld.  Nieder-Bamim 
tru  noch  mit  dem  Beitrage  fUr  den  Juni,  die  Zauche  für  deo  Mai  und 
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[Verwendung  des  Kassenbes tandes  nach  dem 
Frieden.]  Wir  haben  schon  erwähnt,  dass  sich  die  Um- 
stände der  kurmärkischen  Milizkasse  nicht  nur  mit  der  Zeit 
immer  günstiger  gestaltet,  sondern  dass  sich  auch  in  derselben 
nach  Auflösung  der  Landmiliz  ein  ansehnlicher  Bestand  vor- 
gefunden hatte.  Es  waren  dies,  einige  kleine  Ausaenstände 
abgerechnet,  im  ganzen  etwa  38980  Thaler,  die  also  ihren 
eigentlichen  Zweck  eingebüast  hatten.  Die  Kammer,  die,  wie 
wir  gleich  sehen  werden,  vor  allem  bedacht  war,  den  durch 
ihre  Vorschüsse  arg  ruinirten  Kämmereien  aufzuhelfen,  hätte 
diese  Gelder  gern  dazu  mit  verwendet ;  dem  Generaldirektorium 
aber  kam  ein  derartiger  kleiner  Dispoaitionsfond  sehr  gelegen, 
und  dieses  hat  dann  auch  ganz ,  wie  und  wo  es  ihm  gut  er- 
schien, darüber  verfügt,  allerdings  zum  grüssten  Theil  zum 
Besten  des  Landes,  wenn  auch  in  anderer  Weise,  als  die 
Kammer  es  beabsichtigt.  36000  Thaler  wurden  im  Februar 
1764  der  Kriegsfour^ekassc  übenvieaon,  um  diese  in  den 
Stand  zu  setzen,  der  Kurmark  die  sehr  beträchtlichen,  noch 
vom  Kriege  her  anstehenden  Forderungen  wegen  gelieferter 
Fourage  im  Betrage  von  120000  Thalem  wenigstens  einiger- 
massen  zu  vergtUen ,  wozu  diese  Kasse  bei  ihren  zu  knapp 
bemessenen  Mitteln  sonst  ausserstande  gewesen  wäre.  864 
Thaler  hatten  schon  im  Juni  1763  die  Stfidte  Bernau,  Oranien- 
burg und  Liebenwalde  erhalten,  weil  sie  durch  ein  Versehen 
um  ihren  Antheil  an  dem  nacli  Friedensschi  uss  dem  Lande 
geschenkten  Getreide  gekommen  waren.  184  Thaler  erhielt 
die  Hofapotheke  nachträglich  für  derzeit  den  kurmärkischen 
ProvinzialhusarcD  gelieferte  Medizin,  150  Thaler  bekamen  im 
Februar  1766  die  Beamten  der  Obersteuerkasse,  welche  die 
geaammte  Verrocliuung  der  Landmilizgelder  gehabt  hatten; 
und  der  Rest,  etwa  460  Thaler,  endlich  ward  im  August  1766 
zur  Deckung  einer  kleinen,  bei  den  damals  gerade  im  Gange 
befindlichen  Vermessungen  der  kurmärkischen  Forsten  vor- 
gekommenen, Etata Überschreitung  verwendet.  Erst  damit  hatte 
die  „kurmärkische  Landmilizkassc"  wirklich  ihr  Ende  er- 
reicht. 

[Vorschläge  wegen  Tilgung  der  Kämmer  ei - 
vorMchtissc  und  deren  Schicksal.]  Noch  ein.s  bleibt 
uns  nachzuholen.     Man  wird  sich  erinnern,  dass    In  der  Kur- 


der teltower  Kreta  fUr  den  März  1760  im  Kückatande,  die  Priegnitz  hafte 
für  den  Juni  1759  und  LebuB  endlich  für  den  August  1758  oisher  den 
lelzton  Beitrag  geliefert.  Die  Reste  des  Beitrages  der  Kümmereien  waren 
Heit  dem  1.  äeptember  1759  natürlich  längst  getilgt,  mit  Ausnahme  der 
einiger  altmürki sehen  Städte,  denen  die  Franzoseii  einet  gar  zu  übel  mit- 
gespielt liatten.  Die  geaammten  Rückstände  betrugen  aber  doch  nur 
§6  26S  Thir.,  also  noch  nicht  einmal  die  Hälfte  des  jährlichen  Quantums 
von  77H68  Thim.,  wie  es  für  die  ganze  Kurmark  seit  dem  1.  April  1759 
festgesetzt  worden  war. 
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mark  sith  die  Kammer  für  die  Herbeischaffuiig  des  städtischen 
QuantuniB  nicht  wie  in  Pommem  und  in  der  Neumark  an  die 
BUrger»c)iaft  der  einzebien  Stitdte  aU  solche  gehalten,  sondern 
cinerseitB  wegen  der  Annahme  des  Aufbringuiigi^ modus  der 
Juatizealariengelder,  andererseits  um  die  nöthigen  Summen  mäg- 
lichstschnell  zu  erhalten,  deu  Kämmereien  die  Hergabe  dcsstUdti- 
HC'hen  Quantum»  ah  Vorschuas  flir  die  Bürgerschaft  anbefohlen 
hatte,  und  dass  dieser  Modus  von  den  ersten  drei  Monaten 
dann  auf  die  ganze  folgende  Zeit  ausgedehnt  und  bis  zur 
Einführung  des  Impocites  im  September  1759  in  Kraft  ge- 
blieben war.  Die  Höhe  der  Gesanimtvorsehüsse  aller  KÄm- 
mereieu  für  diese  zwei  Jahre  bezifferte  sieh  auf  137121Thlr. 
Um  diese  Summe  aufzubringen,  hatten  die  Kämmereien  nicht 
nur  ihre  Baarbestände  bis  auf  den  letzten  Pfennig  ausgegeben, 
sondern  sich  auch  alle  in  recht  beträchtliche  Schulden  ge- 
stürzt, 8o  dass  ein  guter  Theil  von  ihnen,  nachdem  alle  Per- 
tinenzien  verpfändet,  alles  Kredits  bar,  dem  ToUkommenen 
Ruin  nahe  war.  Nur.  die  wenigsten  waren  noch  imstande,  for 
die  im  Laufe  des  Krieges  gemachten  Schulden  die  fälligen 
Zinsen  zu  zahlen.  Solange  der  Krieg  dauerte,  hatte  man  es 
gehen  lassen,  aber  jetzt  nach  geschlossenem  Frieden  verlang- 
ten die  Kftmmereien  allgemein  und  mit  Recht,  dass  ihnen  die 
.Biirgereehaft  durch  Rückzahlung  der  für  sie  gemachten  Vor- 
«chUsse  wieder  aufhelfen  müsse. 

Um  diese  Ansprüche  der  KSmmereien  wenigstens  finiger- 
massen  zu  befriedigen,  hatte  die  Kammer  dem  Generaldirek- 
torium  den  Vornchlng  gemacht,  mit  dem  in  der  Landmilizkassc 
gebliebenen,  nicht  unbeträchtlichen  Bestände  wenigstens  den 
ärmeren  und  am  meisten  mitgenommenen  eine  Untei-stützung 
zu  gewähren,  war  aber,  wie  eben  bereits  erwähnt,  abschlägig 
beschieden  worden').  Immerhin  war  aber  damit  das  Gcneral- 
direktorium  der  Sache  schon  näher  getreten,  hatte  sich  von 
der  Kammer  über  die  Lage  der  einzelnen  Kämmereien  Be- 
richt erstatten  lasKen  und  dieser  zugleich  aufgegeben,  ihm  Vor- 
schläge zu  machen,  wie  man  den  Kämmereien  auf  andere 
Weise  werde  helfen  können. 

Die  hieraus  her  vorgehenden  weiteren  Verhandlungen 
Bchleppten  sich  nun  durch  nicht  weniger  als  sechs  Jahre  hin; 
einem  Resultat  haben  sie  nicht  geftlhrt. 

Der  erste  Vorschlag  der  Kammer  vom  6,  Februar  1764, 
der  durch  die  Wiedereinführung  des  Landmilizimpoates  auf 
Jahre    die   Gelder    herbeischaffen   wollte*),    wurde    «m 


')  Berichte  vom  21.  Sept«)Tiber  und  15.  Dezember  1763  und  vom 
I  $.  Fehniar  1764.  Erlasse  des  Generaldirektoriuma  vom  9.  November  1763 
l  und  89.  Februar  1764. 

f  ■)  Die  Kammer  Echlue,  um  jeden  Druck  zu  vermeiden,  sehr  geschickt 

r  vor,  den  Impoet  von  dem  Tage  an  n-iederzuerhebeu,  au  dem  mit  Wieder- 


k 
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12.  April  1765  cndgiltig  dahin  abgelehnt,  dase  eine  Erneue- 
rung; dieser  Auflage  mit  dem  ausdrUcklich  kundgegebenen 
Willen  des  Königs  selbst  sich  nicht  vereinbaren  lasse. 

Nach  neuen  umfangreichen  Erhebungen  reichte  die  Kam- 
mer endlich  am  17.  August  1767  einen  neuen  Plan  ein.  Nach 
diesem  sollten  alle  kumiärkischcn  Jklediat-  und  ImmediatxlSdte. 
mit  Ausnahme  von  Berlin,  Potsdam  und  Frankfurt,  zusammen 
in  vier  Jahren  durch  eine  direkte,  von  den  einzelnen  Bürgern 
mit  dem  Servis  einzuhebende  Abgabe  ihre  gesammtcn  Vor- 
schüsse tilgen ,  wobei  fllr  die  Proportion  der  Städte  unter- 
einander der  Akziseertrag  des  Jahre»  1765/66  massgebend 
sein  sollte.  In  Berlin,  wo  eine  solche  Kollekte  nicht  anginge, 
würde  dem  Hagistrat  auf  sechs  Jahre  eine  ganze  massige  Er- 
höhung der  Steuer  auf  fremde  Biere  und  Weine  zu  gestatten 
sein ;  Potsdam  und  Frankfurt  endlich ,  die  Residenz  und  die 
Meesstadt,  wo  keiner  von  beiden  Modis  ausführbar  sei,  mUssten 
wohl  oder  übel  Ihre  Vorschüsse  zu  verschmerzen  suchen. 
Unter  den  Verhandlungen  über  diese  Vorschläge  vei^ing  dann 
wieder  ein  Jahr ,  bis  das  General  direkten  um  endlich  am 
20.  August  1768,  weil  die  Quotisation  nach  dem  Akziseertrage 
sich  mit  dem  sonstigen  Plane  nicht  vereinbaren  lasse,  eine 
Umarbeitung  desselben  nach  dem  Servisetat  von  1765/66  anbe- 
fahl. Auch  dies  geschah,  aber  die  Neuerung  erwies  sich  als  noch 
weniger  passend,  und  trotz  aller  Bitten  der  Kammer  entschied 
dann  das  Generaldirektorium  am  14.  April  1769  endgiltig,  dasa 
jede  Kämmerei  ihre  gemachten  Vorschüsse  selbst  tragen  und 
durch  doppelt  grosse  Sparsamkeit  die  wegen  der  Vorschüsse 
gemachten  Schulden  aus  eigenen  Mitteln  werde  tilgen  müssen. 

Dabei  hatte  es  sein  Bewenden  und  durch  diese  Entschei- 
dung waren  dann  die  wahrend  des  Krieges  gemachten  und 
bisher  immer  noch  als  Vorschüsse  bezeichneten  Zahlungen 
der  Klimm ereicn  in  wirkliche  Leistungen  derselben  umge- 
wandelt worden '),  Es  sind  also  in  der  Kurmark  nicht  die 
Bürgerschaften,  sondern  eben  ausschliesslich  die  Kdmmereien 
gewesen,  welche  das  ganze  städtische  Milizgeld  bis  zur  Eiii- 
mhrung  der  indirekten  Steuer,  des  Impostes,  also  fiir  eine  Zeit 
von  zwei  Jahren  haben  tragen  müssen.  Daas  die  Kämmereien. 
wenigstens  die  weniger  wohlhabenden,  noch  sehr  lange  Zeit 
nöthig  hatten,  diesen  schweren  Sehlag  ganz  zu  verwinden, 
braucht  kaum  noch  besonders  versichert  zu  werden^). 

einführung  des  alten,  voUgewichtigcn  Geldes  das  bis  daliin  bei  der  Ak- 
zise erhobene  Agio  fortfalien  werde. 

<)  Auch  eine  nochmalige  Bittschrift  des  bcrlinei*  Magistrats,  ihm  docli 
die  kleine  Auflage  auf  fremde  U'eine  und  Biere  /.u  geslatlen.  konnte 
keine  Aenderung  dieses  Beachliiases  mehr  erkngen.  Der  wirklich  letzte 
?]i-lasa  in  dieser  Angelegenheit  datirt  erst  vom  22,  August  1770. 

'I  Ward  es  dwh  noch  nsch  mehr  als  einem  I>CKennium  als  eine 
merkliche  Erleichterung  angesehen,  als  auf  fortgesetzte  Vorstellungen 
der   Magistrale   über   den   nbleii   Zustand   der  Kämmercien    diesen   durch 
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Versuchen  wir  es,  einen  Ueberbliek  über  die  Gesammt- 
leistung  der  Kurmark  Zugewinnen.  War  auch  die  Lage 
der  Provinz  zu  Beginn  des  Krieges  bei  weitem  nicht  so  be- 
denklich, wie  die  Pommerns,  so  war  sie  doch  keineswegs  eine 
vortheilhafte  zu  nennen;  bosonders  die  Finanzlage  der  Städte 
war  trotz  aller  Reformen  König  Friedrich  Wilhelms  L  immer 
noch  derart,  dass  jede  stärkere  Zumuthung  an  ihre  Leistungs- 
fähigkeit sehr  leicht  eine  ernste  Krise  heraufbeschwören 
konnte^).  Dennoch  ist  auch  die  Kurmark  nicht  nur  bis  zur 
äussersten  Erschöpfung  zu  den  Rekrutirungen,  den  Lieferungen 
und  Fuhren  zur  schlesischen,  sächsischen  und  alliirten  Armee 
herangezogen  worden,  sondern  auch  sie  hat  den  Feind  mehr- 
fach und  zwar  recht  empfindlich  im  eigenen  Lande  gespürt. 
Wenn  unter  diesen  Umständen  die  Kurmark  für  sich,  aus- 
schliesslich der  Neumark  und  der  Uckermark,  allein  an  barem 
Gelde  rund  530  000  Thlr.  zur  Unterhaltung  der  Landmiliz 
aufgebracht  hat,  so  ermisst  man,  dass  sie  in  Darbringimg 
dieses  patriotischen  Opfers  wahrlich  mehr  als  ihre  Pflicht  ge- 
than  hat. 


dne  Kabinettaordre  vom  18.  April  1783  von  TrinitatiB  desselben  Jahres 
an  die  weitere  Entrichtung  der  5000  Thlr.  iährlicher  Justizsalariengelder 
abgenommen  und  der  knrmärkischen  Städtekasse  auferlegt  wnrde.  Vei^l. 
Wöhner  a.  a.  0.  I,  S.  150. 

1)  lEin  Beispiel  für  viele :  Die  Stadt  Brandenburg  a./H.  hatte  zu  Ende 
April  1758  schon  wieder  126  600  Thlr.  Schulden.  Davon  stammten  aus 
früheren  Jahrhunderten  80000  Thlr.;  18  000  hatten  1745  und  dieselbe 
Summe  1757  zu  den  allgemeinen  Kriegsanleihen  zinsbar  aufgenommen 
werden  müssen,  ausserdem  hatte  man  jetzt  schon  wieder  nach  Verbrauch 
der  Barbestände  für  Beschämung  des  Landmilizbeitrages  im  ganzen  etwa 
10  600  Thlr.  borgen  müssen :  und  das  alles  bei  einem  jährlichen  SoUein- 
kommen  von  nur  17  000  Thlr.,  aus  welchem  doch  die  gesammten  Aus- 
sahen der  Stadtverwaltung  bestritten  werden  sollten,  welcnes  aber  ausser- 
dem schon  bei  der  allgemeinen  Noth  nur  zu  sehr  hinter  dem  Anschlage 
zurückblieb.  (Bittschrin  des  Magistrats  an  das  Generaldirektorium  vom 
12.  Mai  1758.)  Ueber  die  Reformen  Friedrich  Wilhelms  I.  veiKl. 
die  Aufsätze  von  G.  Schmoller:  Zeitschr.  f.  preuss.  Geschichte  Bd.  VIII, 
X,  XI,  XIL 


Fünfter  Theil. 
Ostpreussen'). 


I.   Vorgeschiclite  der  Miliz  nsd  erste  M»sregeln 
Lebwaldts. 

Die  längste  Vorgeschichte,  aber  die  kürzeste  Dauer  haben 
die  DBtpreuss Ischen  Milizen  gehabt.  In  ihnen  finden  wir  ein- 
mal den  Gedanken  wirklich  mit  Erfolg  zur  Ausführung  ge- 
bracht, der  den  oben  erwähnten  Plänen  von  1733,  1741  und 
vor  allem  der  schlea Ischen  Miliz  von  1743 — 45  zu  Qrunde  ge-  ' 
legen  hatte*):  nämlich  das  Prinzip  einer  lockeren,  halb  irre- 
gulären Baucmmiliz,  die  in  den  Wäldern  und  Morftsten  Lit- 
thauens  einen  Bandenkrieg  gegen  die  feindliche  Armee  ßlhren 
sollte. 

Schon  zweimal  in  früheren  Jahren  war  der  König  in  die 
Lage  gekommen,  die  Vertheidigungsf^higkeit  Ostpreussens  in 
ernste  Erwägung  ziehen  zu  mtisaen,  und  auch  beidemale  schon 


■]  EigentUcbe  Hanptakten  fehlen;  das  Wesen tüchste  ergab  nch  aas: 
Geb.  StABta-Arch.  Gen.  Direkt  Oetpreoss.  Materialien,  nisnsche  In- 
vouoD  Vol.  lU  und  V,  sowie  R.  »6.  81  H.  KöniesbereeT  Arcb. 
ß^enmgs-Acta  wegen  des  Kri^es  1757  VoL  III  52  kk  und  Zeitongs- 
Relationea   den  jetzjgen    Krieg    betr.    1757    52  k  k.    —  Ueber   die    ost- 

Erenssischen  Milizen  hat  schon  golegentlich  gehandelt  X.  von  Hasen- 
amp  in  seiner  historischen  Skizze:  „OstpreoBsen  unter  dem  DoppelssT" 
(Neue  preussische  Provinzialblätter  3.  Folge,  Bd.  VI  bis  XI)  auf  Grund 
der  künigsbcrgcr  Akten  sowie  zahlreicher  Lokalquellen.  Diese  Dar- 
stellung ist,  wie  Verf.  an  der  Hand  der  Akten  genau  bat  verfolgen 
können,  im  allgemeinen  zuverläasig,  abgesehen  von  einigen  Misaveistand- 
nissen  bezw.  Flüchtigkeitsfehlem  (VI,  83  Anm.  2:  das  Königsbe^sche 
Landregiment  Polenz  hatte  mit  der  neuerrichteten  Miliz  nichts  gemeinsam; 
VI,  10.5:  nicht  in  jedem  Amt  sollten  eine  bis  drei,  sondern  in  je  einem 
bis  zwei  Aemlern  zusammen  eine  Kompanie  Landmiliz  errichtet  werden; 
VI,  121  Aaia.  4:  das  BstailloD  Infnot^e  batle  nicht  sechs  sondeni  fünf 
Musketierkompanien,  die  Grenadierkompaiiic  war  also  im  Frieden  erst 
die  sechste  u.  s.  n.j.  Entgangen  sind  H.  ausser  einigen  kleineren  ^legent- 
liihen  Nachrichten  auch  die  Notizen  in  der  „Beltona,  ein  militäriKhes 
Jonmal"  Dresden  1781  ff.  Stück  II,  III,  IV,  V,  VIII. 
')  Vcrgl.  oben  S.  10  ff. 
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war  die  Aussicht  des  gleichzeitigen  Krieges  mit  Oesterreich 
und  Russland  fiir  die  Auswahl  der  etwa  zu  ergreifenden  Mass- 
regeln bestimmend  gewesen. 

Hatte  der  König  bereits  im  ersten  schlesischen  Kriege, 
weil  seine  Kräfte  doch  nicht  ausgereicht  hätten,  Ostpreussen 
für  den  Nothfall,  dass  Russland  mit  ihm  bräche,  entsprechend 
zu  decken,  kein  anderes  Mittel  gewusst,  als  die  Provinz 
„platt  zu  abandonniren"  ^),  so  zeigte  im  Frühjahr  1749,  als 
der  schon  vorhin  als  nicht  unmöglich  vorausgesehene  Kampf 
mit  den  zwei  Fronten  nun  wirklich  vor  der  Thür  zu  stehen 
schien,  der  Monarch,  dass  sich  seine  Ansichten  über  diesen 
Punkt  in  der  Zwischenzeit  in  keiner  Weise  geändert  hatten. 
Er  hat  damals  den  preussischen  Oberkommandirenden,  General 
von  Lehwaldt,  für  den  wirklichen  Ausbruch  des  Krieges 
beauftragt,  nicht  nur  mit  allen  Truppen  das  Land  zu  ver- 
lassen, sondern  auch  eine  völlige  Ausräumung  der  Provinz  selbst 
vorzunehmen,  unter  Mitfiihrung  aller  irgend  brauchbaren  jungen 
Mannschaft,  400 — 600  Mann  für  jedes  Regiment,  des  drei- 
fachen Bedarfs  an  Mobilmachungstrain  -  Pferden  und  -Wagen, 
sämmtlicher  irgend  auftreibbarer  Vorräthe  an  Lebensmitteln, 
Fourage  und  Kriegsmaterial,  sowie  endlich  aller  überhaupt 
vorhandenen  Kassengelder,  welchen  Titel  sie  auch  immer  haben 
mochten  ^). 

Inzwischen  war  manches  anders  geworden,  und  als  nun 
im  Jahre  1756,  bei  dem  Wiederbeginn  des  Krieges  mit  Oester- 
reich und  Sachsen,  der  Bruch  mit  Russland  höchst  wahr- 
scheinlich und  nur  mehr  eine  Frage  der  Zeit  sein  konnte, 
wollte  der  König  wenigstens  den  Versuch  gemacht  wissen, 
Ostpreussen  zu  halten,  und  demgemäss  ward  die  Instruktion 
von  1749  durch  eine  neue  mit  wesentlich  anderer  Fassung  er- 
setzt, welche  dem  auch  jetzt  zum  Oberkommandirenden  in 
Preussen  ausersehenen,  nunmehrigen  Generalfeldmarschall  von 
Lehwaldt,  unter  Verleihung  uneingeschränktester  Vollmacht 
auch  über  alle  Zivilbehörden  der  Provinz,  anbefahl,  alle 
Kräfte  des  Landes  zu  dessen  Vertheidigung  anzuspannen,  seine 
kleine  Streitmacht  auf  alle  nur  erdenkliche  Weise  zu  ver- 
stärken, ja  zur  Noth  gegen  das  feindliche  Gesindel  selbst 
die  Bauern  der  Grenzbezirke  unter  die  Waffen  zu  rufen  ^). 


*)  Friedrich  an  Leopold  von  Anhalt- Dessau  d.  d.  20.  März  1741 
(Politische  Korrespondenz  Friedr.  d.  Gr.  Bd.  I,  8.  211  f.). 

*)  Vergl.  die  „Sekrete  Instruktion  vor  den  General  von  Lehwaldt" 
vom  6.  März  1749  (Polit.  Korrespondenz  Friedr.  d.  Gr.  Bd.  VI,  S.  407  ff.), 
Zusätze  dazu  in  dem  Schreiben  des  Königs  vom  10.  März  (ebenda  S.  421  f.) 
und  die  „Anderweite  sekrete  Instruktion"  vom  9.  April  1749  (8.  481  bis 
486).  Der  Befehl,  diese  Massregeln  einstweilen  zu  sistiren,  datirt  vom 
19.  Juli  desselben  Jahres  (Bd.  VII,  S.  22). 

')  Vergl.  die  „Militärische  Instruktion"  und  die  ^Oekonomische 
Instruktion  vor  den  Generalfeldmarschall  von  Lehwaldt",  beide  vom 
23.  Juni  1756.  (Polit.  Korrespondenz  Friedr.  d.  Gr.  Bd.  XII,  S.  448— 456> 

ForKbnngen  (81)  VII   4.  —  Schwartz.  11 
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Versuchen  wir  uns  zu  vergegenwärtigen,  in  welcher  Weise 
Lehwaldt  die  Absichten  des  Königs  zur  Ausflihrimg  brachte. 
Die  Verstärkung  der  regulären  Armee  durch  Einstellung  mehr- 
facher Ueberkomplettcr ,  durch  Verdoppelung  der  G-amiaon- 
truppen  von  6  auf  12  Bataillone  und  die  Heranziehung  dieser 
zum  Felddienst,  endlich  die  Formirung  eines  Exerzirdepots  in 
Königsberg  ist  für  uns  hier  weniger  von  Interesse'),  als  die 
Einrichtung  eines  gewissen  Landsturmes  gegen  Marodeure  und 
kleinere  feindliche  Banden  und  vor  allem  die  Aufstellung 
einer  uniformirten  Landmiliz  von  einigen  tausend  Mann. 

(Landsturmmassregeln.]  Von  einem  Landsturm  im 
modernen  Sinne  konnte  nattirlich  unter  den  damaligen  Ver- 
hältnissen keine  Rede  sein,  nur  für  gewisse  Fälle  wollte  man 
den  Bauern  und  den  Städten  wenigstens  die  Möglichkeit  geben, 
sich  zu  wehren,  Demgemäss  wurde  den  Bauern  einerseits 
zwar  auf  das  strengste  eingeschärft,  wirklichen  feindlichen 
Truppen,  welche  nur  Essen,  Trinken  und  Fourage  forderten, 
dieses,  soweit  es  vorhanden  sei,  ohne  den  geringsten  Widerstand 
auszufolgen;  dagegen  ward  ihnen  andererseits  befohlen,  sich 
gegen  Marodeure,  plündernde  und  brennende  feindliche  Banden, 
gleichviel  ob  Bussen  oder  Polen,  ob  Reguläre,  ob  Irreguläre, 
energisch  zur  Wehre  zu  setzen  und  eventuell  in  aotchem  Falle 
durch  Sturmläuten  auch  die  Bewohner  der  Nachbardörfer 
heranzurufen  ^).     Zu  diesem  Zwecke  sind  dann  noch  hier  und 


')  Welche  Anforderungen  durch  all'  diese  Maagregeln  im  Laufe  d« 
Jahres  au  die  Kräfte  des  Landes  gestellt  wurden,  ist  geradc/u  staaneiu- 
werth.  1756  betrugen  Lehwaldta  Streitkraft«  alles  in  allem  höchstens 
24  000  Mann.  Beim  Ausmarache  aus  PreuBaen  im  November  1757  sählte 
die  Armee  rund  29  500  Köpfe  (genau  29  578,  vergl.  das  Marschtablean  im 
Geh.  Staata-Ärch,  Gen.-IHrekt.  Ostpr.  Mat.  Vol.  V,  doch  eiebt  dies 
infolge  eines  Rechenfehlers  die  Gesammlsumme  fälschlich  auf  29  490  Uanu 
an);  in  Königsberg  und  Pillau  blieben  zurück  2  Bataillone  Pattkamet 
und  ein  Huaarenkommando,  zusammen  etwa  1500  Mann.  Der  Oeeanunt- 
veriust  des  Feldzugea  17^7,  einschliesslich  der  durch  Treubruch  der  Rotten 
in  Gefan^nachaft  geratheneu  Garnison  von  Memel,  aowie  des  Veilost^ 
bä  Grosejägerodor^  ist  mit  6000  Mann  jedenfalls  aehr  niedrig  berechnet 
Es  wären  also  im  gauEeu  rund  37  000  Manu,  ao  daaa  Lehwaldt  in  dem 
täaea  Jahr  abgesehen  von  der,  auch  nicht  unfaetrfichtlicfaen,  neu  ernchteteo 
Landmilii,  etwa  13  000  Mann  für  das  Heer  aus  dem  Lande  gezogen  hat, 
d.  h.  mehr  als  die  Hälfte  seiner  ganzen  urgprüngUchen  Streitkräfte.  — 
lieber  das  Eüerzirdepot  in  Königsberg  BpeKiell  vergl.  die  „Geachichte  des 
siebenjährigen  Krieges    von    den  Oftziereii    des  grossen    Generalstabes'-, 

Bd.  I,  s,  ms. 

-)  Verpl.  Lehwaldls  F.rlasä  an  die  Kammern  vom  18.  April  sowie 
die  „IMapositioii  und  (.)rdres  7.ar  Errichtung  der  Landmiliz"  vom  24.  April 
und  die  entapret-henden  Erlasse  der  Kammern  an  die  Land-  und  .Hteue^ 
räthe  und  die  Beamten  längs  der  Grenze  vom  30.  April  17.J7.  Man  hat 
in  diesen  Befehlen  des  Feldmarachalls  etwas  Völkerrechts  widriges  sehen 
wollen,  iiber  konnten  die  Vcrhaltungamasaregeln  korrekter  überhaupt 
eeeeben  werden?  Man  bedenke  nur,  welchen  Feind  man  vor  sich  hatte. 
Seibat  wenn  die  Kosaken  nicht  sn  rauh-  und  mordlustig  gewesen  wären, 
wodurch  sollte  man  denn   diese  zerlumpten,  halbnackten  und  keine  Spur 
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da  Gewehre  an  die  Baui-rn  ausgetheilt  worden,  und  so  konnte 
■wirklich  manches  feige  Qesindel  vertrieben,  manches  Unglück 
Terhütet  werden. 

Das  Aequivalent  zu  diesen  Massregeln  erhielten  die 
Stfidte  in  einer  Reorganisation  ihrer  Biirgerkompanien, 
wenn  dies  aiiih  nicht  vielmelir  besagen  wollte,  ala  dasa  einmal 
wieder  an  die  Verpflichtung  aller  Bürger  znni  WafFendionat 
erinnert,  Pidver  und  Blei  angeschafft  und,  wo  es  Nuth  that, 
einige  Gewehre  ausgetheilt  wurden ,  daas  die  Thorwachen 
etwas  stärker  besetzt,  sowie  die  Umgegend  in  regelmässigen 
Abständen  von  BUrgermannschaften  abpatroiiillirt  wurde.  Der 
Zweck  dabei  war  nur  der,  zu  verhindern,  daea  eine  Stadt 
gleich  im  ersten  Anprall  eine  Beute  kleiner  feindlicher  Par- 
teien oder  gar  unter  der  Maske  russischer  Irregulärer  eich 
bergender  polnischer  Banden  werdensollte,  und  in  dieser  Hinsicht 
hat  sich  die  „Bürgerbewaffnung"  auch  ganz  vorzüglich  bewährt, 
wie  aus  einer  Reihe  von  Beispielen  ersichtlich  ist  •  |.  Das  waren 
aber  nur  Demonstrationen ;  jeder  ernatliche  Kampf  jeder  Wider- 
stand gegen  grössere  Detachements  regulärer  Truppen  war 
streng  verboten,  er  hätte  jedenfalls  für  die  8tadt  auch  nur  üble 
Folgen  haben  müssen.  Dass  man  in  Memel,  Pillau  und  Königs- 
berg ernstlich  daran  gedacht  hat,  eventuell  zur  Vertheidigung 
dieser  Städte  die  betreffenden  Blirgorsc haften  heranzuziehen, 
dass  besonders  an  letzterem  Ort  eine  sehr  mnfaasende  Neuein- 
richtung der  Bürg  erbe  waffuung  ins  Werk  gesetzt,  ja  sogar 
eine  Eskadron  Bürgcrkavallerie  aufgestellt  worden  ist*).  Ändert 


«nes  Biilitäriacben  AusaeheuB  zeigendeo  .Steppenaöhne  von  den  beäoiider« 
mit  dem  Korps  Öibylskis  aus  Polen  herübergekommenen  litthaui*ch-poI- 
niacheu  RAubcrbanden  nnterscbeiden.  die  Bicb  obenfells  für  ruBsiscbe 
IrreeulSre  ansTaben  I  In  Wirklichkeit  haben  aber  die  Kosakeo  und  Kal- 
mücken von  AnfHDK  un,  ehe  sich  von  prüUSBiBcher  tSeite  auch  nur  eine 
Hand  rUbrte,  eine  solche  bestialische  Orauenmkeit  unil  Hordlust  entwickelt 
(Hasenkamn  a.  n.  0.  VI,  245  f.,  VII.  61,  611  u.  ».  w.),  dass  es  beinahe  selbst- 
verBtändliüb  ist,  dfiBS  die  B:iuem  sich  ihres  Lebens  wehrten,  um  sich 
nicht  wie  tolle  Hunde  todtschlap:«)  oder  mindestens  in  empörendster  Weise 
misshandeln  zu  lassen.  Wie  die  nissisolie  Ueneralität,  jenes  iinamwundeu 
isugebend,  es  nur  damit  zu  entschuldigen  auchle.  dnss  sie  diesen  rohen 
Horden  gef;enüber  absolut  machtlos  sei  (Haaenkamp  a.  a.  0.  VII.  61,  63). 
nnd  dennoch  das  preassische  OouvernemeDt  für  diese  Grnuet  verant- 
wortlich raaehen  wollte,  weil  es  durch  die  Bewafl'nune  der  Hauern  die 
Kosaken  h emusgefordert  habe,  ist  ganz  unverstündlic-b.  Dasa  der  Wider- 
BtAnd  der  Bauern  das  gegenseitige  Verhältnias  nicht  besserte,  soll  damit 
garnichc  bestritten  irerden. 

')  VcrEl.  u,  H.  über  eine  derartige  Bettung  der  Stadt  Gerdaueu 
Haseukamp  a.  a.  O.  VII,  S.  312. 

^1  Da  der  FeldmaTscball  der  Hauptstadt  nur  zwei,  ausserdem  durch 
Abgabe  eines  Detachements  nach  Pillau  2eBi'hwüchte  Bataillone  des 
Gamisonregimontea  von  Pultkamer  |Nr.  1)  hatte  als  Besatzung  zurück- 
lassen können,  so  war  auf  seinen  Befehl  eine  allgemeine  BewnSnone  der 
BOrgenchaft  ins  Leben  gerufen  worden.  (Vergl.  Lehwaldls  Instruction 
fflr  den  königsberger  Kommandanten,  Uhersten  von  Puttkamer,  vom 
IS,  März  1757,  derTtammer  initgetheill  am  24.  April,  kurz  vor  dem  Ab' 
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an  dem  Gesagten  nichts,  deno  auch  hier  in  der  Hanptstadt 
war  alles  nicht  minder  auf  Schein  berechnet,  „zur  Ahechreckang 
der  Kosaken,  Kalmücken  und  anderen  (jresindels",  wirklich 
Widerstand  hat  die  Büi^erechaft  nie  leisten  sollen  und  nie 
gleistet,  und  sie  ist  später  hier  wie  Überall  von  den  Russen 
ohne  Schwierigkeiten  entwaffnet  worden. 


II.    Or^anisAtion  der  o'stprfnssischeD  Laadmiliz. 

Zur  wirklichen  Unterstützung  der  bewaäbeten  Macht  war 
somit  nur  die  Landmiliz  «usersehen  worden:  ihr  hatte  der 
Feldmarschall  dii;  Vertheidigung  der  Grenzpässe,  die  Deckung 
der  KüstC;  den  Schutz  des  platten  Landes  vor  den  Kosaken 
zugedacht,  da  seine  schon  so  geringen  Streitkräfte  cd  ihm  zur 
Pmcht  ma<-hten,  die  ganze  reguläre  Armee  für  den  Haupt- 
schlag beisammen  zu  halten,  er  also  zu  jenen  Zwecken  keinerlei 
Uetachementa  abgeben  konnte. 

Als  Lehwaldt  nach  manclieriei  Vorschlügen,  die  ihm  aus 
den  am  meisten  bedrohten  Theilen  des  Landes  zugingen,  zuerst 
im  Februar  1757  seine  Pläne  wegen  Krrichtiing  einer  Land- 
miliz den  ostpreussischen  Zivilbehörden  mittheilte  und  zwar 
zugleich  mit  dorn  Befehl,  den  Landstrich  8  bis  9  Meilen  von 
der  polniach-litthaui sehen  Grenze  von  den  Einwohnern  unter 
Mitnahme  aller  iiirer  Vorrfithe  und  ihres  Viehstandes  räumen 
zu  lassen,  war  der  Widerstand  sowohl  beider  Kammern  ab 
auch  der  Regierung  gegen  diese  Befehle  ein  ziemlieh  heftiger; 
was  speziell  die  Landmiliz  anbetraf,  machten  sie  geltend,  dass 
es  für  deren  Einrichtung  zu  spät  sei,  dass  sie  dem  Lande  zu  viel 
kosten  und  den  Feind  nur  zu  grösserer  Wuth  anreizen  würde. 
Naclidcm   sie  aber   vom   Gencraldirektorium    im  Hinweis  auf 


deten  KeviBseimaBBen  das  erste  Aufgebot,  waren  dnrchveg  mit  Gewefai 
und  Munition  versehen  und  hatten  -beständig  mit  einem  Kommando  \ 
2  Offizieren  und  40  Gemeinen  eine  Reihe  von  Posten  untergeordneter 
Bedeutung  in  der  Stadt  zu  beziehen.  Eine  etwa  auf  6000  Mann  ver* 
anschlagt^  ßt^serve  wurde  ximächst  dut  eingetheilt  utid  sollte  sich  unter 
der  Haad  mit  Waffen  verargen,  wobei  Sensen,  Forken  u.  s.  w.  zur  Noth  als 
uuBTcichend  erachtet  wurden.  Da  es  an  Reiterei  gänzlich  mangelte,  und 
Lehwaldt  auch  iiiobt  einen  Mann  entbehren  konnte,  ward  zur  Wahr- 
nphmuujj  der  Patrouillen  und  Piketts  in  der  Umgebung  der  Hauptstadt 
aus  Fleisi-heni,  Fuhrleuten  und  dergl.  eine  160  Mann  starke  Eskadron 
Herittcner  gebildet,  die  aus  dem  kiVniglit^hen  und  dem  atadtischen  Zeug- 
haus« mit  Säbeln  und  Pistolen  bewaB'net  wurde  und  einige  taugliche 
Subjekte  aus  der  ISürgerschaft  zu  Offizieren  erhielt.  Die  daraus  er- 
wachsenden Koi^tcn  hatte  die  Stadt  zu  tragen,  doch  wurde  ein  geringer 
ZuschuBS  vom  Gouvernement  gewährt.  Im  Mai  war  alles  vollendet  und 
in  den  ersten  Tagen  des  Juni  zog  die  BUrgerkavatlerie  das  erste  Mal  auf 
Feldwache. 
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die  Kabinettaordre  vom  23.  Juni  1756,  durch  welche  für  den 
Kriegsfall  alle  ostpreussiechen  Behörden  unmittelbar  unter  Leh- 
waldts  Befehle  gestellt  wurden,  zur  Ruhe  verwiesen  worden 
waren,  fügten  sie  sich  allen  Anordnungen  des  FeldmarachalU. 
um  ao  mehr,  ala  dieser  in  einigen  Punkten  seine  ersten  Be- 
fehle etwas  gemildert  hatte.  Das  „Projekt"  vom  28,  Mär/. 
1757  gab  den  beiden  Kammern  dann  zunächst  die  nöthigen 
Winke,  um  die  Miliz  von  der  ükanomischen  Seite  her  ent- 
sprechend vorbereiten  zu  können :  Von  den  Städten ,  die  ja 
durch  Reorganisation  ihrer  Bilrgerkompanien  schon  eine  ziem- 
liche Last  trugen,  wurde  dabei  vollkommen  abgesehen ;  und  da 
die  königsberger  Kammer  ihre  Grenzbewohner  für  nicht  be- 
sonders zuverlässig  erklärte,  einigte  man  sieh  nach  einigen 
Verhandlungen  dahin,  dass  das  gumbinnensche  Departement  die 
Stellung  der  Mannschaften  allein,  das  königsberger  dagegen 
einen  entsprechend  grösseren  Antheil  an  den  Gesammtkosten 
übernehmen  sollte.  Die  endgiltige  „Disposition  und  Ordres  zur 
Errichtung  der  Landmiliz"  vom  24.  April  1757  bildete  als- 
dann   die   eigentliche   Grundlage    für  die  ganze  Organisation. 

Mit  der  gesammten  Einrichtung  der  Miliz  wurde  von 
Lehwatdt,  da  ein  Offizier  von  der  Annee  nicht  entbehrt  wer- 
den konnte,  der  titthauieche  Oberforatmeister  von  Schlieben, 
der  selbst  lange  Jahre  im  Heere  gedient  hatte,  betraut;  er 
hatte,  begleitet  von  einem  Kammerkommissnr ,  die  einzelnen 
Aemter  zu  bereisen,  um  die  Kompanien  erst  in  Ordnung  zu 
bringen.  Mit  der  Foi'mation  trat  dann  die  ganze  Miliz  unter 
den  Betehl  eines  ehemaligen  Rittmeisters,  nunmehrigen  Guts- 
besitzers im  Kreise  Oletzko,  von  Katrczinsky,  Militärisch 
gehörte  die  Truppe  stets  zu  den  Vorposten,  stand  also  unter 
dem  diese  befehligenden  General,  erst  Ruesch,  dann  Malachowski. 
Für  die  pünktliche  Besoldung  der  Miliz  hatten  die  Kammern 
durch  rechtzeitige  Eintreibung  der  nöthigen  Gelder  Sorg«  zu 
tragen,  die  gumbinnensche  hatte  ausserdem  noch  das  Brot  zu 
schaffen. 

Die  Mannschaften,  2000  Gemeine,  wurden,  wie  schon  er- 
wähnt, ausschliesslich  ans  dem  gumbinnenachen  Departement 
aufgebracht,  und  zwar  suchte  man  möglichst  ^"iel  Freiwillige, 
Wildliliter,  Schützen  u.  s.  w.  zu  engagiren.  Jede  Kompanie 
ergänzte  sich  aus  einem  oder  zwei  Grenzämtem  je  nach  der 
Grösse  derselben.  Als  UnterofKziere  nahm  man.  so  weit  es 
ging,  abgedankte  Soldaten ;  zur  Noth  mussten  Beamte,  Kölmor, 
Landreiter  und  Schulzen  dazu  ausgebildet  werden.  Da  die 
ganze  Miliz  nicht  mehr  als  sieben  Offiziere  erhielt,  hatte  man 
auf  deren  Tüchtigkeit  doppeltes  Gewicht  gelegt,  Lehwaldt 
hatte    sie  fast    ally    selbst    ausgesucht ').     Um  den  Mangel  des 

')  Wir  begegnen  hier  aueser  Kati-CKinekr  den  Nnmeii  von  Kannaclier 
(l^uttinnt  B..  D.  nnd  Föraterl.  vou  Philipp!,  Klose,  RBUBcliing  (alle  S  bisher 
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Ober-  UDtl  Cntersubetf  etwas  aiiszogleicheD ,  wurden  jeder 
Kompanie  Företer  zu  Ftus  und  zn  Pferde  beigegeben,  die, 
den  Gemeinen  g^eniiber  Vorgesetzte,  fiir  die  Fohrong  von 
Scbleichpatrouillen ,  für  das  Uebennitteln  von  Nachrichten 
u.  s.  w.  durch  ihre  Kenntni»«  des  Terrains  unbezahlbar  waren. 
Um  auch  der  militärischen  Signale  nicht  ganz  entbehren  za 
mlit»en,  wurde  bei  jeder  Kompanie  ein  Thflrmer  oder  Stadt- 
musikant aus  einem  der  benachbarten  kleinen  Orte  als  Hornist 


Die  Formation  (and  in  den  ersten  Wochen  des  Mai  statt, 
es  wurden  sechs  Kompanien  errichtet,  je  eine  in  der  Gegend 
von  Johanuisburg ,  Ly<^ki  OU-tzko.  Goldap,  .Stalin p<3lmen  und 
Pilkallen;  die  Kompanie  Katrczinskys  bei  Goldap,  also  un- 
gefähr im  Zentrum  uer  ganzen  Aufstellung.  Jede  Kompanie 
zählte  1  Offizier,  4  Unteroffiziere,  18  Förster  zu  Pferde,  12 
zu  Fuss,  1  Trompeter  unci  333  Gemeine,  also  zusammen 
369  Köpfe,  nur  die  des  Chefs  einen  Offizier  als  Stellvertreter 
und  zwei  Gemeine  mehr,  die  gesammte  Miliz  demnach  2217 
Köpfe.  Schlieben  ran^rte  jede  Kompanie  selbst,  machte  die 
Gemeinen  mit  den  Offizieren,  Unteroftizieren  und  Förstern 
bekannt,  ermahnte  sie  zur  Treue,  Wachsamkeit  und  Tapfer- 
keit und  liess  ihnen  endlich  durch  den  Gerichtsschr eiber  des 
betreffenden  Amtes  den  Eid  abnehmen.  Dann  begann  sofort 
das  Ezerzircn.  Ende  Mai  wurden  die  einzelnen  Kompanien 
von  Ruc'Bch  besichtigt. 

Eine  eigentlich  neue  Uniform  erhielten  die  Milizaoldatea 
nicht;  cielmehr  wurde  an  die  Landestracht  angeknüpft  und 
iliese  nur  mit  einigen  Abzeichen  versehen,  genau  wie  im 
Jahre  ISIS  bei  der  ersten  Einrichtung  der  Landwehr.  Da 
die  litthauischen  Bauern  durchgehends  weisse,  beziehungs- 
weise graue,  die  polnischen  und  deutschen  Bauern  aber  blaue 
Röckp  trugen,  behielten  sie  diese  bet,  nur  dass  bei  den  Kom- 
panien die  Mannschaften  derart  ausgewechselt  wurden,  dass 
eine  jede  entweder  ganz  in  weiss  oder  ganz  in  blau  ging. 
Auf  die  Aermel  der  Bauemröcke  setzte  man  als  Aufschlftge 
Je  nach  den  Kompanien  blaue,  gritne,  schwarze,  rothe,  gelbe 
und  weisse  Tuchlappen,  ausserdem  erhielten  die  Leute  Hüte 
mit  Piiscbeln  von  der  Koiiipaniefarbe,  sowie  rothe  Hals- 
binden: ein  Brotsack  und  eine  Patrontasche  mit  48  Patronen 
vervolistUndiglen  die  Ausrüstung.  Gewehre  wurden  zur 
«rösscren  Iliilfte,  im  «anzen  1200  Stück,  geliefert,  der  Best 
musste  aus  dem  Lande  aufgebraclit  werden ;  wer  sieh  daneben 
einen  Säbel,  einen  Spiess  und  dergleichen  anschaffen  konnte, 
durfte   ihn    gleiclifalls   tragen ').     Wir  sind   auf  diese  Unifor- 

WachtmeUter   im   HuBaren-Regimeiit  Ruesch,  jetzt  Leutnante)  von  Plewe 
und  von  Kortzöeisch. 

')  Ue  Offiziere  kleideten  eich  nach  Belieben,  tniKen  aber  das 
Portepee,  sowie  am  Hut  eine  Kokarde.  Die  Unteroffiziere  führten  auner 
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mining  absichtlich  etwas  genauer  eingegangeu,  um  zu  zeigen, 
dasB  die  Russen  durchaus  keinen  Kecht^titel  liaben  konnten, 
diese  Mannschaften,  die  unter  dem  Fahneneide  standeji,  die 
viel  besser  uniformirt  waren,  als  ihre  zerlumpten  Kosaken 
und  KalnilU-ken  niclit  als  Soldaten  behandeln  zu  wollen ;  wenn 
sie  es  dennoch  gethan  haben,  so  war  das  eine  Verletzung  des 
Völkerrechts. 

Für  die  Verpflegung  der  Miliz  wurde  durch  Anweisung 
eines  angemessenen  Holdes  und  ausserdem  durch  unentgelt- 
liche Lieferung  von  taglich  zwei  Pfund  Brod  auf  den  Kopf 
gesorgt,  deren  Beöchaffung  ebenso  wie  die  der  20  Rationen 
auf  die  Kompanie  der  gumbinnenschi-n  Kammer  oblag'). 


131.  Verwendnu;;  nnd  Dieust  der  ostpreassischen  LandiniliE. 

Ueber  ilic   Bestimmung,   die  Lebwaldt  der  Landmiliz  zu- 

gedacht  hatte,  gehen  uns  am  besten  di«.-  „Disposition  und 
rdrea"  Auskunft,  wenn  er  hier  den  Offizieren  befiehlt,  dass 
sie  ihre  Leute  vor  allem  im  Öchiessen,  im  Zerstreuen  und 
Sammeln,  Patrouilliren ,  Treffen  auf  Verabredung,  Schleich- 
mÄrschen  und  Legen  von  Hinterhalten  üben  sollten,  wenn  er 
ihnen  rKlh,  sich  niemals  ins  freie  Feld  zu  begeben,  sondern 
immer  mögliclist  im  Walde  und  im  durchschnittenen  Gelände 
zu  bleiben,  sich  hauptsächlich  die  feindliche  Bagage,  Trans- 
porte, Patrouillen  und  marodirende  Banden  aufs  Korn  zu 
nehmen,  nie  lange  an  einem  Ort  zu  verweilen  u.  s.  w.  ^).  Es 
liegt  auf  der  Hand,  wie  sehr  hierbei  gegenseitiges  Vertrauen 
zwischen  der  Mannschaft  und  ihrem  Führer,  unbedingter  Ge- 
horsam und  Ergebenheit  bei  jener.  Verachlagenheil  und  That- 
kraft  bei  diesem  in  Betracht  kommen  musste.  Und  au  diesen 
Eigenschaften  hat  es,  soweit  di*-  Nachrichten  reichen,  auch 
niemals  gefehlt 


dem  Gewehr  einen  PHllsGch  und  unterschieden  eich,  ebenso  wie  die  Trom- 
p€ter,  von  den  Gemeinen  durch  eine  breite  wollene  Tresse  nm  den  Hut 
Für  die  Fjirster  erscheint  eine  besondere  Tracht  nicht  viirgeHchrieben. 
Zur  Bestreitung  der  durch  diese  ünifonnirung  entstandenen  Kosten  ward 
ein  entsprechendes  Equipirungsgeld  gesafalt;  über  die  Katze  vergl.  Bei- 
lage Xrn.  Ann.,  2. 

')  Den  Verpflegungaetat  der  Miliz  vergl.  Beilage  Xtll;  ausserdem 
wurden  die  Leute  sal  die  von  den  Küssen,  besonders  aus  deren  Bagage,  zu 
machende  Beule  angewiesen,  von  der  ein  Viertel  dem  Offizier,  du 
Viertel  den  Unteroffizieren  und  piirsteni  und  die  Hälfte  den  fiemeinen 
zufallen  sollte. 

'-')  Vergl.  auch  Lehwaldfs  Instruktion  für  den  Kittmeister  von 
Katrczinsky  vom  4.  Juni  175T.  (Bellona,  .^.  Stück.  Dresden  1782,  S.  19) 
und  für  den  l^utnant  von  Plene  vom  81),  Mai  (ebenda  4.  Stück,  1761, 
ti.  79;  5.  Stück,  S.  17).  —  Ee  bedarf  js  kanm  der  Ervilhnun^,  dass  von 

■  nnem  Garnison-  und  Ersatzdienst,  nie  ihn  alle  übrigen  ProvinzialEnilizen 

I  gehabt  haben,  hier  niemals  die  Kede  sein  konnte. 
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Zunftchst  an  der  Grenze  postirt'),  wurde  die  Miliz  nach 
mehreren  kleinen  Gefechten  durch  den  Vormursch  dea  ganzen 
ruseischen  Heeres  thetla  zurückgedrängt,  theils  gezwungen  sich 
tiefer  in  die  Wälder  zu  ziehen,  wo  sie  dann  doch  den  dorthin 
mit  ihrer  Habe  geflüchteten  Einwohnern  gegen  die  Kosaken 
Schutz  gewähren,  zugleich  aber  auch  von  ihren  Verstecken 
aus  den  Russen  manche  kleine  Schlappe  anhängen  konnte. 
Ausserdem  deckten  zwei  Kompanien,  seitdem  sich  die  Armee 
bei  Weblaii  konzentrirt  hatte,  fast  ganz  allein  die  bedrohten 
Küatenatriche ;  und  sie  waren  es,  die  am  6.  September,  unter- 
stützt von  200  Husaren,  bei  Scbaaken  am  Kunschen  Haff  den 
Land ungs versuch  eines  mehr  als  2000  Mann  starken  feind- 
lichen Detachementa  vereitelten^).  Dans  die  Milizen  dann 
den  Küssen,  als  diese  nach  ihrem  Siege  bei  Gross-Jägem- 
dorf  Preusscn  räumten,  waeker  zusetzten  und  zur  Demorali- 
sirung  der  feindlichen  Armee  nicht  wenig  beitrugen,  bedarf 
kaum  noch  besonderer  Versicherung. 

Nun  aber  trat  das  lange  Gefilrcbtete  ein:  der  König,  von 
allen  Seiten  bedrängt,  brauchte  nothwendig,  um  nicht  in  der 
Zeraplitterung  alles  zu  vertieren,  auch  die  Lehwaldtsche  Armee 
in  seiner  Nähe ;  schon  Ende  September  war  dies  beschlossene 
Sache*).  Jetzt  kam  die  Auarilumung  Ostpreussena,  wie  sie 
1749  ins  Auge  gefaast  war,  jetzt  niusate  das  Land  wohl  oder 
übel  „platt  abandonnirt"  werden.  Noch  blieben  allerdings  einst- 
weilen, während  die  Armee  schon  im  Oktober  sich  langsam 
aus  Preussen  zog,  um  wie  wir  oben  gesehen  vor  der  Hand 
Pommern  und  der  Mark  Regen  die  Schweden  Hilfe  zu  bringen, 
zwei  Bataillone  Puttkamer  als  Garnison  für  Königsberg  und 
Pillau  sowie  einige  Husaren  zum  Patrouillendienst  zurück,  aber 
auch  dies  kleine  Detacliement  nur  mit  der  Weisung,  bei  aber- 
maligem Einmärsche  der  Russen  sofort  das  Land  zu  verlassen. 

Hat  sieh  auch  gerade  in  den  letzten  Monaten  des  alten 
Jahres  die  Miliz  noch  als  ein  rechter  Segen  für  das  Land 
erwiesen,  hatten  es  ihre  Führer  durch  Thatkraft  und  Unter- 
nehmungslust wohl  verstanden,  sich  bei  den  Kosaken  in 
Respekt  zu  setzen*),  was  sollte  nun  werden,   wo   die   Russen 


1)  Verpl.  BeÜonn,  4.  Stück,  S.  76. 

')  Bencht  der  Kammer  an  das  Geiieraldirektorium  vom  9,  iieptember 
1757.     Vercl.  Tempelhoff  a.  a.  O..  1,  S.  29fi, 

")  Katinettsschreiben  an  l.eliwaldt  vom  29.  September  und  I.  Ok- 
tober (Polit.  Korresp.  XV.  S.  384  und  Anm),  vercl.  auch  die  vom  2.  und 
19.  Oktober  (ehenda  S.  39»,  442|.  Es  war  die  Zeit,  wo  der  Köni^  an  den 
Minister  von  Finckenntein  schrieb:  „Nous  sommes  abimes,  mais  je  pLTirai. 
Vipie  &  la  main"  (1.  Oktober  1757,  vergl.  ebenda  S,  395). 

')  Hasenkamp  (a.  a  0.,  IX,  S.  181)  erwähnt  flir  diese  letzte  Zeit 
auch  noch  .Landhusaren"  unter  dem  Förster  Eckert.  Die  Existenz 
solcher  wäre  ja  an  sich  nicht  unmöglich,  doch  ist  H,  vielleicht  nur  durch 
die  Landhusaren  der  anderen  Proviaien  zu  dieaer  Annahme  verführt 
worden.    Meines  Wissens  ist   wo  wirklich  „Husaren"^  erwähnt  werden. 


in  kurzer  Zeit  das  ganze  Land  Uberschweiumten ,  wo  Ost- 
preuesen  zur  Provinz  des  Zarenreiches  ward?  Freilich  einfach 
entwaffnen,  wie  die  Bürgerschaften  in  den  Städten,  liessen 
sich  die  braven  Milizleute  nicht;  noch  lange  haben  ihre  Ueber- 
bleibsel  den  Krieg  gegen  die  Küssen  auf  eigene  Fau»t  fort- 
gesetzt, aber  die  ostpreuBäische  Miliz  als  solche  hat  mit  dem 
Januar  1758  zu  bestehen  aufgehört.  So  mancher  der  Leute 
mag  sich  zuletzt  durch  Polen  zur  schlesiachen  oder  pommer- 
scben  Armee  hindurch  gestohlen  haben. 


» 


IV.    I'ittpi'lialt  der  «stpreiissischen  Laudmiliz. 

Die  Gelder  liir  die  Verjiflegung  der  Miliz  sollton ,  wie 
wir  bereit»  oben  gesehen,  ebenso  wie  die  Mannschafti'u  aus- 
schiiescitich  vom  platten  Lande  zusammengebracht  werden. 
Für  die  Höhe  der  daraufhin  ausgeschriebenen  Steuer  und 
speziell  für  die  VertJieilung  der  Gesamintaumme  auf  die  beiden 
Departements  ist  ein  ganz  eigen  th  Um  lieh  es,  nur  aus  dein  Gange 
der  Ereignisse  erklärliches  Vcrhftltnisa  massgebend  gewesen. 
Nachdem  nämlich  der  erste  Voranschlag  rund  5000  Thaler 
als  monatlichen  Bedarf  fllr  die  sechs  Kompanien  ergeben, 
hatte  die  gumbinnenache  Kammer,  der  daran  liegen  mussti' 
noch  möglichst  viel  Geld  zu  schaffen,  ehe  der  Einfall  der 
Russen  erfolgte,  ohne  abzuwarten,  in  welcher  Weise  das  ganze 
Quantum  zwischen  den  beiden  Departements  getheilt  werden 
würde,  davon  sofort  in  dem  ihrigen  die  sehr  reichlich  be- 
messene Hälfte  auf  die  Hufen  im  Lande  ausgeschrieben'). 
SVachdem  aber  inzwischen  Lehwaldt  (am  26.  April)  den  Kam- 

dafl  kleine  Kommando  von  der  Armee  gemeint,  welches  noch  bis  zum 
Januar  17,^8  zurilckblleb.  FHe  von  Haseakamp  (VI,  107  Anm.  2  und  IX, 
182  Anm.  1)  wegen  der  Landbusaren  angeführten  Berichte  eprecben 
immer  nur  von  .dem  HusHrenkorps" ;  dazu  heisst  es  uber  in  eioer  Zeitung- 
Relation  aua  Angerburg  vom  l'i.  November  iiusdrückiich,  dasE  dioa 
Huaarenkorpg  bestanden  habe  aua  3  UnlerofGzieren,  4ri  Gemeinen  und 
4?  Pferden  von  den  Regimentern  Rucach  und  Malacboweki  unter  Führung 
des  Leutnants  du  Fay.  Waren  im  Amte  Ruse.  wie  H.  erzählt,  damals 
zwei  Kompanien  Landmiliz  vereinigt,  so  gehörten  dazu  36  FiSraler  zu 
Pferde  und  24  zu  Fubb;  aue  jenen  wird  die  von  Eckert  geföbrle  kleine 
ReiCerschaar.  aus  diesen  das  von  H.  an  demselben  Orte  erwähnte  „Jüger- 
korpa"  bestanden  haben, 

')  Bericht  der  gumbinnenseben  Kammer  an  das  Generaldlrektorium 
vom  MX  Mai  1757.  Nach  dem  in  UHtprenasen  «blichen  MiinKfusa 
(1  Thir.  -^  90  preUBS,  Gr,  i\  18  preuss.  Pfg.l  hatten  aufzubringen  die 
Hufen  der  königlichen  Vorwerke  im  ganzen  Departement  je  SCir.  monat- 
lich, die  Hufen  der  Adligen.  Kölmer,  Chatouller  und  Bauern  im  litthauischen 
Kfitrikt  ebenfall»  8  Gr.,  im  polnischen  dageRen,  wo  die  Hufen  bedeutend 
kleiner  waren,  nur  -j  Gr..  im  ganzen  34  493  Hufen  zusammen  2773  Thlr. 
auf  den  Monat. 
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mern  eröffnet,  daaa  er  en  gern  sähe,  wenn  im  ganzen  etwa 
0000  Thaler  monatlich  veranlagt  würden,  traf  die  königB- 
bergieche  Kammer  ihrerseitH,  dem  inbetreff  der  Vertheilung 
nunmehr  erzielten  Abkommen  gemäss,  Anstalten,  aas  ihrem 
Departement  von  diesem  Quantum  zwei  Drittel  herbei- 
zuschaffen'), ohne  dasH  doch  darum  nun  jene  in  der  anderen 
Hälfte  der  Provinz  bereits  gemachte  Anlage  entsprechend 
herabgesetzt  oder  verändert  worden  wäre. 

Diesem  Umstände,  daes  also  die  ganze  Veranlagung  viel 
zu  hoch  gegriffen  war  —  rund  7000  statt  5000  Thaler  —  ist 
es  allein  zu  danken ,  dass,  auch  als  mit  dem  Einfalle  der 
Russen  die  Beiträge  aus  der  ganzen  Osthälfte  der  Provinz 
ausblieben,  dennoch  das,  was  einkam,  zunächst  immer  noch 
für  den  Unterhalt  der  Miliz  ausreichte.  Wirkliche  Schwierig- 
keiten erhoben  sich  erst  im  November,  als  im  ganzen  Lande 
sich  die  Folgen  der  von  Lehwaldt  bei  seinem  Abmärsche  ins 
Werk  gesetzten  AuarKumung  fühlbar  machten.  Die  Kammern 
wollten  bei  der  grossen  Noth  keine  Exekution  anivenden  und 
baten  das  Generaldirektorium  um  Auskunft,  wie  die  Sache 
zu  handhaben,  da  sie  jetzt  in  ernster  Geldverlegenheit  seien. 
Dieses  wiederum  ersuchte  Lehwaldt  seine  Meinung  zu  äussern, 
da  er  doch  die  Miliz  gestiftet  habe,  imd  fragte  zugleich  an, 
ob  und  wielange  denn  dieselbe  überhaupt  noch  fortbestehen 
»olle.  Der  Feldmarschall  antwortete  (d,  d.  Greifswald  12.  Ja- 
nuar 1758),  er  habe  seiner  Zeit,  da  die  Milizsteuer  eine  neue 
Auflage  gewesen,  Bedenken  getragen,  Exekution  anzuordnen ; 
waa  jetzt  geschehen  solle.  Überlasse  er  dem  Generaldirektorium, 
das  ja  am  besten  wissen  müsse,  wie  es  damit  in  den  anderen 
Provinzen  gehalten  werde,  und  ob,  da  die  Kosaken  noch 
immer  nach  Preussen  streiften,  die  Landmiliz  noch  niithig  sei. 
Inzwischen  hatten  die  Ereignisse  entschieden;  mit  dem  neuen 
Jahre  gehörte  Ostpreussen  den  Russen,  und  sie  haben  es  bis 
zum  Frieden  nicht  wieder  herausgegeben. 

Wollten  wir  berechnen,  was  die  6  Kompanien  Landmiliz 
di'r  Provinz  gekostet,  so  wäre  der  höchste  Ertrag  der   Miliz- 


')  Beriebt  der  ktiniesbcrger  Kammer  an  das  Genera Idirektorium 
vom  2S.  Mai  1757.  Ke  nier  überall  eleich  groaaen  Hufen  der  Adligen, 
Kiilmer,  Chatouilet  und  Bauern,  eowie  die  Bogen.  Freihufen  zahlten  durch- 
weg den  niedrigeren  Satz  des  eumbinner  Departemenla,  d.  h.  je  5  Gr, 
monatlich,  es  waren  dies  nitch  Abzue  der  im  Freijahr  stehenden  und  der 
wÜBtliegenden  ausammen  72  990  Hufen  mit  4055  Tblni.  auf  den  Monat; 
dazu  kam  der  Beitrag  der  5^  Amimänner  des  Departements  mit ',«  Prozent 
sowohl  für  ihre  Person  nach  Proportion  ihrer  ArrendeBtUtke,  als  auch 
von  der  Mühlenpacht  der  iNlüller,  im  ganzen  222'/i  Thlr.,  bo  daea  Bich 
hier  die  Geaammtaumme  von  4277'/s  Thlm,  ergab.  —  Obwohl  die  Miliz 
erst  seil  Anfang  Mai  der  Verpflegung  bedurfte,  ward  docb,  um  das  auf 
4300  Thlr.  veran»chUgle  Elinnchtungs-  oder  EquipininKsgeld  (vergl.  Bei- 
lage XIII,  Anm.  2)  zu  decken,  die  neue  Steuer  aligemein  schon  för 
die  Zeit  vom  1.  April  1757  an  erboben. 
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Steuer  vom  April  1757  bis  zum  Januar  1758  etwa  auf  50000 
Thaler  zu  veranschlagen,  jedenfalls  eine  äusserst  geringfügige 
Sunmie  gegen  das,  was  Ostpreussen  in  diesem  Jahre  ausser- 
dem an  die  eigene  Armee  geleistet  hat,  ganz  zu  schweigen 
davon,  was  die  Russen  flir  sich  in  Anspruch  genommen,  bezw. 
der  Vernichtung  preisgegeben  hatten. 


Suchen  wir  das  Resultat  unserer  Untersuchungen  zu 
ziehen.  Wir  haben  gesehen,  dass  in  allen  Provinzen  der 
preussischen  Monarchie  die  grosse  Nothlage  des  Sommers 
1757  zu  der  Errichtung  von  Landmilizen  führte,  und  dass 
eine  jede  von  diesen  sich  in  ihrer  Weise  im  hohen  Grade 
nützlich  erwiesen  hat:  die  Stärke  der  Miliz  in  allen  Landes- 
theilen  wird  sich  (die  stehenden  Landregimenter,  etwa  5000 
Mann,  nicht  eingerechnet)  in  der  Zeit  der  grössten  Kraft- 
anstrengung im  Herbst  1757  auf  etwa  16  000  Mann  aus- 
schliesslich der  Offiziere  belaufen  haben;  nach  den  mehrfach 
vorgenommenen  Reduktionen  und  nach  der  Auflösung  der 
ostpreussischen  Miliz  hat  sich  die  Kopfzahl  dann  bis  zu  Ende 
des  Krieges  doch  immer  noch  auf  zusammen  etwa  9000  Mann 

Sehalten.  Wir  haben  ferner  gesehen,  dass  tiberall  der  Unter- 
alt der  Miliz  flir  die  Lage  des  Landes  bedeutende  pekuniäre 
Opfer  gefordert  hat:  dieselben  werden  sich  für  den  ganzen 
Umfang  der  Monarchie  auf  rund  1 650000  Thaler  veranschlagen 
lassen,  wovon  auf  Pommern  etwa  400  000,  die  Neumark  an- 
nähernd 150  000,  Magdeburg-Halberstadt  500  000,  die  Kur- 
mark einschliesslich  der  Uckermark  etwa  550  000  und  Ost- 
preussen nahe  an  50  000  Thaler  entfallen  würden. 

Aber  noch  einmal,  es  wäre  grundfalsch,  aus  dem,  was 
eine  Provinz  hier  mehr  oder  weniger  geleistet  hat,  die  Grösse 
ihres  Patriotismus  bemessen  zu  wollen. 


Anhang  und  Beilagen, 


Anhang  I. 

Pommersche  Provinzialtruppen  ausser  der  Landmiliz  ^). 

(Vergl.  oben  Seite  42  und  44). 

[Förster  und  Jäger.]  In  Ausführung  der  Kabinetts- 
ordre  vom  13.  Juli,  welche  das  gesammte  Forstschutzpersonal, 
soweit  es  irgend  abkommen  könne,  mit  zur  Landesverthei- 
digung  zu  verwenden  befahl,  war  sofort  unter  ZurUcklassung 
nur  der  nöthigsten  Aufsicht  für  die  Reviere  der  grösste  Theu 
der  pommerschen  Förster,  Unterförster  und  Jägerburschen 
nach  Stettin  beordert  und  hier  aus  ihnen  ein  kleines  Elite- 
korps formirt  worden.  Die  Mannschaften  dienten  theils  zu 
Fuss,  theils  zu  Pferde;  die  Stärke  des  Korps  wird  gelegent- 
lich auf  4  Oberoffiziere,  140  Gemeine  und  60  Pferde  ange- 
geben, wobei  es  allerdings  fraglich  bleibt,  ob  eine  oder  mehrere 
auf  Kommando  befindliche  kleinere  Abtheilungen  bei  diesen 
Zahlen  miteingerechnet  sind.  Aus  geübten  Schützen  be- 
stehend, die  zugleich  bekannt  mit  allen  Schlichen  und  Vor- 
theilen  des  Landes,  war  diese  Truppe  besonders  in  der  ersten 
grossen  Bedrängniss,  ehe  die  Landbataillone  wirklich  kriege- 
risch verwendet  werden  konnten,  ganz  ausserordentlich  brauch- 
bar, ja  unentbehrlich,  wenn  auch  die  Anforderungen,  die  man 
an  eine  so  schwache  Abtheilung  stellen  konnte,  keineswegs 
auf  ein  ordentliches  Gefecht  gegen  reguläre  Truppen  gehen 
durften. 

Mit  dem  Ende  des  Jahres  1757,  d.  h.  also  nachdem  die 
ganze  Lehwaldtsche  Armee  an  der  Peene  eingetroffen  war, 
wurden  aber  die  wirklichen  Förster  und  Unterförster  zur 
Wahmehmimg  ihres  Dienstes  wieder  entlassen  und  später  nur 
in  besonders  nothwendigen  Fällen,  so  im  Hochsommer  imd 
Herbst   1758   und   1759,  wieder   zusammenberufen,    um   ent- 


*)  Warum  wir  dieser  Truppentheile  hier  noch  einmal  etwas  ausführ- 
licher gedenken,  haben  wir  oben  schon  mehrfach  dargelest,  der  Grund 
ist  ihre  nahe  organisatorische  Verwandtschaft  und  ihre  langjährige  Waffen- 
brüderschaft mit  der  pommerschen  Landmiliz. 
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weder  gemeinsam  mit  den  Jfigern,  geschlosBen  ftir  sich,  oder 
aber  in  kleinen  Abtbeilungen  oei  anderen  Truppentbeilen  ver- 
wendet zu  werden  'j. 

Die  andere  Hälfte  des  Korps,  speziell  „Jägerburschen" 
oder  „Jäger"  genannt,  blieb  dag^en  beständig  zutammen, 
wurde  von  den  Laridtruppen  ganz  at^e^ondert  und  £and  bei 
den  Operationen  ventchiMener  preussischer  Armeen  Verwen- 
dung; HO  wurden  zeitweilig  40  Mann  unter  dem  Befebl  des 
später  bei  den  pommerHchen  Provinzialhusaren  aggregirten 
Rittmeisters   von   der   Goltz   sogar   zum   Heere   nach  Sacbsen 

fezogcn.  Später  wurden  die  Jäger  auf  Befehl  des  Königs 
auemd  den  in  Pommern  im  Felde  stehenden  Freibatail Ionen 
Courbiere  und  Wunsch  und  auch  dem  Freiregiment  Hordt 
zugetheilt  ^),  und  überall  leisteten  sie  mit  ihren  Büchsen  vor- 
zugliche Dienste. 

Die  Jäger  und  Förster,  die  Kriegsdienste  thaten,  erhielten 
Traktcment  vorschuss  weise  aus  der  Obers  teuer  kasse  *),  die 
eventuellen  Rationen  vom  Proviantamt;  ein  fester  Etat  war 
dafUr  nicht  vorhanden,  die  Obersteucrkasse  zahlte  was  nöthig 
war  und  liess  sich  von  Zeit  zu  Zeit  ihre  Ausgaben  von  der 
Generalkriegskasse  wiedererstatten,  das  Land  aber  hatte  dazu 
absolut  nichts  beizutragen. 

[Die  Bataillone  Tettau  und  Stosch.]  Wir  haben 
schon  oben  bei  Besprechung  der  Kabine ttsordre  vom  10.  Au- 
gust gesehen,  dass  der  Erfolg  dieser  ein  durchaus  zufrieden- 
stellender gewesen,  dass  nämlieh  junge  Mannschaft  in  gröaater 
Zahl  eingebracht  worden  war.  Nachdem  nun  die  Landmiliz- 
batjtillone  vollzählig  geworden,  und  auch  die  Regimenter  ihren 
Bedarf  vollkommen  gedeckt  hatten,  waren  immer  noch  etwa 
700  junge  Leute  zurückgeblieben  und  im  Augenblick  ohne 
eine  besondere  Bestimmung.  Da  aber  diese  doch  in  irgend- 
welcher Weise  zusammengehalten  werden  mussten,  es  anderer- 
seits zweckmässig  erschien,  ihnen  auch  zugleich  eine  mili- 
tUrische  Ausbildung  beizubringen,  so  legte  dies  schon  den 
Gedanken  einer  Neuformation  nahe.  Zu^eicb  war  auch  die 
Gelegenheit  in  anderer  Hinsicht  die  denkbar  günstigste.  Einer- 
seits befand  sich  nämlich  damals  noch  fast  (las  ganze  OfBzier- 
korps,  die  Unteroffiziere  sowie  ein  grosser  Theil  der  Mon- 
tiningen  und  der  Armatur  der  ehemals  siichsiachen ,  dann 
pri'UMsischen  und  nunmehr  Jiufgelöaten  Regimenter  Flemming 
und  Manstein  (siichsisoh:   Minckwitz   und  Prinz   Clemens)   in 

')  Sic  wurden  dann  Epe;ti eil  als  „Förster"  beaeiclinet.  und  eo  kommen 
je  6  bJB  8  Fijreter  z.  B.  im  September  17-i9  bei  den  pommerBchen  Frei- 
Kompaiücn  vor. 

=)  Vergl.  u.  a.  Sulicki  S.  30,  423  f. 

"I  Der  Förster  oder  Jäger  zti  Fusb  monatlich  5,  der  zu  Pferde  aber 
(i  Tlilr,  und  dazu  noch  eine  Ration;  flir  die  Kleidung  hatten  sie  al)er 
auch  selbst  zu  sorgen.     So  wenigstens  war  e«  im  Sommer  1757. 
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Stettin  und  zur  Verfügung  des  Gouverneurs  •) ;  andtireraeits 
aber  war  dort  noch  eine  ziemliche  Anzahl,  300  Mann,  thciU 
inländischer,  theils  in  Sachsen  ausgehobener  Rekruten  ver- 
Bchiedoner  pommerscher  Regioienter,  die,  einstweilen  noch 
extraordinär  aus  der  GeueraTkriegskasse  unterhalten,  iiiinde- 
Btens  auch  noch  fllr  die  nächsten  Monate  disponibel  blieben 
und  sonst  inzwischen  durch  auaachli esalich  dazu  zu  komman- 
dirende  Offiziere  hätten  exerzirt  werden  müssen.  Unter  Be- 
nutzung aller  dieser  Umstände  errichtete  demnach  ManteufFel 
im  Oktober  1757  zwei  neue  Provinzialbataillone ,  die  nach 
ihren  Kommandeuren  die  Namen  Tettau  und  Stosoh  er- 
hielten*). Wie  es  schien,  zunächst  nur  provisorisch  errichtet, 
blieben  «ic  dann  weiterhin,  als  die  Regimenter  ihre  Rekruten 
beanspruchten,  dennoch  bestehen,  wurdon  wieder  rckrutirt, 
und  als  1758  Rekrutcnmangel  eintrat,  zog  man  es  vor,  lieber 
zwei  Landbataillone  eingehen  zu  lassen  als  gerade  diese  beiden, 
die  sich  besonders  durch  ein  viel  besseres  Offizier-  und  Unter- 
offizierkorpa  auszeichneten. 

Der  Charakter  dieser  beiden  Bataillone  war  ein  ganz 
eigentliümlicher :  es  waren  weder  stehende,  noch  aber  auch, 
trotz  aller  Aehnliehkeit ,  eigentliche  Landbataillone.  Der 
Stärkeetat  entsprach  nämlich  bei  ihrer  Fonnirung  durchau-t 
dem  der  letzteren,  doch  betrug  der  Verpflegungsetat  derselben 
von  Anfang  an  weit  mehr,  und  dies  speziell  dadurch,  dass 
Offiziere  und  Unteroffiziere  fast  das  volle  Traktement  der  Feld- 
regimenter bezogen^).  Und  wie  die  Offiziere  von  Feldregi- 
mentem  gekommen  waren,  so  wurden  in  die  Bataillone  auch 
nur  vollkommen  folddienstffehige  Leute,  „Rekruten"  in  dem 
damals  spezifischen  8inne  des  Wortes,  eingestellt*).  Wurden 
Tettau  und  Stosch  demgemilsa  auch  häuhger  als  die  Land- 
bataillone auBkmnmandirt,  so  war  andererseits  ihr  Dienst  in 
der  Garnison   wiederum    ganz  derselbe   wie   der  der   eigent- 

')  Die  »ncli  übriggebliebenen  Gemdnen  hatte  man  znmräet  unter 
die  Re^menter  Alt-Beveni  und  Moritn  von  Aubalt  gesteckt,  einige  auch 
imter  die  I^nclbataillnne. 

'')  Tettiiu  war  Oberst! entnant  bei  Maoptein,  SloBch  Major  bei  Flem- 
miiig  genre«en.  Die  Offiziere  und  Unteroffiziere  wurden,  wohl  absicbtlicb, 
ao  untereinander  gemischt,  dasa  man  nicht  etwa  je  ein  Bataillon  als  die 
Fortaetzung  eines  der  ehemaligen  Itegimeciter  aneelien  kann.  —  Die  Zu- 
Bammenaetzung  der  Mannschaften  warfoigende:  aus  S'i9  Neuaua^ehobenen 
Bowie  11.')  Reltrnlen  des  llegimenle  MAnteulfel  wurde  unter  Zuhilfenahme 
von  Docli  2S  Rekruten  der  Regimenter  Hcs^en-Darinatadt  und  Franz 
Braonschweig  das  Bataillon  Tettau,  aus  341  Neuauagebobenen  und  1.59 
Rekruten  vom  Regiment  Kannacher  das  Bataillon  äloscb  gebildet. 

')  Vergl.  den  Etat  Beilage  IV;  einige  Ofttzierc  erhielten  durch  per- 
BSnlicbe  Zulage  wirklich  das  volle  Feld  traktement, 

')  Vergl.  dazu  die  Benennungen  bei  Bevern  a.  a.  0.  S.  190; 
EnrolUrten -Bataillon  Stosch,  Melirtes  Rekrut enbatail Ion  Tcttau;  vielleicht 
■ollen  dieae  darauf  hindeuten,  dass  das  letztere  mehr  Nicht kan ton Isten, 
bIbo  Freiwillige  oder  Ausländer  enthielt. 
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lieben  Landmilizen ;  und  da  auch  sie,  wenn  auch  in  geringerem 
Umfange,  als  Eraatztruppe  herhalten  musaten,  ao  wurde  schon 
im  Frühjahr  1758  auch  ihre  Rckrutirung  genau  in  derselben 
Weise,  wie  die  jener,  geordnet').  Der  Hauptunterschied 
dieser  Bataillone  von  den  Landmilizen  liegt  für  uns  aber  be- 
Bondcrs  in  der  Art  des  Unterhaltes,  indem  nSmlich 
schlieäHlich  alle  durch  sie  erwachsenen  Kosten  königlichen 
Kassen,  nicht  aber  dem  Lande  zur  Last  gel^  wurden. 

Zunächst  hat  über  Hiesem  Punkt  allerdings  ein  eigen- 
thUmlichcs  Miasveratändniss  obgewaltet,  eigentlich  ist  er  bis 
zur  Uebemahme  der  geaammten  für  die  pommersche  Landes- 
v<!rtheidigung  errichteten  Truppen  auf  die  Generalkriegskasse, 
d.  h.  bis  zum  1.  März  1761,  unklar  und  strittig  geblieben. 
Als  ManteufFel  nämlich  die  ersten  Vorschüase  zu  diesem  Zwecke 
verlangt  hatte,  glaubte  die  Kammer  in  falscher  Auslegung 
eines  Reskriptes  dea  Generaldirektor! ums  den  Unterhalt  der 
beiden  Bataillone  aus  ihren  Kassen  vorschuss weise  bezahlen 
zu  dürfen,  wie  auch  sonst  viele  ad  militaria  zu  schreibende 
Ausgaben,  die  ihr  von  der  Generalkriegskasse  zu  gewissen 
Tennincn  wiedererstattet  wurden.  Die  Zentralbehörde  hatte 
aber  gewollt,  die  Kammer  solle  sich  immedtat  dazu  erst  Er- 
laubniss  einholen ;  dem  Gouvernement  war  die  Form  gleieh- 
giltig,  wenn  ca  die  Gelder  nur  erhielt.  So  lebten,  wenn  man 
so  sagen  darf,  die  beiden  Bataillone  gen-isserniassen  von  einem 
Missverst-lndnisse.  Als  Bevem  dann  nach  Stettin  kam,  er- 
klürte  er,  da  mittlerweile  2  Bataillone  Landmiliz  mit  29  OfH- 
ziersstellen  reduzirt  seien,  die  weiteren  Neueinrichtungen  aber 
entweder  zum  kompletten  Stande  der  I^ndmiliz  gehörten  oder 
grü säten th eil s  aus  Ersparnisaen  bestritten  würden,  das  Land 
solle  die  Bataillone  Tcttau  und  Stoach  an  Stelle  der  zwei 
reduzirten  übernehmen,  da  es  doch  einmal  zur  Unterhaltung 
von  10  Bataillonen  Landmiliz  verpflichtet  sei. 

Das  Generiddirektorium  ei^ab  sich  schliesslich  darein  und 
befahl  der  Kammer,  die  nöthigen  Gelder,  aber  nur  in  der 
Höhe  des  Etats  der  eigentlichen  Land milizbatai Hone,  an  das 
Gouvernement  zu  entrichten*).     Die   Kammer   endlich   zahlte 


')  Was  sie  an  Rekruten  nHthig  hatten,  wurde  ihnen  sue  den  Kreisen 
Hiid  litädtcn  beider  Pommern  und  der  Uckermark  vnn  den  betreffenden 
Zivilbehürden  geliefert,  und  sie  durften  nicht  wie  die  Feldregimeuter  die 
Auahebune  durch  von  ihnen  knmniandirte  Offiziere  selbst  vomehnien 
laeaen.  Ueber  einige  späteiT  Veränderungen  und  den  endlichen  Verbleib 
der  beiden  Hataillone  vergl.  unten  unter  dem  tirenadicrbataillon  Ingere- 
leben  und  am  Schlüsse  dieses  Anhanges. 

-1  Mehr  brauchte  aber  Bevem  auch  gamicht,  ohne  dasa  er  darum 
den  Verptiegungsclat  jener  Truppen!  iieile  hätte  herabsetzen  müascn, 
denn  ea  standen  ihm  auch  noch  einige  andere  Geldmittel  zur  Auebilfe 
Cebote.    Unter  den  letzteren  verdient,  nebenbei  aU  i  '  -      "  ■ 


trag  zu  den  damaligen  Kckrutirun^verhältniBscn.  besonders  ein  Fonds 
erwähnt  /u   werden:  die  Genera Ikrtegskssse  zahlte  nämlich  von  Anfang 
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dann  auch  nach  einigen  vergeblichen  Vorstellungen,  —  dass  sie 
ja  schon  für  die  anderen  Landbataillone  beständig  die  grössten 
Vorschüsse  machen  müsse,  dass  die  Ersparnisse  ja  nur  auf 
dem  Papier  seien  und  grösstentheils  durch  die  Neuerrich- 
tungen absorbirt  würden,  —  alles,  was  von  ihr  verlangt  wurde, 
und  verrechnete  es  als  Vorschüsse  zu  den  Landmilizgeldem. 
Bei  der  Rechnungslegung  im  Februar  und  März  1761  machte 
sie  dann  aber  geltend,  dass  in  anbetracht  der  ungeheuren 
Summen,  mit  denen  das  Land  noch  für  den  Unterhalt  seiner 
eigenüicnen  8  Milizbataillone  im  Rückstande  sei,  alle  die 
Zahlungen  für  die  Bataillone  Tettau  und  Stosch^)  als  ad 
militaria  geschehene  Vorschüsse  angesehen  werden  müssten 
und  demgemäss  nicht  vom  Lande  gefordert  werden  dürften, 
sondern  von  der  Generalkriegskasse  zu  erstatten  seien;  und 
bei  der  allgemeinen  Abrechnung  nach  dem  Frieden  wurde 
dann  auch  dieser  Anschauung  der  Kammer  durchaus  statt- 
gegeben. Nach  allem,  was  wir  angeführt,  wird  man  es  er- 
klärlich finden,  wenn  diese  beiden  Bataillone  bisher  allgemein 
einfach  als  zwei  weitere  Landbataillone  angesehen  worden 
sind  *). 

[Die  Bataillone  Bevern  III  und  Jngersleben- 
grenadiere.]  Vorausgeschickt  sei  gleich,  dass  die  Unter- 
haltung der  beiden  Truppentheile,  von  denen  wir  jetzt  noch 
zu  reden  haben,  von  Anfang  an  in  keiner  Weise  dem  Lande 
aufgebürdet  werden  sollte,  sondern  dass  diese  stets  auf  könig- 
liche Kassen  angewiesen  gewesen  sind^). 

Das  dritte  Bataillon  Bevern  verdankt  seinen  Ur- 
sprung dem  Bestreben  Bevems  für  sein  eigenes  Feldregiment 
Alt-Bevem  (Nr.  7),  das  sich  gewöhnlich  bei  der  Armee  des 
Königs  befand,  stets  den  nöthigen  und  geeigneten  Ersatz  zur 
Hand  zu  haben.  Der  Herzog  formirte  zimächst  im  August 
1758  eine  Ersatzkompanie  etwa  in  der  Stärke  von  100  Ge- 
meinen ;  sehr  bald  und  zwar  schon  bis  zum  Beginn  des  Feld- 
zuges 1759  war  aber  dann  daraus  ein  ganzes  Bataillon  zu 
5  Musketier-  und  1  Grenadierkompanie  erwachsen.  Es  führte 
nun  den  Namen  Bevemsches  Rekruten-  oder  drittes  Bataillon 
und  bestand  nur  aus  Ausländem,  und  zwar  scheinen  dies  aus- 
schliesslich wirkliche  Ausländer  gewesen   zu   sein*).     Bevern 

an  bis  zum  1.  März  1761  für  245,  in  jene  BataiUone  aufgenommene 
sächsische  Rekruten  monatlich  571  Thlr.  16  e,  Gr.  an  Verpflegungs-  und 
kleinen  Montirungsgeldem,  trotzdem  inzwificnen  die  Mannschaften  yoII- 
konmien  gewechselt  hatten.  Die  Gelder  waren  einmal  angewiesen  und 
mussten  so  die  etatsmässigen  Ausgaben  für  Tettau  und  Stosch  mit  be- 
streiten helfen. 

1)  Es  waren  vom  Oktober  1757  bis  März  1761  überhaupt  125  920  Thlr. 

^  So  auch  noch  von  Sulicki  S.  29. 

>)  Die  Höhe  der  Soldsätze  war  nicht  zu  ermitteln,  doch  dürfte  wohl 
volles  Feldtraktement  gegeben  worden  sein. 

*)  Vergl.  Beyern  a.  a.  O.  S.  124;  einigen  inländischen  Sauerteig 

Foncliiiogen  (31)  VII.  4.  -  Schwarte  12 
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verwendete  aber  aucli  auf  die  Auswahl  der  Leute  und  auf 
die  militäriHche  Brauchbarkeit  dieser,  unter  seinen  Augen 
dienenden  Leibtruppe  besondere  Sorgfalt  und  er  konnte  sich 
auch  angemeanener  Erfolge  rühmen').  Den  Charakter  einer 
blossen  Ersatzabtheüung  verlor  daa  Bataillon  allerdings  schon 
durch  Beine  Stärke  und  es  wurde  dann  auch  besonders  hitufig 
zum  Felddienste  herangezogen.  Als  Kommandeure  werden 
gelegentlich  erwähnt  Bismarck,  Paulsdorf  und  Schöning,  ohne 
dass  das  Bataillon  aber  darum  dauernd  deren  Namen  gefUhrt 
hätte*);  die  sJlmmtlichcn  Offiziere  muss  sich  der  Heraog  wohl 
nach  und  nach ,  wo  er  sie  gerade  herbekam,  beschafft  haben. 

Das  Grenadierbataillon  Ingersleben  wurde  wahrscheinlich 
ebenfalls  noch  im  Herbst  1758,  spätestens  aber  im  Frlihjabr 
1759  zusammengestellt.  Aus  den  Bataillonen  Tettau  und 
Stoscb  wurden  je  eine ,  aus  dem  Stettinischen  Landregiment 
aber  zwei  Gtrenadierkompanien  dazu  ausgesucht.  Hiemach 
scheint  das  neue  Grenadierbataillon  jedoch  auf  eigene  Füsse 
gestellt  worden  zu  sein  und  eigenen  Ersatz  erhalten  zu 
haben,  denn  bald  erscheinen  die  Bataillone  Tettau  und  Stosch 
auch  ohne  Grenadiere  wieder  in  der  alten  Stfirke  von  500 
Gemeinen.  Ingersleben  aber  gehörte  nun  mit  dem  Grenadier- 
bataillon von  Koller"),  den  zwei  Milizfreikompanien  und  den 
Landliusai-en  zur  Elite  der  stettinischen  Gai-nis<m  und  hat  mit 
diesen  bei  den  unzähligen  Gefechten  mit  Schweden  und  Rus- 
sen Kulim  und  Ehre  erworben. 

Als  nach  dem  russischen  Frieden  die  Landbataillone  re- 
duzirt  worden  waren,  wurden  die  nunmehrigen  eigentlichen 
Rekrutenbataillone  Tettau,  Stosch  und  Bevem  III  auf  Feld- 
etat gesetzt,  blieben  aber  noch  als  Ersatzabtheilungen  und  zu- 
gleich als  Garnison  in  Stettin.  Das  Bataillon  Ingersleben  war 
schon  im  April  vom  Herzog  von  Bevern  gemeinsam  mit  seinen 
Koeben  erwähnten  alten  Kampfesgenossen  der  schlesischen  Armee 

erhielt  dss  R^ment  Alt-Bevem  dann  wohl  noch  entweder  direkt  ans 
dem  Kanton  oder  aus  den  Landbataillonen. 

')  Stolz  auf  seine  tkihule  erzählt  er  (S.  124):  als  hei  dem  Unter 
nehmen  auf  Greiffenhagen  am  1.  November  1760  eiiiifi;e  Hannachaftai 
des  Bataillong  abgeschnitten  und  gefangen  worden  whren,  hütten  sich 
doch  alle  ranKioniran  lassen,  gleii'h  den  Landesk indem. 

S|  Vci^l,  liierzu  auch  das  oben  (IS.  45  Anm.  2)  über  die  Land- 
i'cknitenbalaillone  gesagte. 

^1  Wenn  getcgciitlich  auch  dieeer  Truppentheil  als  pommerscb«s 
Proviniialbatailloii  angesehen  worden  ist,  so  berulil  dies  volfitommen  auf 
einem  MisaverständniBP.  Das  Bataillon  ist  gleich  bei  der  auf  die  Ge&ngen- 
nahme  folgenden  Utnfonnung  dor  eät-hsichen  Annee  zu  preuasiaciien 
Re^mentern  aus  je  Kwei  Komiianien  der  Regimenter  v.  L^gn  (frflher 
Fnedrich  August)  und  v.  Nnlaein  (frUher  Sachsen- Gothal  gebildet-,  es 
wurde  dann,  weil  man  ihm  nicht  recht  traute,  bei  Zeiten  nach  dem  Noiilni 
geschickt  und  erhielt  durch  Zuweiäiing  von  sehr  viel  Landeskindeni  ein«n 
neuen  inneren  Halt.  Seil  Kollers  Tode  im  Februar  1761  führte  es  der 
Major  von   Kothkirch. 
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zugefiihrt  worden;  und  zwar  nahmen  die  beiden  Grenadier- 
bataillone noch  speziell  an  den  Operationen  de.s  Herzogs  in 
Oberschlesien,  sowie  an  der  Schlacht  bei  Reichenbach  theil. 
Nach  dem  allgemeinen  Frieden  wurden  dann  die  Bataillone  Tettau 
und  Stosch  unter  die  Regimenter  Manteuffel,  Alt-Schenken- 
dorff,  Quadt,  Alt-Stutterheim  und  Wunsch  reduzirt,  d.  h.  zu- 
meist unter  dieselben  Regimenter,  aus  deren  Enrollirten  und 
Rekruten  die  beiden  Bataillone  einst  formirt  worden  waren. 
Das  dritte  Bataillon  Beveni  wurde  grösstentheils  unter  die 
Kompanien  des  Regiments  Alt-Bevern  gesteckt,  das  Grenadier- 
bataillon Ingersleben  endlich  blieb  unter  diesem  Namen  an 
Stelle  des  reduzirten  Unruh'schen  Grenadierbataillons,  mit 
dessen  Resten  es  kombinirt  wurde,  bestehen,  und  die  Kom- 
panien gehörten  nun  zu  den  Regimentern,  bei  denen  die  redu- 
zirten Unruh'schen  gestanden  hatten  ^).  Dies  Bataillon  ist  somit 
von  den  gesammten,  in  jenen  schweren  Tagen  in  Pommern  er- 
richteten Truppentheilen  der  einzige  gewesen,  der  den  Frieden 
überdauert  und  erst  mit  dem  allgemeinen  Zusammenbruch 
der  preussischen  Annee  im  Jahre  1806  sein  Ende  er- 
reicht hat. 


Anhang  II. 


Nenmärkische  Provinzialtruppen  ausser  der  Landmiliz. 

(Vergl.  oben  Seite  99  Anm.) 

Unter  denjenigen  Massregeln,  welche  der  Kammerpräsi- 
dent von  Rothenburg  Ende  Juli  1757  den  Ministern  zur  Ver- 
theidigung  der  Neumark  vorgeschlagen  hatte,  befand  sich  auch, 
wie  man  sich  erinnern  wird,  das  Projekt  eines  Försterkor^s, 
sowie  auch  das  der  Errichtung  einer  Eskadron  Husaren  \\  ir 
haben  oben  bereits  gleichfalls  gesagt,  dass  diese  beiden  Korps 
auch  zuerst  von  allen  Massregeln  und  zwar  ganz  genau  nach 
dem  Vorsehlage  der  Kammer  zur  Ausführung  gekommen 
waren,  dass  sie  aber  aus  verschiedenen  Gründen  nicht  eigent- 
lich zum  neumärkischen  Milizwerk  gerechnet   werden  dürfen. 

[Förster  und  Jäger.]  Das  Jäger-  und  Försterkorps 
ist  in  sehr  vielen  Beziehungen  dem  pommerschen  ähnlich. 
Am  schnellsten  beisammen  und  l)rauchl)an  übernahm  es  schon 
die  ersten  Patrouillen  an  der  j)»)lnischen  Grenze,    sowie  dann 

M  Es  waren  dies  die  Regimenter  Hessen-Kassel  und  Salmuth  (Nr.  45 
und  Nr.  48).  Das  Bataillon  Unruh  war  1700  in  Glatz  in  Gefangenschaft 
gerathen;  erst  1763  ward,  was  noch  übrig  war,  ausgewechselt,  der  bis- 
herige Kommandeur,  Major  von  Unruh,  aber  erhielt  seinen  Abschied. 

12* 
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im  Oktober  und  November  die  Besetzung  der  OderpiMe  bei 
Schön  Feld  und  Schiedlo  ge^en  herumstreifende  Osterrei<^- 
ttcbe  leicbte  Truppen.  Die  Oberleitung  hatte  der  Oberforst- 
meiHtcr  von  SoUr.  Das  Korps  bestand  auB  103  Mann,  tbeils 
beritten,  tbeils  unberitten,  unter  einem  Oberjäger  und  zwei 
Landjägern  als  Offizieren.  Dauernd  zusam mengebliebe d  sind 
auch  die  neumfirkischen  Förster  und  Jager  nicht.  Nachdem 
die  erste  grosse  Nothlage  einmal  überwunden,  wurden  sie  zu- 
nächst Ijeurlaubt,  da  die  Unzuverlässigkeit  der  polnischen 
Orenznachbam  immer  dringender  wieder  ihre  Anwesenheit 
in  den  Revieren  forderte.  Jäger  werden  dann  in  den 
Kpfitcren  Jahren  gelegentlich  auch  hier  noch  in  militärischen 
Dienstleistungen  erwähnt,  doch  in  sehr  geringer  Anzahl;  auf 
die  eigentlieben  Förster  aber  scheint  man  gamicht  wieder  zu- 
rückgegrifien  zu  haben. 

Hatten  die  Kosten  flir  die  Zusammenziehung  der  neu- 
märkischen Forstbeamten  nach  den  ersten  Vorschlägen  des 
Kammerpräsidenten  aus  den  Beständen  der  vermögeudsten 
Kämmereien  entnommen  werden  sollen,  so  war  davon  doch 
bald  keine  Rede  mehr,  weil  die  eigentliche  Miliz  der 
Provinz  schon  genug  Lasten  auferlegte.  Was  Jäger  und 
Förster  an  Traktement  erhalten  haben,  ist  ihnen  von  Anfang 
an  aus  königlichen  Kassen  bezahlt  worden '). 

[Husaren.]  Die  neumärkischen  Pruvinzial-  oder  Kam- 
merhusaren, gelegentlich  wie  ihre  Kameraden  in  den  anderen 
Provinzen  auch  Landhusaren  genannt,  waren  das  eigenste 
Werk  des  Kammerpräsidenten  von  Rothenburg;  er  hatte  sie 
vorgeschlagen,  er  hatte  in  der  Anweisung  eines  Fonds  für  sie 
eine  sichere  materielle  G-rundlage  zu  erwirken  gewusst,  er 
brachte  sie  nun  auch  zustande.  In  drei  Wochen  waren  die 
Mannschaften  komplett,  es  waren  alles  geworbene  einheimische 
Bauern knec h te ,  auf  die  man  sich  also  verlassen  konnte.  Als 
Unteroffiziere  wurden  alte  Husaren  verwendet,  und  auch  an 
Offizieren  bald  die  nöthigen  PerBÖnbchkeiten  beachaflFt.  In 
kurzer  Zeit  war  auch  die  ganze  Eskadron  beritten.  Chef 
ward  der  Rittmeister  von  Maltitz,  ein  ehemaliger  Natzmer- 
Husar,  welcher  dann  im  Dezember  1759  durch  den  Rittmeister 
Schmidt,  bisherigen  Leutnant  vom  Landbataillon  Heider- 
städt  und  früheren  Feldwebel  vom  Regiment  Markgraf  Karl 
(Nr.  19)  ernetzt  wurde.  Die  Minister  hatten  die  Husaren  nur 
auf  drei  Monate  errichtet  wissen  wollen  und  gehofft,  sie  wür- 
den weiterhin  nicht  mehr  nüthig  sein.  Demnach  hatte  man 
erst  versucht,  alte  Montirungen  von  den  Kammern  der  ber- 
liner Zietcnhusaren  zu  erhalten,   und   erst  als  dies  vergeblich. 

')  Nach  Rechnungen  aus  dem  August  bis  November  1757  erhielten 
die  drei  Ufüziere  je  8,  der  Jäger  zu  Iferd  6,  der  zu  Fuss  4  Thlr.  monat- 
lich, alle  berittenen  ausserdem  aber  «ne  Kation. 
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solche  mit  allergrösater  Sparsamkeit  anfertigen  lassen'). 
Ebenso  war  die  Geld  verpfleg  uns  und  die  Rationen  ilusäerst 
knapp  bemessen  worden,  Nacndem  man  aber  eingesehen, 
daas  es  mit  den  drei  Monaten  doch  nicht  gethan  sein  werde, 
musste  man  die  K.'ikadron  wohl  oder  übel  auf  längere  Zeit, 
vor  allem  für  den  bevoi-stehenden  Winter  vorbereiten.  Jetzt 
erat  gab  ea  wirklich  volle  Montirung*)  und  Armatur,  die 
kleinen  Montirungsgelder  wurden,  allerdings  mit  ansgesuchter 
Sparsamkeit,  geordnet;  Au:  Soldsätze  muasten  erhöht,  die  Ra- 
tionen vergrössert  werden,  wenn  andei*»  man  von  den  Leuten 
und  den  Pferden  wirklich  schweren  Dienst  verlangen  wollte'). 
Und  die  Baufreiheitsgelder  reichten,  wie  wir  sehen  werden, 
aus ,  nm  auch  alle  dadurch  entstehenden  Mehrkosten  zu  be- 
streiten.  Bei  den  grossen  Anfoi-derungen ,  welche  dienwtlicli 
an  die  Uusareneskadron  gestellt  wurden,  bei  dem  beständigen 
Scharmutziren  mit  dem  Feinde  konnte  dieselbe  die  wenigst«^ 
Zeit  vollzählig  erhalten  werden,  und  die  Durch  seh  nittsstärke 
war  selten  über  80  Mann.  Wieder  ganz  auf  den  eigentlichen 
Sollbestand  von  100  Gemeinen  komplettirt  wurde  sie  1760  im 
Sommer  durch  den  damaligen  Kommandanten  von  Kllstrin, 
Oberst  von  Tadden,  und  ebenso  im  Frühjahr  1761,  als  Be- 
vem  den  Oberbefehl  auch  über  sammtliche  in  der  Neumark 
gamisonirenden  Truppen  übernommen  hatte.  Im  Februar 
1762,  als  der  Waffenstillstand  mit  den  Russen  nahe  bevoi-- 
stand,  abermals  vollzählig  gemacht,  ging  die  ncnmftrkiache 
Husar encskadron  dann,  wie  wir  schon  wissen,  mit  den  beiden 
ponunersehen  und  der  kurmUrki sehen  nach  dem  schlesischen 
Kriegsschauplatze  ab,  um  endlich  1763  nach  dem  Huberts- 
burger Frieden  ebenfalls  reduzirt  zu  werden. 

Grosse  kriegerische  Verwendung  konnte  nun  Ja  dies« 
kleine  Truppe  nicht  finden.  Dagegen  erfüllte  dieselbe  doch 
vollkommen  die  ihr  zugewiesenen  Aufgaben;  wie  schon  die 
blosse  Nachricht  von  ihrer  Errichtung  auch  den  Polen  einen 
heilsamen  Schreck  eingejagt  und  dieselben  von  unüberlegten 
Handlungen  zurückgehalten  hatte.  Die  Husaren  musatcn 
i^Umlieh,  speziell  in  Abwesenheit  eines  grosseren  Heeres,  den 
gesammten  militärischen  Sicherheitsdienst  in  der  Provinz 
wahrnehmen.  Sie  waren  daher  in  verschiedene  Quartiere : 
Küstrin,  Krossen  und  Landsberg  vertheilt,  patrouillirten  be- 
ständig an  der  polnischen  Grenze,  nach  Polen  hinein  und  gegen 
Schlesien  bis  hinunter  nach  Peitz.     Fortwahrende  kleine  öe- 


')  Die  MannBohafteu  erhielten  nur  Stiefel,  Beinkleiii,  Dolmann  und 
FilzmUtKe,  sowie  aus  dem  Zeugbauae  Slibel  und  Pistolen. 

')  Ale  Mitte  .September  1757  20  Husareü  oach  Peitz  delachirt  wurden, 
hatten   sie   noch,   da   es  in   Strömen   regnete  und   Mäntel   fehlten,   weiss- 
leinene  Kittel  von  der  Landmiliz  über  die  Dolwanna  zielien  mUsaen;  das 
,  mochte  wohl  einmal  gehen,  aber  nicht  dauernd, 
I  ')  Den  Etat  vergl.   Beilage  IX. 
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ffichtc  mit  den  Russen,  gelegentlich  wohl  atich  mit  den  Oeeter- 
reichcm,  waren  dabei  unausbleiblich,  und  die  Eskadron  be- 
währte »ich  auch  in  diesen  sehr  gut.  Kleinere  Kosaken- 
sehwanne  wagten  auf  eigene  Faust  daher  selten  etwas  zu 
unternehmen,  grüsseren  Massen  gegenüber  aber  konnten  doch 
wiwler  die  Husaren  niehts  ausrichten,  zumal  die  ganze  Eeka- 
dr<»n  selten  an  einem  Orte  beisammen  war.  Befanden  sich 
[ireussisehe  Armeen  oder  auch  nur  grössere  Korps  in  der 
Neumark,  MO  wurden  die  dortigen  Provinzialhiisaren  meist  zu 
diesen  gezogen,  wo  1758  zum  Detachement  Hordt,  1759  zum 
Dohna'schen  Korps,  mit  welchen  sie  den  Zug  nach  Polen  mit- 
machten, 1760  zur  Annee  des  Prinzen  Heinrich  u,  s.  w.  Ausser 
diesem  eigentlichen  Felddienst  gab  es  aber  auch  dann  und 
wann  wohl  einmal  einen  besonders  eiligen  und  wichtigen 
Transport  zu  eskortiren,  so  schon  im  Dezember  1757  einen 
grossen  üeldtransport  nach  Breslau,  wo  die  Husaren  sich  auch 
wieder  sehr  nützlich  erwiesen.  Das  spätere  Si-hicksal  der 
neumärkisclien  Eskadron,  so  ihren  Anthcil  an  der  ruhmvollen 
Affnire  bei  lleidersdorf'),  haben  wir  oben  schon  genügend 
kennen  gelernt;  gebührt  auch  speziell  in  diesem  letzteren  Falle 
den  pommerschen  Husaren  und  ihrem  Kommandeur  vielleicht 
<ler  erste  Rang,  so  haben  sich  doch  auch  die  Neumärker  ihrer 
Genossen  nicht  unwürdig  bewiesen. 

Zum  Schluss  einige  Worte  über  die  sogen.  Baufrei- 
heit sgel  der,  da  dies  der  Fonds  war,  aus  dem  die  ncu- 
inärkischen  Provinzialhusareu  bis  zum  Ende  Februar  1762 
imterhalten  wurden.  Die  erwillmten  Gelder  liefen  allmonat- 
lich in  der  Höhe  von  916*/a  Thalem  bei  der  neumärkischen 
Obers teuerkasse  ein;  es  waren  also  im  Jahre  11  OCO  Thaler. 
Aus  den  sicliersten  .\kzi8egefiillen  etatsmässig  angewiesen,  sind 
sie  withrend  der  Dauer  des  ganzen  Krieges  niemals  ausge- 
blieben oder  auch  nur  ins  Stocken  gerathen.  Der  eigent- 
liche Zweck  dieses  Fonds  war,  wie  der  Name  besagt,  der,  den 
in  den  Städten  neu  sich  Anbauenden  eine  Unterstützung  zu 
gewähren;  imd  es  ist  erkllirlicb  genug,  dass  ein  solcher  jetzt, 
wo  alle  Mittel  des  Landes  aufs  äusserste  zusammengehaltofl 
werden  musstcn,  nicht  verausgabt,  sondern  einbehalten  wurde.*). 

Von  diesen  11000  Thidern  jährlich  wurden  also  alle  Ko- 
sten der  neumUrkischen  lliisareneskadron,  einschliesslich  der 
l'ferde  und  der  Fourage,  der  grossen  und  kleinen  Montirung 

'j  Vergl.  oben.S  5i. 

"l  Uc'ber  liaufreiheits-  oder  Bauhilfsgel  dir  im  nllgeineiuen.  speziell 
in  cier  Kui-mark  vergl.  Wohn or,  Steuervcri:.  I.S.  214 ff. und  Schmoller: 
ZeilBchr.  f.  preucB,  Geaeh.  X,  S  302  und  Xll,  H.  741.  Iii  der  Kumisrlc 
wurden  damals  aus  den  dortigen  Baufreiheit^! dem  gelegentlieh,  ihrem 
i-igentlithen  Zwecke  entsprechend,  bedeutende  Kummen  an  Abeebrannte 
ge/.fihlt ;  in  der  Neumark  verbot  ee  die  weit  grossere  Noth  an  derartigeg 
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und  des  Ersatzes  der  ausserordeiitliL-lien  Verluste  bestritten, 
ja  es  war  sogar  noch  möglich,  aus  den  Baufreiheitsgeldem 
einige  Zuschüsse  für  spezielle  Bedürfnisse  der  Milizbataillone 
zu  machen.  Als  dann  mit  dem  März  1762  die  Husaren  auf 
die  Generalkriegskasse  übergingen,  ist  dieser  Fonds  dann 
vielleicht  für  das  nächste  Jahr  auschli esslich  zur  Deckung 
der  bei  der  Landmilizkasse  ausfallenden  Gelder  verwendet 
worden. 


Beilage  1*). 

Monatlicher  Yerpflegungsetat  eines  Batailions 
pommerseher  Landmiliz. 


(Vergl.  Seite  40). 

1    Kommandeur  (Major    oder   OberstleiKnant) 

4  Kapitäns,  je  15  Thlr.   .  ^ 

1  Adjutant,  einschliesislich  Zulage      .     . 
10  Leutnants,  je  6  Thlr 

5  Feldwebel,  je  2  Thlr.  20  g.  Gr.    .     . 
25  Unteroffiziere,  je  2  Thlr.  10  g.  Gr. 
10  Tambours,  je  2  Thlr.      ..... 

480  Gemeine,  96  auf  die  Kompanie,  je  2  Thlr 
Kompanieunkosten,  für  die  Kompanie  5  Thlr 
Gewehrgeld,  für  die  Kompanie  4  Thlr. 
Dem  Feldscheerer,  für  die  Kompanie  3  Thlr 

5  g.  Gr.  7  Pf. 


Thlr.  g.Gr.  Pf. 

24  —  — 
60  —  — 

9  —  — 

60  -  — 
14 
60 

20  —  — 

960  —  — 

25  —  — 
20  —  - 

16  3  11 


4     — 
10     — 


Summe  1268     17      11 


Anm.  1.  Später  wurden  die  Kompetenzen  des  Kommandeurs  um  4, 
die  Kompanieunkosten  auf  jede  Kompanie  um  3  Thlr.  erhöht,  das  Ba- 
taillon aber  auf  500  Gemeine  verstärkt;  seitdem  kostete  das  Bataillon 
monatlich  1327  Thlr.  17  g.  Gr.  11  Pf. 

Anm.  2.  Rationen  erhielt  der  Kommandeur  3,  der  Adjutant  1  un- 
entgeltlich vom  Proviantamt 

Anm.  3.  Die  jährliche  Montirung  kostete  für  das  Bataillon, 
einschliesslich  25  Tmr.  auf  jeden  Ofßzier,  rund  4000  Thlr. 


*)  JPür  Beilage  I— XII  ist  zu  bemerken,  dass  nach  dem  damals  fast 
in  allen  preussischen  Provinzen,  ausser  Ostpreussen,  geltenden  Münzfuss 
der  Thlr.  =  24  g.  Gr.  k  12  Pf.  gerechnet  wurde,  lieber  den  in  Ost- 
preussen gebräuchlichen  Münzfuss  vergl.  oben  S.  169  Anm.  1. 


Beilage  IL 

X«utllcher  Terfiegmagietot  4er  fmammAem 
PiwTtexUlhuMKa. 

a.     Die  eine  Eskadron  bis  zum  Oktober  1758. 
(Tagt  Seite  41). 

TU»,  t  Gr.  Pt  BaL 

1  Rittmeister 24     —     —  3 

3  Leutnant«,  je  15  Thlr^  2  Rationen     .        45     —     —  6 
8  Unteroffiziere,  je  4  Tblr.,  1  Ration     .        32    —     —  8 

1  Trompeter 4     —     —  1 

1  Fahnenschmied 4     —     —  1 

1  Feldscheerer 5    —     —  1 

100  Gemeine,  je  2'  t  Thlr..    1  Ration    .      250    —     —  100 

Kskadronunkosten 15     —     —  — 

Medizingeld  dem  Fel^seheerer  ....           5     —    —  — 

Medizingeld  dem  FahDenschmied   ...          2     12     —  — 

Summe  386     12     —  120 

Aam.  1.  I^  Bationen  erfolgtai  anaitgeltUch  rom  ProTJantantt 
Amn.  TL     Die  Offiziere  eifaieKen  ein  önmaligeB  Eqnipiiungagdd  Ton 

Je  40  TblnL,  Miwt  mnwten  rie  lich  alles  Tom  Tmktement  beecbaffiBo. 
Anm.  8.    Die  Hoatiniiig  der  Leute  ward  je  Dach  dem  Betu  weehaeln- 

den  Bedarf  eitraordinilr  bezahlt 

b.     Das  Husarenkorps  seit  Oktober  1758. 
(VergL  Säte  44). 

1.  Die  Leibeskadron.                         Thlr.  g.  Or.  Pf.  Bat 
Dem  Major  aU  Rittmeister  (inkl.  4  Ra- 
tionen auf  einen  Equipage  wagen)    .     .        40     —     —  10 

4  Leutnants,  je  20  Thlr.,  3  Rationen              80     —     —  12 

1  Wachtmeister 5     —     —  1 

7  Unteroffiziere,  je  4  Thlr.,  1  Ration     .        28     —     —  7 

1  Trompeter 4     —     —  1 

1  FahnenoL-liinicd 3     —     —  1 

1  Feldsdieerer 6     14     —  1 

110  Gemeine,  je  2';e  Tiilr.,   1  Ration     .       275     —     —  110 

Medizingcld .,           8     —     —  — 

Pferdearznei 2     13       2  — 

Reparaturgeld   für  Gewehre,  Montirung 

und  Reitzeug 10       3       7  — 

Summe  462       6      9  143 


Vn.  4.  185 

Thlr.  g.  Gr.  Pf.     Rat 
Uebertrag      462      6      9    143 

2.    Die  zweite  Eskadron  ebenso      462      6      9    143 

8.    Der  Stab. 

Dem  Major  Stabstraktement      ....        35    —    —      — 

1  aggregirter  Rittmeister 40    —     —       — 

1  Regimentsquartiermeister 17     18    —        3 

Totalsumme  1017      7      6    289 

Asm.  1.    Beschaffiing  der  Rationen  und  der  Montirung  wie  bisher. 
Anm.  2.    Die  Mannschaften  erhielten  täglich  2  Pfd.  Brod  unentgel^ 
Hch  aus  dem  kgl.  Magazin. 


Beilage  III. 

Monatlicher  Znlageetat  der  pommersehen  Frei-  und 

Bekmtenkompanien. 

a.  Zulage  bei  den  Freikompanien. 
*       (Vergl.  S.  48). 

I.  Die  erste  Kompanie:                           Thlr.  g.Gr.  Pf. 

1  Ki^itän  Traktement 28  12  — 

8  Leutnants,  je  6  Thlr 18  —  — 

6  Unteroffiziere,  je  12  g.  Gr 3  —  — 

3  Tambours,  je  12  g.  Gr 1  12  — 

144  Gemeine,  je  12  g.  Gr 72  —  - 

1  Kanonier —  12  — 

2  Stückknechte, Je  12  g.  Gr 1  —  — 

1  Feldscheerer  Traktement  und  Medizin    .     .       10  —  — 
Ptlr  jeden  Unteroffizier,  Tambour  und  Gemeinen 

zu  kleinen  Montirungsstücken  extra  4  g.  Gr. 

8V4  Pf. 29  21  2V4 

SummeTe?  9  2V4 

II.  Die  zweite  Kompanie  ebenso      .     164  9  2^/4 

Totalsumme  328  18  4^/2 


186  VII.  4. 

b.  Zulage  bei  den  Rekrutenkonipanien. 
(Vci^l.  8.  45). 

Auf  jede  Kompanie;  Thlr.  g.Gr.  Pf, 

1  Kapitän 14  8  — 

1  Premierleutnant 7  18  — 

1  Sekondleutnant 5  —  — 

1  Feldwebel -  16  - 

5  Unteroffiziere,  je  2  g.  Gr —  10  — 

2  Tambours .—  —  — 

100  Gemeine —  —  — 

Summe       28        4      — 

macht  auf  8  Kompanien 225  8  — 

Dazu:  2  Adjutanten  je  5  Thlr. 10  —  — 

1  Regiment»feld»fheerer 8  —  — 

2  FcuUfhcerer  auüKCrdeni,  je  4  Thlr.    .     .  8  —  — 

TotoUumme    251        8       — 

Anm.  1.    Aosser  den  Cheft  der  beiden  FreikompaDien  war  deren 

Eaazee  Personal  ebenso  wie  das  der  Rekrutenkompanien  ans  den 
andbatoi Honen  kommandirt,  bezog  daber  ausser  der  Zulage 
noeb  das  gewöhnliche  LandmOiztraktement  (vcrel,  dies  aof 
Beikge  I).  mlietreff  der  Rekrutenkompanien  veigl.  den  rast  überein- 
Ftimmenden  Etat  der  Bataillone  TRttan  und  Ktosch  (Ueiläge  IV). 

Anni.  2.  Alle  Offiziere,  die  Zulage  erhielten,  bekamen  keine  Hon- 
timnKsgelder  (wie  sonst  bei  der  Landmiiiz  je  25  Thlr.),  muBsten  sich  ^so 
ibrc  Uniform  selbst  anschaffen. 


Beilage  IV. 


Xonstllelier  Terpflegnngsetat  der  Bataillone 
Tettan  und  Stosch. 

(Vergl.  S.  17-H 

Thlr.  g.Gi 

1  Kommandeur 36  — 

4  KapitHna,  je  28  Tlilr.   12  k-  Gr 114  — 

5  Preniierlentnants,  je  13  Tlilr.  18  g.  Gr.  .     .  68  18 

6  Sekondleutnant.-i  (inkl.  1  Adjutant),  je  1 1  Tlilr.  66  — 

Dem  Adjutanten  Zulage 3  — 

5  Feldwebel,  je  3  Thlr.  12  g.  Gr 17  12 

25  Unteroffiziere,  je  2  Tlilr.  12  g.  Gr.    ...  62  12 

10  Tambours,  je  2  Tldr 20  — 


Summe     387 


Vn.  4.  187 

Thlr.  g.  Gr.  Pf. 

Uebertrag     387  18  — 

500  Gemeine,  je  2  Thlr 1000  —  — 

2  Feldseheerer,  je  5  Thlr 10  —  — 

Kompanie  Unkosten,   auf  die  Kompanie  7  Tlilr.         35  —  — 

Gewehrgeld,  auf  die  Kompanie  5  Thlr.      .     .         25  —  — 

Medizingeld,  auf  die  Kompanie  4  Thlr,      .     .         20  —  — 
Jedes    Bataillon  dae   halbe  Traktenient  eine» 

Regimentsauarticrmeisters 11  22  — 

Jedes   Bataillon   da«   halbe  Ti'aktcmcnt   eines 

Regimentsfeldscheerers 10  —  — 

Summe    1499  16  — 

Anm.  Die  üf^ziere  erhielten  wie  bei  allen  stehenden  Trappen  kein 
HontiiungBgeld,  miiBsten  uch  also  die  Unifonn  vom  Trsktement  selbst 
anschaffen.  Ein  fester  Montininesetat  ßr  die  Mannschaften  hst  nicht 
eiistüt ,  doch  wird  die  jährliche  Änsgabe  dafür  auch  etwas  höher  als  bei 
den  Landbataillonen  gewesen  sein  (Beilage  I,  Anm.  S). 


Beilage  V. 

TeTtbellang  der  Mannschaften  und  der  Kosten  fflr  die 

Killz  auf  Hinterpommem,  Torpommern  and  die 

Tckermark. 

(VergL  a  60). 

a.  Vertheilung  der  Mannschaften  nach  der 
Bevölkerungsziffer  (IVa  Prozent). 
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b.  Vertheilung  der  Kosten  auf  die  drei  Provinzen 
nach  (fem  Mannschaftskontingent. 
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Beilage  VI. 
NebenmodDB  zum  Landmltl^eld  In  Fornmem. 

(Vergl.  S.  69). 
Es  haben  auf  das  Quartal  zu  zahlen: 

Thir.  g.  Gr.  Pf. 

1.  Ein  Pächter  von  jedem  100  Thlr.  jahrlicher 
Pension  (j=  Pacht),  ausser  der  gewöhnlichen 
ZuBchubeteuer,  und  ohne  dass  sie  solche 
der  Herrschaft  an  der  ordinären  Pacht  ab- 
rechnen sollen —      12    — 

2.  Ein  Freischulz,  der  nicht  kontribuiret,  von 

jeder  Landhufe —  12  — 

3.  Ein  PachtmuUer  von  jedem  Gange    ...  1  —  — 

4.  Ein  ErbmUller  von  jedem  Gange  ....  1  8  — 

5.  Ein  Windmüller  überhaupt —  16  — 

6.  Ein  Schneidern  Ell!  er  ilberhaupt 1  —  — 

7.  Ein  Schäfer  von  jedem  100  eigener  oder 
sogen.  Hollungs(?)-Schaafe,  exkl.  des  Wal- 
purgis-Schanfes —  16  — 


Vn.  4.  189 

Thlr.        g.  Gr.  Pf. 

8.  Ein  Schäferknecht  nach  der  Anzahl  seiner 

Schaafe^  und  zwar  von  je  25  Stück  .     .    —  4    — 

9.  Ein  Ziegehneister 1  —    — 

10.  Ein  Zimmermann —  4    — 

11.  Ein  Leinweber —  4     — 

12.  Ein  Krüger  vom  Schank —  4     — 

18.  Ein  Rademacher —  4    — 

14.  Ein  Kohlenbrenner —  4  — 

15.  Ein  Schneider —  4  — 

16.  Ein  Schmied —  4  — 

18.*)  Ein  neuangelegter  Bauer  oder  Holz-Kathe, 

sofern  dieselben  nicht  noch  in  den  Frei- 
jahren stehen  und  sie  vermöge  ihrer  er- 
haltenen Verschreibungen  nicht  von  allen 
oneribus  zu  Kriegszeiten  befreiet  worden,     —    8 — 12     — 

19.  Ein  Büdner —  4    — 

20.  Ein  jeder  Prediger  und  Küster  von  iedem 
Wispel  Messkom  und  Aussaat  auf  oen  in 
Kultur  habenden  Acker  (welches  auch  von 
einem  Priester-Colono  ratione  der  Aussaat 

zu  verstehen) —  8     — 

21.  Ein    jeder    Pfarrbauer,    der    nicht    kon- 

tribuirt,  für  die  Landhufe —  12     — 

*)  Nr.  17.  Ein  Knecht  von  seinem  Lohn  2,  und  eine  Magd 
1  g.  Gr.  kam  alsbald  auf  Antrag  der  Stände  in  Fort&ll  und  ist  gamicnt 
erhoben  worden.    (Vergl.  S.  69). 


Beilage  VIL 

Tarif  des  Landmillzimpostes  in  Pommern. 

(Vergl.  S.  77). 

Zur  Aufbringung    der  Verpflegung   ftir    die  Landmiliz    wird 

während  des  Krieges  von  nachstehenden  Konsumptibilien  und 

Waaren  ausser  der  gewöhnlichen  Akzise  erhoben: 

1.  von  Getränken: 

TWr.  g.  Gr.  Pf. 

1  Ohm  Pretieuse  und  süsse  Weine,  als  Sekte     .  1  —  — 

1  Ohm  Rheinwein —  16  — 

1  Oxhoft  allerhand  Franz- Wein,    worunter  Mus- 
kat-Wein       —  12  — 

1  Oxhoft  Franzbranntwein —  16  — 


190  VII.  4. 

Thlr.  g.  Gr.  Pf. 
1  Quart  Daiiziger   und  anderer  fremder  Brannt- 
wein    —  —       S 

1  Oxlioft  Wcinesnig —  4    — 

1  Tonne  fremdes  Bier —  2     — 

1  Tonne  einlandist-lies  Bier  aus  amlercn  Städten     —  1     — 

1  Spitzling  Branntwein  durchgebend«   ....     —  4    — 

1  Tonne  Metli —  4     — 

2.  von  Getreide  zur  Konsiinip tion. 

Thlr.  g.  Gr.  Pf. 

1  Wi«pel  Erhson —  4     — 

1         „        Griitze  dnrcligoliends —  4     — 

1         „        Hafer —  2     — 

1          „        rohes  Grützkom —  2     — 

1        „        Weizen,     sowohl    zum    Scharren-    als 

Haus-Bairken —  4     — 

1    Wispel    Roggen,    sowohl  zum    Scharren-    aU 

Haus-Backen —  4     — 

1  Wispel  Malz —  4     — 

1         „        Branntwein-Schrot*) 

3.   von   Schlachtvieh. 

Thlr.  g.  Gr.  Pf. 
1  Ochse  durchgehends,  öon-ohl  zum  Scharren-  als 

Haus-Schlachlen —  4     — 

1  Kuh -  2- 

I  Kaii)  oder  Hanmiel —  —       3 

1  Sehwein —  —       4 

1  Lammzickel —  —       1 

1  Gans  oder  Pute —  —       1 

1  Spanferkel —  —       1 

4.   von  allerhand  Yiktualien. 

Thlr.  g.  Gr.  Pf. 

1  Thlr.   allerhand   Viktualien    gehen     ....     —  —       3 

1       „        allerhand  Wildpret _  _       S 

5.  von  allerhanil  Kaufmannschaften. 

Thlr.  g.  Gr.  Pf. 
Von  jedem  Tldr.  Jlatorial-,  Kram-  und  Gewürz- 

waaren ___      3 

Von    jedem   Thlr.    einliiiKliÄchc   Fabrikenwaai-en 

als'Xachsclm.ss _—       3 

Von  jedem  Thlr.  allerhand  Galanteriewaaren     .     —  —       3 

*)  Der  Ansatz  hierfUr  fehlt  in  der  Ausfertigung. 


Vn.  4.  191 

Thlr.  g.  Gr.  Pf. 

Von  jedem  Thlr.  allerhand  Eisen-  und  Metall- 

ifiraaren  ~^  — ~  3 

Von  jedem  Tlilr.  Talg    .     .     .     .'   .     .     .*   /   .'  —  _  3 

Von  jedem  Thlr.  allerhand  Vieh  zur  Handlung  —  —  3 

Faden  lang  Holz —  —  8 

Faden  kurz  Holz —  —  4 

Fuder  zu  3—4  Pferden —  —  2 

Fuder  zu  2  Pferden —  —  1 

Von  jedem  Thlr.  Leder  und  lederne  Waaren    .  —  —  3 

Tonne  feiner  Honig 1  —  — 

Tonne  Rauch-Honig  durchgehends    ....  —  —  6 

Stein  Seife —  —  2 

Tonne  grüne  oder  schwarze  Seife  durchgehends  —  —  6 

Bottich  weisse  Stärke,  fremde —  2  — 

Riess  Papier  durchgehends —  —  1 

Komödianten,  Glückstöpfer,  Okulisten  täglich   .1  —  — 

Schock  eichene  Dielen  durchgehends     ...  —  2  — 

Schock  fichtene  Dielen  durchgehends    ...  —  1  — 

Fuder  Klapp-Holz —  —  3 

Schock  Band-Stöcke —  —  1 

Fuder  Böttcherarbeit —  1  — 

Fuder  Nutzholz,  gross —  —  6 

Fuder  Nutzholz,  klein —  —  3 

Schock  Felgen —  —  4 

Paar  Wagenräder —  —  3 

Schock  Latten  durchgehends —  —  3 

grosses  Fuder  Borke —  —  4 

kleines  Fuder  Borke —  —  2 

Fuder  Mulden  und  hölzerne  Waaren     ...  —  1  — 

Fuder  Kacheln,  Töpfe  durchgehends     ...  —  —  6 

00  Dach-  und  Mauersteine —  —  2 

Last  Kalk —  —  6 

grosses  Fuder  Kohlen —  —  4 

kleines  Fuder  Kohlen .  —  —  2 

grosses  Fuder  Heu,  so  zum  Markte  kommt   .  —  —  4 

kleines  Fuder  Heu,  so  zum  Markte  kommt    .  —  —  2 

Schock  Stroh  und  Rohr —  —  2 

Fuder  Torf —  —  1 


Beilage  Vm. 

Monatlicher  Verpfl^angsetat  eines  Bataillone 
neomlrklecher  Landmillz. 

(VergL  3.  110). 

Thir.  g.  Gr.  Pt 

1  Komnmiideur   (Major  oder  Oberstleutnant)  20  —  — 

3  Kapitäns,  je  15  Tülr. 45  —  — 

12  Leutnants  (inkl.  1  Adjutant),  je  6  ThIr.      .  72  —  — 

Dem  Adjutanten  Zulage 2  —  — 

4  Feldwebel,  je  2  Thfr.  20  g.  Gr. 11  8  — 

86  Unteroffiziere,  je  2  ThIr.  10  g.Ör.     .     .     .  87  —  — 

12  Tambours,  je  2  Thlr 24  —  — 

488  Gemeine,  je  2  Thlr 976  —  — 

KotßpanieunkoBten  | 

Gewehrgeld  [fllr  jede  Kompanie  12  Thlr.       48     —     — 

Medizingeld  | 

Bationen,  dem  Kommandeur  2,  dem  Adjutanten  I, 

je  4  Thlr. ■      12    —     — 

Summe  1297      F^ 

Änm.  1.    Die  Bationen  bezahlte  also  hier  auch  die  Mlizkasse. 

Anm.  2.  Eia  fester  Montirmigsetat  eiiBtirte  nicht,  die  einzelnen 
Stitcke  wurden  ent  neu  gegetien,  wenn  sie  dringend  notowendig  waren. 
Üe  Offiüere  erhielten  unr  alle  l'/i  Jahr  25  Thlr.  zn  neuer  Hontirnng. 


Beilage  IX 

Sonatlicher  TerpflegDogsetat  der  neiunXrkiBeheii 
FrOTlnztalhiiBaren-Eskadron. 

(Vei^L  8.  181> 

Tbl»,  g.  (it.  Pf.  Rat 

1  Rittmeister 32  —  ^  3 

2  Leutnants,  je  16  Thlr.,  2  Rationen  .     .       32  —  —  4 

1  Wachtmeister 5  12  —  1 

6  Unteroffiziere,  je  i'li  Thlr.,  1  Ration   .       27  —  —  6 

1  Trompeter 4  12  —  1 

100  Gemeine,  je  2Vi  Thlr.,  1   Ration  .     .     250  --  —  100 

Eskadron  im  kosten 18  —  —  — 

Medizingeld 2  —  —  — 

Summe     371  —  —  115 


VII.  4.  193 

Anm.  1.  Die  Rationen  gab  nicht  das  Proviantamt,  sie  worden 
aus  den  Baufreiheitseeldem  vom  Lande  beschafft. 

Anm.  2.  Die  (^fiziere  erhielten  kein  Equipirungsgeld,  sie  mussten 
sich  alles  vom  Traktement  beschaffen. 

Anm.  3.  Verbesserungen  seit  1758:  Der  Rittmeister  erhielt 
fortan  6,  der  Leutnant  3  Rationen ;  den  Mannschaften  wurde  täglich  un- 
entgeltlich IV2  Pfd.  Brod  ans  dem  königl.  Magazin  geliefert. 

Anm.  4.  Die  Montirung  der  Leute  ward  je  nach  dem  wechseln- 
den Bedarf  extraordinär  bezahlt. 


Beilage  X. 

3[onatlicher  Yerpflegungsetat  des  magdeburgischen 

ProTinzialhusarenkorps. 

(Vergl.  S.  130). 

Thlr.  g.  Gr.  Pf.    Rat. 

Oberst  Collignon  als  Chef 30  —  —  4 

1  Offizier  (Leutnant) 20  —  —  3 

1  Wachtmeister 6  —  —  1 

2  Korporale,  je  5  Thlr.,  1  Ration    ...       10  —  —  2 
30  Gemeine,  je  4  Thlr.,  1  Ration    .     .     .120  —  —  30 

Summe     186      —     —     40 

Anm.  1.  Die  Rationen,  jede  täglich  5  Pfd.  Heu  und  3  Metzen  Hafer, 
lieferte  das  Proviantamt,  bezw.  das  Land  gegen  Vergütigung  aus  der 
kgl.  Marschkasse. 

Anm.  2.  Ein  Equipirungs-  oder  Montirungsgeld  ward  nicht  gewährt, 
Collignon  übernahm  auf  seine  Rechnung  die  gesammte  Elinrichtung  ein- 
schliesslich Armatur,  Montirung  und  Remonte. 


Beilage  XI. 

Monatlicher  Yerpflegungsetat  des  knrmärkisehen 
Landmillzreglmentes  Borek. 

a.  Erster  Etat  vom  September  1757. 

(Vergl.  8.  140). 

Thlr.  g.  Gr.  Pf. 
Der  Chef  Stabs  traktement  (40  Thlr.)    uml  als 

Kapitän  (15  Thlr.)    .     •     •     ^ 55     —     — 

Der  Chef  6  Rationen,  jede  zu  4  Thlr    .     .     .         24     —     — 

Summe     79     —    — 

Forschungen  (31)  VII.  4.  -  Sehwartz.  13 


194  VU.  4. 

Thlr.  g.  Gr.  Pf. 

Uebertrag  79  —  — 
3  Bataillon»koni]nftndeiire  Htabstraktement  (je 

20  Thlr.)  und  als  Kapitäns  (je  15  Thlr.)  .  105  —  — 
3  Batnillonükommandeure  je  2  Rationen,  zu  je 

4  Thlr. : 24  —  — 

14  Kapitäns,  je  15  Thlr.        210  —  — 

54  Leutnants,  je  6  Thlr 324  —  — 

3  Adjutanten,  je  8  Thlr 24  —  — 

3  Adjutanten,  je  1  Ration  ä  4  Thlv.      ...  12  —  — 

18  Feldwebel,  je  3  Thlr 54  _  _ 

180  Unteroffiziere,  je  2Vi!  Thlr 45O  —  — 

54  Tambours,  je  2  Thlr 108  —  — 

3500  Gemeine,  je  2  Thlr 7000  —  — 

1   Regimcntsquartierme  ister 20  ^  — 

1  Regimentssehreiber  {zugleleh  statt  Auditeur)  10  —  - 
Kompanieun kosten   und   Gewehrreparatur  auf 

18  Kompanien,  je  15  Thlr 270  —  — 

Medizingelder   auf  18  Kompanien,  je  8  Thlr. 


Summe     8834     —     — 

Adid.  1.  l>ie  Kationen  wurden  aleo  hier  in  Geld  vergütet  und 
miusten  aus  der  Landmilizkasse  beiablt  werden. 

Ann).  2.  Für  grosse  und  kleine  Montirung  fehlte  ein  Etat,  die  erste 
volle  Montirung  kostete  16  126  Thlr.:  die  Suboltemofli ziere  erhielten  im 
November  1758  für  das  erste  Jabr  aEtcbtrSglich  je  25  Thlr.  Montirungsgeld. 

b.  Reduzirter  Etat  seit  dem  1.  Februar  1759. 
(Verel.  S.  142). 

Thlr.  g.  Gr.  Pf. 
Dem  Chef  Stabs traktement  (40  Thlr.)  und  als 

Kapitän  (15  Thlr.) 55  _  _ 

Dem  Chef  6  Rationen,  jede  zu  4  Thlr.       .     .  24  —  — 
3  Bataillonskommandeure  Stabs traktement  (je 

20  Thlr.)  und  als  Kapitäns  (je  15  Thlr.)     .  105  —  — 
3  Bataillonskomniandeure,  je  2  Rationen,  zu  je 

4  Thlr ■  .  24  —  — 

11  Kapitäns,    je  15  Thlr 165  —  — 

30  Leutnante  j.-  6  Thlr 180  —  — 

3  Adjutanten,  je  6  Thlr 18  —  - 

3  Adjutanten,  je  eine  Ration,  zu  je  4  Thlr.    .  12  —  — 

15  Feldwebel,  je  3  'I'hlr.  .     .     .   ' 45  -  _ 

120  UnterofHzioro.  jr  2'  i  Tlilr 300  —  — 

30  Tambours,  je  2  Thlr 60  —  — 

1530  Gemeine,  je  2  Thlr 3060  —  — 

1   Rcf^rimeTitMiiuartienne  ister 20  —  — 

1  Kcgimentssehreiber  (zugleich  statt  Auditeur)  10  —  — 

Summe  4078  —  - — 


VII.  4.  195 

Thir.  g.  Gr.  Pf. 
Uebertrag     4078     —     — 

1  Regimentsfeldscheerer,  einschliesslich  Medizin- 

gejfd  ftlr  alle  15  Kompanien 100     —     — 

1  Profoss  zur  Hälfte  mit  dem  Regiment  J  ung- 

Wegnem 1       6     — 

Kompanieunkosten    und   Gewehrreparatur  auf 

15  Kompanien,  je  15  Thlr 225     —     — 

Summe    4404       6     — 

Anm.  1.     Rationen  wie  bisher. 

Anm.  2.  Die  Montirungsauagaben  waren  genau  etatisirt:  Die  48  Offi- 
ziere erhielten  monatlich  je  2  Thb.  d.  h.  jährlich  24  Thlr.  Für  1695 
Mann  vom  Feldwebel  abwärts  waren  zu  einmaliger  grosser  Montirang  für 
das  Jahr  5085  Thlr.  ausgesetzt;  ausserdem  wurden  auf  jeden  Mann  monat- 
lich 8  s.  Gr.  zu  kleiner  Montirung  gut  gethan,  d.  h.  jährlich  im  Ganzen 
6780  Thlr.  Die  Gesammtkosten  rar  die  Montirung  des  Regimentes  be- 
trugen also  auf  das  Jahr  13017  Thlr. 


Beilage  XII. 


Tarif  des  Landmlllzlmpostes  in  der  Eurmarli. 

(Vergl.  S.  153). 

Thlr.  g.  Gr.  Pf. 

1.  Süsser  Wein,  ä  Eimer —  12  — 

2.  Französischer  Wein  ä  Eimer —  4  — 

3.  Rheinwein  ä  Eimer —  8  — 

4.  Fremdes  Bier  k  Tonne —  2  — 

5.  Kurstädtisebes    Land-    und   Krossener    Bier 

ä  Tonne —  1  — 

6.  Malz  ohne  Unterschied  k  Wispel     ....  —  4  — 

7.  Koggen  zum  Scharren-Backen  k  Wispel  .     .  —  4  — 

8.  Ochsen    zum    Schlachten    ohne    Unterschied 

a  Stück —  4  — 

9.  Kühe  k  Stück —  2  — 

10.  Seh  weine  k  Stück —  1  — 

11.  Kälber,  Hammel,  Böcke  und  Ziegen  ä  Stück  —  —  3 

12.  Lämmer  ä  Stück —  —  1 

13.  Viktualien,  Seefische  pro  Thlr —  —  3 

14.  Viktualien  von  fremden  Verkäufern  pro  Thlr.  —  —  4 

15.  Säch-sische     und     fremde     Galan teriewaaren 

pro  Thlr -—  3 

16.  Spezerei,  Zucker,  Kanten  und  andere  Kram- 

waaren  pro  Thlr —  —  3 
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